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Vorwort zur erftien Auflage. 


An die afademifhe Jugend. 


Wer in einem Lehrbuche nur eine Anweiſung zur Vorbeteitung 
für Prüfungen fucht, wird zwar hoffentlich auch bei diefem Lehr- 
buche feine Rechnung finden; es wird ihm jedoch der befte und 
fruchtbarfte Theil deſſelben entgehen oder gleichgültig bleiben. Die 
pofitiven Einzelheiten, die das gegebene Material der Wiffenfchaft 
find, bilden noch nicht die Wiſſenſchaft ſelbſt. Nur wer zuerft die 
letztere jucht, wird fich Die erfteren auf die wahre, für Praxis und 
Leben fruchtbare Weile aneignen. . _ 

Mögen daher Diejenigen; die ſich durch dies Lehrbuch in das 
Strafrecht einführen laſſen wollen, fchon der Einleitung, der nicht 
ohne Abfiht eine ausführliche Darftellung gewidmet worden tft, 
ein befonnenes Nachdenken ſchenken und fie nicht in der irrigen 
Anficht durcheilen, daß das Wichtige und der vollen Aufmerkſam⸗ 
feit Würdige erſt nachfolge. Mögen fie fi ein lebendiges Ver⸗ 
ftändniß der Straftheorien und ihres fortichreitenden Zufammen- 
hanges zu verihaffen ſuchen. Mögen fie in dem ganzen Werte 
die ohnehin Furze und gedrängte Erörterung der Principien, bei 
der von dem Philofophifchen aller philofophiich fein ſollende Formel- 
kram forgfältig ausgefchteden und nur Dasjenige feftgehalten wor⸗ 
den ift, mas jedem denfenden Kopfe als weſentlich erjcheinen muß, 
nicht für bloßes Beiweſen halten. Mögen fie den Beweis liefern, 
daß der Geift der Wiflenfchaftlichfeit, über deſſen Abnahme faft 
allgemein Klage geführt wird, in der akademiſchen Jugend nicht 
erftorben iſt. Wo bliebe der Fortfchritt und die Wiſſenſchaft, wenn 
jener Sinn der Dürftigkeit, der fih an den pofitiven Einzelheiten 
jättigt, ohne auf ihre tiefere innere Verbindung und auf ihren 
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gedankenmäßigen Urſprung achten zu wollen, immer mehr um ſich 
griffe? Woher ſollte je das Beſſere kommen, wenn das auf- 
blühende Geſchlecht ſich immer nur auf die Reception des ſchon 
vorhandenen Poſitiven, welches das Ergebniß der Arbeit früherer 
Geſchlechter iſt, bejchränfen wollte? Einen ausdauernden Fleiß 
dem Poſitiven zuwenden, deſſen Mißachtung zur Oberflächlichkeit 
und zum Dünkel führt; zugleich aber der wiſſenſchaftlichen Durch⸗ 
dringung und Prüfung des gegebenen Stoffes ſtets die geiftige 
Friſche und Rührigkeit entgegenbringen: das tft der mahre 
Studiengeift, mit dem auch dies Buch benußt werden möchte. 

Der Verfaſſer würde fich für feine Arbeit hoch belohnt finden, 
wenn fie auch nur ein Weniges dazu beitrüge, die Lebensgeifter 
echter Wiſſenſchaft in der ftudirenden Jugend Deutfchlands wieder 
zu belleren Flammen anzufacen. 

Berlin, am 21. Juni 1857. 


Vorwort zur neunten Auflage. 


Die bemerfenswertben Neuerungen, welche diefe Auflage 
bringt, waren durch den Fortgang der Gefehgebung geboten. Es 
handelte fi einerfeit8 um Einarbeitung ſchon geltenden neuen 
Rechts, nämlich der Novelle von 1876, andererfeit um Berück⸗ 
fihtigung bevorftehenden neuen Rechts, nämlih der jüngften 
Reichsjuſtizgeſetze. 

Die Novelle hatte ich ſchon vor ihrer Publikation mit den 
nöthigften Anmerkungen für meine Zuhörer drucken laſſen und den. 
Abdrud, als legten Bogen, der achten Auflage nachträglich beige 
geben. Für die neunte Auflage handelte e8 fih um eine dog- 
matifche Verarbeitung der Novelle. Manche Beftimmungen diefes 
mangelhaften Reformgejeßes nötbigten mich zu nicht unbeträcht⸗ 
lichen Aenderungen oder Einſchaltungen: fo die über Verantwort- 
Kichfeit der Eltern $. 361 Nr. 9, über Antragsfälle 8. 64, über 
Anftiftung und Erbietung $. 49a, über Vergeben diplomatiicher 
Perſonen $. 353 a; andere mußten mwenigftens nebenher berüd- 
fihtigt und in das richtige Verhältniß zu dem alten Gefehesterte 
geftellt werden. 

Wenn es ſich bei der Novelle von felbft verftand, daß ihr 
Inhalt an die Stelle des älteren Rechtes treten mußte und legtereö 
nur noch in geſchichtlichem Rüdblid zu erwähnen war, jo drängte fich 
bei den neueften Reihsjuftizgefegen, von denen nicht nur die 
Strafproceßordnung und die Konkursordnung, fondern auch die 
Civilproceßordnung in das Strafrecht eingreifen, die Frage auf, 
ob es nicht für die Studentenfchaft wünſchenswerth fet, auch die 
Anordnungen diefer Geſetze ſchon an die Stelle des alten Rechtes 
zu feten. Wäre das alte Recht Partikularrecht, jo würde ich es 
wahrſcheinlich dur das Fünftige Neichsrecht erſetzt haben, um 
gegen den PBartikularismus die Einheit einzutaufchen. Da aber 
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das alte Recht Reichsrecht, demſelben ohnehin noch eine mehr- 
jährige Exiſtenz geſichert tft, jo bielt ih für ungehörig, es jet 
ſchon zu löſchen oder es nur geſchichtlich zu behandeln; ich habe es 
als dogmatiiches Recht beibehalten und das neue Recht ihm in ge- 
ſchichtlichem Vorblick beigefellt. 

Strafrechtliche Nebengeſetze habe ich grundſätzlich nur neben⸗ 
her berührt. Ihre Bearbeitung hat nie und nirgend zum regel⸗ 
mäßigen Lehrkurſus gehört. Ein Lehrbuch des Deutſchen Straf⸗ 
rechtes findet an dem Strafgeſetzbuche für das Deutſche Reich, 
welches an die Stelle des gemeinen Rechtes getreten iſt, ſeinen 
natürlichen geſetzlichen Rahmen. Was darüber hinausgeht, davon 
eignet ſich Mandes, wie 3. B. das Preßgeſetz, für befondere 
Schriften und für Heine öffentlihe Vorlefungen, während das 
Meifte, und nicht bloß die Geſetze über Tabad, Zuder, Brannt- 
wein, Braumalz, Pocken⸗Impfung und Aehnliches, der Praxis zu 
überlaffen ift. Die Univerfität ift nicht eine Anftalt zur Einlernung 
aller Reichsgeſetze. 

Charlottenburg, im Mat 1877. 
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„Amicus Plato, 
sed magis amica veritas.‘“ 


Finleitung. 


8. 1. 
Gruppirung der Gegenstände der Einleitung. 


Die Gegenftände der Einleitung des Strafrechtes ftellen fich 
in drei Gruppen, deren jede ein eigenthümliches Gepräge trägt. 

Die erfte derfelben ruht auf einer allgemein wiſſenſchaftlichen 
Nothwendigkeit, welche ſich bei allen, auch den ganz abftraften 
und auf Fein geſchichtliches Material: gebaueten Wiſſenſchaften 
geltend macht. Es ftehen in diefer Gruppe: der Begriff des 
Strafrechtes, die Ableitung des ftrafrechtlihen Principes und 
das Verhältniß des Strafrechtes zu bei- und übergeord- 
neten Wiſſenſchaften (die encyflopädiiche Stellung deflelben). 
Sie ift philoſophiſchen Inhaltes. 

Die zweite derjelben ruht auf der befonderen pofitiven und 
geſchichtlichen Beichaffenheit der ganzen Rechtswiſſenſchaft. Sie 
umfaßt die Geſchichte und die gefchichtlih gegebenen Quellen 
des Strafrechtes. Sie tft hiſtor iſchen Inhaltes. 

Sm der dritten Gruppe vereinigen ſich die Hülfsmittel 
unferer Wiffenfhaft: die |. g. Hülfsftudien und die Lit- 
teratur. 
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„Amicus Plato, 
sed magis amica veritas.‘“ 


Finleitung. 


8. 1. 
Gruppirung der Gegenftände der Einleitung. 

Die Gegenftände der Einleitung des Strafrechtes ftellen fich 
in Drei Gruppen, deren jede ein eigenthümliches Gepräge trägt. 

Die erfte derjelben ruht auf einer allgemein wiſſenſchaftlichen 
Nothwendigkeit, welche ſich bei allen, auch den ganz abftraften 
und auf ein gejchichtlihes Material: gebaueten Wiſſenſchaften 
geltend macht. Es ftehen in diefer Gruppe: der Begriff des 
Strafrechtes, die Ableitung des ftrafrechtlihen Principes und 
das Berhältniß des Strafredhtes zu bei- und übergeord- 
neten Wiffenfhaften (die encyklopädiſche Stellung defielben). 
Sie tft philoſophiſchen Inhaltes. 

Die zweite derfelben ruht auf der befonderen pofitiven und 
gefchichtlichen Beichaffenheit der ganzen Rechtswiſſenſchaft. Sie 
umfaßt die Geſchichte und die geichichtlich gegebenen Quellen 
des Strafrechtes. Sie ift Hiftorifchen Inhaltes. 

In der dritten Gruppe vereinigen fich die Hülfsmittel 
unferer Wiffenfhaft: die |. g. Hülfsftudien und die Lit- 
teratur. 


Berner, Strafreht. 9. Aufl. 1 


Erite Gruppe. 


Begriff des Strafrechtes, 
Ableitung des ftrafrechtlichen Principe und encyflopädifche 
Stellung diefer Wiſſenſchaft. 


8. 2. 
Unerläßlichfeit des philoſophiſchen Standpunktes. 


1) Der Begriff einer darzuftellenden Wiſſenſchaft muß gleich 
über die Eingangspforte der Darftellung gejchrieben werden. Dies 
fordert der Lehrzweck. Der in die Wiſſenſchaft Eintretende muß 
Jogleich in derjelben orientirt und vor einer falſchen Auffaffung 
gefichert werden. 

2) Aber die Angabe des Begriffes ift nur die anfündigende 
Inſchrift am Gebäude der Wiſſenſchaft, noch Fein Theil des Ge- 
bäudes ſelbſt. Die Wiſſenſchaft felbft beginnt erft mit der Ablei- 
tung des Principes, das des Gebäudes Fundament if. Hierzu 
ift daher fortzugehen, ſobald man durch die Begriffsangabe der 
erften Forderung des Lehrzweckes genügt bat. 

Dies wird freilich nicht allgemein anerkannt. 

Es giebt nämlich zwei Arten, eine Specialwiſſenſchaft mit- 
zutbeilen. Entweder man jucht diefelbe als ein in ſich ſelbſt 
völlig gerundetes und abgejchloffenes Ganzes zu behan- 
deln. Oder man berüdjihtigt ihre Abhängigfeit vom höch— 
ten Wiffen und beginnt daher damit, fie aus diefem höchſten 
Wiſſen (der Philojophie) abzuleiten. 

Das Erftere ift die empiriſche Darftellungsweife. Sie 
gtebt den Stoff der Wiſſenſchaft, wie fie ihn aufgefammelt hat, in 
einer möglichſt überfichtlihen, aber völlig äußerlichden Anorönung, 
und fümmert fi nicht um den einheitlichen, gebanfenmäßigen 
Urfprung des ganzen Stoffes. 


Bon der Unerläßlichkeit des philofophifchen Standpunkte. 3 


Das Zweite ift die wahrhaft wiſſenſchaftliche Daritel- 
lungsweiſe. Denn in der Vhilojophie liegen die Gedankenwurzeln, 
die Fundamente der Specialwiſſenſchaften. Davon abfehen, heißt 
in die Luft bauen und die darzuftellende Wiflenfchaft ohne Grund- 
lage anfangen, — heißt den Charakter der Wiſſenſchaftlichkeit ver⸗ 
leugnen. 

Freilich tft auch die Philoſophie nichts Fertiges und unbe— 
dingt Feſtes. Noch bat Fein einziges philoſophiſches Syſtem ſich 
eine ungetheilte, allgemeine Anerkennung errungen. Deshalb wird 
unſere Darſtellung des Strafrechtes auch bei einer Ableitung aus 
der Philoſophie nichts Fertiges und unbedingt Anzuerkennendes 
werden fünnen. 

Dennoch kann der wilfenfchaftlich gefinnte Bearbeiter einer 
Specialwifjenfchaft ſich einer ſolchen Ableitung, deren Ausſchließung 
immer nur aus einem unwillenfchaftlichen Intereſſe hervorgegangen 
fein Fünnte, nimmer entziehen. Er kann nur dahin ftreben, feine 
Specialwiſſenſchaft beftändig im Fluſſe des gemeinjamen 
MWerdeng mit der Philoſophie zu erhalten. — 

3) Es kann eine untergeordnete Wiſſenſchaft auch nicht völlig 
gewußt und richtig angefangen werden ohne ein Willen um die 
ihr zunächſt bei» und übergeordneten Wiſſenſchaften. Als Glied 
in dem Gefammtorganismus der Wiflenichaften muß fie zu den 
an fie angrenzenden Wiſſenſchaften in irgend einem Verhält— 
niſſe ftehen. Sol fie alfo ganz verftanden werden, jo muß aud) 
ein Wiſſen um dieſes Verhältnig (um die enchElopädiiche Stellung) 
vorhanden fein. Ohnehin übt diefe äußere Umgrenzung der 
Wiſſenſchaft einen Einfluß auf ihre innere Geftaltung !. 


I. 
Begriff des Strafredjtes. 


8. 3. 
Strafrecht im [ubjeltiven und im objeltiven Sinne. 
Der Ausdrud „Strafrecht" enthält eine Doppelte Bedeu- 
tung, welche erft in ihrer Einheit dem vollen Begriffe des Straf- 
rechtes entſpricht. 


1 Dal. Süleiermader, Entwurf eines Syſtems der Sittenlehre, Berl. 
1835, 8. 1—2 
1* 


4 Erfte Gruppe. 


Man Tann nämlid „Strafredt” zuerft im jubjeltiven 
Sinne nehmen, als dad Recht des Staates zu ftrafen (jus 
puniendi). Dann bezeichnet es den Inbegriff der Befugniffe, 
die dem Staate al3 dem ausübenden Subjefte der Strafthätigfeit 
zujtehen. 

Dem gegenüber fann man aber auch von einem Strafrechte 
im objektiven Sinne reden, d. h. vom Inbegriff der Grund- 
fäbe, welde der Staat bei der Ausübung jener Befug- 
nille zu beobachten hat. 

Erfaßt man aber die Grundfäbe des Strafrechtes im ob⸗ 
jeftiven Sinne bei ihrer legten Gedankenwurzel, ſo findet man bier 
auch den Urfprung und die Begründung des Strafrechtes im ſub⸗ 
jeftiven Sinne. Die Grundfäge des Strafrechtes im objektiven 
Sinne beftimmen nicht nur, wie der Staat von feiner Straf- 
befugniß Gebraud zu maden babe, jondern fie offenbaren ung 
au, Daß und in welchen Fällen er fich derjelben bedienen dürfe 
und folle. Das Strafredt im objektiven Sinne ruft alfo das 
Strafrecht im fubjeltiven Sinne felbft auf. Der Staat bat nur 
inſoweit ein Recht zu ftrafen, ala jene Grundfäge Strafe fordern 
und ihm die Beitrafung zur Pfliht maden. Was uns von der 
einen Seite als ein Recht ericheint, blickt ung hiernach von der 
anderen als eine Pflicht an; ja die Pflicht erfcheint fogar als der 
Duell des Rechtes, und das Strafredt im jubjeftiven 
Sinne muß mithin als ein Ausfluß des Strafrehtes im 
objektiven Sinne aufgefaßt werden. 


8. 4. 
Aufgabe der Strafrechtswiſſenſchaft. 

Handelt die Strafrechtswiſſenſchaft vom Strafrechte im ob⸗ 
jeftiven, oder vom Strafrechte im fubjeftiven Sinne? 

Diefe Frage beantwortet fih, nach dem eben Gefagten, mit . 
Leichtigfeit. 

Wir werden es zwar hauptſächlich mit den Grundſätzen zu 
tbun haben, die der Staat bei der Ausübung feines Rechtes zu 
jtrafen befolgen muß; aber wir müſſen doch auch jenes Recht zu 
ftrafen ableiten und begründen. Wie aljo der Begriff des Straf- 
rechtes nur dann erjchöpft wird, wenn man ihn ebenfowohl im 
fubjeltiven alg tm objektiven Sinne faßt, jo muß aud die Straf- 
rechtswiſſenſchaft Beides in fich begreifen. Indem fie die Noth⸗ 
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wendigfeit der Strafe überhaupt, und eines beftimmten Straf- 
maßes für das beftimmte Verbrechen darthut, begründet fie zu- 
glei das Recht und die Pflicht des Staates zu ftrafen, zu⸗ 
gleih das Strafredht im fubjeftiven und das Strafredt 
‚im objeftiven Sinne. 


8. 5. 

Pofitives und rein begriffsmäßiges Strafredt. 

Daß das Strafrecht, welches ung bier befchäftigen fol, ein 
politives tft, thut feinem wiſſenſchaftlichen Charakter feinen Ab- 
bruch. Die Bofitivität tft eine Forderung des Rechtsbegriffes 
jelbft. Nach feiner eigenen Natur und Aufgabe fol das Recht 
pofitiv fein. ' 

Hieraus folgt aber freilich nicht, daß irgend ein beitimmtes 
pofitives Recht überall den Anſprüchen der Wiſſenſchaft genüge. 
Kein einzelnes pofitives Recht ift dem begriffsmäßigen Rechte in 
allen Theilen Tongruent. Wie überall der reine Begriff in feiner 
empiriſchen Eriftenz mehr oder weniger getrübt erfcheint, fo 
werden wir auch nicht felten Abweichungen des pofitiven 
Strafrehtes von den Forderungen der Wiſſenſchaft 
wahrnehmen. 

Sn jolden Fällen müfjen wir unferen Gegenftand aus einem 
doppelten Gejihtspunfte in's Auge fallen, nämlich einmal 
aus dem Gefichtspunfte des Richters, alsdann aber aus dem 
Geſichtspunkte des Gefehgebers. Nur fo beharren wir, auch bei 
der Darftellung des Pofitiven, auf der Höhe der reinen Wiſſenſchaft. 

Der Richter fteht allerdings unter dem Geſetze. Er bat 
das pofitive Gejeg felbit dann zur Anwendung zu bringen, wenn 
e3 mit den Forderungen des Begriffes im Widerſpruche fteht. 
Der Geſetzgeber hingegen muß aus den Principien ableiten. 
Bon ihm fol das pofitive Geſetz erft ausgehen, und er hat ſich zu 
diejem Ende den reinen Begriff der Sache zum Bemußtjein 
zu bringen. | 

Für den Theoretiker ift die Erforfhung dieſes reinen Be- 
griffes der Sache von der höchſten Wichtigkeit. Mit ihr würde 
ihm feine Wiffenfchaft felbft geraubt. Sie würde ihm zu einer . 
bloßen Geſetzeskunde zufammenfchrumpfen. Für ihn handelt es 
jih niemals blos um eine bejtimmte Gejeßgebung, fondern 
immer zugleih um die reine Wiſſenſchaft. Er fanı eine pofi» 
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tive Gefeßgebung nicht anders überliefern, al$ indem er über die- 
felbe fich zu erheben jucht zur reinen Natur der Sache. 

Aber au für den Praktiker ift dies nicht überflüffig. Hat 
nämlih der Gefeßgeber aus der reinen Wiſſenſchaft ſchöpfen 
und auf die über allen pofitiven Rechten liegenden Brincipien zu» 
rüdgehen müfjen: jo fann der Praftifer unmöglich in den jchöpfe- 
riſchen Grund und Geift feines Geſetzbuches eindringen, ohne 
jenen vom Gejeßgeber eingefchlagenen Weg ebenfalls zurückzulegen. 
Nur wenn er die Thätigkeit, aus welcher das pofitive Geſetz ent- 
fprungen ift, in diefem ihrem Uranfange ergreift, kann er ſich 
eines genetifchen, lebendigen Verftändnifjes feiner Geſetzgebung 
rühmen. Nur dann läßt fi eine wahrhaft fruchtbare Inter⸗ 
pretation von ihm erivarten. 


11. 


Ableitung des ſtrafrechtlichen Principes, oder von den 
Strafredtstheorien. 


Hepp, über die Gerechtigfeits= und Nußungstheorien des Auslandes, 1832, 

Hepp, Darftelung und Beurtbeilung der Deutfchen Strafrechtöfpiteme, 

2 Bünde, 1843—1845. Röder, die herrſchenden Grunblehren von Verbrechen 

und Strafe, 1867. Heinze, die Strafrechtätheorien, in Holtzendorff's Handb. 
des Deutſch. Strafr. Bd. I, 1871, ©. 241. 


8. 6. 
Einthbeilung der Strafredhtstheorien. 


Obwohl wir fhon im Alterthume einzelne gewichtige Aeuße⸗ 
rungen über das Weſen der Strafe und der Strafgerechtigfeit 
vorfinden, jo find die eigentlichen Strafrechtstheorien doch erft 
ein Werk der neueren Beit. 

Sie gehen Hand in Hand mit den verfchiedenen Phafen, 
welche die Auffaffung des Staates in der neueren Seit durch⸗ 
gemacht hat. Und darnach bat man relative, abfolute und 
Bereinigungstheorien zu unterfcheiden ?. 


1 Namentlich bei Blato, im Georgias (ed. Bipont. vol. 4. pag.49.57. 
65. 168.), de Legg. (lib. 9. 10. 11.), im Protagoras (ed. Bipont. vol. 3, 
pag. 114.). Desgleichen bei Ariftoteles, Ethik Buch 5. Kap. 8. Hierüber 
Zaiftner, das Recht der Strafe, Beitrag jr Geſchichte der Philoſophie und 
Berjuch einer Dialektif des Strafrechtsproblemg, München 1812. 

2 Die Einteilung in abfolute und relative Theorien ift Deut —E Ur⸗ 
ſprungs. Sie iſt jo ſehr die einzig richtige, daß auch das Ausland fie recipirt 
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A. 
Nelative Theorien, 


8. 7. 


Allgemeine Bedeutung der relativen Theorien. 


Man betrachtete den Staat am Ende des vorigen und am 
Anfange des gegenwärtigen Jahrhunderts als eine Anftalt, die 
nur für den Nutzen der Einzelnen vorhanden fei, — als eine 
große gemeinfame Berficherungsanftalt, die nicht dur ſich 
Jelbit und durch ihr eigenes Dafein, fondern nur durch die 
Förderung der individuellen Bortheile und des individuellen 
Wohles ihre Rechtfertigung finde (Vertragsstaat). 

Nun ift die Strafthätigfeit aber nur ein bejonderer 
Theil der allgemeinen Staatsthätigfeit. Soll die Staat3- 
thätigkeit fchledhtweg auf den Nuten der Einzelnen abzielen, fo 
kann auch die Strafthätigfeit nur für diefes Biel vorhanden fein. 

Dies ift in der That die Anficht der relativen Straftheorien, 
welche weſentlich auf der Grundlage jener Staatsauffaffung ruhen. 

Relativ nennen wir hiernach diejenigen Theorien, melde die 
Nothmwendigfeit der Strafe aus ihrer Nüslichfeit, aus einem 
außerhalb der Strafe felbft liegenden Zwecke berzuleiten 
jtreben. 

Aus der unüberfehbaren Menge der relativen Theorien heben 
wir im Folgenden die wichtigften hervor. 


8. 8. 
Die f. g. alte Abſchreckungstheorie. 


Die roheſte aller relativen Theorien, die alte Abfchredungs- 
theorie, bedient fich folgender Bemweisführung: 

Die Maſſe des Volkes ift immer zu Verbrechen aufgelegt. 
Der Staatsmann hat alfo immer einen gefährlichen Gährungs- 
ftoff vor fi, der abgekühlt werden muß. Als eines Mittels 
hierzu bedient er fih der Strafe. Sie foll diejenigen von 
der Uebertretung der Gefete zurüdihreden, in denen 
eine Geneigtheit zu Verbrechen obmaltet. Der mögliche 


bat. Sp Helie in der Einleitung zur zweiten Auflage von Rossi, Traite 
de droit penal, 1855. ®gl. M. Ortolan, El&ments de droit p&nal, 1855, 
©. 83. Note 3. Ebenſo Pessina, Elementi di diritto penale, Napoli 
1856, p. 19. 
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Verbrecher ſoll durch die Strafe, Die den wirklichen Verbrecher 
teifft, erfchüttert werden. Es ſei freilich wahr, daß nicht alle 
Strafen öffentlich vollzogen werden und daß fie daher nicht alle 
Durch den Anblid der Leiden, denen der Verbrecher zur Beute 
wird, abfchreden können; immer aber bleibe doch das Bewußt- 
fein von der Nothwendigfeit, daß auf das Verbrechen Strafe 
folgen werde, das zweckmäßigſte Mittel, um die Neigung zu Ber- 
brechen niederzufchlagen !. | 

Dieſes terroriftifche Syſtem beftraft alfo den Verbrecher nicht 
wegen feines wirklich begangenen Verbrechens, fondern wegen 
derjenigen Verbrechen, welche in Zulunft duch Andere begangen 
werden fünnten. 

Es verlegt den Sab, daß der Menſch nicht Sache, ſondern 
Perfon ift, mithin nicht als Mittel für den Vortheil Anderer 
verwendet merden darf, jondern al Selbitzwed behandelt 
werden muß. E83 geht überdies von der Anſicht aus, daß die 
Furt die: wirkſamſte Triebfeder zur Verhütung von Ver- 
- brechen fei. 

Beides wird als irrig erkannt von der relativen Beflerungs- 
theorie. 


8. 9. 
Befferungstheorie. 


Die Beflerungstheorie achtet in dem Verbrecher den Menjchen, 
die Perſon; fie glaubt ihn deshalb nicht zum bloßen Mittel herab⸗ 
würdigen zu dürfen. Sie will durch die Strafe nicht blos die 
Berbrechen Anderer verhüten, fondern vor allen anderen Dingen 
den Verbrecher felbft vor Wiederholungen und Rüdfällen 
ſchützen. Dies glaubt fie nicht durch die Furcht, fondern edler 
und wirkſamer durch Befferung des Gefunfenen erreichen zu 
fünnen. Der Geift der Unabhängigkeit, der in jedem Menfchen 
lebt, rege den Verbrecher gegen die terroriftiiche Strafe auf. Statt 
fünftig das Verbrechen zu meiden, werde er es nur fchlauer aus⸗ 
zuführen fuchen. Die meiften Nüdfälligen finde man gerade in 
den Ländern, wo die graufamiten Strafmittel zur Anwendung 
fommen. Gute Erfolge würden nur erreicht durch eine milde 
Zucht, die den Geift der Rache und des Hafjes nicht entzünde. 


ı Gmelin, Grundfäte der Gefetgebung über Verbrechen und Strafe, 
Tübingen 1785, ©.35. Auch andere ältere Kriminaliften. 
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Der Bellerungszwed jet daher die wahre Grundlage des 
Strafredtes!. 

Die Kritik hat nicht auf die ſchätzbaren Einzelheiten diejer 
Theorie einzugehen. Sie fragt diefelbe bier nur, wo denn ihre 
Begründung des Strafrechtes fei? Nach einer ſolchen forſcht 
man vergeblid. Die Beilerungstheorie will Strafe, weil ge- 
befjert werden müfle; fie begründet aber nicht, weshalb Die 
Beſſerung gerade durch Strafe herbeizuführen fei; es bleibt 
ſomit die Strafe jelbft ohne alle Begründung. 

Läge der Rechtsgrund der Strafe in dem Belferungszmede, 
fo müßte man den unverbefferliden Böfewicht ungeftraft 
laſſen, weil bei ihm der Beſſerungszweck feine Anwendung mehr 
findet. 


8. 10. 
Bertheidigungstheorie. 

Die PVertheidigungstheorie fieht in der Strafthätigfeit des 
Staates die Ausübung eines Nothwehrrechtes. Der Staat 
babe ein Recht zu eriftiren, weil die Menfchen durch ihre fittliche 
Natur zum ftaatlihen Leben verpflichtet find. Aus dem Rechte 
zur Eriftenz folge das Recht fih zu erhalten. Nun fei aber 
jede8 Verbrechen ein Angriff gegen das Staatsleben, 
eine Gefährdung des Staates. Mithin dürfe der Staat dem 
Urheber diefer Staatögefahr ein Uebel auferlegen, durch welches 
die Gefahr abgewendet werden Soll: eine Strafe?®. 

Dagegen iſt einzuwenden: Strafe und Vertheidigung find 
ganz verfchiedene Dinge. Strafen kann man erft nach eingetre- 
tener Verlegung; Bertheidigung oder Nothmehr übt man ſchon 
vor derjelben. Auch tft ein begangenes Verbrechen nicht mehr 
bloße Gefahr, fondern eine ſchon vermirflichte Verlegung, und zwar 
niemals blos eine Verlegung des etiwa dadurch betroffenen Ein- 
zelmen, fondern immer auch eine Verlegung des Staate2. 


1 Bol. Zeitſchr. für ausländ. Öcjegebung Bd. VII. ©. 316. — Mit: 
termaier zu (Feuerbach 8. 149. Note 4. 

2 Befonder Martin, Lehrb. $. Il fg. Aber auch ©. E. Schulze, 
Romagnosi, Carmignani, D. S. Crispan. ®Bgl. Trendlenburg, 
Naturrecht auf dem Grunde der Ethik, Berlin 1860,8.56. Carrara, Lezioni 
sul grado nella forza fisica del delitto, 5. ed. Lucca 1863, p. 2. seqq. 
Beſonders aber Carrara, Esposizione dei delittiin specie, Vol. I. Lucca 
1864, Introduzione. 
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$. 11. 
Präventionstheorie. 

Zu einem rechtlihen Zuftande gehört — nad der Präven- 
tionstheorie — nicht blos, daß mo möglich nichts Rechtswidriges 
geichehe, fondern auch, daß Fein rechtswidriger Wille vorhanden 
fei. Der Entfhädigungszmang (die Civilrechtspflege) hebt 
nur das geſchehene Nechtswidrige auf. Dies genügt nit. Der 
Staat muß auch die mögliche NRechtöverlegung aufheben, die im 
verbredheriihen Willen enthalten ift; er muß die Mr dem ver- 
brederifhen Willen liegende Gefahr niederdrüden. Dies ge- 
ſchieht durch den Strafzwang. — Die Strafe vertilgt den ge- 
fährliden Willen. In diefer Aufhebung der Gefahr finde fie 
ihren Nechtfertigungsgrund !. 

Damider ift geltend zu machen: 1) Die Forderung eines in- 
nerlih rechtmäßigen Willens gehört gar nicht in das Recht, ſondern 
in die Moral. 2) Die Bräventionstheorie findet den Strafgrund 
in der Gefahr, alfo in den möglichen Fünftigen Verbrechen; 
fie betrachtet alfo die Strafe nicht als ein Uebel für das bereits 
begangene Verbrechen. Dies mwiderftrebt fehon dem gefunden 
Menfchenverftande. 3) Wenn der Gedanke der Prävention ſchon 
die Rechtfertigung der Strafe enthielte, fo wäre e3 folgerichtig, 
die Beftrafung dem Verbrechen vorangeben zu laſſen. 


$. 12. 
Theorie des pſychologiſchen Zwanges. 

Die Theorie des pſychologiſchen Zwanges will nicht Durch 
die Zufügung der Strafe, jondern ſchon durch die geſetzliche 
Androhung derjelben von dem Verbrechen abjchreden. Die 
Drohung des Strafgefeges joll fo eingerichtet werden, Daß das 
Uebel, weldes dem Verbrecher aus der Strafe erwächſt, 
größer fei alS der Vortheil und die Luft, die ihm aus 
dem Berbreden hervorgehen. Jeder verbrecheriſche Wille 
entfpringt aus der Vorftellung der Luft, welche fich der Begehrende 
von der Begehung des Verbrechens verjpriht. Wird num, Durch 
die Drohung des Strafgefeges, jener Vorftellung der Luſt die 
Vorſtellung einer größeren Unluft gegenübergeftellt, jo jet ſich 


1 Grolman, Orundfäge der Kriminalrechtäw., 4. Aufl. 1823, 8.1 fag. 
Seneca, deira ib, 1. cap. 16: „Nemo prudens "punit quia peccatum 
est, sed ne peccetur.“ 
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der Triebfeder, die zum Verbrechen treibt, eine Triebfeder von 
jtärferer Spannfraft entgegen; der Wille wird feines Bewegungs⸗ 
impulfes beraubt, er erleidet pſychologiſchen Zwang und das 
Verbrechen unterbleibt. 

ALS alleiniger Rechtsgrund der Strafe wird dabei bie 
Gefahr für den bürgerlichen Zuftand bezeichnet‘. 

Auf die Unhaltbarfeit dieſes Rechtsgrundes ift ſchon hin- 
gewiefen morden. 

Der Gedanke des pſychologiſchen Zwanges ift ein ver- 
fehlter. Denn 1) läßt ſich der Wille nit zwingen, und 
jedes troß der Strafandrohung begangene Verbrechen liefert den 
Beweis der Unmöglichkeit eines pſychologiſchen Zwanges; 2) fennt 
der Verbrecher das Strafgeleg Selten fo genau, um das 
Uebel der Strafe gegen die Luft des Verbrechens abwägen zu 
fönnen; 3) ift e8 ein Erfahrungsfat, daß die meiften Verbrecher, 
beraufcht von der Luft des Verbrechens, unentdedt zu bleiben 
und der Strafe zu entgehen hoffen. — Die Theorie des pſycholo⸗ 
giſchen Zwanges führt ohnedies zu einer Drakoniſchen Gefeß- 
gebung. Denn damit die Androhung ihre Aufgabe, pſychologiſch 
zu zwingen, erreiche, müſſen möglichjt harte und abfchredende 
Strafen angedroht werden. 


8. 13. 
Warnungstbeorie. 


Zur Verhütung von Nechtsverlegungen ftehen nad Bauer 
(dem Urheber der Warnungstheorie) dem Staate hauptjächlich drei 
Mittel zu Gebote: Volkserziehung, Polizeieinrihtungen 
und Strafgelege. Letztere find nothwendig, meil die beiden 
erfteren nicht ausreichen. 

Die Warnung dur) das Strafgeſetz Toll fo eingerichtet wer- 
den, daß fie allen Entftehungsgründen des Verbrechens entgegen- 
wirft. Sie fol nicht blos auf die ſinnliche, fondern auch auf 
die jittliche Seite des Menfchen einwirken. Sie ſoll die finn- 
lihen Antriebe niederhalten durch die Vorftellung des an ihre 
Befriedigung gefnüpften Strafübels. Sie fol zugleih das fitt- 
lie Bewußtfein der Strafwürdigkeit des Verbrechens 
beleben und dem Bürger die Pflicht der Befonnenheit im Handeln 
einfchärfen. 


1 Feuerbach, Lehrb. 14. Aufl. 1847, 8. 8 fgg. 
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Daß die Strafe wirflih zuerkannt und ausgeführt werde, 
fobald trog der Warnung ein Verbrechen verübt worden tft, dafür 
findet Bauer den Rechtfertigungsgrund in der vorange— 
gangenen gefeglihen Drohung!. 

Die Widerlegung diefer Theorie hält nicht ſchwer: 

Bauer erklärt die bloße Drohung der Strafe deshalb für er- 
laubt, meil fie noch Niemandes Freiheit thatfächlich beeinträchtige; 
und die wirflide Zufügung der Strafe rechtfertigt er jodann 
durch die vorausgegangene Drohung. Auf diefe Weife könnte 
man aber für das unbedeutendfte Vergehen fofort die Todesftrafe 
drohen und dann die Anwendung der Todesitrafe ebenfalls aus 
der porangegangenen Drohung rechtfertigen wollen. Es fehlt hier 
an jeder tieferen Grundlage. 

Bauer's Theorie unterfcheidet fih von der Feuerbach'ſchen 
dadurch, daß fie Die Drohung des Strafgejeges nicht blos an die 
finnliche, fondern auch an die fittlihe Natur des Menfchen richtet; 
daher der Name „Warnung“. 


8. 14. 
Erſatztheorie. 

Die Anhänger der Erſatztheorie erkennen neben dem mate- 
riellen Schaden, den das Verbrechen anrichtet und der durch die 
civilrechtlide Entihädigung ausgeglichen wird, einen ſ. g. idealen 
Schaden, der in dem hervorgebrachten Reize des böfen Beifpiels, 
in der erjchütterten Achtung des Gejeges und in der durch das 
Verbrechen bewirkten öffentlihen Beunruhigung liege. Dieſen 
idealen Schaden foll der Verbrecher wieder gut machen dur 
Abbüßung einer Strafe?. 

Aber der Gedanke des Erſatzes trifft mit dem der Strafe 
nicht zulammen. Jener ideale Schade ift überdies yicht das Ver- 
brechen ſelbſt, jondern eine mehr oder meniger zufällige Folge 
deflelben, Die bisweilen ganz fehlt. 


8. 15. 
Straftheorie Fichte's. 
Fichte's Staat ruht auf dem f.g. Bürgervertrage. Zweck 
dieſes Staates tft die gegenfeitige Sicherheit der Bürger. 
I Bauer, die Warnungstbeorie, 1830. 


2 Klein, Grundſätze 8.6. Welder, Staat, Recht und Strafe, S. 246 fgg. 
Frank, Philosophie du Droit penal, Paris, 1864, p. 123, 
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Auf der Grundlage diefes Staatsbegriffes errichtet Fichte 
folgende ftrafrechtliche Theorie: 

Nur der Bürgervertrag begründet für jeden Ein- 
zelnen Rechte. Wer den Bürgervertrag durch ein Ber- 
breden bricht, wird alſo völlig rechtlos. Er muß als 
pogelfrei betrachtet werden, und der Staat muß ihn eigentlich 
ausftoßen. Der Staat befteht nur durch den Vertrag; er be⸗ 
fteht alfo nur für Diejenigen, die den Vertrag halten. Der Ver⸗ 
brecher hat den Vertrag verlegt: der Staat befteht alfo für ihn 
nicht mehr. Das Verbrechen ftelt den Verbrecher außerhalb bes 
Staates. Der reinfte Ausdrud bierfür tft die Verbannung. 
Streng genommen müßte fie ſelbſt wegen des geringften Ver⸗ 
gehens eintreten. 

St Dies die Konfequenz des Gedankens des Bürger- 
vertrages, jo mwird nun andererfeitS aus dem Gedanken des 
Zweckes gefolgert, dem der Bürgervertrag dienen fol. Fichte 
fährt nämlich etwa fo fort: 

Andererfeit3 ift aber zu berüdfichtigen, Daß der Staat nur 
gegenjeitige Sicherheit bezwedt. Gtebt es ein Mittel, durch 
weldes jene Sicherheit ebenſo gut erreicht werben kann, 
als durch die Ausſtoßung des Verbrechers, ſo braucht 
der Staat nicht zu dieſem Aeußerſten zu ſchreiten. Ein 
ſolches Auskunftsmittel, welches die Ausſtoßung überflüſſig macht, 
findet Fichte in der Abbüßung einer Strafe. Er fordert deshalb 
einen Vertrag folgenden Inhaltes: „Alle verſprechen Allen, ſie, 
wiefern die öffentliche Sicherheit damit vereinbar iſt, um ihrer 
Vergehungen willen nicht vom Staate auszuſchließen, ſondern 
ihnen zu geſtatten, dieſelben auf andere Weiſe abzubüßen.“ Das 
nennt Fichte den Abbüßungsvertrag. 

Um aber ſeinen Zweck deſto ſicherer zu erreichen, ſucht Fichte's 
Staat durch die Androhung der Strafe abzuſchrecken. Hat 
dies Nichts geholfen, ſo ſucht er die Vollziehung der Strafe ſo 
einzurichten, daß der Verbrecher dadurch gebeſſert werde. Der 
Gebeſſerte tritt endlich in den Staat zurück, weil bei ihm künftiges 
Verbrechen prävenirt iſt!. 

Was alle relativen Theorien anſtreben, iſt in dieſer Fichte'ſchen 
Theorie am folgeritigften und am vollftändigften ausgeſprochen. 


1 Fichte, Naturrecht, Band II. 1797, Seite 95 fag. 
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Die Fichte'ſche Theorie fteht und fällt mit der dee des bloßen 
Bertragsftaates und mit den untergeordneten Zwecke bloßer 
Sicherung, auf den Fichte Die Aufgabe des Staates beichränft. 


$. 16. 
Rückblick auf die relativen Theorien. 


Die relativen Theorien nähern fi dem wahren Weſen der 
Strafe in dem Maße, als fie die Strafe auf das bereit3 began- 
gene Verbrehen und auf den Verbrecher felbjt beziehen. 
- Ste entfernen fih davon in dem Maße, als fie die Rechtfertigung - 
der Strafe in möglichen Fünftigen Verbrechen, vieleicht gar 
anderer Perſonen als des Verbrechers felbit, ſuchen. 

Unter der Herrichaft dieſes Gedankens fteht die Reihenfolge, 
in der wir die verſchiedenen relativen Theorien dargeftellt haben’. 

Allgemeine Grundlage der Strafe ift, nach allen rela- 
tiven Theorien, der Nuten, den die Strafe den Geſellſchafts— 
zweden leiftet. 

Die befonderen Auffafjungsmeifen, melde fih in den 

verfchiedenen relativen Theorien zeigen, laſſen ſich zufammenfaffen 
in die Worte: Warnung, Androhung und Abſchreckung, — 
Bellerung, — Sicherung und Prävention, — Berthei- 
digung, — Erjap. 
In der That enthält jedes diefer Worte einen wahren Be- 
ftandtheil der Strafe. Die Verfehrtheit befteht aber darin, dafı 
man nicht, vor allem Anderen, die Begründung und Rechtfertigung 
der Strafe in ihrer eigenen inneren Gerechtigkeit fucht. 


B. 
Abfolute Theorien, 


8. 17. 

Allgemeine Bedeutung der abfoluten Theorien. 

Die abjoluten Theorien ruhen, wenn fie folgerichtig find, 
auf folgender Staatsauffaffung: | 

1) Der Staat entipringt nicht aus der Willkür der Menſchen. 
Er ruht auf einer fittliben Nothmendigfeit. Es hängt nicht 
. 1 Berner, Straftheorien, im Archive des Kriminalrechts 1845, Seite 
144 fgg. Gegen diefe vor 33 Jahren gefchriebene Arbeit polemifirt Dr. jur. 


Seber (Gründe und Zwecke ber Strafe 1876) in einer Weife, als ob ich feit= 
dem meine Anfichten nicht weiter gebildet hätte, . 
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von den Einzelnen ab, ob fie in den Staat eintreten wollen oder 
nit; die Menſchen find vielmehr duch ihre eigene Natur zunt 
ftaatlichen Leben genöthigt. Der Gedanke eines durch bloße Will- 
für gegründeten Bertragsftaates iſt hiernach zu verwerfen. 

2) Der Staat ift, mie alles Sittliche, nicht bloß für den 
Nugen und für äußerlihe Gefelichaftszwede vorhanden. Er tft 
Selbftzwed. Auch abgefehen von allem Nuten, den er ftiftet, 
befriedigt er Durch feine ſittliche Eriftenz, durch feinen ethifchen 
Inhalt, ein fittliches Bedürfniß des Menfchen. Die höheren Staats- 
funktionen brauchen daher gar feinem befonderen Nutzen zu dienen. 

Diefe Auffaflung des Staates führt zu folgender Auffaf- 
fung der Strafe. 

1) Auch die Strafthätigfeit, als eine beſondere Staatg- 
funktion, gründet ſich auf fittlide Nothwendigfeit. 

2) Auch die Strafthätigfeit ift eine nur ſich felbft dienende 
Thätigfeit des Staates. Sie findet ihre Rechtfertigung in der 
eigenen Natur der Strafe, nicht erft in dem Nutzen, den fie Ein- 
zelnen oder der ganzen Gefellichaft ftiftet. Die Strafe ift Selbft- 
zwed, wie der Staat. In der fittlihen Nothwendigfeit Liegt 
Ihon die volftändige Begründung der Strafe; auf die Zived- 
mäßigfeit der Strafe fommt es daher gar nicht mweiter an. 


8. 18. 
„Theorie Kant’s. 


Nichterlide Strafe, jagt Kant, Tann niemals blos als 
Mittel, ein anderes Gut zu befördern, jondern muß jeder 
Zeit nur darum verhängt werden, weil verbroden worden 
ft. Denn der Menfch darf niemals als Sache behandelt und 
irgend einem bloßen Nüßlichfeitszmede geopfert werden; dawider 
Ihüßt ihn feine angeborene Perfönlichkeit. Der Menſch muß dem- 
nad vorher ftrafbar befunden werden, ehe daran gedacht werden 
fann, aus diejer Strafe irgend einen Nußen zu ziehen. Das Straf- 
gefeß ift ein Fategorifher Jmperativ. Strafe muß fein, nicht 
etiva meil fie nüßlich ift, fondern meil die Vernunft Strafe fordert. 

Die Gejelichaftszwede find bei Kant fo ganz und gar fein 
Grund für die Strafe, daß er aufftellt: Selbft wenn die Gefell- 
Ihaft auf dem Punkte ftände, fih mit Einwilligung aller Glieder 
aufzulöfen, fo würde dennoch der im Gefängniß befindliche 
Mörder erft hingerichtet werden müſſen. 
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Für das Map der Strafe ftellt Kant den Grundfah der 
Sleihheit auf: die Vergeltung deg Gleichen mit dem Gleichen. 
Alle anderen Principien feien ſchwankend. Die Vergeltung allein 
jet der Ausdrud der reinen und ftrengen Gerechtigkeit. 

Das Princip der Gleichheit will er aber nicht buchſtäblich 
nehmen, wie es das Moſaiſche Recht thut, wo Auge für Auge, 
Bahn für Zahn gefordert wird. Die Gleichheit von Verbrechen 
und Strafe braude Teine äußere zu fein: es genüge, Daß fie 
der Wirkung nad zur Anwendung komme. — Nur auf den 
Mord müfje unbedingt die Todesftrafe, das äußerlih Gleiche, 
gefegt werden, weil hier die Vergeltung, auch der bloßen Wirkung 
nad, gar nicht anders ausgeführt werden könne. Denn es fei 
feine Gleichartigfeit zwiichen einem noch jo fummervollen Leben 
und dem Tode; es könne alſo auch die empfindlichite lebensläng⸗ 
liche Sreiheitsftrafe nicht als eine genügende Vergeltung für den 
Mord angenommen werden. — Auch wünſcht Kant die Anwendung 
folder Strafen, in denen fich der ſpecifiſche Charakter der 
begangenen Berbreden abſpiegelt!. 

Der Straftheorie Kant's ift vorzumerfen, daß fie Fein orga- 
nifches Glied feines Syſtemes jet, ja jogar feiner fonftigen Auf- 
faffung des Staates und des Rechtes widerfpredhe. Kant läßt das 
Recht von der Willlür des Einzelnen ausgehen, von dem ver- 
einigten Volkswillen, deifen Beihluß unter allen Umftänden das 
Recht ſei; wie fommt aber dann eine höhere Nothmendigfeit in 
das Strafreht?? Kant's Staat ift dem Vertragsftaate Rouſſeau's 
eng verwandt. Diejer Staat bezwedt im Grunde nur die Sicher⸗ 
heit der Einzelnen. Wie fommt nun die Strafthätigkeit des Staates 
dazu, bloßer Selbftzmed zu fein? Fichte bat die wahren 
Folgefäbe des Kantiſchen Standpunktes ausgefproden, und Kant 
hätte folgerecht eine relative Straftheorie aufftellen müſſen?. 

$. 19. 
Theorie von 8. ©. Zachariä. 

Bei Zachariä finden wir den Verfuch gemacht, das von Kant 
aufgeitellte Princip in einer eigenthümlichen Geftalt praktiſch 
durchzuführen. 

1 Kant, Rechtölehre. 1797, S. 195 fgg. 


2 Ranta.a.D. ©. 165 ($. 46). 
3 Berner, Imputationdlehre, 1843, ©. 31. 
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Zachariä jtellt jedes Verbrechen als einen Eingriff in die 
rechtliche Freibeitsiphäre eines Anderen dar. 

Infolge diefer Auffaſſung des Verbrechens geftaltet ſich bet 
ihm das Vergeltungsprincip zu dem Sate: Der Verbrecher muß 
in feiner eigenen Sreiheit in demjelben Grade beſchränkt werden, 
in welchem er jelbjt Die Freiheit des Verletzten beeinträchtigt hat. 
Alle Strafen find daher Freiheitsftrafen. 

Die Dauer diefer Freiheitzftrafen wird nun nach dem Ver⸗ 
geltungsgedanten förmlich berechnet, dabei aber abgelehen von der 
Marime des Handelnden und von dem fubjeftiven ſchmerzhaften 
Eindrude des Verletzten, jo daß nur die äußere Ungeredtig- 
teit oder Rechtsverletzung in Anſchlag kommt. 

Für manche Verbrechen fünne das Maß der Strafe nur 
mütelbar durch eine kuünſtliche Schäßung ermittelt werden. In 
anderen Verbrechen liege e3 Dagegen unmittelbar angegeben. 

Mer 3. B. den Anderen feiner Freiheit auf gewiſſe Zeit 
beraubt, der müfle — dies fei durch das Verbrechen ſelbſt un⸗ 
mittelbar ausgeſprochen — auf eben fo lange Zeit eingefperrt 
werden. Wer des Anderen Freiheit oder Perſönlichkeit ganz auf- 
hebt, müfle felbft ‘feine Freiheit vollftändig verlieren, alfo einer 
lebenslänglichen Freibeitsitrafe verfallen. 

Mo aber eine Fünftlihe Schätzung nöthig fet, da folle man 
verfuchen, ob ſich die Wirkung des Verbrechens nit zu- 
erft in Geld abſchätzen laſſe. Dann müſſe man einen redt- 
lihen Preis für die Zeit feftftellen, etwa den Tagelohn. 
Habe man nun ermittelt, wie hoch ſich der durch das Verbrechen 
verariahte Schade in Geld belaufe, fo brauche man nur die Frage 
zu beantivorten: „Wie lange müßte ein Tagelögner arbeiten, um 
den Betrag diefes Schadens zu verdienen?“ Eben fo lange 
jet der Verbrecher einzufperren !. 

Augenſcheinlich ift die Art, im welcher dieſe Theorie alle 
Strafen in Freibeitzftrafen verwandelt, Durch und durch ſophiſtiſch. 
Indem Zachariä jedes Verbrechen einen Eingriff in die Freiheit 
eines Anderen nennt, faßt er die Freiheit als Inbegriff aller 
Rechte; indem er aber aus diefer Definition des Verbrechens Die 
Steiheitäftzafe ableitet, nimmt er die Freiheit in der unter- 
geordneten Bedeutung, nicht eingejperrt zu fein. 


1 Zachariä, Anfangsgründe bes philof. Rriminalr., 1805, 8. 44. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 2 
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Dennoch ift e8 von Intereſſe, bei Zachartä die Andeutung 
eines Weges zu finden, der von dem abftraften Bergeltungs- 
begriffe zur Wirklichkeit führt. Es ift doch in der That eine 
Gleihung aufgeftellt, vermöge deren man zwilhen Verbrechen 
und Strafen abrechnen kann. 


$. 20. 
Theorie Henke’ 38. 

Wenn Zachariä's Vergeltungstheorie von der Innerlichkeit 
des Verbrechens abfieht, jo will Henke ein Vergeltungsmaß auf- 
ftellen, bei dem e8 auf die Neußerlichfeit des Verbrechens gar 
nicht mehr ankommt. 

Henke behauptet nämlih, da8 Maß der Vergeltung 
müſſe nad dem Eintritte der Beſſerung beftimnit werden. 
Die Schuld als ſolche fer infommenfurabel. Nur an der dur) 
die Strafe bewirkten Befjerung fünne man erkennen, ob die Strafe 
ihr Maß erreicht habe. Habe die Strafe Beſſerung herbeigeführt, 
jo jei das Verbrechen getilgt. Vor dem Eintritte der Beſſerung 
könne Dagegen die Schuld nicht als gejühnt betrachtet werden und 
das Maß der Strafe ſei noch nicht voll. 

Wäre diefe Beweisführung richtig, jo könnte man den Ueber⸗ 
treter de3 geringfügigften Strafgeſetzes lebenslänglih in's Ge⸗ 
fängniß ftedlen, wenn er in Beziehung auf dies Strafgefeg als 
unverbeſſerlich erſchiene. 

Außerdem müßte man, bei dieſer Theorie, alle Strafgeſetz⸗ 
gebung aufgeben. Denn bei jedem einzelnen Verbrecher wäre ja 
die Strafe ganz eigenthümlich zu beſtimmen, nach ſeiner größeren 
oder geringeren Verbeſſerlichkeit. 

Aber wichtig bleibt der Hinweis auf die ſubjektive Seite des 
Verbrechens, den Henke hier der Vergeltungstheorie gegeben hat. 


$. 21. 
Theorie Hegel’2. 

Alles Recht befteht, nach Hegel, darin, daß das vernünf- 
tige Weſen des Willens fi eine äußere Eriftenz giebt, 
— daß der Wille fih 3. B. in eine Sache legt und dadurch Eigen» 

1 Hente, Streit der Strafrechtötheorien, S. Tofgg. (Henke hat indeß 


u verſchiedenen Zeiten verfchiebenen Theorien ehutbigt.) Röder, die herr⸗ 
* Grundlehren von Verbrechen und Strafe, 1867. 
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thum begründet. Hat fih nun jener Wille eine folde äußere 
Eriftenz gegeben, jo fann er äußerlich angegriffen und ver- 
legt werden. Dagegen bleibt er in ſich ſelbſt unverletbar 

Wenn das Recht das Dafein des Weſens des Willens ift, fo 
ift derjenige Wille, der das Recht aufhebt, im Widerſpruche mit 
fi ſelbſt. Diefer innere Widerfpruch verlangt eine Löfung. 
Die Lölung aber liegt in dem Strafafte, durch den ſich der all- 
gemeine oder vernünftige Wille gegen den unvernünftigen wieder- 
berftellt. - Das Weſen des Willens tritt als Strafe hervor und 
hebt jene ihm widerſprechende Erſcheinung des Willens, das Ver⸗ 
brechen, ſelhit wieder auf. 

Iſt das Recht ſelbſt in fih unverlegbar, ift es das ewige 
Weſen des Willens: jo tft der rechtswidrige Wille in ſich nichtig, 
verlegbar. In feiner Nichtigkeit wird nun das Verbrechen 
offenbar gemacht durch die Strafe. Die Strafe ift die Ver⸗ 
neinung des in fi nichtigen Verbrechens, — die Negation dieſer 
Negation des Rechtes, — eben damit aber auch die Affirmation 
des Rechtes. 

Es ift das Vernünftige, welches fi, in der Strafe, auf 
Koften des nichtigen Vernunftwidrigen, bethätigt. 

Ein vernünftiges Weſen ftellt, wenn auch oft unbewußt, 
nothivendig durch jede jeiner Handlungen ein Allgemeines auf, 
ein PBrincip, aus dem die Handlung hervorgegangen tft und 
das alfo auch in der begangenen Handlung felbit liegt. So ftellt 
auch der Verbrecher durch fein Verbrechen ein Geſetz auf, das 
die Vernunft feiner eigenen Handlung ift und unter das 
er felbft fubfumirt werden muß. So ift e3 die Vernunft, das 
Geſetz feiner eigenen Handlung, melde als Strafe auf 
ihn zurüdichlägt. — Sm der Strafe wird mithin der Verbrecher 
noch geehrt und als Vernünftiger behandelt, weil er nur nad 
feinem felbdftgeftellten Gejege gerichtet wird. Wenn auch als 
berbe Gemalt, ift es doc fein Eigenes, welches in der Strafe an 
ihn kommt. — 

Dies iſt Hegel's Begründung der Strafe im Allgemeinen. 

Daraus leitet er folgende Grundſätze für das Maß der 
Strafe ab: 

Die Strafe wurde aufgefaßt als das das Unrecht vernichtende 
Recht, als Negation der Negation u. ſ. w. Dies heißt aber nichts 


Anderes als: die Strafe iſt Vergeltung. 
2* 
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Sol die ftrafrechtliche Negationenicht mehr und nicht weniger 
leiften als dies, die gerade vorliegende verbrecherifche Negation 
aufzuheben: jo müfjen beide Negationen einander entfpreden. 
Die Strafe, als Negation, darf feine maßloſe Negation fein; fie 
bat vielmehr-ihr Maß an dem Verbreden jelbft. Wie das 
verneinte Recht einen beftimmten Umfang und eine beftinmte 
Dualität hat: jo muß die Strafe, um entiprehende Negation 
zu fein, auch ihrerjeits qualitativ und quantitativ beftimmt 
und abgegrenzt werden. 

Die damit geforderte Identität von Verbrechen und Strafe 
ift aber nicht die fpecififhe Gleichheit. Es ift gicht nöthig, 
daß dem Verbrecher äußerlich daſſelbe widerfahre. Das Straf- 
übel ſoll vielnehr dem Verbrechen nur dem Wertbe nad) gleich 
ſtehen. 

Es iſt nicht mehr Aufgabe der Philoſophie, dieſen Werth bei 
den verjchiedenen Verbrechen feitzuitellen. Die Philoſophie ſtellt 
nur das PBrincip auf und überläßt die Anwendung deſſelben 
dem refleftirenden und fublumirenden Verftande. Allerdings aber 
läßt fich, wenigſtens annähernd, für die qualitative und quan- 
titative Beſtimmtheit eines verlegten Rechtes ein Werth an- 
geben, dem dann die Strafe entfpreden muß. Diejer Werth ift 
der gemeinſchaftliche Nenner für Verbrechen und Strafe. Er 
ift das innere Gleiche von Sachen, die in ihrer Eriftenz ſpecifiſch 
ganz verichteden find. Nach ihrer äußeren ſpecifiſchen Geftalt find 
3.8. Diebftahl nnd Raub auf der einen Seite, Geld- und 
Gefängnißitrafe auf der anderen Seite ſchlechthin ungleid. 
Aber nah ihrem Werthe, nah ihrer allgemeinen Eigenſchaft, 
Berlekungen von der oder der Größe gu fein, find fie ver⸗ 
gleihbat. Der Berftand kann demnach allerdings durch eine 
Gleichung zunächſt den Werth des Verbrechens, jodann 
aber eine dieſem Werthe entiprehende Strafe auffinden!. 


8. 22. 
Rückblick auf die abfoluten Theorien. 
Aehnlich wie Leibniz? ſpricht Kant die Nothwendigkeit einer 
vergeltenden Strafe als bloße Gewiſſensthatſache aus, ohne 


« 


egel, Rechtsphiloſophie, 8. 90 fi 
:% eibniz, Thenäice A u 








Rückblick auf die abfoluten Theorien. 21 


wiflenfchaftliche Ableitung. Aber fein fategorifcher Imperativ, fein 
Aufruf an das Gewiſſen, findet in jedem menſchlichen Gemiffen 
einen zuftimmenden Wiederhall. 

Zachariä und Henke juhen dem BVergeltungsgedanfen eine 
praftiihe Geftaltung zu geben, wobei der erftere die objektive, 
der letztere die ſubjektive Seite des Verbrechens vorzugsmeife 
in's Auge faßt. Aehnliche Verſuche find von einer großen Anzahl 
anderer Schriftfteller angeftellt worden. 

Bei Hegel endlich fanden wir jomohl eine mifjenfchaftliche 
Ableitung desjenigen, was bei Kant als bloße Thatfache des Ge- 
wiſſens auftritt, als auch eine brauchbare Andeutung für die 
praktiſche Ausführung des aufgeftellten Principes. Dies Princip 
ift im vollen Einflange mit der Staatsidee Hegel's; denn bei 
Hegel ift der Staat die nur fich felbit bezweckende fittliche dee. 

Der von Hegel aufgeftellten Behauptung der Nichtigkeit 
des Verbrechens, welche die Grundlage der Hegel’fhen Theorie 
bildet, macht man mit Unrecht den Vorwurf der Dunkelheit. 
Auch Schleiermader nennt das Böfe das Nichtige. Und in 
der That bleibt doch nur die Wahl, entweder das Böfe als ein 
Nichtiges aufzufaflen, oder die Welt zweien Herren zuzutbeilen, 
Gott und dem Teufel. 

Das gewonnene, unverlierbare Ergebniß der abjoluten 
Theorie iſt dies: Die Strafe gründet fi auf das Ber» 
brechen jelbft. Nothbmwendige Vorausſetzung ihrer An— 
wendung tft ihre innere Geredtigfeit. 

Dieſe Einficht ift feitdem von den bedeutenderen Bertretern 
der Wiſſenſchaft nicht wieder aufgegeben morden. 

Aber nur wenige haben darin einen vollftändigen Abſchluß 
des Streited der Straftheorien gefunden. Faſt allgemein ift man 
vielmehr in den legten Sahrzehenden beftrebt geweſen, die Ge⸗ 
danken der relativen Theorien mit der abjoluten Theorie zu ver- 
binden. Namentli bat fi niemals ein Staat damit begnügt, 
die Strafe nur als Vergeltung auszuüben. Die Gefeßgebung 
und die Praxis aller Zeiten haben mit der Strafe Zwecke ver- 
nüpft. Eine jo gewichtige Thatjache darf von der Theorie nicht 
überſehen werden. 

In den folgenden 88 werben wir zu prüfen haben, wiefern 
eine Vereinigung der relativen Theorien mit der abjoluten mög- 
lich und nöthig ſei. 
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C. 
Vereinigungstheorien. 


g. 23. 
Allgemeine Bedeutung der Vereinigungstheorien. 


Jene Staatsauffaſſung, welche den Staat zum Selbſtzweck 
erhebt, hat ung, neben einer großen Wahrheit, eine große Un- 
wahrheit gebracht. Ihre Wahrheit befteht darin, daß das 
Sittlihe niemals erft durch den Nutzen, den es ftiftet, feine Recht⸗ 
fertigung findet; daß aljo auch der fittlihe Anhalt der Staats- 
thätigfeit nicht dem bloßen Nutzen zu. dienen braudt. Die Un- 
wahrheit ift aber die, daß man in den lebendigen PVerjönlichkeiten 
nicht ein Höheres erkennt, in welchem das Sittliche und das 
Nüsliche ihr gemeinfames Ziel finden. Der Menſch tft nicht um 
des Gejebes willen da, auch nicht um des Staates willen; Staat 
und Recht find vielmehr für den Menfchen da. Selbft das Sitt⸗ 
liche wäre ein hohler Schall, mern es nicht die fittlihe Perfön- 
lichkeit befriedigte. 

Das Nüslihe tft dem Gerechten untergeordnet. Beide 
aber wirken zufammen für die Berfönlichfeit, deren Entwide- 
lung und Befriedigung des Staates höchfte Aufgabe iſt. 

Mehr oder weniger Har liegt dieſe Erfenntniß in den meiften 
Theorien, welche die abjolute Theorie mit den relativen Theorien 
verbinden wollen. 

Manche von ihnen wollen aber das Gerechte nur fo meit 
verwirklichen, als es nüßlich iſt; andere hingegen verlangen 
Berwirklidung der Gerechtigkeit und fuhen daneben das 
Nützliche jo weit zu verwirfliden, als es gerecht if. Bei 
jenen tft die Gerechtigkeit der Strafe nur die nothwendige Vor- 
ausſetzung der Strafe, deren wahres Ziel allein das Nützliche 
it; bei dDiejem bleibt die Gerechtigkeit dad Hauptziel. 


8. 24. 
Theorie Abegg’3. 

Die Strafe fol, nah Abegg, ein Ausfluß der reinen Ge- 
rechtigkeit fein. Sie fol ſich alfo abmeſſen nad der Schuld. 
Aber liegen denn nit in der Schuld des Verbreders 
auch diejenigen Beftandtheile, nah denen die relativen 
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Theorien die Strafe abmeffen wollen? Diefe Frage glaubt 
Abegg bejahen zu müfjen. Er begründet feine Behauptung etwa 
durch folgende Andeutungen: 

Die relativen Theorien machen nicht ſowohl die Schuld, als 
die Gefährlichkeit zum Grunde und zum Maßſtabe der Strafe, 
— ſowohl die Gefährlichkeit der Perſon des Verbrechers, als die 
Gefährlichkeit der von ihm begangenen That. Die Gefährlichkeit 
des Verbrecher ftedt aber auch in feinem Willen und bildet 
Daher einen Theil feiner Schuld. Sit feine Perſon eine ge- 
fährliche, fo ift fie, dies durch ihr gefahrbringendes Wollen. Iſt 
feine That eine gefährliche, jo bat er bei der Ausführung der 
gefährlichen That die Gefährlichkeit mit gemollt. — Sedermann 
weiß 3. B., Daß es gefährlicher fei bei Nacht, als bei Tage Feuer 
anzulegen. Wer nun dennoch bei Nacht Feuer anlegt, handelt 
nicht bloß gefährlicher, fondern in demfelben Maße aud 
Ihuldhafter. — Auch das Aufftellen eines böfen Beifpieles 
begründe nicht bloß eine größere Gefahr, fondern zugleich eine 
größere Schuld. Und fo werde fich in den meiften Punkten, 
welche die relativen Theorien hervorheben, das Moment des Un- 
techtes nachweiſen laſſen. 

Abegg folgert hieraus: 

Die bloße Ausmeſſung der, Schuld ſchließt die Berückſich⸗ 
tigung der Geſichtspunkte der relativen Theorien ſchon in ſich. 
Die Durchführung der einfachen Gerechtigkeit befriedigt 
für ſich allein ſchon die Nützlichkeitszwecke, ſoweit fie über- 
haupt auf Befriedigung Anſpruch haben. 


8. 25. 
Theorie von 3. U. Wirth. | 

Wirth macht darauf aufmerkſam, daß nicht blos vom Staate, 
fondern auch von der Familie, der Schule und der Kirche eine 
Strafthätigfeit geübt werde. Er ftellt daher zuerft einen all» 
gemeinen Begriff der Strafe auf. Sodann giebt er den be» 
jonderen Charakter der Kriminalftrafe an. 

In dem allgemeinen Begriffe der Strafe findet er zwei. 
Zwecke: 1) Das Verbrechen muß objeltiv am Verbrecher, und 


1 Abegg, bie berjäiebenen Strafrechtätheorien in ihrem Berhältnifie zc., 
Reuftadt an der Orla 1835. 


v⸗ 
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es muß 2) ſubjektiv im Verbrecher, d. h. in feinem Willen und 
in feiner Gefinnung aufgehoben werden. 

1. Objektiv am Verbrecher wird es aufgehoben durch die 
Vergeltung, die vergeltende Gerechtigkeit. 

Jeder Wille hat eine äußere Eriftenz, in feinem Eigen» 
thume, in feiner äußeren Freiheit u. ſ. w. 

Die vergeltende Gerechtigkeit fordert, daß der verbrecheriiche 
Wille, der in die äußere Eriftenz eines fremden Willens über- 
gegriffen hat, nach demjelben Maße in feiner eigenen äußeren 
Eriftenz aufgehoben werde durch eine entfpredhende Vermögens⸗ 
ftrafe, Freiheitsſtrafe u. ſ. w. 

2. Subjektiv im Verbrecher wird das Verbrechen aufgehoben 
durch Befferung des Thäters und duch Abſchreckung An» 
derer, in deren Gefinnung eine Neigung zu Verbrechen vorhan⸗ 
den tft. — 

Wenn dies der allgemeine Strafbegriff ift, was giebt nun 
den befonderen Strafbegriffen des Staates, der Familie, Schule 
und Kirche ihren beionderen Charakter? 

Jeder diefer befonderen Strafbegriffe muß ſämmtliche Merk 
male des allgemeinen Strafbegriffes enthalten; fonft gehörte er 
gar nicht mehr dem allgemeinen Strafbegriffe an; die Art gehörte 
nicht mehr zur Gattung. Über eines jener Merkmale muß in 
jedem der bejonderen Strafbegriffe das vorherrſchende fein; denn 
erft Dadurch wird der befondere Strafbegriff ein beionderer; erſt da⸗ 
duch wird die Art eine eigenthümliche und unterſchiedene Art. 

Jeder beiondere Strafbegriff enthält demnah zwar alle 
Strafzwede, erhebt aber einen derfelben zum Sauptzmwede, dem 
die anderen Zwecke ſich unterordnen. 

Schule, Familie und Kirche machen den jubjeftiven, der 
Staat hingegen macht den objeftiven Zmed zum Hauptzwecke. 

Der objektive Zweck (die Vergeltung) ift demnach das eigent» 
liche Princip der Strafe, die der Staat verhängt. Der ſubjek⸗ 
tive Zwed, die Beſſerung wenigftens, ift das Princip jener 
anderen fittlihen Kreife, welche es nicht blos mit einer einzelnen 
Handlung des Menſchen zu thun haben, fondern die mit ihrer 
Thätigfeit die ganze Perſönlichkeit deſſelben ergreifen follen. — 

Unter der Herrſchaft des objektiven Zweckes treten nun, In 
der Strafe des Staates, die ſubjektiven Zmede folgender 
Maßen hervor: 
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1. Dft fordert, wie ſchon Abegg nachgewieſen bat, die ge- 
trete Bergeltung jelbft eine Berückſichtigung der fubjektiven 
Zwecke. Es giebt 3. B. Verbrechen, die zur Gewohnheit des 
Verbrechers geworden find. Hier muß die gerechte Vergeltung 
felbft die Gewohnheit mit befämpfen, d. h. beſſern. 

2. Andererfeit$ fordern die Zmwede der Beiferung und Ab⸗ 
ſchreckung, daß die vergeltende Strafe fih nach ihnen modificire. 
Die fubjektiven Zwecke gelangen fo zu einer jelbitändigen Ein- 
wirkung. Sie werden in höherem Grade verwirklicht, als es 
nach Abegg’3 Theorie geichieht. Ste liben einen vom Vergeltungs⸗ 
gedanken unabhängigen Einfluß auf die Art der Strafpoll» 
ziehbung. Namentlich thut dies der Beilerungszwed, den man 
gar nicht erreichen fanrı, werm man die zu vollziehende Strafe 
nicht beftändig der augenblidlichen fubjektiven Befchaffenheit des 
Verbrechers anpaßt. 

3. Das Ma der Strafe darf aber aus Rückſicht auf die 
jelbftändigen Forderungen der fubjeltiven Zwecke nicht abgeändert 
werden. Iſt das Maß der vergeltenden Strafe erfüllt, fo darf 
der Staat nicht weiter ftrafen, auch wenn die Strafe noch feine 
Beſſerung oder Abſchreckung bewirkt bat. ! 


$. 26. 


Theorien, welche die Aufgabe der Strafgerehtigfeit auf 
die Verwirklichung des Nützlichen beſchränken. 


Eine Reihe der |. g. Gerehtigfeitstheorten hat den ab- 
foluten Theorien den Gedanken der Gerechtigkeit entlehnt, die 
Gerechtigkeit aber zur bloßen Magd des Nüglichen erniedrigt. Der 


ı Wirth, Syftem der fpefulativen Ethik, Bd. II, 1842, &. 279 fgg. 
319 fgg — Merkel, rim. Abhandl. I., 1867, ©. 104 fag., faßt bie Strete 
als gerechte Vergeltung, welche im Staate die Bedingungen des gejellichaft- 
lichen Lebens aufrechthalten fol. Bar, Grundlagen bes Strafr., 1869, findet 
das Wefen der Strafe nur in ber ihpinigung des Verbrechens, nicht in einem 
wegen des Verbrechens auferlegten Uebel. Auch nach Bar kann die Strafe 
Vergeltung genannt werden; allein dieſe Vergeltung ſoll mehr vom Verbrecher 
als vom Staate ausgehen (thätige Reue). Nach Heinze, in Holzendorff's 
Handbuch J. S. 339, ſoll die Strafe den rechtlichen Unwerth des Verbrechers 
ausdrücken, und zwar durch Ausſtoßung aus der Rechtsgemeinſchaft oder 
durch Auflegung einer Leiſtung, welche die Wiedereinſetzung in die verlorene 
Rechtsgleichheit zur Folge hat; bei Vollziehung gewiſſer Strafen ſpielt der 
Veſſerungszweck eine wichtige Role. Eine Kritit diejer Auffaffung giebt 
Laiſtner, das Recht in der Strafe, 1872, ©. 168 fgg.; er fucht in der Theorie 
Heinze's zwei Gedankenkreiſe nachzumeifen, ben —*2 und den Fichteſchen: 
dazu komme ein drittes Ingrediens durch die Lehre von den Strafzwecken. 
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Bergeltungsgedanfe, der allein dem Worte der Gerechtigkeit Sinn 
und Inhalt giebt, wird dabei bisweilen völlig verflüchtigt. Man 
behält Nichts als den leeren Namen einer Gerechtigkeit, über die 
man gar feine Ausfunft zu geben vermag. — Diele Vorwürfe 
treffen indeß Feineswegs alle jene Theorien. 

Drtolan entwidelt folgende Auffafjung der Sache: 

Allerdings verdient das Gute mit Gutem und das Ueble mit 
Ueblem bezahlt zu werden. Wo diefes Verhältniß zur Ausführung 
kommt, da empfinden wir eine fittliche Freude; wo es verlegt wird, 
da leiden wir fittlid. Dies Gefühl tft jo mächtig, daß alle Völker, 
weil fie jenes Verhältniß im irdiſchen Leben oft umgeftürzt fehen, 
fih im Geiſte einem anderen Leben zumenden, mo eine Aus- 
gleihung ftattfinden und jeder nad feinen Werfen gerichtet und 
behandelt werden wird. — Darauf ftügt ſich die abfolute Theorie. 
Gie bemweifet unmiderleglich, daß der Schuldige wegen jeder Un- 
that eine diefer Unthat entiprechende Strafe verdient. 

Aber tft e8 die Aufgabe der Gejellichaft, diefe Strafe zu 
ermeſſen und aufzuerlegen? Gerade dies bemeifet die abfolute 
Theorie nicht. 

Die Strafe muß vor allen Dingen gerecht fein. Aber die 
Anwendung der gerechten Strafe ift nur inſoweit Aufgabe der 
Geſellſchaft, als die Geſellſchaftszwecke es fordern. 

Drtolan nimmt zwilchen dem Schuldigen und der Gefell- 
Ihaft, die ihn ftraft, folgendes Gefpräh an: — „Was fchlägft 
Du mich?“ — „Du verdieneft es.“ — „Was geht das Di an? 
Mer bat Dih zum Richter und Vollitredder gemacht?" — Was 


ſoll die Gefellihaft hierauf antworten? Iſt der Fall fo beſchaffen, 


daß die Gejellihaft jagen kann: „ES handelt fich hier um meine 
eigene Erhaltung,” fo ift ihre Strafthätigkeit begründet. „Du 
verdieneft e8 und es handelt fih um meine Erhaltung,” dieſe 
beiden Säße find eine vollftändig genügende Antwort. „Es han» 
delt ji um meine Erhaltung,” das heißt, ich habe dag Recht mich 
einzumifchen, das Recht zu handeln, vorausgeſetzt, das dies nicht 
zum Nachtheile des Rechtes eines Anderen geſchehe; „Du ver- 
dieneft es“, das beißt, Du kannſt Dich nicht beklagen, daß Dein 
Recht verlegt werde. 

Nah diefer anfhaulihen, an Rouffeau’s Darftellungsart 
erinnernden Aufftellung des Grundgedantens bemerft Ortolan 
für das Strafmaß Folgendes: 


Theorien, welche d. Aufgabe d. Strafgerechtigfeit auf die Verwirklichung zc. 27 


Bei der Ausmeflung der Strafe hat hiernach die Rechtspflege 
zwei Grenzpunkte einzuhalten, den des Geredhten und den 
des Nützlichen. Nie mehr als gerecht ift; nie mehr als nüglich 
if. (Alſo das Gerechte nur fo weit, als es nüglich iſt. Alſo 
auch Fein der Gerechtigkeit zu bewilligendes Minimum, wenn der 
Nuten nicht einmal des gerechten Strafminimum bedarf.) ! | 

Dieſelbe Auffaffung der Sache begegnet uns bei Fauftin 
Helie. Auch er erfaßt die Strafe als die ſich bethätigende Ge- 
rechtigkeit; aber auch er beſchränkt die Aufgabe diefer Gerechtig- 
feit auf die Gefellihaftszwede?. Den Deutichen Schriftitellern 
thut Helie Unrecht, wenn er von ihnen annimmt, daß fie ganz 
in der abjoluten Theorie ftedlen geblieben feien, mährend Frank⸗ 
reih, England und die Vereinigten Staaten die relativen 
Theorien, unter Vorausfegung der Gerechtigkeit der Strafe, wieder 
zu ihrer gebührenden Beachtung gebracht hätten. Deutichland 
befigt eine große Anzahl von Theorien, die mit den neueren 
Franzöſiſchen, Englifhen und Nordamerikaniſchen in gleicher 
Richtung gehen und die fich felbft von den neueften Theorien 
Ortolan's und Helie’3 kaum unterfcheiden laſſen. 


8. 27. 
Rückblick auf die Vereinigungstheorien. 

Die Theorien Abegg’3 und Wirth's geben zwar der Kritik 
zu manden Einwendungen Anlaß; fie halten aber im Allgemeinen 
das richtige Verhältniß des Nütlichen zum Gerechten feit und 
bilden eine ftetig fortichreitende Entwidelung der Vereinigung 
der abfoluten Theorien mit den relativen. Dagegen laſſen die 
im 8. 26. angeführten Theorien das Geredte in ein ſchiefes 
Verhältniß zum Nüblichen treten und gehen in ihrer Berüd- 





ı M. Ortolan, Elements de droit penal, 1857. Seitdem bereit? 

Kae Auflagen. Unſere Citate beziehen fich durchgehend auf bie erfte 
uflage. 

| 28 élie zu Rossi, Trait& de droit pénal, 1855, Seite XCVI und 
CIV. Helie giebt hier eine ausführliche, intereffante Abhandlung über 
Straftheorien. — Bol. auf Trebutien, Cours de droit criminel, 1854, 
Band I. Seite 7 fgg. Trebutien fehließt fich hier an Bertauld, Etude 
sur le droit de punir, 1851. Helie, Ortolan, Haus folgen im Ganzen 
der Straftheorie von Rossi. Bertauld gebt feinen eigenen Weg. Haus, 
Cours de droit criminel, Gand 1857. aus, Principes generaux du 
droit penal Belge, 1969. Bertauld, Cours de code penal, Paris 1859 
Appendice p. 585 et suiv. Das Wefen der Strafe glaubt Bertauld 
in dem Worte „Sanktion“ auszufprechen. 


28 Erſte Gruppe. 


fihtigung der relativen Theorien bis zu einem fehlerhaften 
Ertreme fort. 

Abegg's Theorie räumt den Forderungen der relativen 
Theorien nur dann einen Einfluß ein, wenn dieje Forderungen 
aus der Gerechtigkeit felbft hervorgehen. Dies genügt nicht. Die 
von den relativen Theorien aufgeftellten Zwede find felbftändig 
berechtigt. Sie müfjen daher nicht blos jo weit, als die Geredht- 
tigkeit e8 fordert, fondern weiter, und zwar fo weit, als die 
Gerechtigkeit es erlaubt, verwirklicht werden. 

Wirth begeht die Verfehrtheit, Die Vergeltung neben der 
Beflerung und der Abſchreckung als einen Strafzwed aufzu- 
ftelen. Die Strafe ift ihrer inneren Natur nad Bergeltung. 
Strafe, Strafgeredhtigkeit und Bergeltung: dag find identifche 
Begriffe. Die Genugthuung, melde aus der Vergeltung ber- 
vorgeht, kann man einen Strafzweck nennen, die Vergeltung nicht; 
Wirth vermwechlelt Genugthuung und Vergeltung. — Wirth 
fehlt ferner darin, daß er den Bellerungszmwed der Strafe 
ausfchlieglid auf den Verbrecher felbft, und daß er den 
Abſchreckungszweck ausſchließlich auf Die Anderen bezieht. 
Warum fol denn die Strafe nicht ebenfomohl beilernd auf Die 
zu Verbrechen geneigte Maſſe einwirken, als auf den Verhrecher 
jelbft? Und marum fol fie den Verbrecher felbft nicht ebenſowohl 
abſchrecken, als die zu Verbrechen geneigte Maſſe? Allerdings 
bezieht ſich der Beſſerungszweck vorzugsmeife auf den Ber- 
brecher felbft; aber die Straie kann und fol auch eine fittliche, 
beflernde Einwirkung auf die Anderen haben. Der Abjhredungs- 
zweck bezieht fi nicht einmal vorzugsmeife auf die Anderen, 
während Wirth ihn ganz auf fie beſchränkt. — Endlich vermißt 
man bei Wirth die Erfenntniß, daß die relativen Theorien, die 
Strafzwecke der Befferung und Abſchreckung, auch einen jelbftän« 
digen Einfluß auf das Maß der Strafe üben dürfen. Die Ber- 
geltung giebt, in feiner Theorie, ftarr und unverrüdbar das 
Maß der Strafe an; nur indem die Strafe diefem unwandel⸗ 
baren Maße entipreche, dürfe fie in ihrer Vollziehungsweiſe 
jenen Zwecken der Befferung und Abichredung gemäß eingerichtet 
werden. Es leuchtet ein, daß das Maß der Strafe hierbei jehr 
unzwedmäßig fein fann. — 

Ortolan verfennt die Aufgabe des Staates, zu der vor 
Allem die Verwirklichung des Rechtes gehört Die Straf- 
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thätigfeit des Staates erftredt fich im Allgemeinen nicht auf bloße 
Unfittlichfeiten, fondern nur auf Rechtsverletzungen. Diele 
Hechtöverlegungen aber ftraft der Staat, um die ihm obliegende 
Gerechtigkeit zu verwirklichen; das Nügliche nimmt dabei me 
eine jetundäre Etellung ein. Die Rechtspflege des Staates ſoll 
ih nicht anmaßen, das Verbrechen aus dem moraliſchen Ge- 
ſichtspunkte richten zu wollen. Die Gerechtigkeit des Staates ift, 
felbft in den engen Schranken der juriſtiſchen Beurtheilung des 
Verbrechens, noch eine mangelhafte. Aber fie hat dennoch in 
ſich ſelbſt einen Werth: und fie foll keineswegs auf ihre Exiſtenz 
verzichten, fobald fie fich nicht Durch einen Nugen, den fie be= 
wirfe, rechtfertigen kann. Hoffen wir auf die höhere Gerechtigkeit 
des Himmels! Aber laffen mir deshalb unfere menſchliche Ge⸗ 
rechtigkeit nicht fallen! Welchen Unlauterfeiten, welchen Schleidh- 
wegen, welchen Berirrungen des richterlichen Gewiſſens würde die 
Thür geöffnet, fobald man dem Richter fagte, daß feine Gerechtig- 
feit nur wegen des Nüslichen erforderlich ſeil Hüten wir ung 
vor einem Principe, das die heiligen Grundverhältniffe göttlicher 
und menfchlidyer Ordnung in der bedenflichften Weiſe vertennt! 


8. 28. 
Ergebniß. 

Durch die Strafe ftellt fih das Recht wieder her, indem 
das Unrecht vernichtet wird. Die Strafe ift demnach ein Alt der 
Gerechtigkeit. 

Die Gerechtigkeit fordert nach der poſitiven Seite, daß 
jedem Willen das Seine zugetheilt werde: dieſe Forderung wird 
durch die Civilrechtspflege erfüllt. Die Gerechtigkeit fordert 
nach der negativen Seite, daß derjenige Wille, der in eine fremde 
Willensſphäre übergegriffen hat, nach dem Maße dieſes Weber 
griffes in ſeiner eigenen Willensſphäre verneint werde: dieſe For⸗ 
derung kommt durch die Strafrechtspflege zur Ausführung. 

Der reinſte Ausdruck hierfür iſt die Vergeltung. Sie alfo 
iſt das reine Grundweſen der Strafe. 

Aber nicht rohe Talion, nicht Aug' um Auge, Zahn um Zahn: 
ſondern Vergeltung nach dem Werthe. Und nicht blos Vergel⸗ 
tung nach dem Werthe des äußerlich verletzten Rechtes, ſo 
daß es nicht darauf ankäme, ob die Verletzung kaſuell, kulpos 
oder dolos herbeigeführt wurde: ſondern gleichzeitig nach Maß⸗ 
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gabe des in der äußeren Verlegung erſchienenen Willens. Auch 
nicht blos Vergeltung nad) demjenigen Uebel, das in der Ber- 
letzung des Privaten: fondern vor Allem nach demjenigen Uebel, 
das in der Verlegung des allgemeinen Willens, der Rechts⸗ 
ordnung liegt, und das bald größer bald Kleiner fein kann als 
das angerichtete Brivatübel. 

Solden Werth aufzufinden, ift Aufgabe der Empirie mehr 
als der fürmlichen Berechnung. Es find dabei namentlich zu be> 
achten die gegebenen Geſellſchaftszuſtände, fowie die durch 
Zeit- und Ortsverhältnifje bedingten nationalen Sitten und 
Anihauungen. Statt der Talionsgleihheit behalten mir 
nur die Broportionalität und einen Erfahrungsmaßitab. 


8. 29. 
Ergebniß. Fortjegung. 

1. Die unmittelbare Wirkung der Vergeltung ift die Genug⸗ 
thbuung. Sie herbeizuführen ift der erfte Zweck der Strafe. 

Faßt man die Genugthuung als den Zweck der Vergeltung, 
jo ift damit nur gefordert, daß die Vergeltung für das Bemwußt- 
fein als Vergeltung berportrete, — daß fie in ihrer äußeren 
Erfheinung der getreue Ausdrud ihres eigenen Weſens et. 
Dies zu bewirken, ift eine Aufgabe des Staates. Inſofern bat 
Kant Recht, wenn er wo möglich eine harakteriftiiche, ſpecifiſche 
Verwandtichaft zwiſchen Verbrechen und Strafe will. Unfere Straf- 
techtspflege würde tiefere Wurzeln fchlagen im fittlihen Volks⸗ 
bemußtjein und daſſelbe meit innerlicher befriedigen, wenn die 
Phyſiognomie des Verbrechens fich in der Strafe felbft ausprägte!. 

Man darf den Genugthuungszmwed nicht gering veranjchlagen. 
Er tft von tiefer fittlicher Bedeutung. Wenn der freche Verächter 
fremden Rechtes im Trotze feines Webermuthes den Schwachen, 
wie wenn er rechtlo8 wäre, niedergetreten hat; die Gerechtigkeit 
reicht dieſem die Hand, hebt ihn wieder empor und vernichtet den 
frech übergreifenden Willen feines Gegners: iſt das hierdurch be> 
friedigte Gefühl maltender Gerechtigkeit nicht ein herrliches Ziel 
der Nechtspflege? Nur den elendeften Materialiften wird diefe 

I Eine taliondartige Aehnlichkeit von Verbrechen und Strafe wird 
bier nicht gefordert, wohl aber Berjchiedenheit der Strafanftalten nad 
dem verfchiedenen Charakter ber Verbrechen; auch Berfchievenheit der Strafen 


eniibre end der Berfchiebenheit der Triebfeder bed Verbrechens, darum 
3. B. Geldftrafe bei Verbrechen aus Gewinnſucht. 
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Genugthuung weniger gelten, als die fonftigen nützlichen Wirkun- 
gen der Strafe. Den Hohen und den Niedrigen mit demſelben 
rihterlihen Maße meſſen zu fehen: welcher fittlihe Menſch 
möchte dieſe innere Befriedigung nicht mit den größten materiellen 
Opfern erfaufen! 

2. Ale Aufgaben der Strafe, die durch den erreichten Ge⸗ 
nugthuungszwed nicht erfüllt werden, find vereinigt im Bef- 
ſerungszwecke und im Abfhredungszmede. 

Die genugthuende, befjernde, abſchreckende Bergel- 
tung wirkt als Vertheidigung des Staates und des Rechtes, 
als Wiederherftellung, als Erjat des idealen Schadens, als 
Siherung und als Prävention. Kein einziger mefentlicher 
Gedanke der relativen Theorien geht hier verloren. 


$. 30. 
Ergebniß. Fortjesung. 

Wie wirken nun die Strafzwede auf den Charakter und 
auf das Maß der Strafe? 

Wenn der Genugthuungszwed von der Vergeltung nur for» 
dert, daß fie ihr eigenes Wefen hervorwende, jo geht die For- 
derung der übrigen Strafzwede meiter. 

Zwar tft e8 richtig, daß die nach der Schuld zu bemefjende 
Vergeltung oft jelbft ſchon eine Berücdfichtigung der Geſichtspunkte 
der relativen Theorien enthalte, — daß namentlich die Gefähr- 
lichkeit häufig einen Beftandtheil der Schuld bilde, wie Abegg 
nachmweifet. Nicht minder iſt e3 richtig, Daß Die vergeltende Ge- 
rechtigkeit ſelbſt bisweilen eine Verwirklichung des Beſſerungs⸗ 
und des Abſchreckungszweckes fordere, — daß namentlich bei den 
Gewohnheitsverbrechen die gerechte Vergeltung eine Bekämpfung 
der verbrecheriſchen Gewohnheit, alſo Beſſerung heiſche, wie Wirth 
ausführt. 

Aber dies reicht nicht aus. Es iſt anzuerkennen, daß jene 
Zwecke nicht blos ſo weit als ſie ſchon in der Gerechtigkeit liegen, 
nicht blos ſo weit als es die Gerechtigkeit fordert, ſondern bis 
zur äußerſten Grenze zu verwirklichen ſind, bis zu welcher die 
Gerechtigkeit ihre Verwirklichung erlaubt. Denn dieſe Zwecke 
bilden ſelbſt eine Aufgabe des Staates, die der Staat nur inſoweit 
beſchränken muß, als es die höhere Rückſicht auf die Gerechtigkeit 
unbedingt nothwendig macht. 
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Bis zu diefen Grenzen müfjen der Beilerungszwed und 
der Abfchredungszmwed einen Einfluß üben 1) auf den Charak⸗ 
ter, auf die Vollziehungsweiſe der Strafe, 2) auch auf das 
Map der Strafe. 

Ihnen einen Einfluß auf Charakter und Vollziehungs- 
weiſe einzuräumen, macht feine großen Schwierigkeiten; denn das 
von der Gerechtigkeit geforderte Maß bleibt dabei unverändert. 

Anders fteht es mit dem Einfluß jener Zwecke auf das 
Map der Strafe. 


8. 31. 
Ergebniß. Fortjegung. 

Die vergeltende Gerechtigkeit fordert ein beftimmtes 
Strafmaß. 

Befferung und Abſchreckung fordern vielleiht ein ganz 
anderes Maß. 

Sollen nun Beſſerung und Abſchreckung mit der vergeltenden 
Gerechtigkeit zugleich das Maß der Strafe beftimmen, fo droht 
eine Kollifion der Maße zu entftehen. 

Hterin liegt die Schwierigkeit einer au im Strafmaße 
zu bemwirfenden Vereinigung der abjoluten Theorie mit den re⸗ 
lativen. 

Allein dieſe Schwierigkeit löſet ſich, Jobald mar den Begriff 
des Maßes genauer unterſucht. 

1) Mo irgend eine qualitative phyſiſche Eriftenz an ein 
beftimmtes Maß gebunden ift, da darf eine beftimmte Duan- 
tität nit RAberfchritten werden, wenn jene qualitative phy⸗ 
ſiſche Eriftenz nicht aufhören und in eine ganz andere Qualität 
übergehen fol. Die qualitative Ertitenz des Waflers tft 3. 2. 
gebunden an ein gewiſſes Maß der Wärme. Wird die Dusch das 
Maß gebotene Duantität der Wärme verändert, jo ändert fich 
auch die Qualität jener phyſiſchen Eriftenz: das Waller wird Eis 
oder Dampf. (Bgl Hegel, Logik.) 

Daſſelbe gilt von ethiſchen Exriſtenzen, Die fi an ein bes 
fiimmtes äußeres Maß knüpfen. Auch bier verändert ſich die 
etbiihe Qualität mit der Duantität. Aus ber Tugend der 
Freigebigfeit 3. B. wird, duch ein zu Biel, etwas qualitativ 
Anderes: Verſchwendung; aus der Tugend der Sparjamkeit wird, 
durch ein zu Wenig: Geiz. Aus der Tapferkeit wird, durch ein 
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zu Viel: Tollkühnheit; aus der Bedächtigleit wird Feigheit u. f. w. 
(Aristot. Ethic. Nicomach. II, 5-7; Magna Moral. I, 
5—9.. Eth. Eud. II, 3.) 

Auch die Gerechtigkeit, an ein beſtimmtes Maß gebumden, 
wägt genau, um jedes zu Biel und zu Wenig zu vermeiden. Es 
ift eine beftimmte Quantität finnliden Leidens erforderlich, damit 
die Strafe die Dualität gerechter Vergeltung an fih trage. Durch 
ein Mehr mürde fie zur Race, duch ein Weniger zur Kon» 
nivenz, in beiden Fällen alfo zur Ungeredtigfeit. 

2) Andererfeits läßt ſich aber ſowohl auf dem phyſiſchen als 
auf dem ethiſchen Gebiete der Spielraum freier Bewegung 
nachweifen, den der Begriff des Maßes der Quantität verftattet. 

Vom höchſten Grade der Kälte bis zu Null Grad bleibt das 
Eis Eis, und verwandelt fih erft dann in Waller. Bon Null 
Grad bis zu 80 Grad Wärme bleibt das Wafler Wafler, und 
verwandelt fih erft dann in Dampf. Bis dahin übt alfo die 
Beränderung der Duantität auf die Qualität feinen Einfluß. 

Ebenfo bei den ethiſchen Begriffen. Es läßt fih nit 
abfolut beftimmt feftftellen, wie viel man, bei einem gewiſſen 
Vermögen, auszugeben babe, um aus einem Freigebigen zum 
Berfehwender, aus einem Sparjamen zum Geizigen zu werden. 
Analog verhält e3 fich bei der Tapferkeit und der Tollfühnheit, 
bei der Bedachtſamkeit und der Feigheit. Es ift allerdings ein 
Punkt da, der nicht überjchritten werden darf; aber e8 bleibt auch 
ein Gebiet des Gutdünkens und der freien Bewegung. 

In derjelben Weife verhält fich der Begriff der vergeltenden 
Gerechtigkeit zu dem von ihr geforderten Quantum finnlichen 
Leidens. Dieſes Duantum ift fein abjolut beftimmtes, fondern 
liegt zwifhen einem Marimum und einem Minimum. So lange 
Gejeggeber und Richter die Strafe innerhalb diefer beiden Grenz- 
punkte vermehren und vermindern, genügen fie immer noch der 
Gerechtigkeit. Die Gerechtigkeit läßt hier für die Beſtimmung des 
Strafgquantums einen Spielraum: einen weiteren, den der Ge» 
feggeber für jede Berbrechensart feitftelen muß; einen engeren, 
den der Richter für jedes einzelne Verbrechen feititellen fann!. 

3) Innerhalb diefes Spielraumes Tönnen und follen 
der Bejjerungs- und der Abihredungszwed auf das 

1 In biefem engeren Spielraume findet Die ſ. g. bedingte Freilaſſung 


ihren begriffsmäßigen Platz. 
Berner, Strafredt. 9. Aufl. 3 
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Maß der Strafe einen Einfluß üben. Hier find die Gren- 
zen, bis zu denen die Gerechtigkeit die Verwirklichung jener Zwede 
erlaubt. — 

Erwägt man daneben, daß die Geſichtspunkte der relativen 
Theorien (nach Abegg und Wirth) großentheils ſchon in der 
gerechten Vergeltung enthalten ſind, alſo auch jenes Maximum 
und Minimum der Vergeltung ſchon ſelbſt mit beſtimmen: 
ſo wird man einräumen, daß, Alles in Allem, der Einfluß der 
relativen Theorien auf das Strafmaß ein ſehr beträchtlicher 
ſein fönne. !. 


8. 32. 
Ergebrig. Schluß. 

Es ift hiernach die Arbeit der Geifter für die Auffindung des 
ſtrafrechtlichen Principes nicht vergeblich gemefen. Es bat viel» 
mehr jede bedeutendere Theorie dazu beigetragen, den reinen 
Metallfern der Wahrheit aus der verhüllenden Schale zu befreien. 
Die relativen Theorien haben Momente der Wahrheit an den 
Tag gebracht, wie die abjoluten. Und das Ergebniß unferer 
wiſſenſchaftlichen Entwidelung ift eine Bereinigung des Wefen- 
haften all’ jener Theorien, der man dennod den Vorwurf 
des Eklekticismus nicht wird machen können. — — 

Welche Straftheorien liegen den Gefekgebungen zu 
Grunde? 

Die vor 1810 ergangenen Strafgefeßgebungen buldigen gar 
feiner Straftheorie. Doch find Sicherung und Abſchreckung 
ihre vorherrſchenden Gedanken; fo bejonders im Preußiſchen 
allgemeinen Landrechte und im Oeſterreichiſchen Strafgejeß- 
buche von 1803. 

Der Code penal von 1810 ſchwankt zwiſchen dem Geſichts⸗ 
punkte der Nützlichkeit und dem Geſichtspunkte abftrafter Ge⸗ 
rechtigkeit. 

Das Bayriſche Geſetzbuch von 1813 iſt eine folgerichtige 
Durchführung der Feuerbach'ſchen Strafrechtstheorie. 
Seit 1838 iſt es meiſtentheils eine ziemlich ſchwankende, die 
verſchiedenſten Strafzwecke verbindende ſ. g. Gerechtigkeits⸗ 
theorie, zu der ſich die Stimmführer, die bei der Abfaſſung und 


I Berner, begriffsmäßi g a der relativen Theorien mit der 
abfoluten, a. a. D. Archiv 1845, Seite 1 
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Berathbung der Gefebbücher mitwirkten, befannt haben!. Auch 
bei der Berathung des Preußiſchen Strafgefegbuches entfchieden 
fih die einflußreichften Männer für die Gerechtigfeitstheorie; fie 
ließen dabei die Zwecke der Abfchredung und Beſſerung ziemlich 
weit in den Hintergrund zurüdtreten?.: Vollſtändiger im Ein- 
klange mit der von ung entiwidelten VBereinigungstheorie fteht das 
R.-©.-B., welches durch Aufnahme der bedingten Freilaffung 
(„vorläufigen Entlafjung”) den relativen Zmeden, befonders 
dem Bellerungszmwede, auch auf das Quantum der Strafe einen 
Einfluß einräumt (R.-©.-B. $. 23). Syn diefer duch die Wilfen- 
Ihaft vorbereiteten Neuerung bekundet fich der Fräftig fortiwirfende 
Zufammenhang der Strafrechtstheorien mit dem Leben. Daß 
aber das R.-G.-B. dabei den durch die abfolute Theorie ge- 
gebenen unumſtößlich einfachen Sa der Proportionalität „ſchwere 
Verbrechen ſchwere Strafen, leichte Verbrechen leichte Strafen‘ 
nicht aufgiebt, zeigt feine ganze Faſſung, ebenfo wie die der be- 
dingten Freilafjung gegebene gejegliche Abgrenzung. Die bloße 
Beilerungstheorie wird bei jeder Gejeßgebung an der Erfahrung 
ſcheitern, daß die leichten Verbrecher fich keineswegs fchnell und 
die ſchweren fich keineswegs langſam befjern ®. 


1 Ramentlih in Sachſen und Baden (Mittermaier und Welder, 
der in der Kommilfion det Bad. Kammer feine Straftheorie in einer viel 
vollendeteren Geftalt als früher darlegte). Ueber den Grundgedanken der Säch⸗ 
ſiſchen Stenfgeieggebung findet fich eine kurze Mittbeilung bei Wächter, 
Handbuch 1857, Seite 63 bi 65. Württemberg 1839 will fich Teiner 
Theorie auzfchließlich fügen, legt aber das Hauptgemwicht auf den pſychiſchen 
Zwang, ben die Strafdrohung übe. Braunſchweig 1840 will zugleich Ver— 
geltung, Warnung, Abfchredung und Beflerung. Im Hannoverichen Straf: 
gejeßbuch von 1840 zeigen fich die Nachwirkungen der Lehre Feuerbachs, aber 
ſchon abgeitumpft durch die neueren Gerechtigfeitätheorien. Bei den Ent- 
würfen zum Strafgejegbucdh für Darmftadt 18541 Fam je länger je mehr das 
Princip der Gerechtigkeit zur Geltung. Das Strafgefegbuh Badens 1845 
fucht fih von allen vereinzelten Theorien fern zu halten, aber die weſentlichen 
Beitandtheile der relativen Theorie mit denen der abjoluten Theorie zu ver- 
einigen. Dejterreich 1852 ift auf dem Standpunkte des Geſetzbuches von 
1803, welches die Grundgedanken Feuerbachs ſchon anticipirte, jtehen geblieben. 
Sachſen 1855 (ebenfo 1868) fucht fich das Praktische aus den Gedanken der 
Bergeltung, Befjerung und Abſchreckung anzueignen. Weberall jtrebt alfo die 
Gefetgebung nach einer VBereinigungstheorie, deren vollitändige Ent- 
widelung fie indeß der Wiflenfchaft überläßt. 

2 Auskunft über die Anfichten im Staatöratbe und in der Kommif- 
ſion bei Goltdammer, Materialien, Band I. ©. 7 108- 

3 Hierüber hilft auh Ahrens (Rechtsphil. Bd. II, 1871, ©. 455 fgg.) 
nicht hinweg, fo viel Treffliches auch in feiner Beflerungstheorie enthalten ift. 
Bol. dagegen Bar, die Grundlagen des Strafrecht, ©. 75. Bon den beiden 
SHauptarbeitern des R.-©.-8. hat fich der eine (Friedberg) über feine Grund- 

3* 


* 
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III. 
Encyklopädiſche Stellung des Strafrechtes. 


8. 33. 
Das Strafreht als Theil des öffentlihen Rechtes. 


Nennt man das Strafrecht einen Theil des öffentlichen 
Nechtes, fo hat dies einen zwiefadhen Sinn. 

Es heißt 1) Die Strafe erfolgt nicht blos im Intereſſe der 
etwa verlegten Privatperſon, fondern im Öffentihen Sntereife. 
— Wer das Net in irgend einem Gebiete verlegt, ſei dies nun 
das Gebiet des Individuums, der Familie, des Publikums, oder 
unmittelbar des Staates jelbft, der geräth mit dem Gefammt- 
organismus des Rechtes, mit dem Staate, in Konflikt. Jedes 
Recht, auch das bloße Privatrecht, hat den Staat zu feiner 
Grundlage. Welches Recht alfo auch verlegt werde: in jedem 
Rechte wird der Staat mit verlegt und bat alfo an der Auf- 
bebung der Verlegung ein Intereſſe. 

„Das Strafrecht gehört zum öffentlichen Rechte” heißt 2) Der 
Staat ſelbſt ift es, welder die Strafthätigfeit ausübt. 
Wird er in jeder Rechtsverletzung mit getroffen, fo ift er es auch, 
der fih gegen dieſe Negation negirend hervorſchnellt. Die Ver- 
wirflihung des Rechtes ift feine Aufgabe, ſowohl weil er foli- 
darifh für alle Rechte einzuftehen hat, als weil er allein un- 
parteiiſch if. 


8. 34: 
Das Strafreht als Theil des Verwaltungsredhtes. 


Staatsvermwaltung, im weiteften Sinne, beißt die ge- 
fammte Ausführung des allgemeinen Willens, deſſen Auffindung 
und Sanktion der gejebgebenden Gewalt und dem Staatsober- 
haupte obliegt. 

Auch die Rechtspflege tft nur eine Ausführung bes allge- 
meinen Willens. Und zwar tft die Strafrehtspflege derjenige 
Alt des allgemeinen Willens, durch den letzterer den ihm wider⸗ 
ftrebenden bejonderen Willen aufhebt, indem er ſich felbft und feine 
Herrichaft dagegen wiederherſtellt. — 


anficht vom Strafrecht nicht ausgeſprochen, der andere aber (Schwarze) ent⸗ 
ſchieden gegen die bloße Befſerungstheorie erflärt. 
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Die Stellung des Strafrechtes im öffentlichen Rechte, und 
zwar näher im Berwaltungsrechte, ift erft in der neueren Zeit 
vollftändig zur theoretifchen und praftiichen Anerkennung gekommen. 

Wenn die Strafe al3 eine dem Staate zuftehende Thätigfeit 
hervortreten fol, jo muß der Staat fih Ihon foncentrirt haben. 
Er muß bereit3 al3 der Träger und Gewährsmann aller 
Rechte anerkannt fein. 

Wo der Staatsverband noch loſe geihlungen tft und die 
Smdividuen fih noch vom Staate abfondern: da überläßt man 
die Strafthätigfeit dem vom Verbrechen unmittelbar betroffenen 
Privatmanne, — da verfennt man das mit der Strafthätigfeit 
verfnüpfte allgemeine und Öffentlide Intereſſe. Man fieht 
daher das Strafrecht als einen Theil des Privatrechtes an. 

So galt das Verbrechen bei den Germanen zwar nicht aus⸗ 
ihließlih, aber doch vorzugsmweile als PBrivatverlegung und 
die Strafe als Privatgenugtbuung!. Die Staatseinheit war 
noch nicht feſt genug gegründet; e3 gab fat nur einen Ioderen 
Gemeindeverband. — Später fonfolidirt ſich die Vielheit der 
Individuen zu einer wahrhaften Staatseinheit; und ſeitdem über- 
nimmt e8 ausschließlich der Staat, der fich jebt bei jeder Ver⸗ 
legung de3 Einzelnen als mitbeleidigte8 Ganzes betrachtet, die 
Strafe über den Verbrecher auszufpredhen und fie zu vollziehen. 
Anfang, Fortgang und Ende des Strafverfahrens hängen daher 
heutigen Tages nicht mehr von der Privatwillfür ab. Nur die 
Antragsfälle machen hiervon eine Ausnahme. Aber auch bei - 
ihnen tritt der öffentlihe Charakter der Strafe darin hervor, daß 
die Strafe nit an den PVerlegten fällt (PBrivatitrafe), ſondern 
dem Staate entrichtet wird (öffentliche Strafe)?. 

In einem anderen Sinne rechneten die Römer einen Theil 
des Strafrechtes zum Privatrehte. Das umfaflende Aktionen- 
ſyſtem der Römer machte es möglich, eine Reihe von Verbrechen 
privatrechtli zu verfolgen. Die Rechtsverlegung wurde in diefen 
Fällen als eine Duelle von obligatoriichen Berbältnifjen betrachtet. 


i Das fredum war in der Regel viel niedriger als die compositio. 
Del. cal Botingen, Beiträge zur Gefchichte des Deutſchen Strafrechtes, 1836, 


3 Die dem Berletten bei Beleidigungen ober Körperverletungen 
nah dem R.:.:8. 88. 188 und 231 jraufpreipende Geldbuße, weldhe den 
Entigüvigungdaniprng ausſchließt, ift nur von privatredhtlicher 
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&. 35. 
Verhältnik des Strafrehtes zur Polizei. 

Sieht man vom Militärmwefen ab, fo umfaßt die Staatsver- _ 
maltung nur drei Hauptthätigfeiten: die Finanzthätigfeit, die 
Bolizeithätigkeit und die Rechtspflege. Als Theil der Rechtspflege 
grenzt das Strafrecht an die Polizei. Es find bier folgende 
Punkte hervorzuheben: 

1) Die Polizei wirft in negativer Richtung, indem fie die 
Hinderniffe des öffentlihen und individuellen Rechtes und 
Wohles entfernt. Zufolge diefer negativen Aufgabe hat fie auch 
Verbrechen zu verhindern. 

2) Die Polizei wirkt in pofitiver Richtung, indem fie, durch 
Beförderungsmittel aller Art, das öffentlihe und individuelle 
Recht und Wohl unterftügt. Sm diefer ihrer pofitiven Aufgabe 
liegt aud) ihre Verpflichtung, die Strafrehtspflege zu unter> 
fügen, 3. B. Verbrecher aufzufpüren, Beweiſe der begangenen 
That zu fichern. 

3) Der Begriff der Bolizetübertretungen ergiebt fih aus 
der negativen und aus der pofitiven Aufgabe der Polizei. Polizei- 
übertretungen find nämlih a) gefährliche Unterlaffungen und 
Handlungen, melde zur Verhinderung der Verlegung von Recht 
oder Wohl bedroht find, b) Unterlaffungen und Handlungen, 
welde zur Beförderung von Recht und Wohl bedroht find !. 

Im Reih3-Strafgejegbuch, bei deſſen Abfaffung man den 
qualitativen Unterſchied der polizeilichen und der kriminellen Straf- 
barfeit ganz in Abrede ftellte, umfaſſen die „Uebertretungen‘ ſo⸗ 
wohl die wichtigften, im ganzen Reiche gleihmäßig zu ftrafenden 
Verlegungen der polizetliden Ordnung, als auch die gering- 
fügigſten flrafbaren Verlebungen der Rechtsordnung. 


$. 36. 
Verhältniß des Strafrehtes zum Civilrechte. 


1) Wo das Strafrecht durch civilrehtlihe Begriffe 
ergänzt werden muß, bat der Strafrichter in der Negel die 


‚t Das Weitere hierüber gehört in ben Strafproceß. Bol. Kuhn, das 
Polizeiſtrafrecht in leinen Trunbgügen, Dresben 1843. Heffter, im Archiv 
bes Kriminalr 1843, ©.113. Mohl, Encyflopädie der Staatswiſſenſchaften, 
Tübingen 1859, Seite 278—280. Hellmuth, über die Grundlagen der neuen 
Polizeiftrafgefeggebung in Bayern, Münden 1862, 
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civilrechtlichen Begriffe jo anzuerkennen, wie das Civilrecht ſelbſt 
fie feftftelt. Ausnahms weiſe werden indeß mande civilrecht- 
lihen Begriffe vom Strafrechte modtficirt, wie 3. B. in der 
Lehre vom Diebftahle der Begriff der beweglichen Sade. Eine 
vom geltenden Civilrechte abweichende Auffaflung eines civilrecht- 
lihen Begriffes ift jedoch dem Strafrichter nur dann erlaubt, 
wenn fih annehmen läßt, daß der Strafgeleßgeber, bei der 
Abfaffung des Strafgejegbuches, den civilrehtlihen Begriff 
ſelbſt in einer eigenthümlichen, den ftrafrehtlihen Be- 
dürfniffen mehr entſprechenden Weife aufgefaßt habe!. 

2) Den Strafzwang wendet der Staat nur da an, ivo der 
Civilzwang (zur Erfüllung oder zum Erfah) für die Erhaltung 
der Rechtsordnung nicht ausreicht. Bet der Strafbarkeit ift der 
Unterſchied von Dolus und Kulpa weſentlich, bei der Erſatzpflicht 
tft er gleichgültig ?. 

8. 37. 
Berhältniß des Strafrehtes zum Strafprocejfe. 


Das Strafrecht handelt im allgemeinen Theile vom Ver⸗ 
bredden und von der Strafe ald Gattungsbegriffen; im be- 
londeren Theile von den Verbrechensarten und ihren bejon- 
deren Strafen. * 

Der Strafproceß hingegen handelt von der Subſumtion 
des einzelnen Verbrechens unter die Verbredhensart und Ver⸗ 
breddensgattung, To wie von der Feitftellung der dem einzelnen 
Verbrechen gebührenden Strafe. 

Mit anderen Worten: 

Das Strafrecht ftellt den Oberſatz auf: 

„Wer ein ſolches Verbrechen begangen bat, ift mit folcher 
Strafe zu belegen.” 

Der Strafproceß fügt, Durch die Unterfuhung, hierzu ben 
Unterſatz: 

1 Wichtig: Archiv für a euB. Strafreht Band II. (1854) Seite 513 
bis 521. Ebendafelbit V. S Ueber die Abweichungen des Strafrechtes 
“ Dppenporl u 6.19 — aftöbegriffen in der Lehre vom In ceſt 
vs Merkel, Abhandl. us ee 8. Yfep:  välfner, Syſt. des Preu se: 

Eaf 1.8.1 und Serichtsfanl, 1869, 1fg reg. Bar, Grundlagen, 1861 

fon. Binding, die Normen, 8b. I. (1872), ©. 133 fgg. Richard 
—2 Wert „Der Vertragsbruch, 1876‘, eine Biftorifche orſchung von 


Talent, will recht eigentlich ein Beitrag fein zur Unterſcheidung des civilen 
und des friminellen Unrecht3. 
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„Titius hat ein ſolches Verbrechen begangen,’ 
und zieht hieraus, durch die Urtheilsfällung, den Schluß: 
„Alſo ift Titius mit folder Strafe zu belegen” !. 


8. 38. 

Verhältniß des Strafrechtes zur Kriminalpolitif. 

Kriminalpolitif ift die Kunft, das Nützliche, das Wohl, 
die Gejellichaftszwede mit den Forderungen der Strafjuftiz zu 
vereinigen. Ihr Verhältniß zum Strafrechte wäre demnach das 
Berhältniß des Zmedmäßigen zum abftraft Geredten. 

Aber das Strafrecht foll gar nicht die Wiſſenſchaft des 
abftraft Gerechten fein. Wir haben die Strafzwede mit der 
Gerechtigkeit felbft organiſch vereinigt. Wir haben gejehen, 
wie das Zweckmäßige aus dem inneren Leben des Gerechten her⸗ 
vorſprießt, wie die Zweckmäßigkeitsrückſichten mit der Gerechtigkeit 
Hand in Hand geben, wie fie auf Art und Maß der Strafe einen 
Einfluß üben, ohne daß durch denfelben die Strafe in ihrem in» 
neren Kerne zu einer bloßen Nüglichfeitgmaßregel herabſinkt. Die 
vergeltende Gerechtigkeit blieb uns fein blinder Rückſchlag 
gegen das Verbrechen, jondern verwandelte fih uns in eine in» 
nerli organifirte Zmedthättgfeit. 

Ein auf folder Straftheorie ruhendes Syſtem des Straf- 
rechtes kann zur Kriminalpolitif feinen Gegenjat mehr bilden; 
es birgt dieſelbe in ſich felbft.”. 


1 Abegg Lehrb. ©. 7. 

2 Damit ift nicht ausgefchloffen, daß die Kriminalpolitif auch Gegenftand 
befonderer wiflenfchaftlicder Behandlung fein fönne. An ergiebigen Quellen 
fehlt es dafür nicht. Angeregt durch die Aufklärungsphiloſophie, N 
ben gewaltigen Stoß der Franzöſ. Revolution von 1789, endlich dur 
die neueren Bewegungen für Keform der Gejeßgebung und des Ge= 
fängnifmwefens, haben ſich für diefen Gegenftand in Stalien, Frankreich, 
England, Rordamerila und Deutfchlandb zahlreiche Köpfe in Bewegung geſetzt. 
Bol. 8. 120 dieſes Lehrb. 
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Geſchichte des Strafrechtes. 
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Hauptftadien der geſchichtlichen Entwidelung des 
Strafrechtes. 

Drei Stadien ſind es, die der Entwickelungsgang des Straf⸗ 
rechtes bei allen Völkern durchlaufen hat, die nicht, wie die Drien⸗ 
talen, auf einer untergeordneten Stufe ſtehen geblieben ſind: der 
Standpunkt der Rache, der Standpunkt der den Geſellſchafts 
zwecken dienenden Nützlichkeitsſtrafe, der Standpunkt einer 
die Geſellſchaftszwecke fördernden Vergeltung!. 

1. Standpunkt der Rache. 

Das Recht, der wahrhafte, vernünftige, allgemeine Wille 
fündigt ſich dem unmittelbaren Gefühle an, und regt ſich Daher 
auf urſprüngliche Weife auch in dem individuellen Willen. Das 
Rechtsgefühl treibt nun den VBerlegten zur Rache. Die Race 
enthält das ahnende Borgefühl von der begriffsmäßigen Noth- 
wendigkeit der Strafe. Der Rächende fühlt e8, daß der Verleger 
nah dem Gefege behandelt werden müſſe, das er felbft durch 
feine Verlegung aufgeftellt hat; er fühlt die Nothwendigkeit 
der Vergeltung. 

Das Net aber, — der allgemeine Wille, der in dem Einzel» 
willen des VBerlegten die Race hervortreibt, — mird durch das 
Intereſſe des verlegten Einzelwillend getrübt. Der Verlegte iſt 


1 Bol. Abegg, Strafrechtstheorien, S. 16 fgg. 
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Partei, — ift daher nicht geeignet, eine in den Grenzen des ge- 
rechten Maßes gehaltene Vergeltung auszuführen. Die Rache ift 
roh und maßlos. Sie überſchätzt die Größe der erlittenen 
äußeren Verlegung und beachtet nicht gehörig die inneren 
Schuldunterſchiede. 

Derjenige, an dem die Rache vollzogen wird, erkennt daher 
in der Rache nicht das Recht, nicht das, was er verdient hat. 
Er ſieht in ihr nur wieder eine Verletzung, die er ſich nicht ge⸗ 
fallen laſſen kann, gegen die er alſo wieder ſeinerſeits Rache üben 
muß. So reproducirt ſich die Rache immer von einer Seite 
zur anderen. Sie wird zwiſchen den beiden Perſonen zur dauern⸗ 
den Fehde. Sie geht ſogar über dieſe Perſonen noch hinaus 
und geſtaltet ſich zur Familienrache und Erbrache. 

Endlich jedoch muß ſich aus dieſem Proceſſe der Rache das 
Gefühl der Schuld entwickeln. Steckt in der Rache, wenngleich 
durch Leidenſchaft verdunkelt, das Recht: ſo kann ſich dies den 
Kämpfenden nicht ewig verbergen; die Nebel der Leidenſchaft 
ſinken, Recht und Schuld leuchten unverhüllt. Mit der Erkenntniß 
der Schuld tritt dann die Compositio ein, die Buße, das 
Wergeld, d. h. es wird ein ſühnendes Zeichen der Anerken- 
nung ſeiner Schuld gegeben. 

2. Standpunkt der Strafe für die Geſellſchaftszwecke. 

Erlangt die Geſellſchaft einen gewiſſen Grad der Ausbildung, 
ſo iſt die Sache des Verbrechers mit der bloßen Sühnung des 
Verletzten nicht abgethan; die Geſellſchaft fordert jetzt eine Ent⸗ 
ſchädigung für die herbeigeführte Störung der öffentlichen Sicher⸗ 
heit, des öffentlichen Friedens (fredum, Friedensgeld). 

Es tritt nun die Privatgenugthuung immer mehr in den 
Hintergrund; die tiefere ſittliche Baſis der Strafe wird verkannt; 
der öffentliche Nutzen beherrſcht am Ende die ganze Bedeutung 
der Strafe. | 

3. Standpunkt der Strafe als teleologifher Vergel- 
tung. 

Der wahre, fittlich gereifte Staat erfaßt wieder den fitt- 
lihen Grund der Strafe. Er erfennt in der Thatfache der 
Nahe den Kern des Rechtes. Die Strafe wird ihm daher zu 
einem Afte der Gerechtigkeit, zur Vergeltung. 

Aber diefe Rückkehr zu demjenigen, was verhüllt Schon in dem 
Standpunkte des Anfanges lag, tft durch einen reichen Entivide- 
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lungsgang hindurch gegangen und kann den Dabei gemachten Ge- . 
winn nicht wieder aufgeben. Wenn alſo auch der Staat Die 
Strafe als eine höhere Nothmendigkeit, als eine Vergeltung, als 
eine Bethätigung der Gerechtigkeit gelten lafjen muß: jo wird er 
fih do alsbald auch der Geſellſchaftszwecke wieder erinnert 
und diefe mit der Verwirklichung der Gerechtigkeit in Einklang 
bringen. — 

(Nah diefer Angabe der begriffsmäßigen Wendepunfte in 
dem geſchichtlichen Entwidelungsgange des Strafrechtes Tchreiten 
wir zur Gefchichte ſelbſt. Wir werden in ihr, um einer höheren 
wiſſenſchaftlichen Forderung zu genügen, einen univerfal- 
hiftorifhen Weberblid mit einer auf das Heute gerichteten 
Geſchichte des Deutſchen Strafrechtes verbinden.) 


A. 
Die alte Welt. 


8. 40. 
Gegenfat des Drientes und des klaſſiſchen Alterthumes. 
Orient. 


Die alte Welt zeigt uns den Gegenſatz des Orientes und 
des klaſſiſchen Alterthumes. 

Im Oriente hat ſich das Individuum noch nicht ſelbſt er⸗ 
griffen; es geht ganz in das Unendliche auf; das Privatgebiet und 
der Staat ſind in die Religion verſenkt. Im Abendlande, im 
klaſſiſchen Alterthume, erfaßt ſich dagegen das Individuum als 
ſelbſtändiges Subjekt, geht fort von der Religion zum freien 
Staate, und vom Staate zur freien privatrechtlichen Exiſtenz. 

Das Recht des Orientes iſt jus divinum, das Recht des 
klaſſiſchen Alterthumes jus humanum. 

Das Orientaliſche Recht iſt mit der Religion noch vollkom⸗ 
men identiih. Staat und Kirche find noch vollftändig Eines. Das 
weltlihe Oberhaupt ift zugleich Oberpriefter. Die Drientalifche 
Despotie ift Theokratie. Das Religionsbuch ift, wie ſelbſt noch 
der Koran, zugleich Geſetzbuch. 

Auf das Drientaliide Strafrecht übt diefer Orientaliſche 
Typus einen zwiefachen Einfluß: 

Das Drientaliihde Strafrecht trägt einen durchaus theofra> 
tifhen Charakter. Das Verbrechen tft daher eine Beleidigung 
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der Gottheit, und durch die Strafe fol die Gottheit gefühnt 
werden!. Es ift zmar das Recht des Anfanges fat bei allen 
Bölfern theofratifch; doch bleiben entwidelungsfähige Völker bier- 
bei nicht ftehen, während bei den Orientalen jener Standpunft 
des Anfanges ein dauernder geweſen ift. 

Sodann fommt im äußerften Oriente, in Sinteraften, die 
ſubjektive Seite des Verbrechens, der Wille, nicht zu feiner An- 
erfennung, weil die Subjeftivität überhaupt noch nicht zu ihrem 
Rechte gelangt. Man ftraft den Menſchen hauptfählic nad Maß⸗ 
gabe desjenigen, was äußerlich duch ihn geſchehen ift, ohne ge- 
nauer zu erwägen, ob dies Gejchehene dolos, kulpos oder gar 
nur kaſuell herbeigeführt wurde. So droht 3. B. das Chineſiſche 
Recht dem unfreimilligen Tödter, wie dem freiwilligen, den Tod ?. 


8. 41. 
Griechenthum. 

Anders als der Orient ſtellt ſich das klaſſiſche Alterthum, 
d. h. das Griechenthum und das Römerthum. 

Sowohl das Griechiſche, als das Römiſche Recht trägt das 
Gepräge des jus humanum; es iſt von Menſchen gemacht, nicht 
von der Gottheit geoffenbart; es ſcheidet ſich von der Religion. 

Das Griechiſche Recht bildet ſich vorzugsweiſe als jus publi- 
cum aus, das Romiſche als jus privatum. 

Im Griechiſchen Rechte drängt ſich überall das Staats⸗ 
rechtliche in den Vordergrund. Das ganze Privatrecht iſt von 


1 Privatrache und Sühnung der Gottheit verſchmelzen bier mit 
einander. Es tft ein Irrthum, wenn man annimmt, das Strafrecht entfpringe 
gel tlich entweder aus dem theofratifchen Principe, oder aus der Rache. 

ie Rache jelbft Kleidet fich Anfangs bet den Drientalen, bei Griechen und 
Römern, vielleicht auch bei den Germanen, in das theokratiſche Gewand. 
Weil der Rächende an fein Recht glaubt, jo glaubt er durch feine Rache auch 
die Gottheit zu fühnen. Die Rache ift „Ausdrud des Unwillend über die 
Entheiligung des göttlichen Geſetzes, der nur durch die Vergeltung bejänftigt 
werden kann.” Hente, Handbuch des Kriminalr., Br. I. 8.7. Dafelbit 
auch Bemwetsftellen aus den Drient. Rechten. Geib, Sn. I, 1 fog. 

2 Du Halde, Description de la Chine, II, 159. and, Erbrecht, 
zı. I. Seite 68. — Das Gejegbuch der Gentoo, aus dem Engl. von Radpe, 
1778, Kap. 16. — Großen Einfluß auf das Strafrecht des Mittelalterd und 
feldft noch der neueren Zeit hat dad Moſaiſche Net geübt. Darüber 
jules Loiseleur, Les crimes et les peines dans l’antiquit€ et dans 
es temps modernes. Etude historique, Paris 1863, p. 4 und 5, 7—22. 
Thonissen, Etudes sur l’histoire du droit criminel des peuples anciens, 
Bruxelles et Paris 1869, 2 tomes. Duſchak, das moſaiſch⸗-talmudiſche 
Strafr., 1869. Holgendorff, Handb. I. (1871) ©. 17. 
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ſtaatsrechtlichen Beſtimmungen durchzogen. Auch das Strafrecht 
nimmt einen überwiegend politiſchen Charakter an. 

Zwar anfänglich erſcheint auch das Griechiſche Recht im 
theokratiſchen Kleide. Die Strafe iſt Sühnung der Götter. 
Selbft die Blutradhe ift bei den Griechen nicht ohne religiöje Bei» 
miſchung; fie fühnt nicht blos den Verletzten, fondern auch die 
Götter!. Nicht minder ftraft das Schickſal, das als vergeltendes 
Naturgejeg den Mißthäter verfolgt, nit blos die dolofe, 
fondern aud die Fajuelle Verlegung des göttlichen Geſetzes, 
jelbft an den unfchuldigen Nachkommen. Oedipus, der unwillend 
der Mörder feines Vaters und der Gemahl feiner Mutter wird, 
bringt Fluch über ganz Theben und über die eigenen Kinder. 
Dreftes, der von den Göttern felbft zur Rächung feines Vaters 
aufgefordert worden ift, verfällt dennodh als Muttermörder der 
Muth der Eumeniden ?. 

Später aber entwidelt fi bei den Griechen fomwohl der 
ſtaatsrechtliche Charakter des Strafrechtes, als auch die Ab- 
ſchätzung der ſubjektiven Seite des Verbrechens. Es entmwidelt 
ih das Syſtem der Bopularflage megen der gegen den Staat 
verübten Verbrechen. Die Strafdrohungen richten ſich gegen den 
Berrath eines Plabes, eines Schiffes, eines Feldlagers in Feindes 
Hand, — gegen die Verachtung der vaterländifhen Götter 2c.: 
Alles bezieht fih mehr oder weniger auf den Staat. Die Ver- 
theidiger der Angeklagten werfen die Waffe der juriftiichen Beweis⸗ 
führung von fi und heben dafür die Berdienfte ihrer Klienten 
um das öffentliche Weſen heroor. Das Individuum geht zwar 
nicht mehr, wie im Oriente, in das Unendliche, wohl aber in den 
Staat auf, der das alleinige Intereſſe bilden, neben dem e3 fein 
Privatglüd, Feinen abgejonderten Familienkreis geben joll®. 


$. 42. 
Römerthum. 


Auch Rom beginnt mit einer Veriode des jus divinum. Das 
alte Strafrecht der Römer geht aus dem Safralrechte hervor, 


ı Plato, De legib. IX. Ilias IX, 607. XVII, 385. XXI, 26. 
XXI, 85. 

* Herrmann, Lehrbuch der Griech. Alterthümer, 1831, $. 113 bis 146. 
Auch Gans, Erbrecht in wel eiichtlicher Entwidelung, 4 Theile, 1824, 
1825, 1830, 1835. Geib, Lehrb. I. Seit 

3 Am deutlichften zeigt fich dies in N laton’ 8 Republik. 
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ohne daß dadurch die Brivatrahe ausgefchlofien wird!. Die 
unterbliebene Beftrafung der Webelthäter zieht die Strafe der 
Götter auf die ganze Stadt herab. Es werden wegen der be— 
gangenen Verbrechen den Göttern Sühnopfer gebradt. Die 
ſtrafrechtlichen Ausdrüde „supplicium“ und „castigatio“ deuten 
zurüd auf die Sühnung und Reinigung bei den Opfern. Ver⸗ 
möge der „sacratio capitis“ verfällt der ſchwere Verbrecher mit 
feiner ganzen Habe den Göttern. Doch konnten die Götter dent 
Schuldigen auch Schub und Verzeihung gewähren (Aſylrecht)?. 

Auf die Zeit des jus divinum folgt bei den Römern eine 
Zeit des jus publicum. Der Römiſche Republifaner mird aus- 
Ihlieglid Staatsmann, wie der Grieche. 

Aber Rom geht auch über das jus publicum hinaus. Es 
gelangt in der Jmperatorenzeit zum jus privatum, welches bier 
jeine Elaffiihe Ausbildung gewinnt, und zwar zu einer Seit, mo 
man den Staat und die Religion bereits aufgegeben bat. 

Die Imputation der Römer fieht vorzugsweiſe auf den Wil- 
len des Verbrechers, weniger auf die That. Das Subjeft und 
das Subjeftive treten bier in den Vordergrund. 

Das Ueberwiegen des Subjeftiven zeigt fih namentlid in 
der Römifchen Auffallung der Kulpa und des Konates. 

Im Römiſchen Strafrehte wird dem Dolus nicht, wie im 
Privatrechte, die Kulpa zur Seite gejeßt, fondern der Kafus. Wo 
nicht abfichtlich verbrochen wurde, da ſagten die Römer, daß casu 
delinguirt worden fei. Die Kulpa wurde gar nicht firafrechtlic) 
behandelt, wenigſtens in der republifanifchen Zeit. Konnte der 
Angeklagte nachweiſen, daß er feinen Dolus gehabt 
babe, jo gebörte er nit mehr vor das Kriminal-», fon- 
dern nur vor das Civilforums. Erſt fpät erfuhr dieſer 
Römische Grundſatz einige Ausnahmen, befonders bei Verbrechen 
gegen das Leben‘. 


1 Sm Allgemeinen fällt die Privatrache in die vorrömifche Zeit. 
Spuren berfelben liegen jedoch in dem Nechte zur Tödtung des fur 
nocturnus (XII tabb. „si nox furtum factum sit, si im occisit, jure 
caesus esto“) und in dem audgedehnten Recht zur Tödtung bei Er- 
tappung im Ehebruche. Auch Talion, fowie freiwillige und erzimungene 
Kompofitionen find im älteften Röm. R. häufig. 
2 Rein, Kriminalr. der Römer, 1844, Seite 24—41, befonders Seite 26. 
27.29. 36. 37. 38. 39 in der Mitte. Geib, Lehrb. I. Seite 13—16. 

3 Reina. ca. O. Seite 160. 162. 

4 Reina. a. O. Seite 163. 164. 165. 
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Einer folden Milde gegen das kulpoſe Verbrechen tritt eine 
ehr ftrenge Behandlung des Verſuches gegenüber. Nach 
manchen Gefeten, namentlich nad) der L. Corn. de sicariis, fol 
der irgendwie thatfächlich hervorgetretene Wille ſchon dem voll- 
endeten Verbrechen gleich geftraft werden !. 

Dieje Behandlungsweife der Kulpa und des Verſuches erflärt 
fih aus der dem Römiſchen Strafrechte eigenen vorwiegenden 
Berücdfichtigung des Subjeftiven, des Willen3. 

Sn dem kulpoſen Verbrechen ift mehr gejhehen als ge- 
wollt wurde; die jubjektive Seite tritt zurüd. Gerade auf diefe 
jubjeftive Seite fam es aber im Römischen Strafredhte an. Wo 
man ſie nicht heroortreten ſah, glaubte man ſich zur Friminellen 
Behandlung nicht befugt. 

Sn dem verfuhten Verbrechen ift mehr gewollt als ge— 
ihehen; die fubjeltive Seite überwiegt. Da fie der eigentliche 
Gegenftand des Augenmerfs im Römiſchen Strafrechte war, jo 
glaubte man ſich zur ftrengften Beftrafung berechtigt?. 


8. 43. 

Charakter de3 fpäteren Römiſchen Strafredtes. 

Seit dem Untergange der Republif nimmt das Römiſche 
Strafrecht je länger je mehr die bleiche Farbe des Despotis- 
mus an. Es finden ſich allerdings noch in fpätefter Zeit einzelne 
Geſetze die von einem edleren, freieren Geifte bejeelt find. Im 
Allgemeinen aber ift das Römische Strafrecht der fpäteren Kaiſer⸗ 
zeit ein knechtiſches, deilen Beftimmungen ſich in der ſ. g. Lex 
Quisquis bis zur empörendften Graufamfeit gegen Unſchuldige 
fteigern. 

Im Uebrigen läßt jih nicht in Abrede ftellen, daß gerade 
während der Kaiferzeit das bis dahin ſehr lüdenhafte Römiſche 
Strafredht vervollftändigt und nach mancher Seite verbeffert 
worden ift: 1) grenzte man den Thatbeitand vieler Verbrechen 
in der Raiferzeit genauer ab; 2) drängte die kaiſerliche Geſetz⸗ 
gebung den falſchen privatrechtlichen Geſichtspunkt, aus Dem 


1 „In lege Cornelia dolus pro facto accipitur.“ Die einſeitige Be— 
tonung ber fubjeltiven Seite tritt beſonders feit den Quaestiones perpetuae 
bervor. Ste erhält fich aber auch nach dem Untergange der Quaestiones. 
Geib, Lehrb. I. S. 38. und 80. 

3 Ueberhaupt: Grundlinien ber krim JZmputationslehre, Berlin 
1843, Seite 264— 286. 
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man früher jo viele Verbrechen beurtbeilt hatte, zurüd. Dazu 
kommt 3) feit Konftantin die fittliche Einwirkung des chriſtlichen 
MWeltprincipes, aus weldem jeboch erft während des Mittel- 
alter3 eine Wiedergeburt aller fittlihen Berhältnijje hervorgehen 
follte!. 

Mit dem wiſſenſchaftlichen Wertbe des Römiſchen Privat⸗ 
rechtes hält das Römische Kriminalrecht den Vergleih nicht aus. 
Dennod enthält es glänzende Proben Römiſchen Scharffinnes und 
gefunden Berftandes. — 

Das im Juſtinianiſchen Rechtskörper enthaltene Strafrecht 
ift fein Geſetzbuch aus Einem Guſſe. Es ift ein Gemiſch von Be⸗ 
flimmungen, die den verjchiedenften Perioden entſtammen und 
darum oft von ganz verſchiedenem Geifte durchweht werden. Die 
Einheit des Ganzen fehlt. Unter den zahlreichen Bruchſtücken 
aus allen Zeiten markiren fih drei große Hauptmaſſen: die 
Sullaniſche, die Cäſariſche und die Auguftifche Gefeggebung. 

Nirgend find allgemeine Principien zu Grunde ge- 
legt, um aus ihnen die Einzelheiten berzuleiten. Die 
allgemeinen Sätze werden nur gelegentlich bei der Beftimmung der 
Strafen für befondere Verbrechen entmwidelt; wie denn auch das 
Verfahren bet jeder Lex bejonders und keineswegs gemein- 
gültig feftgeftellt wurde. 

Bei einer ſolchen Bewandtniß der Sade fann man unmöglich 
der Anficht Raum geben, daß das Römiſche Recht einer beftimm- 
ten Strafredhtstheorte huldige Es merden an einzelnen 
Stellen verjchiedene Strafzwede ausgeſprochen, ohne daß der 
Gefegeber an die dadurch herbeigeführten Widerfprüde und an 
die Nothmendigfeit eines einheitlichen Grundprincipeg auch nur 
dent. Häufig wird die Strafe Vindicta genannt; auch finden 
fih nicht jelten Spuren der Talion?. 


I MWenn die Konftitutionen der chriftlichen Kaifer die Barbareien ber 
Moſ je en N als ein unvermeidliches Anhängfel des Chriften- 
thums betrachteten und fich ihnen deshalb anichloffen, jo jollte man doch dar⸗ 
aus nicht.den Schluß ziehen, daß die Einführung des Chriſtenthums eine 
bis babin ungefannte Sraufamteit in bag Röm. Strafredht gebracht habe. 
Loiseleur, Les crimes et les peines, 1863, p. 100104, 

2 1.131.D.d.V.S.: „Poena est noxae vindicta.“ L.1.D.de 
Just. et jure: „Non solum metu poenarum.“ L.6.$.1. fin. D. de custod.: 
„ut vindicet inexemplum, ne quid et aliud postea tale facere mo- 
liatur.“ Nov. 57. Cap. 5: „ut unius exemplum alios omnes faciat 
salvos.“ L.28. 8. 15. D. de poenis: „ut solatio sit cognatis in- 
teremptorum.“ L.20. D. de poenis: „Poena constituitur in emenda- 
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B. 
Das Mittelalter, 


$. 44. 
Gegenjat des ChriftenthHums und des Germanenthums. 

Unmittelbar an die Römiſche Welt reibet fich die chriftlich- 
germanifche, deren gährende Elemente die Geſchichte des Mittel- 
alters bilden. 

Chriſtenthum und Germanenthum find die beiden weltgeſchicht⸗ 
lichen Faktoren des Mittelalters, — jenes der geiftliche, diejes der 
weltliche Faktor, — jenes aus dem Süden, dieſes aus dem Norden 
fommend, um auf dem Boden des Römiſchen Reiches einander zu 
begegnen. Das Germanenthbum knüpft an das alte Faiferliche 
Rom feine weltliche Herrſchaft, während das Chriftenthbum feine 
Herrſchaft auf das neue päpftlicde Rom gründet. 

Die alte Welt ift nur noch ein mwefenlofer Schein, innerlich 
die tieffte Entfittlihung; kein fittliches Privatleben, Feine fittliche 
Aufopferung mehr für den Staat, eine zum Gejpötte gewordene 
Religion; überall Fäulniß und Moder. Diefer ganze ethiſche Boden 
der alten Welt mußte erft mit neuer Erde durchmiſcht werden, um 
wieder gefunde Frucht zu tragen. Der köſtliche Lebensfeim des 
Chriſtenthums wäre bier verfümmert. 

Da durchbricht das weltlih Germantiche Element die Mauern 
des Orbis Romanus und ftürzt dag Alterthum über den Haufen, 
ſcheinbar Alles in ein neues Chaos der Barbarei zurückwerfend, 
in Wahrheit aber ein Erneuerungsproceß, der zur Wiedergeburt 
der Menichheit nothwendig iſt. 

Der neue Humus tft jetzt da; das neue Saatkorn kann aus⸗ 
geftreuet werden: Germanenthbum und Chriftenthbum beginnen die 
geſchichtliche Dialektif des Mittelalters. 

Die Entwidelung beginnt mit dem Gegenjaße: fie findet in 
einer höheren Verſöhnung ihr Ziel. 

Es ftellt ſich zunächſt das geiftig chriftliche Element dem welt» 


tionem hominum.“ — Hält man in einem Kurfus des Deutfchen Straf- 
rechtes eine vollftändige Geſchichte des Röm. Strafrechtes, feit ben 
eriten Zeiten der Stadt, für nöthig, jo fan man hierfür keinen trefflice- 
ren Leitfaden finden ala Geib, Lehrb. I. S. 7—123. — Zumpt, das 
San. und 6 der Röm. Republik, zwei Bände, 1865—1869. — Die Röm., 

Kan. und sem Vgzoeſchichte des gemeinen R. behandelt Holtzendorff 
im Handb. I. S 

Berner, —8 eg Aufl. 4 
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lich Germaniſchen gegenüber: Kirche und Staat, Papſt und Kaiſer, 
das geiſtliche und das weltliche Schwert. 

Auf dem Rechtsgebiete zeigt ſich dieſer Gegenſatz im Dua⸗ 
lismus des jus divinum und des jus humanum: das 
Mittelalter iſt die Zeit des jus utrumque. Göttliches und 
menſchliches Recht liegen nicht mehr, wie in der alten Welt, in 
räumlicher Trennung gleichgültig gegen einander da, ſondern 
treten innerhalb derſelben Völker und Länder in einen lebendigen 
Gegenſatz, deſſen Reibung ein tieferes Ergebniß liefern ſoll. Das 
ganze Mittelalter iſt das impoſante weltgeſchichtliche Schauſpiel 
dieſes Kampfes des weltlich Germaniſchen mit dem geiſtig chriſt⸗ 
lichen Elemente!. 

Auf dem Gebiete des Strafrechtes erfaßt das Germanenthum 
die äußere, das Chriſtenthum hingegen die innere Seite von 
Verbrechen und Strafe. 

Die Germanen beginnen mit einem Strafrechte, welches den 
verbrecheriihen Willen aus den Augen ſetzt und faſt nur die 
äußere That abſchätzt. Ihre Kompofitionen und ftrafrechtlicen 
Geldtaren willen Nichts von einer Veranſchlagung der fubjektiven 
Geite des Verbrechens; fie ſehen nur auf den äußeren Schaden, 
nicht auf die Stufen der inneren Schuld. Wie fie einerfeits felbft 
da8 Homicidium mit einer bloßen Geldbuße abfaufen laſſen, fo 
fordern fie andererfeit3 auch ſchon für den zufälligen Erfolg eine 
Gelobuße?. Demgemäß ftrafen fie das Kulpofe zu ftreng und 
den Verſuch zu mild®. 


1 Der Ausbrud „jus divinum“ wird in ber geſchichtsphiloſophiſchen 
Darftellung des Textes freier angewendet, als in der Sprache der Kanoniften, 
denen e8 nur dasjenige Heat ift „quod lege Mosaica et Evangelio contine- 
tur.“ J. P.Lancelott. Perus. Inst. jur. Can. Kit 2. 

acit. Germ. cap. 21. Ed. Rotharis 

5 Bgl. Berner, Imputationslehre, S. 289 . Da weit würde man 
freilich gehen, wenn man den Germanen die Unter! eibung von Dolus, Kulpa, 
und Kaſus gang abi en wa fcheinen aablreiche Stellen für diefe Anficht 
zu jprechen, 3 8.: „Qui nolens, sed casu quolibet ho- 
minem ileravenit. 8 occiderit, compositionem legitimam sol- 
vat.“ Allein man pflegte b Aa jirs die unab eblie ıhtlide Zerietung nich ba‘ das 
fredum au fordern. L. R 

— Siehe Wilde, —E— er Germanen, 1842, Seite 547 * 

Das — der alten Germanen betrachtete den privatrecht⸗ 

lichen Geſichtspunkt jedenfalls als den hauptſächlichen; und nicht in der 

privatrechtlichen Buße, ſondern nur in dem Friedensgelde und in ber 

Bannbuße, bie das aufleimende öffentliche Recht repräfentiren, zeigt Ir 

eine am gmeflene Berlitfihtigung des Subjettiven. Bgl. Geib, Lebrb. I. 
eite 


Kirche und Kanonifches Recht. 51 


Der fittlihe Geift des Chriftentbums geht von einer ganz 
entgegengejegten Anfiht aus. Schon wer feinem Bruder zürnet, 
fol, wie ein Mörder, des Gerichtes ſchuldig fein; ſchon mer ein 
Weib anfiehet, ihrer zu begehrten, fol als ein Ehebrecher betrachtet 
werden 20.1. Es foll alfo nur auf die Innerlichkeit ankommen. — 
Das Kanoniſche Net überträgt diefe an ihrem Orte völlig be= 
rechtigte Auffaffung auf das juriftiiche Gebiet, wodurch fie zu einer 
Einfeitigfett herabſinkt. So lautet 3. B. can. 29. de poenit.: 
„Wenn du nur aus Furt einen Diebftahl unterläfleft, fo haft du 
ihn dennoch innerlich begangen: furti teneris“?. 

Die Germaniſche Strafe war äußerlihe Abzahlung des 
Verbrechens, die Strafe der Kirche beſſernde Pönitenz. 


8. 45. 
Kirche und Kanoniſches Recht. 


„Exit aus der Verbindung und innigen Durchdringung Ger- 
maniſchen Rechtslebens und chriftlich-ficchlicher Lehre haben fich 
die Begriffe von Verbrechen und Strafe in der Weiſe entwidelt, 
wie fie unjerem neueren Strafredhte zu Grunde liegen‘ ®. 

Die hriftliche Kirche lebte von Anbeginn in dem Bemußtfein 
ihres Berufes, die Sünde zu tilgen und die Heiligkeit des Menfchen- 
geichlechtes zu fördern. Ste betrachtete auch die Strafe als ein 
Mittel für diefen Zwed. Sie übt deshalb eine Strafthätigfeit 
und bildet ein auf chriſtliche Grundſätze gegründetes umfafjendes 
Strafrecht aus. 

Das Verbrechen wurde von ihr unter dem Geſichtspunkte der 
Sünde (peccatum) aufgefaßt. Sie ſah alſo in demſelben weniger 
die Berlekung de3 bürgerlichen Geſetzes, als den Brud des 
göttliden Willens. Den göttlihen Willen glaubte fie nieder- 
gelegt in den zehn Geboten (Defalog). Der Dekalog bildet das 
ber, das ganze Mittelalter hindurch, die Grundlage des kirch— 
lihen Strafredhtes, was häufige Anklänge an das Moſaiſche 


1 Evangel. Ratth. V., 21. 22. 27. 28. 4248, 

2 C. 15. de poenit.: „licet gladio non occidat, voluntate tamen 
interfecit.“ C. 21. ibid.: „Ex consilioautem velutex facto.ali- 
quem teneri, Augustinus probat.“ Bgl. C. 28.29. 30. ibid. Berner 
4.0. D. ©. 287 ige. Geib, Lehrb. I. ©. 125 u. 126. 

3 Wilda, Strafreht der Germanen, Seite 525. Ueber da? Kanon. 
Strafr. ift überh. zu vgl. Geib, Lehrb. I. S. 124 fgg. Nikol. Münden, 
das Kanon. Gerichtsverfahren und Strafrecht, 2 Bde., Köln und Neuß 1865. 
1866. Hinſchius, Kirchenrecht Bd. I. (1869) ©. 38 fag. 

4* 
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Recht zur Folge hatte. Auch das fünfte Buch der Dekretalen, der 
Hauptfit des Kanoniſchen Strafrechtes, ftimmt in der Reihenfolge. 
feiner Titel augenjcheinlih mit der Reihenfolge der zehn Gebote: 
überein. | 

Einerjeits nahm die Kirche an der Ausübung des weltlichen 
Strafrechtes Theil und es wurde ihr daher wegen gewiſſer Miß⸗ 
thaten ein Friedensgeld zugefproden!. Andererfeits übte fie ein. 
eigenes Strafrecht ?. 

Wie durch das Ehriftenthum die mefentliche Gleichheit aller 
Menſchen zum Bewußtſein gekommen war, fo Tonnte die Kirche 
bei ihrer Strafthätigfeit fein Anjehender Berfongeltenlaflen?. 
Die Strafe der Kirche traf den Kaifer wie den Bettler; die Kirche: 
achtet das allgemeine Menfchenreht wie im Herrn fo auch im 
Sklaven, und nimmt ihn in ihren Schub. Der Grundfaß der 
Gleichheit vor dem Geſetze, den das Römiſche Recht ſchmählich 
mit Füßen tritt, war im Kanoniſchen Rechte längft anerkannt, ehe 
er in irgend eine moderne Berfaffungsurfunde Eingang fand *. 

Belonders heilfam wirkte die Kirche durch Begründung und 
Aufrechthaltung des Gottesfriedens (treuga dei). Kraft deſ⸗ 
felben durfte vom Mittwoch Abend bis zum Montag früh Feine 
Fehde geübt werden, ja nicht einmal eine Pfändung ftattfinden, 
bei Strafe der Erfommunifation. Auch an den chriftlichen Feier» 
tagen war die Fehde ausgeichlofien 5. 

Neben dem Gottesfrieden ftehen die wohlthätigen Wirkungen. 
des kirchlichen Aiylrechtes, Durch welches ebenfalls der rohen 
Nahe und Fehde Einhalt gethan wurde. 

Die kirchliche Strafe jollte Reue und Beiferung bewirken, 
zugleih aber auch eine dem göttlihen Geſetze geleiftete 
Genugthuung fein. Blutige Strafen, Todesftrafen und Ver⸗ 


1 Capit. a. 817. Legib. add. c. 2. (Pertz P: 210.): „duas partes eidem 
presbytero, tertiam pro fredo ad ecclesiam et insuper bannus. 
noster.“ Wilda, S. 528 

2 Wilda, 530 ff. 

8 Can. 6. Causs. 26. qu. 7: „Sacerdos poenitentiam imploranti 
absque personarumacceptione poenitentiam secundum leges in- 
jungat.“ gl. cap. 4. X. de majoritate et obedientia (1, 33): „Omnes 

rincipes terrae et caeteros homines episcopis obedire, beatus- 
Petrus praecipiebat.“ Geib, Lehrb. I. 126. 

4 Sarde, Handb. des gem. Deut. Strafr. Bd. I. Seite 53. — Das Röm. 
Strafrecht beftimmt andere Strafen für bie Vornehmen (honestiores) als für ' 
die Geringen (humiliores), 

5 Hente, Handbuch des Kriminalrechts, Bd. I. Seite 27 fgg. 
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ftümmelungen wurden von der Kirche verabfcheuet; doch über- 
lieferte fie die Schuldigen, wenn fie es für nothwendig hielt, dem 
weltlichen Arme. 

Erwägt man daneben die Verbeſſerungen des Strafver- 
fahren, die von der Kirche ausgingen, die Bekämpfung der 
unfinnigen Germaniſchen Ideen über Gottesurtheile u. |. w.: fo 
fönnte wohl nur ungerechter Wille ein Gefühl des Dankes zurüd- 
halten. 

Mit Recht hat man hervorgehoben, daß der allerdings höchſt 
bedeutende Einfluß, den das Kanoniſche Recht auf die Ent- 
widelung des Deutihen Strafredhtes ausgeübt hat, nicht als 
Aufzwängung eines fremden Nativnaltypus betrachtet 
werden kann?. Das Kanoniſche Recht, fomeit es ein Ausfluß 
riftlicher Grundſätze ift, iſt Fein Necht einer fremden Nation. 
„Des Menihen Sohn” ift nicht der ideale Typus einer befonderen 
Nation, fondern des menſchlichen Geſchlechtes, — der einige 
gemeinfame Mittelpunkt aller Nationen. Unter dem kosmopoliti⸗ 
chen Einflufje des Chriftenthums ift das Kanoniſche Recht empor» 
gewachſen. So gehört es Feiner Nation ausſchließlich oder auch 
nur vorzugsmeile an. Es ift ein allgemein Europäifches, ein 
wejentlicher Beftandtheil in der Kulturentwidelung der ganzen 
Menfchbeit. 


1 „Ecclesia non sitit sanguinem.“ „Clerici ad vindictam seu poe- 
nam sanguinis non intendunt.“ Can. 1.2.3.7. Causs. 23. qu. 5. Cap. 5. 
X..ne cler. velmonach. (3, 50): „Clericis in sacris ordinibus constitutis, 
ex concilio Toletano judicium sanguinis agitare non licet. 
Unde prohibemus, ne aut perse truncationes membrorum faciant, 
aut judicent inferendas. Auodsi quis tale quid fecerit, honore privetur 
etloco.“ Cap.4. X. deraptor. (5, 17): „—quod mortem vel detrun- 
tationem membrorum debeant sustinere, vindictam ipsam exercen- 
dam reserves regiae potestati. Cap. 3. X. de crimine falsi (5, 30): 
„‚Unde taliter respondemus, ut eis nec membrum auferri, nec poenam 
infligi facias corporalem, per quam periculum mortis possint incur- 
rere.“ Ca 9. X. ne cler. vel monach. (3, 50): Sententiam san- 
guinis nullus clericus dictet aut proferat; sed nec sanguinis vindictam 
—— 3. * eg ae een Jemand bei bean ein 
Aſyl gefucht hatte, fo ficherte fie ihn zwar nicht gegen die Strafe überhaupt, 
wohl ler egen den Tod und bie ſchweren Leibesſtrafen. Concil. Mogunt. 
a.813. — die Anficht der Kirche von der Strafe ift audgefprochen im Can. 63. 
de poenitentia: „Non sufficit mores in melius commutare eta prae- 
teritis malis recedere, nisi etiam de his quae facta sunt satisfiat Deo.“ 
— In ihrer Abneigung gegen die Todesftrafe ift die Kirche jtch nicht immer 
treu geblieben und hat ka mehr ala Eines Widerſpruches fchuldig ge= 
wacht, befonder® da, wo fie fich den harten Strafbrohungen des Moſaiſchen 
Rechtes glaubte enjet en zu müffen. 

2 Abegg, Lehrbuch, Seite 37. Anmerf. 
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$. 46. 
Germaniſches Redt. 


Weber der Rache finden wir im alten Germaniſchen Straf- 
rechte die Sühnung der Götter, das theofratifche Element !. 

Strafen an Leib und Leben kamen zwar ſchon in der älte- 
ften Zeit vor, jedoch nur bei jehr wenigen, hauptſächlich mili⸗ 
tärifhen Verbrechen (Scutum relinquere. Ignavi et imbelles. 
Proditores et transfugae). Bermögengitrafen bildeten die 
Regel?. Diefelben wurden ımter einem zwiefachen Geſichtspunkte 
aufgefaßt. Sie fielen theild an den Verlegten, zur Privat 
fühne, theils an da8 Gemeinwesen, zur Öffentliden Sühne. 
Der erftere Theil ift Die Compositio, die Buße; der letere 
Theil ift das Fredum oder die Weddes. 

Die Privatrache war durch das öffentliche Strafrecht nicht 
ausgeichloffen. Der Blutsfreund war verpflichtet, für den Er- 
Schlagenen Blutrache zu nehmen®. Aber auch bei anderen Ver- 
brechen als bei Tödtungen, nach Friefiihem Rechte felbft beim 
Diebftahles, trat Privatrache ein. Es bedarf feines tiefen Nach⸗ 
denfens, um Die Meberzeugung zu gewinnen, daß die Privatracdhe 
älter fein muß, al3 das öffentliche Strafrecht, obwohl ung unfere 
älteften Quellen ſchon Beides neben einander zeigen?. Verzichtete 
der Verlette auf die Privatrache, fo konnte er auf die Kompofition 


1 Die Prieſter ftraften auf den Kriegszügen, und zwar velut Deo im- 
perante, nach Tacit. Germ. 7. Der Verbrecher wird mitunter den Göttern 
geopfert; L. Fris. addit. sap. XD.: „Qui fanum effregerit — immo- 

atur Diis.“ — Oonzenbad, „zur Zitteratur der Geſchichte des 
Deutfchen Kriminalr.” in der Zeitfchrift für Deutfches Necht von Befeler, 
Revſcher und Wilda, Band XV. (1855), ©. 458, fgg. 

2 Tacit. Germ. 6. 7. und hauptſächlich 12. Unter den Bollsrechten be- 
ſonders L. Bajuv. II. 1.8. 3. und 4. 

3 Srimm, Deutjche Rechtöalterthümer, 2. Ausg. 1854, Seite 646 fag. 
Wergeld ift Erſatzgeld, zunächſt der Erfah für den erfchlagenen Mann 
(Manngeld), bann ber Preis des Lebens überhaupt, fo daß auch vom 
Wergelde der Frauen, felbft der Thiere gefprochen wird. Das Wergeld 
bat demnach eine prinatrechtliche Bedeutung. Geib, Lehrb. I. ©. 166. 

4 L. Angl. VI.5: „Ad quemcunque hereditas terrae pervenerit — 
et ultioproximi etc.“ Cf. Tacit. Germ. 21. 

5 L. Fris tit. II. 

6 Rogge, Grimm, Eichhorn, Phillips und Sachſe fehreiben der 
Privatrache ein viel umfafienderes Gebiet im Germanifchen Rechte zu, als 
Wächter, Wilda, Waig, Zöpfl und Walter. Bol. aud Siegel, Ge- 

Ki e des Deutjchen Gerichtsverfahrens, Band I. (1857), Seite 8 fgg. Ueber 
ie Entwidelung der Strafrechtäibee bi zum Landfrieden von 1235: Böhlau, 
Novae constitutiones domini Alberti, Weimar 1858, Beilage VI. 

7 Grimm a. a. D. Seite 646. 647. 
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Hagen. Wurde zur Privatrache gefchritten, jo dauerte die Fehde, 
bis e8 zu einer Sühne kam, die namentlih durch freiwillige 
Zahlung einer Kompofition erlangt werden fonnte!. — 

In der Zeit der Gauverfaffung haftete für den Frieden die. 
Genoſſenſchaft, die Mark, der Gau (Markffriede, gemeiner 
Friede). Die Privatrache hat hier noch ein außerordentlich weites 
freies Feld und das öffentliche Strafrecht ift noch ſchwach. 

Durch die Ausbildung der Monardie, in Verbindung mit 
Hriftliden Einflüflen, geht allmälig das Strafrecht aus den 
Händen des fich rächenden Verlegten immer mehr auf den Staat 
über. 

Mit der Monardie war das Fehderecht grundſätzlich un⸗ 
vereinbar. Der Gedanke der Monardie enthält die Forderung, 
daß das Recht im ganzen Staate von Einem Mittel- 
punkte ausgehe. Diefen Grundfah verlegt die Privatrache, die 
Fehde. Die auffommende Monardie war daher unabläffig be- 
ftrebt, das Fehderecht zu verdrängen. 

Der Friede wurde ohnehin, Durch den Untergang der alten 
Gauverfafiung, zum Königsfrieden; nicht mehr die Mark, nicht 
mehr der Gau, fondern der König hat den Frieden zu ſchirmen. 
Dadurch verivandelten fi die Friedensbrüche in Angriffe gegen 
die königliche Gewalt ?. 

Das Streberi der Könige, den Privaten das Racheſchwert 
zu entwinden, wurde duch die Lehren des Chriftenthums 
begünftigt. Das Chriftentfum verwirft die Privatrade und 
legt da8 Schwert der Gerechtigkeit in die Hand der 
Dbrigfeit?. — 

Für die Kompofitionen enthalten die Volksrechte geſetzliche 
Taren, in denen die Verlegungen oft jehr genau abgeſchätzt find, 
fo daß man die gefetlihen Bußen für Verlegungen nad der 
Länge, Breite und Tiefe der Wunden berechnen fann*. 


ı Edict Roth. 74: „Faida post compositionem acceptam postpona- 
tur.“ L.Sax. II, 5; cmpositionem persolvat vel fai portet.“ — 
Wilda a. a. O. 8.3 

. 3 Beiden —88 die ſchon in der älteſten geſchichtlichen Zeit von Königen 
beherrſcht wurden, war der Friede freilich von Anfang an Königsfriede und 
das fredum fiel dem Könige Bu. Se AN ihon Tacitus Germ. 12: „Pars 
mulctae regi vel civitati.‘“ ringen, Beiträge, Berlin 1836. 
Roßhirn „Geſchichte und Spitem va Deutichen Strafr., Theil L 1838. 8. 1. 

Römerbrief 9. XIII, 4. 
4 Eichhorn, — 8. 46. 69. 76. — Die Germaniſchen Bolts- 
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Durch diefe Taren mußte die Berückſichtigung des verbrecheri- 
Shen Willens faft gänzlich verloren geben. Bloße Abzahlung 
des Verbrechens durch Geld, bloße Abſchätzung der Geldftrafe 
nad) dem angerichteten äußeren Schaden: dabei trat die fittliche 
Bedeutung des Verbrechens, die innere Schuld, in den Hinter- 
grund. 

Hier gerade war es, mo die Kirche dem Germaniſchen Rechte 
das tiefere Princip der Subjektivität und Innerlichkeit 
Darreihen mußte. Gerade diefem Kompojitionenfpiteme, 
welches hauptſächlich den angerichteten Schaden veranjchlagte, 
ftellte die Kicche ihr Ponitentiarſyſtem, ihre allerdings ein- 
feittge Berücdfichtigung des Subjeltiven, gegenüber. 


8. 47. 
Fortgang des Mittelalter2. 
Römiſche und kirchliche Einflüffe gewahrt man ſchon in 


den Volksrechten. Die kirchlichen Einflüffe nehmen an Stärke zu 


feit Karl dem Großen, wo bei der Nevifion der Volksrechte 
zahlreiche kirchliche Vorfchriften aufgenommen wurden ?. 

Das Kompofitionenfyftem Tieß fih aber dadurch nicht ver- 
drängen. Ya es kommt fogar für manche Verbrechen, bei denen 
ſchon am Ende des fechsten Jahrhundert3 Die Kompofition geſetz⸗ 
lich ausgeſchloſſen und dafür öffentliche Strafe angeordnet ift, im 
achten und neunten Jahrhunderte wieder eine Beftätigung 


rechte, diefe erften geſchriebenen Gefete ver Germanen, find vorwiegend 
Strafgefetbüder: in der L. Salica 3. 8. finden wir 343 ftrafrechtliche 
Artikel, und nur 65 handeln von anderen Gegenftänden. Diefe Erjcheinung 
ruht auf einem allgemeinen Gefete ber ftaatlihen Entwidelung. 
Die Aufzeichnung bed Kriminalredhtes gebt naturgemäß ber des 


Sivilrechtes voran. Jede ſich entwidelnde Staatsgeſellſchaft muß Email 
traf: 


daran denken, ben Ausfchreitungen der individuellen Willkür Durch 
beſtimmungen Schranken zu ſetzen. 

1 Gegen die alte unbarmberzige Friedlofigteit (Ausftoßung aus der 
Rechtsgemeinſchaft und Ausfchließung von Nahrung und Obdach), welche die 
verfchiedenartigften Verbrechen mit gleicher Strenge ftrafte und oft die beften 
Mitglieder der Gemeinde zu ben Thieren bed Waldes hinaustrieb, war das 
—— rt in ſchon ein Fortichritt. In diefem Sinne Tonnte dag 
Kompoſitionenſyſtem, das doch wenigſtens den verfchiedenen Verbrechen ein 
verſchiedenes Maß der Strafe beftimmt, anfänglich von der Kirche — ge⸗ 
fördert werben. Daß aber die Kirche auf eine beſſere Würdigung der fub- 
jettiven Saulbunter| chiede hingewirkt babe, ift unzweifelhaft. Siebe 
wilde, S.5 handen b. I ep te der Strefrechtswiſſenſchaft 

egg, Unterfuchungen aus dem Gebiete der Strafrechtswiſſenſchaft, 
1830, Seite 240 fgg. 





Fortgang des Mittelalters. 57 


der alten Kompofition vor!. Wo man Leibes- und Lebens- 
ftrafen anorönet, huldigt man dem alten Spfteme meiftens noch 
dadurd, daß man eine Ablöfung diefer Strafen durch Geld 
suläßt 2. 

Im zehnten und elften Jahrhunderte wird der Ge- 
brauch der Kompofitionen feltener. Graufame öffentlihe Strafen 
fommen jetzt in großer Anzahl vor. 

Die Rechtsbücher fprechen von „Buße“ und „Wedde”, wie 
die Volksrechte von compositio und fredum. Sie beftimmen die 
Buße theils nach der Beichaffenheit der Verlegung, theils 
nah dem Range des VBerlesten?, die Wedde hauptfſächlich 
nach dem Range des Richters, dem fie gezahlt werden mußte. 
Sie betrachten die Geldbußen noch als die Regel für Yeichtere 
Verletzungen, mit denen feine Verwundung verbunden ift?. Gie 
geben indeß auch bei ſchweren Verlegungen dem Berlebten die 
Wahl, ob er auf öffentliche Strafe, oder auf Buße und Wedde 
Hagen wolles. Allgemeine ftrafrechtlihe Grundfäge ſprechen fie 
nicht aus. Sie ftehen indeß noch auf einem Standpunkte, der 
das Objektive am Verbrechen vorzugsmeife in Anfchlag bringt”, 
wennſchon ihnen auch feinere Unterfcheidungen der Schuldgrade 
nicht fremd find. Eine größere Annäherung an den Gedanken 
des Öffentlichen Strafrechtes Liegt darin, daß die Rechtsbücher 
die Wedde, weldhe das öffentliche Recht repräfentirt, ftärfer betogen 
als die Volksrechte das fredum. Es findet fich in ihnen fogar 
Wedde mit Ausfhluß von Buße und Wergeld (Ssp. III. 54, 
9. 10.), alfo gänzliches Zurüdtreten des privatrechtliden Stand» 
punktes 8. 


20 Decretum Childeberti vom Sabre 595, cap. 5. u. 7. mit Ca- 
itular. Carol. „Magen. vom Jahre 802, cap. 32, und apitular. II. vom 


Kabre 813, ap 
2 Daber bei ben Leibeöftrafen 1 der Zufat „aut redimat.‘“ 

$ Ssp. II. 16. 8.1. III. 45. 1 

4 Ssp. II. 64. — —— .in, Speculorum Saxonici et 
Suevici jus criminale, 1838, 8. 2. John, Strafre t in Norddeutſchland zur 
Zeit der Rechtsbücher, Th. J., Leipzig 1858, Oſen rüggen, das Alaman- 
niſche Strafrecht im Deutfchen Mittelalter, Schaffh. 1860 (mil ſich als partielle 
Fortſetuns nn Wilda anreibhen). 


6 se Il. 6 'Schwsp. (Senkenb .) c. 118. 8. 6. 

T Ssp. 11.27. 8.4. eber ben Verſuch: Ssp. I. 62.8.2. 

8 „Aller Leute Wergeld und Buße” —ã Ssp. III. 45. Weber 
den ganzen Charakter des re diefer Zeit: Geib, Lehrb. 1. 
©. 212. fgg. Weber die Stadtrechte läßt fich Bier wenig Allgemeines fagen. 
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Früh ſchon findet man umfafjende Strafgejege in den Statu- 
ten der Stalienifhen Städte, die auf einer höheren Bildungs- 
ſtufe ftanden und bei denen überdies das Römiſche Recht und der 
Klerus einen tiefer gehenden Einfluß üben fonnten. In diefen 
Städten unterziehen denfende Köpfe, mie Gandinus, Angelus 
Aretinus, Bonifacius, das Strafrecht einer wiſſenſchaftlichen 
Bearbeitung, welche jpäter auf das Deutſche Strafrecht eine be- 
deutende Rückwirkung übte!. 


S. 48. 
Auflöjung des Mittelalters. 


Das Kompofitioneniyftem und das Syſtem der öffent- 
lichen Strafen, die meiftentheild an Leib und Leben gingen, — 
die bloße Abzahlung des Verbrechens und die Beftrafung nad 
der fubjeftiven Schuld: dies waren widerſprechende Prin- 
cipten, die einander befämpfen mußten. Die Kompofittonen treten 
in diefem Kampfe immer mehr und mehr zurüd, ohne ganz zu 
verſchwinden;. die öffentlihen Strafen werden zur Regel. Se 
weiter dieje Ummandelung vorſchreitet, defto mehr gelangt man 
auch zu einer angemeſſenen Abſchätzung der fubjeltiven Schuld. 

Durch da3 Zuſammenwirken der alten Kompofitionge 
grundjäße, die immer noch in zahlreichen Ueberbleibſeln fortlebten, 
mit dem reiferen Principe, welches öffentliche Strafen und eine 
angemefjene Berücdiichtigung des Willens forderte, entitand im 
funfzehnten Jahrhunderte ein Zuftand der entjetlichiten Ver⸗ 
wirrung und Durchſchlingung. 

Bon allen Seiten drängte die weltgefchichtliche Strömung zur 
Anerkennung des Principes der Innerlichkeit. Denn gerade 
dieſes Princip war e3, das die damalige Zeit bewegte und dag 
unaufbaltiam zur Lutheriſchen Reformation bintrieb. Diele 
allgemeine Reformation des fittlihen Geiftes; dieſes Hinweg⸗ 
drängen von der Veräußerlichung, der das Chriftenthum verfallen 
war, — von der Heußerlichfeit der Sindentilgung, wie fie im 
Ablaßkrame bervortritt; der innere Trieb des Zeitgeiftes, auf 


Manche von ihnen beitimmen höhere Wedde ald Buße, andere höhere Buße als 
Wedde. Die ungebührliche Berüdfichtigung von Stand, Alter und Gefchlecht 
tritt in den Stabtrechten weit mehr zurüd als in ben Rechtsbüchern. 

1 Sandinus im 13, Angelus Aretinus und Bontfacius in der 
Mitte des 15. Jahrhundert. gl. Biener, Beiträge zur Gejch. der Inqui⸗ 
fitionsproc. ©. 93. 106. 
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das Gebiet der Innerlichkeit und Subjeftivität zurüdgugehen: das 
Alles machte fih auch im Strafrechte fühlbar. 

Dem Bedürfniffe nah einer Strafgejeßgebung, welche die 
Strafe auf die innere Schuld bezöge, fam nun allerdings das 
Römiſche Recht entgegen, in welchem ja gerade die Berüd- 
fihtigung des Subjeftiven überwiegt. Indeß war doch die Kluft 
zwifchen den Römiſchen Rechtsanichauungen und den Deutichen 
Berhältnifien zu groß, als daß das Römiſche Recht ohne Weiteres 
an die Stelle des Herfümmlichen treten konnte. Riederer, 
Tengler und Brandt ſuchen zwar dur ihre ſ. g. Spiegel 
eine Vervolksthümlichung des Römiſchen Rechtes zu bewirken!. 
Es fehlt aber an einem Elaren Bewußtfein des Verhältniſſes, das 
das Römifche Recht zum Deutfchen hätte einnehmen jollen. Und 
fo konnte denn das Römische Recht die Verwirrung nur noch 
vermehren?. 

Wenn aus all' dieſen Urſachen die Rechtsunſicherheit 
ſchon zu einer gefährlichen Höhe geſteigert war, ſo ward dieſelbe 
noch vermehrt durch die Anarchie des Jahrhunderts, durch die 
Gewaltthätigkeiten des Fa uſtrechtes, durch die Uebergriffe und 
meuchelmörderiſchen Eigenmächtigkeiten der heiligen Vehme und 
endlich durch die Mangelhaftigkeit des Strafverfahrens. 

Dieſem zerfahrenen und troſtloſen Zuſtande konnte nur durch 
eine feſte allgemeine Strafgeſetzgebung abgeholfen werden. 
Eine ſolche wird von allen Seiten laut gefordert?. 


8. 49. 
Legislatorifhe Thätigfeit bis zur Karolina. 


Durch die Errichtung des allgemeinen Landfriedeng 
v. J. 1495, durch die gleichzeitige Einfegung des zum Schuße 
dieſes Landfriedens beftimmten Reichskammergerichtes, ebenjo 
durch eine Umgeftaltung der VBehmgerichte bereitete Kater 


1 Riederer, Spiegel der wahren Rhetorik, Freiburg 1493. Ulrich 
Tengler, Layenfpiegel, Augsburg 1509. (Er zerfällt in 3 Bücher: 1) ©e- 
tichtöperfonen und Brivatrecht. 2) Proceß. 3) Strafrecht, Iektered ein Aus- 

ug aus der Bambergenjis von 1507.) Sebaftian Brandt, Klag: 
Integer, 1516. (Der Klagfpiegel exiftirt auch fchon in älteren, von Brandt 
nicht veranftalteten Ausgaben. 

2 Neber die Reception der fremden Rechte: Geib, Lehrb. I. Seite 
240 fog. Beachtenswerthe Wirkungen diefer Reception (namentlich An— 
erfennung bed öffentl. Charakters des Strafrechtes und Zurüdtreten der 
Befugniß, fih von der Strafe loszukaufen) S. 246 fgg. befeiift 

Bol. überhaupt Wächter, Gemeines Recht Deutiäilan 3, Leipzig 1844. 
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Marimilian I. erft den Boden zu, auf welchem eine neue Straf- 
geſetzgebung Fräftig gedeihen konnte. 

Partitularrechtlich bedeutfam find: die Wormfer Reforma- 
tion von 1498, die Tiroler Malefizordnung von 1499 und 
die derfelben verwandte Halsgerihtsordnung von Radolph- 
zell von 1506. Diefe Arbeiten find namentlich in ftrafprocefiua- 
liſcher Hinficht als Vorläufer der Karolina zu betrachten. 

Die beabfichtigte peinliche Geſetzgebung für das ganze Reich 
wird noch vielfach verzögert. Das Reihsfammergericht, bei welchem 
gleih in den eriten drei Jahren zahlreihe Klagen darüber ein- 
gingen, daß viele Leute unſchuldig zum Tode verurtheilt würden, 
wendet fich wiederholentlih um Inſtruktionen an den Reichstag. 
Hierauf beſchließt der Reichstag in Freiburg (1498) und in Augs⸗ 
burg (1500), daß ein Entwurf zu einer peinlicden Gerichtsordnung 
für das gefammte Reich angefertigt werde, um den Mängeln des 
Deutihen Strafweſens Abhülfe zu ſchaffen. Diefe Neichstags- 
deihlüffe fommen indeß nicht zur Ausführung. Und vielleicht 
wäre die Abfafjung einer tüchtigen allgemeinen Strafgefeggebung 
noch jehr weit hinausgefchoben worden, hätte fich nicht der talent» 
volle Landhofmeifter des Bifchofs won Bamberg, der Freiherr von 
Schwarzenberg und Hohenlandsberg, an's Werf gemacht und es 
mit eigenen Kräften glücklich beendigt. 

Diefer merkwürdige Mann verdient mit einigen biographi- 
ſchen Zügen gezeichnet zu werden. 

Schwarzenberg, wie er ſchlechtweg genannt zu werden 
pflegt, ward geboren den 24. December 1463 und farb am 
20. October 1528. Seine Jugendjahre gehen für ſeine geiftige 
Entwickelung verloren; fie verftreihen ihm unter den ritter- 
lichen Beihäftigungen jener Zeit, zu denen das Streben nad 
Entfaltung der geiftigen Anlagen und nad Sammlung gelehrter 
Kenntniſſe am allerwenigften gehörte. Schwarzenberg lernt nicht 
einmal Latein. Die Schriftfteller des klaſſiſchen Alterthums, fait 
das einzige Bildungsmittel der damaligen Zeit, bleiben ihm in 

1 ; N ⸗ 
Berg, bie Masimitianiiäen Onlägerichtöorbnungen, Mbien 1859. 
„In der Marimilianifchen Dalefigorbmung für einen Theil Tirols von 149, 
und deren Nachbildungen, dev Rabolpbzeller Halsgerichtsordnung bon 
1506 und der Laibacher Malefizgorbnung von 1415, ift bereit? dad Syitem 
der öffentlichen Strafen obne Vermiſchung mit Gelbbußen aus— 


Pe zur Herrfchaft gekommen, und mit biefem das inquifitorifche Ver⸗ 
ahren von Amtswegen.“ 
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ſeiner Jugend verſchloſſen. Erſt ſpäter, wo ſich der Wiſſensdrang 
ſelbſtändig in ihm zu regen beginnt, lernt er ſie kennen; aber auf 
einem ganz eigenthümlichen Wege. Seine gelehrten Freunde 
überſetzen ſie ihm; namentlich überſetzen ſie ihm die wichtigeren 
Schriften des Cicero; und Schwarzenberg ſchreibt dann dieſe in 
abſcheulichem Deutſch abgefaßten Ueberſetzungen in ein beſſeres, 
fließenderes Deutſch um. Wohl nicht mit Unrecht nimmt man an, 
daß er dieſen Uebungen einen großen Theil jener Fertigkeit im 
Deutſchſchreiben verdankt, die ſich in ſeinen legislatoriſchen 
Arbeiten offenbart. Als Landhofmeiſter des Biſchofs von Bam⸗ 
berg fand er überdies vielfach Gelegenheit zu praktiſcher Aus⸗ 
bildung; er lernte die Rechtspflege und die Verwaltung, auch 
den Gang der Reichstagsgeſchäfte kennen!. 
So vorbereitet und ausgerüſtet, verfaßt er 1507 die Bam⸗ 
bergiſche Halsgerihtsordnung (Bambergensis), die noch in 
demſelben Jahre durch den Biihof Georg in den biſchöflich Bam⸗ 
bergiſchen Landen zum Geſetze erhoben wird. 
Dies Werk umfaßt das Strafrecht und den Strafproceß. 
Es fol hauptfählich den Schöffen und ungelehrten Richtern eine. 
Anleitung zur Ausübung der Strafrehtspflege geben. 
Schwarzenberg hält ſich ebenſo frei von Neuerungsfucht, als 
von einem knechtiſchen Kleben am Serlümmlihen. Daß eine Ge- 
fetgebung die vorhandenen geſchichtlichen Grundlagen nicht ver- 
leugnen darf, weiß er ſehr wohl; es kommt ihm nicht in den 
Sinn, ſich ein ganz neues, das Hiftorifche umftoßendes Strafrecht 
auszuflügeln. Dagegen ift er ernitlich bemüht, die ſämmtlichen 
Elemente des damaligen Rechtszuſtandes zu einem har— 
moniſchen, den Anforderungen der Zeit entjprechenden Ganzen 
zu verfhmelzen. Fremdes wie einheimifches, gejchriebenes wie 
ungefchriebenes Recht, Alles wurde berüdfichtigt, Alles möglichft jo 
gefaßt und verarbeitet, wie es das allgemeine Bedürfniß heifchte. 
Und indem Schwarzenberg fo ausfprad, mas an der Zeit 
war, wurde er der Dann der Zeit. Eine ſolche Arbeit mußte in 
ganz Deutichland die günftigfte Aufnahme finden. Schon 1516 
wird fie, mit wenigen Abänderungen, in den Fränkiſchen Landen 
der Markgrafen Georg und Kaſimir als Brandenburgiide 
peinlihe Gerihtsordnung (Brandenburgica) veröffentlicht 


1 Litteratur über Schwarzenberg: Geib, Lehrb. I. S. 254. 
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und endlich, nach mehrfachen Ueberarbeitungen!, im Jahre 1532 

auf dem Reichstage zu Regensburg unter dem Namen 
„Des allerdurchlauchtigſten, großmächtigiten, unüberwind⸗ 
lichften Kaiſers Karl V. und des heil. Römtfchen Reiches 
peinliche Gerihtsordnung” (Karolina) 

zum Reichsgeſetze erhoben ?. 


8. 50. 
Charakter und Eintheilung der Karolina (CCC. oder P.G.O.). 

1. Die CCC. hat ihre Wurzeln im Süden Deutſchlands 
(Bamberg, Nürnberg, Radolphzell, Tirol). Im Süden aber 
waren die Römiſchen Elemente ſchon weit mehr verbreitet als 
im Norden, wo fi das Kompoſitionenſyſtem erhielt. Daber hat 
denn auch 

2. die CCC. viel aus den fremden Nedten gefchöpft. 
Für die Neception des Röm. Rechtes Liefern die Artt. 104 und 105 
‚ein allgemeines Zeugniß. Befondere Aufnahme de3 Röm. 
Rechtes findet fich in einer Reihe von Artikeln; fo in den Artt. 110 
Glibel famog"), 117 (Inceſt), 118 (Entführung), 120 (Ehebruch), 
122 (qualif. Kuppelei), 126 (Raub), 135 (Selbftmord und Kon⸗ 
fisfation), 165 (Diebftahl des nächſten Erben). 

3. Niht minder aber find häufig Deutſche Ortsgewohn⸗ 
heiten beibehalten oder wenigſtens zugelaffen (Artt. 104. 107. 
111. 116. 124. 126. 162. 167. 168). Allgemein verworfen 
find böfe und unvernünftige Gewohnheiten (Art. 218); befondere 
Berwerfungen finden fih in den Artt. 131 (Strafe des Pfählens 
als Regel für Kindesmord), 135 (Vermögenskonfigfation bei 
Todesverurtheilten), 137 (gleiche Beftrafung der Todtichläger und 
Mörder mit dem Rade), 140 (Beichräntungen der Nothwehr). 

4. Den Schluß der Vorrede der CCC. bildet die ſalva⸗ 
torifhe Klaufel. Sie behält den Partitularrechten, jofern fie 


1 Erfter, faft ganz mit der Bambergenſis Üübereinftimmender Entwurf, 
vorgelegt auf dem Reichätage von Worms 1521. Zweiter, überarbeiteter 
Entw., vorg. auf den Reichätagen zu Nünberg und Speier, 1524 und 
1526. Dritter, nochmals überarbeiteter Entw., vorg. auf dem Reichdtage zu 
Speter, 1529. Bierter, „in noch beffere Ordnung geftellter” Entw., vorg. 
auf dem Neichätage zu Augsburg, 1530. Nur die Entwürfe von 1521 und 
1529 find noch vorhanden. 

3 Wächter a. a. D. — Malblant, Geſchichte der B.-0.-D. Zöpfel, 
das alte Bamberger Recht. Hälſchner a. a. O. S. 78 fg. Güterbod, 
die Entftehungsgeichichte der CCC., Würzb. 1876. 
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nicht Mißbräuche enthalten, ihre Geltung vor und fett die P.⸗G.D. 
zu einem nur jubfidiären Gefegbuche herab. Den Anlaß hierzu 
gab Sachſen, welches die B.-G.-D. nur salvo jure Saxonum an- 
nehmen mollte. 

5. Das Verhältniß der CCC. zum beftehbenden Rechte 
ftellt fi Demnach jo, daß diejelbe das Römiſche Recht und die 
Deutihen Partitularrechte zur Ergänzung beſtehen läßt, zugleich 
aber einen gemeinfamen geleglichen Boden für ganz Deutichland 
ſchafft. Diefer Boden ift das Ergebniß eines Verſchmelzungs⸗ 
proceſſes, durch welden a) Romiſches und Deutiches Recht ges 
einigt find, und b) der Kampf der Elemente des früheren Rechts⸗ 
zuftandes in einer großartigen Weife beigelegt ti. Die CCC. 
hat im Strafrechte die Trennung verhütet, welche wir im Privat- 
rechte beklagen, wo ein ſolches vermittelndes Organ fehlte und 
wo deshalb noch gegenwärtig Römiſches und Deutiches Privat- 
recht al3 zwei befondere Disciplinen behandelt werden. 

6. Es handelte fih bei der Karolina vornehmlih um den 
Proceß, dem denn auch etwa zwei Drittel des Werkes gewidmet 
find. Das Ganze ift aus der Anſchauung eines wirklichen Straf- 
proceſſes entworfen und das Strafreht an derjenigen Stelle 
eingeſchaltet, wo im Laufe eines Procefjes die Frage nad der 
Subfumtion der Handlung unter eine Straflakung beantwortet 
merden muß: hierauf wird der Proceß, bejonders die Vollſtreckung, 
weiter geordnet; und den Beſchluß bilden zwei Beftimmungen 
über Mißbräuche (Art. 218) und über dag Rathfragen (Art. 219). 
Es laſſen fi alſo drei Theile unterfcheiden a) Proceß (Art. 
1—108); b) Recht (Xrtt. 104-180); c) Proceß (Artt. 181—219). 
Allgemeine Grundfäge über Theilnahme, Berfuh und Zur 
rechnungsfähigfeit find an das Ende des Strafrechts gejtellt 
(Artt. 177. 178. 179). 

7. m Allgemeinen ift die CCC. mit großer Umſicht und 
mit richtiger Würdigung der gegebenen Berhältnijfe 
verfaßt. Bei den fehwierigften Lehren des allgemeinen Theiles 
Ipricht ſich der Geſetzgeber fehr zurückhaltend aus, läßt aber doch 
den Richter nicht im Stiche, jondern giebt ihm einen einfach leiten» 
den Sat an die Hand. In der Lehre von der Theilnahme am 
Berbreden wird nur aufgeftellt, daß Feine gleiche Beftrafung 
der Urheber und der bloßen Gehülfen eintreten ſolle (Art. 177). 
Darin liegt ein wichtiges Princip; und doch ift der Wortlaut 
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des Geſetzes überaus einfach. In der Lehre vom Verſuche ver- 
hält es fich ganz ähnlich (Art. 178). Selbit der Grundgedante 
des Strafrehtes wird richtig angegeben in den fchlichten 
Morten, daß die Strafe aus Liebe der Gerechtigkeit und 
um des gemeinen Nugens willen anzuordnen fet (Art. 104). 
Wo zu fürchten ift, daß eine formelle gejegliche Norm der Wahr⸗ 
beit und der Tonfreten Mannigfaltigfeit des praftiichen Lebens 
Abbruch thun möchte, wird überall auf die Wiſſenſchaft ver- 
wiefen und deren wohlthuender Einfluß zu Hülfe gerufen. In 
diefem bejtändigen Verweiſen auf die Wiſſenſchaft (auf den „Rath 
der Nechtsverftändigen) hat man mit Recht einen bedeutenden 
Theil des Schwarzenbergifchen Verdienftes gefunden. Wenn da- 
Durch auch dem richterlichen Ermeflen eine Weite des Sptelraumes 
eröffnet murde, die heutzutage in Teiner Art zu billigen wäre, jo 
war doch gerade diefer Umftand für die damalige Zeit und für die 
ganze weitere Entwidelung des Deutihen Strafrechtes unleugbar 
eine Wohlthat. In diefem Spielraume, in diefer Unbeftimmtheit, 
trug die Karolina den Keim zu einer beftändigen Fortbildung. 

Grauenvoll find aber allerdings für das gebildete Gefühl 
Desjenigen, der die Karolina von der Höhe des neunzehnten Jahr⸗ 
bunderts herab betrachtet, die Strafbeftimmungen für die 
befonderen Verbrechen. Man braudt nur einen Blid zu werfen 
auf den alleinigen Artikel 192, wo vom Feuertode, vom Schwerte, 
von der Biertheilung, der Zerftoßung der Glieder durch das Rad, 
dem Galgen, dem Ertränfen, dem Lebendigbegraben und Pfählen 
die Rede iſt; man braudt nur an das Abhauen der Hand, der 
Finger, der Ohren, der Zunge und an die ſcheußlich entehrenden 
Strafen zu denken: um jeden Streit über diefen Punkt für ge- 
ſchloſſen zu erklären. 

Indeß in dieſen Barbareien fpiegelt jih der Geift 
der damaligen Zeit, nit der Geift Schwarzenbergs. 
Niemand, wäre es auch der Größte, kann über feine Zeit ganz 
hinaus. Die Größten find immer nur die gemwefen, in denen dag, 
was gerade ihre Zeit wollte, zum Bewußtſein und zur Sprache 
fam. Das fpraden fie aus; und indem fie jo dem Beitgeifte 
Worte liehen, fanden fie die allgemeine Zuftimmung und ſetzten 
die Zeit für ihr Werk in Bewegung !. 


I Herrmann, Johann Freiherr zu Shmargenberg, Leipz. 1841, Hat ben 
eriten Berfuch gemacht, Schwarzenbergs große Natur aus der Einheit ihres 


Univerfalgefchichtliche Vorbemerkung. 65 


C. 
Die nenere Zeit. 


8. 51. 
® liniverfalgefhichtlihe Vorbemerkung. 

Staat und Kirche befinden ſich während des Mittelalters im 
Kampfe. 

In der Kirche allein liegt Anfangs das Tiefe, Geiftige. Die 
Kirche ift e8, die das Princip der Innerlichkeit in der Zurech⸗ 
nımgslehre aufpflanzt, Verbrechen und Strafe nach der tieferen 
Bedeutung erfaßt. Die Kirche ift die Trägerin aller Bildung; 
jede andere Bildung ift während des MittelalterS von der Kirche 
entlehnt. Die Kirche verſchlingt daher im Mittelalter den Staat; 
fie beherrſcht ihn, weil fie den Geift auf ihrer Seite hat; fie ge- 
ftaltet fich jelbft zum Staate und macht den weltlichen Staat zu 
ihrem Trabanten. 

Almälig nimmt der Staat das geiftige Princip der Kirche 
in fih auf. Der Staat wird geiftig und innerlich, die Kirche 
äußerlich und entgeiftet, — dergeftalt, daß fie im Ablaßkrame 
auf den Standpunkt des Germaniihen Kompoſitionenſyſtems 
zurüdfinft, — dergeftalt, daß fie die Träger eines höheren 
geiftigen Lebens, einen Huß, Savonarola, Galilät und Pico 
zurückſtößt. 

Dieſer Proceß der Veräußerlichung der Kirche geht fort bis 
zu dem Augenblicke, wo die Reformation Staat und Kirche zu 
ſcheiden und jedem von beiden ſein eigenthümliches Gebiet anzu⸗ 
weiſen beginnt. Die Kirche räumt ſeitdem den Boden der Objek⸗ 
tivität dem Staate, den fie mit den tieferen ethifchen Elementen 
befruchtet bat. Ste gewinnt damit ihre volle Bedeutung für die 
Innerlichkeit wieder; aber fie erfennt, daß auf Dem Gebiete der 
Aeußerlichfeit der Staat zu herrichen habe und daß hier das Kirch» 
liche fich unterordnen müſſe. Auf dieſem Gebiete fteht das Recht. 
Das jus divinum der Kirche wird demgemäß zu einem Theile des 
jus humanı humanum. Das Kanoniſche Recht, das während des Mittel- 


ganzen Weſens barzu uftellen, mit befonberer Herborhebung der Theilnahme 
— ergs an Ver Reformation. Vgl. über Schwarzenberg auch Ranke, 
Zeutiäe Geihichte im Zeitalter ber Reformation, 5. Aufl. Bd. I, 1873, 


Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 5 
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alter die ganze eine Hälfte der Jurisprudenz gebildet hat, 
ſchwindet zu einer untergeordneten Disciplin zufammen. 

In der neueren Auffallung des Verbrechens gewahrt man 
eine Vermittelung des Germanifchen und des Kanoniſchen Stand- 
punftes, indem nun jowohl das Objektive al3 das Subjeltive 
feine angemefjene Berüdfihtigung findet, was fi vornehmlich in 
der Behandlung des Verfuches und der Kulpa zeigt. 

In der neneren Auffaflung der Strafe erblictt man dafjelbe. 
Die Strafe der Kirche iſt befiernde Bönitenz, welche fi nicht 
nad der äußeren Rechtöverlegung, jondern nach der größeren oder 
geringeren Berbefferlichfeit bemißt. Die Strafe de8 Staates 
läßt dagegen Anfangs die Innerlichkeit des Verbrechers unbeadhtet. 
Das Streben der Neuzeit tft auch hier auf eine höhere Vereini⸗ 
gung gerichtet; es jucht Die vergeltende Strafe in die Innerlich⸗ 
feit eindringen zu laſſen, ohne die Grenzen der Zuftändigfeit des 
Staates zu überfchreiten. 


$. 52. 


Die Gefesgebung und die romanifirende Doktrin nad 
‚der CCC. 


Die Reihsgefepgebung, melde das gemeine Deutſche Krimi⸗ 
nalrecht hätte fortbilden ſollen, ſteht ſeit der CCC. faſt gänzlich 
ſtill. Dagegen wird die legislatoriſche Thätigkeit in den ein⸗ 
zelnen Territorien lebendiger. Geraume Zeit hindurch ſchließen 
ſich indeß die Territorialgeſetzgebungen eng an die CCC. Manche 
von ihnen, wie die Heſſiſche Halsgerichtsordnung (Hassiaca) 
von 1535, ſind ſogar bloße Wiederholungen derſelben. 

Für die Mark Brandenburg find erwähnenswerth die 
furfürftlihe Kammergerichtsordnung von 1516 und die beiden 
projeftirten Landesordnungen von Johann Georg 1594. Obwohl 
feine diefer drei Ordnungen jemals publicirt worden tft, muß 
man fie doch ſämmtlich als beachtenswerthe Aufzeichnungen des 
Märkiſchen Gewohnheitsrechtes anſehen. Sie wollen übrigens die 
Karolina nicht erfegen und verdrängen, jondern jegen die Gültig- 
feit derfelben voraus; wie denn auch in Bommern die Karolina 
unmittelbare Geltung hatte und für dafjelbe wiederholentlich (1566 
und 1590) beſonders abgedrudt murde". 


1 Abe KR Veſchicht⸗ des Strafr. der Brandenburg: Preußiichen Lande, 
835, 8.7 nd 9. — Hälfchner a.a.D. S. 119 fgg 
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Keine der Territorialgefeßgebungen mar geeignet, die in der 
CCC. begonnene Umbildung des Strafrechtes auf energifche Weife 
fortzufegen. Sie verihlimmern zum Theil das Tadelnswerthe 
der P.⸗G.⸗O. und verwiſchen noch manches Gute derfelben. Das 
heimliche, ſchriftliche, auf die Tortur gebaute Verfahren der 
P.⸗G.⸗O. wird durch fie nur noch befeftigt. 

Bei jolder Unthätigfeit der Reichsgeſetzgebung und Unfähig- 
Teit der Territortalgefeßgebungen mußte nun die ganze Fort- 
bildung des Rechtes auf die Schultern der Wiſſenſchaft fallen. 
Aber um diefe Wiflenfhaft ſah es In der nächften Zeit nach der 
CCC. gar übel aus. Die kriminaliſtiſchen Schriftiteller des 16. 
und zum großen Theil auch des 17. Jahrhunderts maren der 
Aufgabe, die fie hätten Iöfen follen, in feiner Weiſe gewachſen!. 
Es fehlt ihnen an allgemeiner Bildung; es fehlt ihnen an 
juriſtiſchen, bejonders an rechtsgeſchichtlichen Kenntniſſen. 
Für Nationalität des Rechtes haben ſie keinen Sinn. Die 
bildungsfähigen Keime des Deutſchen Rechtes gewahren fie nicht. 
Dagegen ſtaunen ſie das Römiſche Recht und die Italieniſche 
Jurisprudenz mit einer ſtumpfſinnigen Bewunderung an. Dies 
fremde Recht imponirt ihnen durch fein gelehrtes Gewand und 
durch feinen Zufammenhang mit der Flafliihen Littera- 
tur. Gie hätten es ganz an die Stelle des heimischen Rechtes 
gejegt, wenn diefem nicht ſchon Durch die CCC. ſein Dajein legis⸗ 
latoriſch gefichert geimejen wäre. 

Die Karolina, mit ihren Germanifhen Beftandtheilen, war 
Geſetzbuch; man durfte fie aljo nicht abweiſen. Aber fie ent- 
ſprach weder nah ihrem Inhalte noh nah ihrer Form der 
närriſch romaniſirenden Richtung dieſer Zeit. 

Zunächſt ſuchte man ſich der Form zu entledigen. Gobler 
liefert 1543 eine Lateiniſche Ueberſetzung, Remus 1594 eine 
Lateiniſche Paraphraſe der CCC. 

Darauf entſtehen Kommentare, welche den Inhalt der 
P.⸗G.D. mit dem Röomiſchen Rechte auszugleichen ſuchen, — die 
Kommentare von Bigelius 1588, Musculus 1614, Zieritz 
1622, Stephani 1626, Bulläus 1631, Manzius 1650, 
Blumbader 1670, Elajen 1684, Otto 1685. 


1 Einer der beften Schriftfteller biefer Zeit ift JoedocusDamhouder, 
Praxis rerum criminalium, Antwerp. 1551, zulegt 1616. Er übte nicht nur 
auf die Niederlande, jondern auch auf: Deutichland großen Einfluß. 

* 


68 Zweite Gruppe. 


Keiner aus diefer geiftlofen Schaar dringt tiefer in den Geiſt 
der Karolina ein; ihr Hauptbeftreben tft, mit abgeſchmackter ge- 
lehrter Schwülftigfeit Stellen aus den fremden Rechten zum 
Belege für die Anordnungen der CCC. berbeizufchleppen. 

Bei einem foldhen Buflande der Geſetzgebung und Doktrin 
mußte das Strafrecht noch lange auf einer fehr niedrigen Bildungs- 
ftufe ftehen bleiben !. 


g. 58, 


Aberglaube Naturrehtslehrer. Die Sächſiſchen Juriften 
im 17. Jahrhunderte. 

Die gewaltige Ummälzung, welche durch die Lutheriihe Re⸗ 
formation im Reiche der Geifter vor fih ging, räumte zwar 
manden Trümmerhaufen alter Borurtheile hinweg; indeß blieb 
doch immer noch ein jo bedeutender Neft des grelliten religiöſen 
Aberglaubens auch in den proteftantifchen Ländern zurüd, daß 
auch bier noch die fchreiendften Ungerechtigfeiten dadurch herbei- 
geführt wurden. — Der Aberglaube ließ namentlich die Gottes⸗ 
läfterung und die angeblide Hererei in einem ganz falichen 
Lichte erblicken. — Die Strafe der Gottesläfterung wurde in's 
Unendlidhe gefteigert, weil man die Beleidigung des unendlichen 
Weſens fühnen zu müfjen glaubte. Man ftrafte in der Gottes- 
läfterung nicht den darin enthaltenen Angriff auf heilige menſch⸗ 
lide Einrihtungen und Empfindungen, fondern die Ver- 
legung der Gottheit ſelbſt, deren Rache beſchwichtigt werden 
follte; damit verließ man den Boden, auf dem die Gejebe des 
Staates fich zu bewegen haben. — Beſonders aber nahmen die 
Herenprocefje überhand, mehr noch in den proteftantifchen als 
in den Tatholiihen Ländern. Mögen immerhin die Heren Teines- 
wegs immer verfolgte Unfchuldige geweſen fein, jo entjeßt fi 
doch das menschliche Gefühl über die Behandlung, die ihnen wurde, 
vor Allem über die bei den Herenprocefjen bis zum Schauderhaften 
geiteigerte Anwendung der Tortur. 

Dagegen übten, feit dem Anfange des 17. Jahrhunderts, 
einen in vieler Hinſicht mohlthätigen Einfluß die Naturrechtslehrer 
Grotius (1625), Hobbes (1642) und Bufendorf (1660), 
deren Anfichten bald hernach von Thomaſius für das Strafrecht 


1 Bgl. beſonders Wächter a. a. O. 
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nugbar gemacht wurden. Durch die Entwidelung eines philo- 
ſophiſchen Staatsrechtes bereiteten diefe Männer die Grund- 
lage für eine wifjenshaftliche Behandlung des Strafrechtes. Ueber⸗ 
Dies bekundet ſich befonders in den Schriften des Grotius ein 
Beftreben, die graufamen Strafen jener Zeit zu vermenid- 
lichen. 

Die ſtrafrechtliche Praris aber wurde, ſeit dem Anfange des 
17. Jahrhunderts, vorzugsweiſe von den Sächſiſchen Juriſten 
Moller 1599, Berlich 1614 und Carpzow 1638 beherrſcht. 
Carpzow, geb. 1595, geſt. 1666, war der einflußreichſte Krimi⸗ 
naliſt ſeiner Zeit. Bon feiner Härte, wie von dem Umfange 
feiner praftiihen Thätigfeit, zeugt die Nachricht, daß er nicht 
weniger als 20,000 Todesurtheile gefällt habe. Schon jein 
Hauptgegner Oldekopp bat jeine Fehler großentheils in's Licht 
geitellt. Carpzow behält indeß immer feine anerfennenswerthen. 
Berdienfte. Er unterwirft fi allerdings blind den Ausſprüchen 
der berühmten Rechtslehrer des Auslandes. Oberſte Grundjäge 
ſucht man bei ihm vergebens. Er ift kindiſch abergläubifch: das 
Alles muß man einräumen! Mlein feine Schriften zeichnen fi 
aus duch Brauchbarkeit der Einzelheiten und durch Reich⸗ 
baltigfeit des Inhaltes. Namentlich ift er rei an Fafuifti- 
fen Erörterungen. Seine Practica nova und feine Decisiones 
enthalten eine umfangreide Menge von Urtelsfprüden des 
angeſehenen Leipziger Schöffenftuhles; und gerade diefer 
Umftand machte die Carpzow'ſchen Schriften befonders brauchbar 
für die Praris; gerade hierin liegt der Grund zu der faft unglaub- 
lihen Autorität, mit welcher Carpzow Theorie und Praris ein 
Jahrhundert hindurch beherrſchte!. | 

Auh in den Niederlanden war Carpzows Einfluß be- 
deutend, wogegen man fih in Italien und in Frankreich vor⸗ 
zugsweiſe an die Staltener J. Clarus (geftorben 1775: Practica 
criminalis seu Sententiarum receptarum libri V cum 
additionibus etc. Genevae 1739) und Prosper Farinacius 
(geftorben 1613: Opera omnia IX Tom. Francofurti et No- 
rimbergae 1616—1683 fol.) hielt. 


1 Wächter a. a. D. Martin, Lebhrb.$.8. Hälſchner a. a. O. 8. 13. 
Auch Henke, Geſchichte, Band II. ©. 151 fag. — Carpzows Verhältniß 
zu Berlich: „nisi Berlichius berlichiasset, Carpzovius non carpzovias- 
set, 
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$. 54. 
Doktrin und Geſetzgebung im 18. Jahrhunderte. 


Seit dem Anfange des 18. Jahrhunderts wird das Strafrecht 
zum Gegenjtande befonderer akademiſcher Vorlefungen und einer 
auf den Lehrzweck berechneten Litteratur!. Beyer (1711) und 
Gärtner (1729) ſchließen fich dabei noch ganz der Artifelfolge 
der Karolina an; Kemmerich hingegen liefert 1731 das erfte 
Ipftematifche Lehrbuch des Strafrechtes; dem alsbald die Lehr» 
bücder von %. ©. Fr. v. Böhmer 1733, Engau 1738, dem 
älteren Meifter 1755 und Koch 1758 folgen, in welchen bereits 
der Einfluß der Wolfifhen Philoſophie fühlber ift. 

Seit der Mitte des 18. Jahrhunderts gewinnt unjere Wifjen- 
ſchaft einen neuen Aufſchwung. Es vereinigt ſich in diejer Beit 
eine Kette von Umitänden, die auf die Fortbildung des Strafe 
rechtes nicht anders als vortheilhaft einwirken konnten. 

Die Karolina beruft fih überall auf die ergänzenden Beftim- 
mungen des Römischen, Kanoniſchen und Deutfchen Rechtes. So 
fange man nun von diefen Quellen feinen rechten Gebraud zu 
machen verftand, mußte auch die Karolina in ihrer Anwendung 
mangelhaft erfheinen. Sekt dringt man tiefer in diejelben ein, 
und fo findet denn auch die Karolina eine vollitändigere Er- 
gänzung? Hauptſächlich aber wurden die 1770 erſchienenen 
Meditationes in CCC. von J. ©. Fr. v. Böhmer wichtig durch 
die auf die CCC. geftüßte Entwidelung der allgemeinen Grund- 
ſätze des Strafrechtes. 

Die fortgeſchrittene Humanität fängt indeß bereits allgemein 
an, die übergroße Härte der P-G.O. lebhaft zu empfin- 
den. Diele Härte juchte die Praris megzufpielen und zu ums 
geben, — ein beachtenswerthes Phänomen, das überall wieder- 
fehrt, wo zu ſtrenge Strafgejege mit dem Zeitgeifte in Widerſpruch 


.. 1 rüber las man das Strafrecht höchſtens im Anſchluſſe an die Römi- 
ſchen Quellen, meift als bloßen Appendir des Civilrechtes. 

2 Nicht gleich bei feinem Erfcheinen war überall gehörig gewürdigt worden 
der von Matthäus gelieferte Kommentar des Römischen Strafrechtes: aus- 
gezeichnet durch Geift und Gelehrſamkeit, dur reine und edle La= 
tinität, mit volliter Kenntniß des klaſſiſchen Altertbumes und 
praktiſcher Einſicht in die Bedürfniffe feiner sit geicprieben, An- 
tonii Matthaei De criminibus ad lib. XLVII. et XLVIIl. Dig. Com- 
mentarius, auerit Traject 1644, oft aufgelegt an verjchiedenen Orten, 3. 3. 
Amstelodami 1661, Antwerpiae 1741 edit. quinta, zulegt Ticini 1803 cum. 
annotationibus Nani. | 
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gerathen. Man ging allerdings formell von dem Grundfage aus, 
daß der Richter durch das Geſetz gebunden fei; es bildete ſich 
aber je länger je mehr unter den Kriminaliften ein ſchweigendes 
Einverftändniß, durch gefünftelte Auslegungen die Härten 
des Gejehes mit den Anforderungen der Zeit auszugleihen!. Es 
findet diefe Erſcheinung ihre Erklärung und eine gemiffe Ent- 
fchuldigung in der gänzlichen Unthätigkeit der Reichsgeſetzgebung, 
die das entipredende Organ für zeitgemäße Abänderungen ge- 
weſen märe. 

Sm gleicher Weife wurden die harten Territorialgefete 
eludirt, die, obgleich jünger al8 die CCC., doch meiſtens tief: 
unter derfelben ftanden. Seit der Mitte des 17. Jahrhunderts 
bringt die legislatoriiche Thätigkeit nichts Zufammenhängen- 
des mehr hervor. Statt umfaffender Gejegbücher erließ mar 
vereinzelte Geſetze, die durch zufällige Veranlaffungen hervor⸗ 
gerufen wurden. Solche vereinzelte Augenblidsgejebe taugen 
felten, weil fie in der Regel, ftatt von legislatorifcher Ruhe 
und Unparteilichfett Zeugniß abzulegen, die Spuren der fubjef- 
tiven Erregtheit an ſich tragen, welche das vorliegende einzelne 
Verbrechen bewirkt; fie ſind terroriftiih. Die alte land» 
ſtändiſche Verfaffung, die nach der guten alten Sitte die Zu- 
fimmung der Stände zu den Gejeßen forderte, war unterge- 
gangen. Unfehlbar hätten die Stände ſolche Geſetze verhindert; 
denn durch die berathende Thätigleit einer feierlichen großen Ver- 
fammlung unparteiiſcher Männer hätte man die nöthige legis- 
latoriſche Ruhe und Objektivität wieder gewonnen. So aber gab 
der Landesherr das Geſetz allein; und es fonnte nicht fehlen, daß 
dafielbe das Gepräge einer launiſchen Willkür und einer indivi- 
duellen Beihränfung trug. Y 

Wie elend diefe Territorialgefeße waren, wie gänzlich fie das 
Verbältnig von Schuld und Strafe außer Acht ließen, davon 
läßt fi eine Reihe von Beifpielen anführen. VBergegenmwärtigen 
wir uns einige Preußiſche Edikte, die jeit dem Jahre 1720 er» 
gingen: 


- 


m . 


1 &o fagt z. B. Malblant a. a. D. Seite 249 vom älteren Meifter 
ganz naiv, als ein befonderes Lob: „Der verftorbene Meifter zeigt in feinen 
peinlichen Ertenntniflen überall das menfchenfreundlichite Herz und befaß in 
hohem Grabe die Stärte, feine überaus gelinden —— mit den Goſetzen 
ſo ſchicklich zu vereinigen, daß man niemals eine gewaltſame Abweichung davon 
bemerft und er doch überall ſeinen Zweck erreicht.” , 
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Ein Preuß. Edikt von 1720 ſchärft für den Kinbermord die 
Strafe des Sädens (poena culei) ein. Ein Edikt v. 1723 ver- 
hängt für vorgejpiegelte Zahlungsunfähigfeit den Todl Nach 
einem Edikte von 1725 fol der Sodomiter — lebendig verbrannt 
werden. Ein Edikt von demfelben Jahre befiehlt, alle Zigeuner, 
die fih im Lande betreten laſſen, ohne Weiteres zu ftranguliren. 
Veruntreuungen in den Pulvermagazinen über 10 Thaler follen 
mit dem Strange beftraft werden. 

Ein anderes Preuß. Edikt, von 1739, ift jo eigenthümlichen 
Inhaltes, daß wir es, als ein Sittengemälde jener Zeit, wörtlich 
mittheilen. Es lautet: „Wenn ein Advokat oder Profurator, oder 
ander dergleihen Menſch (I) fich unterftehen wird, S. K. Majeftät 
duch Soldaten in Proceß- oder Gnadenfadhen immediate Mes 
mortale einreichen zu laflen, oder auch wenn ein Anderer von ihnen 
Leute dazu aufiviegeln (I) wird, um in abgethbanen und abge- 
droſchenen Sachen Sr. Majeftät immediate Memorialia zu über- 
geben: jo wollen Se. Majeftät alsdann einen ſolchen — ohne alle 
Gnade aufhängen und neben ihn einen Hund hängen lafjen”!. 


&. 55. 
Einwirtungen der f. g. Aufflärung. 

Wirkſamer no, als die Anregungen gelehrter Forſcher, 
greifen die geiftreihen Schriften beredter Ausländer in die 
Weiterbildung des Strafrechtes ein. Was in der gelehrten, ſchwer⸗ 
fälligen, unbebülflihen Sprache der Zeit, in einer ungefälligen, 
pedantiſch wiſſenſchaftlichen Form von den Deutſchen Gelehrten 
ſchon gerügt worden ift: das greifen jeßt, mit bezaubernder Feder, 
Männer an wie Boltaire, Beccaria und Filangieri, — iwe- 
niger gründlich, weniger bepadt mit Logik und Metaphyſik, aber 
gewandte und elaſtiſche Geifter, Die mit der leichten Waffe einer 
gefälligen Eloquenz und eines ſchlagenden Wites mehr ausrichten, 
als mit dem ſchweren Geſchütz einer logiſchen Deduftion zu be- 
wirken märe. Einzelne Kriminalfälle, in denen ſich die Barbarei 
der damaligen Strafjuftiz auf eine augenfällige Weife zeigt, werden 
herausgeboben, für das Gefühl blendend beleuchtet und jo der 


1 Klein, Annalen, Band VIII. Seite 255. — Dergleichen Gefege wurden 
Bit von der — umgangen, was allerdings in thesi nicht der richtige 
em haupt ächter a. a. O. BB fos die Strafgefeßgebung 

A Bil —58* J.: Hälſchner a. a. O. S. 1 
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Unmille gegen die Strafrechtspflege in allen erregbaren Gemüthern 
zur lichten Flamme emporgeſchürt. 

Belonderes Auffehen erregt Beccaria's Schrift über Ver⸗ 
breden und Strafen (dei delitti e delle pene, Monaco 1764), 
die ſich über alle wichtigeren Lehren des Strafrechtes verbreitet, 
namentlich aber die Todesftrafe und die Tortur befämpft!. 

In demfelben Geifte wirkte die öfonomifhe Geſellſchaft 
in Bern, die am 17. Febr. 1777 einen namhaften Preis, der 
von Voltaire um 50 Louisd’or vermehrt wird, auf. den beften 
Entwurf zur Berbeflerung der Strafrechtspflege fette (f. g. Berner 
Preisfrage). In dem hierdurch hervorgerufenen allgemeinen 
Europätihen Wettkampfe tragen die beiden Kurſächſiſchen Zuriften 
Globig und Hufter die Siegespalme davon? Das Wichtigere 
aber ift, daß diefe Preisbemerbung in Deutichland einen Eifer 
für dag Strafrecht zurüdläßt, der die berrlichiten Früchte tragen 
ſollte. 

So bringen die Vorwehen der Franzöſiſchen Revolution auch 
in unſerer Wiſſenſchaft ein gewaltiges Brauſen des Geiſtes in Be⸗ 
wegung, das nicht ohne Ergebniß bleiben konnte: die Periode 
der Aufklärung war angebrochen. 

Man hat gegen dieſe Aufklärung unſäglich viel deklamirt. 
Sie iſt geraume Zeit der Sündenbock alles Uebels geweſen. 
Allerdings, ſie war bloße Negation; wir ſind jetzt darüber 
hinaus. Aber vergeſſen wir nie, wie viel wir jener großen Ge⸗ 
burtsſtunde, deren Wehen die Aufklärung war, zu danken haben. 
Blicken wir nur auf unſer kriminaliſtiſches Gebiet: die Ketzer⸗ 
verbrennungen, die Hexenproceſſe, die Folter, die bar⸗ 
barifhen Strafen und taufend Mißbräuche aus den Zeiten 
der Barbarei find durch die Aufklärung abgeihafft worden; 
einen gigantiichen Bau der Sklaverei und des Aberglaubens hat 
die Aufflärung in Trümmer gelegt. Wenn unter diefe Trümmer 
auch manches Heilige und Lobliche mit begraben wurde, fo geſchah 
dies doch meiftend nur deshalb, weil e8 mit dem Schlechten und 
Mißbrauchlichen fo feft gerwachſen war, daß es mit ihm zugleich 
fallen mußte. 


1 Beccaria, biographiſche Skizze von A. v. Rinaldini, nad Ceſare 
Cantu, Wien 1865. Beccaria, überſetzt von Glaſer, 2. Aufl. Wien 1876. 
2 Globig und Hufter — ghandlung bon der Kriminal⸗Geſetzgebung, ge⸗ 


krönte Preisſchrift, Zürich 1 
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Befondere Kraft und Wirkſamkeit erhielten in Deutichland die 
Grundſätze der Aufklärung dadurch, daß die beiden größten Herr» 
fher der beiden mächtigſten Deutichen Staaten, Friedrich II. 
und Joſeph II., fih denſelben anſchloſſen, von denen erfterer 
feine Regierung mit der Abſchaffung der Tortur inaugurirt, 
während lehterer feinen Landen ein Strafgeſetzbuch giebt, welches, 
außer in ftandrechtlichen Fällen, die Todesftrafe aufhebt. 

Wie die Aufflärungsperiode überhaupt unfähig mar pofitiv 
su geftalten, jo wirkten die Aufklärer auch für die pofitive Wieder- 
geburt unferer Wiffenichaft wenig. Sie hatten eine andere Miffion, 
als ftile Baumeifter der Wiſſenſchaft zu fein. Sie mußten erft 
den alten Bau ftürzen, um dem neuen eine Stätte zu bereiten. 

Erſt Kant, indem er das Wahre und Trefflihe der Auf- 
Härung anerkannte, bejaß diejenige Poſitivität, geiftige Schöpfer- 
kraft und Tiefe, die zeugend in der Wiſſenſchaft wirken Tonnte. 
Borzugsmweife auf Kant erbauete fih Feuerbach, diefer Kant der 
Strafrechtswiſſenſchaft. Er ift e8 ganz vorzüglich, der die durch 
den Zeitgeiſt worbereitete Umgeftaltung des Strafrechtes zum 
Durchbruche bradte, und er fteht noch Heute in unferer Wifjen- 
Ihaft als erftes und glänzendftes Licht da. 


8. 56. 
Die geſchichtliche Richtung und die neuere Philoſophie. 

Die Aufflärungsperiode, mit ihrer abftrakten Philofopbie, 
verhält jih negativ gegen das Geſchichtliche. Sie fucht das 
Mahre nur im fubjektiven Geifte des Denfers und weiß noch 
Nichts von der objektiven Eriftenz der Idee, welche ſich in der 
Geſchichte ſchrittweis verwirklicht. 

Dieſer Einſeitigkeit hat ſich auch Feuerbach noch nicht ent⸗ 
zogen. Es fehlt ihm die geſchichtliche Rechtsanſchauung. 
Er giebt jih nit die Mühe, die Geneſis der Duellenausfprüche 
auf geſchichtlichem Wege zu ermitteln. Er verfhmäht das Ges 
wohnbeitsrecht und den Gerichtsgebraud. Eine geichichtliche Ent- 
widelung des Strafrechtes hält er zwar guohl für lehrreich, aber 
nicht für weſentlich; und er erflärt geradezu, daß diefelbe auf Feine 
Weite zu einer ficheren Grundlage für Wiſſenſchaft und Geſetz⸗ 
gebung führe. 

Es wurde diefer wefentlihe Mangel erft gehoben durch die 
biftorifhe Rechtsſchule, welche indeß, weil fie als ein Gegen 
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gewicht gegen eine Einfeitigfeit auftrat, alsbald ebenfalls zur Ein- 
jeitigfeit wurde. Die gefhichtlide Schule trat auf mit der For» 
derung, daß man die Gegenwart genetifch verftehen folle; dies 
könne man aber nur erreihen, wenn man fidh eine Kenntniß des 
geſchichtlichen Entftehungsprocefjes der Gegenwart erwerbe. Hierin 
batte fie ohne Zweifel Recht. Die gefchichtliche Rechtswiſſenſchaft 
ging aber, uneingedent der Aufgabe aller Jurisprudenz, zum Theil 
in Altertbumsträmeret über. Sie fing an, die Aufgabe der 
Rechtswiſſenſchaft in das Durhmühlen alter Scherbenhaufen zu 
jegen, wendete fi) vom Leben und der Praxis ab, und wies die 
Philoſophie vornehm und ſchnöde zurüd. 

So trat an die Stelle einer abftraft philoſophiſchen Richtung, 
welche das Geſchichtliche verneinte, eine abftrakt geſchichtliche Niche 
tung, melde das Philoſophiſche verleugnete. Beide Richtungen 
find als überfchrittene und befiegte zu betrachten. 

Die heutige Philoſophie führt ung auf einen Standpunft 
von dem aus Die philofophifche Idee als das innere Weſen 
der Geſchichte ſelbſt erfcheint. Philofophie und Geſchichte müflen 
daher Hand in Hand gehen, menn die Einfeitigfeiten der früheren 
Richtungen vermieden werden follen. Diefer Standpunkt ift «8, 
von dem mir bei der ganzen Darftellung unferer Wiſſenſchaft aus⸗ 
geben müflen. 


8. 57. 
Untergang des gemeinen Rechtes und Aufgang des neuen 
Reichsrechtes!. 

In der erſten Hälfte des achtzehnten Jahrhunderts erliſcht 
die hundertjährige Autorität Carpzows, durch welche die gemein⸗ 
rechtliche Praxis ſeit 1638 zuſammengehalten wurde. Die Praris 
löſet ſich nun immer mehr von der Karolina wie von der gemein⸗ 
rechtlichen Doktrin und verfällt in Willfür. Dem konnte nur 
duch Partikulargeſetzbücher gemehrt werden, die dann freilich 
das gemeine Recht ganz aufhoben. Diefe Decentralifation des 
Deutſchen Strafrechts dauert von 1751 bis 1866. Ihr folgt eine 
neue Gentralifation, indem a) ſchon 1867 das Preußiſche Straf- 
gefegbuh in den neuen Preußiſchen Provinzen eingeführt, 
b) 1870 das auf der Grundlage deffelben ruhende Strafgeſetzbuch 


1 Berner, die Strgtgeſergebung in Deutſchland vom Jahre 1751 bis 
zur Gegenwart, Leipzig 186 
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für den Norddeutihen Bund, c) 1871 letzteres als Straf- 
geſetzbuch für das Deutſche Reich verfündigt wird. 

1. Bon 1751 bis zum Untergange des alten Deutſchen 
Reiches im Jahre 1806 fehimmert das gemeine Recht noch ſicht⸗ 
lich durch die Partikulargefegbücher hervor. 

a. Das gemeine Recht wird zuerft in Bayern durch den 
Codex criminalis vom 7. Dftober 1751 (Kreitmayr) aufgehoben. 
Obgleich dies Geſetzbuch ein f. g. erflufives tft, und als ſolches das 
gemeine Recht ausſchließt, bildet es doch einen Spiegel, in welchem 
man die gemeinrechtliche Doktrin jener Zeit nach ihrer eigenthüm⸗ 
lichen Geftaltung in Bayern erblidt. 

b. Defterreih beſaß bis 1768 nur Strafordnungen für 
einzelne Länder, unter denen erft die Steyerfche von 1574 den 
Einfluß der Karolina zeigt. Es erhielt in der Theresiana vom 
31. Dec. 1768 ein gemeinfames Strafgeſetzbuch für die Deutihen 
Erblande, welches indeß auf dem Standpunfte der alten Landes» 
ordnungen ſtehen blieb, — ein didleibiges, büreaukratiſches und 
graufames, noch mit Bildern ſcheußlicher Folterarten ausgeftatte- 
te3 Werk. An deſſen Stelle tritt dann das Turze, reformatorifche 
Joſephin iſche „Allgemeine Geſetz über Verbrechen und derjelben 
Beftrafung” vom 13. Januar 1787, das zwar die Todesftrafe für 
alle nicht ftandrechtliden Fälle abichafft, dafür aber in barbari⸗ 
Ihen Sreiheitsftrafen einen Erſatz ſucht. Aus dem Strafgeſetzbuch 
für Weſtgalizien vom 17. Suni 1796 (Sonnenfels) ging das 
Defterreihiihe Geſetzbuch über Verbrechen und ſchwere Polizei⸗ 
Uebertretungen vom 3. September 1803 hervor; es hält die 
guten Beitandtheile der Joſephiniſchen Geſetzgebung feft, zeichnet 
ſich durch elaftiiche Beſtimmungen aus, ift auch Fürzer, beſſer ge- 
formt und milder als das Preupifche Landrecht. Revidirt wurde 
es durh das Strafgefegbud über Verbrechen, Bergehen und 
Uebertretungen vom 27. Mai 1852 (Hye-Gluned). Ein Entwurf 
von 1867 wurde zurücgezogen. Der ti. J. 1874, vom Minifter 
Glaſer vorgelegte Entwurf ſchließt fih dem Deutichen Strafge⸗ 
ſetzbuche an, hält aber an einigen bewährten Traditionen des 
Oeſterreichiſchen Rechtes feft. 

c. Sn der Mark galt vom 13. bis zum Ende des 15. Jahr⸗ 
hunderts Sachenrecht (Ssp. und Magdeb. R.) Der Einfluß der 
Bambergenfis von 1508 bereitete den Boden für die Karolina 
vor, melde feit ihrem Erfcheinen Geltung gewann und deren 
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Anwendung durch einen Furfürftliden Revers von 1540 einge- 
Ihärft ward. Für das Herzogthbum Preußen erlangte zwar 
die Karolina niemals. Gejehesfraft, doch ſchloß ſich das dortige 
Landrecht von 1620 der Niederländiihen und Deutſchen Praris 
an (Damhouder); das verbejlerte Landredt von 1721 folgt im 
Strafproceß der Brandenb. Kriminalordnung von 1717, im Straf- 
rechte der Karolina und Carpzow. 

Der Brandenb. Kriminalordnung von 1717 (ob. Kaspar 
von Berger) follte ein Gejeßbuch über Strafrecht folgen. Hierzu 
legte Berger ſchon 1721 einen Entwurf vor. 1736 befahl der 
König die Aufftelung eines neuen Entwurfs im Anſchluß an 
die Karolina. Es fam aber Nichts zu Stande. 

Unter Friedrihd dem Großen wurden zunächſt manche 
Strafſatzungen gemildert (Abſchaffung des Sädens wegen Kinder- 
mordes 1740, der Landesverweifung überhaupt und des Stranges 
wegen Diebſtahls 1743; Milderung der Strafen des Wilddieb⸗ 
ftahls 1753; Reſkript von 1756 über Reservatio famae). Seit 
1780 aber begann die Bearbeitung des Allgemeinen Land- 
rechtes von 1794, für deſſen ftrafrechtlihen Theil (Th. II. Tit. 20) 
Klein befonders thätig war. Im Ganzen jchließt fich dies Straf: 
recht der milderen gemeinrehtlicden Doktein und Praris an, unter- 
nimmt aber auch mejentliche, nicht immer glückliche Neuerungen 
(4. B. in der Lehre von den Entwendungen, Abſchn. 14). Es 
vermifcht beftändig den polizeilichen und den ftrafrechtliden Stand⸗ 
punkt und ift ein Erzeugniß jenes aufgeflärten Abjolutisniug, der 
Alles bevormundet und das Volk zu Religion und Tugend ab- 
zurichten ſtrebt. Dabei aber enthält es auch) fehr durchdachte Be- 
ſtimmungen (vgl. 3. 3. $. 16—25, $. 64-76). 

d. Das Badiſche Strafedikt von 1803 ift fein ausichließen- 
des Geſetzbuch, ſetzt vielmehr die P.-&.-D. als verbindliches Gefeg 
voraus und bezwedt nur, die mildere Anwendungsart derfelben, 
die oft auf einer gefchraubten Auslegung ruhte, gejeglich zu fichern. 

2. Auf einfamer Höhe zwiſchen den älteren Geſetzbüchern und 
den noch durch ein Vierteljahrhundert von ihm getrennten Gejeß- 
büchern der fpäteren Zeit fteht daS Bayeriſche Strafgefegbud 
vom 16. Mai 1813 (Feuerbad), in Deutihland das erite 
moderne Strafgejeßbuch, welches feine Einwirkung vornehmlid in 
den ſpäteren Geſetzbüchern Sachſens, Württemberg, Hannovers 
und Braunfchweigs fühlbar macht und in Oldenburg recipirt wird. 
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Unbefteeitbar hat dies Geſetzbuch große Verdienfte. An die Stelle 
zahlreicher Streitfragen find Klare und feite Regeln getreten. Die 
barbariſchen Strafmittel find großentheils verſchwunden. Die 
Sallung des Ganzen ift genau und bündig; namentlich ift der 
Thatbeftand der bejonderen Verbrechen durch und durch Lichtvoll 
dargelegt. Neben diefen Lichtpunften finden wir indeß auch 
mancherlei Schatten. Dahin gehört das. Streben nad Einengung 
Des richterlichen Ermeſſens, bejonders die Abweiſnng jeder richter- 
lichen Strafmilderung. Dahin gehört nicht minder die thörichte 
Abſicht, auch Die Einwirkung der Doktrin fern zu halten. 

3. In den Jahren 1838 bis 1869 gaben fih nicht nur 
alle größeren, jondern auch faft fämmtliche Eleineren Staaten 
Deutſchlands befondere Gejeßbücher: Sachlen 1838, Württemberg 
1839, Braunſchweig 1840, Hannover 1840, Altenburg 1841, 
Darmftadt 1841, Detmold 1843, Baden 1845, Naſſau 1849, 
Thüringen 1850, Preußen 1851, Defterreih 1852, Walded- 
Pyrmont 1855, Sachſen 1855, Frankfurt 1857, Oldenburg 1858, 
Bayern 1861, Reuß ält. 2. 1861, Lübeck 1863, Sachſen 1868, 
Neuß ält. 2. 1868, Hamburg 1869, — ſo daß das gemeine Recht 
nur noch in den beiden Meclenburg, in Schaumburg-Lippe und 
in Bremen Geltung behielt. Vgl. $. 61 dieſes Lehrbuches. 

4. In den Preußiſchen Provinzen von 1866 erfolgte die 
Einführung des Preußiſchen Strafgeſetzbuches durch Verordnung 
vom 25. Yunt 18671. Dadurch wurde aufgehoben: 

a) in Sannover: das Kriminalgeſetzbuch von 1840, auch 
der größte Theil des Polizeiftrafgejeges vom 25. Mai 1847 umd 
das Geſetz Über polizeiliche Aufficht vom 22. November 1850; 

b) in Schleswig-Holftein, wo die Praxis das gemeinrecht- 
The Strafrecht mit dem partilularen verſchmolzen hatte, ehenſo in 
Kurheſſen, das als ein Hauptfig des alten gemeinen Rechtes 
galt: das gemeine Recht, und das partifulare injoweit, als es 
Materien betraf, die im Preuß. Strafgeſetzbuche behandelt find; 

. ce) im Frankfurt, Naffau und Heffen-Homburg: haupt⸗ 
ſächlich das daſelbſt recipirte Großherzoglich Heſſiſche Strafgeſetz⸗ 
buch von 1841, mit dem Abänderungsgeſetze von 1849; in dem 
kleinen von Bayern abgetretenen Gebiete auch das Bayeriſche 
Strafgeſetzbuch von 1861. 


I Sn Srantfurt führte ſchon eine Verordnung bom 12. December 1866 
. bie beiden erften Theile des Strafgefehbuches ein. . 
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Mit dem 1. September 1867 erlangte in allen diefen Landes- 
theilen das Preußiſche Strafgejegbuch (dritte amtl. Ausgabe vom 
14. Juni 1859) Geſetzeskraft. 

5. Das Strafgeſetzbuch für den Norddeutfhen Bund be 
grub fodann die fämmtlichen Norddeutſchen Strafgejeßblicher und 
das gemeine Recht in Medlenburg, Schaumburg-Lippe und Bremen; 
und die Erhebung diefes Gejegbuches zum Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Neich beftattete noch die Strafgefegbücher der Sid» 
deutichen Stanten. Vgl. $. 62 dieſes Lehrbuches. 


8. 58. 
Aufgabe der Gegenwart. 

Durch diefen Gang der Dinge tft das gemeine Recht in eine 
blos geſchichtliche Stellung zurädgebrängt worden, die ihm aber 
auch in Zuhmft erhalten bleiben muß, da es feit Jahrhunderten 
das Centrum der Wiſſenſchaft geweſen tft und die Wurzeln in fich 
Ichließt, die den. Baum der Wiſſenſchaft und der Geſetzgebung noch 
jett tragen und auch fünftig tragen merden. 

Der Schwerpunkt für praftiihe Erläuterungen Tiegt jedoch 
gegenwärtig tn dem Strafgefeßbudhe für das Deutiche Reich, durch 
welches der Deutſchen Wiſſenſchaft ein ficherer Ausgangspunkt ge- 
‚geben ift, von dem aus fie mit dem Leben in direlten Zuſammen⸗ 
‚bang fommen und in das praftiiche Detail eindringen Tan. Die 
Geſetzbücher aus der Zeit des Partilularismus, ala die unmittel- 
baren Borgänger des Strafgejegbudhes für das Deutihe Reich, 
bürfen dabei nicht überſehen werden. 


11. 
Quellen des Strafredtes. 


A. 
Gewohnheitsrecht. 


$. 59. 
Sm allen Rechtseinrichtungen bildet die Gewohnheit eine 
äußerſt wichtige Kraft. Alle Inſtitute des Staates und des 
Rechtes werden erſt durch die Gemohnheit vet wohlthätig und 
fefl. Sie verlieren Durch diejelbe alles Drüdende und, 
was noch wichtiger ift, den Schein des Willfürlihen. Lebterer 
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ift aber nirgend forgfältiger zu vermeiden, als im Strafredte. 
Neue Strafgejete, die nicht in den Gewohnheiten des Landes ge 
gründet find, haben wegen dieſes Scheines des Willfürlichen und 
Gemadten immer etwas Mikliches; ihre unwandelbare Geredtig- 
feit mird leicht vom Volke bezweifelt und ihr Anſehen dadurch 
geſchwächt. — 

Unter einer Rechtsgewohnheit verftehen wir die Wieder- 
kehr derjelben Entfheidungsart einer Rechtsfrage ohne 
ausdrüdlihe gejeglide Beftimmung. Sie geht, wenn fie 
juriſtiſch von Bedeutung fein fol, aus dem nationalen Rechts- 
gefühl und Rechtsbewußtſein hervor, jo daß die Sdentität der 
Entiheidungen nur eine Folge der Identität des Rechtsbewußt⸗ 
ſeins iſt. 

Römiſches und Deutſches Recht ſtimmen in der Anerkennung 
des Gewohnheitsrechtes zuſammen!. Insbeſondere leitet das 
Römiſche Recht die Verbindlichkeit der Rechtsgewohnheiten daraus 
ab, daß dieſelben ganz ebenſo, wie die Geſetze, der Ausdruck des 
Volksbewußtſeins ſeien?. 

Das ſtrafrechtliche Gewohnheitsrecht der Gegenwart geht 
aber nicht unmittelbar aus dem Volksbewußtſein hervor, ſondern 
erſcheint als Gerichtsgebrauch, den man hauptſächlich aus 
den Entſcheidungen der oberſten Gerichte zu ſchöpfen hat. 
Dieſe aber beſitzen nicht die Kraft authentiſcher Auslegungen. 
Jeder Deutſche Richter hat vielmehr die erhabene Pflicht ſelbſt⸗ 
ftändiger Auslegung der Geſetze in allen Fällen, wo die Pro- 
ceßregeln ihn nicht an eine höhere Enticheibung binden. Auch 
die oberiten Gerichte Dürfen von dem wahren Sinne der Ge- 
feße nicht abweichen und find, wenn fie es gethan, zu demſelben 
zurückzukehren verbunden. 


1 CCC. Art. 24. 104. 135. 215. 219. — L. 32. $. 1. de legibus. 

2 A. a. O.: „Inveterata consuetudo non immerito custoditur, et hoc 
est jus, quod dicitur moribus constitutum. Nam quum ipsae leges nulla 
alia ex caussa nos teneant, quam quod judicio populi receptae sunt, 
merito et ea, quae sine ullo scripto populus probavit, tenebunt omnes; 
nam quid interest, suffragio populus voluntatem suam declaret, an 
rebusipsis et factis?“ Aehnlich jagt L. 35. eod.: „Sed et ea, quae 
longa consuetudine comprobata sunt ac per annos plurimos observata, 
veluttacita civium conventio, non minusac ea, quae scripta sunt, 
Jura servantur.“ 








Gemeinrechtliche Geſetze. 8l 


B. 
Geſetzgebung. 


S. 60. 
Gemeinrechtliche Geſetze. 

1) Römiſches Recht. 

Zur Zeit des Erſcheinens der CCC. war das Römiſche Recht 
bereits im Ganzen als ergänzendes Recht in Deutſchland aufge- 
nommen. Die CCC. iſt weit davon entfernt, dem Röm. R. dieſe 
aushülfliche Geltung zu beſtreiten. Sie hat dieſelbe vielmehr 
beftätigt!. 

In der Juſtinianiſchen Rompilation finden ſich überall ein- 
zelne zerjtreute Strafrehtsnormen. Wir werden auf fie 
im Laufe dieſes Lehrbuches verweilen, ſo oft e8 das Bedürfniß 
fordert. 

Hier haben wir nur diejenigen Theile des Röm. Rechts- 
körpers zu nennen, in denen fi eine zufammenhängende Be- 
handlung des Strafrechtes findet. Dahin gehören nun | 

aus den Snftitutionen die 5 erften und der 18. 
Titel des 4. Buches. 

Jene 5 Titel handeln hauptſächlich von den obligationes ex 
delicto, während der 18. Titel Triminalprocefjualiihen Inhaltes 
ift. — Der Hauptfit des Röm. Strafrechtes liegt aber in dem 

47. und 48. Buche der Pandekten. 

Suftinian nennt dieje beiden Bücher in der Const. Tanta die 
duo terribiles libri de delictis privatis et extraordinariis, 
nec non publicis criminibus, qui omnem continent severitatem 
poenarumque atrocitatem. Auf Grund diefer Stelle pflegt man 
fie ſchlechtweg die Libri terribiles zu nennen?. Sie enthalten im 
Bufammenhange die Hauptmafje des Röm. Strafrechtes. — Endlich 
ift noch hervorzuheben 

das 9. Buch des Koder. 
1) Kanoniſches Recht. 
Verpönung einer Handlung durch Kan. Recht macht dieſelbe 


1 Bol. namentlih CCC. Art. 104 und 105, wo unter dem Faiferlichen 
Rechte | immer das Römifche Recht zu verftehen iſt. 
L. 2. $. 8. Cod. de veteri jure enucleando; dies iſt eben bie ſ. g. 
Const. 2 anta. 
Berner, Etrafreht. 9. Aufl. 6 
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gemeinrechtlich nicht zum Verbrechen und die Tirchlichen Strafen 
gehören nicht zum gemeinrechtlihen Strafeniyitem. Das Kan. 
Recht ift weniger eine unmittelbare Duelle, al3 mittelbar bedeutend 
durch den Einfluß, den es auf die allgemeinen Lehren des Straf- 
rechtes (Zurechnung, Strafbarkeit), ſowie auf manche Begriffe des 
befonderen Theil (Chebruch) geübt hat. Seit der Reformation, 
befonders fett dem 17. und 18. Jahrhundert, ſchwand dieſer Ein- 
fluß immer mehr dahin. 

Der mwichtigfte Theil des Kanoniſchen Strafrechtes Liegt im 
fünften Buche der Defretalen Gregor’3 IX. 

3) Deutiches Recht. 

Es giebt einige ftrafrehtlihde Reichsgeſetze, die zum 
Theil in ReihSpolizeiordnungen, Reichsmünzordnungen, 
Zandfrieden, Reichsabſchieden und in der Goldenen Bulle 
enthalten find !. 

Es giebt auch einige ſtrafrechtliche Beihlüffe der Bundes- 
verfammlung, deren an ihrem Orte Erwähnung gejchehen wird. 

Die Hauptquelle des gemeinen Strafrechtes ift aber die 
Karolina. 


§. 61. 
Neuere Landesgeſetzbücher?s. 


1) Defterreid. 
„Das Strafgefeg über Verbrechen, Vergehen und Ueber- 
tretungen, die Strafgericht3- Kompetenzverordnnungen und 
die Preßordnung v. 27. Mai 1852, für das Kaiferthum 


1 Die wichtigften „in den Reichsgeſetzen vorkommenden Stellen von pein= 
lichen Sachen” findet man zufammengeftellt bei Gerftlacher, Handbuch ber 
Deutichen Reichögejehe, Theil XI, Sette 2942 fgg. 

= Die ältefte nnte Ausgabe der CCC. erfchien im Februar 1533 bei 
JIvo Schöffer in Mainz, fol. — Unter den neueren Handausgaben find her- 
vorzubeben: J. Chr. Kochs QalB- € oder beinliche Gerichtäordn. alter Karla V., 
Siehen (6. Auflage 151€, Tte 1820). — Kaiſer Karls F 
nebſt der Bamberger und Branbenbusger ©.:D., zweiter —2 AN den 
beiden Brojelten der B.-©.:0. v. 1521 und 1529, Jena 1835. Befonders bie 
P.⸗ G.⸗ aiſer Karls V., nebft ber Bamberger und Brandenburger Hals- 
gerichtäcchn, nach den älteften rucken und Projelten, von Zöpfl, Heibelb. 

1842, Mehr oder minder gute Abdrüde findet man in den älteren Zehr- 
büchern, 3. B. bei Gärtner, Meifter, — und in den Kommentaren. 
x rt. v. Böhmer giebt in feinen Meditationes ad CCC. außer ber 
P.⸗ -G.: auch die Bambergifche und die Brandenburgifche Gerichtsordnung. 

3 Entftegungagefgigte und Charakteriſtik der Gefeßbücher bei 
Berner, die Strafgejetgebung in Deutjchland, 1867. 
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Defterreich, Fundgemadht unter dem 27. Mai 1852." Es 
trat an die Stelle des Strafgejebbuches v. 3. Sept. 1803. 

Es erlangte mit dem 1. Sept. 1852 Geſetzeskraft. 

2) Breußen. 

„Strafgeſetzbuch für die Preußiihen Staaten und Geſetz 
über die Einführung defjelben, vom 14. April 1851”; galt 
jeit dem 1. Juli 1851 im ganzen Umfange der alten 
Monardie, feit dem 1. Januar 1852 aud in Hoben- 
zollern. Mit geringen Nenderungen trat e8 den 31. März 
(durch Gef. v. 5. Februar 1852) in Anhalt-Bernburg, 
mojelbft feit dem 31. Dftober 1864 das Thüringifche 
Strafgeſetzbuch galt, in Kraft. Mit unerhebliden Ab- 
änderungen ift es, feit dem 1. Oftober 1855, durch Gefek 
vom 15. Mai 1855, in Walde und Pyrmont in Kraft 
getreten. Auch dem Strafgeſetzbuche Oldenburgs vom 
3. Zuli 1858 liegt e3 zu Grunde. Weber die Abweichun⸗ 
gen des legteren vom Preußiſchen: Archiv f. Preuß. 
Etraft. VII. ©. 14fgg. Ebenſo hat fi ihm angeſchloſſen 
das Strafgejehbud für Lübeck, publicirt den 24. Auguft 
1863, mit dem 1. März 1864 in Kraft getreten. Eine 
Verordnung vom 12. Dec. 1866 publicirte die erften beiden 
Theile dejjelben in Frankfurt a. M., wo fie mit dem 
1. Sanuar 1867 Geltung erlangten. Durch die wichtige 
Verordnung vom 25. Juni 1867 erfolgte die Einführung 
in allen 1866 mit der Monardie vereinigten 
Zandestheilen, mit Ausnahme des vormaligen Ober- 
amtsbezirkes Meifenheim und der Enklave Kaulsdorf; die 
Geſetzeskraft hat bier mit dem 1. Sept. 1867 angefangen. 
— Ergänzung des Strafgejegb. für die Preuß. Stuaten 
eriter Theil von Wenzel 1851, zweiter Theil von Dabis 
1853, dritter Theil von Salm und Schmit 1853. — Ber» 
zeichniß der neben dem Strafgeleßb. noch gültigen Geſetze 
im Archiv für Preuß. Strafr. Bd. II. 1854, Seite 697 
bis 712. Bollftändiger Abdrud des Tertes bei Hart- 
mann, die neben dem Strafgefegbuh für die Preuß. 
Staaten geltenden Strafgefege in Verbindung mit der 

Rechtſprechung des Obertribunals, Berlin 1864. 
1 Die Kriminalordnung von 1805 kündigte bereits an, Daß ihr ein Straf: 
gejegbuch folgen werbe. Dennoch beichräntte man fich bis 1825 auf Novellen, 
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3) Bayern. 
„Steafgejetbud für das Königreich Bayern vom 16. Mai 
1813, gültig jeit dem 1. Dftober 1813.” — Anmerfungen 


burdh weiche man den empfindlichiten Mängeln des im Allg. Landr. entbalte- 
nen Strafr. abhalf. 

Seit 1826 (Juftizminifter Dantelmann) beginnen aber die Arbeiten für 
eine neue ftrafrechtl. Kodifilation. Unter der Zeitung des Direktors im Juſtiz⸗ 
miniftertum Kampk wird durch den Kammergerichtäratb Bode und den 
OberlandesgerichtörathH Schiller ein Entwurf verfaßt, von 16 Mitgliedern 
der Geſetzreviſionskommiſſion berathen und 1830 ald Manuffript gebrudt. 

Sm 3. 1833 erjcheint der unter dem nunmehrigen Zuftizminifter Kamptz 
durch Bode bearbeitete erjte revidirte Entwurf, in welchem zwar das 
gem. Deut. R. und die neueren Deut. Gejege, aber nur felten die Franz. Ge= 
ſetze berüdfichtigt find. 1836 legte Kamptz einen zweiten revidirten 
Entwurf vor. 

Unter dem Minifterium Savignys wird der aus ben Berathungen bes 
Staatsrathes hervorgegangene Staatsraths-Entwurf von 1843, auf 
ben bie perfünlichen Anlichten Friedrich Wilhelms IV. manchen Einfluß 
übten, der Deffentlichteit übergeben. Es erfolgten etwa 70 Kritifen, meiſt ftreng 
tadelnd. Auch die Brovinzial:Landtage tadelten ftreng. ” 

Der Entwurf wird daher, unter Savignys Leitung, durch den Geh. 
Juſt.“R. Bifchoff umgearbeitet. So entftand der viel Gutes bietende Ent⸗ 
wurf von 1845, welcher die Brügelftrafe abjchafft und den Code penal in 
mäßigem Umfange berüdfichtigt. 

Um den Anſprüchen der Rheinländer zu genügen, zog man hierauf noch 
eine Anzahl Rheinifcher Juriſten (darunter den damaligen Geh.-Juſtiz-R. 
Simons) zu Rathe und gelangte jo zu dem ſtark Franzöſiſch gefärbten Ent= 
wurfe von 1847. Weber ihn beriethen 1848 die aus dem allg. Landtage 
bervorgegangenen ſtändiſchen Ausjchüffe, big die Märzereigniffe die 
Arbeit unterbrachen. 

Erft 1850, unter bem Juftizminifter Simons, nahm man fie wieder auf. 
Im Juſtizminiſterium wird ein neuer Entwurf angefertigt, den 27. März 1851 
von der Zweiten, den 12. April 1851 von der Erſten Kammer angenommen, 
den 14. April 1851 vom Könige janktionirt. Dies dag geltend gewefene 
Strafgeſetzbuch, dem Franzöſiſchen Strafgejegbuche eng verwandt, übrigens 
größtentheil® Löblich redigirt. 

Die um daß Strafgefe je verdienteften Männer find Bode, der fchon 
den erften Entwurf von 1827 anfertigte, und Bifchoff, der feit dem Entwurfe 
von 1833 big zur Publikation von 1851 unausgefegt mitgewirkt bat. — 
Die Anordnung des Preuß. Strafgefegb. von 1851 ift folgende: 

Dem Gefeßbuche geht ein in 27 „„Artitel” getheiltes Einführungs- 
gefeg vorauf, Datirt, wie das Geſetzbuch jelbft, vom 14. April 1851. 

Das Geſetzbuch zerfällt fodann in eine Einleitung und in drei Theile, 
die Theile in Titel und in 349 Baragraphen. 

Der erftie Theil handelt von Verbrechen und Bergehen im All— 
gemeinen, der zweite Theil von Verbrechen und Vergeheg im Be- 
fonderen. Der dritte Theil handelt von den Lebertretungen ſowohl 
im Allgemeinen ald auch im Bejonderen. 

Eigenthbümlichleiten des dritten Theil® (Uebertretungen) find 
folgende. Die Strafen bloßer Uebertretungen find: 1) polizeil. Gefängniß, 
2) Geldbuße, 3) Konfiskation einzelner Gegenſtände. Verſuch und „Xheil- 
nahme‘ find ftraflog, nur Vollendung und Thäterfchaft ftrafbar. Rückfall ift 
fein Schärfungsgrund. Für ideales Zufammentreffen gilt Strafaufzehrung, 
für materialed Strafhäufung Zwiſchen fabrläffiger und bösmwilliger Bes 
gehung pflegt nicht unterfchieden zu werben. Im Allg. ftraft man nur die im 
Snlande begangenen Uebertretungen. — 
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zum Strafgefebb. für das Königreich Bayern, auf königl. 
Befehl vom 19. Dft. 1813 berausgeg., München 1813 und 
1814, 3 Bände. — Dann: Strafgefetbud vom 10. No- 
vember 1861, in Kraft jeit dem 1. Zuli 1862, und 
zwar im ganzen Umfange des Königreiches. Dazu 
ein Einführungsgefeß von 148 Artikeln. 
4) Dldenburg. 
Hier wurde dur Patent vom 10. September 1814 das 
Bayeriſche Strafgeſetzbuch eingeführt, doch mit mannig- 
fahen Abweichungen, die durch die ſpätere Oldenburgifche 
Geſetzgebung vermehrt worden find. Die Gefeheskraft 
des Oldenburgiſchen Strafgefeßbuches begann mit dem 
1. Oftober 1814. Seit 1858 (Landtagsabichied vom 
2. November 1857) ift an feine Stelle ein neues Straf- 
gejegbuch getreten, das im Ganzen mit dem Preußiſchen 
übereinjtimmt, aber doch in einer Reihe wichtiger Punkte 
von demjelben abweicht. 
5) Königreich Sachſen. 

Kriminalgeſetzbuch v. 30. März 1838, das ſchon ſeit 1810 
durch Entwürfe vorbereitet wurde. Dazu das wichtige 
Geſetz v. 16. Juni 1840, welches durch die in der Praxis 
vorgefommenen Zmeifel und abmeichenden Auslegungen 
hervorgerufen worden tft. — Strafgeſetzb. für das Köntgr. 
Sadjen vom 11. Auguft 1855, das dem Geſetzbuche von 
1833 zwar eng verwandt ift, ader dennoch fait feinen Ar- 
titel defjelben völlig unverändert beibehalten hat. Es ift 
mit dem 1. Dftober 1856 in Kraft getreten. Es liegt zu 
Grunde dem Stfgb. für Reuß ält. 2. vom 27. Nov. 1861, 
in Kraft feit dem 1. Mai 1862. — Revidirtes Strafgefeh- 
buch vom 1. Dftober 1868, im Ganzen wörtlich mit dem 


Das Stfgb. von 1851 Jegt außer Wirkſamkeit: 1) Das Strafr. des 
Allg. Landrechtes, 2) dag Rheinifche Stfgb., 3) dad gem. Deutſche 
Strafrecht in Neuvorpommern unb im Bezirke von Chrenbreitftein, 4) das 
Badiſche Stfgb. in Sigmaringen. 

Neben dem Stfgb. von 1851 bleiben in Kraft hauptfächlich die Straf- 
geſetze Rüber Poſt-, Steuer- und Zoll-Kontraventionen, 2)über Bereins- 
und Berfammlungdrecht, 3) über a 4) über Widerfeg- 
lichkeiten bei Forſt- und Jagdvergehen und gegen Zollbeamte. 

Wo in irgend einen Gejege auf bie Beſtimmungen des älteren Straf- 
zechtes verwieſen wird, treten die Vorjchriften des Stfgb. von 18öl’an deren 
Stelle. (Einf.-Gef. Art. 2 und 3.) 
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Geſetzbuche von 1855 -übereinftimmend, aber die Todes- 
fteafe abſchaffend und das Strafenſyſtem mildernd. 

6) Sadhjen-Altenburg. 
Strafgefeßbud vom 3. Mai 1841, im Wejentlichen überein- 
ftimmend mit dem koͤnigl. Sächſ. Strafgeſetzbuche v. 1838. 
Geſetzeskraft feit dem 1. Oftober 1841. 

7) Hannover. 

Allgemeines Kriminalgefegbud für das Königreih Han⸗ 
nover, gültig feit dem 1. November 1840, verfündet unter 
dem 8. Auguft deffelben Jahres; im Jahre 1867 durch das 
Preußiſche Stfgb. erjeßt. Die Strafgefege des Königr. 
Hannover, zufammengeftellt von Brandis, 1854. Das 
Kriminalgeſetzbuch und deſſen Nebengejeße, zufammengeftellt 
und erläutert von Leonhardt, Hannover 1860. 

8) Württemberg. 
Strafgefehbuh vom 1. März 1839, in Kraft feit dem 
15. Mai 1839. Wichtige Aenderungen eingeführt durch 
Geſetz vom 13. Auguft 1849. Entwürfe hatte man ſchon 
ſeit 1808. Aus der neueften Zeit verdienen Beadhtung 
die Geſetze vom 17. Juli 1853 und vom 14. April 1855. 
Ueber diefe macht Mittheilungen: Mittermaier, Archiv 
1856, Seite 326 fgg. 

9) Baden. 
Strafgefetbuh vom 6. März 1845, erft in Wirkſamkeit 
getreten mit dem 1. März 1851. Die neue Strafgefeh- 
gebung für das Ghth. Baden; vollft. Sammlung ſämmt⸗ 
liher Gefege und Verordnungen über Strafreht und 
Strafverfahren, Mannheim 1867. 

10) Großherzogthum Hefjen. 
Strafgeſetzbuch v. 17. September 1841, gültig gemorden 
mit dem 2. April 1842. Dazu das Ergänzungsgejeh vom 
23. Febr. 1849. Modificirt galt dies Geſetzbuch jeit 1849 
in Naſſau, feit 1857 in Frankfurt am Main, feit 1859 
auch in Homburg, bis zur Einführung des Preußi- 
ſchen Stfab. 

11) Braunſchweig. 
Strafgejegbuh für das Herzogthum Braunfchweig vom 
10. Juli 1840, in Kraft getreten mit dem 1. Oftober 1840; 
ausgezeichnet durch Einfachheit und Bündigfeit; ift jeit 
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dem 18. Juli 1843 mit einigen Aenderungen von Lippe- 
Detmold angenommen und den 1. Dftober 1843 daſelbſt 
in Kraft getreten. 

12) Sächſiſch-Thüringiſche Staaten. 
Weimar nahm am 5. April 1839 das Königl. Sächſiſche 
Geſetzbuch an. Seit 1850 ift es jedoch, mit den übrigen 
Thüringiſchen Staaten gemeinſchaftlich, einen felbftändigen 
Meg gegangen. Schon feit 1848 und 1849 fanden Bor- 
bereitungen zu einem gemeinfamen Thüringifhen Straf- 
geſetzbuche ſtatt. Daſſelbe wurde in den einzelnen Staaten 
mit befonderen Einführungsgefegen veröffentlicht, nämlich 
a) in Weimar⸗-Eiſenach, Einführungsgefet v. 20. März 
1850, publicirt am 20. April 1850, Gejebesfraft vom 
Tage der Verfündung an; b) Shwarzburg-Sonder3- 
haufen, Einführungsgefet v. 25. März 1850, Gefebes- 
kraft vom Tage der Berfündung an; c) Schwarzburg> 
Rudolſtadt, Einführungsgejek v. 26. April 1850, Geſetzes⸗ 
kraft vom Tage der Verkündung an; d) Anhalt-Dejfau 
mit Köthen, Ginführungsgefeg vom 28. März 1850, 
Publikation vom 24. Zuli 1850, Geſetzeskraft vom 1. Dit. 
1850 an, Abänderung in den Strafarten durch Gele vom 
1.08.1853; Anhalt-Bernburg feit dem 31. Oft. 1864; 
e) Meiningen, Einführungsgeje vom 21. Juni 1850, 
Gefeeskraft vom Tage der Verkündung an; bis dahin 
galt in Meiningen das bier mit dem 1. Auguft 1844 ein- 
geführte, nur menig modificirte Königl. Sächſiſche Straf- 
geſetzbuch von 1838; f) Koburg, Einführungsgefeg vom 
19. November 1850, Publikation vom 25. Januar 1851, 
Geſetzeskraft feit dem 28. Januar 1851; g) Gotha, Ein- 
führungsgejeß vom 23. Dechr. 1850, Geſetzeskraft feit Dem 
1. Sanuar 1851; h) Neuß Jüngerer Linie (mit Gera) 
Einführungsgefe vom 14. April 1852, Gejegesfraft vom 
5. Mai 1852, i) Neuß Xelterer Linie, Einführungs- 
gefeg vom 5. September 1868, Gejeßesfraft vom 1. DAL. 
1868. | 

. 13) Hamburg. 

Kriminalgeſetzbuch vom 30. April 1869, welches das ge- 

meine Recht aufhebt, den Specialgejegen aber ihre Geltung . 

vorbehält. 


88 Zweite Gruppe. 


8. 62. 
Das Strafgefegbud für das Deutſche Reid). 

I. Entſtehungsgeſchichte!. 

1. Erſter Entwurf, vom 31. Juli 1869 (Friedberg). 

Am 18. April 1868 beſchloß der Reichstag, unter Zuſtim⸗ 
mung des Bundespräftdiums, daß ein Norddeutiches Strafgefeh- 
buch angefertigt werde, und am 5. Juni 1868 trat der Bundes- 
rath diefem Befchluffe bei. Ungefäumt ward nun der Preußifche 
Suftizminifter Leonhardt mit der Aufitellung eines Entmurfes 
beauftragt. Die Ausarbeitung übernahm der Geh. Ober⸗Juſtiz⸗ 
tath Friedberg mit zwei Schriftführern (Rubo und Rüdorff). 
Ueber einzelne Punkte (Todesitrafe, Bolizeiaufficht, beſſernde 
Nachhaft) befragte man gleich im Anfange der Arbeit die Bundes- 
regierungen. 

Friedberg Tonnte Schon nad Ablauf eines Jahres, im Juli 
1869, einen auf Grundlage des Preußiſchen Strafgefegbuches ver- 
faßten Entwurf mit Einführungsgefeß vorlegen. Derjelbe 
war begleitet von einem Heft Motiven und vier anderen Bei- 
lagen, nämlih a) einer Zufammenftellung ftrafrechtliher Be⸗ 
fiimmungen aus Deutſchen und außerdeutihen Geſetzbüchern, 
b) einer Denkſchrift über Todesftrafe, c) einem Heft Erörterun- 
gen aus der gerichtlichen Medicin, d) einer Schrift über die 
höchſte Dauer der Zuchthausſtrafe. 

Diejer Entwurf ward der Kritif übergeben und rief einige 
Dutzend Beurtheilungen hervor. Er wurde im Allgemeinen nicht 
günftig aufgenommen. Zwar hatte er materiell manden Fort- 
fohritt gemacht (Milderung der Strafen, ftärkere Berüdfichtigung 
des Beſſerungszweckes beſonders duch Aufnahme der bedingten 
Freilaffung und der Einzelhaft, Erweiterung des richterlichen Er- 
meſſens ſowohl durch größere Strafrahmen und durch alternative 
Strafdrohungen als auch duch Streihen der Definitionen von 
Einbruch, Einfteigen, Oeffentlichkeit ꝛc) Cr mar auch mit Ge- 
wandtheit formulirt. Allein er trug doch mande Spuren über- 
großer Eile. 

2. Smeiter Entwurf, v. 31. Dec. 1869 (Giebener-Rommilfion). 


1 Zuverläffig und am ausführliciten Rubo und Rüdorff in ihren 
Kommentaren. Dazu die Motive und die Reichstagsver qublungen 
von 1870. Binding, die gem. D. Sienfoefepbichen 1. Heft 1874 
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Am 1. Oftober trat eine vom Bundesvath gewählte Kom- 
miſſion zur Berathung des Entwurfes zufammen, bejtehend aus 
fieben Praktikern: Leonhardt (Bräl.), Friedberg (Referent), 
General-Staatsanm. Schwarze aus Dresden (Vicepräf.), Sena- 
tor Donandt aus Bremen, Rechtsanwalt Dorn aus Berlin, 
App.»-Ger.-R. Bürgers aus Köln, Ob.-App.-R. Budde aus 
Roftod. Ohne Geihäftsordnung, aber nur jchriftlich formulirte 
Anträge zulaffend, über deren Gründe in der Regel eine Ab- 
ſtimmung nicht eintrat, ging die Kommilfion jo burtig vorwärts, 
daß fie, nad) 43 Sigungen, am 31. Dec. 1869 ihren revidir- 
ten Entwurf dem Bundesfanzleramte überreichen fonnte. Beide 
Entwürfe famen aljo 1869 zu Stande, der erfte nach der Mitte, 
der zweite am Schluß des jahres. Die neue Redaktion war mit 
den Berathungen fortlaufend duch Friedberg und Schwarze 
mit den beiden Schriftführern (wieder Rüdorff und Rubo) be- 
ſorgt. Motive waren nicht mit gefertigt, wurden aber kurz 
darauf in engem Anſchluß an die Motive des eriten Entwurfs 
fo bearbeitet, daß fie gleich al3 Motive des Bundesrathes dienen 
fonnten. 

Diefer Entwurf räumt den Uebertretungen nicht mehr 
einen felbfländigen Dritten Theil ein, jondern faßt die allge- 
meinen Bellimmungen über diefelben mit denen über Verbrechen 
und Bergehen im Erjten Theile zufammen und verweilet die be⸗ 
fonderen in den legten Abfchnitt des Zweiten Theild. Bei den 
Beleidigungen von Bundesfürften unterſcheidet er zwiſchen dem 
Landesherrn und fonftigen Bundesfürften. 

3. Bundesrath und Reichstag, vom 4. Febr. bis 25. Mai 1870. 

Der Bundesrath nahm in den GSigungen vom 4. und 
11. Sebr. den Kommilfionsentwurf an, mit zwei Abänderungen: 
Berwerfung des Adelsverluftes als Strafe und Subftitution der 
Todesftrafe an Stelle des lebenslänglichen Zuchthauſes für vor- 
fägliche Tödtung bei Verübung einer fteafbaren Handlung. Gleich 
bei Eröffnung des Reichſtages, am 14. Febr. 1870, legte der 
Bundestanzler den abgeänderten Entwurf vor, obwohl Weimar 
und Medlenburg gerathen hatten, der Kritif noch Zeit zu gönnen; 
die nur wenig veränderten Motive und die vier anderen Beilagen 
des Erften Entwurfes theilte man dem Reichstage gleichfalls mit. 
Schon am 227 Febr. fand die erfte Lefung ftatt, bei der indeß 
aur. über die gejchäftlihde Behandlung entichieden wurde; man 
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beijhloß, den allgemeinen Theil und die politiſchen Ver⸗ 
brechen gleih im Plenum des Neichstages zu behandeln und 
nur die technifchsjuriftiichen Fragen des Reſtes des bejonderen 
Theils einer Kommiſſion von 21 Mitgliedern zu übermweifen. 
Am 24. Febr. ward die Kommilfion der 21 gemählt, die dann 
unter dem Vorſitz von Schwarze beriethb. Die zweite Lefung, 
20 Sitzungen, mwährte vom 28. Febr. bis zum 8. April 1870, wo 
der Reichstag wegen des Ofterfeites vertagt wurde und die Ver- 
handlungen dann noch durch die Berathungen des Zollparlamentes 
eine (vermöge der Einwirkung der Süddeutichen Bollparlaments- 
Mitglieder übrigens höchft fürderliche) Unterbrechung erfuhren. 

Noh im April 1870 wurde eine Zufammenftellung des 
vom Bundespräfidium vorgelegten Entwurfes mit den Beſchlüſſen 
des Reichstages gebrudt (als „Nr. 132. Reichstag des Nordd. 
Bundes. I. Legislatur-Beriode. Sitzungsperiode 1870). Ins 
Publitum Fam diejelbe nicht. 

Nachdem am 7. Mai 1870 das Bollparlament geichloffen 
var, ſchritt der Reichstag zur dritten Leſung. Zahlreiche Ab⸗ 
änderungsvorſchläge waren eingegangen, unter denen der Juſtiz⸗ 
minijter verbeflernde, gleichgültige, bedenkliche und unannehm- 
bare unterſchied, indem er zu den leßteren die gelegentliche Ab⸗ 
ſchaffung des Staatsgerichts, die alternative Androhung von 
Feltung und Zuchthaus beim ſchwerſten Landesverrath und 
die Abichaffung der Todesftrafe rechnete.e Um das nationale 
Werk nicht ſcheitern zu laſſen, einigte man ſich dahin, die Frage 
über die Fortdauer des Staatsgerichts der Strafproceßordnung 
vorzubehalten, die Todesitrafe aber in der Beſchränkung auf Mord, 
jowie auf den Mordverfuh, wenn diefer gegen das Bundesober- 
haupt, ben eigenen Landesheren oder den Landesherrn des Ortes 
der That begangen würde, aufzunehmen. Hierauf wurde die 
dritte Leſung am 24. Mai beendigt und das ganze Geſetzbuch am 
25. Mai 1870 vom Neihstage und an demfelben Tage auch no 
vom Bundesrathe angenommen. 

Die wichtigften Beichlüffe, Durch welche der Reichstag das 
Geſetzbuch abänderte, find folgende: a) Bei politifchen Verbrechen 
regelmäßig neben Zuchthaus Feitungshaft. b) Abſolute Straf- 
drohung nur bei Todesftrafen, neben lebenslänglicher Zuchthaus- 
ftrafe Zuchthaus von erhöhter Dauer (10 Jahre). c) Vermehrung 
der Antragsfälle um 11 ($. 172. 196. 232. 236. 237. 247. 263, 
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288 289. 300. 301.). d) Vermehrung der Fälle mildernder Um⸗ 
ſtände gleichfalls um 11 ($. 87. 88. 90. 92. 146. 189. 213. 250. 
264. 308. 351). e) Widerftand nur ftrafhar unter Borausfegung 
der Nechtömwidrigfeit ($. 110. 113. 117). f) Uebertragung ber 
für den Reihstag geltenden Anordnungen der Bundesverf. 
(Art. 30 und 22) auf Yeußerungen von Landtagsabgeordneten 
und Berichte über Landtagsverhandlungen (Stfgb. $. 11 u. 12). 

4. Ausfertigung und Berfimdigung (Reichsverf. Art. 17). 

a) Schon am 31. Mai 1870 ward das „Strafgejebbud für 
den Norddeutihen Bund” mit dem Einführungsgefege zu 
Schloß Babelsberg ausgefertigt und dann im Bundesgefehblatt 
vom 8. Juni 1870 verfündigt. Die Geſetzeskraft trat im Gebiete 
des Norddeutihen Bundes uud in Heſſen füdlid des 
Mains mit dem 1. San. 1871 ein. 

b) Durch den Anſchluß der Süddeutihen Staaten ver- 
mandelte fich das Geſetz in ein „Strafgefegbud für das Deutiche 
Reich.” Die Annahme deflelben erfolgte für Baden und Süd⸗ 
heifen dur die mit ihnen vereinbarte Bundesverfaffung vom 
15. Nov. 1870; für Württemberg dur Vertrag vom 25. Nov. 
1870. Diefe Staaten nahmen jofort den Art. 80 der Verfaſſung 
an, der die im Nordd. Bunde ergangenen Geſetze aufzählt, welche 
gemeinfame Gejege des „Deutichen” Bundes fein jollen!. Für 
Bayern wurde dur Vertrag vom 23. Nov. 1870 III. $. 8 auf 
die Erflärung der im Norddeutihen Bunde ergangenen Geſetze zu 
Deutfchen Bundesgejehen einftweilen verzichtet; doch ftellte das 
Reichsgefeb vom 22. April 1871 die Geltung des Strafgeſetzbuches 
auch Für Bayern auf den 1. Yan. 1872 feſt. Für Baden, 
Württemberg und Bayern tft demnach der Anfang der Ge> 
feßesfraft der 1. San. 1872. | 

Auf Antrag Bayerns legte der Bundesrath dem Reichstage 
bie erforderlihen redaktionellen Abänderungen vor, über 
die der Reichstag am 5., 8. und 9. Mai 1871 berieth. Das hier- 
aus heroorgegangene Geſetz „betreffend die Redaktion des Straf- 
gefegbuches für den Nordd. Bund als Strafgeſetzbuch für das 
Deutſche Reich” ift vom 15. Mat 1871. Als Beilage defjelben, 
ohne Datum, wurde das „Strafgejegb. für dag Deutſche Reich“ 


1 Sn die neue Redaktion der Verfafiung („Berfaflung des Deutſchen 
Reiches” vom 16. April 1871) bat man die Uchergangsbeftimmungen jenes 
Art. 80 nicht aufgenommen, weil fie in der That nicht zur Verfaflung gehören. 
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ausgegeben, weshalb der 15. Mai 1871 auch als Datum des 
R.«G.⸗B. gilt. 

c) Für Elfaß-Lothringen ift unter dem 4. Sept. 1871 
ein befonderer Abdruck des Strafgeſetzbuches für das Deutjche 
Reich ausgegeben worden. Das demjelben voraufgeihidte Einf.- 
Ge. vom 30. Auguft 1871, 16 Artikel, läßt die Gefehesfraft mit 
dem 1. Dft. 1871 eintreten. Es ordnet zugleich das Verhältniß 
des Strafgejeßbuches zu der dortigen Yandesgejepgebung und ent- 
hält wichtige abmeichende Beſtimmungen über Beitrafung des 
Bankbruches (Art. 7 und 8). Im Art. 9 berührt es die Delikte 
der Givilftandesbeamten, im Art. 10 die verfäumte Anmeldung 
eines neugeborenen Kindes. Der Reit bezieht ſich auf den Proceß, 
die Beftrafung von Schulverfäumniffen und die Zuftändigfeit der 
Kriegsgerichte (Geſetzblatt für Elfaß-Lothringen Nr. 14). 

5. Revifion von 1876. 

Die Novelle vom 26. Febr. 1876 beri'htigte Redaktionsver⸗ 
fehen und traf eine Reihe von Neuerungen, hauptſächlich betreffend 
die Antragsfälle ($. 64), die im Auslande begangenen Amtsver- 
brechen ($. 4) und die Berletung der Amtsverſchwiegenheit ac. 
durch Beamte des auswärtigen Amtes ($. 353 a, Arnim-Paragraph), 
gewiſſe Anftiftungen und analoge Fälle ($. 49a, Duchesne⸗Para⸗ 
graph), endlich die Ausdehnung des Kanzelparagraphen auf Schrift» 
ftüde ($. 130a, Abi. 2). 

II. Charakter und Eintheilung. 

Ueber die bei der Abfaffung des Geſetzbuches benugten litte⸗ 
rariihen Hülfsmittel geben die mit dem erften Entmwurfe er- 
Ihienenen Motive Auffhluß, wogegen man fpäter die Büdher- 
angaben aus den Motiven meggelaflen hat. Bon legislativen 
Werfen haben die neuen Strafgefegbücher für Bayern, Bel- 
gien, Sachſen und der Entwurf für Bremen die ftärffte Be- 
rüdfihtigung erfahren; mancherlei Franzöfifche Beftandtheile des 
Preußiſchen Strafgefeßbuches hat man hingegen ausgeſchieden und 
dem Gejegbuch einen allgemein Deutſchen Charakter zu geben 
geſucht. Weſentlich gemildert ift das ganze Strafenipftem 
durch Verringerung der Fälle der Tovdesftrafe von 14 auf 2, 
Herabfegung der Dauer der Zuchthausſtrafe, neue Behandlung 
der Ehrenrechte, Beichränfung der Polizeiaufſicht, Einführung der 
vorläufigen Entlaffung, Erweiterung de3 Syſtems der mildernden 
Umftände und durchgängige Herabjegung der Strafläge. Alle 
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Anordnungen des Eriten Theils des Preuß. Strafgefegb., welche 
nicht Grundfäße, ſondern Strafdrohungen enthielten, hat man in 
den Bejonderen Theil geftellt (öffentliche Aufforderung zu ftraf- 
baren Handlungen $. 111, unterlaffene Anzeige $. 139, Begün- 
ftigung $. 257). Die fubjeltive Seite des Verbrechens ift genauer 
beachtet worden, 3. B. durch Unterſcheidung der üblen Nachrede 
von der Verleumdung 88. 186. 187., der unbeabfichtigten von 
den beabfichtigten Folgen bei fchwerer Körperverlegung 88. 224. 
225. Auch die Gleihmäßigfeit im Sprachgebrauch bat man 
firenger gewahrt und Fremdwörter wo möglich vermieden. Seit 
der Redaktion vom 15. Mat 1871 ift der Ausdruck „Deutſches 
Reich“ überall da gebraucht, wo entweder ein beitimmter Gegen- 
jag zum Auslande hervortritt, oder ſonſt das Wort „Deutjches” 
zu betonen ift, während in den übrigen Fällen nur vom „Reihe“ 
geiprodhen wird. — 

Das Geſetzbuch zerfällt in Einleitende Beftimmungen, einen 
Erſten oder Allgemeinen und einen Zweiten oder Bejonderen 
Theil. 

Die Einleitenden Beitimmungen ($. 1—12) wurden im 
Preuß. Strafgeſetzbuch ausgejondert und vorangeftellt, weil fie 
fh nit nur auf Verbredden und Vergeben, fondern auch auf 
Uebertretungen beziehen; fie gehören aber ihrer Natur nah in 
den Allgemeinen Theil. Da das R.G.⸗B. in feinem Allgemeinen 
Theile die Grundjäge über Verbredhen, Vergehen und Ueber- 
tretungen zufammenfaßt, jo hätte es die Einleitenden Beſtim⸗ 
mungen in den Allgem. Theil mit aufnehmen follen. Es ift aber 
bei der Preußiihen Eintheilung ftehen geblieben und behandelt 
deshalb in der Einleitung zwei Gegenftände, nämlich: 

1. die Dreitheilung $. 1, 

2. die Anmendbarkeit der Strafgejete, und zwar 

a) in Betreff der Zeit $. 2, 

b) in Betreff des Ortes $. 3—9, 

c) in Betreff gewiſſer Perſonen (Militärperfonen $. 10, 
Landtagsabgeorönete $. 11, Berichterftatter $. 12). 

Der Allgemeine Theil ($. 13— 79) handelt in 5 Abſchnitten 
1) von den Strafen, 2) vom Verſuch, 3) von der Theilnahme, 
4) von den Gründen, welche die Strafe ausichließen oder mildern, 
5) vom Zufammentreffen. Unter 4) find zufammengefaßt: a) Zu- 
rechnungsfähigteit, b) Zwang, Nothwehr und Nothſtand, c) Jugend 
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und Taubftummbeit, d) Irrthum in Thatfachen, e) anzurechnende 
Unterfuhungshaft, f) Erfordernig eines Antrages, g) Verjährung. 
Für eine theoretiihe Darftellung wäre diefe Zufammenfafjung, 
ebenfo wie die Behandlung der Strafe vor dem Verbrechen und 
die Scheidung der Einleitenden Beitimmungen vom Allg. Theil, 
unftatthaft. 

III. Verhältniß des R.-G.-B. zu anderen Strafgefegen (Einf.- 
Gel. 8. 2—8). 

1. Das Strafgefeßbuh für das Deutſche Reich ift nicht, mie 
die Karolina, ein blos fubfidiäres, fondern ein exkluſives Ge- 
ſetzbuch. Für die von ihm behandelten „Materien“ ſetzt e8 das 
ganze „Reichs- und Landesftrafreht” außer Kraft und 
gilt ausſchließlich (Einf.-©. $. 2. Abf. 1). 

Hat das R.-G -B. eine Materie behandelt, jo gehört fie aus⸗ 
Ihlieglih ihm. Der legislatoriſche Gedanke ift eine Einheit, 
welche durch den Zuſatz fremdartiger Elemente zerftört werden 
fönnte. Hat aljo 3. B. das R.-G.-B. allgemeine Grundfäße oder 
befondere Verbrechensbegriffe jo gefaßt, daß dadurch mande bis- 
ber ftrafbare Handlungen ftraffrei werden, fo Dürfen letztere nicht 
mehr nad) vermeintlich ergänzenden Landesgefegen geahndet merden. 
Was der Gefehgeber behandelt hat, das bat er ganz behandeln 
wollen. Das Mehr, meldhes ſich etwa in Landesgeſetzen findet, ift 
abgemwiefen worden. Es bat nicht mehr geſetzliche Geltung. 
Zur Erweiterung der duch das R.G.⸗B. abgegrenzten Strafbar- 
feit darf e8 nie verwendet werden. Ob e3 im Vebrigen mit dem 
R.⸗G.⸗B. übereinjtimme und deshalb als Erwägungsgrund 
Beachtung verdiene, hat der Richter frei zu ermeflen. 

Unter dem „Reichsſtrafrecht“ find nur Nebengeſetze des 
R.⸗G.⸗B., unter dem „Landesſtrafrecht“ ſowohl die Landes- 
ſtrafgeſetzbücher als auch deren Nebengejege zu verftehen. 
Dem bisherigen Neichsitrafrechte fonnte das R.-G.-B. einfach als 
Tpäteres Recht derogiren, dem Landesftrafrecht aber, da Das 
Reich ein neuer Staat ift, nur kraft der auf die Reichverf. Art. 2 
gegründeten höheren legislatorifhen Gewalt des Reiches. 

2. In der Aufzählung der Nebengejege, welche neben dem 
R.⸗G.⸗B. in Kraft bleiben follen, ließ fih Vollftändigfeit nicht 
erreichen. Das Geſetz eremplificirt daher nur, indem es die wich⸗ 
tigften „befonderen Vorſchriften“ des Reichs⸗ und Landesſtrafrechts 
nennt. Nicht genannt find die unzweifelhaft in Kraft gebliebenen 
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Disciplinargefege (Einf.-Gei. 8. 2. Abſ. 2). Die befonderen 
Vorſchriften über ftrafbare Berlegungen der Preßpolizeigeſetze find 
aufgehoben duch das Reichs⸗Preßgeſetz vom 7. Mai 18741. 

3. Eine Angabe von Beftimmungen der Landesftrafgefeg- 
bücher, weldhe neben dem R.-G.-B. in Kraft bleiben jollen, ent- 
hält das Einf.-Gej. nicht einmal in der Form einer Eremplififa- 
tion, fondern es gedenkt nur der Beftimmungen über den Konkurs 
(Einf.-Gef. $. 2. Abf. 3). 

Das R-G.-B. will aber da8 ganze gemeine Strafrecht 
geben und nur das Nebenftrafrecht den Einzeljtaaten überlaffen. 
Darum Sprechen denn auch die Entwürfe ſchlechtweg die Aufhebung 
der Landesſtrafgeſetzbücher aus. Hiervon ging man fpäter nur 
deshalb ab, weil die Grenze zwilchen dem gemeinen Strafrecht 
und dem Nebenftrafrecht nicht in allen Ländern diefelbe war, 
indem die Strafgefegbüher in manden Ländern Beftimmungen 
enthielten, welche in anderen Ländern in Nebengejehen ftanden. 
Sieht man von den lüdenhaften Vorſchriften des R⸗G.⸗B. über 
den Strafvollzug ab, jo hat man das Maß der Geltung der 
Landesgeſetzbücher ausfchließlih nach diefem Grunde der Be- 
ſchränkung des urſprünglichen Planes ihrer völligen Aufhebung 
zu bejtimmen. Das Verhältniß des R.-G.-B. zu den Landes- 
ftrafgefegbüchern gewinnt hiernach folgende Geftalt. 

a) Die Grundfäbe des Allgemeinen Theils des R.G.⸗B. 
find erſchöpfend. Bei ihrem engen logiihen Zujammenbange 
fönnen fie gleihfam als Eine „Materie” aufgefaßt werden. Eine 
Ergänzung derjelben aus den Landesgejegbüdhern, — 3. B. durch 
die in diefen enthaltenen Säte über Vorſatz, Fahrläffigfeit, Voll- 
endung, Arten des Verſuches, Zumeflungsgründe —, ift nicht 
geftattet. Eine Ausnahme bilden die Anordnungen über den 
Strafvollzug. Diejen hat das R.G.⸗B. nicht volljtändig ge- 
regelt, vielmehr nicht nur hinſichtlich der Todesſtrafe $. 13, fon- 
dern auch Hinfichtlich der Außenarbeit der Zuchthäusler $. 15, der 
Beichäftigung der Gefangenen $. 16, der Einrichtung der Einzel- 
haft $. 22, des Verweiſes 2c. abjichtlih Lüden gelaſſen, deren 
Ausfülung einftweilen partifularrechtlied erfolgen muß. Ueber 
die Vollziehung der Todesftrafe finden ſich jet Vorſchriften in 
der Neihs-Strafproceßordnung $. 486. Ueber die Boll» 


1 Berner, Lehrb. des D. Preßrechtes, 1876, Seite 161. 
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ziehung der Freiheitsftrafen wird das Reichs⸗Strafvoll— 
zugögeje bald die nöthigen Anordnungen bringen. 

b) Die Beitimmungen des Befonderen Theild über das 
Eriminelle Gebiet find erfhöpfend. Finden fi in Landes- 
gefegbüchern noch hin und wieder Handlungen als Vergehen be> 
droht, welche das R.⸗G.⸗B. nicht Fennt, jo fünnen diejelben vom 
Standorte des R.-G.-B. nur unter dem Gefichtspunfte eines 
Rebengefeßes Geltung behalten. Die Strafoorjhriften, welche 
rüdfihtlih des Konkurſes den Landesgejegen vorbehalten find, 
werden durch $. 4 der Reichs⸗-Konkursordnung aufgehoben 
werden. 

c) „Das Gebiet der Uebertretungen ift nit abge- 
ſchloſſen“ (Motive) !. 

4. Des Gefebgeber3 entichiedener Wille, dem R.-G.-B. eine 
unbefchränfte Geltung zu fihern und das ganze Landesgeſetzthum 
ſo weit zurückzuſchieben, als die Tragmeite der Konfequenzen des 
R.⸗G.⸗B. reicht, giebt fich im $. 3 des Einf.-Gef. fund. Diefer 8. 
ftelt das R⸗G.⸗B. nicht mehr nur Strafgefegen, fondern allen 
Landesgeſetzen, alſo Gejetbüchern und Nebengejegen, Civil» 
geſetzen und Strafgejegen, materiellen und Proceßgeſetzen gegen» 
über. Mo irgend ein Landesgeſetz auf ſtrafrechtliche Vorſchriften, 
welde durch das N.-©.-B. außer Kraft gefekt find, verweifet, 
follen die entiprechenden Vorſchriften des R.-G.-B. angewendet 
werden. 

Dies gilt nicht nur nach der pofitiven, fondern auch nad 
der negativen Seite, d. h. wenn in Landesgejeßen auf ftrafrecht- 
liche Vorſchriften verwieſen wird, die duch das R.-G.-B. außer 
Kraft geſetzt find, To hat es bei der Aufhebung der landesgeſetz⸗ 
lichen ſtrafrechtlichen Vorſchriften jelbft in denjenigen Fällen fein 
Bewenden, mo das R.⸗G.⸗B. an die Stelle der landesgeſetzlichen 
neue reichsgeſetzliche nicht gefett hat, mie z. B. über Fabrläffig- 
feit und Zumefjungsgründe. | 

Bei Bermeifungen auf den Allgemeinen Theil des Straf- 
geſetzbuches darf, jo weit e8 fich nicht um den Strafvollzug han- 
delt, nur noch auf das R.-G.-B. zurückgegangen mwerden. 

5. Auch über den Umfang des R.-G.-B. hinaus wollte man 
für die Zukunft die ſchwereren Straffälle der Landes» 


1 Martin, die Uebertretungen in den Staaten der Thüringer Gericht3= 
Gemeinſchaft, Jena 1872. 
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gejetgebung entziehen. Darum fol in landesgejehlichen 
Borihriften nur Gefängniß bis zu zwei Jahren, Haft, Geld- 
ſtrafe, Einziehung einzelner Gegenftände und die Entziehung 
öffentlicher ANemter angedroht werden (Einf.-Gei. $. 5). Der 
zweite Entwurf gejtattete auch die Androhung von Polizeiaufficht, 
aber nicht die Androhung der Entziehung öffentlicher Aemter. 
Auf Antrag Laster ſtrich der Reichstag die Polizeiaufficht, weil 
fie mit der Ausmweifung zuſammenhängt (R.-©.-8. $. 39 Abi. 1 
und 2) und man den einzelnen Staaten eine Modifikation des 
Freizügigkeits⸗Geſetzes nicht geftatten wollte; nahm hingegen die 
Entziehung Öffentlicher Aemter auf, weil die Minifterverantwort- 
lichkeits⸗Geſetze der einzelnen Staaten dieje Strafe für Verlegung 
der Berfafjung anordnen, und weil e8 außerdem angemefjen 
ſchien, daß die einzelnen Staaten felbft die Bedingungen feftftellen 
dürfen, unter welchen fie ihre Beamten annehmen oder entlaffen 
wollen !. 

6. Als eines der mejentlichiten Hindernifje der Einheit des 
Strafrechtes in Norddeutichland mard in der Kommiffion des 
Reichsſstages über das Rechtshülfe⸗Geſetz? die Verjhiedenbeit 
der in den einzelnen Ländern hergebrachten Strafarten bezeichnet. 
Das Einf.-Gef. zum Strafgejeßbuh will daher a) die bisherige 
Verſchiedenheit aufheben und b) eine fünftige Verſchiedenheit ver- 
hindern. Beides ſucht es im $. 6 mit der einen Anordnung zu 
erreichen, daß nur noch auf die im R.⸗G.⸗B. angedrohten Straf- 
arten erfannt werden kann. Dieſe Aufhebung aller anderen 
Strafarten gilt au für Erfenntniffe über Handlungen, welche 
vor der Gejegezkraft des R.-©.-B. begangen wurden. Dagegen 
it die Vollſtreckung ſchon früher erfannter Strafen von anderer 
Art zuläſſig. 

Insbeſondere darf nicht mehr erkannt werden auf Arbeitg- 
bausftrafe, Fetungsftrafe (zu unterfheiden von Feitungshaft), 
auf öffentlihe Bekanntmachung der ſchweren Strafurtheile, auf 
förperlihe Züchtigung (in Medlenburg und Lübed), endlih auf 
Verweis gegen Erwachlene. 

Wenn indeß in Landesgejeten anftatt der Gefängniß- oder , 
Geldftrafe Forſt- oder Gemeinde-Arbeit angedroht oder 


1 Sten. Ber. von 180, ©. 776 fine. 
2 Drudiachen 1869, Nr. 225. 
Derner, Etrafreht. 9. Aufl. 7 
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nachgelaffen ift, wie in den Forftgefegen Preußens, Sachſens und 
Thüringens: jo behält es bierbei fein Bewenden. 

7. 3m $. 8 behält das Einf.-Gef. der Lardesgejetgehung 
das umentbehrlide Recht vor, Webergangsmaßregeln zu 
treffen, um die in Kraft bleibenden Landesftrafgefebe mit Dem 
R.⸗G.⸗B. in Einklang zu fegen. Demgemäß haben- alle Staaten, 
bis auf Preußen, Lauenburg und Walded, Uebergangsgeiche er- 
laſſen. 

Authentiſche Interpretationen des R.⸗G.⸗B. enthalten die 
Uebergangsgeſetze nicht, da ein Reichsgeſetz nur von der Reichs⸗ 
geſetzgebung authentiſch ausgelegt werden kann. 

Wenn die einzelnen Staaten bei der Ausführung der Reichs⸗ 
geſetze in ein zu langſames Tempo verfallen, ſo kann die Reichs⸗ 
gewalt, nach dem Terte des Art. 17 der Neichsverf., zu einem 
Allegro aufipielen. 


Die für die Praxis nothiwendige Zufammenftellung der „Materien“, über 
melche noch die Landesgeſetze entfcheiben, ift nicht Aufgabe des akademiſchen 
Unterrichted. Bol. Heinze, Verhältnig von Reichäftrafr. und Landezftrafr. 
1871; ferner Holgendorff, Strafrechtszeitung 1871 Heft 1; Sohn ebenda 
Heft 5; Bar, Reicht: und Landesftrafrecht, in der krit. Vierteljahrsſchr. 
Bd. XIV. ©. 254 u. ©. 429; unter den Kommentaren aber hauptjächlich die 
von Dppenhoff, Rüdorff und Schwarze Die Kommentare von 
Dppenboff und Schwarze find hiermit bei allen Lehren ein für 
allemal citirt. — Weber die Nebengefege: Anders, das Strafgejekb. für 
daB Deutiche Neid und die neben demſelben geltenden Reichs ſtrafgeſetze 
(Tafchennusgabe mit Anmerk. und vollſt. Sachregifter), 1871. Pannen⸗ 
berg, Handb. des gefammten Preuß. Strafr. (R.-©.-38. und Preuß. Reben 
gefeße) 1872. Hartmann, bie neben dem R.:G.:8. in Preußen geltenden 
Strafgefege 2r. erläutert, 2. Aufl. 1873. Haller, Verhältniß des Deutfchen 
Strafgefegbuches zu den landesgeſetzlichen Strafbeftimmungen über den Kon⸗ 
furs, 1871. Unter den Zufammenftelungen ber Nebengefege für einzelne 
Länder find von allgemeinerem Intereſſe Staudinger, das Stfgb. f. d. D. 
R. mit den Einführungs- u. Nebengeſetzen für Bayern, 1872, und Bingner 
und Eifenlobr, Badiſches Strafrecht, 1872. 


Dritte Gruppe. 
Hülfsftudien und Kitteratur. 


J. 
Hülfsſtudien. 

Wegen ſeiner umfaſſenden Vielſeitigkeit und ſeines Eingreifens 
in alle Gebiete des Lebens, muß das Strafrecht, mehr als andere 
Wiſſenſchaften, auf eine Reihe von Hulfaſtudien verweiſen. Darunter 
ſind folgende die wichtigſten: 


8. 63. 
Naturwiffenihaften. 


Hierher gehören Chemie, Phyſik und Phyſiologie, be- 
ſonders abey die gerihtlide Medicin (Medicina forensis), 
welde die mediciniſch⸗naturwiſſenſchaftlichen Kenntniſſe, die zur 
Aufflärung und Entſcheidung von Rechtsfragen nöthig find, zu 
einem ſyſtematiſchen Ganzen zufammenzufaflen ſucht !. 


8. 64. 

Ethiſche und ſociale Wiſſenſchaften. 
Außer der theoretiſchen und praktiſchen Moral, der Rechts⸗ 
philofophte und den verſchiedenen Staats wiſſenſchaften, ift 
bier beſonders hervorzuheben die Statiftif, die in der neueren 


1 Wir befchränlen una auf die Angabe der neueften Deutfchen Lehrbücher: 
Krahmer, Handb. der gerichtl. Medicin, 2. Aufl. Braunfchweig 1867. Böder, 
gerichtl. Medicin, mit Berüdfichtigung der gefammten Deutjchen und Rhein, 
—— 2. Aufl. 1857. 9. Wald, gerichtl Medicin, ein Handb. 2 Bde. 

a verwandt mit Taylor, a manual of medical j ji urisprudence, 

8Ü1. 6 hürmaper, Lehrb. ber Fa Med., 4. Aufl. 1874. Casper, 

antun der ei Mediein, 2 Bbe. , 1876, Pichler, gerichtl. 

Mediein, Wien 1861. 9. Mair, juriſtiſch⸗ — Kommentar der neuen 

Bayriſchen, —— — *X nn ent Strafgeſetzgebung, Augsb. 1862. 

Schauenſtein, L —— Medicin, Wien 1862, 2. Aufl. 1875. 
Buchner, Lehrb. * Pro: Pat bien, München 1867, 2. Aufl. 1874, 

7* 
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Zeit ihre Berechnungen mit glänzendem Erfolge auf das fociale 
und das moraliſche Gebiet ausgedehnt bat. Sie zeigt ung, in 
melden Maße der Hang zu Verbrechen nah den verjchiedenen 
Altersftufen, nicht minder nach der Verfchiedenheit der Gejchlechter 
fteigt und fällt; wie die Art und die Zahl der Verbrechen genau 
mit den focialen und natürlichen Landesverhältniffen zufammen- 
hängt, jo daß eine Aenderung in den focialen Verhältniffen fofort 
eine Aenderung in der Art und der Zahl der Verbrechen zur Folge 
bat. So giebt fie dem Gejehgeber, der die ſocialen Verhältnifle 
zu regeln vermag, eine gewaltige Handhabe. Denn allerdings 
kann der Gejehgeber, mit Hülfe der Kriminalftatiftif, die Zahl der 
Berbrechen verringern, fobald er fociale Maßregeln trifft, die auf 
die Maflen wirken. 


8. 65. 


Pſychologiſche Wiſſenſchaften. 

Die allgemeine Pſychologie iſt für das Strafrecht von 
weit geringerer Bedeutung, als die freilich noch ſehr junge Wiſſen⸗ 
ſchaft der Kriminalpſychologie. Letztere iſt nicht reine Pſycho⸗ 
logie, ſondern eine eigenthümliche Anwendung des Pſycholo—⸗ 
giſchen auf das Ethiſche, weshalb denn auch Pſychologie und 
Ethik in ihr faſt beſtändig mit einander verſchmelzen?. 


1 Mit großem Sarffinn find die Grundſätze dieſer Wiffenfchaft, von der 
bie Zukunft vieleicht den außgebehnteften praktiichen Gebrauch machen wird, 
angebaut bei Quetelet, Du systeme social et des lois qui le r&gissent, 
Paris 1848. Wagner, die Gejegmäßigfeit in den fcheinbar willfürl. menfchl. 
Sanhlungen vom Standpunkte der Statiſtik. Hamburg feit 1864. Beachtens- 
werth: Rehniſch, zur Orientirung über bie Örgebnife der Moralftatiftit, in 
der Beitichr. f. Philof. u. phil. Kritik 68. Band, S. 213 fog. Das Bedeutendſte 
ift: Ottingen, die Moralftatiftit, 1869, eine ebenjo umfaffende als 
tiefgebende Arbeit; 2. Aufl. 1874. 

2 linergiebig für das ftrafrechtliche Studium find manche der neueren 
pſychologiſchen Schriften, denen e8 vorzugsweiſe auf bie eoltematit ankommt. 
Dagegen liefern bie embirtiche Pſychologie v. Schmidt (1791), fo wie Jakobs 
Criahrungeieelentehre (1797), au Kants Anthropologie in pragmatifcher 
Hinſicht (1798 und 1800) manchen ſchätzenswerthen Ertrag. Daſſelbe gilt, 
obſchon nicht immer in gleihem Maße, von den Schriften Erbmannz, 
Roſenkranzs, Schuberts und Georges (1854). Hervorragend ift aus 
älterer Zeit Burbach, Antprobologie, 1837; aus neuerer Zeit Lotze, Milro- 
koſsmos, 2. Aufl. Bd. I. und II. 1869, 3b. III. 1872. — Für die Kriminal- 
pſychologie insbeſondere hat anregend gewirkt Schaumann, durd feine 
n —* zu einer Kriminalpſychologie“ Halle 1792. Seitdem find manche 
ſchätzenswerthe Arbeiten erjchienen: Hofbauer, bie Piychologie in ihrer 
Hauptanwendung auf die Rechtspflege, Halle 1808. Weber, Hanbbuch der 
pſychiſchen Anthropologie, mit vorzüglicher Rüdficht auf das Praktiſche und 
auf die Strafrechtäpflege, 1828. Friedreich, Handb. der gerichtl. Pſycho⸗ 
Iogie, 1885, 2. Aufl. 1842, Ideler, Lehrbuch der gerichtl. Piychologie, Berlin 
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Ein reiher Born fließt der Kriminalpfochologie in dem 
Studium merkwürdiger Rehtsfälle!. Der pſychologiſche Werth 
diefe8 Studiums ift befonder8 hoch veranjchlagt worden von 
Schiller. „Man erblidt bier den Menjchen tn den verwideltften 
Lagen, welche die ganze Erwartung jpannen und deren Auflöfung 
der Divinationsgabe des Leſers eine angenehme Beichäftigung 
giebt. Das geheime Spiel der Leidenſchaft entfaltet fich hier vor 
unjeren Augen, und über die verborgene Intrigue, über die 
Machinationen des geiftlichen ſowohl als des weltlichen Betruges 
wird mancher Strahl der Wahrheit verbreitet. Triebfedern, welche 
fi) im gemöhnlichen Leben dem Auge des Beobachters verfteden, 
treten bei ſolchen Anläffen, mo Leben, Freiheit und Eigenthum auf 
dem Spiele fteht, fichtbarer hervor, und fo tft der Kriminalrichter 
im Stande, tiefere Blide in das Menjchenherz zu thun. Dazu 
fommt, daß der umftändlichere Nechtsgang die geheimen Beweg⸗ 
urſachen menfhliher Handlungen weit mehr in’s Klare zu bringen 
fähig ift, als es fonft geichieht; und wenn die vollitändigfte Ge- 
Ihichtserzählung ung über die legten Gründe, über die mahren 
Motive oft unbefriedigt läßt, fo enthüllt ung oft ein Kriminal⸗ 
proceß das Innerſte der Gedanken und bringt das verftectefte 
Gewebe der Bosheit an den Tag”, 


8. 66. 
Geſchichtliche Wiſſenſchaften. 


Für die Erkenntniß der geſchichtlichen Entwickelung des Straf⸗ 
rechtes iſt die allgemeine Rechtsgeſchichte und die Sittenge⸗ 


1857. Wald, gerichtl. Bipcologte (befonderer Abdruck aus den Handb. der 
gerichtl. Medicin) Leipzig 1858. Wilbrand, Lehrb. der gerichtl. Piychologie, 
Erlangen 1858. Krafft-Ebing, Lebrb. der gerichtl. Piychopathologie, 
Stuttgart 1875. Volkmar, Lehrb. der Piychologie, 2. Bde., 2. Aufl. 1876. 

1 Die Causes cel&bres von Pitaval; die Annalen von Klein, 
Higig, Demme und Schletter, welche indgefammt ein faft ununterbrochen 
fortlaufendes Ganzes bilden, bieten bier reichen Stoff. Außerdem: Feuer— 
bach, mertwürbige Kriminalrechtöfälle, 1. u. 2. Band, 1808 und 1811. Statt 
Biclet fpäter Defjelben altenmäßige Darftelung merkw. Verbrechen, 2 Bbe., 
1828 und 1829. — Für das eigentlich Suriftifde find namhaft zu machen, 
neben zahlreichen älteren Arbeiten, Temmes Archiv für bie ftra ecptlicen 
Entfcheidungen ber oberften Gerichtshöfe Deutfchlands, 6 Bände, Bd. I. 1854, 
Bd. VI. 1869 und die auf Veranftaltung des Minifter® Glafer heranagee. 
Sammlung Itrafrecptticher Entfcheidungen bes k. k. oberften Gerichts, 3 Bde. 
1873; für den alad. Gebraud: Dienbrüggen, Rafuiftil des Kriminal- 
recht? 1854, Bar, Strafrechtsfälle 1875 u. Doom, Strafrechtöfälle, 1875. 

2 Schiller, merkwürdige Rechtäfälle, als ein Beitrag zur Gejchichte der 
Menjchheit, 2 Bde. 1792, in der Vorrede des eriten Bandes. 
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Ihichte bedeutfam!. Einen großen Aufſchwung hat in der neueren 
Zeit dag vergleihende Rechtsſtudium genommen, welches die 
verſchiedenen gefhichtlich gewordenen Rechte neben einander hält, 
uns dadurch zeigt, was In unferem eigenen Rechte das Allgemein- 
gültige und mas das NRationaleigenthümliche jet, und uns an dem 
Betiptele der fremden Rechte lehrt, unfer eigenes Recht vollkom⸗ 
mener zu geftalten?. Philologiſche Kenntnifje der mannig- 
fachſten Art find dem Kriminaliften unentbehrlich. Die Italie⸗ 
niſche, Englifhe und Franzöſiſche Kitteratur bieten ihm reiche 
Schäße, welche nur durch ein geläufiges Verftändniß der betveffen- 
den Sprachen eingefammelt werden koͤnnen. Kür das gemeine 
Recht tft Die Kenntniß des Lateiniſchen und des mittelalter- 
lichen Deutſch von Belang ®. 


11. 
Kitteratur. 


8. 67. 
Litterariſche Hülfsmittel. 

Aeltere Werke über Litteratur des Strafrechtes: Gruber, 
Verſuch einer Bibliothek des Deutſchen peinlichen und Lehnrechtes, 
1788. Blümner, Entwurf einer Literatur des Kriminalrechtes, 
in ſyſtemat. Ordnung, 1794. Brunner, Handb. der Litteratur 
der Kriminalrechtswiſſenſchaft, 1804 — Böhmer, Handb. der 
Litteratur des Kriminalrechts, 1816. — Dieſe Bücher, unter denen 


1Wachamuth, Eurapäifche Sittengefchichte, 5 Bde. Leipzig 1831— 1839. 
3 Mittermaier und Bamarid, Heidi eift für Rechtswiſſenſchaft und 
ie ebung des Außlandes, Heibelberg jeit 1829; fpäter von Mittermater, 
Mohl und Waruksnig. AL Duboys, Histoire du droit criminel des 
peuples enden, Paris 1845; Histoire du droit criminel des peuples 
rnes, 1854 sqq. Thonissen, Hist. du droit crim. des peuples 
ancienn * 1 5 A 
auf diefelben Werke zu verweiſen, bie in ben Lehrbüchern 
über Röm. dan und German R. genannt werden. Für bie CEC- — 
Digi "Walch, Glossarium interpretationi CCC. inserviens, "1700. 
es Werk bilbet, nebft ben Kommentaren von Böhmer, Kreß und Gerſt⸗ 
er, das a Aus eg mae mirte der CCC. Kress, Comment. suc- 
ac ed. 1 guarta 1744. Jo. Sam. Frid. deBoehmer, 
Meditationes in CCC., TO. — Sn manchen Straffachen ift wichtig bie 
ntniß der — Gaunerſprache. Dafür: Grolman, Wörter⸗ 
buch der in ——* chen r zpigbubeniprange, 182. von Train, 
Wörterb. der Gaun Avpé-Lallemant, das Deutſche Gauner⸗ 
thum, 4 Theile Bet — Leipz. 1888 1868, 
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das von Böhmer das befte ift, müſſen al3 veraltet betrachtet 
werden. Sie find theils unvollitändig, theils unvollendet geblieben, 
überhaupt aber den Anforderungen der Gegenwart nicht ent- 
ſprechend. 

Neuere: Kappler, Handbuch der Litteratur des Kriminal⸗ 
rechtes und deſſen philoſophiſcher und mediciniſcher Hulfswiſſen⸗ 
ſchaften, 1838. Mehr als 1200 Seiten in Lexikonformat. Die ſeit 
1800 erſchienenen Bücher und Abhandlungen, nad) dem Sufteme 
des Feuerbachiſchen Lehrbuches, faſt vollftändig angeführt; aus 
der älteren Litteratur aber eine Auswahl getroffen. — Nimmt 
man hierzu das an Eitaten reiche Lehrbuch des Römisch-Dentichen 
Steafbuches von Wächter, Th. I. 1825, Th. II. 1826, oder auch 
die forgfältig mit Litteraturangaben ausgerüfteten Handbücher von 
Tittmann und Henke, und die 14. Ausgabe des Feuerbachiſchen 
Lehrbuches von Mittermaier: jo hat man einen im Ganzen 
ausreichenden Weberblid der bis 1847 erſchienenen ftrafrechtlichen 
Litteratur. Für die Ipäteren Jahre können litterariſche Angaben 
geihöpft werden aus den Mittheilungen Mittermaters in ben 
legten Jahrgängen des Archives des Krimmalrechtes, aus dem 
Gerichtsſaal, der an die Stelle diefes Archives als Deutfches 
Gentralorgan für Strafr. u. Strafproceß getreten tft, au3 der D. 
Strafrehtsgeitung ınd ans dem Archive für Preuß. Strafe 
vecht. Daneben find Die verſchiedenen kritiſchen Zeitfchriften zu 
benutzen. Sehr verdienftlih find die fortlaufenden Weberblide 
über die Litteratur in den Jahrbüdern der Rechtswiſſen⸗ 
haft von Schletter, Erlangen feit 1865. Nicht minder em- 
ptehlensiverth ift die Kritiſche Ueberſchau der Deutich. Gefeh- 
gebung u. Rechtswiſſenſchaft, herausg. von 2. Arndts, Bluntſchli 
und Pözl fett 1853, jährlih 1 Band. Diefelbe verfchmolz 1859 
mit der Heidelberger Eritiichen Beitichrift für die geſammte 
Rechtswiſſenſchaft, welche ſeit 1852 erſchienen war, zur Kritiſchen 
Vierteljahresſchrift für Gejeggebung und Rechts wiſſen⸗ 
ſchaft, jährlich 4 Hefte, München. Beſonders rähmenswerth und 
nürglich ift das feinen fortlaufenden Tert, ſondern hauptſächlich ein 
trefflich geordmetes Material (Duellen und 2itteratur) bietende 
Lehrbuch von Geib. Einen Veberblid über die Litteratur 
Italiens, Spaniens, Portugals, Frankreichs, Belgiens, 
Hollands, Deutihlands, Englands und der Nordiſchen 
Staaten bietet Nypels, Le Droit p6nal francais progressif 
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et compare, precede d’une Bibliotheque choisie du Droit 
criminel, Paris 1864. 


8. 68. 
Gemeinrechtliche Lehr» und Handbüder. 

Lehrbücher: Gaertner, Institutiones jur. crim., 1729. 
Kemmerich, Synopsis jur. crim., 1733, 3. edit. 1777. J. S. 
Fr. de Boehmer, Elementa jurisprud. crim., 1734, 6. edit. 
1794. Engau, Elementa jur. crim., 1738, 7. edit. 1778. 
Ch. Fr. G. Meister, principia jur. crim., 1755, 5. edit. 1780. 
Koch, Institutiones jur. crim., 1758, 9. edit. 1791. Puett- 
mann, Elementa jur. crim.. 1779, 2. edit. von Biener 1811. 
G. Jac. Fr. Meister, principia jur. crim., 1789, 5. edit. 1811. 
Stelzer, Lehrb. des Deutſch. Kriminalr., 1793. Klein, Grund- 
fäbe des gemeinen Deutſch. und Preuß. Kriminalr., 1796, 
2. Ausg. 1799, wichtig als Arbeit eines Nechtslehrers, der die 
gemeinrechtlichen Grundjäge mit denen des Preuß. landrechtl. 
Strafrechtes tn Verbindung bringt. Grolman, Grundfäße der 
Kriminalrechtsw. 1798, 4. Aufl. 1825. Tittmann, Grundlinien 
der Strafrechtswiſſenſch, 1800. Feuerbach, Lehrbuch des gem. 
peinl. R., 1801, 14. Aufl. von Mittermaier 1847; Aufl: von 
Morftadt und Ofenbrüggen, mit einem Fritifchen Kommentar, 
1855. Salchow, Lehrb. des gem. pofitiven peinl. R., mit be» 
fonderer Rüdfiht auf das Preuß. R., 1807, 3. Ausg. 1823. 
Dabelom, Lehrb. des gem. Deutich. peinl. R., 1807. Henke, 
Lehrb. der Strafrechtswiſſenſch, 1815. Martin, Lehrb. des 
Deutſch. gem. Kriminalr. 1820, 2. Aufl. 1829. Roßhirt, Lehrb. 
des Kriminale. nach den Quellen des Deutfch. gem. R. und mit 
bejonderer Rüdficht auf die Darftelung des Nöm. R., 1821. 
Wächter, Lehrb., 2 Th., 1825 u. 1826; ohne vollftändigen Tert, 
daher troß feines ſonſtigen Werthes und feines Umfanges, Doch 
mehr Grundriß als Lehrbud. Abegg, Syitem der Kriminal- 
rechtsw. 1826; ein Grundriß, mit einem Anhange von Beweis⸗ 
ftellen. Bauer, Lehrb. der Strafrechtswiſſenſch, 1827, 2. Aufl. 
1833. Klenze, Lebrb. des gem. Strafr., 1833, ein Grundrig mit 
einer guten Auswahl von Quellencitaten. Heffter, Lehrb. des 
gem. Deutfch. Kriminalr., 1833, 6. Aufl. 1857. Abegg, Lehrb. 
der Strafrechtsw. 1836. Marezoll, das gem. Deutſche Kriminalr. 
al3 Grundlage der neueren Deutſchen Strafgefeggebungen, 1841, 
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2. Aufl. 1847, 3. Aufl. 1856. Geib, Lehrb. des Deutich. Straf- 
rechtes, Bd. I. (Gefchichte) Leipzig, 1861, Bd. II. (Allgem. Lehren) 
1862; an der Herausgabe des dritten Bandes binderte den Verf. 
der 1864 eingetretene Tod. 

Handbüder: Quiſtorp, Grundfäge des Deutich. peinl. R., 
2 Th., 1770, 6. Aufl. in 3 Th. von Klein, Konopaf und Roß, 
1810—1821, ein 4. Theil mit Nachträgen von Roß 1828. 
Kleinſchrod, ſyſtem. Entwidelung der Grundbegriffe zc. 3. Th., 
1794—17%. Salchow, Darftell. der Lehre von Verbrechen 
und Strafen nach gemeinen Rechten, 2 Bde, 1804 und 1805. 
Tittmann, Handbuch der Strafrechtsw, 4 Bde, 18061810, 
2. Aufl. in 3 Bänden, 1822—1824. Schröter, Handb. des 
peinl. R., 1818; unvollftändig. Henke, Handb. des Kriminalr., 
4 Th., 1825—1839. Wirth, Handb. der Strafrechtsw., 3 Bde, 
1823; unvollendet. Jarcke, Handb. des gem. Deutſch. Strafr., 
3 Bde, 1827, 1828, 1830. Luden, Handb. des Deutich. gem. 
und partikularen Strafrechtes, eriter Band 1847; unvollenbet. 
Köftlin, Syften des Deutichen Strafrechtes, Allgemeiner Theil 
1855; dazu Köftlin, Abhandl. aus dem Strafrechte, nad) des 
Derf. Tode herausgeg. von Geßler (Stüde des bejonderen 
Theiles) 1858; und Köftlin, Gedichte des Deutſch. Straft. 
Tübingen 1859. Bekker, Theorie des heutigen Deutichen Strafe 
rechtes, erfter Bd. 1859. 


8. 69. 
Neuere partikularrechtliche Litteratur!. 


BZufammenfaffende Darftellungen der neueren Deutſchen 
Strafgejeßbücher: Häberlin, Grundſätze des Kriminalr. nach den 
neuen Deutſch. Strafgeſetzb. 4 Bde, 1845—1849. Jagemann, 
Kriminallerifon, 1853. Herausgabe des Tertes: M. Stenglein, 
Sammlung der Deutich. Strafgefegbücher, München 1858. 

Darftellungen einzelner Partikularrechte. Für Defterreich 
findet man die ältere Litteratur bei Mauer, Darftellung der 
Quellen und der Litteratur der Defterr. Strafgefeggebung über 
Verbrechen, Wien 1849. Neuere Ritteratur: Hye, das Defter- 
reichiſche Strafgeſetz 2c., erichienen Bd. I. (bis 8. 75 des Gefehb.) 
1852—1855. Herbft, die grundſätzl. Enticheidungen des k. k. 


1 Genaue Litteraturberichte bei Berner, bie Strafgefekgebung zc., 1867. 
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oberften Gerichtshofes über zmweif. Fragen des Strafr., 1854, 
3. Aufl. (bis 1857) Wien 1858; Nachttagsheft (1858 und 1859) 
Wien 1860. Herbit, Handb. des allg. Oeſterr. Strafr., 1855, 
2 Bde; 2. Aufl. 1859, 3. Aufl. 1871. Die Eitate beziehen fi 
anf die 2. Aufl. Frühmald, Handb. des Defterr. Strafr., 1855. 
Frühmald, die Fortbildung des Defterr. materiellen Straft., 
Ergänzung zur 3. Aufl., 1865. Glafer, Abhandlungen aus dem 
Defterr. Strafr, Wien 1858. Geyer, Erörterungen über den 
Thatbeitand nach Defterr. Nechte, Innsbruck 1862. Glafer und 
Nowack, allg. Defterr. Gerichtszeitung. Haim erl, Oeſterr. Viertel- 
jahresſchrift. Für Preußen: Goltdammer, Materialien zum 
Strafgeſetzbuch, 2 Th. 1851 und 1852. Beſeler, Kommentar, 
1851. Temme, Gloſſen zum Strafgeſetzb. 1852; derſelbe, 
Lehrb. des Preuß. Strafr, 1853. Gräff und Nönne, das Straf⸗ 
geſetzb. ꝛc, nebft Ergänzungen und Erläuterungen durch Geſetz⸗ 
gebung und Wiſſenſchaft, 1853, 2. Aufl. 1855. Hahn, Erläu⸗ 
terungen und Rovellen zum Gtrafgejegb., 1854; derfelbe, Straf- 
gejeb. mit ben neueren Beitinnmungen u. den Entſcheidungen des 
Dbertribunals, 5. Aufl. 1864. Hälſchner, das Preuß. Straf 
recht, Th. I. Gefchichte, 1855, Th. II. 1858, Th. III. 1868. Lanz, 
Präjudtzien und Novellen zum Preuß. Strafr., 1856. Oppen⸗ 
hoff, das Strafgefegb. zc., erläutert aus den Materialien, der 
Rechtslehre und den Entjcheidungen des K. Obertribunals, 1856; 
ſechste verbeilerte Ausgabe 1869. Diefer wichtige Kommentar 
findet feine fortlaufende Ergänzung duch deſſelben Verfaſſers 
in Heften erfheinendes Merk: Die Rechtſprechung des K. Ober⸗ 
tribunals in Straffachen. Loſſow und Dodhorn, Strafgefehb. zc., 
1856. Berner, Grundfäbe des Preuß. Strafr., Leipzig 1861.— 
Für Bayern: Gönner md Schmidtlein, Jahrbücher der Ge⸗ 
ſetzg. und Rechtspfl, 3 Bde, 1818 fgg. Seuffert, Blätter file 
Rechtsanmwend., jeit 1836. Arnold im Archiv des Kriminalr. 
1843. 1844. Rottmann, das Bayer. Strafrecht, Erlangen 1851 
(2.Aufl.). Sigungsberihte der Bayerischen Strafgerichte, 5Bde, 
Erlangen 1850-1853. Dollmann, die Gejehgeb. des Koͤnigr. 
Bayern, mit Erläuterungen, feit 1852. Zeitſchrift für Geſetzgeb. 
und Strafrechtspflege im Königreiche Bayern, J. Band 1855, Er» 
langen. Barth, das Strafgefetb. für Bayern vom 10. Novbr. 
1861, mit Auslegungsbebelfen, Landshut 1861. K. Hocheder, 
das Strafgelegb. für das Könige. Bayern, Bd. I. Münden 1862. 
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Dollmann, das Strafgefegb. vom 10. Novbr. 1861, mit Erläut., 
Er. feit 1862, fortgef. feit 1867 von Riſch. Weis, das Straf- 
geſetzb. für das Königr. Bayern mit dem Gefete vom 10. Noobr. 
1861, 3b. 1. Nörblingen 1862, Bd. IL. 1865. Stenglein, 
Kommentar über das Strafgefebb. des Könige. Bayern, 2 Bde 
Minden 1861 und 1862. Derjelbe, das Strafgefetb. für das 
Könige. Bayern vom 10. Roobr. 1861, erläutert, 1869, 1870. 
Sammlung der Entſcheidungen des oberften Gerichtshofes für 
Bayern (unter Auffiht und Leitung des Juſtizminiſteriums 
berausgeg.) Erlangen feit 1871. — Für das Königreich Sachſen: 
Günther, die neuen Kriminalgeſetze, 1838. Groſſ, Kriminal⸗ 
gefeßbuc 1838. Krug, Studien zur gründlichen Ausleg. des 
Strafgefehb., 1839, 2. Aufl. 1848. Weiß, Kriminalgefegb. 1841, 
2. Aufl. 1848. Held, Stebdrat und Schwarze, Neue Jahre 
bücher für Sächſ. Strafr., feit 1841. Schaffrath, Grunditfien- 
Ihaft bes Rechtes, 1841 und 1842. Schwarze, im Archiv bes 
Kriminalr. 1853. Krug, Kommentar zum Strafgefegb. vom 
11. Aug. 1855, Leipzig bei Voigt und Gitnther 1855; 2. Aufl. 
1861. Siebdrat, Strafgefegb. für Sachfen mit einem durchlaufen- 
den Kommentare zum Handgebrauche, Leipzig, 1862. Wächter, 
das 8. Sächſiſche und’ das Thäringiiche Strafr., 1857. Schwarze, 
das revid. Strafgejehb. vom 1. Oct. 1868, Leipzig 1868. Säch⸗ 
fiſche Allg. Gerichtszeitung von Schwarze, jeit 1857 mit be 
fonberer Rüdficht auf die Sächſ. Straf- und Strafproceß⸗Geſetz⸗ 
bücher herausgegeben. Annalen des Oberappellationsgerichtes zu 
Dresden, herausg. von Langenn. — Für Hannover: Schlüter, 
Strafgeſetzb. mit Anmerf. 1842. Leonhardt, Kommentar, BD. J. 
1846, 8b. IL 1851. Bothmer, Erörterungen und Abhandlun⸗ 
gen aus dem Gebiete des Hannov. Kriminalr., 3 Bde, 1843 fgg. 
Magazin für Hannoverſches Recht, feit 1850. Leonhardt, 
Kriminalgeſetzbuch 2c, für den praktiſchen Gebrauch zuſammen⸗ 
geſtellt und erläutert, 1860. — Für Württemberg: Hepp, Kom⸗ 
mentar, 3 Bde, 1839—1843. Hufnagel, Kommentar, 3 Bde, 
1840— 1844; derſelbe, das Strafgefeßb. 2c. 1845. Otto Schwab, 
das Strafgefehb. 2c., Stuttgart 1849. A. Lebret, die Strafrechts- 
lege, Bd. I. Stuttgart 1857 (herausgeg. vom Obertribunals⸗ 
bireftor von Sted); Bd. II. noch von Lebret ſelbſt herausgeg. 
1854. Sarmey, Monatsihrift für Württembergifche Juſtizpflege, 
1837 bis 1856, 20 Bände und deren Fortfegung: Dr. Kübel 
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und Dr. Sarmey, Württemb. Archiv für Recht und Rechts⸗ 
verwaltung, Stuttgart feit 1857. — Baden: Thilo, Strafgejeß- 
buch 2c. 1845. Brauer und Jagemann, Erläuterung der neuen 
Strafgefeßgebung, 1846. 1847. Puchelt, das Strafgeſetzbuch zc. 
nebſt Ergänzungen, mit Erläuterungen, feit 1866. Daneben bie 
von Hohnhorſt herausgegebenen Jahrbücher des Oberhofger. 
zu Mannheim, und die Annalen der großh. Badiſchen Gerichte. 
— Großh. Heffen: Breidenbach, Kommentar, 1842—1844, 
2 Bde. Bopp, Handb., 1851. Emmerling, Sammlung der 
Entſcheidungen, 1855. — Kurheſſen: Ritter, Handb. zur Kennt- 
niß der Strafbeflimmungen, 1842. Pfeiffer, prakt. Ausführun- 
gen, 1825. Strippelmann, bemerfenswerthe Entſcheid. 1842. 
Neue Entſcheid. 1852. Heufer, Entfcheidungen, 1845, 6 Bde. 
Kerfting, das Strafrecht in Kurheſſen, 1853. Heuſer, ſyſt. 
Handb. des kurheſſ. Straf- u. Polizeirechts, 1853. — Braun- 
Ihmweig: Ausgabe des Strafgeſetzb. mit den Motiven der Re— 
gierung und Erläuterungen aus den ftändiihen Verhandl., 1840. 
Görtz, Sammlung der vom Kaſſationshofe des Herzogth. Br. ent- 
ſchiedenen Strafrechtsfälle, 1853. Auch Scholz III, Abriß der 
Geſetze und des Verfahrens in Straffadhen, 1841. — Thüringen; 
Wochenblatt fir Strafrechtspflege in Thüringen, herausgegeben 
v. Reinh. Schmid, Weimar 1851, 1861. I. Bd. Blätter für 
Rechtspflege in Thüringen und Anhalt, unter Mitwirfung von 
Emmingbaus, Heerwart und Heimbach, herausgegeben von Reinh. 
Schmid, Jena 1854. Bd. J.; unter Mitwirkung eben derfelben 
jeit 1855 herausgegeben von Hobel Wächter, das Sächſiſche 
und das Thüringiſche Strafredit, nur drei Lieferungen erſchienen, 
Stuttgart 1857 u. 1858. Die Rechtsſprechung des Ob.-App.-Ger. 
zu Jena, von Andreae, jeit 1864. Vergleichende Ausgabe des 
Geſetzb. mit Sacdregifter von C. F. Müller, Erfurt 1853; desgl. 
von Faſelius, Erfurt 1867. — Oldenburg: Strafproceßord- 
nung und Strafgeſetzbuch mit Sachregiſter, Bemerkungen 2c. (von 
Runde), Oldenburg 1858. Wedderkop und Hemfen, Handb. 
für die Strafrechtäpflege, insbejondere die polizeiliche im Hzgth. 
Oldenburg, 1867. — Bremen: Das Bremiſche Strafr., ein 
Handb. für Geichmorene, von Alfred Pauli, 1863. — Samm- 
lung ſämmtlicher das neue Strafverfahren (und Strafrecht) in 
Samburg betreffender Geſetze nebſt Sachregiſter, Hamb. 1869. 
Die Strafgeſetzbücher der Schweiz, die denen Deutſchlands 
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eng verwandt find, hat bearbeitet Temme, in feinem Lehrbuche 
des Schweizerifhen Strafredtes, Aarau 1855. 

Die Strafgejege für Schleswig hat herausgegeben Schüße: 
Sammlung der Schleswigfchen Strafgejege (Samling af de Sles- 
vigske straffelove), Kopenhagen 1856. 


8. 70. 
Litteratur des Strafgeſetzbuches für das Deutſche Neid. 


1. Die litterariſchen Hülfsmittel der Vergangenheit, vor 
allen das Lehrbuh von Geib, bleiben auch ferner brauchbar. 
Aus der älteren Litteratur laflen ſich die dogmatiſchen Arbeiten 
über das Preußiſche Strafgejebb. leicht für das R.-G.-B. ver- 
werthen. Manches Beachtenswerthe liegt noch verborgen in den 
Kritiken der Entwürfe des R.-G.-B., 3. B. in denen von Binding, 
Fuchs, Häberlein, Hälfehner, Heinze, Hugo Meyer, Wächter und 
befonders von John. 

2. Unter den Tertausgaben des R.-G.-B. find am vor- 
züglichften die von Rubo und beſonders von Rüdorff. Beide 
geben die Hauptpunfte aus der Redaktionsgeſchichte, einen korrek⸗ 
ten Tert, auch Bemerkungen über einfchlagende Geſetze und Ver⸗ 
weifungen auf die bei jedem $. des R⸗G.⸗B. zu beachtenden an- 
Deren 88. Mit fiherem Takt hebt die Ausgabe von Rüdorff das 
Nothwendigſte in bündigfter Kürze hervor; fie ift die handlichfte 
und nützlichſte (Aufl. von 1876 mit dem Preßgejeb). 

3. Kommentare befigen mir meiſtentheils von ſolchen 
Suriften, die entweder bei der Abfafjung des R.G.⸗B. mitgewirkt, 
oder ſchon das Preußiſche Strafgejegbuch bearbeitet haben. Die 
beiden bedeutendften Kommentare lieferten DOppenhoff! und 
Schwarze?, jener durch Präcifion und Weberfichtlichkeit, dieſer 
durch Gelehrfamfeit hervorragend, beide gleich reich an praftifchen 
Erfahrungen. Schmarze fhidte feinem Kommentar für das 


1 Dppenboff, das Strafgefekb. für das Deutjche Reich, erläutert, 1870 
— 71. Diefe Arbeit unferes am 14. Dec. 1875 beimgegangenen, burch Geift 
und Scharffinn ausgezeichneten Freundes ift von feinem ſachkundigen Bruder, 
dem Oberprofurator Oppenhoff gu Aachen, wieberaufgenommen und 
zu einer zeitgemäßen 5. Auflage umgeänbert worden. 
Schwarze, Kommentar zum Strafgefehb. für den Norbdeutfchen Bunb, 
1870-71. Dritte auf 1874. Dazu —* t verdienſtliche Ergänzungen, 
Heft 1 (die Novelle) 1876. 
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erfte Berfländniß des R.-G.-B. eine Handausgabe voran!. Rü⸗ 
Dorff, einer der genaueften Kenner des R.G.⸗B., empfiehlt ſich 
durch Kürze, Treffen des Weſentlichen und praktiſche Anjchaulich- 
feit?. Klares Urtheil und praktiſche Erfahrung zeichnen der 
Kommentar von Meyer aus, der indeß im der Form hinter 
Dppenhoff und Rüdorff zurüditeht?. Geiftreih und gewandt tft 
der Kommentar von Kirhmann* Rubo's Kommentar für die 
Entſtehungsgeſchichte des R.-©.-B. großen Reichthum bietend, em- 
pfiehlt fih den Praktikern duch ein fehr ſchätzbares Detail’. 
Der von Blum Fündigt ſich einem größeren Publikum als Rath- 
geber an, bietet aber auch dem Juriſten manches Schätzbare ©. 
Hahn giebt vornehmlid die Motive des R⸗G.B. und Die 
Sprüche des Breuß. Obertribunals?. Puchelt ſucht den Baden⸗ 
kn das R.-G.-B. zugänglih zu machen? Puchelts mitunter 
vecht Tharffinnige Arbeit findet eine trefflihe Ergänzung durch 
das von Bingner ımd Eifenlohr herausgegebene „Badifche 
Strafrecht”, enthaltend Vollzugsbeitimmungen, auch die noch in 
Geltung gebliebenen Vorſchriften des Badiſchen Polizeiſtrafgeſetz⸗ 
buches und Erläuterungen, 1872. Ein lehrreiches Bild des Ge- 
Jammtftrafrehtes in Bayern entrollt Staudinger in feinem 
Werke: Das Strafgejegb. f. d. D. R. mit den Einführungs- und 
Nebengefeten ıc. 1872; dem Terte des R.-G.-B. find indeß nur 
wenige Erläuterungen beigegeben. 

4. Lehrbücher veröffentlichten Shüße (1. Aufl. 1871,2. ges 
läuterte Aufl. 1874) und Hugo Meyer (1875). Die Arbeiten 
von einer Reihe tüchtiger Männer faßte zu einem Handbuch zu- 
ſimen Holgendorff (3 Bde. 1871—74.). 


er das Strafgefekb. für den Norbd. Bund, Ganbaußg., 1870, 


—— das Sirafgejetb. für das Deutfche Reich, mit Kommentar, 
1801 Sehr bereichert und zu einem ber nukbarften Kommentare vor⸗ 
geichritten ift Die zweite —2 . Hälfte 1877. 

3 Meyer (Thorn), das Strafgejetb für den Norbd. Bund, erläut. 1870, 
Meyer war im Reichstage Referent über Beleidigung und Zweit ampf. 
4Kirchmann, as  rafacetbun, für den Norddeutichen Bund, 
prakt. Gebrauch bearbeitet, 1870. Ergänzt duch Deſſelben Strafge er. 
für das Deutiche Reich, Nachtrag 1871, 
5 Rubo, Kommentar über das Straigeiegb. erſte Lieferung 1870, ſechste 
Lieferung Abſchluß des allg. Theils) 18 
6 Blum, das Strafgeſetzb. für en dhhorddentſchen Bund, für praktiſche 
Kriminaliften und befonbere für Geſchworene und S öffen, 1 1870— 71. 
T Habn das Strafgejegb. mit Erläut. 3. Aufl. 187 
8 Puchelt, das Strafgefeyb. für das Deutſche Reich, mit den amtlichen 
Motiven und mit Erläuterung, jeit 1871. 
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5. Unter den periodiſchen Schriften jet die von Oppen⸗ 
hoff begründete ihre bewährte Wirkſamkeit feit 1871, mit dem 
12. Bande, unter dem unveränderten Titel fort: „Die Recht- 
ſprechung des Königl. Obertribunal$ und des Königl. Oberappel- 
lationsgerichts in Strafſachen.“ Sig wird feit 1876 von der 
Preuß. General-Staatsanwaltichaft herausgegeben. Die übrigen 
drei gangbarften Zeitjchriften haben duch Beifäte zu ihrem 
früheren Titel ihrem Bewußtſein von der durch das R.G.⸗B. 
geftelten neuen Aufgabe Ausdrud gegeben. Das Archiv für 
Preuß. Strafrecht, begründet von Goltdammer, erſcheint 
jeit 1871 als Archiv für gemeines und Breußilches Strafrecht 
und berüdjichtigt vornehmlih die auf das R⸗G.⸗Bi bezügliche 
Preußiſche Praxis. Seit 1872 ift es von Mager, feit 1873 von 
Hahn herausgegeben worden. Die Deutſche Strafredts- 
zeitung (Holgendorff) erſchien jeit 1871 al Neue Folge 
und gab neben felbftändigen Arbeiten regelmäßige Mittheilungen 
über die wichtigſten Entſcheidungen der oberiten Gerichte, ſowie 
Berichte über die bedeutenderen, in anderen Zeitfchriften enthal- 
tenen Abhandlungen. 1874 verſchmolz fie mit dem Gerichtsſaal 
(Schwarze), der nad) gleihmäßiger Bertretung der aufdasR.-G.-B. 
gegründeten Praxis der verſchiedenen Deutichen Länder ftrebt. 
Auch er ericheint jeit 1872 ald Neue Folge. Für die Auslegung 
des R.G.B. find überdies beachtenswerth: die Sammlung von 
Entſcheidungen des oberjten Gerichtähofes für Bayern in Gegen- 
fländen des Strafrechtes und Strafproceljes, herausgegeben unter 
Aufficht des Juſtizminiſteriums; ferner Stengleing Zeitſchrift für 
Gerihtspraris nnd Rechtswiſſenſchaft in Deutichland, Schwarzes 
Allgemeine Gerichtzzeitung, Kübels Württembergiiches Gericht3- 
blatt, Roßhirts Annalen der Badifhen Gerichte, Emminghaus’ 
Archiv Für prakt. Rechtswiſſenſchaft, Vollerts Blätter für Rechts⸗ 
pflege in Thüringen, Gotthards Zeitſchrift für Rechtspflege in 
Braunſchweig, auch die Juriſtiſche Wochenſchrift, Organ des D. 
Anwaltvereins, herausg. von Haenle und Johannſen. Die 
Entſcheidungen des Reichsoberhandelsgerichts enthalten au 
für das Strafrecht wichtige Urtheile. Eine überfichtlihe Zuſam⸗ 
menftelung von Entfcheidungen der höheren Deutichen Gerichte 
zum Reichsſtrafgeſetzbuch bieten Pezold, Stiegele und Köhn, 
Die D. Strafrechts⸗Praxis, Stuttg. 1875—1876. 


Allgemeiner Theil, 


g. 71. 


Verhältniß des allgemeinen und des befonderen Theiles. 
Eintheilung des allgemeinen Theile. 


Der allgemeine Theil handelt von dem Verbrechen, der Strafe 
und der Beftrafung als Gattungsbegriffen. Der bejondere 
Theil handelt von den Verbrechen, ihren Strafen und Beftrafungs- 
weiſen als Arten. 

Die Eintheilung des allgemeinen Theiles ift jehr einfach. 

Das Berbreden tft das Erfte, ohne welches eine Strafe 
nicht möglich wäre. 

Es fordert Strafe Es trägt jelbft die Strafe als eine 
Begriffsforderung in fi. Dieje vom Verbrechen felbft geforderte 
Strafe bildet den zweiter Gegenftand des allgemeinen Theile. 

Das Dritte ift die Verwirklichung jener Begriffsforderung, 
welche in ein Strafgejes aufgenommen und Dur die Rechts⸗ 
pflege ausgeführt wird, fofern nicht fogenannte Tilgungs- 
gründe (Tod, Verjährung, Privatverzeihung, Begnadigung) die 
Beftrafung ausichliegen. 


Erſtes Bud. 
Das Verbrechen. 


Bon dem inneren organischen Bau der Lehre vom Verbrechen 
find abzufondern und darum einleitungsmeife (als f. g. Prä- 
Tognoscenda) zu behandeln: Begriff und Eintheilungen bes 
Verbrechens. Hieran knüpft fih drittens eine hiftorisch-Dogmatifche 
Eröterung über den |. g. Thatbeftand, die uns Gelegenheit zu 
einem Leberblide über das ganze erite Buch geben wird. 


I 


Begriff des Verbrechens. 
R.-G.:8. 88.1.2. 


8. 72. 


Definition: Verbrechen nennen mir diejenige Species un 
fittliher Handlungen, durch welche der Einzelne den allgemeinen 
Willen verlebt, indem er entweder ein öffentliches oder privates 
Recht, oder auch Religion und "Sitte, jofern der Staat der 
beiden legteren zu feiner eigenen Erhaltung bedarf, angreift. 
Zur Strafbarkeit des Verbrechens gehört Bedrohung durch ein 
Strafgeſetz (Nullum crimen sine lege). Das Grenzverhältni 
des Verbrechens zum Civilunrechte ift Thon im $. 36 beitimmt 
worden!. 

Analyſe der Definition: 


1 Ausführl. Erört. im Sinne dieſes $: Berner, Begriff des Verbrechens, 
im Archiv des Kr. 1849, Seite 442 fgg. Daß ber Begriff bes Berbrecheng 
überall als ein hiſtoriſch-poſitiver ericheint, ift fein Öinberniß einer phi⸗ 
loſophiſchen Auffaflung deflelben. Litteratur bei Geib II. Seite 173 fgg. 
Das Defterr. Geſetzbuch von 1803, in der Einleitung, bezeichnet die ftraf- 
baren Handlungen als ſolche, „welche der Sicherheit im gemeinen Weſen 
zunächft und in einem höheren Grade nachtheilig find.” Die neueren 
Geſetzbücher geben feine allgemeine Definition. 

Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 8 
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1) Das Verbrechen wurde zuerft bezeichnet als eine Species 
des Unfittliden. Wären in einer Geſetzgebung unſchuldige 
oder gar wahrhaft fittlihe Handlungen bedroht, jo würde dies 
ein Verftoß gegen das Begriffsmäßige fein. 

Es kann indeß allerdings eine an fih unſchuldige Handlung 
unter gegebenen gejellihaftlihen Verhältniffen erft zu einer Un- 
fittlichleit werden. Der Gejehgeber muß mande Handlung be> 
drohen, die nicht unbedingt unfittlih tft, deren Unfittlichfeit 
vielmehr nur darin befteht, daß man dadurh unter den ge- 
gebenen Umftänden eine bürgerliche Pflicht verlegt. — Wir 
fönnen unter den Verbrechen bedingt und unbedingt un- 
fittlide Handlungen unterjheiden. Unbedingt unfittlich find 
3.8. Mord, Diebftahl, Ehebruch; bedingt unfittlich ift Dagegen das 
Tragen verborgener Waffen, das Betteln 20. Handlungen der letz⸗ 
teren Art erfcheinen meiſtentheils erft dann als unfittlih, wenn 
die Obrigkeit fie im Intereſſe der bürgerlichen Ordnung glaubt 
verbieten zu müſſen. Alsdann aber find fie au in der That 
unfittlich, meil derjenige, der fie verübt, ſich gegen die bürger- 
Iihe Ordnung verfündigt. 

2) Die Unfittlicfeiten, die wir als Verbrechen betrachten, 
müſſen ferner Handlungen ſein. 

Nicht alle Unſittlichkeiten ſind Handlungen. Auch der inner⸗ 
lich gebliebene böſe Wille tft ſchon eine Unſittlichkeit. Aber niemals 
kann er ein Verbrechen ſein. Zum Verbrechen gehört ein Hinaus⸗ 
treten des Willens in die Außenwelt, — Handlung. 

3) Dieſe Handlung richtet ſich entweder gegen ein Recht, oder 
gegen Sitte und Religion. 

Ein Recht. Dies braucht indeß nicht das Recht eines Ein⸗ 
zelnen, ein bloßes Privatrecht, zu ſein. Auch die Familie, die 
Korporationen, das Publikum, der Staat haben Rechte, die 
Gegenſtand eines verbrecheriſchen Angriffes ſein können. 

Die meiſten Verbrechen find nun freilich Rechts verletzungen. 
Es giebt indeß auch Verbrechen gegen Religion und Sitte. Hier 
entſteht die Schwierigkeit, die Verbrechen von den bloßen Ir⸗ 
religioſitäten und Unſittlichkeiten zu unterſcheiden. 

Verletzungen der Religion und Sitte ſind allerdings im 
Allgemeinen keine Verbrechen. Es bekundet einen ſehr niedrigen 
Bildungsgrad, wenn der Staat ohne Unterſchied alle Rechtsver⸗ 
brechen, ſowie alle bloßen Immoralitäten und Irreligioſitäten 
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ftraft. Das ift ja der Standpunkt der Ortentalifchen Staaten, 
die niemals die Kinderfchuhe abgethan haben und bei denen des⸗ 
halb Recht und Moral mit der Religion verſchwimmen. 

Indeß auch der gebildetfte Staat muß ſich mehr oder wertiger 
auf Religion und Sitte fügen. Inſoweit iſt die Verlegung 
von Religion und Sitte ein Angriff auf den Staat, auf die Grund» 
feften der bürgerlichen Ordnung, alſo Verbrechen. So finden wir 
in unferen Strafgefegbüchern Drohungen gegen Unzuchtsverbrechen, 
die feine NRechtsverlegungen find, — desgleichen gegen die Gottes- 
läfterung. | 

Es giebt hiernach einerſeits ftrafbare und andererfeit$ nicht- 
ftrafbare Religions und Sittenverlegungen. Die Grenzen der 
Strafbarfeit werden auf dieſem Gebiete von Staate weiter aus⸗ 
gedehnt oder enger zufammengezogen in dem Maße, als Staat 
und Kirche fich bereit3 weniger oder mehr getrennt haben; denn 
je mehr beide noch verfchmelzen, defto mehr ftraft man aud bloße 
Unfittlichkeiten und Sereligtofitäten; und umgekehrt: je mehr beide 
aus einander treten, deſto mehr bejchränft fich der Staat auf die 
Beftrafung der Rechtöverlegungen. 

Wie aber die volljtändige Trennung von Staat und Kirche 
eine unerreihbare Abftraftion tft: jo kann auch der entiwideltfte 
Staat der Religion und Sitte feiner Angehörigen nicht entbehren; 
denn dies würde eine abfolute Vollendung des Staates als ſolchen 
vorausfegen, mährend auf dem Gebiete der Endlichfeit, — der 
Zeit, des Raumes und unvollfommener Menden, — Nichts ab- 
ſolut vollendet fein kann. Darum wird auch die gebildetite Ge- 
feßgebung noch Strafdrohungen gegen Verlegungen der Religion 
und Sitte enthalten müſſen!. 

3) Me Verbrechen, melden Namen fie auch tragen mögen, — 
fei das unmittelbare Objekt der Verlegung ein öffentliches oder 
privates Recht, ſei e8 Die Sitte oder die Religion, — find Ber- 
legungen des allgemeinen Willens; Verleungen des Staates, 
den mir als den Leib des allgemeinen Willens bezeichnen können; 
Berlebungen des Geſetzes, in welchem der allgemeine Wille 
formel ausgeſprochen if. Der Staat ift die Grundlage aller 
Rechte; er gemährleiftet fie, fteht für fie ein und wird durch ihre 
Verletzung mit verlegt. Die Berlegungen von Religion und 


1 R.-G.-B. Theil IL, Abfchn. 11 (Religion), Abſchn. 13 (Sittlichleit). 
8* 
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Sitte find aber gerade nur deshalb und nur ſoweit Verbrechen, 
als in ihnen zugleih eine Verlegung des Staates ent- 
halten ift. — — 

Die beiden Grundformen aller Verbrechen find Gewalt 
und Trug. Auf diefe beiden Prototypen laſſen fie ſich ſämmtlich 
zurüdführen; fie werden entweder gewaltſam oder trügerifch verübt. 
Dem entſprechend fagt Schon Cicero Off. I. 13: „Duobus modis 
fit injuria, aut vi, aut fraude.“ 

Somohl Trug als Gewalt find aber Zwang; Zwang ift der 
gemeinfame Grundcharakter, den wir im Hintergrunde der Gewalt 
und des Truges erbliden. Auch der Trug ift ein Zwang, der 
gegen den Willen des Anderen geübt wird, obwohl diefer Andere 
e3 ſelbſt nicht weiß und nicht glaubt; der Zwang iſt da, tritt aber 
nicht offen hervor. Gewalt tft ein Zwang, der felbft den Schein 
des Nechtes abwirft; Trug tft nicht minder ein Zwang, nur ein 
jolher, der in der Maske des Rechtes einhergeht. 


Il. 
Eintheilungen des Verbrechens. 


$. 73. 
Aeltere Eintheilungen. 


Römiſches Recht. 

Als Delicta publica (Crimina oder Crimina publica) 
bezeichnet das ſpätere Nöm. R. diejenigen Verbrechen, die, weil 
fie nad der Röm. Auffaffung das öffentliche Intereſſe ver- 
legen, von jedem Bürger mit der Kriminalflage (accusatio 
publica) verfolgt werden fonnten?. Die Delicta privata (au 
ſchlechtweg Delicta) verfolgt nur der Berlegte, und zwar civil⸗ 
proceſſualiſcho. 


1 Weber die Bedeut. von Gewalt und Trug: He gel Rechtsph. 8. 87 fag. 
Weber die Ausdehnung des Verbrechensbegriffes auf Verbrechen gegen Re⸗ 
ligion und Sitte Find bie einfchlagenden Kehren im Befonderen Theile 
dieſes Seprbuen Fu bergleichen. 

3 Inst. IV.18.1.: „Publica dicta sunt, quad cuivis ex populo execu- 
tio eorum plerumque datur.‘“ Weber das „plerumque“ und über bie befon- 
beve Stellung des adulterium und der suppositio partus vgl. Matthaeus, 
lib. 48, Dig. tit. 1. cap. 1. n.1. 

3 Die Eintheilung ift vorwiegend peoeeffuaiih, deshalb aber keineswegs 
geiagält egen dad Innere Wefen der Verbrechen. Birnbaum, Archiv des 

r. 8b. VII. ©. 396 fgg. Geib, Gefchichte des Röm. Kriminalproceſſes, 
aripais 1842, Seite 401 198: Rein, Kriminalrecht der Römer, Seite 100 fgg. 
Geib, Lehrb. I. 88. 12. 15. 16. 18. 
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Delicta ordinaria oder legitima find die durch eine 
Lex bedrohten Verbrechen, bei denen das alte Verfahren mit 
Volksrichtern ftattfand; extraordinaria die, welche auch 
ohne Lex, meiftens nach bloßer Gemohnbeit! und nad richter⸗ 
lichem Gutdünfen? gejtraft wurden, und deren Aburtheilung 
nur Beamten oblag, unter Ausfchließung der Volksrichter 
(judices). 

Die Eintheilung in Delicta juris gentium und Delicta 
juris civilis, faft ganz ohne praftiihe Bedeutung, ruht auf dem 
befannten Gegenſatze von jus gentium und jus civile. 

Aus der L. 2. D. de re militari hat die Theorie, dur 
Verallgemeinerung, die Eintheilung in Delicta communia und 
Delicta propria entnommen. Unter den communia verfteht 
man diejenigen Verbrechen, die von Jedem verübt werben kön⸗ 
nen; unter den propria diejenigen, die man nur vermüge eines 
bejonderen Standes» oder Dienftverhältniffes begeben kann 
(j. g. Standesverbrechen, Amtsverbrechen, Dienftverbrechen). 

Kanoniſches Recht. 

Se nachdem für ein Verbrechen nur das geiftliche, oder nur 
das weltliche, oder ſowohl das geiftliche als das weltliche Gericht 
zuftändig war, nannte man das Verbrechen ein Del. eccle- 
siasticum, ein D. saeculare, ein D. mixtum seu mixti 
fori 4. 

Deutſches Redt. 

Im älteren Deutfhen Rechte find peinliche Verbrechen 
die mit Strafen an Hals und Hand, unpeinliche die mit Strafen 
an Haut und Haar bedrobten®. Sm der Karolina beißen un- 


2 „Ad exemplum legis.“ L.7. 8.3. D. ad leg. Jul. maj. Bisweilen 
freilich auch nad) ka iſer lichen Verfügungen und nad Senatsbeichlüj- 
fen. L.1.4.0.8.1.2. L. 8. D. de extraord. crim. L. 13. D. de poenis 
(48, 19), Ulpian.: „Hodie licet ei, qui extra ordinem jus dicit, quam 
vult sententiam ferre, vel graviorem vel leviorem; ita tamen, ut in 
utroque modo rationem non excedat.“ 

31.2. D. dere militari (49, 16): „Militum delicta aut propria, 
sunt, aut cum ceteris communia; unde persecutio aut propria, aut 
communis est. Proprium militare est delictum, quod quis uti miles 
admittit.“ 

4 Als Del, ecclesiastica galten Härefie, Apoftafie, Schißmatifiren und 
Simonie. Als Delicta mixti fori betrachtete man Meineid, Blaspbemie, 
Sortilegium, Magie, Ehebruch, Inceſt, Sodomie, Konkubinat, Safrilegium 
und Zinswucher. Boehmer, Jus eccl. Prot. tom. V. ad lib. V. Decret. 
tit.X. 8.1 und 2, Specielleres bei Geib, I. Seite 130 fgg. 

5 Ssp. 11. Art. 13. II. Art. 3. 
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peinlich die mit einer bloßen Privatitrafe zu ahndenden Ver⸗ 
brechen. Alle übrigen Verbrechen — alle Verbrechen, auf die eine 
öffentliche Strafe gejegt ift — heißen in der CCC. peinlih!. 
In der fpäteren Braris und Landesgefehgebung nannte 
man bäufig peinlich diejenigen Verbrechen, über melde die 
eigentlihen Kriminalgerichte entichieden, unpeinlich die, deren 
Aburtheilung den Civilrihtern, oder auch bloßen Verwaltungs⸗ 
bebörden überlafjen murde 2. 


8. 74. 


Neuere Eintheilungen. 
(R.:6.8. 8.1.) 

Die Doktrin unterfcheidet Staats- und Privatverbrechen, 
Rechts⸗ und Polizeiverbrechen, gejeßlih ausgezeichnete und ein- 
fache VBerbrechen?, leichte und ſchwere (levia, atrocia, atrocissima) 
Verbrechen; endlich Delicta facti permanentis und facti trans- 
euntis, je nachdem das Delift Spuren binterläßt oder nicht. Blos 
formale Verbrechen, im Gegenſatze zu den gegen beftimmte Objekte 
gerichteten materialen, giebt es nicht, da die ſ. g. verbrecheriſchen 
Formen der Gemaltfamkeit und des Truges nicht für fih, ſondern 
nur in der Richtung gegen bejtimmte Objekte, als Verbrechen auf- 
treten können“. 

Sm der neueren Geſetzgebung hat bie an das Franzöfiiche 
Recht ſich anlehnende Eintheilung in Verbrechen, Vergehen und 
Uebertretungen eine Durchgreifende Wichtigkeit erlangt. Nach Fran- 
zöſiſchem R. find Crimes die mit entehrender oder Leihesftrafe, 
Delits die mit Gefängniß über 5 Tage bis zu 5 Jahren oder 


1 CCC. Art. 104. 113, 188. — Art. 104: „peinlich ftraff an leben, 
ehren, leib oder glidern.” 

2 Bol. jhon Carpzov, Pract. rer. crim. P. IIl. Qu. 109. Nr. 31—36. 
Die Unter] ung peinliher und bürgerlicher Vergehen hat Aufnahme 
gefunden in das Strafgeſetzbuch Badens von 1845, $.1. Eine Erflärung 
diefer Begriffe giebt dies Strafgeſetzbuch nicht; doch führt 8. 10 als pein! ige 
Strafen an: Tod, Zuchthaus, Dienftentfegung; wogegen im $. 
die bürgerlichen Strafen angegeben werben als Feſtung, Arbeitshaus, 
Gefängntb, Dienftentlaffung, Entziehung des Gewerbebetriebes, Geldftrafe, 
Konfiskation einzelner Gegenftände und gerichtlicher Verweis. 

8 — ausgezeichnet heißt ein Verbrechen, wenn das Geſetz für 
dafſelbe bejondere Beftimmungen giebt, die von den für dieſe Berbrechensart 
aufgeftellten geieglingen Regeln abweichen. Sind jene befonderen Beitimmun= 

en ftrenger als die Regeln, fo heißt das Verbrechen ein qualificirtes, find 
te milder, ein privilegirtes. 

4 Die irrige Eintheil. in materiale und formale Berbrechen liegt dem 
bejonberen Theile des trefflichen Abegg’chen Lehrb. zu Grunde. 
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mit Geldbuße über 15 Franken, Contraventions die mit höchfteng 
15 Franken oder 5 Tagen Gefängniß bedrohten Straffälle; erftere 
werden von den Schwurgerichten, die anderen von den Zuchtpolizei⸗ 
gerichten und die legten von den einfachen Polizeigerichten abge» 
urtheilt. In ähnlicher Weife unterjcheiden die neuen Gejeßbücher 
Breußens, Oldenburg3, Defterreih8 und Bayerns Ber- 
breden, Vergeben und Vebertretungen!. Nach dem R.G.⸗B. 
it: 1) eine mit dem Tode, mit Zuchthaus oder mit Feftungs- 
haft von mehr als fünf Jahren bedrohte Handlung ein Verbrechen; 
2) eine mit Feſtungshaft bis zu fünf Jahren, mit Gefängniß 
oder mit Geldftrafe von mehr als 150 Mark bedrohte Handlung 
ein Vergehen; 3) eine mit Haft oder mit Geldftrafe bis zu 
150 Mark bedrohte Handlung eine Webertretung. Wo das 
R.⸗G.⸗B. wahlweiſe verjhiedene Strafarten androht, oder wegen 
mildernder Umftände eine leichtere Strafart zuläßt, oder für den 
Fall des Verſuches, der Beihülfe, der Jugend, der f. g. thätigen 
Reue Ermäßigungen der Strafe anordnet, entjcheidet über die 
Annahme eines Verbrechens, eines Vergehens oder einer Ueber⸗ 
tretung doch immer nur die angedrohte ſchwerſte Strafart, ebenfo 
wie bei Feſtungshaft und Geldftrafe der höchfte Betrag der an- 
gedrohten Strafe? 

Der Charakter der Strafen fol fih nach dem Charakter der 
Straffälle beftimmen, nicht umgekehrt. Dies fcheint dieſe Drei⸗ 
theilung zu verfennen. Allein der Gefeßgeber bat zuerft die 
Strafen nad den Straffällen beftimmt und fonnte hierauf die 
Straffälle ganz logiih nach den Strafen eintheilen. Die Drei- 
theilung fügt fi daher auf innere Unterjchiede der Straffälle. 
1) Die Lebertretungen tragen einen blos örtlichen Charakter; 
e3 gehören zu ihnen die Verlegungen der bloßen Polizetord- 

1 Vreußen $.1. Oldenburg Art. 1. Defterreich: Herbft, Hanbb. 
Seite 15—21, beſonders 21 am Anfange. Bayern 1861. Art. 1. Schon 
Defterreich 1803 unterfchied Polizeidelikte, ſchwere Polizeiübertretungen 
und Verbrechen, und Bayern 1813: Verbrechen, Vergehen und Polizetüber- 
tretungen. Die folgenden Gejegbücher (Württemberg, Sachen, Hannover, 
Braunſchweig, Darmftabt, Baden) kamen hiervon wieder zurüd. Wo man 
aber in der neueften Zeit Die Jury einführte, zeigte fich überall das Bedürfniß 
nach einer Dreitheilung. 

2 Johns fcharffinnige Einwendungen gegen die Dreitheilung (in feinem 
Entw. mit Motiven 1868 S. 25 und in feiner Beurtheilung des Entw. 1870 
S. IX.) ziehen ihre ſcheinbar vernichtende Kraft aus ber irrigen Prämiſſe, daB 
die Dreithetlung, deren Webelftände auch wir in unferer Kritik hervorhoben, 


nur eine Eintheilung nad) dem Strafquantum Air Sie ift aber wejentlich 
eine Eintheilung nad) der Strafart (Zuchthaus, Gefängnik, Haft). 


120 Erftes Buch. 


nung und die nur örtlichen Berlegungen der Rechtsordnung. 
2) Die Verbrechen und Vergehen tragen nicht einen blos ört- 
Iihen Charakter. Ste find beide Verlegungen der Rechtsord⸗ 
nung. Sie unterjheiden fih hauptſächlich nach der Schwere. 


III. 
Ueberblick über den Thatbeſtand. 


g. 75. 


Thatbeſtand heißt der Inbegriff der Merkmale des 
Verbrechens!. Die Merkmale des Verbrechens als Gattungs⸗ 
begriffes bilden den allgemeinen, die Merkmale einer Ver⸗ 
brechensart den beſonderen Thatbeſtand. 

Faßt man die Merkmale eines Verbrechens zuſammen (Syn⸗ 
theſis), ſo ſpricht man vom Begriff; legt man ſie auseinander, 
zeigt man alſo die Merkmale einzeln an, aus denen die ver⸗ 
brecheriſche „That beſteht“ (Analyſis), jo ſpricht man vom That- 
beſtand?. 

Will man über den allgemeinen Thatbeſtand, der das eigent⸗ 
liche Thema des ganzen erſten Buches iſt, einen Ueberblick ge⸗ 
winnen, ſo hat man davon auszugehen, daß das Verbrechen 
Handlung iſt. Alles, was man ſonſt noch vom Verbrechen aus⸗ 
ſagt, ſind nur Prädikate, die man der Handlung, als dem Sub⸗ 
jekte, beilegt. Der Begriff der Handlung muß daher das feſte 
Knochengerüſt ſein, welches die Gliederung der Lehre vom Ver⸗ 
brechen (oder vom allgemeinen Thatbeſtande) beſtimmt. 

Das Verbrechen, als Handlung, ſetzt nun voraus 1) ein 
Subjekt, von dem die Handlung ausgeht, 2) ein Objekt, auf 

1 Das alte Wort für Thatbeſtand it Corpus delicti. Es findet fi 
wohl zum erften Male bei Farinacius, Variae quaestiones et communes 
opiniones, 1581, qu. 1. n. 6. Klein bat dafür den Deutihen Ausbrud 
„Thatbeſtand“ erfunden, in den Grundf. des peinlichen R. 1796, 8. 68. Man 
bezeichnete damit anfänglich Die äußeren Spuren eines Verbrechens, auch wenn 
man die Perfon des Berbrecherd noch nicht fannte. Die Bedeutung bes 
MWorteß war vorwiegend proceffualiich. Dem Thatbeftande jegt man die 
Thäterfchaft gegemüber. — Die heutige Wiffenfchaft ift fich des unauflös- 
lichen Zufammenhanges von Thatbeftand und Thäterfchaft bewußt geworben, 
betrachtet deshalb die Thäterfchaft ala einen Theil des Thatbeftandes ſelbſt und 
ſieht von dem proceflualifchen Urfprunge des Wortes Thatbefitand ganz ab. 
Auf eine fo erweiterte Bedeutung paßt nun aber der ganz auf dad Körper: 
hafte, Materielle deutende Ausdruck Corpus delicti nicht mehr. Selbft 
der Ausdrud Thatbeftand deckt nicht den ganzen Umfang dieſer Bebeutung: 


c3 müßte beißen Handlungsbeftand. 
3 Segen diefen bequemen und eingebürgerten Ausbrud: Schüke, Lehrb. 
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welches die Handlung gerichtet ift, 3) ein Mittel, Durch melches 
das Subjekt auf das Objekt wirken könne. — Dies wird der 
Gegenftand eines Erſten Titels fein. 

Subjeft, Objelt und Mittel find noch nicht die wirkliche 
Handlung, jondern nur die Bedingungen dazu. Sind aber 
dieſe Bedingungen vorhanden, fo kann der verbagscheriiche Wille 
des Subjeltes das Mittel ergreifen und fi durch dafielbe an 
dem Objekte verwirklichen. — Dies der Gegenftand eines Zweiten 
Titels. 

Die verbrecheriſche Handlung braucht endlich gar nicht immer 
nur von Einem Subjelte auszugeben. Es können fi) mehrere 
Subjefte zur Verübung zufammenfhließen: Mitſchuld 
oder Theilnahme am DBerbreden, — der Gegenitand eines 
Dritten Titel3. | 


Erjter Titel. 
Subjefte, Objekte und Mittel des Verbrechens. 


I. 
Bon den Subjelten. 


A. 
Menſchliches Snbielt. 


8 76. 


Eine verbrecheriſche Thätigkeit kann nur ausgeben von einem 
menſchlichen Subjelte!. 

Ob auch juriftifhe Perſonen Verbrechen begehen und 
deshalb geſtraft werden können, iſt eine Streitfrage. 

Allerdings ſind der Staat, die Gemeinden, die Korporationen, 
die Stiftungen nichts weniger als bloße Luftgebilde; allein die 
ihnen beigelegte Perſönlichkeit iſt und bleibt eine bloße Rechts⸗ 
dichtung, da wahre Perſönlichkeit nur im einzelnen Menſchen Lebt. 
Das angebliche Verbrechen einer juriftiihen Perſon ift in Wahr- 
beit nur cin Verbrechen derjenigen lebenden Perſonen, die für 
fie gehandelt haben. Der blos fingirte Wille einer juriftifchen 


1 Barbarifcher Wahn finfterer a Ihrieb auch Thieren die Fähigkeit 
pe Begehung von Berbrechen zu. Val. Grimm, Deutjche Rechtsalterth., 
Ausg. 1854, Seite 664 fog. ib Il. Seite 197 fog. 
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Perfon wäre ohnehin außer Stande, den Strafzwang zu empfinden. 
Iſt von den Mitgliedern oder Vertretern einer juriftiichen Perſon 
ein Verbrechen begangen worden, fo gilt dies ftrafrechtlih nur als 
ein Verbrechen derjenigen Einzelnen, die wirflih Theil nahmen!. 

Kann endlich ein ganzes Volf ein Verbrechen verüben? 

Der Wille eines Volkes kann mit der Vernunft, aljo mit 
dem wahrhaften allgemeinen Willen, im Widerſpruche ftehen. Er 
fann gleichzeitig auch dem Gejege, alfo dem formell allgemeinen 
Millen widerſprechen. Allerdings kann demnach die That eines 
ganzen Bolfes eine Nationalſchuld fein?. 

Eine ſolche That aber gehört nicht vor ein Kriminalgericht, 
fondern nur vor den Richterftuhl der Weltgeſchichte. Ueber⸗ 
dies würde die ftrafrichterliche Beurtheilung auch bier fich auf die 
Ihuldigen Einzelnen befchränfen und ſich nicht auf das Volk 
als Ganzes beziehen Fünnen. 


B 


Zurechnungsfähigkeit. 
(R.-©.:8. 88. 51. 56. 58.) 


8. 77. 

Zur Zurechnungsfähigkeit, d. h. zur ſtrafrechtlichen Verant⸗ 
wortlichkeit, iſt erforderlich 1) Selbſtbewußtſein, 2) Bewußt⸗ 
ſein der Außenwelt, 3) ein entwickeltes Pflichtbewußtſein. 

In dieſen Momenten der Intelligenz iſt die innere Frei⸗ 
heit ſchon enthalten: ſie braucht alſo nicht als ein für ſich 


I Merkwürdigerweiſe haben bedeutende Germaniften ber neueſten Zeit, 
wie namentlich Befeler und Bluntichli, ſih wieder der veralteten Anſicht 
Ingemenbet, Befeler, Syftem des Deutich. Brivatr. 1866, Seite 232 fag. 

luntſchli, Deutfch. PBrivatr. Bd. I, 1853, Seite 105 fgg. Darin freilich 
en fie Recht, daß fie die juriftifche VPerfönlichkeit nicht von ber bloßen Will- 
t ber Staatsbehörden ausgeben Laflen wollen. — Ziegler, die Verbrechens⸗ 
unfäbigfeit juriftifcher Perfonen, 1852. Seit dem Baheriſchen rn 
buche von 1813 (Art. 19) ift von der Geſetzgebung die Frage, ob jurifti 
erjonen Verbrechen verüben können, Überall verneint worden. Sepp, 
mmentar zum Württembergifchen Strafgejegb. I. S.104. Breiben- 
bach, Kommentar zum Großb. gl ſiſchen Strafgefegb.I. Seite563. Straf: 
gefeßbuch für Darmftadt Art. 44, mo ausdrüdlich gefagt wird, daß, wenn 
die Mehrheit oder Geſammtheit einer Gemeinde oder Körperichaft eine ftraf- 
bare Hanblung begehe, nur die einzelnen en Mitglieder zu ftrafen jeien. 
Ebenfo Hannover 56. In Preußen hielt man eine jolche Beftimmung für 
überftüllig- Goltdammer, Materialien I. Seite 332. Ueberhaupt: Geib I. 
Seite 198— 202. ., 
1 2 aim berühmter Ausspruch hierüber bei Fichte, Raturrecht, Bd. 1, 1796, 
eite 222. 
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beſtehendes Erforderniß der Zurechnungsfähigkeit hinzugefügt zu 
werden. Eine Tollheit des Willens (alſo Störung der Freiheit) 
bei ungeſtörter Intelligenz (Mania sine delirio) iſt unmöglich. 
Treibt ferner Jemand einen Anderen durch gefährliche Drohungen 
zu einer geſetzwidrigen Handlung, ſo iſt des Anderen Freiheit und 
Intelligenz, ſeine Zurechnungsfähigkeit, nicht aufgehoben; der An⸗ 
dere ift vielmehr durch Nothſtand entſchuldigt. Phyſiſcher Zwang 
endlich hebt die Zurechnungsfähigkeit, die etwas rein Innerliches 
iſt, ebenfalls nicht auf; er hebt aber die Zurechnung ſelbſt auf, 
weil das phyſiſch Erzwungene nicht mehr die Handlung des Ge⸗ 
zwungenen, ſondern die Handlung des Zwingenden ift!. 

Grade der Zurechnungsfähigkeit giebt es nicht. Was die 
Geſetzbücher verminderte Zurechnungsfähigfeit nennen, ift in 
Wahrheit verminderte Schuld. Dieſe Auffaffung hat auch im 
R.-G.⸗B., gegen den erften Entwurf zu demfelben, gefiegt *. 

Bei geiftig Geftörten kann die Zurechnungsunfähigteit 
nicht blog in einer Störung des Pflichtbemußtfeins, jondern auch 
in einer Störung des Selbftbewußtjeing oder des Bemußt- 
feins der Außenwelt begründet fein; der Geftörte hält fich 
felbft etwa für einen König, für einen Engel, für den Heiland, für 
Gott; er hält fein Irrenhaus für fein königliches Schloß, feine 
Zwangsjacke für feinen königlichen Purpur, feine Mitgefangenen 
für feine VBafallen; oder er Tennt den Kauſſalzuſammenhang der 


— 





1 Ueber bie verfchiedenen möglichen Begründungsweifen der Zu- 
rechnungsfähigkeit: Berner, Preuß. Strafr. $. 67 fgg. Die daſelbſt ge- 
gebenen Erläuterungen find zugleich eine Revifion ver 1843 erſchienenen „Grund⸗ 
linien der Eriminaltitifchen Imputationslehre.“ — Im R.⸗G.-B. findet fich 
feine Definition ber Surehnungäfähigteit. Man würde eine folche indeß ab- 
leiten können aus den SS. 51 und 56. Der $. 51 dafelbft deutet nicht nur auf 
die Intelligenz, fondern daneben auch auf die Freiheit, doch wird dabei 
die „Freie Willensbeſtimmung“ im notbwendigen Zufammenhbange mit 
der Snteligeng gebacht, fo daß fie nur durch Bewußtloſigkeit oder durch eine 
Störung der Seiftesthätigfeit außgefchloffen fein könne, völlig der in diefem 
$. des Lehrbuches entwidelten Anfchauung entfprechend. 

2 Die Verfechter der verminderten Zurehnungsfähigfeit (unter 
ihnen Männer wie Mittermaier, Wächter, Dollmann und jegt beſonders 
Schmarze) wollen Richtiges in unrichtiger Begriffsform. Den Rachweis 
hierfür bei Berner, Kritit, 1869, S. 16 und befonberg S. 20 fgg. — Ueber 
Le smungefäbigteit im Allg. vgl. noch Geßler, Gerichtsſaal 1870, XXIL 

.245; Schüße, Lehrb. S. 89; Schaper in Holtzendorffs Handb. ©. 157; 
aus dem gerichtsärztl. Standp. Skrzeczka ebenbort ©. 221. Daneben 
find die älteren bebeutenderen Arbeiten von Köftlin, Hälſchner 2c. nicht zu 
überfeben. Neueſtes: Göring, geeipelt und Bur nungöfäbigteit, Zeipzig 
1876; Hoppe, Zurechnungsfaͤhigkeit, Würzburg 1877, Binding, Normen 
Bd. 2, S. 3 fag., 1877, 
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äußeren Dinge nicht mehr. Bei jugendlihen Perſonen aber, 
wenn fie die erfte Kindheit überſchritten haben, handelt es fich 
immer nur um die Frage, ob ein hinreichend entwickeltes Pflicht⸗ 
bemwußtfein zur Seit der That vorhanden war. 

Wenn der Seelenzuftand des Angefchuldigten nicht aus be- 
fonderen Gründen Bmeifel erregt, fo enticheiven die Nichter oder 
Geſchworenen ohne Weiteres über die Zurechnungsfähigfeit. Ob 
der Arzt zu befragen fei, tft Sache des richterlichen Ermeſſens. 
Die an den Arzt zu richtende Frage kann auf einen beftimmten, 
vom Richter gemuthmaßten Grund der aufgehobenen Zurechnungs⸗ 
fähigfeit gerichtet werden, tft aber Doch nicht zu eng zu fallen, Da 
die Zurechnungsunfähigleit mitunter in anderen als den vom 
Richter gemuthmaßten Gründen mwurzelt. Hinfichtlich der binden- 
den Kraft des ärztlichen Gutachtens, das faft nte rein techniſch iſt, 
gelten folgende Sätze: 1) Tehnifh-Medicinifhes bindet im 
Allgemeinen; kommen aber darin offenbare Widerfprüche vor, jo 
bindet es nit. 2) Die Argumentation des Arztes über Gegen- 
ftände des gemeinen Menſchenverſtandes, 3. B. über Ges 
genftände der auf bloßer Menfchenfenntniß ruhenden Erfahrungs» 
feelenlehre, bindet nit. 3) Der Schluß, den der Arzt aus dem 
Geelenzuftande auf die Zurechnungsfähigkeit zieht, unter- 
liegt, weil er wejentlich zur Rechtſprechung gehört und einen ftraf- 
rechtlichen Begriff betrifft, der jorgfältigen Kontrolle des Richters. 
Der Arzt brauchte ihn in feinem Gutachten gar nicht zu ziehen, 
konnte dafjelbe vielmehr auf den Seelenzuftand befchränfen; ebenfo 
wie er fich bet Tödtungen auf die Feitftellung des Kauſſalzuſammen⸗ 
banges beſchränken und Die davon wohl zu unterfcheidende Zu⸗ 
rechnungsfrage gänzlich dem Richter Üüberlaffen Tann. 

In jeiner erften LebenSperiode ermangelt der Menſch noch 
des Selbſtbewußtſeins und nicht minder des Bemwußtfeing 
der Außenmelt; er jagt von fich nicht „Ich“, ſondern bezeichnet 
ſich felbft mit feinem Namen; und die Außenmelt ift für ihn eine 
magijche, traumartige; er veriteht den urfächlihen Zufammenhang 
der Dinge noch nicht und vermag daher die Wirkungen feines 
Thuns nicht vorherzuſehen. Weit fpäter kommt er erft zu dem 
erforderlihen Pflihtbemußtlein, zu derjenigen ſittlichen 
Reife, melde zur Zurechnungsfähigfeit gehört. 

Dieſes Pflihtbemußtfein befteht nicht in dem bloßen Bemußt- 
fein der Unerlaubtheit der Handlung; zu diefer Reife genügt 
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nit die bloße Unterfheidung von Recht und Unredt. 
Kinder von 2 oder 3 Jahren willen oft ſchon ſehr gut, daß fie 
Anderen Nichts wegnehmen follen: allein dies ift noch lange nicht 
dasjenige Pflichtbewußtfein, ‚von dem die ftrafrechtliche Zurech⸗ 
nungsfähigteit abhängt. Die Neife ift erſt dann vorhanden, 
wenn der Menich den Friminellen Charakter feiner Handlung 
begreift!. 

Da nun der Eriminelle Charakter mancher Verbrechen ſchwerer 
als der anderer Verbrechen erfannt wird, fo ift die fittliche Neife 
relativ aufzufaflen. Sie kann für einige Verbrechen ſchon vor⸗ 
handen fein, während fie für andere Verbrechen noch fehlt. 

Die Frühreife mancher ſittlich verwahrlofeten jugendlichen 
Perjonen, bei denen die Noth den Berftand in der Anwendung 
der Mittel zur Befriedigung der Lebensbedürfniſſe mitunter er- 
ſtaunlich gewitzigt hat, darf nicht ohne Weiteres als Beweis der 
zur Zurechnungsfähigkeit erforderlichen ſittlichen Reife betrachtet 
werben. 

Es fragt fih, warn die nöthige Reife erreicht werde unb 
wann mithin die Zurechnungsfähigfeit beginne? 

Innere Anlagen und äußere Umftände können dieſen Zeit- 
punkt bald mehr bald weniger befchleunigen. Wenn fi biernah 
freilih nicht unbedingt pofitio angeben läßt, wann die Zurech⸗ 
nungsfähigkeit erreicht jet, jo läßt fih doch negativ beitimmen, 
mann fie noch nicht als erreicht zu betrachten fei. 

Dem Kinde, im juriftiihen Sinne des Wortes, ift die firaf- 
rechtliche Zurechnungsfähigfeit ſchlechthin abzufprechen. Was Kinder 
wiffen, willen fie meiftentheild nur auswendig, ohne es inwendig 
ergriffen zu haben. Vorzüglih gilt dies von den Pflicht⸗ 
begriffen und fittliden Wahrheiten ?. 

Nah Röm. Rechte kann der Infans nicht geftraft werden ®. 
Außerdem verordnet das Röm. NR. Folgendes: Ob der Menſch in 
der Zmifchenzeit von der Infantia zur Pubertas zurechnungsfähig 
jet, dat in jedem einzelnen Falle das vichterliche Gutdünfen zu 
entſcheiden“. Bei biefer Entfeheidung fol nicht blos auf die 


1 Im R.:&.-B. $. 56 wird die nöthige Reife als „die zur Erkenntniß 
ber Strafbarkeit erforderliche nt. gekennzeichnet. 
Rouſſeau: „Das Kind behält Die Worte; bie Begriffe prallen ab.“ 
. D. ad leg. Corn. de sic: „Infans vel furiosus, si hominem 
occiderint, lege Corn. non tenentur.“ — Leg. 5. 8. 2. D. ad leg. Aquil. 
4% Das Röm. R. hält die Burechnungafäbigfeit. bes Impubes für wahr⸗ 
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allgemeine Entwidelung des Thäters, fondern auch auf den be⸗ 
fonderen Charafter des Verbrechens gejehen werden!. Nach er» 
reichter Pubertät findet das jugendliche Alter nur unter bejon- 
deren Umftänden Berüdfichtigung ?. 

Das Kanon. R. ſchließt fih dem Nöm. an?, beftimmt aber 
außerdem, daß der Unmündige, falls er zurecdhnungsfähig ſei, 
milder als der Erwachſene geftraft werden fol‘. Daſſelbe ver- 
ordnet die P.-G.-D., ohne irgend eine Vermuthung für die Zu- 
rechnungsfähigkeit der Impuberes aufzuftellen?®. Die gemein- 
rechtliche Praris pflegte bei Unmündigen nur Züchtigung, nicht 
Kriminalftrafe eintreten zu laſſen ®. 

Die neueren Gejeßbücher betrachten faft ſämmtlich die Zu- 
rechnungsfähigfeit bis zu einem gemwiflen Lebensjahre, zwilchen 
dem 8. und 14. Lebensjahre, als noch nicht vorhanden!. Die 
Wirkung der hiermit aufgeitellten unbedingten Präſumtion 
der Zurechnungsunfähigkeit befteht darin, daß bis zu jenem 
Beitpunfte nie Kriminalftrafe, fondern nur häusliche Züd- 
tigung unter obrigfeitlider Mitwirkung oder Aufſicht, 
oder Unterbringung in einer Befferungsanftalt eintreten darf. 

Bon den neueren Geſetzbüchern Preußens und Bayerns 
wird dagegen eine bis zu einem beftimmten Lebensalter reichende 
Präfumtion der Zurechnungsunfähigkeit nicht ausgeiprochen. Sie 
überlafjen vielmehr die Frage der Zurechnungsfähigkeit von Berjonen 
[eintich ober untvabefgeinig, je nachdem er pubertati proximus ober in- 

antiae proximus iſt. L. 111. D. de regul. jur. Gaius Ill. 208. — 8.18. 
Inst. de oblig. ex delict. 

1 L.22. pr. D. ad leg. Corn. de fals. L.1. Cod. de falsa moneta. 
L. 6. Cod. ad leg. Corn. de Sic. 

2 L.37. $.1. De minor. (4, 4): „In delictis minor annis XXV non 
meretur in integrum restitutionem, utique atrocioribus: nisi quatenus 
miseratio aetatis ad mediocrem poenam judicem adduxerit.‘ 

3 Clem. un. de homic. (3, 4): „Si furiosus aut infans seu dormiens 
mutilet vel occidat —.“ 

*C.1. X. de delict. pueror.: „— — quamvis in iis non ita, utin 
majoribus, punienda videantur.“ 


.&.:D. Art. 164. 179, 
19 leinfhrod, Grundbegriffe I. ©. 136. Tittmann, Handb. I. 


T Bayern 1813 das 8.; Defterreih und Württemberg das 10,; 
Sachſen 1838, Hannover, Darmftabt, Baden, Thüringen das 12.; 
Braunſchweig und el 1855 das 14. Jahr. Aus diefen Berfchieden: 
peiten läßt fich erfennen, daß der Örundgebante nicht überall genau 

erfelbe gewefen iſt. Mat bat der feitgeftellten Altersgrenze bald mehr die 
negative Bedeutung einer Präfumtion der Zurechnungsunfähigfeit, bald mehr 
die pofitive Bedeutung einer PBräfumtion der nun in ber Regel beginnenden 
Zurechnungsfähigkeit beilegen wollen. 
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unter 16 Jahren der jedesmaligen Beurtheiling der Richter oder 
Geihmworenen!. Eine unumftößlide Vermuthung für die Zu- 
rechnungsfähigkeit von Perſonen über 16 Jahre ftellen fie damit 
nicht auf. 

Die Sagungen des R.⸗G.⸗B. über diefen Gegenftand gründen 
fich auf folgenden Gedanfengang. 

Nah der Anficht der wiſſenſchaftlichen Deputation für dag 
Medicinalweien in Preußen pflegen die Eigenthümlichkeiten des 
Kindesalters bis zum vollendeten zwölften Jahre worzuberr- 
fchen, der Charakter der Adolescenz aber pflegt fih nicht vor 
dem Zeitraume vom zwölften bis zum fechzehnten, zumeift jelbft 
erft achtzehnten Jahre auszuprägen? Diefer Auffallung fchließt 
ih das R⸗G.⸗B. an, indem es zwei Zeiträume unterfcheidet, 
nämlich: 1. den der vermutbeten Zurehnungsunfähigfeit, 
bis zum vollendeten 12. Jahre, im $. 55; 2. den der zmweifel- 
haften Zurehnungsfähigfeit, vom 12. bis zum vollendeten 
18. Zahre, im $. 56. Bei beiden Zeiträumen liegt der Grund 
der Zurehnungsunfähigfeit in dem Mangel der zur Erfenntniß 
der Strafbarfeit erforderlichen Einficht. 

Man kann nun dieſe auf mangelnder Einficht, nicht auf 
Bewußtloſigkeit oder krankhafter Störung der Geiftesthätigfeit, 
rubende Zurehmingsunfähigfeit gar wohl mit dem Namen der 
Strafunmündigfeit belegen; aber man darf dann die Straf» 
unmündigfeit nicht aus dem Begriffe der Zurechnungsunfähigkeit 
ablöfen und fie diefer gegenüberftellen. Lebtere8 würde der 
„Deutſchrechtlichen Auffaſſung“, melcher der Gejehgeber folgen 
wollte, e8 würde der Deutichen Volksſprache wie der Sprache der 
Deutfchen Wiflenfchaft widerfprechen. Zieht man bei der Straf- 
aunmündigfeit andere Folgerungen binfihtlih der Theilnahme 
Dritter an der Mißthat, als bei Bewußtloſigkeit oder krankhafter 
Störung der Geiftesthätigfeit: fo werden ja dieſe Verſchiedenheiten 
dadurch nicht aufgehoben, daß man jene drei Zuftände unter dem 
gemeinfamen Begriffe der Zurechnungsunfähigfeit vereinigt. 

. Adi. Beitraum bis zum vollendeten 12. Jahre, d.h. 
(den Tag als Einheit genommen) bis zum Ablaufe des zwölften 
Sahrestages der Geburt $. 55. 

1 Code peral, art. 66. 67. Breußen $.42.43. Bayern 1861, Einf.= 


Gef. Art. 23. 24, 
2 Beilage zum Erften Entwurf, Fragen aus ber gerichtl. Medicin, S.18.19. 
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a) Die ftrafrechtliche Verfolgung ift ausgeſchloſſen. Es tritt 
alto ein ftrafrechtliches Verfahren nicht ein und es kommt mithin 
auch nicht zu einer Freifpredhung. Iſt aus einem Irrthum über 
das Alter dennoch ein Verfahren begonnen, jo wird, nad ent» 
dedtem Irrthum, nicht freigefprochen, fondern es wird die Ver- 
folgung, als gejetlich nicht gerechtfertigt, aufgehoben. 

b) Wenn eine Freiſprechung unjtatthaft ift, jo noch viel mehr 
cine Verurtbeilung. 

c) Maßregeln zur Beflerung und Beauffichtigung find aber, 
und zwar nad Maßgabe der partitularrechtlihen Beftimmungen, 
zuläffig. Bei dem meit hinauf gerüdten Endpunkte der ver- 
mutheten ftrafrechtlicden Zurechnungsunfähigkeit tft ſogar eine 
Ergänzung der Strafredhtöpflege durch eine ernfte, obrigfeitlich 
überwadte Zucht nothmwendig !. 

Ad 2. Beitraum vom 12. bis zum vollendeten 18. 
Sabre 8. 56. 

a) Die ftrafrechtlihde Verfolgung tritt ein. Es iſt jedoch 
jedesmal über die erforderliche Einficht zu entjcheiden. 

b) Dieſe Entiheidung fteht nur dem Richter zu. Sie muß 
durch ein Urtheil erfolgen. Mithin darf, wegen vermutheten 
Mangels der Einficht, die Verfolgung nicht unterbleiben und auch 
dag eingeleitete Verfahren nicht eingeftellt werden. 

c) Das freifprechende Urtheil entfcheidet, ob der Angeſchul⸗ 
bigte feiner Familie übermwiefen, oder in eine Erziehungs» oder 
Beilerungsanftalt gebracht werden fol. Die Ueberweifung an die 
Familie erfolgt in den minder fchweren Fällen, wenn von der 
Familie ſittlich nachtheilige Einflüffe nicht zu befürchten find. Der 
Ausdrud „Ueberweiſung“ bejagt aber, daß der Angejchuldigte 
feiner Familie nicht einfach zurückgegeben wird, fondern daß die 
Familie dabei eine Weifung erhält, deren Befolgung von ber 
Behörde überwacht werden darf. 

d) Ueber die Dauer des Verbleibens in der Erziehungs» 
oder Beflerungsanftalt entjcheidet nicht der Richter, jondern die 


1 Durch die Nov. v. 26. Febr. 1876 ift dies anerfannt worden, mit bem 
Zuſatze: „Insbeſondere kann die Unterbringung in eine Erziehungs- oder 
Beilerungsanftalt erfolgen, nachdem durch Beichluß der Bormund-= 
ja afts-Behörde die Begehung ber Handlung feftgeftelt und die Unter 

ringung für zuläffig erklärt if.” R.:G.-8. 8. 55, Abi. 2. 
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Verwaltungsbehörde, weil es ſich nicht um Strafe, ſondern um 
Beſſerung handelt. Grund der Entlaſſung kann aber nicht blos 
die eingetretene Beſſerung, ſondern auch eine ſich darbietende 
paſſende Gelegenheit zur Unterbringung des Angeſchuldigten ſein. 

e) Die Entlaſſung geſchieht ſpäteſtens mit dem vollendeten 
zwanzigſten Jahre, weil Erziehungs⸗ und Beſſerungsanſtalten nur 
auf das jugendliche Alter berechnet ſind. 

f) Trotz des auf Einſperrung in eine Erziehungs⸗ oder Beſ⸗ 
ferungsanftalt lautenden Urtheils bleibt der Angeſchuldigte ein 
Freigeiprocdener. Er darf daher nit in die Koften verurtheilt, 
auch bei einer jpäteren Mißthat nit als rüdfälig behandelt 
werden. — 

Ueber die Strafmilderungen bei zurehnungsfähigen 
Adolescenten (R.-G.-B. $. 57) handelt die Lehre von den Milde- 
rungsgründen (Xehrb. $. 138). 


C. 
Zurechnungsunfähigkeit. 
(R.-6.:8. g8. 51, 58.) 
8. 78. 
Allgemeines. 

Zurechnungsunfähigkeit ift nicht ein gejeglicher, fondern 
ein millenichaftlicher Begriff, unter melchen die gejeglihen Aus⸗ 
drüde Bemußtlofigfeit, franfhafte Störung der Geifteg- 
thätigfeit und mangelnde Einficht zu fubfumiren find. 

Bom Zuſtande der Bemwußtlofigfeit oder der krankhaften 
Störung der Geiftesthätigfeit handelt der $. 51 des R.-G.-8. 
Eine bedenkliche Einengung für die Annahme der Zurechnungs- 
unfähigfeit fünnte die Smterpretation hier in den Gefeßesworten 
finden: „Durch welchen feine (des Thäters) freie Willens— 
beftimmung ausgefhloffen war." Die Entftehungsgefchichte 
des 8. 51 erhebt indeß zur Augenjheinlichkeit, Daß der Geſetzgeber 
bei erwieſener Bemwußtlofigfeit oder wahrer Geiftesfrankheit nicht 
noch einen befonderen Beweis der Unfreibeit zur Annahme der 
Zurechnungsunfähigkeit fordert!. Das Geſetz fpricht aber auch 
nicht blos von mahrer Geiftesfranfheit, fondern von krankhafter 
Störung der Geiftesthätigfeit. Diefer Ausdrud umfaßt jede 


1 Motive ©. 67—71. Sten. Ber. von 1870, ©. 1147 fgg. 
Berner, Strafredht. 9. Aufl. 9 
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Störung des geiftigen Lebens, welche an einem Franken Zuftaude 

haftet, gebt alfo über die eigentlichen Geiltestranfheiten hinaus 
° umd begreift auch Seelenzuftände, bei denen es wohl zweifelhaft 
fein kann, ob fie noch die Zurechnungsfähigkeit aufheben, und bei 
welchen dann tn den Worten „Durch welche feine freie Willens⸗ 
beftimmung aufgehoben war” die Direltive liegt!. Die aus- 
geihloffene freie Willensbeftimmmung fteht im Gegenjat nicht 
zur zu der vorhandenen, fondern auch zu der |. g. vermin- 
derten. 


8. 79. 
Bemwußtlofigfeit. 

Mit „Bemußtlofigfeit” bezeichnet das Geſetz alle Zuftände 
aufgehobener Zurechnungsfähigkeit, die nicht krankhaft find, 
befonders Affeft, Schlaf- und Trunkzuſtände. Wollte man den 
Ausdrud in dem Sinne völliger Abweſenheit des Bewußtſeins 
nehmen, fo würde er unzulänglich fein. Fehlt das Bemwußtfein 
ganz, fo ift der Wille gebunden und das Subjekt entwidelt feine 
Thätigfeit mehr; nur inftinktartige Wirkungen find noch möglich, 
und daß diefe nicht zuzurechnen find, braucht das Geſetz nicht erft 
zu jagen. Unter der Bewußtloſigkeit ift nicht nur die Abweſenheit, 
fondern auch die Störung des Bewußtfeins zu verftehen, alfo 
3. B. derjenige Fall, mo das vorhandene Bemußtfein die Folgen 
des Thuns nicht mehr zu erfaflen vermag. 

1. Ein gewöhnlicher Affekt verringert zwar die Strafbarkeit, 
hebt jedoh die Zurechnungsfähigkeit nicht auf; die Beherrſchung 
jeiner Affekte ift dem Menſchen möglich und ift feine fittliche Auf- 
gabe. Wohl aber bringt der höchſte Grad des Affektes den 
Menihen m einen Zuftand des verdunfelten Bewußtſeins, wo er 
weder die ihm obliegenden Pflichten, noch die Folgen feines Thuns 
zu überdenten vermag, mithin zurechnungsunfähig ift. 

2. Schlaf, Schlaftrunfenheit und Nachtwandeln 
rauben dem Menfchen vorübergehend das Selbitbewußtfein und 
das Bemwußtfein der Außenwelt, an deren Stelle eine Traummelt 
tritt. Sie find daher gleichfalls AZuftände der Yurechnungs- 
unfäbigfeit. 


& ga oder diefen Punkt belehrt Skrzeczka in Holgendorff'3 Hanbb. 8b. IL 
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3. Wiefern dem Trunfenen feine Thaten zugerechnet wer» 
ben können, ift eine fehr beftrittene Frage. Die nenaften Geſetz⸗ 
gebungen geben darüber feine genügenden Auffchlüffe. Die Doktrin 
aber darf der Beantwortung einer praktiſch fo bedeutfamen Frage 
nicht ausweichen. 

Dit der eintretenden völligen Bemußtlofigfeit pflegen die 
Trunfenen unfhädli zu werden. Gefährlih find fie a) im Sta- 
dium des Raufches, d. h. der affectartigen Erregung, bei melcher 
aber das Bemußtiein noch feine Kontinuität behält; b) im dem 
Stadium der Trunfenbeit, wo da8 Bewußtſein noch nicht erlofchen, 
aber do fo zufammenhanglos geworden ift, daß fih Irrthum 
und Unwiſſenheit binfichtlich fonft bekannter Dinge nicht mehr 
vermeiden laſſen. Hat das Bewußtſein noch feine Kontinuität, jo 
tft Die Zurechnungsfähigkeit nicht aufgehoben: man kann dann in 
feinem Sinne von Bemwußtlofigfeit reden. Wollte man aber mit 
der Annahme der Zurechnungsunfähigkeit zögern bis zum Erlöſchen 
des Bewußtjeins des Trinfers, jo müßte man deſſen Schlaf ab- 
marten. Es zeigt fi) gerade bier, daß man unter Bemußtlofigfeit 
nicht blos die abjolute Bewußtlofigfeit, fondern auch Die relative 
zu verfteben hat, d. h. auch denjenigen Zuftand, wo das Bewußt- 
fein nur in Betreff der einzelnen That oder ihrer Folgen feine 
Dienfte verfagt, weil ihm die nöthige Kontinuität verloren ge- 
gangen ift. 

Hat Jemand in völlig unverſchuldeter Trunkenheit ein 
Strafgeſetz verlegt, fo ift ihm die That unzmeifelbaft Schon dann 
nicht zuzurechnen, wenn fie auch nur im Kreiſe jener relativen 
Bemußtlofigfeit Tiegt. 

. Hat hingegen Jemand in einer verfhuldeten Zruntenheit 
ein Strafgefeb verlegt, fo kommt es darauf art, ob feine Hand- 
Yung ſchon vor dem trunfenen Zuftande liegt und nur ihre 
Wirkung während des trunfenen Zuftandes eintrat. Muß dies 
bejaht werden, fo ift Die Handlung nicht in der Bewußt⸗ 
lofigfeit begangen. Sp vor Mlem in denjenigen Fällen, wo 
der Thäter ſich dolo malo trunfen madt, damit fein trunfener 
Leib dann als Werkzeug des verbrederiihen Entſchluſſes diene. 
Dies kann am leichteften bei Unterlaffungspeliften gefchehen, wenn 
der Thäter fi in den bewußtlofen Zuftand verjegt, um die bei 
Strafe gebotene Erfüllung einer Pflicht zu verträumen oder zu 
verichlafen. Es kann aber auch bei Begehungsdelikten vorkommen, 

9% 
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wenn etwa der Thäter fich trunfen macht, um im trunfenen Zu- 
ftande ein neben ihm im Bette liegendes Kind zu eritiden. Cine 
gefunde Praris wird ferner nicht minder in denjenigen Fällen zu> 
rechnen, wo der Thäter fi den Muth zur That aus der Flaſche 
holt und dann im Zuftande traumartiger Erinnerung feinen Ent» 
Ihluß, dem in nüchternen Zuftande entworfenen Plane gemäß 
vollführt. Ja felbft bei fahrläffig herbeigeführter Trun- 
kenheit kann die ftrafbare Handlung ſchon vor dem trunfenen 
Zuſtande Liegen und deshalb wenigſtens als eine fahrläffige zu- 
zurechnen fein, fobald der Trinker die Möglichkeit der verbreche- 
riihen Wirkung vorhergejeben hat, oder doch hätte worherfehen 
fünnen und jollen. | 

Die Anfiht, daß nad) dem R.-G.-B. auch die verjchuldete 
und felbft die dolos vom Thäter herbeigeführte Trunfenheit den 
Trunfenen von aller ftrafrehtlichen Verantwortung befreie, würde 
ein Privilegium der Trinfer zur Verlegung der Strafgeſetze be- 
gründen. 


8. 80. 


Krankhafte Störung der Geijtesthätigfeit und 
Taubitummbeit. 

1. Wirklicde Geiftestranfheiten heben die Zurechnungsfähig- 
keit ſchlechtweg auf. Es ift unzuläffig, bei wirklicher Geiftes- 
krankheit den irren, verfinfterten Theil von dem noch vernünftig 
und licht gebliebenen Theile der Seele unterfcheiden und nur 
dann nicht zurechnen zu wollen, wenn die That aus dem irren 
Theile hervorging. Nicht mo wahre Geiftesfranfheit vorliegt, 
fondern nur da, mo die Störung der Geiftesthätigfeit an anderen 
Krankfheitszuftänden baftet, darf die Annahme der Zurechnungs⸗ 
unfähigfeit duch die Frage bedingt werden, ob denn auch die 
freie Willensbeitimmung ausgeſchloſſen mar. Sobald der Beweis 


1 Das Mürttembergif he eteafoejetbun beftimmt binfichtlich ber 
Straflofigfeit wegen der Trunfenheit: Die Straflofigkeit fällt weg, wenn fich 
der Thäter in den Zuftand durch Trunf oder andere Mittel abfichtlich ver- 


feßt bat, um in demfelben ein im zurechnungsfähigen Zuftande befchloffenes . 


Derbrechen außzuführen, oder wenn er feinen Zuftand durch Fahrläſſig- 
Teit herbeigeführt und während defielben eine Handlung begangen bat, 
bei melger das Gefeb auch die Sahrräffigfeit ftraft. Ebenſo 
Baden 76, Darmftadt 38. Litteratur bei Geib, Lehrb. II. S. 73—76, 
auch bei Schwarze, Komm. zu 8,01. Einige beachtenswerthe Bemert. von 
Skrzeczka bei Holtzend. II. ©. 263, 264. 
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geführt ift, Daß der Thäter zur Zeit der That geiftesfranf war, ift 
das Strafverfahren einzuftellen. Die bürgerliche Geſellſchaft muß 
aber gegen fernere Verlegungen gefchügt werden, mas am paffend- 
ften duch Verwahrung des Thäters in einem Irrenhauſe ge- 
ſchieht. Der Endpunkt einer folden Verwahrung, die nie den 
Charakter einer verfleideten Strafe annehmen darf, tft Die Heilung 
des Kranken!. 

Während liter Zwiſchenräume ift der Wahnfinnige zu- 
rechnungsfähig. Dieſer Sab iſt einfach und unzweifelhaft. Die 
Schwierigkeit liegt nur in der thatſächlichen Feftitellung, daß ein 
wahres lucidum intervallum vorlieg.. Man hat immer genau 
zu prüfen, ob der vielleicht nur in den Hintergrund getretene Zu⸗ 
ftand der Geftörtheit nicht Doch einen geheimen Einfluß auf die 
Thätigfeit des Kranfen geübt habe. Der Richter aber muß, jobald 
eine Geiftesfranfheit nachgemwiefen tft, die Zurechnungsunfähigkeit 
bi3 zum pofitiven Bemeife eines völlig freien Zwiſchenraumes 
vorausſetzen. 

2. Taubſtumme haben zwar oft große Aehnlichkeit mit Blöd⸗ 
finnigen; aber während dem Blödſinnigen die geiſtige Entwicke⸗ 
lungsfähigkeit fehlt, kann man ſie dem Taubſtummen nicht ſchlecht⸗ 
hin abſprechen. Ob ein Taubſtummer die zur Erkenntniß der 
Strafbarkeit einer von ihm begangenen Handlung erforderliche 
Einſicht erlangt habe, iſt eine Thatfrage, die ſich nur in concreto 
entſcheiden läßt. 

Weil Taubſtummheit die geiſtige Entwickelung in abnormer 
Weiſe hemmt, ſo ſoll die Frage nach der erforderlichen Einſicht 
bei Taubſtummen ohne Rückſicht auf ihr Alter beantwortet werden. 
Bis zum vollendeten 12. Jahre ſind Taubſtumme durch die all⸗ 


11.9.8. ult. D. deleg. Pomp. de parric.: „(furiosum) custodien- 
dum esse.“ L.13.D. de off. praes.: „Furiosis, si non possunt per ne- 
cessarios contineri, eo remedio per praesidem obviam eundum est, 
scilicet ut carcere contineantur.“ Bei den ss 51 und 58 bes Nordd. 
Strafgefetb. forderte der Reidsie den Bundestanzler auf, im Wege einer 
Vorlage die Regelung eines Berfahrens herbeizuführen, durch melches Per⸗ 
onen, die wegen ihres Geiftegzuftandes oder ald zeubfhumme ür ftraflog er- 
Härt worden find, im Falle der Gemeingefährlichkeit einer wirkſamen Beauf- 
fichtigung überwieſen werden können. — Dan unterfcheidet verbredherifche 
due nnd irre Verbrecher. Erftere haben die That im Zuftande ber 

eiſteskrankheit begangen, letztere find erft nach der That geiftestrant gewor⸗ 
den. Für die lekteren find befondere Srrenanftalten nöthig. Hterüber be- 
rieth im Sept. 1874 die Berfamml. der D. Strafanjtalt8-Beamten, 
vorbereitet durch die Gutachten von Delbrüd u. A. in den Blättern für Ge— 
fängnißkunde Bd. I (1874). Bar, Zeitſchr. f. d. Privatr. u. öff. R. 1874. 
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gemeine Beſtimmung des $. 55. gegen Verfolgung gefchüßt. Gegen 
Taubftummte, melde das 12. Jahr yurädgelegt haben, tritt zwar 
Verfolgung ein; allein fie gelten dem Gelege nicht blos bis zum 
18. Sabre, fundern bis in ihr höchftes Alter als Berfonen, deren 
geiftiger Zuſtand befondere Berüdfichtigung verdient. Sobald 
KHineifel entitehen, muß unterfucht werden, ob die erforderliche 
Einfiht vorhanden war. Die Vornahme einer ſolchen Unter- 
ſuchung muß man fogar bei Taubftummen als Regel betradten. 
Berneint man die erforderliche Einficht, jo tritt Freiſprechung ein; 
bejaht man fie, fo finden, wenn der Taubſtumme über 18 Jahre 
alt ift, zmar nicht mehr die gefetlichen Milderungen wie bei Ado⸗ 
lescenten ftatt, Doch muß der Richter Den oft noch fehr bedeuten- 
den Einfluß, den die ganze Geiftesbeihaffenheit eines Taubftummen 
auf die Strafbarfeit übt, innerhalb des ordentliben Strafmaßes 
zur Geltung bringen. 


II. 
Bon den Objekten. 


A. 
Phyſiſche Tanglichleit des Objeltes, 


$. 81. 
Wahnverbreden.) 


An einem für das beabfichtigte Verbrechen phyſiſch ſchlechthin 
untauglichen Objekte fann das Verbrechen nicht begangen werden. 
Hat Jemand, die völlige Untauglichfeit des Objektes verfennend, 
feine verbrecherifche Abficht an demfelben auszuführen gemähnt, — 
bat er 3.3. an einer bloßen Puppe oder an einem Schatten einen 
Mord verüben wollen: fo liegt ein Wahnnerbredden (Delictum 
putativum) vor, das nach gemeinem Nechte!, auch nach den be» 
beutendften neueren Gejegbüchern ?, nicht geftraft werden kann. 


ı CCC. Art. 178. Auch I abteeiche Stellen des Röm. NehiB, obwo 
daſſelbe m: ubjektiv 
die Lehre vom erluge der —e hatte 1836, 8b. I. Seite 255 
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Damtt ift allerdings nicht ausgeſchloſſen, daß der Geſetzgeber die 
fih in dem Wahnverbrechen befundende Gefährlichleit des Willens 
polizeilich beachten und daß man im demjenigen Falle kriminell 
ftrafen könne, wo das Wahnverbrechen ein anderes wirlihes 
Berbreden in fich jchließt !. 


B. 
Rechtliche Beichaffenheit des Objeltes. 


$. 82. 

An fih find die unperfönliden Objekte rechtlos. Das per- 
Jünliche Subjelt Tann daher von ihnen Befit ergreifen, fie ge- 
brauden, ja ſelbſt vernichten. 

Sol die Handlung des zurehrrungsfähigen menſchlichen Sub- 
jefte8 gegen das unperfünliche Objeft ein Verbrechen fein, fo 
genügt e8 nicht, Daß Dies Objekt phyſiſch tauglich fet, fondern 
e3 muß auch einen rechtlichen Charalter, d. h. eine von einer 
wirklichen Berfon abgeleitete perföünliche Bedeutung angenom- 
men haben. Dieje ethiiche Ummandlung, die das Objekt inner» 
halb des Kreifes der Rechtsgeſellſchaft erfährt, geht dadurch vor 
ih, daß fih ein Wille in das Objekt legt; denn der in die un⸗ 
perjönlihen Gegenjtände eintretende Wille tft e8, der dieſelben 
in den Kreis der Perfönlichkeit hereinzteht und ihnen das Ge- 
präge des Rechtes aufdrüdt. Der Wille, das Necht, dies In⸗ 
nere des äußeren Gegenftandes, ift das wahre Objelt des Ver⸗ 
brechens. 

Dabei iſt aber ein doppelter Wille, ein doppeltes Recht, in 
folgender Weiſe zu unterſcheiden: 
wirtligen Ausübung führende Handlung unternommen babe. In diefem 
Sinne legen die Franzoſen auch den Art. 2 des Code penal aus. Vgl. z. 8. 
Bertauld, Cours de droit penal, 1859, p. 180 et suiv. Anders freilich 
Württemberg 72, Hannover 40, Baden 110. 111, Darmftadt 67, 
Braunfhmweig 36. Bayern 1861 giebt feinen Singerzeig; die Tradition 
der Bayriſchen Praxis ift aber für die Strafbarkeit. Bei der Abfaffung des 
R.-G.:8. hat man diefe Frage abjichtlich unentfchieden gelaflen, um ihre 
Sriebigung der Wiſſenſchaft anbeim zu geben. Stenglein, Kommentar J. 
Seite 479. Braktifche Fälle bei Temme, Archiv I. Seite 218 fgg. Weiteres 
in der Lehre vom Berjuche. 

1 Heffter, Lehrb. $. 36. Semtellos, de delictis putativis, Berlin 
1848. Temme, Lehrb. 1853, Seite 283 fog., befonderö 286 fgg. Geib, 
Lehrb. 1. ©. 306 fgg. Manche (4.8. Wächter, Hälſchner, Schüße) fprechen 
bon einem Wahnverbrechen, wenn Jemand aus Rechtsirrtbum durch eine 
in Wahrheit ftraflofe Handlung ein Verbrechen zu begehen glaubt, — 3. B. 
einen Inceſt durch eine Ehe mit einer entfernteren Bermandten. 
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Objekt des Verbrechens ift 1) das allgemeine Recht. Denn 
das Berbrechen verlegt das Recht als ſolches. ES verlekt den 
im Gejege ausgeſprochenen allgemeinen Willen. Es verlekt 
allemal ben ganzen Staat, wenn auch nicht unmittelbar. 

Objekt des Verbrechens ift aber auch 2) das befondere 
Recht. Denn unmittelbar wird das Recht immer nur in ges 
wiffen Schranken der Quantität und Qualität betroffen; nur 
mittelbar ergreift Die Verlegung das ganze Recht, die ganze Geſell⸗ 
fchaft, den ganzen Staat. Bei den Brivatverbreden ift dies 
fofort Har; hier ift das unmittelbar verlegte Objekt nur ein be- 
fonderes Privatrecht, und das Verbrechen erfcheint einzig und allein 
deshalb, mittelbar, auch als eine Verlegung des ganzen Rechts⸗ 
organismus, des Staates, weil alle Rechte vom Staate gemähr- 
feiftet werden. Bei den Staatsverbrechen verhält es ſich ähnlich. 
Bei den untergeordneten Staatsverbrechen zunächſt ift eg mur ein 
einzelner Verwaltungszweig, der unmittelbar verlegt wird, eine 
vereinzelte Verwaltungsbehörde. Und felbft bei dem höchſten 
Staatsverbrechen, bei'm Hochverrathe, ift das Verbrechen, uns 
mittelbar, gewöhnlih nur gegen ein begrenztes Recht des 
Staates, gegen feine Verfaſſung, fein Staatsoberhaupt oder 
einen beſchränkten Gebietätheil gerichtet; doch tritt freilich gerade 
bier die Nechtsverlegung in ihrer umfafjenditen Geftalt auf und 
darf vorzugsmweife eine Verlegung des ganzen Staates genannt 
werden. 

Die Verbrechen gegen Religion und Sitte verleßen 
allerdings Fein eigentliches Recht. Da man indeß BVerlegungen 
der Religion und Sitte nur inſoweit ftraft, als Staat und Gefell- 
ſchaft dadurch mitverlegt werden: jo kann man fagen, daß Re⸗ 
ligion und Sitte, foweit der Staat ihnen feinen Rechts⸗ und Straf- 
Ihuß zu Theil werden läßt, den Charakter des Nechtes annehmen. 
Faßt man die Sache fo, dann läßt fich jofort alles eben über das 
Objekt des Verbrechens Aufgeftellte auf fie übertragen. Es fteht 
dann Nichts mehr dem Satze entgegen, daß da, wo Fein be⸗ 
ftimmtes Recht begründet ift, auch Fein Verbrechen mehr 
möglich fei. 

Hiernach giebt es Feine Verbrechen gegen die Gottheit. 
Rechtsverhältniffe walten nur unter Menſchen. Der Nechtsbegriff 
und der Begriff des Verbrechens beziehen ſich ausfchließlih auf 
die durch menjchliche Gemeinfchaft begründeten Verhältniffe. Die 
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Gottesläfterung ift eine Sünde gegen Gott. Strafen aber kann 
fie der meltlihe Richter nur als eine Verlegung der religiöfen 
Grundlagen des Staates und als eine Verlegung der heiligften 
Gefühle der Menſchen; denn nur als folde ift fie ein Ver- 
breden. 

Ebenſo giebt e8 feine Verbrechen gegen Thiere. Wo feine 
Perſönlichkeit verlegt wird, da wird auch Fein Recht verlegt. Per⸗ 
Tönlichfeit haben aber die Thiere nicht. DVerlegungen der Thiere 
find nur ftrafbar als BVerlegungen des Eigentbums und als 
Derlegungen der Sitte, des fittlihen Gefühles der Men» 
Then. Nur aus dem lehteren Gefihtspunfte ftraft man die 
Thierquäleret!. 


C. 
Abweſenheit der rechtlichen Beſchaffenheit des Objektes. 

Das Objekt wird, wie wir nachwieſen, erſt dadurch ein Objekt 
des Verbrechens, daß es einen rechtlichen Inhalt bekommt, d. h. 
daß der Wille in demſelben ſeine Wohnung aufſchlägt. Wird alſo 
das Recht, oder der Wille, wieder in dem Objekte aufgehoben, ſo 
iſt die nach dieſem Zeitpunkte eintretende Verletzung des Objektes 
nicht mehr ein Verbrechen. 

Wie nun das Recht begründet werden kann durch den Willen 
des einzelnen Menſchen oder durch den Willen des Staates, ſo 
kann es auch durch den Willen des Einzelnen oder durch 
den Willen des Staates unter Umſtänden wieder aufgehoben 
werden. (Davon 8. 83. 84).) 

Außerdem ift die Aufhebung möglich, wenngleich nur relativ, 
durch einen Zuftand der Noth oder der Nothmehr. (Davon 
8. 85. 86.) 


1 €3 mag bei der Beftrafung der Thierquälerei auch der nachtbeilige Ein- 
Fluß, den die um fich greifende Mißhandlung ber Thiere auf den Volkscharakter 
übt, erwogen werden. Nicht minder mag man in Anfchlag bringen, daß man 
von demjenigen, der in der graufamen Behandlung von Thieren einen hoben 
Grad fittlicher Berwilderung an den Tag treten läßt, auch die Erfüllung ber 
Dsgerlichen und menfchlichen Pflichten nicht erwarten fönne. Immer aber 
bleibt dag Verbrecheriſche: die Richtung der That gegen menſchliche 
Berhältnifle. Abegg, der neuere Standpunkt ber Gejehgeb. in Be- 
treff der Mißhandl. von Thieren, im Archiv des Kr., 1851, Seite 102 fg. — 
Del über Thierquälerei die Lehre von den Webertretungen des $. 360, 
am Ende. | 
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8. 88. 


Aufhebung des Rechtes durd den Willen der berechtigten 
Person. 

Es find zwei Fragen, die wir hier beantworten müſſen, — 
ziwet jo eng verwandte Fragen, daß die Beantwortung der einen 
ſchon die Elemente für die Beantwortung der anderen tn fich ent⸗ 
hält. Sie lauten: 

Wiefern kann der Menſch feine Rechte felbft aufheben? und 

Miefern kann der Menſch die Aufhebung feiner Rechte einem 
Anderen gejtatten? 

Wir werden diefe beiden Fragen zuerft im Allgemeinen be⸗ 
ſprechen, alsdann aber auf die Erörterung einiger wichtigen Ein- 
zelheiten eingeben. 

Den Sat „Volenti non fit injuria“ hat man oft viel zu 
weit ausgedehnt. Er ift entnommen aus der L. 1.8.5. D. de 
injuriis*. In dieſer Stelle wird er keineswegs ſchlechtweg fire 
Rechtsverlegungen, fordern nur für eigentlihde Injurien auf» 
geftelt. Braucht man ihn nun freilich heutigen Tages keinesweges 
in diefer Beichränktheit zu nehmen, fo darf man ihn doch noch 
weniger auf all’ und jedes Recht ausdehnen. 

Die Verzichtbarfeit der Rechte hat an den Rechten Anderer 
und an dem Öffentlihden Sntereffe ihre Grenze. Man darf 
ein Recht nicht aufgeben, wenn man dadurch die felbftändigen 
Rechte Anderer, 3. B. die Rechte der Familie verlegen würde; 
denn an dem eigenen Rechte haftet bier eine Pflicht, und die Aufe 
gebung des Rechtes wäre zugleich eine Pflichtverlegung. Man 
darf ebenjowenig aufgeben ſolche Rechte, an deren Erhaltung ſich 
ein öffentliches Intereſſe Fnüpft; denn jus publicum priva- 
torum voluntate mutari nequit. 

Die Beredtigung zum Verzichte beſchränkt ſich auf reine 
Privatrechte. Selbit bei diefen ift fie nicht Durchgreifend. Man 
darf nur verzichten auf ſolche Privatrechte, welche nicht eine 
Bedingung der fittlihden Natur des Menſchen bilden. 
Die perföntiche Freiheit, obwohl ein Privatrecht, iſt z. B. unver- 


1L.1.$.5.D. de injur. (Ulpian): „Usque adeo autem injuria, quae 
fit liberis nostris, nostrum pudorem pertingit, ut, etiam sı volentem. 
fililum quis vendiderit, patri suo quidem nomine competat injuriarum 
actio; filii vero nomine non competit, quia nulla injuria est, quae in 
volentem fiat.“ 
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äußerlich, der Verkauf der eigenen Berfon in die Sflaverei nichtig, 
weil die Freiheit mwejentlih zur fittliden Natur des Menſchen 
gehört. Die der fittlihen Natur nicht weſentlichen Privatrechte 
bilden allein dag Veräußerliche und Verzichtbare der Rechts⸗ 
Iphäre des Menſchen. Zu ihnen gehören namentlich die Ber- 
mogensrechte 

Das Volenti non fit injuria findet mithin nur bei frei ver⸗ 
äußerlichen Privatrechten feine Anwendung. Zieht hier das be⸗ 
rechtigte Subjekt feinen Willen aus dem Objelte zurüd, fo tft das 
Objekt rechtlo8 geworden. Nicht nur der Berechtigte felbft, 
Tondern auch ein Anderer, den ber Berechtigte ermächtigt hat, 
fann jett das Objekt ohne Verbrechen verlegen. — Verzichtet da- 
gegen das Smdividuum auf unveräußerlihe Rechte, jo kann 
zwar der Wille des verzichtenden Individuums, das befondere 
Recht, in dem Objekte nicht mehr verlegt werden, wohl aber noch 
der allgemeine Wille, das allgemeine Redt!. — 

Die allgemeinen Grundſätze ſtehen jett fe. Run einige 
Einzelheiten: 

1) Selbftmord. 

Einen Rebtsaniprud darauf, daß das Individuum am 
Leben bleibe, hat weder der Staat, noch haben ihn einzelne 
Mitmenihen. Das Individnum ift dem Staate und Anderen 
verpflichtet, jo lange es lebt; es ift ihnen aber nicht verpflichtet 
zu leben? Allerdings verlegt das Individuum durch den Selbft- 
mord jene eigenen Rechte. Allein foldhe mr gegen den Thäter. 
ſelbſt gerichtete Handlungen pflegt der Staat nicht zu jtrafen, 
auch wenn das verlegte Recht ein unveräußerliches tft. Selbft 
wenn Jemand die Unfittlichfeit beginge, fich felbft zu verkaufen, 
ſo witrde der Staat ihn nicht ftrafen, ſondern es bei der bloßen 
Nichtigfeitserflärung des Selbſtoerkaufes beenden lafien ®. 


1 Man bat gefagt, auf bie Unterfcheidung veräußerlicher und unveräußer- 
licher Rechte komme Nichts an; bei manchen Verbrechen gehöre die Nicht- 
einwilligung zum Thatbejtanbe: fo bei der Injurie, dem Diebftahle, ber 
Gemaltthätigkeit, der Einfperrung; und dieſe könnten dann natürlich mit Ein- 
willigung nicht begangen werben. dig bleibt man aber auf der Oberfläche. 
Die —5322 — fragt: Warum gehört denn bei jenen Verbrechen die Nicht- 

inwilligung zum Thatbeftandet Bei der Beantwortung dieſer Frage kommt 
man nothiwendig auf die Unterfcheidung veräußerlicher und unveräußerhicher 


2 Abe 88 Unterfuch. aus dem Gebiete der Strafrechtsw. 1830, ©. 72 fag, 
1858, — „II. S. 204 fgg. Intereſſantes bei Wald, gerichtl. Pſychob, 
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Als eine Rechtsverletzung kann demnach der Selbſtmord 
nicht wohl behandelt werden. 

Der Selbſtmord iſt aber eine unſittliche Handlung. Es 
ließe ſich ſehr wohl denken, daß der Staat ſich veranlaßt ſähe, ihn 
im Intereſſe der öffentlichen Sittlichkeit zu chnden. Durch 
kriminelle Beſchimpfung des Selbſtmordes könnte vielleicht der 
Abſcheu vor dieſer gottloſen That belebt, ja vielleicht auch mancher 
Menſch im ſchweren ſittlichen Kampfe aufrecht erhalten und manches 
Menſchenleben gerettet werden. Aus dieſem Geſichtspunkte ließe 
ſich allerdings eine Beſtrafung des Selbſtmordes rechtfertigen; am 
wenigſten könnte man das als einen genügenden Grund gegen 
eine Strafdrohung gelten laſſen, daß durch den Selbſtmord kein 
fremdes Recht verletzt werde. 

Der ganze Seelenzuſtand des Selbſtmörders räth indeß 
von jeder Beſtrafung ab. Die Kriminalſtatiſtik ſchreibt ein volles 
Drittel der Selbſtentleibungen auf Rechnung der Gehirnfranf- 
heiten. Demnach würde man, wenn wegen verfuchten Selbſt⸗ 
mordes geftraft werden jollte, immer erſt ſchwierige Unterſuchungen 
über den Gehirn⸗ und Seelenzuftand anftellen müſſen, fih dabei 
in pſychologiſche Konjekturen verlieren und in vielen Fällen doch 
am Ende zu feinem Ergebniffe fommen!. Bei vollendetem 
Selbitmorde fteht der Verhängung einer Strafe jhon der einge- 
tretene Tod entgegen (vgl. den $. 144 diejes Lehrbuches). Wer 
aber einen Verſuch des Selbſtmordes gemacht hat, bedarf meit 
mehr einer heilenden, als einer ftrafenden Behandlung. Nicht 
Zwang muß er erleiden, fondern frei muß er gemacht werden 
von der Knechtſchaft unter irgend ein irdiſches Gut, deſſen Ver⸗ 
luft ihm das Dafein entwerthet hatte. Die Religion muß ihm 
den höheren Lebensgebalt ‚auffchließen, der dem Leben auch im 
Unglüd einen unfhätbaren Werth giebt. | 

Das Röm. R. ſtraft den Verſuch des Selbftmordes nur bei 
Soldaten?, während das Kan. R. allgemein eine zmeimonatige 


1 Chauveau et Helie (1852). Vol. III. page 411 sqq. 
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Ausihliegung von den Saframenten! und bei vollendeten 
Selbitmorde die Verweigerung des kirchlichen Begräb- 
niſſes anoronet?, an deren Stelle im Deutſchen Rechte mitunter 
ſchimpfliches Begräbniß trat?. Die gemeinrehtliche Strafe 
des verſuchten Selbftmordes ift arbiträr. Hat fi der GSelbft- 
mörder duch feinen Tod einer mit Konfisfation verbundenen 
Strafe entziehen wollen, fo foll die Konfigfation, gemeinrechtlich, 
auch nad) der Entleibung eintreten *. 

Die neueren Geſetzbücher ftrafen den Selbitmord nicht. 

2) Beihülfe zum Selbftmorde. 

Sobald der Selbftmord für ſtraflos erflärt tft, kann auch die 
von einem anderen geleitete Beihülfe zum Selbitmorde nicht ge- 
ftraft werden. Denn e8 ift Brincip, daß die Beihülfe als folde 
nicht ftrafbar ift, Jobald die Handlung des Urhebers den 
Charakter der Strafbarfeit entbehrt®. 


3) Tödtung eines Einwilligenden. 

Der Menſch darf fih jelbit nicht tödten; der Selbftmord ift 
unfittlich, wenn auch nicht ftrafbar. Das Leben ift fein veräußer- 
liches Privatrecht, weil e8 der Träger der fittlichen Perfönlichkeit 
ift. Steht aber dem Menjchen felbit Fein Recht über fein Leben 
zu, fo kann er ein ſolches Recht auch einem Anderen nicht übertragen. 
Berzichtet der befondere Wille des Berechtigten auf das Leben, fo 
doch nicht der allgemeine Wille, der die Gefege zum Schuße 
des Lebens im öffentliden Intereſſe gegeben bat. 

Die Tödtung eines Einwilligenden tft jomit firafbar. Sie 
fann aber unmöglich der gemeinen Strafe der Tödtung ver- 


1 Dies beitimmte das Koncil von Toledo v. J. 693 im can. 14. 

2 Cap. 11. X. de sepulturis (III, 28). 

3 Das ſ. g. Eſelsbegräbniß; Wend. Rüg. Landgebrauch Tit. 247, 
Doc gönnte man dem Selbftmörber aus Wahnſinn oder Schwermuth ein 
ſtilles Segeäbnib an der Mauer des Kirchhofes. 

* CCC. Art. 135 


5 Nur Braunfhmw. 148, Thüringen 121, Baden 208, und Sachfen 
1855 Art. 158 ftrafen die Beihülfe und die Anftiftung zum Selbftmorbe. 
Frankreich ftraft nicht: „car iln’y a point de participation criminelle 
a un fait qui ne constitue en lui-m&me ni crime nı delit.“ Chauveau et 
Helie, 1852, Vol. III. page 425. Dabei tft jedoch feftzubalten, daß ber 
Selbſtmord nur ſoweit Selbftmord ift, als ber Thäter fich ſelbſt morbet, 
und daß daher ber Dritte, der die Tödtung mit ausführt, ober der ben 
Thäter durch ſchwere Drohungen zum Selbftmorde treibt, nicht ein 
Theilnehmer am Selbftmord, jondern ein Mörder fein würde. Geib II. 210 
Gafenft gug über Selbfitverftümmelung). Archiv. für Preuß. Strafrecht 
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fallen, weil fie nicht, wie die gemeine Tödtung, den befonderen 
und den allgemeinen, fondern nur den allgemeinen Willen ver- 
let. Für ihre mildere Behandlung ift Durch befondere Gefete 
gejorgt!. Bei manchen Tödtungen eines Einwilligenden ift fogar 
völlige Begnadigung zu wünſchen?. Aus den Principien des 
firengen Rechtes läßt fi aber die Straflofigfeit nicht ableiten. 
Auch wäre es höchſt gefährlich, eine Klaſſe von Tödtungen durch 
ausdrüdliches Geſetz für ftraflos gu erklären. 


8. 84. 
Aufhebung des Rechtes durch den Willen des Staates. 


Ein vom Staate vernichtetes, insbefondere ein durch 
Richterſpruch aberfanntes Recht kann nicht mehr verlegt 
werden. 

Diefer Sat ift indeß mit großer Behutfamfeit anzuwenden. 
Es zeigt ſich das namentlich in folgenden 3 Fällen: 

1. Auch gegen einen Ehrloſen ift noch eine Injurie möglich. 
Denn auch der Ehrlofe hat noch eine Ehre: die Menſchenwürde, 
die zu vertilgen weder in der Abſicht, no in der Macht des 
Staates liegt °. 

2. Die Frage, ob die Verlegung eines Rechtloſen ftraflos 
Tei, hat feinen Sinn mehr, weil e8 eine vollftändige Rechtloſigkeit 


1 Das Preuß. R. ſchweigt; und dies Schweigen bedeutet, vb ©. Bo fg 

bier auf Mord und Tobtichlag erfennen folen! Goltpammer, I 

Andere Geſetzbücher verorbnen bagegen mildere Strafe: jo —5* 

es) 125, Braunfhmw. 147, Darmft. 257, Baden 207. Aönen 
ich das R. -6.-8. an geichloflen, indem ed im S. 216 anorbuet: Iſt 


= —— die —52 — eines —— als —— 
am (ſtr 


Bamerab (nen ar en Eh 1840. ©. we — ch⸗ 
iv des Kr g ach⸗ 
Sen 1855, Art. 157. gs s ee 

8 Dot. überh. Abegg, Unter). Abhandl. II. Geib II. ©. 218. 
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heutigen Tages nicht mehr giebt. Die frühere Acht aber, welche 
den Menfchen wogelfrei machte, war eine Unfittlichfeitt. 

3. Gegen den zum Tode Verurtheilten ift noch ein 
Verbrechen der Tödtung möglid. Das Todesurtheil hebt des 
Menjchen Recht zu leben nur auf gegenüber dem allgemeinen 
Willen, den der Staat durch feine Organe auszuführen bat. Der 
beſondere Wille eines beliebigen Individuums darf ihm daher das 
Leben nit nehmen. In der Tödtung durch den bejonderen Willen 
eines beliebigen Individuums würde der Verurtheilte nicht einen 
Akt rechtlicher Nothwendigkeit, fondern nur rechtswidrige Willkür 
erfennen. Eine foldhe Tödtung unterliegt den gewöhnlichen, ordent- 
lichen Strafen ?. 

Dagegen bört die Rechtsverletzung auf, für mich Rechtöver- 
legung zu fein, wenn ich ein bisheriges Necht 1) Fraft meiner 
jelbfiändigen Amtsgewalt und in den Grenzen berjelben, 
oder 2) infolge eines verbindliden Befehles vernichte. 

Ad 1. Nehme ich, als Beamter, eine Handlung vor, zu der 
mein Amt mich beredtigt, jo übe ich den objektiven Willen 
des Staates aud. Fordern meine Amtspflichten von mir die 
Aufhebung eines Rechtes, jo ift dieſe Aufhebung Fein Verbrechen, 
weil feine Auflehnung meines befonderen Willens gegen den all- 
‚gemeinen Willen, den Staatsiwillen. — Es laſſen fich freilich Fälle 
denken, wo eine ſolche Aufhebung eines fremden Rechtes unfitt- 
li wäre. Dann gebietet das Sittengefeg dem Beamten, daB er 
bei der vorgejegten Behörde die Erlaubniß nachſuche, vom Buch⸗ 
ftaben feiner Amtsvorſchriften abzumeichen, und wem er diefe 
Erlaubniß nicht erlangen kann, fein Amt niederzulegen. Zieht er 
es vor, jein Amt zu behalten und jenes Recht aufzuheben, jo 
handelt er freilich unfittih. Der Staat aber kann diefe Unfitt- 
lichkeit nicht ſtrafen, wenn er nicht mit fich felbft in Widerfpruch 
gerathen will. 

Ad 2. Ganz ähnlich verhält es fich mit dem verbindlichen 
Befehle Ein Befehl ift für mich verbindlih, wenn er von der 
Tompetenten Stelle in der geſetzlichen Form ausgeht und fich 
innerhalb meiner Dienftpflicht halt. So weit meine Dienft- 


„ gihoriigeß bei Geib II. S. 215f 188. 
ie enigegemgejehte ins Feuerbe a8 ift wohl jegt allgemein auf- 
gegeben, Schon Can. 9. caus erflärt: „Non licet, privata pote- 
state hominem occidere velno ann “ 
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vorſchrift mich zum Gehorfam gegen einen Vorgeſetzten verpflichtet, 
bin ich von aller Triminellen Verantwortlichkeit frei, wenn ich dem 
Befehle gehorche. In meiner Dienftoorjchrift hat der Staat feinen 
objeftiven Willen ausgeſprochen. So lange ich meiner Dienft- 
vorihrift gemäß handele, weiß ich meinen bejonderen Willen im 
Einklange mit dem im Staate waltenden allgemeinen Willen; fo 
lange kann aljo von Verbrechen und Strafe nie geiprochen werden. 
— Was ih dagegen jenfeit der Grenzen meiner dienftlichen Ge- 
borfamspflicht thue, entipringt aus meinem jubjeltiven Belieben 
und muß deshalb von mir felbitändig vertreten werden. 


$. 85. 


Nothitand. 
(R.-©.-8. 88. 54. 52.) 

Unfere meiften Gejegbücher beſchränken den Nothitand und 
die fih darauf gründende Straflofigfeit auf die Fälle, mo Leib 
oder Leben nur auf Koften eines fremden Rechtes gerettet werden 
fönnen?. Die neuen Geſetzbücher Preußens, Defterreihs und 
Bayerns geben dieje Beichränfung auf und definiren den Noth- 


1 1.169. pr. deR.].: „Is damnum dat, qui jubet dare; ejus vero 
nulla culpa est, cui parere necesse sit.“ Ebenſo L. 167. $. 1. eod. 
Can. 13. causs. 32. qu. 1. Desgl. Bayr. (1813) Art. 122, Württ. 408, 
ER 8, Darmit. 40 (Breidenbad 1. ©. 549), Braunſchw. 351, 

reuß. 40 Goltdammer I. ©. 416). — Unfittlich ift e8, einem Menſchen 
die Pflicht zu einem un beſchränkten ober blinden Gehorfam auferlegen zu 
wollen. Der Menſch ſinkt Durch eine folche Verpflichtung zu einem felbitlofen 
Werkzeuge berab. Seine fittliche Natur wird völlig verleugnet. Wer die 
Geſetzwidrigkeit, den verbrecherifchen Charakter einer ihm anbefohlenen Hand⸗ 
lung Klar eingefeben hat, bleibt allemal für lee verantwort- 
Lich. Diefem Grundjage entfpricht das Militärftfgb. }.d. D. Reich im $. 47 
Nr. 2 durch die Anordnung, daß den gehorchenden Untergebenen bie Strafe 
bes Theilnehmers trifft, „wenn ihm befannt gewesen, daß ber Befehl 
bed Borgefegten eine Handlung betraf, welche ein bürgerliches 
odermilitärifches Berbrechen oder Bergehen bezwedte.”— Braun 
ſchweig und Darmft. fordern für den verbindlichen Befehl die „vorge= 
Ihriebenen gormen die „gehörigen Formen”; und Württ. ver 
weifet auf die Berfaffungsurfunde. Bayern 1861, Art. 71: „Hat ein 
Beamter oder Öffentlicher Diener innerhalb feines Geſchäftskreiſes 
und in der gehörigen Form feinem dienftlich Yintergebenen eine Handlung be= 
foblen, welche nach den beſtehenden Gefegen ftrafbar ift, und bat der Iettere 
diefen Befehl vollzogen, Y ift der Untergebene dann ftraflog, wenn die Hand- 
lung blog einen Mißbrauch oder eine Heberfchreitung der Amt3=- 
gewalt oder nur eine Verlegung ber Amtapflicht des ongelehten 
enthält.“ Ortolan, El&ments no. 466486. Geib II. ©. 219. 

2 Darmftabt 45 (Naffau 42, Frankfurt 45) und Baden 82 nehmen ben 
Nothſtand nur an bei Lebensgefahr; Sachſen 92, Hannover 48 und 
Braunfchmweig 34 bei Lebens- und bei Leibesgefahr. 
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ſtand gar nicht mehr!. Nach ihnen Tann demnach nicht blos hin- 
fichtlich des Leibes oder Lebens, fondern auch hinſichtlich anderer 
Rechte, 3. B. binfichtlih des Vermögens und der Ehre, von 
einem Nothitand geredet werden. Dies iſt das Richtige?. Den- 
noch bat fih das R⸗G.⸗B. $. 54 wieder zu der Beſchränkung auf 
Leibes⸗ oder Lebensgefahr verleiten lafien. 

Die Straflofigfeit wegen Nothitandes gründet ſich bald auf 
bloße Entſchuldigung, bald auf ein Nothrecht. 

1) €3 giebt Fälle, mo der in Noth Befindliche zwar fittlicher 
handeln würde, wenn er das eigene Recht untergehen ließe, ftatt 
e3 durch Aufopferung eines fremden Rechtes zu retten; wo aber 
diefe Sittlichleit eine ungewöhnliche Höhe erreichen müßte. Hier 
bleibt die Aufopferung des fremden Rechtes zwar ein Unrecht; fie 
wird aber entſchuldigt, meil der Staat ein fittliches Heldenthum 
nicht bei Strafe fordern kann. 

2) Es giebt Fälle, mo der in Noth befindliche Menſch ohne 
ein richtiges Verſtändniß des Verhältniſſes der Dinge handeln 
würde, wenn er das eigene Recht untergehen ließe, ftatt es Durch 
Aufopferung eines fremden Rechtes zu retten; wo alſo die unter- 
lafjene Aufopferung des fremden Rechtes nicht eine ungewöhnliche 
Sittlichkeit, Jondern eine ungewöhnliche Thorheit befunden würdes. 
Hier gründet fih die Straflofigfeit der Aufopferung des fremden 
Rechtes auf ein Nothredht‘. 

1 Breußen: Goltpammer 1. 373.413. Defterreich: Weſſelhy, bie 
Befugniffe des Nothitandes und der Nothwehr nach Defterr. R., Brag 1862, 
Seite Fe Bayern 1861, Art. 67; dazu Stenglein, Kommentar, Bd. 1, 

eite 635. 

2 Beifpiele: Es zerftört Jemand bei einer Feuersbrunſt ein gering- 
fügiges fremdes Recht, um fein Haus zu reiten. Oder ein Badender, dem 
alle Kleidungsſtücke gejtohlen find, bemächtigt fich eines fremden Kleidungs- 
ftüdes, um nicht nadt in die Stadt zu kommen. Litteratur bei Berner, 
De impunitate propter summam necessitatem proposita, Berolini 1861, 
p- 23 und bei Weſſely. Hervorzuheben tft die Bearbeitung dieſer Lehre in 
Wächter's Sächſ. Strafr. — Die B.:6.:0. erflärt im Art. 106 dag Stehlen 
in rehter Hungersnot für ftraflos, wenn es gejchieht, um fich ſelbſt, jein 
Weib oder feine Kinber zu retten. Aehnlich Decreti pars III. de consecra- 
tione, dist. 5 can. 26. — Aus dem Röm. R. zu vergl. L. 14. pr. D. de 

raeser. aa 5). L. 3. 8.7. D. de incendio (47,9). L.29. $.3. D. ad 
. Aquil (9, 2). 
es 3 &s berbungert 3. B. Jemand neben einem fremden Brote; oder er er- 
trinkt oder büßt ein Glied ein, ftatt fich durch Zerftörung eines geringfügigen 
fremden Eigenthums zu reiten. 

% Dagegen darf nicht eingemwenbet werben, e3 gebe fein Recht gegen ein 

t; denn alle Rechte find bedingter Ratur, bedingt durch die Mög- 
lichkeit des gejellichnftlichen Zuſtandeg des vernünftigen ——— — 


erner, De impunitate, p. 11 et 12. 
Berner, Strafreht. 9. Aufl. 10 
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Wo die Verlebung des Rechtes eines Anderen nur entſchul⸗ 
digt wird, darf der Andere fie durch Nothwehr zu hindern 
fuchen; nicht fo, wo fie ſich auf ein Nothrecht ftügt. 

Wo die Verlegung des fremden Rechtes nur entſchuldigt 
wird, da kann fie zur Rettung eines Anderen nur dann ent» 
Ihuldigt werden, wenn der Entihuldigungsgrund auch auf die 
Rettung des Anderen paßt!. Wo aber die Verlegung des frem- 
den Rechtes fih auf ein Nothrecht ſtützt, da Tann fie unter allen 
Umftänden ftraflos auch zur Rettung eines Anderen geübt werden, 
mag der zu Rettende dem Retter nahe oder fern fteben?. — 

Der Notbftand Tann fowohl durch eine Drohung, als auch 
durch ein Naturereigniß herbeigeführt werden. Das R.-G.-B. 
trennt dieſe beiden Fälle, behandelt den erften im 8. 52 im Zu» 
fammenhange mit der unmiderftehlichen Gemalt, und den zweiten 
im $. 54. 

1. Unmiderftehlide Gewalt und Drohung $. 52. 

a) Unmiderftehlich ift nur diejenige phyſiſche Gewalt, gegen 
welche ein Widerftand nicht möglich iſt. Erreicht die phyſiſche 
Gewalt diefen Grad nicht, fo kann es ſich nur noch fragen, ob fie 
nicht eine faktifche Drohung enthalte, melde einen Nothſtand be- 
gründet. Muß auch diefe Frage verneint werden, fo tit eine 
ftrafbare Handlung vorhanden. 

Die unmiderftehlihe Gemalt begründet feinen Nothitand, 
fondern hebt die Zurechnung auf, indem fie den Gezwungenen 
zum bloßen Werkzeug macht. 

b) Die im $. 52 &arakterifirte Drohung hebt dagegen die 
Zurechnung nicht auf, fondern begründet einen Nothitand. 

c) Diefe Drobung muß verbunden fein mit einer Gefahr für 
Leib oder Leben. 

Sm Grundgedanken des Gefeßes liegt, daß eine Gefahr für 
den Leib erft dann anzunehmen ift, wenn dem Leibe ein Uebel 
droht, zu deſſen freitilliger Ertragung eine ungewöhnliche fittliche 


1 Dies gilt namentlich, wenn der zu rettende Andere ein Angehöriger 
des Rettenden tft, wird aber mit Unredt von den Geſetzen hierauf befchränft. 
3a, die meiften Geſetze enthalten ein ſpecielles Regiſter der ftrafloß zu ret⸗ 
tenden Ang eori gen, als ob man im Nothſtande zum Nachſchlagen von Geſetz⸗ 
büchern und eihern Beit und Gele genheit bättel 
” Dielen Fall unterjcheiden die Sei nicht gehörig von dem vorangehen⸗ 
ben. ir indeß Darmitadt 45. — Praktiſche gelte: Disnörüggen, 
2a uiſtik S. 10—12, mit guten Sitteraturnotizen; emme, Archiv, Bd. I. 
(aus der Braunf hm. Braris). 
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Kraft gehören würde. Aus eben diefem Grundgedanfen folgt 
aber auch, daß der Begriff der Leibesgefahr eine gewiſſe Relati- 
vität in fich trägt, jo dab eine Handlung von geringerer Straf- 
barkeit durch eine geringere Gefahr entjchuldigt werden kann, als 
eine Handlung von höherer Strafbarkeit. 

d) Die Gefahr muß eine gegenwärtige, aljo eine folde fein, 
deren Verwirklidung unmittelbar zu befürchten fteht. 

e) Die Gefahr muß auf eine andere (filhere und rebliche) 
Weile nicht abzumenden fein. Das eigene Urtheil des Bedrohten 
über den Charakter feiner gefährlichen Lage darf dabei nicht un- 
beachtet bleiben. ' 

f) Die Gefahr muß den Thäter felbft, oder einen feiner An⸗ 
gehörigen treffen. Unter Angehörigen aber verfteht das ganze 
R.-G.-B.!: Verwandte und Verſchwägerte in auf- und abfteigen- 
der Linie, Adoptiv» und Pflege-Eltern und ⸗Kinder, Ehegatten, 
Geſchwiſter und deren Ehegatten, auch Verlobte. Ein Adoptiv- 
verhältniß kann nur rechtlich, ein Pflegeverhältniß rein faktiſch 
begründet fein. Auch wenn der Pflegling der Pflege entwachſen 
ift, bleibt naturgemäß immer nod) jenes Pietätsverhältniß, welches 
eine vom Pfleglinge zur Rettung der Pflegeeltern vorgenommene 
ftrafbare Handlung ftraflos machen muß. 

2. Nothſtand im Sinne des $. 54. 

Das R.-G.-B. fieht im Nothitande niemals ein Nothrecht, 
ſondern immer nur einen Entſchuldigungsgrund, denn es läßt die 
zur Rettung eines Fremden begangene ſtrafbare Handlung in 
keinem Falle ſtraflos. 

Wenn das Geſetz verlangt, daß der Nothſtand unverſchuldet 
ſei, ſo ſtellt es ein kaſuiſtiſches Erforderniß auf, welches ein⸗ 
ſchränkend gedeutet werden muß. Richtig iſt allerdings, daß der 
Nothſtand, um bei einer ſtrafbaren Handlung als Entſchuldigung 
zu dienen, nicht vom Thäter in der Abſicht, ſich aus demſelben 
durch die ſtrafbare Handlung zu retten, herbeigeführt ſein darf. 

Der Nothſtand entſchuldigt nur, wenn er auf andere Weiſe 
nicht zu beſeitigen war, d. h. wenn der Thäter in der ſtrafbaren 
Handlung das einzige Rettungsmittel ſah. 

Daß man ſich einem Nothſtande, den zu ertragen man ver⸗ 
pflichtet iſt, überhaupt nicht, am wenigſten aber durch eine ſtraf⸗ 


1 R.G.-B. 8.52 Abſ. 2. Vgl. 88. 54, 213, 247, 267, 258, 263. 
10* 
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bare Handlung entziehen dürfe, bedarf faum der Erwähnung; 
vornehmlich gilt dies bei Soldaten im Kriege. 


8. 86. 
.Nothwehr (1. Begriff und Bebingungen derjelben). 
| (R.-G.-8. $. 68.) 

Wie unterjcheidet fih der Zuftand der Nothiwehr vom Noth- 
Stande? 

Im Nothitande fteht dem Rechte ein anderes Recht, in der 
Nothwehr aber das Unrecht gegenüber. Es ift im Nothſtande 
ein höheres Recht, vorzugsweiſe das Leben, das fih auf Koften 
eines geringeren Rechtes zu erhalten fudt. Es ift in der 
Nothmehr das angegriffene Recht, welches ſich gegen das 
angreifende Unrecht behaupten will. !. 

Nothwehr tit Die VBertheidigung gegen einen gegen- 
wärtigen rehtswidrigen Angriff. 

Das Recht braucht dem Unrechte nicht zu weichen. Das Un- 
recht ift das in fich Nichtige. Will diefes das Recht vernichten, jo 
darf das Recht ſich dagegen energisch behaupten ?. 

Folgendes find die Bedingungen der Nothwehr: 

1) Der Angriff, gegen den die Nothwehr geübt werden Toll, 
muß ein widerredtlidher fein. 

Hat aljo der Angreifer ein Recht zum Angriffe, fo darf man 
fih gegen den Angriff nicht vertheidigen. Unterthanen haben 
hiernach regelmäßig Feine Nothwehr gegen ihre Obrigfeit, gegen 

I Srattenauer, über die Nothwehr, Breslau 1806. Zöpfl, Archiv 
bes Kr. 1842, Seite 118. 311 fgg.; 1843, S.27 fgg. Berner, Archiv des 
Kr. 1848, ©. 547598. Levita, Recht der Roihwehr, Gießen 1856. Geyer, 
Lehre von der Nothwehr, Siena 1857. See er, Ahandlungen aus dem Straf- 
rechte, Tübingen 1858, Seite 173—470. Geib II. Seite 227 es. Weſſely, 
die Befugniſſe des Nothſtandes und der Nothwehr, Drag 1862. Gregory, 
Comm. de inculp. tutelae moderatione, Hagae 1864 (bietet gelehrtes Mate- 
trial). Schaper bei Holgend. II. S. 137. — Praktiſche Fälle in großer 
Anzahl angeführt im Archiv des fir. 1848, ©. 572. 573.574. Auch Temme's 
Archiv, Bd. I. Seite 160 (Defterreich), Seite 162 (Kaffel), Seite 165 (Würt- 
temberg), Seite 166 (Hannover). 

2 Weber die Begründung bed Nothwehrrechtes: Richter, philoſophi— 
je Strafr. Seiteldbfgg. Michelet, philof. Moral, Seite 161 fog. Heffter, 

ehrb. 8.41. Bernera.a.D.&.555—558. Nothwehr iſt nicht eine Pflicht, 
fondern nur ein Recht. Wenn das R.-©.:8. im $. 53. von Handlungen |pricht, 
welche „burch Nothwehr geboten” find, fo meint es nur Handlungen, die 
den Forderungen des Nothwehrbegriffes entiprechen; es fagt nicht, daß Noth- 
wehr, fondern nur was durch Nothwehr geboten jet. Bgl.übrigens Shering, 


der Kampf ums Recht, Wien 1872, eine Schrift, die den St —— des alten 
Fichte athmet und der ein Platz in der Geſchichte der Rechtsphiloſophie gebührt. 
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Gerichts⸗ und Polizeibeamte. Kinder haben keine Nothwehr 
gegen ihre Eltern, Zöglinge keine Nothwehr gegen ihre Lehrer 
und Erzieher, Lehrlinge feine Nothwehr gegen ihre Meiſter, wenn 
dieje Perjonen von ihrem Züchtigungsrechte Gebrauch machen. — 
Ueberjchreitet aber der Angriff von Seiten dieſer ſonſt berechtigten 
Perfonen das Maß, fo ift er infomeit ein widerrechtlider. Man 
Tann fih daher gegen das Uebermaß vertheidigen !.' 

Der Benöthigte (d. h. der unrechtmäßig Angegriffene) hat ein 
Recht zur Wehr. Diejer Wehr gegenüber giebt e3 daher gleich⸗ 
falls feine Nothwehr. (PBarömte: Gegen Nothwehr feine Gegen- 
mehr.) Sobald aber der Benöthigte das Maß der Nothwehr 
überfchreitet, gegen den bereit3 Ueberwundenen no Gemalt 
übt und zur Rache übergeht: entfteht, gegen dieſes Uebermaß, 
wiederum das Recht der Vertheidigung ?, 

2) Der Angriff muß eine gegenwärtige Gefahr begrün- 
den?. Zur Gegenmwärtigfeit der Gefahr gehört, daß der Angriff 
bereit3 begonnen habe, oder drohend bevorftehet. 

Das vertheidigte Necht braucht nicht das eigene Recht des 
Bertheidigers zu jein. Die Nothwehr tft nicht Selbftvertheidi- 
gung, jondern Rechtsvertheidigung, mithin auch zu Gunften eines 
fremden Rechtes ftatthaft. 


1 Das Röm. Recht geftattet die Nothwehr nur ad ‚propulsandam in- 
juriam, d. 5. gur Abwehr des Unrechtes. L. 3. D. de just. et jure. 
Ebenfo CCC. Urt. 142, wo „rechtmäßig Urfach” gefordert wird. Ebenſo 
ſämmtliche neuere Gefegbüder. Ueber Nothwehr gegen die Obrig- 
feit: Levita a.a.D. Seite 192 fog. Thüringen Art. 100: „Iſt die obrig- 
teitliche Anordnung geſetzwidrig, jo ift Died ein Grund zur Strafminderung, 
und wenn bie Gejebwidrigfeit darin beftebt, daß gejetliche Formen bei 
der Anordnung nicht beobachtet find, gel der fich Widerfebende mit 
Strafe verfhont werben.” R.:©.:8. $. 113. Erkenntniß des Ob.⸗App.⸗ 
Ger. zu Celle, Mag. f. Hannov. R. Bd. IV. Seite 160; Temme, Archiv 
für Entfcheidungen, Bd. I. Seite 167. Dagegen Defterr. Praxis, ebenbaf. 
Bd. V. Seite 87. 88. 

2 Archiv 1848, ©. 558. 559. 

$ L.1. Cod. quando liceat: „mortem, quam minabatur, excipiat.“ 
P.⸗G.⸗O. Art. 140. (Wald s. v. „Ueberlaufen”.) S.:6.:8. $. 53: „um einen 
gegenmwärtigen, rechtöwibrigen Angriff.” Bayern 1861, Art. 72: „Segen 
einen bereits begonnenen ober unmittelbar drohenden rechtswidrigen 
und gemwaltfamen Angriff.” Rechtöfall aus der Badenſchen Praxis bei 
Temme, Archiv II. Seite 167. 

4 Mit Innzecht beſchränkte bie ältere Theorie die Nothwehr ng die Laesio 
inchoata,. Die CCC. Art. 140 fags ganz richtig: „tft auch mit ſeiner Ge- 
genweht bis er gefchlagen wird zu warten nicht ſchuldig.“ Und in 

en neueren Geſetzbüchern ift nicht bloß von begonnenen, fondern aud) 
vor unmittelbar bevorſtehenden Angriffen die Rede. Baden $. 84. 

Hannov. 8. 78. Vgl. die Angaben der vorigen Rote. 
5 Als „Selbftvertheidigung” ift bie Nothwehr mit Unrecht bezeichnet in 


150 Erſtes Buch. Erfter Titel. 


Bon Manchen wird als bejonderes Erforderniß der Nothwehr 
aufgeftellt, daß die drohende Gefahr nit durch Anrufung der 
vbrigfeitlihen Hülfe abwendbar geweſen fein dürfe. Dies 
Erforderniß ift nur injoweit richtig, als es fchon in der Bedingung 
einer gegenwärtigen Gefahr liegt. Stellt man es als ein 
felbftändiges drittes Requifit auf, jo verleitet man den Richter zu 
verfehrten Urtheilen !. 

Der Angriff braucht fein unvorhergeſehener? und das 
vertheidigte Recht braucht Fein unerſetzliches zu fein. Leitet 
man die Nothwehr aus dem einfachen Gedanken ab, daß das 
Recht dem Unrechte nicht zu weichen braude, fo findet fie augen- 
ſcheinlich auch für erfeßbare Rechte ftatt. 

Auch darauf fommt Nichts an, ob man der Gefahr Durch die 
Flucht entgehen konnte oder nicht‘. 


den Strafgefegbüchern für Württemberg 102, Hannover 78, Baden 84, 
Es ift aber damit nicht beabfichtigt, die Nothwehr für Andere auszufchließen: 
Mürtiemberg 104, Hannover 80, Baden 86. Vgl. Braunſchweig 166, 
Darmftadt 50 (Breidenbadh I. Seite 623), Thüringen 66, Sadfen 91, 

reußen 41, Oldenburg 37, Bayern 1861,72. R.«G.«B. 8.53: „von, 
ich oder einem Anderen abzuwenden,” 

1 Deshalb bat man in der Geiehaebung ben Sat, daß die drohende Ge— 
fabr nicht durch Anrufung der obrigfeitlichen Hülfe abwendbar ge= 
weſen fein müſſe, geftrichen, „nicht als ob es bei der Beurtheilung der Noth⸗ 
wehr überhaupt nicht auf die Möglichkeit der obrigkeitlichen Hülfe ankomme, 
fondern weil man fürchtete, den Richter durch die befondere Hervorhebung der 
Anrufung obrigkeitlicher Hülfe, als eines Mittels zur Abwendung von An— 
griffen, zu verleiten, das Recht der Nothwehr über die Gebühr zu ſchmälern, 
indem er für Pflicht halten könnte, befonders ftreng bei der Beurtheilung ber 
Trage zu fein, ob nicht durch Anrufung der obrigfeitlichen Hülfe die Gefahr 
hätte abgewendet werden können. Die Anrufung der obrigkeitlichen 
Hülfe id nicht anders zu beurtheilen, als bie übrigen zur Abwehr 
geeigneten Mittel. Es ift die Slahrung gemadt worden, baß ohne ge⸗ 
nügenden Grund von Gerichten das Dafein der Vorausfegungen der Nothwehr 
gerade deshalb nicht anerkannt wurde, weil fie ben, der fich im Stande ber. 
Nothwehr befunden haben wollte, noch an bie obrigfeitliche Hülfe verwieſen.“ 
Archiv 1848, Seite 568 und 569, de vergleichen mit Seite 560. Manche Ge- 
fegbücher, 3. 8. Württemberg 102, ftellen freilich die Abweſenheit obrigfeit- 
licher Hülfe als befondere Pebingung der Nothwehr auf. Geib II. 233. 

2 Wächter, Lebrb. 1. ©. . 

3 Archiv 1848, Seite 560. 561. Mit Unrecht erflärt Württemberg 
(Art. 103, Nr. 3) die Grenzen rechtmäßiger Vertheidigung für überjchritten, 
wenn bei einem angrifie auf das Eigenthum Schadenerjat zu erwarten 
war. Geib II. 234. 

4 Die P.⸗G.⸗O. fchließt allerdings die Nothwehr aus, wenn man ſich durch 
eine ungefährliche, unfchimpfliche Flucht retten kann (Art. 140). Wie jtimmt 
das aber mit dem Sunbamentaljage, DaB bag Recht dem Unrechte nicht 

u weichen braucht? Archiv 1848, Seite 578. Die richtige Anſicht Schon. 
et Clarus, Rec. sent. gl. Levita, S. 237 und Note 77 dafelbft. 
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§. 87. 
Nothwehr (2. Arten derſelben). 

Die Begründung der Nothwehr, daß das Recht dem Unrechte 
nicht zu weichen brauche, paßt offenbar auf jedes Recht. Nicht 
blos zur Vertheidigung von Leib, Leben, Eigenthum und Ehre, 
ſondern auch zur Vertheidigung der Familienrechte, z. B. zur Ab⸗ 
wehr des bei der Frau ertappten Ehebrechers, desgleichen zur 
Vertheidigung der Freiheit, des Pfandbeſitzes, einer Servitut! ꝛc. 
ift die Nothiwehr am Orte. Im Römischen Rechte ift dies an- 
erfannt?. Es muß als gemeinrechtlich aufgeftellt werden, ob» 
wohl die älteren Deutichen Quellen, und jelbft noch die Karolina, 
die Nothwehr in einer beichräntenden Weile auffaflen?. Die 
neueren Geſetzbücher haben im Laufe der Zeit immer mehr 
Rechte mit den Nothmehrbefugnifien ausgerüftet, und im Preußi⸗ 
ſchen, wie im R.G.⸗B. ift die Nothwehr fchlechtweg gegen jeden 
rechtswidrigen Angriff geitattet worden“. 

Eine erfhöpfende Angabe der Arten der Nothwehr, nach den 
verichiedenen zu vertheidigenden Rechten, ift hiernach faum möglich. 
Beionderer Herporhebung bedürfen überdies nur die Nothwehr 
zur Bertheidigung der Berjon, die Bermögensnothwehr und 
die Ehrennothmwehr. 

1) Nothwehr zum Schute der Berjon. 

Zu den Angriffen gegen die Perfon, melde zur Nothwehr 
berechtigen, gehören nicht blos Angriffe gegen Leib oder Leben, 

1 Mer z.B. eine Degegerechtigr eit über eines Anderen Grundſtück hat und 
ſich ſchon auf dem 1 befin, 3 ut nicht zu weichen. Schwierige 
Einzelheiten: ee IB 1848, Seite 56 

de vi: “im u P Tepellere licet, idque jus natura 

comparatur. © L.3.D. de just. et jure: „Ut vim atque injuriam pro- 
ulsemus, juris gentium est.“ L.45. D. 8. 4. ad leg. Aquil.: „Vim vi 
efendere omnes leges omniaque jura permittunt.‘“ L.4. pr. D. ad leg. 
Aquil.: „Adversus periculum naturalis ratio permittit se defendere.“ 


Diele Stellen lauten Au allgemein als möglich. 
& Bor a. a. O. — 8.:0.:D. Artt. 139. 140. 150. Luden, Handbuch 
eite 


Teuß . Strafgefegb. 8. 41. Gerade jo das R.-6.:8. 8.53, das bie 
rerdi che veftimmung aufgenommen und nur etwas fchärfer formulirt h 
Idenburg Art. 37. Sachfen 1855, Art. 91, nennt wieder nur Perſo 
und Eigenthbum (Krug. Seite 173, Siebbrat, 1862, Seite 82). Ba ern 
1861 jpricht von Angriffen auf erfon, Befit ober Eigentbum, Ein= 
dringen in eine Wohnung oder ein Peſityum deg ne Kon ——— 
Komm. I. Seite 552, daß die Nothwehr nach Bay nde „zum Schuße 
aller Rechte, welche geſetzlichen Schuß genießen“, et auch zum Schuße 
der Keufchheit und der Ehre. 


152 Erftes Buch. Erfter Titel. 


fondern namentlich aud Angriffe gegen bie perſönliche Freiheit. 
Alle diefe Rechte Fünnen mit einer bis zur Vernichtung des Geg- 
ners gehenden Gewalt vertheidigt werden. Im Röm. R. wird 
insbefondere dem Weibe ein Tödtungsbefugniß bei gewaltiamen 
Angriffen auf die Keufchheit zugefprochen !. 

2) Bermögensnothmehr. 

Die Gewalt, melde man dem rechtswidrigen Angreifer des 
Eigenthums zufilgt, um daflelbe zu vertheidigen, braucht Feines- 
wegs mit dem Werthe des angegriffenen Eigenthbumsobjeftes im 
Verhältniſſe zu ftehen. Auch ein geringfügiges Eigenthumsobjeft 
darf mit der größten Gewalt, jelbft mit der Tödtung des rechts⸗ 
widrigen Angretfers, vertheidigt werden. Das Maß der erlaubten 
Gewalt richtet fih nicht nach dem MWerthe des zu vertheidigenden 
Rechtes, fondern nah den Erforderniffen der Vertbeidigung. 
Sp viel Gewalt, als zur Vertheidigung des Rechtes nothwendig 
ift, jo viel darf man anwenden, fei das Recht jelbft groß oder 
fein ?. 

Dafjelbe gilt von der Vertheidigung des Befites. Ja man 
darf jogar dem fliehenden Diebe? und dem gemaltfamen Beſitz⸗ 
entfeger*, mit allen Nothwehrbefugniſſen ausgerüftet, die Sache 
noch wieder abnehmen. Kann der Berechtigte dem fliehenden 
Diebe die Sache noch wieder abnehmen; kann er den Befiß- 
entſetzer aus feinem Grundftüde jofort noch wieder hinauswerfen: 

1 L.1.$.4. ad leg. Corn. de sic.: „D. Hadrianus rescripsit, eam 
quae stuprum sibi per vim interferentem occidit, dimittendam.“ Die 
Anerkennung der Nothwehr zur Bertheidigung der Verf on iſt allgemein. 
Geib II. Seite 233. 

2 8.:0.:0. Art, 150: „Stem fo —* zur Rettung eines Anderen Leib, 
Leben oder Gut Jemand erichlägt. ” Sn den Motiven zum Bayr. Entwurfe 
von 1855 wird freilich wieder von Weberfchreitung ber Nothwehr gelprochen, 
wenn das „gebrauchte Mittel mit bem Zwecke auber Ben Verhältniß ftand, z 
Todtung bei Eriwenbung eine unbedeutenden ent tandeg.” —8 
lein I. Seite 555. Damit ſtimmt überein Krug, Komm. 1861, I. Seitel 5, 
Nr. 5, der die äußerfte mit Gefährdung des Le ens verbundene Gewalt nur 
bei einem jehr bedeutenden Bermögensobjette entichuldigt findet. 
Geib II. Seite 237 

3 L.1. Cod. unde vi: „Recte possidenti ad defendendam os- 
sessionem — incul atae tutelae moderatione illatam vim propulsar 
licet „st. 2 „L.17.D.devi. 

L.3.8.9. ‚sedhocconfestim,nonexintervallo.“ 

Archi 1848, — "Bayern 1861, Art. 72, Abiah 2: „Das Raͤmliche 
(Stenftofigei gilt auch von demjenigen, der aufder Stelle den wiberredit- 
lid Eingedrungenen wieber gu vertreiben, oder bon dem auf der That be- 
troffenen ober auf der uat —* enen Räuber, Diebe oder anderen An⸗ 


greifer den widerrechtli ogenen Befit beweglicher Sachen wieder zu 
erlangen ſucht.“ Seeger, en eanbL Seite 331 fgg. Geib II. ©. 234. 
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ſo beweiſet er gerade damit, daß er ſeinen Beſitz in Wahrheit 
noch gar nicht verloren hat, ihn alſo allerdings noch vertheidigen 
kann!. 

Wer rechtswidrig in die Wohnung eines Anderen einzu⸗ 
dringen ſucht, dem tritt das Nothwehrrecht in der Geſtalt des 
Hausrechtes entgegen?. 

3) Ehrennothwehr. 

Die meiſten neueren Geſetzbücher geſtatten die Nothwehr nur 
gegen gewaltthätige Angriffe auf die Ehred. In Wahrheit 
aber muß man die Nothwehr bei Ehrenangriffen zulafien, jo weit 
fie tbatfählih möglich iſt. Ihre Möglichkeit kann bei mörtlichen 
und fombolifchen Smjurien keineswegs ganz abgeftritten werden *. 


1 Neber die Beftimmung des Röm. R., nach welcher es dem Gläubiger 
eftattet ift, dem fliebenden Schuldner das, was er von Km zu fordern 
Dat, eigenmächtig abzunehmen, vgl. Archiv 1848, Seite 588. 589. — — Aud 
über bie zitaſigten der Vermögensnothwehr herrſcht in ben neue⸗ 
ren Geſetzbüchern Einſtimmigkeit. Bayern (1813) Art. 129, wobei die 
Motive Th I. Seite 314 es als erlaubt anerkennen, den entlaufenden Dieb 
mit einem Schuffe zu veriwunden oder zu tödten, wenn es fein anderes Mittel 
zur Rettung des Gutes gebe. Sachſen 1838, Art.70. Sachſen 1855, Art.91. 
Hannover Art. 78. Darmftadt Art. 46. Braunſchweig Art. 166. 
Württemberg Art. 102. Doch nehmen manche Gefegbücher Rückſicht auf 
bie Seiegtih eit des Vermögensobjektes & B. Württemberg Art. 103, 
Baden 37, Darmft. 49), wobei der falfche Gedanke zu Grunde liegt, daß das 
Bertbeibigungsmittel mit dem Werthe des angegriffenen Gutes im Verbältnifie 
fopen müfle. Daß die Nothivehr auch bei Verfolgung des fliehbenden 
tebes oder Räubers, der die entwendete Sache mitgenommen bat, ftatt- 
finde, erfennen namentlich an Württemberg 102, Darmftadt 46, Braun- 
ſchweig 166, Thüringen 66, Bayern 1861, 72. 

2 In Preußen ſchon anerfannt durch das Allg. Lor. II. 20. 8. 525 fg.; 
noch mehr durch die ganz allgemein lautenden Ausbrüde des 8. 41 des Straf 
gefegb., die in das R.:G.-8. übergegangen find. Ebenjo Bayern (1813) 129, 
Württemberg 102, Baden 84, 89, Braunſchweig 166, Thüringen 66, 
Bayern 1861, 72. 

I Streitfragen im Archiv 1848, ©. 573 fgg. — Nur von gewaltfamen 
Angriffen auf die Ehre, fo daß bei mörtlichen und fumbolifchen Injurien feine 
Nothwehr geitattet wird, reden Mürttemb. 102, Baden 84, Darmſt. 46, 
Braunfchw. 166, Thüringen 66. — Hannover 78 Ipright dagegen ſchlecht⸗ 
weg von unrechtmäßigen Angriffen gegen die Ehre. Ueber Bayern 1861 
die Schon angef. Stelle von Stenglein I. ©. 552. Das Bayr. Geſetzbuch 
nennt die Ehre nicht ausdrücklich unter den durch Nothwehr zu vertheidigenden 
Rechten, wohl aber die „Perſon“, ein Ausbrud, der einer weiten Deutung 
fähig tft. Geib II. 236. 

4 „Eine beleidigende Demonftration hindern, die vorräthigen Exemplare 
einer Schmähfchrift wegnehmen, die Fenfterladen vor demjenigen fchließen, ber 
uns durch beleidigende Graben höhnt, die Thüren verichließen, um die Worte 
eines aufgeregten Injurianten nicht in's Publikum dringen zu laſſen: dies 
Alles und manches Andere find ganz geeignete Mittel ber Gerennotötoeh. 
Archiv 1848, ©. 575. 
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8. 88. 
Nothwehr (3. Grenzen derjelben). 

Iſt der rechtswidrige Angriff noch nicht ein gegenwärtiger, 
jo tft die dem Angreifer zugefügte Gewalt eine vorzeitige!. Sie 
ift ftrafbar, weil die Bedingungen der Nothwehr noch nicht völlig 
vorhanden waren. 

Unter der Vorausfegung eines in der That gegenwärtigen 
rechtswidrigen Angriffes befindet ſich zwar der Angegriffene im 
Buftande rechter Nothwehr. Aber er überfchreitet die Grenzen des 
Nothwehrrechtes und handelt abermals ftrafbar, wenn er gemalt» 
famer verfährt, als es zu feiner Vertheidigung erforderlich ift. 
Die Tödtung des Angreifers ift mithin nur dann erlaubt, wenn 
gelindere Mittel zur BVertheidigung nicht ausreihen? Wird 
während des Vertheidigungsfampfes über das Bedürfniß der 
Vertheidigung binausgegangen, fo liegt ein Vertheidigungs⸗ 
erceß vor. 

Mit der Befiegung des Angreifers, oder mit dem vollftändigen 
Verluſte des angegriffenen Nechtsobjeltes hört der Zuſtand der 
Nothmehr auf. Jede Gewalt, die dem ſchon befiegten Angreifer, 
oder die ihm nach dem vollftändigen Verlufte des angegriffenen 
Rechtsobjektes zugefügt wird, ift eine nachzeitige und als ſolche 
gleichfalls ftrafbar. Nach dem Siege des Benöthigten wäre die 
von ihm ausgehende Gemaltthätigfeit nicht mehr Vertheidigung. 
Nah dem Stege des Nöthigers, d. h. nach dem unmwiderruflichen 
Derlufte des von ihm bedrohten Rechtsobjektes, ift eine Vertheidi- 
gung dieſes Rechtsobjektes ebenfall3 nicht mehr möglich ®. 

Ob indeß in der That eine ftrafbare Ueberjchreitung der 
Grenzen der Nothwehr ftattgefunden babe, kann immer nur mit 
Berücjichtigung der ganzen Individualität des Benöthigten 
entſchieden werden. Ein abftraft allgemeiner Maßſtab ift bier 
nit am Orte. Der Benötbigte bleibt ſtraflos, wenn er in feiner 








1 Man fchießt 3. B. den Dieb fchon nieder, noch bevor er an den Ort der 
beabſichtigten That elangt iſt. 

2 L. 5. pr. ad leg. Aquil.: „— sin autem, cum posset apprehendere 
furem, maluit occidere, magis est, ut injuria fecisse videatur; ergo 
Cornelia tenebitur.“ 

3 C.2. X. de homicid. (V. 12), c. 18 eod.: „„— quamvis vim vi re- 
pellere omnes leges et omnia jura permittant, — tamen id debet fieri 
cum moderamine inculpatae tutelae,nonad sumendam vin- 
dictam, sed ad propulsandam injuriam.“ CCC. Art. 142. 
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Vertheidigung ſo verfuhr, wie er bei ſeiner Individualität nach 
redlicher Ueberzeugung unter den beſonderen Umſtänden des vor⸗ 
liegenden Falles zum Zwecke der Vertheidigung verfahren mußte!. 
Namentlich iſt zu beachten, daß der Zuſtand der Rechtsnoth und 
des Vertheidigungskampfes Affekte hervorruft, welche von dem 
Angegriffenen nicht verſchuldet wurden und oft kaum beherrſcht 
werben können. Das R.⸗G.⸗B. nennt freilich nur die negativen 
Affekte „Beitürzung, Furcht und Schreden”, nicht die pofitiven 
Affekte des Zornes und der Kampfeshite, als Gründe, melche die 
Meberfchreitung der Nothwehr ftraflos machen. Allein Zorn und 
Kampfeshige werden fi doch oft unter „Beitürzung” ſubſumiren 
laſſen, und die Motive Seite 72 beweifen überdies, daß es tm 
Sinne des Geſetzgebers liegt, jene drei Worte mwomögli auf 
ale durch den rechtswidrigen Angriff hervorgerufenen 
„Affekte“ auszudehnen ?. 

Eine Berpflidtung zum Schadenerfaße kann übrigens 
mitunter auch) da noch angenommen werden, wo die im Intereſſe 
der Vertheidigung ausgeübte Verlegung ftraflos bleibt. 

Wenn der rechtswidrige Angreifer in der Nothwehr ver- 
wundet oder getödtet worden tft, fo ift e8 wünſchenswerth und in 
manchen Geſetzbüchern bei Strafe befohlen, daß der Benöthigte 


1 Archiv 1848, ©. 592 fgg. — Die vorzeitige und bie nacaeitige Ge⸗ 
walt find im Allgemeinen ſtrenger zu beurtheilen, als der während des Ver— 
theidigungskampfes ſelbſt begangene Exceß. Dem gigterli chen Ermeſſen 
dürfen hier nicht zu enge Grenzen geſteckt werden. Vgl. Bayern (1813) 
Art. 132, Württemb. 108, Hannover 79, ETHUc 167, Baden W, 
Thüringen 67, Sachſen 1855, 91. Bayern 1861, Art. 73: „Wenn burd) 
den Richter der That entfchieden ift, daß der Thäter in Nothwehr gehandelt 
und nur bie Grenze derfelben ſchuldhaft überfchritten bat, fo tft 
die — —S Strafe nach Maßgabe — des Art. 68 (Strafmilderung wegen 
„verminderter Zurechnungsfähigkeit“) herabzuſetzen.“ 

2 Bei der Fragſtellung muß man die Abſätze 2 und 3 im 8. 53 des 
R.-8.:3. genau unterfcheiden. Im Abſatz 2 liegt ein Rechtfertigung3- 
arund, im Abfak 3 nur ein Entfhuldigungsgrund. Gemeinfame 
Vorausſetzung beider Abſätze ift der Zuftand der Rechtsvertheidigung. 
Die Frage nach der Straflofigleit wegen Nothwehr Löfet fich daher logiſch in 
drei Fragen urn nämlich 1) in die Frage nach dem Borbandenfein bes Zu: 
ftandes der Vertheidigung; 2) für den Tall der Bejahung dieſer erften Frage: 
in die Frage, ob die Vertheidigung nur die „erforderliche war; 8) für den 

al der Bejahung der erften und der Berneinung der zweiten Frage: in bie 
age, ob die Grenzen der Bertheibigung in Beftürzung, Furcht oder Schrecken 
überfchritten worden find. Ad 3 bat man ſich zu hüten, daß man bie freie 
Auffaffung der Worte, „Beitürzung, Furcht oder Schreden” nicht durch ein 
beigefügte „nur“ einenge Eine Zufammenfaffung der Tragen 1 und 2 
würde in die Frage 3 einen inneren Widerfpruch bringen. Vgl. Oppenhoff, 
Rechtfprechung Bd. XII. (1872) Seite 550 (ungenügend). 
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hiervon Anzeige made. Es könnten fonft Unfchuldige in den 
Verdacht eines begangenen Verbrechens gerathen. Es Tünnte nicht 
minder der Benöthigte, durch Unterlaffung der Anzeige, fich felbft 
verdädtig machen. Es mird endlich die Anzeige der erfolgten 
Tödtung oder Verwundung auch durch das Intereſſe der polizei- 
lihen Ordnung gefordert!. 


III. 
Bon den Mitteln. 


$. 89. 


Das Subjekt kann auf das Objekt nur einwirken durch ein 
Mitte. Das Mittel ift nothwendig das Dritte, welches vorhan⸗ 
den fein muß, wenn eine Handlung, ein Verbrechen, ausgeführt 
werden fol. 

Unter dem Mittel verftehben wir nun zwar aud ein Objeft, 
aber ein ſolches, das Schon auf der Seite des Subjeltes 
fteht, den Zwecken des Subjeftes gemäß eingerichtet ift 
und vom Subjelte gegen ein anderes Objeft angemwenbet 
werden jol. 

Am markirteften tritt der Begriff des Mittels in den Werf- 
zeugen hervor. Der fubjeltive Zweck ift in ihnen bereit vor- 
gebildet. Das Mittel ift nur Werkzeug durch den ihm zu Grunde 
liegenden Zweck. — 

Der Wille ift ein Ueberfinnliches. Soll er fich in der Sinnen- 
welt verwirkliden, fo muß zwiſchen dem Weberfinnlichen und dem 
Sinnlichen ſchon eine Brüde eriftiren; es muß dem überfinnlichen 
Milen ein urfprünglides finnlihes Werkzeug mitgegeben fein. 
Dies iſt der menjhlide Leib. Er ift eine Gejammtheit von 
Merkzeugen, die großentheils unter der Herrichaft des Willens 
fteben. Vorzugsweiſe ift e8 die Hand, mwelche dem Willen von 
der Natur zum Handeln mitgegeben tft. 

Hat der Menſch von feinem Leibe, ald dem erften und an- 


ı Strafbeftimmungen für unterlafiene Angig on Bayern (1829) 
Art. 136, Württemberg $. 145, Braunſch annoder Art. 8 
Die preußiſchen Entwürfe enthielten like Nnostnen en. Das Becub, 
ge etzb. fchweigt aber über die ER mit ihm das R.G.⸗B.; 

efterreih, Sachſen und Bayern 1861; der Art. 136 des aapt. 
—ãn von 1813, —— die Selbſtangeige forderte, ift aufgehoben 
worden. Stenglein. ©5 
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geborenen Organe des Willens, Befit genommen umd ihn unter 
feine geiftige Herrichaft gebracht: To geht er dazu fort, fih Werk 
zeuge zu fchaffen, die außerhalb feiner find. Er dringt in die 
Außenwelt vor, unterwirft ſich die Objekte, legt in diefelben feine 
Zwedgedanken und macht fie Damit zu Organen feines Willens. 

So entiteht der Gegenfaß der angeborenen, urjprüng- 
lien, zu den erworbenen, gemadten Werkzeugen. Sn den 
leßteren ſteckt ebenſowohl ein Zweckgedanke, als in den erfteren. 
Aber den Fünftlihen Werkzeugen liegt der Bmedgedanfe nur 
äußerlich zu Grunde, während er bei den urfprünglichen das 
innere Lebensprincip ifl. Daher ift das Fünftliche Werkzeug 
nur thätig, wenn es von außen ber in Bewegung gejegt wird, 
wogegen das lebendige Werkzeug fih von innen heraus be- 
wegt. — | 

Die Kenntniß der angewwendeten Mittel ift wichtig 

1) bei dem Beweife des Verbrechens. Das gewählte Mittel 
fann ein Anzeichen für den Willen des Handelnden merden. 
Weil in einem Werkzeuge der Zweck des Subjektes ſchon vor- 
gebildet Liegt, fo läßt ſich ein ziemlich fiherer Schluß von dem 
gewählten Werkzeuge auf die Willensbeichaffenbeit des Thäters 
machen; 

2) für die Ausmeffung der Strafbarleit des Thäters. 
Denn die Wahl eines wirkſameren oder gefährlicheren Werkzeuges 
bekundet einen höheren Grad der Entichiedenheit oder der Gefähr- 
lichfeit des verbrecherifchen Wollens; 

3) für den Thatbeftand des Verbrechens, der hier unfer 
Thema ift. — In diefer Hinſicht unterfcheidet man taugliche 
und untauglide Mittel. Lebtere zerfallen in abfolut und 
relativ (oder in concreto) untauglide. Dieſe Eintheilungen 
laſſen fih auf die Objekte des Verbrechens ebenſo gut anwenden 
als auf die Mittel. Wiefern mit untauglicden Mitteln wenigftens 
ein Anfang der Ausführung des Verbrechens möglich fei, wird in 
der Lehre vom Verſuche mitgetheilt werden". 

ı Das Hannov. Strafgefetb. 8.40 unterfcheidet nicht blog, ob das Mittel 
tauglich oder untauglich war, fonbern auch, ob ed an und für fih gan 
untauglich war, ober nur unterbenbefonderen Umftänden und na 
der Art des Gebrauches die ſchädliche Wirkung nicht haben konnte. (Xeon= 
bardtl.S.197.) Im Gr. Heſſiſchen Strafgefekb. 8. 67 und im Braun- 
ſchweigiſchen 8.30 wird Straflofigtett außgeiprochen, wern zur Ausführung 


aus Unverftand oder abergläubiichen Wahne ſolche Mittel gewählt wurben, 
die dazu unter Feinerlei Umftänden dienlich fein konnten. (Brei= 
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Zweiter Titel. 
Die verbrecherifche Handlung. 


I. 
Die Handlung und die Zurediuung. 


8. 90. 

Begründung der Handlung und der Zurehnung. 

Nachdem das Subjekt ein Mittel gefunden bat, durch welches 
e3 auf das Objekt einwirken kann, find wir auf dem Punkte an- 
gelangt, von der verbredheriihen Handlung felbft zu reden. 

Das Subjekt legt feinen Willen in das Mittel. Es giebt 
dadurch dem an fich todten Mittel, das aber ſchon zur Aufnahme 
des Willens gleihfam wohnlich eingerichtet ift, eine lebendige 
Seele, welche jegt in den durch den Zweckbegriff vorgebildeten 
Formen des Mittels Platz nimnt. 

Nun es vom Willen ergriffen und bejeelt worden tft, regt 
fih das Mitte. Es ſetzt fich gegen das Objekt in Bewegung. 
Und vermöge diefer Bewegung des Mittels vermittelt ſich der 
Mille zur That!. 

Eine jolche lebendige Vermittelung des Willens zur That 
heißt eine Handlung. Sie ift die Bewegung des Willens 
auf dem Boden der Außenwelt, im Gegenfage zur That, melche 
nur das abgelagerte objektive Ergebniß diefer Bewegung be- 
zeichnet. 

In dem Begriffe der Handlung ift der Begriff der Zurech⸗ 
nung enthalten. Zurechnen heißt nämlich: ein Gejchehenes einem 
Willen auf die Rechnung ſchreiben, — es als das Ergebniß einer 
Handlung auffaflen, — die Bermittelung des Gefchehenen mit dem 
Willen nameilen?: 2 


denbacd II. Seite 160). Bon Manchen werden die relativ untauglichen 
Be ie oder unwirkſame genannt. Bol. ZBadhariä, vom 
erfuche, . 
I Bermittelung bezeichnet nicht blos den äußeren (f. g. Kauffal- 
pulanmenpang) ondern den äußeren und inneren (bom Schuldmomente 
urchdrungenen) Zufammenhang. Orundf äde bes Preuß. Strafr. 8.8891. 
Bar, die Lehre vom Kauſſalzuſammenhange, Leipz. 1871. 
2 Berner, Grundlinien ber Friminaliftifchen Imputationslehre, Berlin 
1843, Seite 39 fgg. gitteratur bei Köſtlin, Syſtem, Seite 128, Note 2, 
und bei Geib IL. 8.7 
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Sp weit demnach der Begriff der Handlung reicht, fo meit 
reicht auch der Begriff der Zurechnung; und wo der Begriff der 
Handlung aufhört, da hört auch der Begriff der Zurechnung auf. 

Nun giebt e8 jedoch . g. Unterlaffungsverbreden (De- 
licta omissionis). Sie beftehen darin, daß man etwas gejetlich 
Gebotenes nicht thut, und jcheinen daher Nicht- Handlungen zu 
fein. In Wahrheit aber find fie negative Handlungen. Es 
ift bei ihnen ſowohl ein Wille, als ein äußeres Ergebniß dieſes 
Willens da, — nur Beides in negativer Weile. Das Nichtwollen 
des ‚Gebotenen ift nämlih auch ein Wille Die unterbliebene 
Ausführung des Gebotenen ift auch eine That. Und wenn dieje 
That infolge jenes negativen Willens eingetreten ift, fo tft dies 
auch eine Vermittelung von Wille und That, aljo eine Sand» 
lung!. Auch das R.-G.-B. verfteht unter Handlungen ſowohl 
Begehungen als Unterlaffungen. 


1 L.4.D. de agn.et al. liberis: ‚„‚Necare videtur non solum is, qui 
partum perfocat, sed et is, N alimonia denegat.“ Feuerbach, Lehrb. 
8.89. Spangenberg, über Unterlaffungsverbrechen, im R. Archive Bd. IV. 
©.527f. Zach ariä, vom Berfuche, Bd. J. S. 66 fgg. Luden, Abhandl. I. 
467 fgg. U. 219 fgg. Derſelbe, Handb. I. 217 fgg. — Krug, Abhandl. II; 
Derſelbe, Komment. 1861, S. 2. Beſonders aber Glaſer, Abhandl. 1858, 
©. 287- 603. Merkel, krim. Abhandlungen I. (1867) ©. 76. Buri im 
Gerichtsſaal XXI. (1869) S. 189. Bar, wege vom Kauflalzufammenbange 
(1871) S. 90. Buri, über Kauffalität, 1873. Meyer, Lehrb. S. 1% fgg. 
Binding, Normen Il. ©. 447 fgg. — Die Zahl ber ftrafbaren Unterlaffungen 
ift Hein, die Strafe meift gering. Iſt aber einmal eine Unterlaffung 
bedroͤht, fo ftraft man fte felbft dann, wenn fie aus bloßer SahıTälfigfeit 
hervorging. — Drei Klafjen der ftrafbaren Unterlaffungen: 1) Aus dem 
polizeilichen Geſichts punkte gebietet die Obrigfeit zahlreiche kleine 
Thättgleiten im tal der Sicherheit, 3. B. Berbeden von Gruben, 
Brunnen. Die Unterla ung einer diefer Thätigleiten wird als Uebertre— 
tung geftraft. Preußen 345 Nr.4.8.9.10.11. R.:6.:8. $. 367 Nr. 5. 
6. 11. 12.13. 14. 15; 8. 368 Nr. 2.8. 2) Aus dem Gefihtspuntte der 
Öffentlichen Berufstbätigfeit gebietet die Obrigkeit ben Beamten, und 
ſelbſt einzelnen Bürgern, wenn fie gerade eine öffentlice Thätigleit auszuüben 
baben, die Erfüllung gemwifler Berufspflichten. Die unterlaffene Erfül- 
lung diefer Pflichten ift hinfichtlich der Beamten meift in den Dienftprag- 
matifen bevrobt. 3) Aus dem Gefichtspuntte der allgemeinen 
Bürgerpflicht ftraft die Obrigfeit die unterlafjene Anzeige bevor= 
ftebender Verbrechen, beſonders der jtaatsgefährlichen und leben3- 
geröpeligen. Bgl. die Regifter der Strafgejegbücher sub voce „Unterlafjung.’ 

.&.:8. 8.139. — Kann die unterlafjene Rettung eines Anderen 
je geftraft werben? Geib II. Seite 191. 192. R.-6.:6 $. 360. Nr. 10. 
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$. 91. 


Aufhebung der Handlung und der Zurehnung. 
(R.-6.:8. 88. 52. 224. 59.) 

Wenn die Begriffe der Handlung und der Zurechnung darauf 
beruhen, daß ein Wille, eine That und eine Vermittelung 
beider vorhanden ift: fo find Handlung und Zurechnung aufge- 
hoben, jobald einer jener Beftandtbeile fehlt. 

1. Fehlender Wille. 

Die Zurehnung fällt weg, jobald das Subjeft nur infolge 
einer beftimmenden Naturgemalt (Vis major naturae), oder 
infolge eines von einer fremden Perſon ausgeübten phyſiſchen 
Zwanges (Vis absoluta) eine verlegende Wirkung hervor» 
gebracht hat!. | 

2) Fehlende That. 

Die Zuredinung fällt weg, fobald das Subjelt über das 
bloße Wollen des Verbrechens nicht hinausgeht und feinen Willen 
in der Außenwelt gar nicht bethätigt. Cogitationis poenam 
nemo patitur?, 


3. Fehlende Vermittelung. 

Die Zurechnung fällt weg, wenn zwar Wille und That vor» 
handen find, beide aber einander nicht entſprechen und der Zu- 
janmenhang zwiſchen ihnen abgebroden ift (Error facti und 
Aberratio delicti). Unter diefe Rubrik fällt R⸗G.⸗B. 8. 59: 
„Wenn Jemand bei Begehung einer ftrafbaren Handlung das 
Borhandenfein von Thatumftänden nicht Fannte, welche zum ge- 
ſetzlichen Thatbeftande gehören oder die Strafbarkeit erhöhen, jo 
find ihm diefe Umftände nicht zuzurechnen. Bei der Beftrafung 
fabrläffig begangener Handlungen gilt dieſe Bejtimmung nur in- 


1 Pan kann bei den Naturfräften mechanifche, phufilalifche nnd orga= 
nifche unterfcheiden. A. fällt von Ungefähr auf den B. und tödtet ihn dadurch: 
mechaniſcher Zufall. A. wird durch eine Elektriſirmaſchine genöthigt, dem 
B. einen Schlag zu geben: phyſikaliſcher Zufall. A. wirb von einem tollen 
Hunde gebiflen, bekommt die Hundswuth und zerfleifcht nun den B.: organi= 
ſcher Zufall. (Imputationsl. Seite 55—57.) — Bet phyſiſchem Zmange 
ift der Gezwungene nur Durchgangspunkt einer fremden Handlung. Bhyfi= 
ſcher Zwang fommt faft nur bei Unterlaffungsverbrechen vor, 3. B. als 
Zwang zur Unterlaffung einer Anzeige, durch Einfperren. Smang zu Be= 
gehbungen wird meift pfuchifcher Zwang fein, auf welchen die Grundſätze 
des Notbitandes anzuwenden find. Geib II. Seite 65. 66. R.-©.-:8. $. 52. 

2 VBgl. $. 72 dieſes Lehrb. 
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fomweit, als die Unkenntniß felbft nicht duch Fahrläſſigkeit ver⸗ 
fchuldet if.” Hierin liegt Folgendes: 

a) Es handelt fih um Unfenntniß von Thatumftänden. 
Sie ſteht der Unkenntniß des Strafgefetes gegenüber. Sie ' 
umfaßt dagegen diejenige civilrechtliche Unkenntniß mit, die 
den zur Strafbarkeit nöthigen Dolus aufhebt‘. 

b) Die Unfenntniß betrifft Thatumftände zweifacher Art: 
entweder folche, welche die Strafbarkeit begründen („zum gejeh- 
lichen Thatbeftande gehören‘), oder ſolche, welche die Strafbarfeit 
erhöhen. Der Thäter weiß 3. B. nicht, daß die Sache, die er 
aus dem Gewahrjam eines Anderen wegnimmt, eine fremde ift, 
fondern hält fie für feine eigene; oder der Gehülfe bei einem 
Diebftahl weiß nicht, daß der Thäter bewaffnet tft. 

c) Dann tft, jo weit die Unkenntniß reicht, die Zurehnung 
aufgehoben, weil Wille und That fich nicht deden. 

d) Iſt die Rede von Thatumftänden, welche zum gefeß- 
lihen Thatbeftande gehören, jo kann man bei mangelnder 
Kenntniß überhaupt Nichts zurechnen. 

e) Iſt die Rede von Thatumftänden, welche die Strafbar- 
feit erhöhen, jo kann man bei mangelnder Kenntniß nur das 
Minus zurechnen, welches nah Abzug jener erhöhenden Um⸗ 
ftände bleibt. 

f) Bei diefen Enticheidungen wird aber Dolus in Betreff 
des Thatbeftandes oder des erhöhenden Umſtandes als Erfor- 
derniß vorausgejegt. In manchen Fällen genügt indeß fchon die 
Fabrläffigfeit. Wer z. B. aus Unfenntniß von Thatumftänden 
falſch geſchworen hat, kann noch eines fahrläffigen Eides; mer auf 
einen Menſchen geſchoſſen bat, den er für ein Thier bielt, kann 
noch einer fahrläffigen Tödtung ſchuldig fein: freilih nur dann, 
wenn die Unkenntniß ſelbſt duch Fahrläſſigkeit verjchuldet mar. 
Hierauf geht der zweite Sat des $. 59. 

g) Auf die Abirrung der Handlung bezieht fich hingegen 
der $. 59 de8 R.-G.-B. unmittelbar nicht. Diefe ſteht im Gegen- 
lage zum Irrthum im Gegenftande. Der Thäter irrt im 
Gegenftande, wenn der Gegenftand, auf den feine Handlung 


1) Diefer wichtige Sat kommt oft zur Anwendung: Ipenboff Recht⸗ 
ſprechung Bd. VII. ©. 121, Bd. X. ©. 167, Bd. XI. ©. 60 
Berner, Gtrafreht. 9. Aufl, 51 
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ſich richtet, ein anderer ift, alS er glaubt. Des Thäters HSand- 
lung irrt ab, wenn fie die Richtung auf den Gegenftand, auf 
welchen der Thäter einwirken will, verläßt und eine Richtung nad 
einem anderen Gegenftande einihlägt. Bei einem Irrthum im 
Gegenſtande findet Straflofigfeit oder geringere Strafe nach den 
Beftimmungen des $. 59 ftatt. Der Irrthum im Gegenftande 
fann indeß auch für Zuredhnung und Strafbarkeit gleichgültig 
fein, wenn der getroffene Gegenftand diefelbe gejeglihe Bedeutung 
bat, als derjenige, auf den e3 der Thäter abgejeben hatte. Bei 
einer Abirrung der Handlung löfet fih dagegen die Vermittelung 
von Wille und That in der Weile auf, daß der Kauffalismus 
der Außenwelt fortgeht, ohne von Willen beherricht zu werden: 
woraus denn folgt, daß die durch Mbirrung berbeigeführte Folge 
dem Thäter mindeftens nicht zum Dolus zugerechnet werden 
fann. Sn der Negel wird bei Abirrung nur ein Verſuch zu 
ftrafen fein; denfbar bleibt indeß, daß fih die durch Ab- 
irrung berbeigeführte Folge noch auf Fahrläfligfeit zurüdführen 
lafle!. 

h) Die Folgen einer Handlung, welche felbft bei der ge- 
börigen Beionnenbeit nit vorhergeſehen werden fonnten, 
ftehen mit dem Willen des Subjeftes nicht mehr im Zuſammen⸗ 
bange. Es hört bei ihnen die Zurechnung auf. Sie find bloßer 
Casus. Demnad) Tann eine an fich leichte Körperverlegung auch 
dann nur als eine leichte zugerechnet werden, wenn fie eine zwar 
ſchwere, aber zugleid unvorherjehbare Folge gehabt hat 
(R.-©.-B. 8. 224). Diefe Enticheidung liegt zwar ebenjo wenig, 
wie die sub g über die Abirrung gegebene, unmittelbar in den 
Morten des $. 59, folgt aber ebenſo wie jene mittelbar aus der 
Ratio defjelben, welche in dem Grundfate liegt, daß die Zurech⸗ 
nung nicht weiter reicht als die Handlung. 


1) Berner, Grundbf. bes Breuß. Strafe. 74—81. Litteratur bei 
Geib II. S. 270-274, bei Schwarze, Kommentar, auch bei Schaper in 
Ka Handb. II. S. 172. Binding, Normen II. an verſch. Orten (Sad: 
regiiter ©. 631). — Error in objecto: A. will den B. erfchießen, hält den C. 
für den B. und erfchießt ftatt bes B. den C. Aberratio delicti: A. will den 

. erfchießen, erfennt den B., zielt auf den B., trifft aber von Ungefähr ben 
danebenftehenden oder dazukommenden C. 
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8. 92. 
Ueberblid über die Geftaltungen der Handlung. 


Wo wir von einer Handlung reden, da haben wir immer 
ein Geſchehenes und ein Gemolltes, und zwar Beides im 
Zuſammenhange mit einander. 

Entſpricht das Geſchehene den Gewollten, fo ift die Hand⸗ 
lung eine doloſe. Entſpricht das Geſchehene dem Gewollten 
nicht, ſo bleibt dennoch ein Schuldzuſammenhang möglich, ſofern 
das Subjekt es an der nöthigen Aufmerkſamkeit oder Beſonnen⸗ 
heit fehlen ließ. Dann iſt die Handlung eine kulpoſe. — So 
bilden Dolus und Kulpa die beiden Abſtufungen auf der fub- 
jeftiven Seite der Handlung. Fragt man, wie ein Gejchehenes 
dem Willen zuzurechnen jet und in welchem Maße es das Ge- 
präge der Subjeftivität trage, fo muß geantwortet werden, ent- 
weder daß Dolus, oder daß Kulpa vorhanden fei. 

Zwei ähnliche Abftufungen zeigen fih auf der objektiven 
Seite der Handlung. Das Gemwollte kann vollftändig oder un- 
volftändig verwirklicht fein. Im erfteren Falle haben wir den 
Begriff der Bollendung, im lekteren den des Verſuches. 
Vollendung und Verſuch find für die objektive Seite der Hand⸗ 
lung gerade das, was für die fubjeftive Seite Dolus und Kulpa!. 

Hiernach werden zuerft Dolus und Kulpa, fodann Verſuch 
und Bollendung in bejonderen Rubrifen abzuhandeln fein. 


II. 

Dolus und Knlpa. 
A. 

Dolns (Böswilligkeit). 


8. 93. 
Dolus im Allgemeinen. 

Der Wille wird dadurch zur Thätigkeit aufgerufen, daß das 
Subjekt irgend ein Bedürfniß empfindet, welches es befriedigen 
möchte. Die Befriedigung diejes Bedürfniffes (4. B. der Habſucht, 
der Eiferfudt, der Rachſucht) tft das Motiv und der Zweck des 
Subjeftes. 


1 Imputationgl. S. 174—178. 
11* 


164 Erfted Buch. Zweiter Titel. ' 


Um die Befriedigung des fubjektiven Bedürfniffes zu er- 
reichen, muß fi der Wille auf die Ausführung eines Gedankens, 
auf die Herbeiführung eines Erfolges richten (z. B. auf Aneig- 
nung einer fremden Sadje, auf Berftümmelung oder Tödtung der 
verhaßten Perſon). Sn diefer Richtung ift der Wille Abſicht. 

Die Abfiht fommt zur Ausführung, indem der Wille fich mit 
dem erforderliden Maße der Energie an die Außenwelt heran- 
begiebt, d. h. durch den mehr oder minder feften Vorſatz. 

Demnad tft die Entftehung des Dolus im Inneren bes 
Eubjeltes ein Fortgang vom Zwecke zur Abficht, und von der 
Abſicht zum Vorſatze. 

In umgekehrter Reihenfolge treten dieſelben Begriffe bei der 
Verwirklichung des Dolus auf. Es muß nämlich zuerſt die 
Außenwelt energiſch angegriffen werden (Vorſatz). Das Ergebniß 
dieſer Thätigkeit iſt ſodann der verwirklichte Erfolg (Abſicht). 
Und aus dieſem Erfolge fhöpft letztlich das Subjekt feine Bes 
friedigung (Zwed). Aus dem Zwecke geht die Bewegung des 
Willens hervor, um in ihm auch ihren Abſchluß zu finden. 


1 Berner, die Lehre von der Theilnahme am Berbrechen und die neueren 
Kontronerfen über Dolus und Kulpa, Berlin 1847, Seite 66 und 67. Dazu 
deffelben Imputationsl. Seite 179. Eine neue Prüfung diefe8 Gegen 
ftanbe liefern Herrmann im Archiv des Kriminalr. 1856, ©. 1 —7— Oſen⸗ 

rüg gen Abhandlungen aus dem Deutfchen Strafrechte, Bb. 1.857, S. 1 fgg- 
und Bar, vom Reuffaigufammendange 1871, S. 0. Bgl. Schaper in 
Holgend. Handb. II. (1871) S. 195. Die ſchöne Abhandlung von Krug über 
Dolus und Kulpa (1854) bezieht fich borzugätseile auf den Dolus eventualis 
seu indeterminatus. Beder, Theorie I. Seite 402 {ge- Geßler, über den 
Begriff und die Arten des Dolus, Tübingen 1860. Binding, Normen, II. 
©. 102 fgg., 269 fgg. Auf der Erfenntniß der Begriffe Vorſatz, Abficht 
und Zwed und ihres fubjeltiven und objeltiven Zufammenhanges ruht das 
tiefere Verftändnip des Begriffes der Handlung und die fruchtbare Erforichung 
der Lehre vom Thatbeftande. Dieſe Begriffe werden bleiben, jelbft wenn 
die Zufunft alle weiteren Eintheilungen des Dolus über Bord 
werfenfollte. Die Zeit der fcholaftifden Streitigkeiten über diefe weiteren 
Eintbeilungen ift vorüber. Eine Erneuerung derielben würde die Wiffen- 
Ihaft nur von den lebendigen Aufgaben ablenten. — — In den neueren 
Geſetzbüchern findet man ſehr verfchiebenartige Bezeichnungen bed ver- 
brecherifchen Willens, fo 3. B. im Breuß. Geſetzb. die egeicmungen: Vorſatz 
und acer Abſicht und abfichtlich, moiffentlich, mit Ueberlegung, wider 
befferes Wiffen, Zweck, böswillig, mit Lift, rechtswidrig. Aehnlicher Rede⸗ 
formen bedienen ſich die Quellen des gemeinen Rechtes. Röm. Recht: 
sciens, sciens prudensque, dolo malo, consulto, consilio, data opera, 
malo animo, proposito etc. Deutfches gemeines Recht: Wille, böfer 
Wille, williglich, ee mit Wiffen und Willen, boshaft, böglichen Weile, 
fürfäglich, freventlich, gefährlicher Weife, argliftig. Reuere Gefeg- 
bücher: Bayern 1813 Art.39. Darmftadt 58. Hannover 41. Braun- 
jameig ET: Baden 97. Thüringen 29. Defterreich 1. Die gejep- 
ichen Definitionen des Dolus, meift leere Umfchreibungen und Tauto⸗ 
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$. 94. 
Borfap. 

ME Vorſatz bezeichnet das Strafreht den Grad der Tiefe 
und Entſchiedenheit des verbrederiihen Willens. Der 
Wille tritt bier auf als wirffame Urjade. . 

Bevor das Subjekt handelnd in die Außenwelt eingreift, geht 
e3 innerlid mit ji) zu Rathe; denn nur vom Denken kann das 
Wollen und Handeln ausgeben. Dieje innere Berathung ſchließt 
ab dur den Beſchluß. Der Beihluß aber fommt zur Aus- 
führung, indem fich der Wille energifch gegen die Außenwelt auf- 
Tchließt: d. h. duch den Entſchluß. Auch das R.⸗G.⸗B. nimmt 
bei feiner Definition des Verſuches $. 43 den Ausdrud „Ent: 
ſchluß“ im Sinne des thatfertigen Willens. 

Ye nachdem nun der Fortgang von der inneren Berathung 
zum Beichluffe und zum Entjchluffe ein ruhiger oder ein durch 
hinzugetretenen Affeft übereilter war, nennt man den Vorſatz 
PBrämeditation (Borbedadt) oder Impetus (Affektwille). 


Logien, find mit Recht ausgeworfen worden von ben Geſetzbüchern Preußens, 
Didenburgs, Bayerns 1861 und bed Deutfchen Reiches. Schon das 
Mürttemb. Gefeg vom 13. Auguft 1849 erflärt die Art. 51—61 des Geſetzb., 
enthaltend bie Beitimmungen über Dolus und Kulpa, für aufgehoben. 

Das R.-©.-B. bezeichnet den Dolus im Allgemeinen mit „vorſätz— 
lich“ (vgl. 8. 89. 90. 136. 137. 142. 169. 211. 212. 218), bisweilen auch mit 
„böswiltlig“ (8.134. 135). Den Ausdruck „Abſicht“ gebraucht es bald in 
einem weiteren, bald in einem engeren Sinne; es fpricht von betrügerifcher 
Abficht ($. 263. 265), von rechtömwidriger Abficht, 3. B. bei Urkundenfälfchung 
(8. 272), von Abficht auf Vermögendvortheil und Abficht zu fehaden (S. 273. 
275 Nr. 3), von gewinnfüchtiger Abficht. Für das Ichte Ziel des Handelnden 
fagt es im $. 235 Zmed. Obwohl ed, im Anjchluß an den volksthümlichen 
Spradgebraud, Borjag, Abficht und Zweck nicht fo fcharf fcheidet, wie es in 
ber theoretischen Darſtellung zur Sonderung der Begriffe nöthig tft, trifft es 
bock mitunter genau mit ven oben aufgeftellten theoretifchen Unterfcheidungen 
zufammen; 3.8. im Abfchn. 17 des befonderen Theil® „won der Körperver⸗ 
legung”, too bie vorfägliche Zufügungeiner Berlegung, die vorfägliche 
Beibringung von Gift, von den dabei beabfichtigten Folgen auseinander 
gehalten wird. Oft hebt das R.«G.«B. nicht nur das ſubjektive Moment der 

orjäglichleit, fondern auch dag objektive der Rechtswid vigkeit hervor, 
meift mit „rechts widrig“ (8. 246. 249. 253. 263. 267. 346. 355), bißweilen 
mit „widerrechtlich” (8. 123. 124, 291. 339), bei Mebertretungen meift Durch 
das mildere „unbefugt” ($. 360. 366. 367. 368. 370). Biffentlich“ 
deutet befonders auf denjenigen Dolus, der fich durch Lüge und Falfchheit 
&aralterifirt, wie bei verleumberifcher Thätigkeit $. 131, Meineid 8. 153, 
Doppelebe 8. 171; bei Mebertretungen kommt es vor (im $. 364, Gebraud 
ſchon einmal verwendeten Stempelpapieres) um die Strafbarkeit auf den Dolus 
zu befchränten und fie bei der Fahrläffigkeit auszuſchließen. In gleichem 
Sinne gebraucht dag R.:©.-8. die Worte „wider befjeres Wifjen“ in den 
88. 164 (falfche Anfchuldigung), 187 (Privatverleumbung), 189 (Berleumdbung 
Berftorbener), 278 (unrichtige ärztliche Beugniffe). 


- 
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1) Zur Prämeditation ift nicht erforderlich, daß der Be- 
ſchluß ſchon längere Zeit vor der Ausführung gefaßt wurde. Nur 
ein befonnenes Wollen ift nöthig. Die Länge der Zeit, welche 
ziwifchen dem Auffeimen des böſen Willens und der Ausführung 
verftrichen ift, kann zwar allerdings als ein Anzeichen des Vor⸗ 
bedachtes gelten; fie ift aber Feinesweges inımer der mahre Maßitab 
für die Tiefe des böfen Willens. Und namentlih ift auch dann 
Vorbedacht anzunehmen, wenn der Gedanke des Verbrechens und 
das ruhige, Taltblütige Ausführen dejjelben unmittelbar auf 
einander folgen !. 

2) Der $mpetus hört auf eine Schuldform zu fein, fobald 
der eingetretene Affeft die innere Berathbung und Beihlußnahme 
nicht blos überftürzt, jondern ganz aufgehoben und unmöglid 
gemacht hat. Nicht das Fehlen jener Momente bildet die Eigen- 
thümlichfeit des Affektwillens; diefe Liegt vielmehr darin, daß Bes 
rathung, Beſchluß und der ausführende Entſchluß wie mit Einem 
Schlage da find. 

In manden Fällen wird die Grenze von Prämeditation. und 
Impetus zweifelhaft. Asdann ift nach folgenden Regeln zu 
entſcheiden: a) Wurde das Verbrechen im Affekte befchloffen, die 
Ausführung aber mit Bejonnenbeit unternommen: fo ift Präme- 
ditation vorhanden. Denn die Bejonnenbeit bei der Ausführung 
hebt den vorangegangen Affekt auf. b) Wurde das Verbrechen 
mit Befonnenbeit beichloffen, aber im Affefte unternommen: fo ift 
Impetus vorhanden. Denn der Affekt ift hier der Anftoß der 


I Die Eintheilung in Brämeditation und Impetus wird für den That- 
beftand wichtig bei den Tödtungsperbrechen. Im Allgemeinen ift fie nur bei 
der Strafausmeffung von Bedeutung. Schon die Römer unterfcheiden 
propositum und impetus. L. 11. D. de poenis. L. 38. $. 8. D. ad leg. Jul. 

e adult. gl. CCC. Art. 137. Wilda, Strafr. der Germanen, S. 706 fgg. 
— Das Preuß. R. bezeichnet die Brämeditation mit den Worten „vorfäglich 
und mit Weberlegung”; den Impetus: „vorfählich und ohne Ueberlegung.” 
Preuß. Strafgb. 5. 175 und 176. Ebenfo das R.-©.:B. 8. 211 und 212. 
Bayern 1861, Art. 228: „mit überlegtem Entſchluß“; Art. 229: „ohne 
überlegten Entſchluß.“ — Smput. ©. 179—183. Hälſchner IL ©. 141. 
Geib II. ©. 256 fgg. — Für den Affeltwillen findet ſich in der alten Nie- 
derfächlifchen Sprache der Ausdrud „Haftmuth” (Haſtenmod), deffen Ein 
führung Ofjenbrüggen, Alamannifches Strafe. Seite 138, befürwortet. 
Geyer, Erdrt. S. 7, ftimmt DOfenbrüggen bei. Allein diefer Ausdruck Tiegt 
unferem modernen Sprachgebrauche zu fern und fcheint überdies in das Gebiet 
ber Uebereilung aus Fahrläffigfeit Hinüberzufpielen. 

2 Eine Mittelftufe groiien Dolus und Kulpa ift der Affektwille nicht, 
da es folche Mittelftufen überhaupt nicht giebt. Allerdings aber wird bie im 
Affekte herbeigeführte Wirkung oft kulpos fein. 
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Ausführung geweſen. c) Dagegen hört die mit Beſonnenheit be- 
ſchloſſene That nicht unbedingt auf eine prämebditirte zu fein, wenn 
der Affeft erft nach begonnener Ausführung und im Verlaufe der- 
felben eintritt !. 


8. 95. 
Abſicht. 

Abſicht heißt der Wille in ſeiner Richtung auf den ver— 
brecheriſchen Erfolg. 

1) Beabſichtigt der Handelnde unbedingt das Eintreten des 
Erfolges, ſo iſt ſeine Abſicht Dolus determinatus. 

2) Beabſichtigt der Handelnde den Erfolg nur bedingt 
(nur eventuell), ſo iſt ſeine Abſicht Dolus indeterminatus sive 
eventualis. 

3) Reihen ſich mehrere Erfolge derſelben Handlung an ein- 
ander, von denen der nähere unbedingt, der entferntere nur 
bedingt beabfidhtigt wurde: fo treffen Dolus det. und Dolus 
indet. zufammen?. 


8. 96. 
3wed. 

med heißt die angeftrebte eigene Befriedigung, die 
das Subjeft aus dem Erfolge ſchöpfen will. 

Welche Bedeutung der Zweck für dag Strafrecht habe, lehrt 
folgender Vergleich von Zwed und Abſicht. 

Die Abfiht verkörpert fich in dem Erfolge. Sie Löfet fich 
auf diefe Weife ganz von der Innerlichkeit des Subjeftes. Sie 
nimmt den Charafter der Individualitätsloſigkeit und Allge- 


1 Defterr. 57. Breuß. 175. 176. 177. 190.196. Bahern (1813) 90, 
Sad. (1838) 42.121. Württ. 107.237. Hannov. 91.227, Braunfchm. 
63. 145. Gr. Helfen 119. 252. Baden 97. 205. Abüring. 119. Sachſen 
1855, Art. 46 49. Ueber Bayern 1861 Art. 228—230 fiehe Stenglein I. 
©. 248. 249. R.-.:8. 211. 212. 

2 Die Unterfcheidungen des Dol. det. und des Dol indet. find für ben 
Thatbeitand völlig gleichgültig und können nur bei der Strafausmef- 
fung Beachtung finden. Noch gleichgültiger ift eg, ob man zwei Erfolge alter- 
nativ beabfichtigt hat, ober ob man nur einen Erfolg wollte. Heſſ. Darm. 
Strafgb. Art. 60. — Sehr ausführlih: Imputationsl. S. 184 reg Theiln. 
143 fgg.— Gegen die Annahme eined Dol. event. seu indet. haben fich neuer- 
lich iart Oſenbrüggen (Brandftiftung, 1854), Temme (Archiv 1854, 
Seite 206) und Krug (Ueber Dolus und Kulpa, 1854). — Geſetze: Bayern 
(1813) 39. 41. Württemb. 55. 56. 57. Baden 97. 98. Darmit. 58, 60. 
Sannov. 41.43. Braunſchw. 27.28. Sachſen 1855, Art. 47. 
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meinbeit an; denn fie ift dasjenige, was jeder Handelnde, bei 
gleichem äußeren Erfolge, ganz ebenſo gewollt hat wie der andere. 
Weil fie fich, ihrem ganzen Umfange nad, in äußeren Merkmalen 
- ausprägt, fo tft fie äußerlich erweisbar. 

Der Zweck dagegen ift etwas ganz Innerliches, durchaus 
Individuelles und Unſichtbares. 

Auf die Abſicht kommt es weſentlich bei der juridiſchen, 
auf den Zweck bei der moraliſchen Beurtheilung an. Das Recht 
hat es mit dem äußerlich hervorgetretenen Willen, die Moral mit 
der innerſten Triebfeder des Handelns zu thun. — Eben daher 
eignet ſich der Ausdruck „Abſicht“ mehr als jeder andere, um 
ſchlechtweg den Kriminaldolus zu bezeichnen. 

Zu abſtrakt verfährt man jedoch, wenn man die Berückſich⸗ 
tigung der Zwecke ganz von der ſtrafrechtlichen Beurtheilung aus⸗ 
ſchließt!. 


B. 
Kulpa (Fahrläfſigkeit). 


8. 97. 
Kulpa im Allgemeinen. 

Kulpa oder Fahrläffigkeit Liegt vor, wenn infolge eines ver- 
meidlichen Irrthumes ein unbeabfichtigter verlegender Erfolg 
eingetreten ift. Unter der Vermeidlichkeit des Irrthumes tft zu 
veritehen die Möglichkeit, den Irrthum dur Anwendung der 
im bürgerlichen Leben erforderliden gewöhnlichen Auf- 
merffamfeit aufzuheben?. Wenn das R.⸗G.⸗B. den Punkt nicht 


1 Zrenbelenburg, logifche Unterfuchungen, Berlin 1840, Band II. 
Seite 171. 72 fgg. — Imputat. Seite 224 fgg. Theiln. 150 fgg. — Bei dem 
Diebftable, wenn zu bemfelben gewinnf is tiger Wille gefordert wird, 
fcheint der Zwed für den Thatbeftand wefentlich zu fein. In der That aber 
tommt e3 auf die Gewinnſucht gar nicht an; es Tann vielmehr auch aus Mit- 
leid und aus Freigebigkeit ein Diebflah! verübt werden. Nur diejenigen De 
finitionen des Diebſtahls find richtig, Die fich auf die Bezeichnung der Abficht 
befchränten. — Weber pinhologiiche Bedeutung bon Motiv und Zweck: 
Ideler, Pſychologie, S. 39 fag. 

2 Geringes Berfehen ift ker ftrafbar; es wird mindeſtens mäßiges 
Berfehen gefordert, als die Verabfäumung ber gewöhnlichen Aufmerkfam- 
keit. Manche Geſetzbücher heben dies ausdrüdlich hervor, wie namentlidy das 
Darmit. Art. 58. Andere fprechen nur von Nachläſſigkeit, Unborlichtigteit, 
Ungefchidlichkeit, Mangel an Aufmerkſamkeit u. & w., fo daß dem Richter bie 
Auffindung des Apfangeppntte. der ſtrafbaren Kulpa überlaſſen bleibt. So 
Sachſen (1838) Art. 127. Württemb. 58. 251. 267. Hannov. 47—5l. 
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charakteriſirt, wo die Fahrläffigkeit ftrafbar zu werden beginnt: 
fo darf der Richter deshalb nicht annehmen, daß in den Fällen 
der Bedrohung einer fahrläffigen Handlung jede, aud die 
leichteſte Fahrläſſigkeit ftrafbar fei; denn dies wäre eine Ver⸗ 
fennung der allgemeinen Grundfäße des Strafrechtes, nach melden 
die Grenze der civilrechtlihen Verantwortlichkeit wegen Fahrläſſig⸗ 
feit und die Grenze der Strafbarleit wegen Fahrläffigkeit durchaus 
nicht zufammentreffen, jo daß gar wohl bei leichterer Fahrläffige 
feit die Strafbarkeit Schon aufhören kann, während die civilrecht- 
liche Erfagpfliht noch beiteht. Nur die Abſchätzung Des 
Punktes, mo die Strafbarkeit der Fahrläfligfeit anhebt, 
tft dem Deutichen Richter Durch das Schweigen feines Geſetzbuches 
anheimgejtellt worden. 

Es fragt fih, in melden Fällen wegen bloßer Fahrläffig- 
feit nicht blos Schadenserfaß, fondern Strafe auferlegt werden 
dürfe. 

Sm der Regel feht das Verbrechen Abjicht voraus. Die 
Beftrafung bloßer Fahrläffigkeit bildet die Ausnahme. So 
lange da3 Gegentheil nicht aus befonderen Gründen erhellt, ift 
die Abfichtlichkeit als ein Erforderniß der Strafbarfeit einer That 
vorauszujegen !. 

Das R.⸗G.sB. beftraft die Fahrläffigfeit 


Braunfhm. 29.161. Auch der Code penal 319. 320. Das Badiſche 
Strafgb. 8. 101 ftraft nur diejenige —— die von dem Thäter nach 
allgemeiner Erfahrung oder auch ſeiner beſonderen Kenntniß bei 
Anwendung gewöhnlicher Aufmerkſamkeit zu vermeiden geweſen wäre. Vgl. 
Thüring. Art. 30. Oeſterr. 8. J. 2. Das —* Strafgeſetzbuch ſchweigt 
über die Begriffe des Dolus und der Kulpa. Die Verhandlungen aber er— 
geben, dat man ebenfalls nur das mäßige und das grobe Berfehe, nie das 
geringe Berfehen ftrafen will. Sachſen 1855 erflärt im Art. 48, eine un: 
gewöhnliche Bedachtſamkeit fei von dem Handelnden, außer wo eine be- 
ſondere Verpflichtung ftattfindet, nicht zu verlangen. In demjelben Sinne ift 
der Art. 6 des Bayer. Strafgb. von 1861 aufzufallen, obwohl er bie Fahr⸗ 
Läffigfeit nur nennt. Stenglein Il. ©. 392. 393. Litteratur bei Geib IL 
©. 241 fgg. 262 fgg. Auch in Holtzendorffs Hanbb. II. ©. 179. 

I Gemeinrechtlich ift die Kulpa keineswegs regelmäßig ftrafbar. Das 
Bayerifche Strafgefekb. von 1813 verpflichtet dagegen allerdings im Art. 64 
allgemein zur gehörigen Aufmerkſamkeit, jo daß die Verlegung eines Straf- 

ejeßes, ber Regel nach, ſowohl dolos als kulpos möglich ift. Diefer Fehlgriff 
t die übelften Folgen gehabt. Die fpäteren Geſetzgeber haben ihn ber- 
mieden. Bayern 1861, Art. 6: „Die Strafbeftimmungen des gegenwärtigen 
Gejegbuches find nur auf vorjäglich begangene Handlungen, dann auf jene 
fahrläffigen Rechtöverlegungen anzumenden, bezüglich welcher diefeg — aus- 
drüdlich vorgefchrieben ift. Angabe der Fälle, in welchen das Geſetz⸗ 
buch für die Fabrläffigfeit itraft, bei Stenglein I. ©. 396. 
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- 1) wegen der Wichtigfeit des Objektes: a) bei den ge- 
meingefährliden Handlungen, b) bei Tödtung $. 222, Körper- 
verlegung $. 230, Bankbruch $. 283; 

2) wegen verleßter befonderer Pflicht, vornehmlich Amts⸗ 
oder Berufspflicht, in den Fällen des Eides $. 163, des Ent- 
weichenlaffens von Gefangenen $. 121. 247, der Nichterfüllung 
von Lieferungsperträgen in Kriegszeit oder Nothzeit 8. 329, der 
unrechtmäßigen Strafvollitredung $. 345; 

3) im Intereſſe der polizeilichen Drdnung bei den meijten 
Vebertretungen. 

Sieht man von diefen materiellen Unterſcheidungen ab und 
gruppirt man formell nad der Dreitheilung, jo tft nah dem 
R.⸗G.⸗B. die Fahrläffigfeit ftrafbar 

1) gewöhnlich bei Uebertretungen, hauptſächlich bei den 
polizeilichen, ausnahmslo8 bei denjenigen, die in bloßer Unter- 
lafjung befteben !; | 

2) bei einer Reihe von Vergeben ($$. 121. 163. 222. 
230. 283. 309. 314. 316. 318. 326. 345. 347); 

3) nie bei Berbreden: Zuchthaus und Aberfennung der 
Ehrenrechte find bei Fahrläffigkeit durchgängig ausgeſchloſſen, und 
wo neben einem Verbrechen die Fahrläffigfeit bedroht ift, finkt 
die Handlung felbft in den ſchwerſten Fällen zum Vergehen herab 
($. 222). 


8. 98. 
Arten der Kulpa. 


1) Srevelhaftigfeit (Luxuria) ift diejenige Fahrläſſigkeit, 
bei der das Bemußtjein der Möglichkeit des unbeabfichtigten ver⸗ 
legenden Erfolges obmwaltete?. Sie grenzt zunächſt an den Dolus 
eventualis?,. 


1 Hiergegen jet wieder Schwarze (Kommentar ©. 26). In Betreff der 
Unterlaffungen H er aber principiell im Unrecht; binfichtli anderer Ueber⸗ 
— Fr m zugegeben werden, daß man mitunter wohl zu allgemein 
geiprochen bat. 

2 L.11. D. de incend. bedient ſich des Ausdrudes luxuria. An anderen 
Stellen kommt „lascivia“ vor, und in ganz ähnlichem Sinne in der CCC. 146. 
der Ausdrud „Geilbeit”. Der Sprachgebrauch der neueren Gefegbüder 
ift Fein gteichtörmiger. 

3 Sie tft aber felbft fein Dolus. Eine reine Thatfrage ift es, ob in diefem 
oder jenem Falle bei dem Bemwußtiein der Möglichkeit des Erfolges noch Ab- 
wejenheit der Abficht angenommen werden könne. 
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2) Unvorfichtigfeit beißt die Fahrläſſigkeit, wenn das 
Subjekt zwar kein Bewußtſein von der Möglichfeit des eingetre- 
tenen böjen Erfolges hatte, ein ſolches aber bei gehöriger Auf- 
merfjamfeit haben fonnte. 

Somohl bei der Frevelhaftigfeit, als bei der Unvorfichtigkeit 
täuscht fih der HSandelnde in Ichuldhafter Weiſe. Doch ruht die 
ſchuldhafte Täuſchung bei der Unvorfichtigfeit auf einem bloßen 
Mangel der Aufmerkſamkeit auf den Erfolg, bei der Frevelhaftig- 
feit hingegen auf einem leichtfinnigen Abmwenden der Aufmerf- 
ſamkeit von dem Erfolge. 

3) Neihen fih mehrere unbeabfichtigte Folgen aneinander, 
von denen die näheren als möglich erfannt, die ferneren aber gar 
wicht erkannt wurden, obwohl fie erfannt werden fonnten und 
jollten: jo liegt ein Zufammentreffen von Frevelhaftigkeit und 
Unvorfidhtigfeit vor ?. | 


C. 
Zuſammeuntreffen von Dolns und Kulpa. 


8. 99. 


1) Oft wird ein rechtswidriger Erfolg beabfiähtigt, an den 
fih ein nicht beabfichtigter, aber vorausgefehener oder voraus⸗ 
zufehender rechtswidriger Erfolg derſelben Handlung fnüpft. 
Dann iſt ein Zujfammentreffen von Dolus und Kulpa vor- 


1 Die angeführten zwei Stufen der Kulpa liegen mehr ober weniger klar 
den gefeglichen Beftimmungen über die Sahrläffigkeit zu Grunde. Namentlich 
betrachten die neueren Gejehbücher die luxuria als Kulpa, nicht als Dolus. 
Bayern (1813) 64.65. Württ. 58. 59. Hannov. 46.47. Braunſchw. 29. 
Bad. 101. Thüring. 30. Sachſen 1855 nennt die Kulpa Intehtioeg Unbe- 
dachtſamkeit, was auf die luxuria nicht paßt. Ein praftifches Bedürfniß, 
die Arten der Kulpa gefeglich I ift nicht vorhanden. Die neueren 
Gefetgebungen der Schweiz laflen fich auf Gradationen der Kulpa gar nicht 
ein. (Dal. Temme, Lehrb. Seite 260 a. E.) Auf demfelben Wege finden 
wir auch Die neueren Deutichen Gefehgebungen, namentlich die Preußiſche, 
die Bayriſche und das R.-©.-B. 

2 68 verftebt fich jedoch von felbit, daß nur wegen Eines kulpoſen Ber- 
brechen geftraft werden kann, wenn ber entferntere Erfolg den näheren ver⸗ 
ſchlingt. 3. B.: A. verwundet ben B. aus Frevelhaftigkeit; B. ftirbt an ber 
Wunde, — ein Erfolg, den A. zwar gar nicht als möglich vorausfah, aber vor⸗ 
ausſehen konnte und jollte. Dann ift A. nicht wegen frevelbafter Berwundung 
und außerdem noch wegen unvorfichtiger Tödtung, fondern ſchlechtweg und 
ausfchließlich wegen Fabrläffiger Tödtung zu ftrafen. Doch kommt bei der 
ach ausmeffung fowohl die Frevelhaftigkeit, als die Unvorjichtigfeit in Be- 
tradht. 
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banden!. Irrthümlich wollte man früher den nicht beabfichtigten 
Erfolg, wegen des vorangehenden Dolus, zum Dolus indirectus 
zurechnen?. Nicht minder irrthümlich nannte Feuerbach die bei 
einem ſolchen nicht beabfichtigten Erfolge obmwaltende Fahrläfjig- 
feit wegen des vorangehenden Dolus, eine Culpa dolo deter- 
minata?. | 

2) Biswellen reihen fich zwei verfdhiedene Handlungen 
derjelben Perſon in der Weiſe aneinander, daß bei der eriten 
Handlung eine verbrecheriiche Abficht obmwaltete, aber nicht erreicht 
wurde; während die zweite Handlung, bet der die verbrecheriiche 
Abſicht nicht mehr vorhanden ift, den bei der erften Handlung 
beabfichtigten Erfolg herbeiführt*. Irrthümlich nimmt man bier 
einen fich durch beide Handlungen hindurchziehenden Dolus gene- 
ralis an. Diele Annahme enthält eine unftatthafte Vermuthbung 
des Dolus. — Wurde durch die zweite Handlung eine Beitätigung 
der eriten beabfichtigt, ſo ift der Erfolg allerdings zum Dolus zu- 
zurechnen, entweder zum Dolus eventualis, oder gar zum Dolus 
determinatus. Es ift aber auch denkbar (und von diefer Annahme 
gebt unfer $. aus), Daß der Handelnde bei der zweiten Handlung 
eine Beitätigung und Sicherung des bei der erften Handlung be= 
abfichtigten Erfolges nicht wollte. Dies wird namentlich anzu> 


1 a ©. 254 fgg. Theiln. 120f. Sachſen 1855, Art. 49. 

2 3um Dolus indirectus wollten die Aelteren bauptjächlich diejenige 
nicht beabjichtigte Tödtung zurechnen, die aus einer abfichtlichen 
Körperverlegung hervorgegangen war. So Carpzov, Leyſer, na- 
mentlich Nettelblatt und Glänzer, au Böhmer und Andere. Es lag 
babei das praftifche Beftreben im Hintergrunde, Ausflüchte des Angeſchuldigten 
abzufchneiden, wenn die Ableugnung des animus occidendi ben Thatfachen 

u wiberfprechen jchien. Man verwechfelte Die Beweisfragemit ber Rechte: 
Tao e. Geib II. 8. 97. . 

3 Der Dolus indirectus ift, feit Feuerbach die Annahme beflelben für 
unſtatthaft erklärt hat, zur Antiquität geworben. Die Culpa dolo determi- 
nata Pi gegenwärtig ebenfalls aus geiebaebung, Doktrin und Prati faſt 
—5 — verſchwunden. Bayern (1813) 41 und Oldenburg (1814) 54 laſſen 
freilich den Einwand, daß die Abficht nur auf den geringeren Erfolg gerichtet 
mar, gar nicht gelten. Dies bat zur ungerechteften Härte geführt: Arnold, 
im Archiv des Str. 1843, Seite 530. Bellere Anordnungen enthalten dagegen 
Württemberg 60, Darmftadt 61, Baden 103, Hannover 44, Braun- 
ſchweig 28, Thüringen 30, Sachſen 1855, Art. 49. In allen diefen 
Gefegbüchern wird der in Rebe ftehende Fall als Zufammentreffen von 
Dolus und Kulpa behandelt. Diefelbe Auffaffung fam in den Vorverhand⸗ 
lungen über das Preußiſche Strafgefegbuch zur Öeltung (Goldtdammerl. 


©. 232 fgg.) 

43 8. A. glaubt den B. erichlagen zu haben, und wirft ihn nun fchleunig 
in’8 Wafler, um den Leichnam zu verbergen. Hernach zeigt fich, daß B. nur 
durch die Wirkung des Waſſers getöbtet worden ift. 
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nehmen fein, wenn die erfte Handlung in der Aufregung verübt 
wurde und wenn der Handelnde mit Beftimmtheit glaubte, 
daß der Erfolg ſchon bei der erften Handlung eingetreten fei. In 
folden Fällen fann man nur von einem (dolofen) Verſuche 
fprechen; denn die erfte Handlung, bei der allein die Abficht des 
Verbrechens obwaltete, führte die Vollendung nicht herbei. Hin⸗ 
fichtlih des durch die zweite Handlung wirklich berbeigeführten 
Erfolges bleibt eine Fahrläſſigkeit möglich 1. 


II. 
Vollendung und Verſuch. 


A. 
Vollendung. 


8. 100. 


Ein Verbrechen heißt vollendet, ſobald die Handlung den Be- 
griff defielben verwirklicht hat. Gemeiniglich, wenngleich nicht 
immer, gehört zur Bollendung der Eintritt eines beftimmten Er- 
folges, in welchem die verbrecherifche Abficht erreicht morden ift; 
doch kommt e3 auch in diefen Fällen nur auf die Verwirklichung 
der Abficht, nicht auf die des Zweckes an?. 

Der Ausdrud „vollendetes Verbrechen‘ (Delictum consum- 
matum) fteht im Gegenjate zum Verſuche. Er paßt daher nur 
auf doloſe Verbrechen. 


Nur in drei Fällen läßt das R.-G.-B. bei Vollendung die 
f. g. thätige Reue gelten, nämlich beim Meineid $. 158 als 


1 Die Jury hat nach der Eigenthümlichkeit des alles zu entfcheiden, ob 
bei der zweiten Handlung animus occidendi anzunehmen fei; der Richter 
aber darf in die Fragftellung weder eine praesumtio doli aufnehmen, noch ſich 
» den ber htigten analyfirenden questions intentionelles verleiten laflen. 

eber den angeblichen Dolus generalis enthalten bejondere Beftimmungen das 
Württemb. Strafgefehb. Art. 56 und das Badiſche 8.99. Keines diefer 
beiden Geſetzbücher läßt jedoch hinfichtlich des werbrecheriichen Erfolges eine 
Vermuthung bes Dolus zu. Denn das Württemb. verlangt, um den Erfolg 
pam —8 zuzurechnen, daß der Thäter auch bei der zweiten Handlung „von 

em auf die en gerichteten Vorſatze ausgegangen ſei ober doch 
das vermeintlich ſchon vollfüßrte Verbrechen noch nicht mißbilligt hatte.’ Und 
das Badische fordert ausdrücklich, daß der Thäter bei der zweiten, den Erfolg 
berbeiführenden Handlung „feine Abficht nicht geändert hatte.” — Den Streit 
über den Dolus generalis beleuchtet Walther, Irit. Vierteljahrsſchr., Bd. V. 
©. 241, 8b. VI. ©. 217 fog. 

2 Badhariä, vom Verſuche, I. S. 26. 27 — Geib II. 278. 
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Strafermäßigungsgrund, dann beim fahrläffigen Eide $. 163 und 
bei der Brandftiftung $. 310 als Grund der Straflofigfeit. Bei 
dem unwahren Eide ift die Handlung nad ihrer widtigiten 
Seite jo tief im Innern des Thäter3 verborgen, daß der 
freimillige Widerruf des Beichworenen ein Fräftiger Beweis auf- 
richtiger Neue zu fein pflegt. Für die Straflofigfeit des Brand- 
ſtifters bei rechtzeitig gelöfchtem Brande ſprechen aber Rüdfichten 
auf das Gemeinmwohl. 


B 


Berfud. 
(R.-G.:3. SS. 43. 46.) 


S. 101. 
Berfuh im Allgemeinen!. 

Verſuch heißt die begonnene, aber nicht zum Ziele gelangte 
Ausführung des Verbrechens. Die Abficht trägt bei dem Verſuche 
diefelben Merkmale, wie bei der Vollendung: doch hat fie nicht die 
ihr entfpredhende Verwirklichung erlangt?. Ohne Abficht ift ein 
Berfuh nicht möglih. Der Begriff des Verfuches beichränft fi) 
alfo auf Dolofe Verbrechen ®. 

Vom Römiſchen Rechte wird der Verfuch bei Privatdelikten 
gar nicht beitraftt. Nach gemeinem Deutſchen Rechte beichränkt 


1 Das bedeutendfte Werk hierüber: Zachariä, die Lehre vom Berfuche 
der Verbrechen, Göttingen, Bb. I. 1836, Bd. II. 1839. Sehr wichtig find aber 
auch die Franzöſiſchen Arbeiten, die bereits feit einem halben Jahrhunderte 
den Berfuch als „Anfang der Ausführung” mit Scharflinn interpretirt und 
die neuere Sintpeitung bes Berfuches erfaßt haben. Rossi, Trait€ de droit 

enal, Ausgabe von Helie, Tome II. Paris 1855, p. 106—183. Auf Rossi 
tüßen fich die meiften neueren Arbeiten. Ortolan, El&ments, no. 981 — 
1052. Wir nennen außerdem: Leliövre, Comm. de conatu delinquendi, 
'Lovanii 1828. Romagnosi, Geneſis des Strafrechtes, aus dem Stalieni= 
fchen von Zuden, Bd. II. Seite 1—102. Luden, Abbandl. Bd. I. Bauer, 
Abhandl. I. S. 307—480. Krug, Lehre vom Berfuche, Leipzig 1854. Auch 
das Schriftchen von Ott o, vom Verfuche derVerbrechen, Leipzig 1854. Bar, 
Verſuch und Theilnahme, Hannover 1851. Chop, über Vorbereitung und 
Verſuch, Leipzig 1861. Burt, Abhandl. 1862. Beſonders aber Zachariä, 
Archiv für Preuß. Strafr. Bd. III. ©. 162. 289, Bd. V. S. 577 und Schwarze 
in Holtend. Handb. II. (1871) ©. 269. 

2 Die Abficht ift das geiftige Ganze, das vom erften Beginne bes Verfuches 
ſchon volftändig vorhanden tft, aber fich erft durch den Berlauf der ganzen 
Ausführung in die Eriftenz ſetzt. 

3 Mittermaier, im Archiv I. Seite 181. Zadhariä, vom Berfuche, I. 
S. 35. Luden, Abhandl. I. S. 267. 

*1.1.8.2. D. quod gis ue juris. L. 21. 8. 7—9. D. furtis. L. 15. 
8.10.17. D. de injur. L. 27. % 17 D. ad leg. Aquil. Gefchichtliches bei 
Geib 11. $. 100. ©. 286. fag. 291 f. 
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fih die Strafbarkeit des Verfuches auf die peinlichen Verbrechen!. 
Die meiften neueren Gefeßgebungen Deutſchlands erklären dagegen 
den Verſuch allgemein für ftrafbar?. Das Preußiſche Recht ftraft 
den Verſuch eines „Verbrechens“ immer, den Verſuch eines „Ver⸗ 
geheng” in einigen Fällen, den Verſuch einer „Uebertretung” nie⸗ 
mal3?. Der Preußiſchen Auffaffung fi anfchließend, bedroht 
das R.-G.-3. den Verſuch eines „Vergehens“ nur in folgenden 
19 Paragraphen: $. 107 ftrafbare Verhinderung der Ausübung 
des Wahlrechts oder Stimmrechts, 120 Befreiung eines Ge⸗ 
fangenen und Beihülfe zur Selbitbefreiung, 141 Anmerbung 
für fremden Militärdienft und Perleitung zur Dejertion oder 
Beförderung der Defertion, 148 Verausgabung als unedht er- 
fannten Geldes, 150 PBerringerung von Münzen, 160 Ber- 
leitung zum falſchen Eide, 169 Kindesunterfehtebung ꝛc. oder 
andere Veränderungen oder Unterdrüdungen des Perſonenſtan⸗ 
des, 240 Nöthigung, 242 Diebitahl, 246 Unterſchlagung, 253 
Erprefiung, 263 Betrug, 289 furt. usus und furt. possessionis, 
303—305 Sahbeihädigung, 339 Nöthigung durch Amtsmiß- 
braud, 350 Unterfhlagung amtlich empfangener oder amtlich 
verwahrter Gelder, 352 Erhebung übermäßiger Gebühren oder _ 
Vergütungen durch Beamte, Advolaten ꝛc. Es ſind hiernach 


1 Dies folgt au P.⸗G.-O. Art. 178. Auch bie a Juriſten 
nahmen nur bei den Delicta atrocia ſtrafbaren Verſuch an. Jul. Clarus, 
sent. rec. lib. 5. qu. 92. n. 2. und 5. Die verftändige Anficht, die dabei zu 
Grunde liegt, ift die, daß bei den minder bedeutenden Strafgejegwibrigfeiten 
fein genügendes Öffentliches Intereſſe für die Beitrafung bes bloßen 
Berfuches vorhanden fei. Pal. Code pénal art. 2. u. 3, 

2 Bayriſches Strafgb. (1813) Art. 57 fgg. Württemb. Art. 61—73. 
Badifch. 10-116. Darmft. &8—70. Hannop. 36-38. Sächſ. (1838) 
26. Braunſchw. 35.36. Thüring. 22—23. Defterreich $. 8—10 (über 
Verbrechen), $. 264 g. (über Berbrechen und Webertretungen. Bei biefen 
beiben Iettexen ift der Verfuch ein „mildernder Umſtand“). Sachen 1855, 


3 Die „Vergehen“ bilden den Lebergang von den „Berbrechen” zu den 
‚„Mebertretungen”. Es ift daher ganz natürlich, daß man bei manchen Ber 
gehen den Verſuch ftrafbar gefunden hat, wie bei den Verbrechen; bei anderen 
nicht ftrafbar, wie bei den Mebertretungen. „Der Verſuch eines Vergehen $ 
wird nur in den Fällen beftraft, in welchen die Gejege dies ausdrüd- 
lich beftimmen‘’, fagt $. 33. des Preuß. Stfg. Bayern 1861, Art. 48: 
„Der Berfuch eines Verbrechens ift in allen Fällen, der Berfuch eines Vergehens 
oder einer Uebertretung nur in jenen Fällen ftrafbar, in welchen das Geſetz 
dies ausdrüdlich beſtimmt.“ (E8 ift nicht folgerecht, den Verſuch irgend einer 
Mebertretung zu ftrafen, wenn man den Verſuch fchon bei manchen Ver⸗ 
gehen ſtraflos tal, Bergl. Darmitädt. Polizeiftrafgefeg Art. 21. Würt- 
—A ches Polizeiſtrafgeſetz Art. 107. Württ. Gef. v. 13. Aug. 1849, 
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vorzugsmweife die Eigenthumsvergeben, die der Verfuchgftrafe 
verfallen. 

Der Ausdrud „Unternehmen“ findet fih im R.G.⸗B. bei 
politiihen Verbrechen wegen der Gleichftellung von Verſuch 
und Vollendung: 88. 81. 82, 102 („vornimmt‘), 105; mitunter 
in Fällen ftrafbarer Einwirkung auf den Willen eines Ans 
deren: $. 114 (Nöthigung eines Beamten ꝛc.), 122 (Nöthigung 
bei Meuterei), 159 (Berleitung zum Meineide, wogegen es im 
$. 160 beim „falſchen“ Eide heißt „der Verſuch“), 357 (Verleitung 
duch einen Amtsvorgeſetzten). Diefer Ausdrud begreift meift 
Berfuh und Vollendung, mitunter aber au nur den Ber- 
ſuch (vgl. 88. 159. 357 mit $. 160). Die Anficht, daß „Unter 
nehmen” immer auch Vollendung bedeute, läßt ſich ohne Künftelei 
nicht durchführen und verleitet ohnehin zu der ungerechten und 
unpolitiihen Folgerung, daß bei „Unternehmen“ der Rüdtritt 
niemals ſtraflos mache. 


$. 102. 
Borbereitungsbandlungen. 


Zwiſchen dem inneren verbrecheriihen Willen und ber voll- 
endeten That kann eine Reihe von Stufen liegen. Zu diefen ge- 
hören zuerft die Vorbereitungshandlungen. 

ALS Vorbereitungshandlung ericheint eine Handlung nur dann, 
wenn man fie in Beziehung auf eine andere Handlung (auf 
die Ausführung) auffaßt. Bedroht ein Strafgeſetz eine Handlung, 
die als Vorbereitung dienen kann, ohne Beziehung auf eine da- 
duch vorzubereitende Ausführung: jo iſt jene Handlung nicht 
als VBorbereitungshandlung bedroht; fie tritt dann vielmehr 
als eine an fi ftrafbare Handlung (Delictum sui generis) 
auf. Die Zubereitung von Gift kann 3. B. Vorbereitung zum 
Giftmorde fein. Wenn aber das Geſetz die Zubereitung von Gift 
ſchlechtweg bedroht, fo faßt e8 diefe Handlung nit als eine 
Borbereitungshandlung auf; denn die Strafe tritt hier auch 
dann ein, wenn man durch die Zubereitung von Gift fein Ver⸗ 
brechen vorbereiten wollte!. 


1 Stiehlt A. ein Gewehr, um ben B. zu töbten: fo verfällt er der Strafe 
des Diebftahls; aber feine Handlung kommt nicht als Vorbereitung einer 
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Hiermit ift vom Begriffe der Vorbereitungshandlung dasjenige 
weggeichält, was nad ftrenger Analyje nicht dazu gehört. Erſt 
jest kann die Frage geftellt werden: Sind Borbereitungg- 
bandlungen ftrafbar? 


Diefe Frage ift zu verneinen. Denn einerjeits liegt 
zwiſchen dem Willen, der noch bei den bloßen Vorbereitungen ftebt, 
und demjenigen Willen, der fih in der Ausführung der That 
offenbart, eine gar nicht auszumeſſende Kluft; die bloße Vor⸗ 
bereitungshandlung tft bei einem verbrecheriſchen Wollen möglich, 
das kaum mehr als ein flüchtiger Gedanke oder ein windiger Ein- 
fall ift; wogegen die Ausführung den Willen in feiner ganzen 
Energie und verbrecheriſchen Entichloffenheit fordert!. Und an- 
dererſeits giebt es meiſtens Feine fiheren Merkmale, die den 
Beweis liefern, daß eine Handlung Vorbereitung einer beftimmten 
anderen Handlung geweſen jei?. 


Das R.⸗G.⸗B. läßt nach 8. 43 nicht Schon denjenigen wegen 
Verſuches ftrafen, der den Entihluß zur Verübung nur durch 
Handlungen irgend welcher Art, fondern nur denjenigen, der 
diejen Entſchluß durch Handlungen, welche einen Anfang der Aus⸗ 
führung enthalten, bethätigt hat. Vorbereitungshandlungen find 
Damit von der Beitrafung ausgeſchloſſen. 


Straflos ift demnach, als Borbereitung&handlung, 1) die 


Tödtung in Betracht. — Geib II. S. 299 definirt Vorbereitungdhandlungen 
al8 Handlungen, welche ſich darauf ejhränten, die Ausführung zu ermög- 
lichen oder zu erleichtern, und giebt dann eine Reihe gut gewählter Bei- 
fpiele. — Delicta sui generis der oben erwähnten Art kennt das R.-G.-B. 
im $ 151 (Bergeben) und hauptfächlich ala Hebertretungen ($. 360 Rr.1. 
2. 4. 5. 6; 8. 367 NR. 9; 369 Nr.1. 2). 

1 Mer ein Schwert gekauft bat, um einen Anderen zu tödten, ſinkt viel⸗ 
leicht ohnnmächtig zufammen, wenn man ihn an die Schwelle der augzuführen- 
den Mordthat Stellt. 


2 Der Anlauf eines Gewehre z. B. kann Vorbereitung zur Nothwehr, 
zur Jagd, zum Morde und zu hundert anderen Dingen gemwejen ſein. A. Chop, 
über die Grenze zwiſchen Borbereitung und Verſuch eined Verbrechen, 
Leipzig 1861. Nicht beiftimmen fönnen wir, wenn neuerlich mehrfach ver= 
fucht worden ift, eine abftratte Grenzlinie zwifchen ftrafbaren und 
nicht ftrafbaren VBorbereitungshandlungen zu ziehen; namentlich 
wenn man behauptet, fträfbar feien die Vorbereitungshandlungen, welche 
ſchon deutlich den verbrecheriſchen Willen bekunden, nicht ftraf= 
bar die übrigen. Der bloße verbrecheriiche Wille foll einmal nicht gejtraft 
werden, aud) wenn er noch jo deutlich befunbet if. Auch wird es nie einem 
Sterblichen gelingen, die Merkmale in abstracto feftzuftellen, an denen 
pei bioßen- Vorbereitungshandlungen der feite Entichluß erkannt werben 
ann. 

Berner, Strafreht. 9. Aufl. 12 
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Herbeifhaffung der zur Ausführung erforderlihen Mittel!, 2) die 
Zubereitung der ſchon vorhandenen Mittel?. 

Die Straflofigfeit bloßer Vorbereitungshandlungen bildet die 
Negel des gemeinen Rechtes? und der neueren Gefeh- 
bücher? Doc erleidet diefe Regel eine Ausnahme bei manchen 
Verbrechen, welche für jo ſchwer und gefährlich erachtet werden, 
daß der Staat ſelbſt der Vorbereitung ſchon mit einer Strafe ent» 
gegen treten müfled. Diefe Ausnahme rechtfertigt ſich dadurch, daß 
Borbereitungshandlungen doch ſchon ein gewiſſes Hinaustreten 
des Willens in die Außenwelt find und daß ſich daher ihre Straf- 
lofigfeit nit abfolut behaupten läßt. Die als Vorbereitungs- 
bandlungen bedrohten Handlungen feben Die Abficht auf Begehung 
des vorbereiteten Verbrechens voraus. Dadurch unterſcheiden fie 
fih von denjenigen Handlungen, die ohne Rüdficht auf eine folche 
Abficht, wenngleich aus dem Grunde, weil fie oft in diefer Abficht 


1 3 8. abermals der Ankauf eines Gewehres. Rechtsfälle: Temmes 
Archiv 1. ©. 215 (Sachen), 216 (Württemberg), II. S. 8 fog. (Baden, in 
mehrfacher Hinficht intereflant). 

2 3.3. das Laden bed Mordgefchoffet. Wie man bier im gemeinen 
Rechte von Conatus remotus und bon Delictum attentatum reden kann, ift 
bei den Anordnungen der CCC. Art. 178 nicht zu begreifen. Schon die Bara- 
phrafe von Remuß paraphrafirt diefe Stelle in einer Weife, die über die 
Straflofigfeitder Borbereitungsbandlungen gar feinen Zweifel 
läßt: Siquis non extrinsecis tantum et remotis factis, ut ad- 
paratu telorum, veneni mali praeparatione etc., sed proximis, quae 
ad perfectionem criminis pertingunt, etc. 

3 CCC. Art. 178. Die gemeinrechtlichen Zuriften haben freilich über die 
GStrafbarfeit der VBorbereitungshbandlungen immer geftritten. Zachariä, 
Berfuch I. ©. 221.106 

4 Sachſ. (1838) Art. 29. Hannov. 34. Braunfchm. 40. Darmit. 65. 
66. Württemb. 63. Baden 108. Thüring. 27. hreuß 31. Deſterr. 8. 8. 
Sad en 1855, Art. 45, Bayern 1861, Art. 53. R.-6.:8. 8. 43. 

5 MWürttemb. Art. 238. 213 (Hufnagel, das Strafgejetb. S. 62). 
Ueber Sachſen: Weiß. S.148. Darmft.: Breidenbadh II. 111—144. 
Hannover: Leonhardt I. 157 fgg. Baden: Thilo, 148 fgg. Sachen 
1855, Art. 45. — Breußen bedroht die VBorbereitungshandlungen 
als j!ge nur beim Hochverrathe. Preuß. Strafgejegb. 8. 63—66. 
Yu .©.:B. 8. 84-86. Braunſchweig 151 und Württemberg 238. 
242 bedrohen vorbereitende Handlungen zum Morde. Braunfchweig 151: 
„Wer in mörderifcher Abficht mit Waffen auflauert, oder Gifte, oder 
durch Erplofion tödtende Stoffe anfchafft oder zubereitet, ift mit Zivangsarbeit 
nicht unter einem Jahre zu belegen.’ Hinfchtlic der Münzverbrechen 
pflegt das Anfchaffen von Rünzmerfgeugen bedroht zu fein. Württ. 211. 
Braunfhmeig 133. Hannover 203. Darmit. 212. Baden 528. 529. — 
Bei Borbereitungshandlungen zu ſchweren Verbrechen ift Stellung unter 
Bolizeiauffichtangemeflen. In dieſem Sinne Ipreggen ſich aus: Württ. 63. 
Hannov. 34,1. Braunſchw. 40. Darmit. 65. 66. — Aehnlich den Bor- 
bereitungshandl., aber doch mejentlich von ihnen unterjchieden, find: die Stif- 
tung eines Komplottes oder einer Bande, fo wie die Drohung mit 
einem Berbrechen. 
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vorkommen, al3 Delicta sui generis bedroht find, wie Zuberei- 
tung von Gift, Tragen verborgener Waffen. 


$. 103. 
Anfang der Ausführung. 


Nah den Worten des Art. 178 der B.-&.-D. gehören zum 
ftrafbaren Verſuche „Iheinliche Werke, die zur Vollbringung 
dienftlich find.” In den neueren Gejegbüchern wird fchlechtiveg 
ein „Anfang der Ausführung” gefordert. Beide Ausdrudz- 
weiſen führen zu denjelben Ergebniffen. 

Der Anfang der Ausführung bezeichnet in der That im All- 
gemeinen den Punkt, auf den es begriffsmäßig ankommt. Durch 
den Anfang der Ausführung betritt der Wille, als entſchloſſener 
wirklicher Wille, den Boden der Außenwelt, das Gebiet der 
Geſellſchaft, den Rechtsboden. Bon bier ab tft daher be- 
griffsmäßig Verbrechen anzunehmen. 

Sp Har indeß der Unterfchied der Vorbereitung und der 
Ausführung an fich ift, jo ſchwer ift es doch oft, das Ende der 
Borbereitung vom Anfange der Ausführung zu trennen. Es darf 
diefe Schwierigkeit über die Richtigkeit der Unterfcheidung an ſich 
nicht irre machen. Es liegt in der Natur der Anfänge, fi 
dem Auge des Beobachters leicht zu entziehen. 

Die bloße Herbeifhaffung und Zubereitung der Mittel fällt 
allerdings ſchlechtweg in das Gebiet der bloßen Borberei- 
tungsbandlungen; denn vor der Herbeifhaffung und Zuberet- 
tung der Mittel ift eine Vermittelung des Willens zur That 
(Ausführung) nicht denfhar, und der Handelnde hat es hier noch 
ganz in feiner Gewalt, die Ausführung zu beginnen oder nicht zu 
beginnen. — Ganz ebenfo fällt, auf der anderen Seite, ſchlecht⸗ 
weg in das Gebiet der Ausführungshandlungen jede Handlung, 
welche unmittelbar auf Herbeiführung des verbrecheriſchen Er- 
folges abzielt!. 

Zwiſchen dieſen beiden Endpunften ift aber eine Reihe von 
Handlungen möglich, über welche fich nicht in abftrafter Allgemein- 
heit urthetlen läßt, — die vielmehr, nach der Natur des bejonderen 


1 Der Regel nad) wird der Anfang der Ausführung auf eine derartige 
Handlung zu beichränten fein. Es ift Die ber |. g. Conatus proximus. 


12* 
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Falles, bald als Vorbereitungsbandlungen, bald als Ausführungs- 
handlungen aufzufaflen find‘. 

Aehnlich verhält es fich hinſichtlich der Streitfrage, ob bei 
Untauglidfeit der Mittel oder Objekte ein ftrafbarer Ver- 
ſuch anzunehmen jei? 

Iſt das Objekt einer beabfichtigten Tödtung ein Schatten, 
ein Baumftamm, ein Leichnam; ift das zur Tödtung angemendete 
Mittel Zuder ftatt Arfenik, ein Zauberftab ftatt eines Dolches 
u. dgl. m.: fo ift von einem ftrafbaren Verſuch nicht mehr die 
Nede. Es liegt hier nichts „zur VBollbringung Dienftliches” vor. 
Es ift in Wahrheit Fein „Anfang der Ausführung” vorhanden; 
denn was auszuführen unmöglich ift, kann man auch nicht aus⸗ 
zuführen anfangen. Eine blos ſubjektive Auffaffung des An⸗ 
fanges der Ausführung wäre völlig unjuriſtiſch. Sie wäre den 
Morten des gemeinrehtlihen Geſetzes ſchnurſtracks zumider. 
— Man darf aljo ausfpredhen, daß bei abſolut untauglidhen 
Objekten oder Mitteln der Begriff des ftrafrechtlichen Verfuches 
ausgeſchloſſen fei?. 

Iſt das Objekt einer beabfichtigten Tödtung ein Menſch, 
der jedoch für das anzumwendende Gift unempfänglich, oder gegen 
das anzumwendende Geſchoß durch einen ſchußfeſten Panzer geſchützt 
wäre; tit das zur Tödtung anzumendende Mittel ein Gift, aber 
ein für diefen Menſchen zu ſchwaches Gift: fo ift ein ftrafbarer 
Verſuch gar wohl möglid. Wollte man dies nicht einräumen, fo 


13.83. Erbrechen einer Thür, um Jemand im Haufe zu tödten, ift Fein 
Morbverfuch, Erbrechen einer Thür, um im Haufe zu ftehlen, wird dagegen 
faft immer als Diebſtahlsverſuch aufzufaflen fein. 

2 An manchen Geſetzbüchern bemerkt man ein Schwanken zwifchen dem 
juriftifchen und moralifchen Standpunkte. Unmoralifch handelt allerdings 
auch der, der mit dem animus occidendi auf einen Baumſtamm fchießt. Un» 
moralifch ift aber auch fchon der bloße animus occidendi, vor allen Vorbe⸗ 
reitungen zur That. Bahriſches Stfgb. (1813) Art. 57. Sächf. (1838) Art. 
26.27. Württemb. Art. 72. Hannov. 40. Darmftädt. 67. Baden 110. 
Braunſchw. 36. Thüring. 23. Diefe Gefegbücher jehen in der Untauglich- 
keit der Mittel oder Objefte nur einen Milderungsgrund; Bayern 1813 
und Darmftadt auch das nicht einmal. — Dehterreich fordert im $. 8. 
zum Verſuche „eine zur wirflichen Ausführung führende Handlung, bei der 

te Vollbringung nur wegen Unvermögenheit, wegen Dazwiſchenkunft eines 
fremden Hinderniffes, oder durch Zufall unterblieben tft.“ an Preuß. 
Strafb., 8.31. Bayern 1861, Art. 47. R.-6.8. 8.43. — Die Sranzöfifche 
Jurisprudenz ift gegen bie blos ſubjektive Auffaflung des Anfanges der Aus: 
führung. Wie lommen Deutſche Gefegbücher, bei der oft betonten Objefti- 
vität des Deutfchen Standpunftes, und bei den durchdachten Anordnungen 
des gemeinrechtlichen Geſetzes, zu einer entgegengefchten Auffaflung ? 
Bol. Sachſen 1855, Art. 39. 
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würde man folgeredht die Möglichkeit eines ftrafbaren Verſuches, 
von dem doch die Geſetze ſprechen, ganz leugnen müfjen. Denn 
wenn Alles auch gemäß der Natur des vorliegenden Falles 
zur Vollbringung geeignet fein mußte: jo müßte auch immer die 
Bollbringung jelbft aus den völlig dazu geeigneten Bedin- 
gungen hervorgehen. — Dies rechtfertigt den Saß, daß bei relativ 
untauglichen Objekten und Mitteln der Begriff des ftrafbaren Ver- 
ſuches nicht ausgeſchloſſen fei‘. 

Zwiſchen den augenfcheinlich abſolut untauglichen und den 
ebenſo augenſcheinlich nur relativ untauglichen Objekten und Mit- 
teln liegt abermals ein weites Gebiet zweifelhafter Fälle. Eine 
Theorie, welche bier allgemeine Sätze aufitellen will, verfennt die 
Grenzen, die zwiſchen ihr und dem richterlihen Ermeſſen aufge- 
richtet find ?. 

as von untauglicden Objekten gilt, ift au auf nichtvor— 
handene Objekte anzuwenden. Gerade bier aber find mitunter 
ſalzloſe Entſcheidungen vorgekommen. Ein Dieb fchleicht in das 
Zimmer eines Gebäudes, um dort einen beſtimmten Gegenftand 
zu ftehlen, findet aber dieſen Gegenftand nicht, weil er in ein 
anderes Zimmer gebracht worden ift: hier fehlt es nicht am Objekt: 
der Diebftahl ift ſchon verfucht mit dem Einfchleichen in das Ge- 
bäude, in welchem ſich das Objekt befindet. Ein Anderer begiebt 
fi) zur Verübung von Tafchendiebitahl auf den Markt und greift 
daſelbſt in eine leere Taſche; auch hier fehlt es nicht am Objekt, 
da es bier gefüllte Tafchen in Menge giebt, auf die der Thäter es 
gerade abgejehen hat. In diefem Sinne bat das Preuß. Ober- 
tribunal unter dem 15. Nov. 1871 den Sat aufgeftellt: „Der 
Verſuch eines Diebſtahls ijt ftrafbar (vorhanden), follte das 
eriftirende gewollte Objekt deffelben auch auf dem eingeſchlagenen 
Wege nicht erreichbar geweſen fein“ ®. 


ı Badhariäl. ©. 233 fgg. Schlagende Beifpiele, I. ©. 247. Die Un- 
tauglichkeit oder Tauglichkeit der Mittel oder Objekte ift in ber 
PBraris ein Gegenitand unausgejegter Berhandlungn. Man ſehe die 
Rechtsfälle aus den verjchiedenften Ländern bei Temme, Archiv Bd. 1. 
©. 218-249. Bd. I. ©. 44 fgg. Bd. III. ©. 11 fog. 

2 Beachtenämerth And, bie Unterfcheidungen, die Bauer aufftellt, in 
feinen Abhandl. Bd. 1. S. 876 fgg. — Material zufammengeftellt bei 
Bfotenbauer, der Einfluß ve Irrthums 1838. Neuere Litteratur und 
Grupirung ber verſchiedenen Anſichten bei Geib II. ©. 306 fgg. 

penhoff, Nehteipre: ung Bd. XIL ©. 584-586. — Sohn, 
— Bd. XII. 187 92, fucht durch eine einfache Formel 
eine praftiiche Handhabe Für die — der Frage, ob Verſuch vorliege, 


« 
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8. 104. 
Arten des Verſuches!. 


Scheidet man die Vorbereitungshandlungen, die von der 
älteren Doktrin als erfter Grad des Verfuches (Conatus remotus) 
betrachtet wurden, vom Verfuche, und fordert man zu jedem Ver⸗ 
ſuch einen Anfang der Ausführung: fo find nur zwei Arten 
des Verſuches denkbar: der beendigte und der nicht beendigte 
Verſuch. 

Einer Definition bedarf nur der beendigte Verſuch. Der 
nicht beendigte iſt nur die Negation des beendigten, begreift 
alſo unter ſich jeden Anfang der Ausführung, bei dem es nicht 
zu Beendigung des Verſuches gekommen iſt. 

Die Definition des been digten Verſuches hat man auf drei⸗ 
fache Weiſe zu formuliren geſtrebt. 

Erſte Formel: Der Thäter müſſe Alles gethan haben, was 
von ſeiner Seite zur Vollendung des Verbrechens nöthig war. 

Sp die meiſten Deutſchen Gejebbücher?. Baden verſchärft 
dieſe Faſſung noch durch den Zuſatz, daß die Erfolgloſigkeit durch 
Umſtände bewirkt ſein müſſe, welche weder im Willen noch in 
der Handlungsweiſe des Thäters ihren Grund hatten ?. 

Bei diefer Faflung mürde derjenige eines beendigten Ver⸗ 
fuches nicht ſchuldig fein, der auf den Anderen in tödtlicher Abficht 
geſchoſſen, aber deshalb nicht getroffen hat, weil die aus dem 
Mangel an Feftigfeit des Willens hervorgegangene Unruhe den 
Schuß unfiher machte. Ebenfo derjenige nicht, der einen Anderen 
erhängte, aber mit einem zu morſchen Stride, welcher ſpäter ge⸗ 
rillen ift; oder der in der Reihe der zur Ausführung nöthigen 
Akte einen oder den anderen augließ, obwohl er den legten Aft 


zu geben; aber die einfachite und richtigfte Formel wird immer in den Worten 
„Anfang der Ausführung‘ liegen. ⸗ 

I Berner, Gerichtsſaal 1865: „Wie unterſcheiden ſich der beendigte 
und der unbeendigte ud, und ift auch bei dem beendigten Verfuche ein 
Rücktritt möglich?" Dazu Berner, Gutachten für den D. Juriftentag von 
1876 über die Frage: „Sh der beenbinte Verſuch im Strafgejegb. beizubehal⸗ 
ten, und ift event. dabei die freiwillige Verhinderung der Vollendung als 
Strafaufhebungsgrund anzuerkennen?‘ 

2 Württemberg 64, Braunfchmweig 36, Hannover 33, Darmitadt 
68, Thüringen 26. Damit ftimmen die meiſten Deutfchen Schriftiteller 
überein; befonders Weber, im N. Archiv Band 14. Nr. 2, Bauer, Lehrb. 
8. 68, und neuerlich wieder Geib II. S. 302: unter den neueren Stalienern 
der ſcharfſinnige Sarrara. 

5 Baden 107. 


— 
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vollzogen hat; alſo z. B. der einem Anderen ein tödtliches Gift 
eingegeben, das Gift aber nicht zerſtoßen und deshalb nicht löslich 
gemacht hat: denn in diefen Fällen hat die Erfolglofigfeit in der 
Handlungsweiſe des Thäters ihren Grund. 

Sp formulirt, ift aber die Definition des beendigten Ver⸗ 
ſuches zu eng. Wollte man diefe Formel buchftäblich nehmen und 
mit abftrafter Folgerichtigkeit durchführen, jo würde ein beendigter 
bloßer Berfuch gar nicht vorfommen können. Zu dem, mas von 
Seiten des Thäters nöthig war, gehört nämlich au, daß er 
das Objekt richtig erfannt, das Mittel richtig gemählt und den 
Kauſſalzuſammenhang richtig berechnet und geleitet habe. Sind 
aber alle diefe Bedingungen erfüllt, jo tritt nothiwendig die Voll⸗ 
endung ein. 

Zweite Formel: Der Thäter müſſe Alles gethan haben, 
mas er für nöthig hielt‘. 

Sp Sachſen 1855, Art. 40. 

Bei diefer Faſſung würde ſchon derjenige des beendigten Ver⸗ 
ſuches ſchuldig fein, der den lekten Konſummationsakt wegließ, 
weil er ihn nicht mehr für nöthig hielt; der alfo 3. B. das Gift, 
ftatt e8 einzugeben, nur in die Nähe des zu BVergiftenden brachte, 
weil er glaubte, daß es ſchon durch feine bloße Nähe, durch bloße 
Berdunftung tödte. 

So formulirt, ift die Definition zu weit. Auch ift es ums» 
juriſtiſch, Jemandes Handlung nicht nad) dem zu beurtheilen, mas 
fie ift, fondern nad) dem, was fie ihm zu fein ſchien. 

Dritte Formel: Ein beendigter Verſuch fei vorhanden, 
wenn der Thäter die auf den Erfolg gerichtete Handlung 
erfolglos vollzogen hat; wenn er inSbefondere in denjenigen 
Fällen, wo die Handlung aus einer Mehrzahl einzelner Akte be- 
fteht, den legten Konſummationsakt erfolglos vollzogen bat. 

Dies deutet Preußen mwenigftens an, während Defterreich 
und Bayern gar feine Definitionen des beendigten und des nicht 
beendigten Verfuches enthalten?. Anerkannt ift e8 im R.-G.-B. 
$. 46, Nr. 2. 

In diejer dritten Formel ift das enticheidende Merkmal des 
beendigten Verſuches erfaßt. Sie vermeidet dabei die faljchen 
Beftandtheile der erften und zweiten Formel. Sie reicht aus, fo- 


1Breidenbach, Kommentar II. ©. 173. öplin, 5 Syſtem S. 243. 
2 Breußen 31, Defterreich 8, Bayern 1861 Art. 4 
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bald man fie aus den ſchon dargelegten Grundſätzen über den 
Verſuch mit untaugliden Mitteln oder an einem untauglichen 


Objekte ergänzt‘. 


$. 105. 
Rücktritt und Berhinderung des Erfolges. 


1. Bon einer Handlung zurüdtreten, heißt fie nicht meiter- 
führen, alſo von der Thätigfeit zur Unthätigfeit übergehen, 
einen Schritt rüdmärts thun, durch den man die Handlung 
aufgiebt. Rüdtritt ift noch nicht vorhanden, wenn der Thäter 
die Ausführung nur unterbrochen bat, etwa um ein wirkſameres 
Werkzeug zu holen, Rüdtritt ift aber allerding3 vorhanden, fobald 
der Thäter die Ausführung aufgegeben bat, wenngleich vielleicht 
nicht ohne die Abficht, fie ſpäter wieder anzufangen. 

Ein wirffamer Rücktritt iſt denkbar beim unbeendigten 
Verſuche. 

2. Bei dem beendigten Verſuche iſt ein wirffamer bloßer 
Rücktritt nicht mehr denkbar. Sobald die Handlung den Punkt 
erreicht bat, mo die zur Herbeiführung des Erfolges nöthige 
Thätigfeit beendigt ift, ift das bloße Zurüdtreten, das bloße 
Uebergehen zur Unthätigfeit, nothwendig wirkungslos; denn von 
dDiefem Punkte an rollt der Naturfauffalismus ohne Nachhilfe 
des Thäters von jelbit fort, bis der Erfolg entweder erreicht oder 
verfehlt ift. 

Dagegen iſt e8 bei dem beendigten Verſuche denkbar, daß der 
Handelnde auch noch nach diefem Punkte, zwar nicht durch bloßen 
Uebergang zur Unthätigfeit, wohl aber durch ein pofitives Ein- 
greifen, nicht durch einen bloßen Schritt rüdwärts, wohl aber 
durch einen Schritt vorwärts, den Naturfauffalismus hemme und 
dadurh den Erfolg verhindere; daß er z. B. Demjenigen, den 
er vergiftet hat, rechtzeitig ein Gegengift reiche. 

Der beendigte Berjuch heißt erft dann ein fehlgeichlagener, 
wenn nicht blos der legte Konſummationsakt ftattgefunden, ſon⸗ 
dern auch der Naturfauffalismus fich erfolglos abgerollt hat, ohne 
daß der Erfolg duch den Thäter felbft verhindert worden ift. 

Ad 1. Der freiwillige Rüdtritt macht den unbeendigten 
Berfuh als Verſuch ftraflos?. Das bereit3 Verübte kann jedoch 


: Berner, Derit tziaa 1865, ©. 81 fgg 
2 P.“G-⸗O. A „So Jemand — Pider ſeinen Willen an der 
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mitunter für fich allein ſchon ein felbftändiges anderes Verbrechen 
darftellen. Inſoweit war eine Zurüdnahme des Willens nicht 
mehr möglid. Inſoweit ift daher die Strafe verwirft. Sobald 
aber das bereit3 Verübte an fich nicht verbrecheriich ift, fällt jede 
Strafe fort?. 

Der freiwillige Rüdtritt bildet nur den Gegenjab des 
duch äußere Hinderniffe veranlaßten Rücktrittes. Der Cha— 
tafter der Beweggründe des Rücktrittes ift für die Freiwillig⸗ 
feit gleihgäültig, fobald nur nicht äußere Hinderniffe („Um- 
ftände, welde vom Willen unabhängig”, alſo dem Willen, als 
dem Smmeren, gegenüber äußere waren) die Ausführung ge- 
hemmt haben. Wer aljo etwa aus Furcht, ohne daß ein äußeres 
Stnderniß der Ausführung vorhanden war, zurüdtrat, bleibt eben- 
ſowohl ftraflos als derjenige, deſſen Rüdtritt aus Reue erfolgte. 
Hiermit ftimmen die neueren Geſetzbücher überein’. Das für 
Darmftadt, Art. 69, macht allein eine Ausnahme, indem es die 
Straflofigfeit nur dann eintreten läßt, wenn der Thäter nad- 
weijet, daß er freiwillig und aus Reue von dem Unternehmen 
abgeftanden ſei. Dieje Beſtimmung ift aber unangemeſſen, meil 
fie vom Richter eine Erforfchung der Innerlichkeit des Verbrechers 
verlangt, die außerhalb feiner Aufgabe liegt, und meil fie vom 
Angeihuldigten einen Beweis fordert, den er meift gar nicht 
führen Tann. 


Bollbringung der Miffethat gehindert würde.” Unter den neueren Gefeb- 
büchern wollte nur das Sächſiſche von 1838, Art. 28, feine Straflofigfeit 
wegen freiwilligen Rüdtritted. Vgl. Schwarze im Arch. für Breuß. Strafr. 
Band II. (1854) ©. 429 fgg. Das Sädfi 19: Strafgefetb. von 1855 bat 
fich aber zu der allgemein anerkannten Lehre befehrt. 

1 Zanariä II. 270 fgg. 

2 Die älteren Schriftiteller wollen oft nur mildere Strafe wegen 
des freiwilligen Rüdtrittee. So Engau, Koch, Weſtphal, Duistorp, 
©. J. F. Metiter, Klein. Faft alle neueren erkennen die Straflofigfeit 
als dag Richtige an; fo Feuerbach, Martin, Schröter, Jordan, Bauer, 

ente, Wächter, Mittermaier, Heffter, Klenze, Abegg, Hepp, 

oßhirt, Marezoll, Köftlin. Gegen die Straflofigteit find Grolman, 
Kleinſchrod, Derfted, auch Titmann. 
| 3 Sie fordern zur Strafbarfeit HSinderung dur äußere, vom 
Willen des Thäter8 unabhängige Umftände, mit unbedeutenden Ab- 
weichungen in der Wortfaffung. Württemberg 73, Sannover 34 Graue 
üußeres Hinderniß oder durch Zufall genöthigt”), Sachfen 1855, Art. 
(„durch äußere Umftände gehindert”), Breußen 31 und bamit faft gleich- 
lautend Bayern 47. In demfelben Sinne hat man diejenigen Gejegbücher 
audzulegen, die nur fchlechtweg von „freiwilligem“ Rüdtritt reden, mie 
Baden 117, Thüringen 26 Abfat 2. Aus der Praxis Defterreichs über 
Verſuch und freiwilliges Abftehen Temme's Archiv Bd. II. S. 50 (Urtheil 
bed Wiener Kaſſationshofes), auch Bd. I. ©. 245. 


186 Erſtes Buch. Zweiter Titel. 


Für die Straflofigfeit des freiwillig aufgegebenen Verfuches 
fpricht ſowohl ein Rechtsgrund, als ein politiicher Grund. Rechts⸗ 
grund: Wurde die Fortführung der Handlung freiwillig auf- 
gegeben, fo verliert die Handlung den Charakter des Verſuches. 
Der noch nicht verwirklichte Theil der Abficht ift aus der Außen- 
welt wieder zurüdgenommen worden. Und da dies freimillig 
geſchah, fo befundet fih in dem äußerlich bewirkten fein darüber 
hinausgehender realer Wille. — Politiſcher Grund: Es ift rath- 
fam, dem Verbrecher, jo lange er den Erfolg noch hindern kann, 
die Hoffnung auf Straflofigfeit zu laſſen. Schneidet man ihm 
den Rückweg zur Straflofigfeit ab, fo treibt man ihn damit an, 
auf dem Wege zur Vollendung des Verbrechens vorwärts zu gehen. 
Läßt man dagegen den freiwillig aufgegebenen Verſuch ftraffrei, 
jo muntert man bi zum letzten Augenblide den Verbrecher auf, 
ſeiner verbrecherifchen Abficht zu entjagen. 

Ad 2. Während nah Franzöſiſchem, nah Preußiſchem 
und nah Bahriſchem Rechte! das Verhindern des Erfolges bei 
dem beendigten Verſuche ganz ebenſo Straflofigfeit bewirkt, wie 
der Nüdtritt bei dem unbeendigten Verfuche, wollen Hannover 34 
Nr. 3, Darmftadt 69, Baden 117, Thüringen 26, Sadjen 
1855, 42 Nr. 1 nur bei dem unbeendigten Verſuche Straflofigfeit 
wegen Rücktrittes, nicht aber bei dem beendigten Verſuche Straf- 
Iofigfeit wegen verhinderten Erfolges. In dieſem letzteren Falle will 
Baden Milderung, Thüringen wenigſtens Minderung, Sachſen 
aber Herabjegung auf die Strafe des nicht beendigten Verſuches. 

Frankreich, Preußen und Bayern haben das Richtige 
getroffen. Die Gründe, die für die Straflofigfeit des unbeendig- 
ten Verſuches im Falle des Nüdtrittes ſprechen, ſprechen nicht 
minder laut für die Straflofigfeit des beendigten Verſuches im 
Falle der Verhinderung des Erfolges. Dabei tft aber felbftver- 
ſtändlich, daß auch für diefen legteren Fall das Erforderniß der 
Freimilligfeit und der Grundfag gilt, daß die Schon vermwirf- 
lichte Verlegung, die ein Verbrechen für fich bildet, ihre Strafe 
erfährt. 

Mit Recht hat das R.-G.-B. den Begriff des Verfuches ($. 43) 
von den Bedingungen getrennt, unter welchen der Verſuch ftraflog 
bleibt, und bei Feſtſtellung diefer Bedingungen den Unterjchied 


i Code penalart.2. Breußen 3l. Bayern 1861, Art. 47, 


— 
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des unbeendigten und des beendigten Verſuches, jo wie des Rück—⸗ 

trittes und der Verhinderung des Erfolges feitgehalten, indem e3 
im $. 46 Folgendes beftimmt: 

„Der Verſuch als folder bleibt ftraflos, wenn der Thäter 

1) die Ausführung der beabfichtigten Handlung aufgegeben hat, 

ohne daß er an dieſer Ausführung dur) Umſtände gehindert 

worden ift, welche von feinem Willen unabhängig waren, oder 

2) zu einer Zeit, zu welcher die Handlung noch nicht entdedt 

war, den Eintritt des zur Vollendung des Verbrechens oder 

Vergehens gehörigen Erfolges duch eigene Thätigfeit ab» 

gewendet hat.” , 

Ad 1. Dur das Hervorheben der „hindernden Umftände” 
macht dag Gejeg das Erforderniß des Rüdtrittes aus Freiwil⸗ 
ligfeit oder aus eigenem Antriebe in einer auf das Objef- 
tive gerichteten Form geltend. Die auf das Subjeftive gerichtete 
Form, etwa in den Morten „aus eigener Bewegung“, wäre zwar, 
weil fie des Gefebgebers Abficht direkt ausgeſprochen hätte, ver- 
ftändlicher gemwejen; allein die auf das Objektive gehende Form ift 
für den Beweis vorzuziehen und giebt auch eine ſchärfere Grenze 
gegen das blos moralijche Gebiet. 

Ad 2. Auch hier wird das Erforderniß der Freiwilligkeit 
in eine indirefte, auf Die objektive Geite gerichtete Form ge- 
Heidet: die Handlung darf noch nicht entdedt fein. Das „noch 
nicht entdect" muß ganz im Sinne einer mittelbaren Kennzeich- 
nung der Freiwilligkeit gedeutet werden. „Noch nicht entdeckt” 
ift nicht identifch mit „noch Niemandem befannt.” Eine Hand⸗ 
lung wird noch nicht als entdedt gelten fünnen, fo lange fie nur 
zur Kunde von Genofjen des Verbrechers gelangt ift. Sie ift erft 
dann entdedt, wenn ihr die Dede abgezogen tft, durch die fie fich 
der Verfolgung zu entziehen fucht. — „Durch eigene Thätig- 
feit” bedeutet nur: daß die Thätigleit in dem Thäter ihren 
Grund haben muß. Wenn der Thäter ſich etwa eines geichid- 
teren Menfchen bediente, um durch ihn die Abwendung des Er⸗ 
folges zu bewirken, fo würden wir die Abwendung immer noch in 
der eigenen Thätigfeit des Thäters finden; nur dann nicht mehr, wenn 
die Abwendung duch einen Zufall, oder durch eine dritte Perſon, 
die der Thäter hierzu nicht beftimmt hatte, beivirft worden wäre!. 


1 Eine Kritik diefer verfehlten Beftimmung liefert das angef. Gutachten 
für den D. Suriftentag von 1876. 
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Ad 1 und 2. Der „Verſuch“ bleibt ftraflos, alſo nicht blos 
der Thäter, fondern auch jeder Theilnehmer. Diejer Sak ift eine 
natürliche Konfequenz der Abhängigkeit aller Theilnehmer von der 
vorjchreitenden oder zurücichreitenden Thätigfeit des Thäters !. 


C. 
Zuſammentreffen von Vollendung und Verſuch. 


8. 106. 


Es ift möglich, daß der Verſuch eines Verbrechens ſchon die 
Bollendung eines anderen Verbrechens enthalte, welches ſelbſtändig 
neben dem erfteren befteht und nicht in dafjelbe aufgeht. Als⸗ 
dann ift diefelbe That Vollendung des einen und zugleich Verſuch 
des anderen Verbrechens. Mithin Liegt ein Zufammentreffen von 
Verſuch und Vollendung (ideale Konkurrenz) vor ?. 

Dagegen ift Fein Zufammentreffen von Verſuch und Voll» 
endung anzunehmen, wenn die beendigte Handlung einen überall 
nothwendigen Beftandtheil des darüber hinausgehenden verjuchten 
Verbrechens bildet °. 

Einfettig und verwirrend ift es, das Zufammentreffen von 
Bollendung und Verſuch als „qualificirten Verſuch“ zu bezeichnen*. 


1 Anderer Meinung find Oppenhoff und manche Andere. 

23 A zündet ein Haus an, um den Bewohner deflelben zu ver⸗ 
brennen. Die Brandftiftung gelingt, führt aber den durch fie beabfichtigten 
Tod nicht herbei. Hier konkurriren Brandftiftung und Mordverfud. Es ift 
ideale Konkurrenz da. Diefelbe That ift Vollendung des einen und Verſuch 
bes anderen Verbrechend. — Ebenſo märe Zufammentreffen von Vollendung 
und Berfuch vorhanden, wenn Jemand, um fich aus dem Gefängnifje zu be= 
freien, einen Mord begeht; fofern nämlich der Mord gelingt und die Selbft- 
befreiung mißlingt. 

3 Man kann z. B. Niemand tödten ohne feinen Körper zu verlegen. Miß- 
lingt die Tödtung nach erfolgter Korperverlegung, fo liegt nicht ein Zuſam⸗ 
mentreffen von vollendeter Körperverlegung und Borwerjug vor; jondern e8 
iſt nur Mordverfuch vorhanden. — Man kann feine Notbzucht verüben ohne 

ewalt. Mißlingt die Nothzucht nach bereits angewandter Nothzuchtsgewalt, 
jo liegt nicht ein Zufammentreffen von vollendeter Gewalt und Nothzuchts⸗ 
ur vor; ſondern es ift nur Nothzuchtsverſuch vorhanden. Vgl. Zachariä I. 


4 Den Ausdruck „qualificirter Verſuch“ gebraucht Feuerbach, Lehrb. 
8. 111. Anmerf. 2. Ebenfo Weber, über das geenbigte Verbrechen, im 
Archiv IV. 24 fgg. Bauer, Lehrb. 72, giebt zwar jeroft eine ungenügenbe 
Definition des Aufammentreffeng bon Bollendung und Berfuh. Gegen den 
Ausdrud ‚‚qualificirter Verſuch“ wendet er aber richtig ein, daß derſelbe nur 
den Verſuch betone, alfo nur auf den Fall paffe, wo der Berfuch das fchiwerere, 
die Vollendung das leichtere Verbrechen ift. — Geib II. ©. 315. 
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Dritter Titel. 


Die Theilnahme am Verbrechen. 
(R.-©.:8. 88. 47-50.) 


$. 107. 
Allgemeines!. 

1. Theilnahme ift Mitwirken zu einer Mißthat, wenn «3 
fih auf Mitſchuld gründet. 

a) Begünftigung ift nicht Theilnahme, weil nit Mit- 
wirfen zur Mißthat. Nur fofern die Begünftigung vor der Be- 
gehung der Mißthat zugefagt worden iſt, tritt eine Ausnahme ein 
(R.-G..B. 8. 257 Abſ. 3). Die vor der Begehung der That zu> 
gefagte Begünftigung fol nämlich als Beihülfe geftraft werden, 
wobei e8 des Beweiſes, Daß fie zur Begehung mitgewirkt habe, 
nicht bedarf. Hiermit ift aber nicht gejagt, daß nicht die Strafe 
der Anftiftung eintreten dürfe, wenn Die allgemeinen Erforder- 
niffe der Anftiftung ($. 48) erwieſen find. 

Eine Begünftigung findet erft nach der Mißthat flat. Man 
will Durch fie entweder den Mißthäter der verdienten Strafe ent» 
ziehen, oder ihm die Vortheile der verübten Mißthat fichern. 
Sie muß als ein Delictum sui generis aufgefaßt werden, das 
indeß durch den Charakter derjenigen Mißthat, an melde es ſich 
anfjchließt, mit gefärbt wird. Diefer Auffaffung gemäß hat das 
R.-G.-B. die Begünftigung aus den Beftimmungen des Allge- 
meinen Theiles über Theilnahme verwiefen und fie in den 8. 257 
des Beſonderen Theils geftellt. 

b) Fahrläffiges Mitwirken ift nicht Theilnahme, meil es 
fih nicht auf Mitſchuld gründet. Theilnahme tft immer dolos. 


1 Neuere Litteratur: Stübel, Frag tand, S. 25 fgg. Derfetbe, 
über die Theilnahme ıc., Dresden 1028, Ritta, Sulammentefen Wien 1840 


Biegler, Xheifnahme nah B.:6.:0. Art. 148, Marburg Köftlin, 
neue Revifion 1845 und Syſtem 1855. Berner, Zei nahme, 1847 (532 
Seiten), revidirt in deffelben Breuß. Strafr. 186 18—58. Bar, 


zur Lehre vom Berfuche und von der Abeilnahme, — 1859. Buri, 
ur Lehre von ber age eilnabme, Gießen 1860. Langenbed, Lehre von ber 
gpeitne mer a 1867. Glafer, gefammelte Heinere Schriften, Wien 1868, 
Saübe, die nothwendige Theilnahme, Lei ae 1869. Buxi 
in Gerktßfenl 1870 (auch fchon im Gerichtafaal von 1867, 1869 und im 
Archiv für Preuß. Strafr. 1864, 1869). Geyer ſchon in feinen Erört. über 
den allg. Thatbe tanb, Innsbruct 1862, und ictin in — Handb. I. S. 321, 
(ehr eingehend). Hal ner, Gerichtäfanl 187 
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Allerdings ift Theilnahme an einer fahrläffigen Handlung 
denkbar; 3. B. Anftiftung zu einem zu fchnellen Fahren, wodurd 
eine Körperverletzung herbeigeführt wird; oder Beihülfe zu un⸗ 
vorfichtigem Gebraude einer Schußmwaffe, welcher den Tod eines 
Menjchen zur Folge hat: aber die Theilnahme felbit bleibt in 
allen diefen Fällen dolos, Anftiftung und Beihülfe gehen auch 
bier vom Willen aus. 

2. Ale Theilnehmer find entweder Urheber oder Ge- 

hülfen, je nachdem fie an der Hervorbringung der That jelbft 
Theil haben, oder die Hervorbringung der That nur fördern, 
aber fie Anderen überlaffen. Alle wirken entweder körperlich 
oder geiftig mit. 
3. Der allein ſtehende Thäter beißt im Gejege nicht 
Theilnehmer, weil er gleichſam das Ganze ninmt. Cr wird nicht 
gejeglich definirt. Seine Bedeutung liegt auf der Hand. Sie liegt 
überdies in den Definitionen der befonderen Mißthaten, da das 
Geſetz dieſe Definitionen durchgängig auf die Vorausſetzung von 
Bollendung und Thäterfchaft gründet. 

4. Als Theilnehmer fennt das Gele nur a) den Mit- 
thäter $. 47, b) den Anftifter $. 48, c) den Gebülfen $. 49. 
Unter diefe drei Begriffe müſſen demnach alle Arten der Theil» 
nahme ſubſumirt werden. 

5. Der Grundgedanfe des Gefebes tft: Ohne Thäter- 
ſchaft feine Theilnahme, ohne Ausführung feine Thäterſchaft. 
So fnüpfen fih alle Arten der Theilnahme an die Thäterfchaft; 
fo knüpft fih die Thäterfchaft, als ausführende Thätigfeit 
(R.-G.-B. $. 47), an den Verſuch, als den Anfang der Ausfüh- 
rung ($. 43). 

Dieſer Grundgedanke, von der Wiſſenſchaft längſt feitgeftellt 
und auch ſchon im Preußiſchen Strafgeſetzbuche anerkannt, iſt vom 
R.⸗G.⸗B. mit aller Entſchiedenheit durchgeführt worden. 


8. 108. 
Mitthäterſchaft. 

Wenn Mehrere eine ſtrafbare Handlung (Verbrechen, Ver⸗ 
gehen oder Webertretung) gemeinſchaftlich ausführen, fo wird, 
nad $. 47 des R.G.⸗B., jeder als Thäter geftraft. 

1. Der Thäter bringt die ftrafbare Handlung durch körper⸗ 
liche Thätigfeit hervor: d. h. er führt fie aus. Bringt er fie nur 


Mitthäterfchaft. 191 


mit hervor, indem er nur einen Theil der Ausführung über- 
nimmt, jo ift er Mitthäter. 

2. Was „ausführen jet, ift ſchon beim Verſuche, als dem 
Anfange der Ausführung (R.-G.-B. $. 43), dargelegt worden. 
Der Geſetzgeber mählt diefen jelbigen Ausdrud zur Unterfheidung 
der Thäterſchaft von der Beihülfe, wie er ihn zur Unterfcheidung 
des Verſuches von den VBorbereitungshandlungen gebraudt hat. 
Damit ergiebt ſich ein durchgehender Parallelismus: Die Ver⸗ 
ſuchshandlungen find insgefanmt Handlungen der Thäterjchaft 
und nur Vorbereitungshandlungen können Handlungen der Bei⸗ 
bülfe fein. 

3. „Jeder“, welcher Ausführungshandlungen begeht, wird 
als Thäter beftraft, d. h. Jeder ift, im Falle gemeinichaftlicher 
Thäterihaft, Mitthäter. Es tft alſo nit ein Eingelner der 
Thäter und die Uebrigen find nur feine Theilnehmer, feine Mit- 
thäter; fondern jener Erfte ift auch nur Mitthäter. 

Sp einfach dieſer Satz ift, To leicht jcheint er verfannt zu 
werden. 

Geſetzt eine Mutter tödtet ihr neugeborenes uneheliches Kind, 
ein Anderer aber wirkt dabei mit als Mittbäter. Hier ift fein 
Zweifel darüber möglich, daß die Mutter nur eine Kindestödtung, 
der Andere hingegen eine gemeine Tödtung begeht. Diejer Andere 
iſt Mitthäter, die Mutter tft aber. auch nur Mitthäterin, keines⸗ 
wegs die eigentliche Thäterin, melcher fich der Andere als bloßer 
Theilnehmer anſchlöſſe. Man könnte eben jo gut jagen, die Mutter 
ſei Theilnehmerin einer gemeinen Tödtung, als: der Andere ſei 
Mitthäter einer Kindestödtung. Eine Thäterfchaft entlehnt ihren 
Charakter nicht, wie die Beihülfe, von der Handlung eines An⸗ 
deren, jondern trägt ihn in fich ſelbſt. Für die Mitthäterichaft 
hätte e8 daher jedenfalls des $. 50 des R.-G.-B., welcher jeden 
Theilnehmer nach feinen eigenen perſönlichen Eigenfchaften be> 
urtheilt wiffen will, nicht bedurft. Die gemeinfchaftlih ausge⸗ 
führte ftrafbare Handlung ift im obigen Falle eine Tödtung: dieſe 
aber ift ohne Weiteres, rein vermöge des Begriffes der Thäter- 
fchaft, für den Einen gemeine Tödtung, für die Andere Kindes- 
tödtung !. 

1 Als eine Nebenperfon des eigentlichen Thäters wird der Mit- 


thäter mit Unrecht betrachtet bei Herzog, Strafrechtäzeitung 1872, ©. 231; 
aud bei Mager, Archiv 1872, S. 185. 
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4. Obwohl der Mitthäter nur einen Theil der zur Aus- 
führung der Mißthat erforderlichen Thätigfeit begeht, hat er doch 
für die ganze Mißthat Die volle Verantwortung als Urheber zu 
tragen. Er bat nit nur die ganze Mißthat gewollt, fondern 
auch fo gehandelt, wie e8 von feiner Seite zur Ausführung der- 
felben nöthig war. Die Mitwirkung Anderer hat er gerade ebenjo 
als Bedingungen der Wirkfamkeit in feine eigene Sandlung auf- 
genommen, wie ein einzeln ftehender Thäter die Mitwirkung der 
Raturfräfte in dieſelbe aufnimmt. 


$. 109. 
Anſtiftung. 
Die Lehre von der Anſtiftung hat drei Phaſen durchlaufen. 
1. Objektiver Standpunkt. 

Die Anſtiftung begründe nie Urheberſchaft, nur Beihülfe. 
Zur Urheberſchaft ſei äußere Kauſſalität nöthig. Dieſe fehle aber 
bei der Anſtiftung, weil der Angeſtiftete, trotz der Anſtiftung, frei 
bandle!. 

2. Subjeftiver Standpunft. 

Die Anftiftung begründe felbit dann ſchon Urheberſchaft, 
wenn der geiftig Einwirfende zur Ausführung nur aufforderte, 
vorausgeſetzt, daß der Aufgeforderte die Aufforderung annahm 
und ihr gemäß handelte. 

3. Mittlerer Standpunft. 

Die Anftiftung darf, trog des Mangels äußerer Kauflalität, 
als Urheberihaft aufgefaßt werden. Es genügt aber dazu nicht 
bie einfache Aufforderung, jondern es müflen mwirkfame Bemeg- 
gründe angewendet worden fein ®. 

Auf dieſem dritten Standpunfte fteht das R.-G.-B. im 8. 48: 
„Als Anftifter wird beftraft, wer einen Anderen zu der von dem⸗ 
jelben begangenen ftrafbaren Handlung duch Geſchenke oder 
Verſprechen, durch Drohung, durch Mißbrauch des Anfehens oder 
der Gewalt, durch abfichtlihe Herbeiführung oder Beförderung 
eines Irrthums oder Durch andere Mittel vorfäglich beftimmt hat.“ 
Hierin liegt Folgendes. 

1. Die Anftiftung kann Anftiftung zur Thäterſchaft oder 

1 Belonderd Luden, Handb. I. ©. 455. 


2 Berner, Theilnahme, 1847. 
8 Berner, Grundf. des Preuß. Strafr. $. 55. 
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Anftiftung zur Beihülfe fein. Das Preußiſche Strafgeſetzbuch 
definirte im $. 34 als Anitifter denjenigen, der den Thäter be- 
fiimmt hat; das R.G.⸗B. definirt ihn hingegen als denjenigen, 
der einen Anderen beitimmt hat, und dieſer Andere kann auch 
ein Gehülfe ſein. 

2. Die Anſtiftung wird aber erſt dann als ſolche beſtraft, 
wenn der Andere eine „ſtrafbare Handlung begangen“ bat. a) Der 
Thäter begeht Ausführungshandlungen: die Anftiftung zur Thäter- 
Schaft mird alſo erſt ftrafbar, werm der Thäter auszuführen be- 
gormen hat. b) Der Gehülfe fteht mit feiner Thätigkeit außer- 
halb der Ausführung, welche er dem Thäter überläßt. Daraus 
folgt aber nicht, daß Anftiftung zur Bethülfe ſchon ftrafbar fei, 
wenn nur der Gehülfe feine Beihülfe begangen, der Thäter aber 
die Ausführung der Mißthat jelbft noch nicht angefangen bat. 
Denn die Beihlilfe jelbft wird erſt dadurch, daß der Thäter aus⸗ 
führt, eine „ftrafbare Handlung” (R.-G.-B. $. 49). 

3. Anftiftung ift zu jeder ftrafbaren Handlung, alfo nicht nur 
zu Verbrechen und Vergehen, ſondern auch zu Uebertretungen 
möglich. Beihülfe zu einer Uebertretung tft aber nicht eine ftraf- 
bare Handlung ($. 49): mithin ift auch die Anftiftung zu einer 
folden Beihülfe nicht ftrafbar. 

4. Der angeftiftete Gehülfe begeht Handlungen der Vei⸗ 
hülfe, der angeſtiftete Thäter begeht Handlungen der Thäter⸗ 
ſchaft; aber der angeſtiftete Gehülfe begeht nicht die Mißthat, 
ſondern dieſe wird nur vom Thäter begangen. Man kann auch 
ſagen: Der Gehülfe führt Handlungen der Beihülfe aus, der 
Thäter führt Handlungen der Thäterſchaft aus; aber nur die 
Ausführung von Handlungen der Thäterſchaft iſt Ausführung der 
Mißthat. 

5. Der Anſtifter eines Anſtifters iſt mittelbar Anſtifter Des⸗ 
jenigen, der die ſtrafbare Handlung begangen hat. Und wenn 
Mehrere gemeinſchaftlich zu einer ſtrafbaren Handlung anſtiften, 
ſo wird Jeder als Anſtifter geſtraft (vgl. R.-G.-8. 8. 47). 

6. Die Anſtiftung gebt vom entſchiedenen Willen aus; fie iſt 
„vorſätzlich“. 

7. Die Anſtiftung „beſtimmt“ den Anderen zur Begehung, 
d. h. a) fie richtet fich auf den Willen des Anderen; b) fie giebt 
diefem Willen Beweggründe; c) diefe Beweggründe bringen den 


Willen des Anderen zur Beltimmtheit oder Entſcheidung. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 13 
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8. Die Beweggründe fünnen folgende fein; . 

a) „Geſchenke oder Verſprechen“. Dann ift das Beltimmen 
ein Berloden. Das Preußiſche Strafgeſetzbuch nannte es ein 
Anreize. 

b) „Drohung. Dann ift das Beſtimmen ein Beſtimmen 
durch Furcht. Hat die Drohung einen Notbitand begründet, To 
bleibt der Bedrobte ftraflos (R.⸗G.⸗B. 52). 

c) „Mißbrauch des Anjehens oder der Gewalt". Das An⸗ 
ſehen oder die Gewalt kann ſich ſowohl auf natürliche Ueberord⸗ 
nung oder Weberlegenheit, als auch auf amtliche Ueberordnung 
gründen. Körperliche Gewalt aber macht den Gezwungenen nicht 
zum Angeftifteten, fondern zum Werkzeug. 

Das Beſtimmen durch Mißbrauch des Anfehens oder der 
Gewalt, befonders wenn es von Perſonen ausgeht, melde zu 
einer fittlichen Leitung des Angeftifteten verpflichtet find, tft ein 
Berleiten. 

d) „Abfichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines Irr⸗ 
thums macht das Beftimmen gleichfalls zu einem Verleiten. 

e) „Andere Mittel”. Diele Worte zeigen, daß das Geſetz bis 
dahin nur eremplificht hat. Die von ihm angeführten Mittel 
find tndeß ziemlich erjchöpfend, und jedenfalls müſſen auch die 
„anderen Mittel” geeignet fein, den Willen wirkſam zur Begehung 
zu beftimmen. 

9. Die unwirkſame Anftiftung ift ftraflog und einen ftraf- 
baren Berjuch der Anftiftung giebt e8, der Regel nach, nicht. Von 
diefer Regel macht das R.-G.B. folgende Ausnahmen: a) Der 
$. 111 bedroht allgemein die erfolglofe öffentlihe Auffor- 
derung zu einer ftrafbaren Handlung mit Geldftrafe bis zu 
600 Mark oder Gefängniß bis zu einem Jahre, doch darf die 
Strafe der Aufforderung nie ſchwerer fein als die der ftrafbaren 
Handlung. b) Der $. 85 bedroht öffentliche Aufforderungen 
zu einem hochverrätheriſchen Unternehmen mit einer be⸗ 
fonderen bärteren Strafe. c) Der $. 110 bedroht die öffent- 
liche Aufforderung zum Ungehorfam gleichfallg mit einer be- 
jonderen bärteren Strafe. d) Die Aufforderung von Perſonen 
des Soldatenftandes zum Ungehorſam gegen Befehle ihrer 
Oberen und e) die verfuchte Verleitung zum Meineide oder zum 
faliden Eide tft ftrafbar nach 88. 112, 159 und 160; bier 
(d und e) fällt das Erforderniß der Deffentlichkeit fort. 
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10. Die Mißthat des Thäters bildet ven Schwerpunkt 
für die Verantwortlichkeit des Anftifters. Alſo: 

a) Wo fein Thäter, da kein ftrafbarer Anftifter. Doch 
tft die Strafbarkeit des Anftifters nicht aufgehoben durch die Ab- 
wefenheit des Thäters vom Gerichtsorte, durch die Unmöglichkeit 
den Thäter zu ermitteln, durch ben Tod des Thäters, durch die 
Straflofigfeit des Thäters aus rein individuellen Gründen. Iſt 
hingegen die vom Thäter begangene Handlung an fich nieht firaf- 
bar, fo bleibt regelmäßig nicht blos der Thäter, ſondern auch der 
Anftifter ftraflos. 

b) Die Strafbarkeit des Anftifters begimt mit dem An- 
fange der Ausführung des Thäters. Freiwilliger Nüd- 
tritt des Thäters macht nicht nur den Thäter, fondern auch den 
Anftifter ftraflos!. Bleibt der Thäter bei einem Verſuche ftehen, 
jo tft auch der Anftifter nur wegen Verſuches zu ftrafen. Voll⸗ 
endet der Thäter, jo ift auch der Unftifter des vollendeten Ver⸗ 
brechens ſchuldig. 

c) Für Irrthümer und Ungeſchicklichkeiten bes 
Thaäters iſt der Anſtifter in derſelben Weife verantwortlich, wie 
er für eigene Irrthümer und Ungeſchicklichkeiten verantwortlich 
ſein würde, wenn er unmittelbar ſelbſt durch ein phyſiſches Werk⸗ 
zeug gehandelt hätte?. 

d) Für die vom Thäter gewählten Mittel ft der An⸗ 
ftifter defielben in dem Maße verantwortlich, als eine Ermäd- 
tigung zur Wahl diefer Mittel in der Natur der Anftiftung ge- 
funden werden kann. Klaufeln des Anftifters, durch die er die 
Anwendung gewiſſer Mittel ausbrüdlich ausnimmt, befreien den 
Anftifter nur fo weit von der VBerantwortlichkeit, als fie der Natur 
der Sache nicht widerſprechen >. 

11. Der Anftifter kann fi durch bloße Erklärung feiner 
Willensänderung, auch wenn er fie vor der Ausführung der Miß⸗ 
that dem Thäter mittheilt, nicht firaffrei machen. Wie die An⸗ 
ſtiftung nur durch Beibeingung von Beweggründen wirkſam und 
firafbar wird, jo kann fie auch nur dur Beibringung von 


R.G.⸗B. 8.46. „Der ei uch bleibt ſtraflos“, nicht blos der Thäter. 
2 Grund). bes Preuß. Strafe. 8. 88. Urtbeil des Brenß. Ober: 
tribunals über den Rechts au Rofe und Rofahl, Archiv für Preuß. 
er Berner, & 6... el Seite 301 f Grundſ. des Breuß. 
erner v e me, Seite g rundſ. des Preu 
Strafe.$. 34, 35. Gelb IL.®. 388, 864. 8 
13* 
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Gregengründen oder durch eine fonftige Gegenmwirfung, 3. ©: 
rechtzeitige Anzeige oder Verhinderung des Vorhabens 
unwirkſam und ftraflos werden. 


$. 110. 
Beibülfe. | 

Auch die Lehre von der Beihülfe bat drei Phaſen durch⸗ 
gemacht. 

1. Objeltiver Standpunft. 

Der Thäter (oder Eörperliche Urheber) ſei Haupturſache, der 
Gehülfe Nebenurfadhe der Mißthat!. 

2. Subjeftiver Standpunft. 

Der Thäter wirke für die eigene, der Gehülfe für eine fremde 
verbrecherifche Abftcht?. 

3. Mittlerer Standpunkt. 

Es fommt weder nur auf die äußere Urfächlichkeit, noch nur 
auf die Abficht an, jondern auf die von der Abſicht durchdrungene 
Urſächlichkeit, d. h. auf den Charakter der Handling. Demnach 
entjcheidet über den Unterfchted von Thäterichaft und Beihülfe die 
Frage, ob die Handlung eine Ausführungsbandlung ift oder nicht. 
Man muß alfo zwei Kretfe von Handlungen auseinander halten, 
nämlich a) Handlungen, in denen die Ausführung, d. h. Hervor⸗ 
bringung der Mißthat beiteht, und b) Handlungen, die außerhalb 
der Ausführung liegen, aber die Ausführung fördern. 

Die meiſten Gefehbücher ſchwanken zwiſchen den drei Stand- 
punkten. Sachſen 1855 hält am ftrengften den fubjeltiven Stand⸗ 
punkt feit, Preußen 1851 den mittleren. Ganz auf dem mittleren 
Standpunkte fteht das R.⸗G.⸗B. 8. 49: „MS Gehülfe wird be⸗ 
ftraft, wer dem Thäter zur Begehung des Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens durch Rath oder That wiſſentlich Hülfe geleiftet hat.” 

1. Das Preußiſche Strafgeſetzbuch 8. 34 ſuchte den Begriff 
der Beihülfe durch Angabe der einzelnen Sülfshandlungen zu er- 
ſchöpfen, um leßtere den Geſchworenen in möglichit konkreter Ge» 
ftalt vor Augen zu ftellen. Dagegen ift im $. 49 des R.⸗G.⸗B. 


1 Grolman, Orundf. mi. 3.9 und 35. Feuerbach, Lehrb. 8. 45. und 46. 
Zub en, Handb. I. S 

2 Unter ben Herr beſonders Köftlin in der Revifion und im Syſtem; 
Berner, Theilnahme, 1847. 

3 Berner, Grundf. des Preuß. Strafr. $. 45 und 55. 
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eine Definition oder eine Analyfe der Beihülfe gar nicht ent- 
halten, fondern eine bloße Unterjheidung der geiftigen und der 
förperlihen Beihülfe. Nur die Wilfentlichleit und die Beziehung 
auf die Thäterfhaft werden als Erforderniffe der Beihülfe aus- 
geiprodhen. Der Begriff der Beihilfe vervollſtändigt fich indeß 
aus dem Gegenjabe der Beihülfe zur Thäterfchaft und zur An⸗ 
ſtiftung. 

2. Die Beihülfe muß dem Thäter geleiſtet ſ ein. Beihülfe 

zur Beihülfe iſt ſtraflos. Man darf nicht annehmen, Beihülfe zur 
Beihülfe ſei ſtrafbar als mittelbare Beihülfe zur Thäterſchaft, wie 
Anſtiftung zur Anſtiftung als mittelbare Anſtiftung des körperlich 
Handelnden ſtrafbar iſt. Denn Anſtiftung zur Anſtiftung iſt, nach 
der Strafbarkeit, gleich Anſtiftung; Beihülfe zur Beihülfe wäre 
aber minder ſtrafbar als Beihülfe. Beihülfe zur Beihülfe iſt ein 
dem Gejeße fremder Begriff. Straft das Geſetz die Beihülfe bei 
Uebertretungen nicht, weil ihre Strafbarkeit zu gering tft: fo ftraft 
es aus gleihem Grunde die Beihülfe zur Beihülfe bei Verbrechen 
und Vergehen nicht. 
3. Die Beihülfe muß zur Begehung geleiftet — ein. Sie ſelbſt 
beſteht nicht in der Begehung oder Mitbegehung der Mißthat. 
Sie iſt nicht ein geringeres Quantum der Mitthäterſchaft oder 
Mitausführung; wenn hundert Gehülfen zuſammenwirken, ſo 
kommt noch kein Minimum der Begehung der Mißthat heraus, ſo 
wenig, als hundert Vorbereitungen ſchon einen Anfang der Aus⸗ 
führung bilden. Die Beihülfe ift qualitativ von der Thäter- 
ſchaft dadurch verfchteden, daß fie Die Begehung der Mißthat dem 
Thäter überläßt und dieſe Begehung nur. ermbglicht oder er⸗ 
leichtert. 

4. Die Beihülfe kann eintreten: a) wenn der Tyater die 
That beſchließt; b) wenn der Thäter die That vorbereitet; c) wenn 
der Thäter die That ausführt. Aber auch in den Fällen a und b 
iſt die Begehung der That durch den Thäter. die Bedingung der 
Strafbarkeit des Gehülfen. 

5. Die Beihülfe muß „wiſſentlich“ geleiftet fein. Der Thäter 
zwar braudt um die ihm geleiftete Hülfe nicht zu willen; doch 
würde auf Seiten des ihn Unterftügenden die Mitſchuld auf- 
hören, wenn diefer um die ftrafbare Thätigfeit des Thäters nicht 
müßte. Geht der Thäter über die Grenzen ber jtrafbaren Hand⸗ 
lung, um welche der Gehülfe weiß, hinaus, fo hört der Gehülfe 
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infomweit auf Gehülfe zu fein. Wie indeß der Thäter felbft nicht 
ale Wechielfälle, nach denen filh die Ausführung modifichtt, vor⸗ 
berieben Tann, fondern fih die That im derjenigen Geftalt, in 
welcher ex fie nah den gerade gegebenen Umftänden ausführen 
Konnte, zurechnen laſſen muß: fo iſt fie auch dem Gehülfen zuzu⸗ 
rechnen, mag immerhin fein Willen ſich auf jene Modifikationen 
nicht erftredt haben. 

6. „Durch Rath”. Der rathende Gehülfe ermöglicht oder 
erleichtert dem Thäter die Ausführung durch eine geiftige Ein- 
wirkung, die das Preußiſche Strafgefegbuh als eine Anleitung 
zur Begehung bezeichnete. Seine Thätigkeit iſt aber nicht an- 
fiftend, weder anftiftend zur Thäterſchaft noch anftiftend zur Bei- 
hülfe. Sie kann indeß darin beftehen, daß fie den Thäter, der 
fih fon felbft zur That beitinimt bat, in feinem Beſchluſſe 
beſtärkt. 

7. „Durch That“. Den Satz, daß der thätige Gehülfe dem 

Thäter die Ausführung durch körperliche Thätigkeit ermöglicht 
oder erleichtert, ohne ſich an der Ausführung felbft zu betheiligen, 
veranſchaulichte das Preußiſche Strafgeſetzbuch durch Angabe von 
Einzelheiten. Es gehören hierher vornehmlich die Verſchaffumg 
von Werkzeugen und das Wacheſtehen. 

8. Die Unterſcheidung der Handlungen der Beihülfe von 
denen der Thäterſchaft ſtößt auf dieſelben Schwierigkeiten, wie die 
Unterſcheidung der Handlungen der Vorbereitung von denen der 
Ausfuhrung. Diejenige Beihülfe, welche ſich oft beſonders ſchwer 
von Mitthäterſchaft unterſcheiden läßt, iſt die Hauptbeihülfe. 
Das R.⸗G.⸗B. hat dieſelbe abſichtlich nicht definirt. Als Haupt⸗ 
gehülfen bezeichnet die Doktrin denjenigen Gehülfen, der eine 
Hülfe leiſtet, ohne welche, ihm bewußt, die Mißthat nicht aus⸗ 
geführt werden kann. 

9. Die Beihülfe wird nur geſtraft bei Verbrechen und Ver⸗ 
gehen, nicht bei Uebertretungen. Ihren ſtrafrechtlichen Charakter 
entlehnt fie von der Thäterfchaft?. 


1 Dem widerſpricht ea nicht, wenn bie Seiehe 
ütfe zu zu einem Delictum sui generis er — ee — ie Ei 5 — 
bes Thaters vorhanden find, bie a ben — FR 4 
Pr ber —A rg en um —e— le. Rreuf. 


Geſichts 
ande Skagen vie die Beihälfe zum —— Señchtepuntte ſwraſen 
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8. 111. 

Perſönliche Eigenfchaften und Verhältniſſe. 

Sm den Motiven tft auf S. 66 Folgendes angemerkt: „Die 
ſtrafbare Handlung, an welcher mehrere Perfonen Theil genommen, 
kann gegenüber den einzelnen Theilnehmern in Bezug auf ihren 
rechtlichen Charakter und die durch ihn bedingte Schwere der- 
felben eine verſchiedenartige fein, je nach den perjönlichen Ver⸗ 
hältniffen oder Eigenfchaften des Thäters, 3. B. bei der Theilnahme 
eines Dritten an einem, von Jemandem gegen einen Afcendenten 
begangenen Todtichlag; die That iſt gegenüber dem Dritten ein 
einfacher Todtſchlag, gegenüber dem Thäter ein qualificktter. 
Der Entwurf bat angenommen, daß in einem ſolchen Falle Jeder 
nach demjenigen Geſetze beitraft werden Toll, welches auf feine 
That, ohne Rüdjiht auf die befonderen perſönlichen 
Eigenfhaften und Berhältniffe der übrigen Theil- 
nehmer, Anwendung leidet.” Demnach jagt $. 50 im R.G.⸗B.: 
„Wenn das Geſetz die Strafbarkeit einer Handlung nah den 
perſönlichen Eigenihaften oder Verhältniſſen desjenigen, melcher 
diefelbe begangen bat, erhöht oder vermindert, fo find dieſe 
befonderen Thatumſtände dem Thäter oder demjenigen Theil- 
nehmer zuzurechnen, bei welchem fie vorliegen.” 

Nach der Natur der Sache muß man unterfcheiden: a) bie 
Einwirkung verichiedener perfönlidder Eigenſchaften der XTheil- 
nehmer auf den Begriff der. Mißthat; b) die Einwirkung jener 
Eigenichaften auf das Strafmaß, nad feitgeftelltem Begriff der 
Mißthat. Hauptfrage tft die nach dem Begriff der. Mibthat. 

Es find num verſchiedene Standpunkte möglich. 

Erfter Standpunkt 

Wie in anderen Stüden, fo beftimme fi} auch in den per- 
ſönlichen Eigenſchaften der Begriff der Mißthat für alle Theil- 
nehmer nad dem Thäter. 

Dann wäre der Anftifter des Sohnes ein Batermörder, auch 
wern der Ermordele nur der Bater Des angeftifteten Sohnes iſt; 
ebenfo der fremde Gehülfe Gehülfe zu einem Batermord. Dann 
wäre der Richtbeamte, der einen Beamten zu einem Amtsverbrechen 
anftiftet, eines Amtsverbrechens ſchuldig; ebenfo der nicht ange» 
ftellte Gehülfe Gehülfe zu einem Amtsverbrechen. 

Zweiter Standpunkt. 
Bei verſchiedenen perſönlichen Eigenſchaften der Theilnehmer 
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beftimme fi der Begriff der Mißthat nicht nach dem Thäter, 
ſondern für Jeden nach feiner befonderen perjönlichen Eigenjchaft. 

Dann wäre der Anftifter des Sohnes ein gemeiner Mörder, 
der Gehülfe des Sohnes Gehülfe zu einem gemeinen Mord. Dann 
wäre der Nichtbeamte, der einen Beamten zu einem reinen Amts⸗ 
verbrechen anftiftet, einer Mißthat überhaupt nicht ſchuldig; ebenfo 
der nicht angeltellte Gehülfe. 

Es find noch andere Standpunkte möglich, wenn man nämlich 
von dem Gedanken ausgeht, daß zwar der Gehülfe feine Straf- 
barfeit von der des Thäters entlehne, für jeden Urheber aber eine 
jelbitändige Beurtheilung begründet jei. Wir übergeben bier dieje 
Kombinationen, weil fie die Flare Auffallung des Gejeges trüben 
fünnten. Der Gejeggeber hat Die Sache nur aus den beiden an- 
gegebenen Standpunften betrachtet und alsdann einen 

dritten Standpunft 

eingenommen. Er unterfheidet nämlich die perfünlicden Eigen- 
Ihaften, melde die Strafbarfeit begründen oder aufheben, 
von denjenigen, melde die Strafbarfeit erhöhen oder ver⸗ 
mindern. Bel den erfteren fol für die Theilnehmer die perſön⸗ 
liche Eigenfchaft des Thäter$ maßgebend bleiben; bei den letzteren 
fol jeder Theilnehmer nad feiner befonderen perjönlichen 
Eigenjchaft beurtheilt werden. 

Hiernach ift, wie ſchon die Motive bemerken, derjenige Theil- 
nehmer, der als Fremder an einem Todtſchlage mitwirkt, welchen 
ein Dejcendent gegen einen Ajcendenten verübt, nur Theilnehmer 
an einem gemeinen Todtichlag. Ebenfo ift der Nichtbeamte, der 
an einem gemijchten Amtsverbrechen Theil nimmt, nur Theilnehmer 
an dem in dem gemifchten Amtsverbrechen enthaltenen gemeinen 
Verbrechen. Dagegen ift der Nichtbeamte, welcher an einem reinen 
Amtsverbrechen Theil nimmt, Theilnehmer an dem Amtöver- 
brechen !. 

Aus diefem gejeglihen Standpunkte werden zwar die gegen- 
feitigen Einwirkungen, welche die verjchiedenen perjünlichen Eigen- 
Ichaften der Theilnehmer auf die Strafbarkeit üben, nicht vollftändig 
gewürdigt. Diefem Webelftand kann indeß die Praxis dadurch 
abhelfen, daß fie jene Einwirkungen bei dem Strafmaß erwägt, 

1 „Mitthäter” bei einem reinen Amtsverbrechen kann ein Nichtbeamter 


nie ſein; denn ein reines Amtsverbrechen iſt gerade ein ſolches, bei welchem 
ein Nichtbeamter. nicht Thäter ſein kann. 
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da die gejegliche Beſtimmung nur über den Begriff der Mikthat, 
oder über den „rechtlichen Charakter” derjelben, entjcheidet. 

Auf Zumeſſungsgründe bezieht fich der $. 50 nicht, noch viel 
weniger auf Begnadigung und Verjährung. Entbehrlich ift er 
bei perfünlichen Eigenfchaften, die auf den Begriff der Mißthat 
feinen Einfluß üben, wie Sugendlichfeit und Rüdfälligkeit; doch 
kann jeine Anwendung bier wenigftens nicht zu Fehlgriffen ver- 
leiten. Man verdunfelt aber nur den Gedanken des Geſetzes 
durch Hereinziehung von Fällen, die ihre natürliche Entſcheidung 
aus anderen Principien erhalten. 


S. 111a. 
Strafbare Anftiftung und analoge Fälle nach der 
Novelle von 1876. | 

Schon feit der Zeit des Preußiſchen Stfgb. von 1851 ftand 
wiſſenſchaftlich feft, daß die Beftrafung der bloßen Anjtiftung zu 
fchweren Verbrechen Bedürfniß fei. Seit dem Fall Duchesne kam 
die Frage hinzu, ob man auch die Beihülfe zur Anftiftung 
(unter welche das Erbieten zur Begehung fällt) ftrafen ſoll. Statt 
Diefe Frage aus dem Gefichtspunfte, ob denn überhaupt unfer 
R.⸗G.⸗B. die Beihülfe zur Anftiftung gebührend würdige, jelb- 
Rändig zu beantworten, hat fich die ReichSgefebgebung dem un⸗ 
reifen Belgiſchen Gejege vom 7. Juni 1875 angeichlofien ?. 
... 1 Dtein $. 49a neu bedrohten Handlungen charakterifiren 
fih al Aufforderung zu einem Verbrechen, Annahme einer 
ſolchen Aufforderung, Erbieten zu einem Verbrechen, Annahme 
eines ſolchen Erbietens. Es ift immer ein Verbrechen im engeren 
Sinne gemeint. Die Vollendung wird ſchon durch die Auf- 
forderung oder das Erbieten an fih, ohne das Hinzutreten der 
Annahme, erreicht. | 0 

2. Bei den angeführten vier Handlungen wird vorausgefekt, 
daß nicht in Folge derjelben das Verbrechen jelbit begangen 
fet. Wenn nun aber das Verbrechen ſelbſt nicht eriftirt, ſo können 
diefe Handlungen auch weder Verfuch dieſes Verbrechens noch 


1 Hierüber beſonders gut Herzog a. a. D. ©. 221 fgg. Eine unfreie 
Auffaflung bekundet Herzog nur darin, daß er die Rückfälligkeit aus dem 
äußerlichen Grunde nicht mehr ala eine rein individuelle perjönliche Eigen: 
ſchaft betrachtet, weil fie jet im Beſonderen Theil des Strafgefenhunes ftebt. 
« , 2 Zur allg. Würdigung bes Standpunktes biefes Geſetzes vgl. Berner, 
Gutachten für den D. Juriftentag, 1876, $. 4 fag.. - 
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Delicta sui generis!. 

3. Mit der Begehung des Verbrechens felbft verſchwinden 
dieſe Handlungen als Delicta sui generis und treten nun als 
Theilnahme an dem Verbrechen auf. est alſo wächſt ihre 
Strafbarkeit mit der fortichreitenden Ausführung des Verbrechens, 
vom erften Anfange der Ausführung bis zur Vollendung defjelben. 
Eine Störung der Proportionalität läge jofort vor, wenn die 
Strafe auch nur des Heiniten Anfanges der Ausführung geringer 
wäre, als die von ihr abforbirte Strafe der bloßen Anftiftung. 

4. Eine wunderliche Abgrenzung der Strafbarkeit wird her⸗ 
beigeführt durch Ab]. 3 des $. 49a: „ES wird jedoch das Lediglich 
mündlih ausgebrüdte Auffordern oder Erbieten, ſowie die An- 
nahme eines ſolchen nur dann beftraft, wenn die Aufforderung 
oder das Erbieten an die Gewährung von Vortheilen irgend 
welcher Art genüpft worden tft.“ 

Bei diejer Unterfheidung mündlider und ſchriftlicher 
Aufforderungen 2c. nimmt der Gejehgeber die Bewetsfrage ftatt 
der Begriffsfrage zum Ausgangspunkte für die Feitftellung des 
Thatbeftandes und fehlt dadurch gegen die Logik. Die Unter- 
ſcheidung tft aber auch unpraktiſch, einmal weil Schriftlichkeit und 
Ernſtlichkeit nicht gleichbedeutend find, ſodann weil ſchriftliche An⸗ 
ſtiftungen äußerſt ſelten vorkommen. 

Vermöge des angef. Abſ. 3 des $. 49a beantwortet ſich die 
Frage nach der Strafbarkeit folgendermaßen: 

a) Die müuͤndliche Aufforderung an ſich tft ſtraflos. 

b) Sie bleibt ſelbſt dann ſtraflos, wenn ihr durch Androhung 
von Nachtheilen, durch Mißbrauch des Anſehens oder der Gewalt, 
durch abfichtliche Herbeiführung oder Beförderung eines Irrthums 
oder durch ähnliche Mittel Nachdrud gegeben worden tft. 

c) Sie wird nur dann geftraft, wern ihr durch Gewährung 
non Bortheilen Nachdruck gegeben worden tft. 

d) Die fchriftliche Aufforderung wird Dagegen ſchlechtweg 
geitraft (natürlich abgefehen von dem Falle, wo fie nur ein 
Scherz war). 
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neue Formen ber gellnapme nennen. Ueber bie Brasil, bie 
erfolglofe Anftiftung als Berfuch aufzufaflen, vgl. das angef. & ten. 
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5. Als an ſich vollendete Delicta sui generis Töımen bie 
Handlungen des $. 49a durch Feine Gegenwirkung des Handeln, 
den mehr ftraflos werden, obwohl dieſe Möglichkeit bei allen 
anderen bloßen Anftiftungen und fogar noch bei dem beenbigten 
Berfuche des Verbrechens felbft ftehen bleibt! 

6. Die Strafe des $. 49a beträgt 

a) wenn das Verbrechen mit dem Tode oder mit lebens⸗ 
länglichem Zuchthauſe bedroht ift: Gefängniß nicht unter 
3 Monaten; 

b) wenn das Verbrechen mit einer geringeren Strafe be 
droht tft: Gefängniß bis zu 2 Jahren oder Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer. — 

Die Schiefheiten, welche dies Geſetz in das Strafrecht bringt, 
drängen zu der Frage: Sollte Deutichland wirflich außer Stande 
geweſen fein, den Belgtern Durch ein reiferes Geſetz zu antworten? 


& 112. 
Komplott. 

Komplott heißt die der Ausführung vorangehende Verab⸗ 
redung eines oder mehrerer einzeln beftimmter Verbrechen. 

Folgt darauf Fein Anfang der Ausführung, fo kann regel» 
mäßig nicht geftraft werben. Wie man indeß Fahrläffigkeiten, 
Borbereitungsbandlungen, Drohungen, Anftiftungen nad dem 
neueren Principe zwar im Allgemeinen ftraflos läßt, fie aber 
doch ausnahmsweiſe bei beftimmt angegebenen befonders 
ſchweren Verbreden ftraft, fo auch die Komplotte?. 

Folgt die (begonnene nder durchgeführte) Ausführung, fo 
fordert Die Gerechtigkeit, Daß die durch Einführung der Jury un⸗ 
möglich möglich gewordene, gefünftelte, mit Abftraftionen und gefährlichen 
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führung, 
jeden Divenburg 60. Bayern 1861, 108. Das Komplott wird babuse 
olitiſchen ar sui gene So au 


des 
en hiervon mei — 


te Rechte anderer Lünber —* 
* * —** man jedenfalls zu einer Be le Sunom rie, wenn man db 
Komplott ſchon als Berfuc der Romplotte 


delt 

als befonderer Polizeidelikte loitde ſich folgerecht ji en lafien, ift 
aber | in —e— nhen Mc nicht zu empfehlen. Wohl allgemein aner⸗ 
ee te wenigſtens ber Sag, alle Theilnehmer ftraflos 
Re das vor begonn ener Ausführung aufger 

gehen wurde. Rürttember —— 0 (ee bie folgende Anmet, Baden 
armſtadt 76. Hannover Braunſchweig 69 e ggen 2. — 

Litteratur: Geib II. S. 362 fgg. Geyer bei Holgend. S 
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Präfumptionen erfüllte alte gemeinrechtlihe Komplotttheorie bei 
Seite geſetzt, ftatt deſſen aber eines jeden Theilnehmers Theil- 
nahme.an der Verabredung und an der Ausführung befon- 
ders gewürdigt werde, um die Frage zu beantworten, ob er nad) 
allgemeinen Grundfägen Urheber oder Gehülfe jei!l. Dabet 
find folgende Unterſcheidungen zu beadten: 

1. & ift möglich, daß Perfonen, welche an der Verabredung 
Theil genommen haben, ſich an der Ausführung nicht betheiligen. 
Dann können fie nur intelleftuelle Urheber oder intelleftuelle Ge- 
bülfen fein, je nach dem Charakter ihrer Theilnahme an der Ber- 
abredung. - | | 

2. Es iſt möglich, daß Perſonen, weldhe an der Verabredung 
Theil. genommen haben, fih an der Ausführung nur mit einer 
Gehitlfenthätigfeit betheiligen. In diefem Falle find fie dennoch 
als Urheber zu ftrafen, wenn ihre Thetlnahme an der Verab- 
redung nach den allgemeinen Grundfägen (nicht nad) den Filtionen 
der alten Komplotttheorien) den Charakter intelleftueller Mitur- 
heberſchaft trägt; fie find dagegen als bloße Gebülfen zu ftrafen, 
wenn ihre Theilnahme an der Verabredung nur den Charalter 
intelleftueller Beihülfe trägt ?. 


‚ 1 Die gemeinvechtlichen Geſetze fennen das Komplott nicht, ſondern wiſſen 
nur von UÜrhebern und Gehülfen. Die gemeintechtliche Doftrin hat den 
Komplottbegriff in einer für die Braris höchft gefährlichen Weiſe entwidelt; 
und jo tft er in die meiften neueren Geſetzbücher ü ergegangen: Ueber das 
Unheil, das diefer Begri angerichtet bat, vergleiche man die Rechtsfälle bei 
Temme, Archiv I. ©. 260—266; II. S. 72. 100-126 u.a. Das Würt- 
tembergifche Gefeg vom 13. Nov. 1849 hebt den Art. 78 des Strafgefetb. 
(„von bem Komplotte’‘) auf. Die neuen Strafgefegbücher Preußens, Ölben- 
burgs, Oeſterreichs, Bayerns und das R.-G.:8. erwähnen des Kom— 
plottes in ihren allgemeinen Beftimmungen gar nicht mehr; und diejenigen 
Kommentatoren verdienen feinen Dant, die der Praxis diejer Länder die alten 
Schlinggewächſe der ihren Gefegbüchern unbefannten Komplotttheorien zur 
vermeintlichen Ergänzung darbieten. | 

- Ungerecht ift ver Satz, daß alle Theilnehmer der Verabredung, 
bes Beſchluſſes, ohne Rüdficht auf die Art ihrer Mitwirkung bei der Aus— 
führung, ja ſelbſt ohne Rüdficht auf ihre Mitwirkung bei der Ausführung 
überhaupt, al8 Urheber zu ftrafen feien. Dies ift ein Punkt, mo vor den 
Abſtraktionen der älteren Theorie befonders gewarnt werden muß. Trägt die 
Theilnahme an ber Berabredung und trägt bie Theilnahme an ber Aus- 
führung, Beides unbefangen nad} den allgemeinen Grundfäten über Urheber- 
ſchaft und Beihülfe geprüft, nur das Gepräge der Beihülfe: fo Liegt nur Bei— 

ülfe vor; denn Beihülfe plus Beihülfe macht immer nur Beibülfe. Berner, 
reuß. Strafr. 8.65. Bgl. Bayern 1813, Art. 50, wo der veriwerfliche Satz 
aufgeftellt wird, daß jeber Komplottant als Urheber zu ftrafen jet, wenn er 
auch nur vor oder nad) ber Luafünrung mitgewirkt bat. Diefe Fiktion hat 
beklagenswerthe Jaqhteis gefunden bei Württemberg 79, Braunſchweig 
43, Hannover 57, Darmftabt 7A, Baden 125. Nach diefen Gefegbüchern 
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3. Perfonen, melde an der Verabredung Theil genommen 
haben (gleichviel ob in der Weife intelleftueller Miturheber oder 
intelleftueller Gehülfen) und darnach das Verbrechen mit begeben 
(den Thatbeitand ſelbſt hervorbringen), find fon als Mitthäter 
für das begangene Verbrechen urheberiſch verantiwortlid. Doch 
darf aud) dies eine Berückſichtigung der eigenthlimlichen Thätigfeit 
der Einzelnen bei der Strafausmeſſung nicht ausschließen. — 

Hervorzuheben find die |. g. Komplotthäupter, die ent- 
weder 1) bei der Stiftung des Bundes, oder 2) bei der Entwerfung 
des Planes der Ausführung, oder 3) bei der Ausführung ſelbſt 
in einer hervorragenden und leitenden Weiſe thätig find!. Das 
NR -6.-B. ſpricht von Räbelsführern beim Aufruhr $. 115 und 
beim Landfriedensbruch 8.125. 


$. 113. 
Bande. 


Unter Bande verfteht man eine auf Wiederholung einzeln 
noch nicht beflimmter Verbrechen gerichtete Verbindung. Dieſe 
Verbrechen können von gleicher und von verſchiedener Art fein. 

Die gemeinrechtlihen, die Engliihen und die Franzöſiſchen 
Gefege Fennen einen allgemeinen Begriff der Bande nidt. Er 
findet fi Dagegen in der gemeinrechtlichen Doktrin, ſowie in den 
Geſetzbüchern Bayerns 1813, Art. 54—56, Braunſchweigs 
$. 38, Hannovers Art. 6365, Darmftadts Art. 81 und 82. 
Das Geſetzbuch Württembergs, Art. 185, handelt von Banden 
nur in Bezug auf Mord, Branditiftung, Raub, Münzverbrechen, 
Fälſchung von Kreditpapieren, Diebftahl, Betrug, Zerftörung 
fremden Eigenthumes und Wilderei; das Badens, $. 482 und 
483, nur in Bezug auf Raub, Diebitahl, Fälſchung und Betrug; 
das Sachſens 1855, Art. 60, nur in Bezug auf gewerbsmäßtges 
Stehlen, Brandftiftung, Raub oder andere Gewaltthaten. Dabei 
kommt nicht nur Nichts an auf die Art der Mitwirkung bei der Ausführung, 
fondern man wird auch ohne jede Mitwirkung bei der Ausführung Urheber, 
nenn man nur an der Verabredung Theil genommen. Etwas befler Sachſen 

1 Weber zahlreiche Streitfragen (von denen manche aus dem neueren 
Standpunkte ger nicht mehr entfteben können) und über die Litteratur: 
Geib II. S. 375 fog. Geyer bei Holkend. S. 415. Bet dem einfachen Rüd- 
tritte eines einzelnen Komplottanten pflegen bie Geſetzbücher feine Straflofig- 
keit eintreten —R laſſen, wohl aber bei * Anzeige des Komplottes. 


Bayern 18 Hannover 60.61. Württemberg 81.83. Darm: 
ftadt 78. 79. Bol. 8. 110 dieſes —8 vorletzter Ablak, 
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Präfumptionen erfüllte alte gemeinrechtliche Romplotttheorie bei 
Seite geſetzt, ftatt deſſen aber eines jeden Theilnehmers Theil- 
nahme.an der Verabredung und an der Ausführung befon- 
ders gewürdigt werde, um die Frage zu beantworten, ob er nad 
allgemeinen Grundfägen Urheber oder Gehülfe feil. Dabei 
find folgende Unterfcheidungen zu beachten: 

1. Es ift möglich, daß Perfonen, welche an der Verabredung 
Theil genommen haben, ſich an der Ausführung nicht betbeiligen. 
Dann können fie nur intellektuelle Urheber oder intelleftuelle Ge- 
hillfen fein, je nach dem Charakter ihrer Theilnahme an der Ber- 
abredung. - | 

2. Es ift möglich, daß Perſonen, welche an der Verabredung 
Theil genommen haben, fi) an der Ausführung nur mit einer 
Gehülfenthätigfeit betheiltgen. In diefem Falle find fie dennoch 
al3 Urheber zu ftrafen,. wenn ihre Theilnahme an der Verab- 
redung nach den allgemeinen Grundſätzen (nicht nad) den Filtionen 
der alten Komplotttheorien) den Charakter intelleftueller Mitur- 
heberſchaft trägt; fie find dagegen als bloße Gebülfen zu ftrafen, 
wenn ihre Theilnahme an der Verabredung nur den Charafter 
intelleftueller Beihülfe trägt ?. 


1 Die gemeinrechtlichen Gefege kennen das ec nicht, fondern wiſſen 
nur von Urhebern und Gehülfen. Die gemeintechtliche Doftrin Hat den 
Komplottbegriff in einer für die Braris Höchft gefährlichen Wetfe entwidelt; 
und fo ift er in die meiften neueren Gefegbücher übergegangen. Ueber das 
Unheil, das diejer Begriff angerichtet bat, vergleiche man bie Rechtsfälle bei 
Temme, Archiv I. ©. 260-266; 11. S. 72. 100-126 u.a. Das Würt- 
tembergifche Geſetz vom 13. Nov. 1849 hebt den Art. 78 des Strafgefetb. 
(„von dem Komplotte”) auf. Die neuen Strafgefegbücher Preußens, Olben- 
burgs, Defterreih8, Bayerns und dag R.:G.-8. erwähnen bes Kom- 
plottes in ihren allgemeinen Beftimmungen gar nicht —— und diejenigen 
Kommentatoren verdienen keinen Dank, die der Praxis dieſer Länder die alten 
Schlinggewächſe der ihren Geſetzbüchern unbelannten Komplotttheorien zur 
vermeintlichen Ergänzung darbieten. 
2Ungerecht ift der Sab, daß alle Thetlnehmer der Berabredung, 
bes Beſchluſſes, ohne Rüdficht auf die Art ihrer Mitwirkung bei der Aus— 
führung, ja jerit ohne Rüdlicht auf ihre Mitwirkung bei der Ausführung 
überhaupt, als Urheber zu ftrafen feien. Dies ift ein Punkt, wo vor den 
Abſtraktionen der älteren Theorie befonbers gewarnt werden muß. Trägt die 
Theilnahme an der Berabrebung und trägt die Theilnahme an der Au3= 
führung, Beides unbefangen nad) den allgemeinen Grundfägen über Urheber- 
ſchaft und Beihülfe geprüft, nur das Gepräge ber Beihilfe: jo liegt nur Bei⸗ 
Ife vor; denn Berbülfe-plus Beihülfe macht immer nur Beibülfe. Berner, 
reuß. Strafe. 8.65. Bgl. Bayern 1813, Art. 50, mo der verwerfliche Satz 
aufgeftelt wird, daß jeder Komplottant als Urheber zu ftrafen fet, wenn er 
auch nur vor oder nach der Ausführung mitgewirkt bat. Dieje Fiktion hat 
beklagenswerthe Jachotse gefunden bei Württemberg 79, Braunſchweig 
43, Hannover 57, Darmitadt 74, Baden 125. Nach diefen Geſetzbüchern 
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3. Perfonen, melde an der Verabredung Theil genommen 
haben (gleichviel ob in der Weiſe intelleftueller Miturheber oder 
intelleftueller Gehülfen) und darnach das Verbrechen mit begehen 
(den Thatbeftand jelbft herborbringen), find ſchon als Mitthäter 
für das begangene Verbrechen urheberiſch verantwortlich. Doch) 
darf auch dies eine Berüdfichtigung der eigenthümlichen Thätigkeit 
der Einzelnen bei der Strafausmeſſung nicht ausichließen. — 

Hervorzubeben find die |. g. Komplotthäupter, die ent- 
weder 1) bei der Stiftung des Bundes, oder 2) bei der Entwerfung 
des Planes der Ausführung, oder 3) bei der Ausführung felbft 
in einer hervorragenden und leitenden Weiſe thätig find!. Das 
RG.⸗B. fpriht von Rädelsführern beim Aufruhr $. 115 und 
beim Landfriedensbrud $. 125. 


$. 113. 
Bande. 


Unter Bande verfteht man eine auf Wiederholung einzeln 
noch nicht beſtimmter Verbrechen gerichtete Verbindung. Diefe 
Verbrechen können von gleicher und von verſchiedener Art fein. 

Die gemeinrechtlihen, die Engliihen und die Franzöſiſchen 
Geſetze kennen einen allgemeinen Begriff der Bande nicht. Er 
findet fi dagegen in der gemeinrechtlihen Doktrin, ſowie in den 
Geſetzbüchern Bayerns 1813, Art. 54—56, Braunſchweigs 
8. 38, Hannovers Art. 63—65, Darmftadts Art. 81 und 82. 
Das Geſetzbuch Württembergs, Art. 185, handelt von Banden 
nur in Bezug auf Mord, Branditiftung, Raub, Münzverbrechen, 
Fälſchung von Kreditpapieren, Diebftahl, Betrug, Zerſtörung 
fremden Eigenthumes und Wilderei; das Badens, $. 482 und 
483, nur in Bezug auf Raub, Diebitahl, Fälſchung und Betrug; 
das Sachſens 1855, Art. 60, nur in Bezug auf gemerbsmäßiges 
Stehlen, Brandftiftung, Raub oder andere Gemwaltthaten. Dabei 
kommt nicht nur Nichts an auf die Art der Mitwirkung bei der Ausführung, 
fondern man wird auch ohne jede Mitwirkung bei der Ausführung Urheber, 
wenn man nur an der Verabredung Theil genommen. Etwas beiler Sachſen 

1 Yeber zahlreiche Streitfragen (von denen manche aus dem neueren 
Standpunfte per nicht mehr entfteben Fönnen) und über die Litteratur: 
Geib 11. ©. 375 fgg. Geyer bei Holgend. S. 415. Bet dem einfachen Rüd- 
tritte eines einzelnen Komplottanten pflegen die Geſetzbücher Feine Strafloftg- 
teit eintreten gu lnflen, wohl aber bei erfolgter Anzeige des Komplottes. 


Bayern 1813,53. Hannover 60.61. Württemberg 81.83. Darm- 
ftadt 78.79. Bel. $. 110 diefes Lehrbuches, vorletter Abſatz. 
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wird In der Regel die in der Natur der Sache nicht begründete, 
noch im neuen Bayriſchen, nicht aber im neuen Sächftſchen Gtraf- 
geſetzbuche wiederkehrende Forderung ausgeſprochen, daß wenig⸗ 
ſtens drei Mitglieder vorhanden fein follen. 

Die nenefte Legtslation verwirft allgemeine Anordnungen 
über Bandenverbrechen ganz und geftattet durchaus nirgend mehr 
eine Anwendung der alten Komplottbegriffe auf Bombenverbrechen. 
Preußen $. 218 und 232, Bayern 1861, Art. 274 Nr. 5, 
Art. 361 Nr. 3, und das Deutihe Reich $. 243 Nr. 6, 8. 250 
Nr. 2 gebenfen der Bande nur noch beim Diebftahle und beim 
Raube. Sie laffen In denjenigen Fällen, wo wirklich ein Dieb- 
ftahl oder Raub, mindeitens ein verfuchter, begangen worden ift, 
die Strafe des qualificirten Diebftahles oder Naubes ein⸗ 
treten !. " 


1 Auch Thüringen 224 u. 152 Rr. 2 kennt nur Diebftahl und Raub 
in Banden. Ueber Preußen: Dppen off u ben 88. 218 u. 232. Weber 
Bayern 1861: Stenglein I. S. 371. 37 Bafetbf über die Frage: Iſt die 
Berabredung, auf einem befimmten Markte mehrfache Diebftähle zu be⸗ 
gehen, als Begründung einer Bande zu betrachten). 


Zweites Bud. 
Die Strafe. 


8. 114. 
Ueberblick 


Die Strafe iſt ein Alt der Gerechtigkeit, gleichzeitig aber 
auch eine Zwedthätigleit. Dem gemäß wird in einen erften 
Titel von der Strafe an fi, fowie von den Zweden der 
Strafe zu handeln fein. 

Die Strafzwede fordern zweckentſprechende Strafmittel. 
Mit diefen wird es ein zweiter Titel zu thun haben. | 

Die Strafe tft Zwang gegen den verbrecheriichen Willen. 
Sa feiner Innerlichkeit ift aber der Wille nicht zwingbar. Der 
Strafzwang kann ſich daher nur richten gegen die äußerliche Ver⸗ 
wirflihung des Willens, d. b. gegen die Rechtsſphäre des ver- 
brecheriſchen Individuums. Den Mittelpunkt diefer Rechtsſphäre 
bildet das Leben, als der unmittelbare Träger der Berfönlichkeit. 
Daſſelbe ericheint im Leibe, der, als urfprüngliche Erſcheinungs⸗ 
form der Perfünlichkeit, vorzugsweiſe das Rechtsgebiet der Perſon 
iſt. Mittelft des Leibes bethätigt fich der Wille ala perfönliche 
Freiheit. Leib und perjönliche Freiheit bilden biernach gleichlam 
die beiden koncentriſchen Kreiſe, welche in der Nechtsfphäre des 
Individuums das die Perſonlichkeit tragende Leben zunächſt um⸗ 
ſchließen. Geht das Individuum über dieje Kreife hinaus, um 
feinen Willen und feine Perfünlichleit auch In den äußeren Dingen 
und in anderen Perjonen zur Eriftenz und Geltung zu bringen: fo 
bilden fih noch die beiden Nechtskreife des Vermögens und ber 
Ehre, mit denen die Rechtsiphäre des Individuums abichliekt. 
Müffen nun die Strafmittel gegen die Rechtsſphäre des Indivi⸗ 
duums gerichtet fein: jo können fie mır in Lebens», Leibes-, 
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Sreiheits-, Vermögeng- und Ehrenftrafen beitehen. Folgt 
man dem Stufengange ihrer größeren Schwere, jo treten fie in 
umgefehrter Reihenfolge auf: Ehren», Vermögens», Frei- 
heits⸗, Xeibes- und Xebensftrafen. 


Erſter Titel, 
Die Strafe und die Strafzwecke. 


8. 116. 
Die Strafe an Sid. 

Schon in der Einleitung dieſes Lehrbuches ($. 27 fgg.) ift Die 
Strafe erfaßt worden als ein At vergeltender Gerechtigkeit, 
als die Hervorkehrung des eigenen Weſens des Verbrechens, 
als das aus dem Verbrechen jelbft, in der Weife einer Begriffs- 
forderung, heroortretende Gegenbild des Verbrechens !. 

Wenn damit unzweifelhaft eine gewiffe Gleichheit von Ver⸗ 
brechen und Strafe gefordert ift, jo läßt fih die Frage nach der 
Art und Größe der gedachten Strafe eines Verbrechens doch nie 
in abstracto, fondern immer nur mit Rückſicht auf beftimmte 
gegebene Gejellichaftsverhältnifie beantworten. Die Kenntniß der 
nationalen Sitten und Anfichten, fowte der vorhandenen öffent» 
lichen Zuftände, ift der unentbehrlihe Ausgangspunft, um bier 
zum Biele zu gelangen. Diefelbe Strafe kann bei verjchiedenen 
Völkern und unter verfhiedenen äffentlihen Verhältniffen einen 
völlig verfchtedenen Grad der Schwere haben ?. 

In der fittlihen und rechtlichen Natur der Strafe find folgende 


1 Ob der einzelne Verbrecher die verwirkte Strafe felbit fordert, ift mehr 
oder weniger zufällig, das Verbrechen, feiner Idee nach, forbert fie immer. 
Oft aber wird dieſe objektive Forderung der eigenen Handlung in dem Berbrecher 
fo mächtig, daß er ihr nicht zu widerſtehen bermag. Dann treten jene Selbft: 
antlagen ein, durch melde die im Gewiſſen fich bethätigende Natur der Sache 
ihre Vebermacht über alle Willfür und über alle fchlaue Berechnung des Sub⸗ 
jektes befunbet. 

2 Montesquieu jpricht aus: „Acht Tage Gefängniß oder eine leichte 
Geldſtrafe treffen den Geift eines in einem milden Lande aufgewachſenen Euro= 
päers ebenfo ftarf, als der Berluft eines Armes einen Ajinten einfchüchtert. 
Die Verzweiflung über die Infamie macht einen Franzofen jchlaflos, den man 
zu einer Strafe verurtbeilt, die einem Türken feine Viertelftunde Schlaf rauben 
würde”. Hat man auch nicht für jeden einzelnen Menfchen ein beſonderes 
Strafgefegbuch zu fchreiben, fo doch gewiß für jedes einzelne Boll. Nur halte 
der Gefetgeber dabei ven Grundfaß feft, daß er die Volksanſichten zu 
szeinigen und zu veredeln, nicht aber ihnen blind zu folgen habe, 
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Forderungen für die Wahl der Strafmittel enthalten: 
1) Die Strafe darf nicht verunfittliden. 2) Sie muß ein 
empfindlihes Uebel fein. 3) Sie muß, fo weit ala möglich, 
auf die verſchiedenſten Perjonen gleihmäßig wirken. 4) Sie 
muß im Verhältniffe der größeren Schuld härter wirken. 
5) Sie muß abſchätzbar und theilbar fein. 6) Sie muß fidh, 
fo weit als möglih, m ihren Wirkungen auf die Perſon des 
Schuldigen beſchränken. 7) Sie muß widerruflich und, fo 
weit als möglich, wieder gut zu machen fein. 


$. 116. 
Die Strafzwede. 


Es find die drei bereits erkannten ($. 29 Strafzwede der 
Genugthuung, der Beſſerung und der Abſchreckung zunädft 
für ji, fodann aber in ihrem Verhältniffe zu einander zu 
bezeichnen. 

1. Zweck der Genugthuung. 

Durch das Verbrechen wird der allgemeine Wille (das Geſetz, 
die Gefellihaft, der Staat) und gewöhnlich auch ein bejonderer 
Wille (der Verletzte) gefränkt. Beides muß gefühnt merden, 
d. h. es muß die Strafe ſowohl der Gefellichaft, als dem Verlehten 
das Gefühl und das Bewußtfein waltender Gerechtigkeit zurüd- 
geben. Iſt ein Verbrechen vorzugsweile eine Verlegung eines 
bejonderen Willens, wie 3. B. die Ehrverlegung: fo muß auch die 
Strafe vorzugsweile eine Genugthuung für den bejonderen Willen 
gewähren. Sit hingegen ein Verbrechen vorzugsweiſe eine Ver⸗ 
letzung des allgemeinen Willens: jo tft Durch die Strafe vorzugs⸗ 
weile dem öffentlichen Weſen Genugthuung zu leiften. 

2. Zweck der Abſchreckung. 

Nicht Sowohl barbarifche Härte, als vielmehr das Bemußtfein 
der Unausbletiblichfeit der Beitrafung giebt den Strafen ihre 
abichredende Kraft. Der Abſchreckungszweck rechtfertigt niemals 
graufame Strafen, jondern verlangt immer nur eine nachdrück⸗ 
lie und wirkſame Einrichtung humaner Strafen. 


1 Der allgemeine Wille ift der wahrhafte Wille jedes Eimgelnen. Er iſt 
im tiefften Grunde auch der PER Wille des Verbrecherd. Eben daher ijt 
die Genugthuung, welche der Verbrecher, durch Abbüßung der Strafe, dem all- 
gemeinen Willen leiftet, auch eine Genugthuung, bie er ſich jelbft giebt und 
durch die er die Stimme des allgemeinen Willens in ihm, das eigene Gewiſſen, 
berubigt. 
Berner, Strafrekt. 9. Aufl. 14 
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Beſondere Berüdfichtigung fordert der Abſchreckungszweck, ſo⸗ 
bald fih ein Ueberhandnehmen gemifjer Verbrechen zeigt. Allen 
auch dann noch ift übermäßige Strenge mit richterlicher Ruhe zu 
vermeiden. Droht der Gejehgeber in ſolchen Fällen eine härtere 
als die bisherige Strafe, jo nußt er fruchtlos die Federfraft der 
Regierung ab. Das Volf gewöhnt fih an den Gedanfen der 
bärteren Strafe, und der Staat ift vielleicht bald genöthigt, auch 
für andere Verbrechen ftrengere Strafen einzuführen. 

Graufame Strafen werden von den Richtern durch gefünftelte 
Auslegungen der Gejehe umgangen. Sie nöthigen überdies zu 
häufigen Begnadigungen. Beides Ihmächt das Anfehen des Ge- 
ſetzes. 

3. Zweck der Beſſerung. 

Wo das Verbrechen eine ſittliche Verſunkenheit bekundet, muß 
die Strafe darauf eingerichtet ſein, das ſittliche und das religiöſe 
Bewußtſein aus feinem Todesichlafe zu weden. Die Strafe wirb 
dann zur Zucht; fie wird Zwangserziehung, indem fie auch als 
Erziehung ihren allgemeinen Charakter des Zwanges beibehält. 

4. Berhältniß der Strafzmede unter ſich. 

Bon den verjchtedenen Strafzweden bat, je nach der Natur 
des befonderen Verbrechens und felbft nach dem Erfordernifje des 
einzelnen Falles, bald der eine, bald der andere auf größere Be- 
rückſichtigung Anſpruch. Alle diefe Strafzwede haben fich aber 
mit demjenigen Strafmarimum zu begnügen, melches durch den 
die Strafe begründenden Gedanken der vergeltenden Gerechtigkeit 
porgezeichnet ift. 


Zweiter Titel. 


Die Strafmittel 
(R.-G.:8. 88. 1842.) 


$. 117. 
Strafenfyftem. N 
Unter allen legislatorifchen Aufgaben auf dem ftrafrechtlichen 
Gebiete fteht die Entwidelung eines guten Strafenfoftems obenan. 
Das gemeine Deutſche Recht hat hierfür ſehr wenig geleiftet. 
Ein geſchichtlicher Rückblick wird eine lehrreiche Einleitung in das 
Strafenſyſtem der Gegenwart fein. 
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Römiſches Recht!. 
(Tit. Dig. de poenis 48, 19; und Cod. 9, 47.) 

Graufamer als zur Zeit der Republik geftalteten fich die 
Strafen während der Römiſchen Kaiferzeit, beſonders als man 
fich, jeit der Annahme des Chriftenthums, den Moſaiſchen Straf- 
vorſchriften anſchloß. 

Den Hauptunterſchied enthält die Eintheilung in Kapital⸗ 
ſtrafen und Nichtkapitalſtrafen. 

J. Kapitalſtrafen haben immer mindeſtens den Verluſt 
des bürgerlichen Caput, der Civitas, zur Folge. Von dieſem 
Minimum aus können ſie ſich in drei Stufen ſteigern; entweder 
nämlich rauben ſie nur die Civitas, oder mit der Civitas auch 
die Libertas, oder endlich nicht nur die Civitas und die Libertas, 
ſondern auch die Vita. Wir beginnen mit den letzteren. 

1. Vita (Todesſtrafen, Ultimum Supplicium.) 

Hierher gehört 

a) die Kreuzigung, ſchon feit der Königszeit üblich; in ver- 
ſchiedenen Formen: in der Regel erſt Geißelung, hierauf Anbinden 
oder Annageln des Verurtbeilten, den man dann langfam am 
Kreuze verihmachten ließ, menn nicht durch Brechen der Beine 
oder durch einen Lanzenjtich eine gnädige Abkürzung eintrat. 
Diefe Strafe, entftanden aus dem Aufhängen am Unglüdsbaum, 
war urfprünglid nur für Sklaven beftinmt; fie fam päter, als 
man fie auf Freie ausdehnte, doch nur bei Humiliores und 
bei Provinzialen zur Anwendung (für Hochverrath, Meuchelmord, 
Straßenraub, Seeraub, Fälſchung, Aufruhr). Konftantin hob fie 
auf und erjeßte fie durch die Furca, einen gabelförmigen Galgen, 
wo die Verurtbeilten in der Regel bis zum Tode gegeißelt wurden. 

b) der Feuertod (Vivi crematio). Er fam nur felten vor, 
aber fchon jeit der erften Zeit der Republik, — in der Kaiferzeit 
für Brandftiftung, Zauberei, Safrilegium, Barricidium und ein- 
zelne Fälle des Crimen majestatis, au) als Poena extraordi- 
naria bet den Chriftenverfolgungen. 

c) der Tod durch wilde Thiere (Damnatio ad bestias), erft 
jeit Nero gebräuchlich, unzuläffig gegen Dekurionen und Veteranen. 


1 Die heften Quellenangaben bei Geib und in einem gebrudten Blatte 
Wächters für feine Auhbrer. Schätzbar: Daude, de capitis poenis jure 
Justinianeo, Berol. 18 

14* 
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Auf gleicher Stufe ftand die Damnatio ad ferrum, d. h. zum 
Gladiatorentampf, ohne Ausfiht auf Rettung. Auf Anfuchen der 
Geiftlichfeit ward fie durch Konftantin beſchränkt, Durch feine 
Nachfolger aufgehoben. 

d) das Säden (Poena culei) beim Parricidium, — Ber- 
fenfung mit einem Hunde, Hahn, Affen und einer Schlange in 
einem verpichten ledernen Sade, nach erfolgter Getßelung. 

e) die Enthauptung (Decollatio, Capitis amputatio), früher 
durch das Beil, Tpäter durch das Schwert, häufigfte Todesitrafe. 

Andere Todesftrafen, befonder3 das Herabftürzen vom Felſen 
und bei Beftalinnen das Xebendigbegraben, ſchwanden in der 
Kaiferzeit, wenngleich die entartete grauſame Phantafie Faiferlicher 
Despoten in einzelnen Fällen manche den Geſetzen unbefannte 
iheußlihe Strafen erfand. Bol. L. 25. $. 1. D. de poenis; 
L. 8. 8.1. D. eod.; Tac. Annal. XIV. 48. Ueber die erfin- 
derifhe Graufamfeit mander Kaiſer: Sueton, Tiber. c. 62; 
Vopiscus, Aurelian. c. 7. 

2. Libertas (Servitus poenae). 

a) lebenslängliche Bergmerfsarbeit, — zwei Grade, ein här⸗ 
terer, die eigentliche poena metalli mit ſchweren Selleln, ein 
milderer, die poena operis metalli, befonders bei Weibern, die 
dabei hauptfählih zur Bedienung der Bergleute (in ministe- 
rium metallicorum) verwandt murden. Vgl. L. 8. $. 6. D. de 
poenis, 
b) Thierfampf oder Gladiatorenfampf mit Hoffnung auf 
Rettung (Damnatio ad ludum venatorium oder gladiatorium) ; 
von Konjtantin und jeinen Nachfolgern aufgehoben. Der Kämpfer 
erhielt bier Schutzwaffen und ward, wenn er fih in langen 
Kämpfen gut gehalten hatte, vom Volke begnadigt. Val. L. 8. 
$. 11. u. 12. D. de poenis. 

Die Härte der Straffnechtichaft beftand darin, daß dem Ver- 
urtheilten auch die Vortheile verloren gingen, die der Sklav eines 
Herrn genoß; denn der Strafiflave befam feinen Herrn; aud 
der Staat wurde nicht fein Herr, fondern er galt als Sklav der 
Strafe ſelbſt, fo daß die Strafe gleichfam fein Herr wurde. So 
unterſchied fich die ftrenge Servitus poenae immer noch mefent- 
lih von denjenigen Fällen, wo ein Verurtheilter, ohne Servus 
poenae zu werden, nur zur Strafe Sflav einer beftimmten Per⸗ 
fon murde, wie 3. B. der Freigelaffene wegen Undankes gegen 
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feinen Patron, oder der gereifte Freie, der fich für einen Sklaven 
ausgab und als ſolchen verkaufen ließ, oder die Freie, die mit 
einem Sklaven gefchlechtlich verkehrte. 

Bei der Poena metalli hob Yuftinian die Servitus poenae 
für Sreigeborene auf. Nov. 22. cap. 8. Nov. 134. cap. 13. 

3. Civitas (Poenae, quae civitatem auferunt). 

Diele Strafen find verbunden mit dem Berlufte aller Rechte, 
welde das Römifche Jus civile gewährt, wie Patria potestas, 
Testamenti factio, belaffen aber dem Verurtheilten die Rechte 
des Jus gentium, jo daß fich feine Ehe in ein Matrimonium 
jur. gent. verwandelt. Sie haben überdies die Konfisfation zur 
Folge. L. 17. $. 1. D. de poenig L. 1. pr. D. de bonis 
damnator. (48, 20). L. 8. $. 1. D. qui test. facere poss. 
(28, 1). 

Zu ihnen gehörte 

a) lebenslängliche ofentliche Arbeit (Opus publicum per- 
petuum) bei Wegebauten und anderen öffentlichen Bauten; 

b) die aquae et ignis Interdictio; 

c) die Deportatio (ſchimpfliche Abführung nad) einer wüften 
Gegend oder nad einer Inſel auf Lebenszeit), durch melde die 
aquae et ignis Interdictio verdrängt ward. 

II. Nihtfapitalftrafen. 

Hierher find zu rechnen 

1. als Sreiheitsftrafen: 

a) die Relegation oder Ausweifung, — entweder aus be⸗ 
ſtimmten Orten, 3. 8. einer Stadt oder Provinz (Interdictio cer- 
torum locorum), oder aus allen Orten außer einem (Interdictio 
omnium locorum praeter certum, confinatio) ; 

b) Freiheitsſtrafen mit Zwangsarbeit, beſonders Opus publi- 
cum auf Zeit; 

c) einfaches Gefängniß ohne Zwangsarbeit (Carcer, Custo- 
dia, Vincula publica), — als mildefte Form Hausarreft und feit 
Spuftintan bei Frauen in gewiſſen Fällen Klofter. Lebensläng- 
liches Gefängniß mar verboten, das Gefängniß überhaupt vor» 
zugsweiſe zur Unterfuchungshaft beftimmt. L. 8. $. 9. D. de 
poenis 48, 19. L. 35 eod. 

2. als Reibesftrafen: 

a) Berftümmelmgen, von Juſtinian bis auf das Abjchneiden 
einer Hand in der Nov. 134. cap. 13. abgeſchafft; 
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b) körperliche Züchtigung, in drei Hauptformen: entweder 
mit dem Stod (fustis), oder mit der Ruthe (virga), oder mit der 
Geißel (Aagrum, scorpio, plumbatarum ictus). 

3. als Ehrenftrafen, die indeß häufig bloße Nebenftrafen bei 
Kapitalitrafen waren: 

a) Brandmarkung, üblich bei den zur Poena metalli oder 
zum Ludus gladiator. vel venator. Qerurtbeilten; 

b) Damnatio memoriae, neben der Todesftrafe, bejonders 
in jchweren Fällen des Crimen majestatis; 

c) Infamia, bald als felbftändige Strafe, bald als Neben- 
ftrafe; 

d) Ausfchließung von gewiſſen oder von allen Ehrenämtern, 
auch Unterfagung der Advofatur, Entziehung einer Gemerbe- 
befugniß; 

e) gerihtliher Verweis, L. 1. $. 3. D. de off. praef. vig. 
— 1,15. 

4. ala Bermögengftrafen: 

a) Bermögens-Konfisfationen, ſchweigende bei Kapitalitrafen, 
ausdrüdliche neben geringeren Strafen, bald Konfisfation des 
ganzen Vermögens (fo immer bei Kapitalitrafen), bald Konfis- 
Tation eines Theile des Vermögens; ſpäter mit manchen Mil«. 
derungen zu Gunften der Erben: Nov. 134. cap. 10. 13; 

b) Konfisfation einzelner Gegenftände, — der Werkzeuge des 
Verbrechens, der Scelere quaesita; 

c) Geldbußen (Mulctae als Ungehorfamsitrafen, Poenae 
pecuniariae als Deliftsftrafen). 


Kanoniſches Redt. 


Im Kanoniſchen Rechte hat man Bußen (Poenitentiae), Cen⸗ 
juren (Poenae medicinales) und eigentlihe Strafen (Poenae 
vindicativae) zu unterjceiden. 

I. Die Bußen bildeten fi in der Britiichen und Srifchen 
Kiche auf Griehifher Grundlage aus. Dort entftanden auch die 
älteiten Libri poenitentiales, die von da mit dem Ehriftenthume 
jelbft auf die Fränkiſche Kicche übergingen, mie der Liber de 
poenitentia von Columbanus. In der Angelfähfiichen Kirche 
verichmolz Theodor von Canterbury, ein Grieche, die Griechiſchen, 
Silben und Britiihen Elemente der Bußdisciplin; Commean 
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brachte dann die Angelfähliihe Bußdisciplin in die Fränkiſche 
Kiche (im 8. Jahrhundert) 1. 

Die Pönitenzen waren von der mannigfachſten Art: Faften, 
Plalmen-Singen, Kafteiungen, Bußgewänder, — bald auf fürzere, 
bald auf längere Zeit, mitunter fogar lebenslänglid. Mit ihnen 
war zwar nicht Ausſchließung von der Kriftliden Gemeinjchaft, 
wohl aber Ausichließung von gemillen Thetlen des Gottesdienftes 
der Gemeinde verbunden. Hierbei unterjcheidet man vier Grade: 

1. Fletus: die Büßer ftehen in Bußkleivern außerhalb der 
Kirche; 

2. Auditio: die Büßer find in dag Innere der Kirche einge- 
lafjen, aber nur an einem abgefonderten Ort und auch nur zum 
Anhören der heiligen Bücher; 

3. Substratio oder Genuflexio: e8 wird an gewiſſen Tagen 
über die zur Erde gebeugten Büßer gebetet; 

4. Consistentia: die Büßer find zwar von der Kommunion 
und den Oblationen noch ausgejchloffen, dürfen ſich aber ſchon 
mit den Gläubigen zum gemeinfamen Gebete um den Altar ſam⸗ 
meln, ivorauf dann durch Bermittelung des Biſchofs volle Ver⸗ 
ſöhnung mit der Kirche eintritt. 

II. Cenſuren find geiftliche Beſſerungsſtrafen. Zu ihnen 
zählt man die Erfommunifation, das Interdikt, und gegen Geift- 
liche die Suspenfion. 

1. Die Excommunicatio ijt entweder minor oder major. 
Erftere fchließt nur von der Gemeinschaft des Abendmahls und 
äußerften Falls des Gottesdienftes aus; letztere tft Abjchneidung 
vom Leibe Chriſti (von der Kirche). 

In Verbindung mit einer bejonders feierlich vollzogenen Ab⸗ 
ſchneidung vom Leibe Chrifti (dem Anathema) beißt die Excom- 
municatio major der große Bann, fonjt der Eleine Bann. 

2. Das Interdikt ift die Unterfagung öffentlicher gottespdienft- 
liher Handlungen. 

3. Die Suspenfion eines Geiftlichen ift völlige oder theilweiſe 
Enthebung vom Amte oder von geiftlichen Befugniffen bis zum 
Eintritte der Befferung. Entzieht fie die Amtsvermaltung, jo beißt 
fie Suspensio ab officio; entzieht fie die Rechte der Weihe: Sus- 


I Runftmann, die Lateinifchen Pönitentialbücher der Angelfachien, 
le 1851 1844; Waſſerſchleben, die Bußordnungen der Abendländ. Kirche, 
au 
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pensio ab ordine; entzieht fie die Amtseinfünfte: Suspensio a 
beneficio. 

III. Eigentlide Strafen. 

Unter ihnen muß man die für Getftliche beftimmten von den 
ſowohl auf Geiltlihe als auch auf Laien anmendbaren unter⸗ 
ſcheiden. 

1. Für Geiſtliche. 

a) Irregularität: Mangel einer Bedingung zum Eintritt in 
den geiſtlichen Ordo oder in ein Kirchenamt, oder zur Beibehaltung 
des Ordo oder eines Kirchenamtes, mag ſich die Bedingung auf 
phyſiſche, intellektuelle oder moraliſche Eigenſchaften beziehen. 

Alle öffentlich bekannt gewordenen und alle gerichtlich er⸗ 
wieſenen Verbrechen bewirken Irregularität; auch diejenigen ge- 
heimen Verbrechen, die als Hindernifje der Weihe ausdrücklich ge- 
nannt find. In ſolchen Fällen fpricht man von Irregularitas ex 
delicto, im Gegenjate zur Irregularitas ex defectu. 

b) Depositio: Verluft des Amtes und der Pfründe, verbun- 
den mit dauernder Unfähigkeit zur Befleidung irgend eines Kirchen⸗ 
amtes. 

c) Degradatio: Verſetzung des Schuldigen in den Laien⸗ 
ſtand, um ihn den weltlichen Gerichten auszuliefern, verbunden 
mit Wirkungen der Depositio. 

d) Privatio beneficii: Verluſt der Pfründe, ohne Aufhebung 
der Fähigkeit zum Erwerb einer neuen Pfründe oder eines neuen 
Kirchenamtes. 

e) Als Zuchtmittel wegen unſittlichen Wandels und wegen 
grober Verſtöße kamen vor Freiheitsſtrafen (Decanica: Straf- 
häufer für Geiftliche), befonders das Klofter, bet jüngeren Klerifern 
auch Förperlicde Züchtigung, während heutigen Tages außer dem 
Klofter fih noch der Hausarreft und aud die Verweiſung in ein 
geiftlihes8 Seminar zu geiftlihen Erercitien, desgleichen Geld» 
ftrafen finden !. 


1 Nach dem Preuß. Gefet über die Firchl. Disciplinargemwalt 
vom 12. Mai 1873 muß der Entfernung eines Kirchendieners aus bem Amte 
ein geordnetes procefiunlifches Verfahren vorausgehen; Gelditrafen dürfen 
den Betrag von 90 Mark, oder, wenn bad einmonatliche Amtseinkommen 
höher ift, den Betrag bes letzteren nicht überfteigen; Freiheitsentziehung barf 
nur in der Verweiſung in eine Deutfche Demeriten-Anitalt beftehen, höchſtens 
3 Monate dauern und ohne den Willen des Betroffenen nicht vollſtreckt werben. 
Hinſchius, die Preuß. Kirchengefete, Berlin 1813, 1874. 
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2. Für Geiftlie und Laten. 

In älterer Zeit, nachdem die Gerichtsbarkeit der Kirche einen 
mehr weltlichen Charakter angerrommen hatte, verhängte die Kicche 
auch über Laien mancherlei meltlihe Strafen, befonders Geld- 
ftrafen, in welche die Bönitenzen allmälig übergingen. Heutigen 
Tages Tann nur noch die Verweigerung des kirchlichen Begräb- 
nifjes genannt werden, welche urfprünglid nur eine Folge des 
Bannes war, jpäter fih aber zu einem felbftändigen Strafmittel 
erhob. 


Karolina. 


Das Strafenipitem der P.⸗G.⸗O. tft ebenſo ungegliedert als 
barbariih. Es fehlt ihr an einer Einrichtung der Strafen nad 
den Strafzweden und an einer Anordnung der Strafen nad) 
ihrem Verhältniſſe zu einander. Sie droht mit fürchterlichen Ver- 
fümmelungen und entjeßlich verfchärften Todesftrafen. Mit der 
mwachjenden Humanität und Bildung fchaffte zwar der gemein- 
rechtliche Gerichtsbrauch dieſe Strafen je länger je mehr ab, ver- 
wandelte aber eben damit die gejeglichen Strafen in arbiträre 
und öffnete der richterlicden Willfür das Thor. 

Man kann die in der Karolina enthaltenen Strafen in fol- 
gender Weife Haffificiren. 

I. Todesftrafen. 

1. Biertbeilen, nur gegen Männer angeordnet CCC. Art. 124. 
192. 

. Zebendigbegraben und Pfählen bei Weibern Art. 131. 192. 

. Zebendigverbrennen 109. 111. 116. 125. 175. 

. Rädern, nur bei Männern üblich, 130. 137. 

. Ertränten, bei Weibern regelmäßig ftatt aller anderen 
Todesarten. 

. Hängen nur bei Männern, 159. 162. 

. Enthaupten, üblichfte Art der Hinrichtung, 119. 126—129. 
133. 137. 148. 

Eine Aufzählung der Arten der Todesitrafe bietet der Art. 192. 

CCC., mofelbft auch von Berfhärfungen diefer Strafe, vom 


oe Eu SE 


1 0) 


1 Bol. Preuß. Gele un die Grenzen bes Reit zum Gebrauche 
tiegliden Dtzal- uchtmittel vom 13. Mai 1873 (Geſetzſamml. 
©. 205). Bol. Schulte, über Kirchenftrafen, abgedrudt in den Deutfchen 
Zeit: und —E Berlin 1872, 
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Schleifen zur Richtftatt, vom Neißen mit glühenden Zangen die 
Rede ift. 


II. Leibesftrafen. 

Im meiteren Sinne verfteht die Karolina unter den Strafen 
am Leib auch die Todesftrafen und das Gefängniß (Art. 135. 161. 
196); im engeren die verftümmelnden Strafen und die Törperliche 
Züchtigung. 

1. Berftümmelnde (Schwere Leibesſtrafen“ Art. 159): 

a) Ausftehen der Augen Art. 159. 

b) Abſchneiden der Zunge Art. 198. 

c) Abhauen einer Hand Art. 108. 159. 

d) Abhauen einzelner Finger Art. 107. 108. 198 8. 1. 

e) Abjchneiden der Ohren Art. 123. 198 $. 2. 

Diefe Strafen wurden mit Pranger und Landesverweilung 
verbunden. Ihre Vollziehung erfolgte durch den Henfer, fo daß 
fie fhon deshalb infamirten. Vgl. befonders Art. 196. 

2. Körperlihe Züchtigung (Aushauen mit Ruthen, Staupbefen, 
Staupenjhlag), gewöhnlich auch in Verbindung mit Pranger. 
und Landesverweifung und allemal durch den Henker voll» 
zogen, daher gleichfalls infamirend. Art. 113. 115. 123. 
127. 152. 198 8. 3. 


III. $reibeitsftrafen. 

1. Landesverweifung, bald lebenslänglich, bald auf befimmte 
Zeit; an ſich nicht infamirend, in der Regel aber mit in- 
famtrender Leibesitrafe verbunden. Art. 113. 115. 123. 

2. Ortöverweifung Art. 127. 

3. Verſtrickung (Eingrenzung) Art. 161. 

4. Gefängniß (Kerfer), und zwar 
a) lebenslänglid (Art. 10. 101) oder 
b) auf bejtimmte Zeit (Art. 157). 

Bon einem Arbeitzwange im Gefängniß, oder gar von einer 
Einrihtung des Gefängnifjes nah Strafzmeden weiß die CCC. 
Nichts. | 

IV. Bermögensitrafen. 

1. Konfisfationen de3 Vermögens läßt die CCC. nur zu, wo 
ein Gele (bauptfählih ein Römifches) fie ausdrücklich androht. 
Die jchweigende Konfisfation, als Selbitfolge der Todesitrafe, 
verwirft fie (Art. 218 135). 
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2. Konfisfation eines Haufes, das zur Münzfälihung her⸗ 
geliehen worden, wird im Art. 111 angeorönet. 

V. Ehrenftrafen. 

Ale durch den Henker vollzogenen Strafen machen infam. 
Bejonders zu nennen ift der Pranger. Bon Ehrloſigkeit fprechen 
mehrere Artifel; fo Art. 107. 122. 


Neuere Entwidelung. 


Mit der Verwerfung der verftümmelnden Strafen, der qua- 
lificirten und jelbjt vieler einfachen Todesftrafen, die in. der 
P.⸗G.⸗O. angeordnet find, verlegt fih der Schwerpunkt bes ganzen 
Strafenipftems in die Freiheitsſtrafen, welche in der Karolina 
noch ganz zurücdtreten. Bon wahren Strafanftalten ift indeß erft 
in der Neuzeit die Rede. 

Die älteften Zuchthäufer find die von Amfterdam (1595), 
Lübeck (1613) und Hamburg (1618), weſentlich auf Zucht, d. h. auf 
Beſſerung berechnet, weshalb denn auch der Aufenthalt im Zucht- 
hauſe nicht durch richterliches Urtheil, fondern durch polizeiliches 
Ermeſſen nad dem Eintritte der Befferung beftimmt ward. In 
diefen Zuchthäufern liegt die gefchichtliche Grundlage der ſpäteren 
Strafanftalten, die indeß bis gegen Ende des vorigen Jahrhun⸗ 
derts noch in einem ganz elenden Zuftande blieben. Ihr Haupt- 
gebrechen beitand in der Gemeinihaft unter den Verbrechern, 
wodurch 1) gegenfeitige Verderbniß und 2) für die Zukunft Kom- 
plotte herbeigeführt murden. 

Dieje Fehler wurden dann befämpft entweder Durch aufer- 
legtes Schweigen (Auburnfches Syftem), oder duch Abfonderung 
Pennſylvaniſches Spitem). 

Zuerſt wurde der Weg der Reform von Niederländern 
und Engländern beichritten. Schon vor 1775 finden wir im 
Zuchthauſe zu Gent, das im Jahre 1773 neu erbaut morden war, 
die Zellenhaft bei Nacht, mit planmäßigen Baueinrichtungen und 
guten Vorfchriften für Disciplin und Arbeit. Sodann mard 1776 
vom Englifchen Parlamente die einfame Einfperrung bei Tag und 
Nacht (solitary confinement) für die Strafanftalt zu Milbant 
beſchloſſen; und jeit 1790 wurde dieſelbe in der Strafanftalt zu 
Glocefter zur Anwendung gebracht, wo fie fih 17 Jahre hindurch 
erhielt. 

. Eine gewiffe Berühmtheit erlangten auch die Strafanitalten 
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zu Viloorden in Südbrabant, und die von Mailand, beide ge- 
gründet 1776. 

Drei Engländer machten fich vorzugsweiſe verdient: 

1. Homard, geb. 1726, geft. 1790, der, felbjt mehrere 
Monate in Kriegsgefangenichaft geweſen, das Leben der Gefange- 
nen aus eigener Erfahrung fernen gelernt hatte; 

2. Bladftone, geb. 1723, geit. 1780, der berühmte Ver⸗ 
faffer der Kommentare über die Geſetze Englands; 

3. Bentham, geb. 1747, geft. 1832, der den Plan zu einem 
Panoptikum entwirft, d. h. zu einer Strafanftalt, die in Form 
eines runden Gebäudes errichtet werden fol, in deſſen innerem 
Kreife die Zellen liegen, während fih im Mittelpunkt des Kreifes 
der überall hineinſchauende Thurm der Auffeher befindet. 

Bon Homard ging der ftärkite Anftoß zur Verbeſſerung der 
Strafanftalten aus. Schon 1774 wurde er über feine Reform- 
plane an der Barre des Haufes der Gemeinen gehört, und feine 
Schilderungen über das phyſiſche und fittliche Elend der Gefange- _ 
nen binterließen einen tiefen Eindrud. Wenn fich die große, jebt 
über die ganze gebildete Welt verbreitete Bewegung für Gefängniß- 
reform überhaupt auf einen einzelnen eriten Stoß zurüdführen 
läßt, fo war es diefer und fein anderer. Auf Anregen Howard's 
und feiner Anhänger wurden 1776 und 1794 die erften Englifchen 
Parlaments-Statuten für die Errichtung von Pönttentiar-Anftalten 
erlafien. Howard erkannte in der Gemeinfchaft unter den Ver⸗ 
bredern den eigentlichen Krebsſchaden der alten Anjtalten und 
ging von der Ueberzeugung aus, daß Einſamkeit und Stille den 
Menſchen zur Einkehr in fich felbit, zur Reue und Beflerung ans 
leiten. 

Bon England aus pflanzte fich Die Bewegung nah Amerika 
fort. MS erfter Vermittler der Bewegung muß bier genannt 
werden Benjamin Franklin, geb. 1706, geft. 1790, der bei feinem 
Aufenthalte in Europa den neuen Beftrebungen mit Aufmerffam- 
feit gefolgt war. Er gründete 1785 die Philadelphiſche Gefell- 
ſchaft für Verbeilerung der Gefängntife und ſchuf damit in Nord- 
amerifa einen feften Mittelpunkt für die Reform. Bon der Ber- 
fajlung des Staates Pennſylvanien vom Jahre 1776 war ſchon 
eine Umgeftaltung der Strafgejege angeordnet worden: die Todes- 
ftrafe follte auf wenige Fälle beſchränkt, Verbrechen und Strafen 
follten in ein richtigeres Berhältniß zu einander gebracht und auch 
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zweckmäßige Strafhäufer gegründet werden. In den Jahren 1786 
bis 1792 beichäftigte ſich die Legislatur Pennfylvaniens mit der 
Reformfrage. Man regelte das von Wilhelm Penn in der Wal- 
nuß-Straße zu Philadelphia gegründete Gefängniß mit 30 Bellen. 
Diefe Anftalt befam den Namen eines Penitentiary, einer Buß- 
und Bellerungsanftalt. Der Geift der Quäker übte auf ihre Ein- 
richtungen großen Einfluß, was, neben manchem Guten, auch zu 
manchen religiöfen Uebertreibungen führte: völlige Einfamfeit bei 
Tag und Naht wurde bier das Loſungswort. In den Jahren 
1826 bis 1829 gründete man alsdann in einem veränderten Sinne 
die beiden Muftergefängniffe von Pittsburg (Western Peniten- 
tiary) und von Philadelphia auf Cherry Hill (Eastern Peniten- 
tiary). Statt Einſamkeit fagte man jeßt: Trennung der Ber- 
brecher von einander, und ftatt Beichäftigungslofigfeit: paſſende 
Arbeit. — Im Staate Newport, wo man fidh feit 1819 lebhaft 
mit der Sache beichäftigte, wurde 1823 die Strafanftalt zu Auburn 
gegründet, mit den Principien der Trennung bei Nacht, der ge⸗ 
meinfamen Arbeit und des Schweigens. 

Mit den reformatoriihen Männern Englands und Nord⸗ 
amerikas traten alsbald auch Franzojen in Verbindung und 
brachten die Bewegung nah Frankreich. Howard's Werk über 
Gefängnifje ward 1788 ins Franzöſiſche überſetzt. Mit Bentham 
trat Briffot in Beziehungen und eignete fi von ihm den Bor- 
ſchlag eines panoptiſchen Gefängnifies an, den er der gefebgeben- 
den Berfammlung Frankreichs vorlegte. La Rochefoucauld⸗ 
Liancourt fnüpfte mit Franklin an. Das Bhiladelphifche Ge- 
fängniß fand in Frankreich am meiften Anklang und ward zum 
Mufterbild erhoben. 1819 gründete man auch eine Franzöſiſche 
Geſellſchaft für Verbefferung der Gefängniffe, unter dem Präſidium 
des Kronprinzen, und zahlreide Schriften über das ſ. g. Pöniten⸗ 
tiarſyſtem ftrömten jetzt von allen Seiten hervor. 

Richt minder ward Deutſchland von der großen Strömung 
ergriffen. Schon 1780 überſetzte Köfter Howard's Schrift über 
den Zuftand der Gefängnifje in England und Wales. „Pöniten⸗ 
tiar” wurde jetzt das allgemeine Feldgeichrei. Die Aufmerkfam- 
feit aller Europäifchen Staaten richtete fich aber immer ausjchließ- 
licher auf Nordamerika. 

England, Frankreich und Preußen jendeten nun Tundige 
Männer nach Amerika, um die dortigen Anftalten zu erforſchen 
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und darüber zu berichten: England 1833 W. Crawford; Franf- 
reih 1831 Beaumont und Toqueville, 1836 Demek und 
Blouet; Preußen 1834 den würdigen Julius. Lebterer hatte 
Schon im hohen Grade anregend gewirkt durch feine Vorleſungen 
über Gefängnißkunde, zuerft herausgegeben Berlin 1827, 2. Aufl. 
1828; fein Werk mar 1831 von Lagarmite ins Franzöfiiche über- 
tragen worden; von 1842 bis 1848 ließ er mit Nöller und Var⸗ 
ventrapp die Jahrbücher der Gefängnißfunde erfcheinen. 

Unter den neueren Strafanftalten find berühmt geworden die 
von Milbanf (neu eingerichtet 1822), von Genf (1825), von Lau⸗ 
fanne (1826), von Bern (1830), von St. Gallen (1839); noch weit 
mehr die von Pentonville, vollendet feit 1842, nach den ‘Plänen 
von Crawford und Ruſſel durch Sir Joſhua Jebb, Tpäteren 
General-Direftor der Engliſchen Gefängniffe, erbaut; von Bruchfal, 
vollendet 1848, endlich von Moabit, letzteres ganz nach dem Mufter 
von Pentonville errichtet. In Preußen war das Minifterium des 
Innern anfänglid im Sinne des Auburnfchen Syſtemes vorge⸗ 
. gangen, deſſen folgeredhte Durchführung indeß an der Unzuläng- 
Iichfeit der Geldmittel jcheiterte, To daß man ſich begnügen mußte, 
an den alten Zuchtbäufern oder ehemaligen Klöftern und Schlöf- 
fern die nothdürftigften Umbauten vorzunehmen. Als aber König 
Friedrih Wilhelm IV. nach eigener Befichtigung der Anftalt von 
Pentonville ganz für die Einzelhaft gewonnen worden war, ging 
dte Umgeftaltung in Moabit, Münfter, Breslau und Ratibor in 
diejer Richtung voran, bis die obere Leitung des Geh. Ob.⸗Konſ.⸗R. 
Wichern jo laute Widerjprüche aufrief, daß man fich auf die Durch» 
führung in Moabit beichränfte!. Moabit und Bruchfal find auf 
folgerechte Durchführung der Einzelhaft berechnet. Die einzelnen 
Flügel diefer Anftalten können panoptiſch aus einer Gentralhalle 
überblidt werden, und auch während des Gottesdienftes kommt die 
panoptiihe Einrichtung zur Anwendung, indem die einzelnen 
Kirchenſtühle getrennt find, alle aber auf die Kanzel ausbliden. 

Ein gemifchtes Syſtem, mit einer ländlichen Webergangs- 
anftalt, errichtete man zu Vechta in Oldenburg (Direktor Hoyer), 
und zu Dreibergen in Mecdlenburg, mofelbft Einzelhaft in den 


1 Bol. Mittheilungen aus den amtlichen Berichten über die zum 
Minifterium des Innern gehörenden K. Preuß. Straf- und —— — ten, 
Berlin 1861. Schück, die Einzelhaft und ihre Vollſtreckung in Bruchſal und 
Moabit, Leipzig 1862. 
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erſten Jahren der Strafzeit und dann noch einige Wochen vor der 
Entlaſſung einzutreten pflegt. 

In neueſter Zeit hat das Iriſche Syſtem die Aufmerkſam⸗ 
keit Europas erregt. Es kennt vier Stadien: 1) Einzelhaft von 
9 Monaten. Durch gutes Benehmen kann die Einzelhaft noch 
um einen Monat abgekürzt werden. 2) Sodann gemeinſame 
Arbeit, fortſchreitend durch 5 Klaſſen, von denen jede höhere dem 
Sträfling neue Vortheile gewährt. Wegen guten Verhaltens 
können auch hier wieder Abkürzungen gewährt werden. 3) Zwi⸗ 
ſchenanſtalten, wo den Verbrechern ein freierer Verkehr geſtattet 
wird. Sie treiben theils induſtrielle, theils ländliche Arbeiten. 
Disciplinarſtrafen kommen nicht mehr vor, wohl aber nöthigen⸗ 
falls Zurückverſetzungen in ein früheres Stadium. 4) Bedingte 
Freilaſſung, mit einem Urlaubsſchein. Die Freiheit iſt hier da⸗ 
durch bedingt, daß ſie durch unſittliches, müßiges oder verdächtiges 
Verhalten wieder verloren geht. — Dies Syſtem wurde entworfen 
von Walter Crofton, der die Gefangenen durch daſſelbe ſchritt⸗ 
weis zum Gebrauche ihrer Freiheit heranbilden wollte. 1856 kam 
e3 in Irland zur Anwendung; eine Parlamentsafte vom 28. Juli 
1864 recipirte e8 in gewiſſen Schranken aud für England, jedoch 
ohne die Zwiſchenanſtalten, die man duch die hernach wieder auf- 
genommenen Transportationen nah Weit-Auftralien zu erſetzen 
hoffte. Die Kunde dieſes Syitem3 wurde in Deutfchland zuerft 
1858, durch Mittermaier, dann aber noch viel vollftändiger 
Durch Holgendorff verbreitet. 


Reichs⸗Strafgeſetzbuch. 

Ueber die allmälige Umgeſtaltung des Strafenſyſtems in den 
neueren Deutſchen Geſetzbüchern giebt ausführliche Mittheilungen 
unſere Schrift: Die Strafgeſetzgebung in Deutſchland. Erſt ſeit 
dem Bayriſchen Geſetzbuche von 1813 erfaßt die Geſetzgebung die 
Strafmittel als ein zuſammenhängendes gegliedertes Ganzes und 
ſcheidet je länger je mehr die der Strafgerechtigkeit und den Straf⸗ 
zwecken widerſprechenden Strafmittel aus. 

Das Preußiſche Strafgeſetzbuch von 1851 nahm ein wohl⸗ 
geordnetes, aus einer Transaktion des allgemeinen Landrechts mit 
dem Franzöſiſchen Rechte entſtandenes Strafenſyſtem auf, das 
indeß, troß vieler Milderungen der landrechtlichen und der Fran⸗ 
zöſiſchen Beitimmungen, zu großen Härten führte. 
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Sm Anſchluß an das Preußifhe Strafenfpftem von 1851 
vermeidet das Neich3-Strafgefegbuch von 1871 doch die Härten 
deſſelben und läßt überdies wichtige Reformen eintreten. Es gebt 
von dem Unterfchiede der Haupt» und Nebenftrafen aus. Haupt> 
ſtrafen find felbftändige und für ſich allein anmwendbare Straf- 
mittel. Nach den angedrohten Hmuptftrafen entfcheidet man auch, 
ob Verbrechen, Vergehen over Uebertretung vorliege. Neben> 
firafen find verftärtende Zufäße der Hauptitrafen; fie kommen 
nicht für fich allein, Tondern nur in Verbindung mit einer Haupt⸗ 
ftrafe vor. 

Folgendes ift die Ueberfiht der im R.G.⸗B. enthaltenen 
Haupt» und Nebenftrafen. 

1. Sauptitrafen. 
a. Todesitrafe $. 13. 
b. Zuchthaus $. 14. 
a. lebenslänglich. 
ß. zeitig (1—15 Jahre) $. 15. 
c. Gefängniß 1 Tag bis 5 Jahre) 8. 16. 
d. Feſtungshaft. 
a. lebenslänglich. 
ß. zeitig (1 Tag bis 15 Jahre) 8. 17. 

e. Haft (1 Tag bi? 6 Wochen) $. 18. 

f. Geldfteafe $. 2780. 

g. Verweis, nur bei Berfonen von 12—18 Jahren, die mit 

Erfenntniß der Strafbarkfeit handelten, $. 57 Nr. 4. 
2. Nebenftrafen. 

a. Ehrenitrafen $. 31—37. 

b. Polizeiaufſicht $. 38. 39. 

c. Einziehung oder Berftörung einzelner Gegenftände $. 40 

big 42. 
d. Ausmweifung $. 284. 361. Nr. 2. 362 Ab). 3. 
e. Arbeitshaus als befjernde Nachhaft $. 362 Abi. 2. 
Bon den Hauptitrafen kommen vor 
1) für Verbreden und Vergehen: Tod, Zuchthaus, Ge- 
fängniß, Seftungshaft, Haft ($. 185, 186) und Geldftrafe; 
2) für Uebertretungen: Haft und Gelditrafe; 
3) für Bergeben und Uebertretungen von Berjonen 
ziwifchen 12 und 18 Jahren: Verweis. 
Unterbringung einer jugendliden Perfon in emer Er- 
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ziehungs- oder Beſſerungs⸗Anſtalt ift weder Haupt⸗ noch 
Nebenftrafe, jondern bloße Beflerungsmaßregel $. 56. 

Polizeiaufſicht läßt das R.-G.-B. regelmäßig nur neben 
Zuchthaus zu; ausnahmsweiſe neben Gefängniß bet ein- 
facher Kuppelei $. 180, bei Heblerei $. 262 und bei gewerbs⸗ 
mäßigem unberecdhtigtem Sagen $. 294. Ihre Bedingungen find 
ein Geſetz, ein Richterfprud und eine Anordnung der höhe- 
ren Landespolizei. Das Geſetz muß den Fall vorgejehen, 
d. h. die Polizeiaufficht wegen der vorliegenden ftrafbaren Hand- 
lung in abstracto geftattet haben. Der Richter muß alddann 
auf Zuläffigfeit der Polizetaufficht wegen diejer Handlung in con- 
creto erfannt haben. Die Landespolizet muß endlich den Ein- 
tritt der Poltzeiaufficht beichloffen haben. Dieſer Beihluß hängt 
von ihrem Ermefjen ab. Um aber ſachgemäß und mit gehöriger 
Kenntniß der PBerfönlichkeit des Verurtbeilten zu handeln, muß fie 
por ihrem Beichluffe die Gefängnißpermwaltung anhören, worin 
die Borausjegung liegt, daß der Beihluß erft nach beendigter 
Strafzeit erfolgen jol. Die Polizeiaufſicht dauert dann höchſtens 
5 Jahre feit dem Tage, an welchem die Freibeitsftrafe verbüßt, 
verjährt oder erlaffen ift 8. 38. Sie hat nach $. 39 folgende 
Wirkungen: | 

1. Dem PVerurtheilten fann der Aufenthalt an einzelnen 
beftimmten Orten von der höheren Landespolizeibehörde unterfagt 
werden. Vgl. Lehrb. $. 120. 

2. Die höhere Landes-Polizeibehörde ift befugt, den Aus- 
länder aus dem Bundesgebiete zu verweilen. Vgl. Lehrb. $. 120. 

3. Hausfuhungen unterliegen Feiner Beſchränkung binfichtlich 
der Zeit, zu welcher fie ftattfinden Dürfen. 

Nicht aufgenommen hat das R.G.⸗B. den im $. 30. des 
Preuß. Stfgb. enthaltenen Grundjaß der öffentlihen Befannt- 
machung von Berurtheilungen zur Todesftrafe und zu ſchweren 
Freiheitsſtrafen (Zuchthaus und Einjchließung von mehr als fünf 
Jahren). Nicht aufgenommen bat es auch die erweiterte 
Bolizeiaufficht, melde nah $. 28. des Preuß. Stfgb. gegen 
Diebe, Räuber und Hehler eintreten konnte und darin beftand, 
daß diefelben bei Nacht ihren Wohnort und felbft ihre Wohnung 
ohne Grlaubniß nicht verlafjen durften. 

Weber die fpeciellen Anordnungen geben die folgenden 88. 
dieſes Lehrbuches Kunde. 


Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 15 
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$. 118. 
Chrenitrafe. 
(R.-6.:8. 88. 31397.) 

Die Ehrenftrafen find entweder beihämende, oder be- 
Ihimpfende, oder fie beitehen in dem Berlufte gemiffer 
Rechte. 

1. Zu den blos beſchämenden Strafen rechnet man die 
Ehrenerklärung an den Verletzten, die Abbitte, den Widerruf, den 
Verweis, auch die Kirchenbuße. 

Dieſe Strafen ſind meiſtentheils erfolglos und oft ſogar un⸗ 
ſittlich. Ehrenerklärung, Abbitte und Widerruf haben für den 
Verletzten nur dann die Bedeutung einer wahren Genugthuung, 
wenn ſie aufrichtig gemeint ſind. Dies iſt aber höchſt ſelten der 
Fall. Gewöhnlich ſind ſie, wenn ſie zur Strafe erzwungen werden, 
Nichts als Lüge und Heuchelei. Man kann Niemand zwingen, 
ſein Urtheil über die Ehrenhaftigkeit einer Perſon zu ändern: 
man ſollte daher auch Niemand zu einer Erklärung nöthigen, die 
vielleicht ſeiner Ueberzeugung widerſpricht!. 

Den Verweis hat das R.⸗G.⸗B. bei jugendlichen Verbrechern 
(zwiſchen 12 und 18 Jahren) in beſonders leichten Fällen von 
Vergehen und Uebertretungen zugelaſſen ($. 57, Nr. 4); wogegen 
die übrigen oben angeführten beſchämenden Strafen ihm unbe- 
fannt find. Die Vollziehung des Verweiſes erfolgt erft nach 
dem Eintritt der Rechtskraft. Ob der Verweis fhriftlich oder 
mündlich, unter Zuziehung des Verlegten oder nur in Gegenwart 
des Richters ertheilt werden ſoll, beftimmen die Landesgejebe. 

2. Zu den bejhimpfenden Strafen redhnet man hauptjäch- 
lih den Pranger und dag Brandmarken. Früher gehörten hierher 
auch der Strohfranz, das Efelreiten, Austrommeln, Ausklingeln, 
die Geige oder Fiedel u. ſ. w. 

Diefe Strafen find theils elende Komödien für den rohen 
Pöbel, theils unverantmwortliche Bernichtungen der fittlihen Per⸗ 
lünlichkeit. Mit dem Beſſerungsſyſteme find fie unvereinbar, weil 
fie das Ehrgefühl zerftören. Dem gebildeten Theile des Publikums 
gewähren fie feine Genugthuung, jondern erregen Mitleid oder 
Entrüftung. Sie wirfen im umgefehrten Verhältniffe des Schuld- 
grades, weil fie von dem befleren Berbrecher tiefer, von dem 


1 Abbitte und Widerruf find in Preußen fchon feit 1811 abgefchafft. 
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ſchlechteren nur oberflählich empfunden werden. Sie find gar 
nicht abſchätzbar. Sie gehen überdies, als Angriffe der allgemein 
menschlichen, nicht blos der bürgerlihen Perſönlichkeit, über die 
Zuftändigkeit des Staates hinaus !. 

3. Unſittlich ift die Strafe des bürgerliden Todes, die 
dem Verbrecher die Eigenſchaft eines Rechtsſubjektes Tchlechthin 
entziehen wil?. Dagegen find gar wohl ftatthaft diejenigen 
Ehrenftrafen, die fih auf die Entziehung einzelner bürger- 
liher oder politifher Rechte beichränfen und der PVerjönlich- 
feit ihre Rechtsertitenz im Uebrigen laflen. 

Das R.-G.-B. beſchränkt die Aberfennung der Ehrenrechte 
auf das Gebiet des öffentlichen Rechts, läßt auch neben zeitiger 
Freiheitsſtrafe keinen Lebenslänglihen Berluft der Ehren- 
rechte zu. Den lebenslänglichen Verluft der Ehrenrechte (abge- 
feben von den auszeihnenden Rechten, melde durch Wahlen 
oder Aemter erlangt werden) bielt man für unvereinbar mit den 
Strafzmeden; man fürdhtete, den Entlafjenen dadurch für immer 
der Möglichkeit einer ehrenbaften Stellung zu berauben und ihn 
fo zum Feinde der Geſellſchaft zu machen. 

Nach dem R.-G.-B. ($. 33. 34) bewirkt die Aberfennung 
der bürgerliden Ehrenredte: 

den dauernden Berluft der aus öffentlichen Wahlen her⸗ 
vorgegangenen Rechte, der öffentlichen Aemter, Titel, Orden und 
Ehrenzeichen ($$. 81. 83. 84. 87—91. 94. 95); ferner: 

die Unfähigkeit, während der im Urtheil beftimmten Zeit 

1) die Landestofarde zu tragen; 

2) in das Deutſche Heer oder in die Katjerlide Marine einzu 
treten; 

3) öffentliche Aemter, Würden, Titel, Orden und ayremeihen 
zu erlangen (8. 35); | 

4) in Öffentlihen Angelegenheiten zu flimmen, zu mwählen oder 
gewählt zu werden, oder andere politiihe Rechte auszuüben; 


I Die Brandmarkung findet ſich noch im Bayr. Strafgb. von 1813, aber 
nicht mehr in den neueren Geſetzbüchern. Dem Römiſchen Rechte älterer 
und neuerer Zeitrechnung ift fie nicht unbelannt. Gaius1.13.L. 17. Cod. 
de poenis. Im Wittelalter follte die Wiedererfennung, des Ber- 
brecher3 durch das Brandmal gefichert werden. 

Den bürger!. Tod kennt noch das Bayer. Stfgb. v. 1813, Art. 7. Allein 
aus der bloßen Thatjade, daß ein Menjch unter anderen Men- 
ſchen lebt, entftehben ſchon mit Nothwendigkeit gewiſſe Rechte und 
Pflichten. Preuß. Berf. von 1850, Art. 10. 

15* 
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5) Zeuge bei Aufnahme von Urkunden zu fein; 

6) Vormund, Nebenvormund, Kurator, gerichtliher Beiftend 
oder Mitglied eines Familienrathes zu fein, es ſei denn, 
daß es fih um Verwandte abfteigender Linie handle’ und die 
obervormundihaftlihe Behörde oder der Familienrath die 
‚Genehmigung ertheile. 

Mit den Ehrenrechten geht die Fähigkeit zu Aemtern, mit der 
Fähigkeit zuYlemtern geht das befleidete Amt verloren; neben dem 
Berluft des befleideten Amtes Tann aber die Fähigkeit zu Aemtern, 
neben dem Berluft der Fähigkeit zu Aemtern können die Ehren- 
rechte fortbeftehen. Das R.⸗G.⸗B. führt dieſe Schlußfolge fo durch: 
1. Wenn neben einer Gefängnißftrafe die bürgerliden Ehren⸗ 
rechte aberfannt werden können, jo kann au auf bloße Un⸗ 
fähigfeit zu öffentlichen Aemtern, und zwar für die Dauer von 
Einem bis zu Fünf Jahren erkannt werden $. 35 Abi. 1. 2. Die 
Aberfennung der Fähigkeit zu öffentlihen Yemtern bat den 
dauernden Berluft des befleideten Amtes zur Folge $. 35 
Abi. 2. 3. Nur Verluft des befleideten Amtes, ohne den 
Berluft der Fähigkeit zu Aemtern, tritt neben Feitungshaft, bez- 
Gefängniß ein bei Hochverratb $. 81. 83. 84, Landesverrath 
8. 87. 90, Majeftätsbeleidigung $. 94. 95. Diefe Beitimmung 
(sub 3) ging vom Neichstage aus. Ste giebt einer ſpäteren 
Regierung die Möglichkeit, den früher abgejegten Beamten ohne 
Rehabilitationsverfahren wieder anzuftellen. 

Die Wirkung der Aberfennung der Ehrenrechte überhaupt, 
ſowie der Fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter insbejfondere 
tritt zwar ſchon mit der Rechtskraft des Urtheils ein; die Zeit- 
dauer wird indeß erft von dem Tage beredinet, an dem die 
Freiheitsftrafe, neben welcher jene Aberkennung ausgeſprochen 
murde, verbüßt, verjährt, oder erlaffen ift ($. 36). Der 
Grund, weshalb man die Zeitdauer erft vom Tage der verbüßten 
Freiheitsſtrafe berechnet, liegt darin, daß die Wirkungen der Ab- 
erfennung der Ehrenrechte großentheils fich erft nach der Frei- 
lafjiung fühlbar machen können; indeß hat diefe Verlängerung der 
Ehrenftrafe über die Freibeitsftrafe hinaus auch ihre jehr bedenk⸗ 
liche Seite, auf welche der Richter bei Feftftellung der Dauer der 
Ehrenftrafe gewiſſenhaft Nücficht nehmen muß. Für diejenigen 
Mipthäter, die ihre Strafe nicht verbüßen, mürde die Berechnung 
vom Tage der verbüßten Freiheitsftrafe nicht möglich fein. Darum 
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rechnet man bei verjährter Freiheitsftrafe vom Zeitpunfte der 
beendigten Verjährung, bei erlajfener Freibeitsftrafe vom Zeit- 
punkte des Erlaſſes. Derjenige, welcher der Freiheitsftrafe durch 
Verjährung oder Erlaß entgangen tft, ſoll in Betreff der Ehren- 
rechte nicht günftiger geftellt fein als der, welcher die Freiheits- 
ftrafe verbüßt bat. 

Da Ehrenrechte einen Einfluß auf das Gemeinwesen geben, 
den der Staat nur nach feiner eigenen Auffaffung darf regeln 
laſſen, fo geftattet der $. 37 nachträgliche Entfheidung über 
die Ehrenrechte im Inlande, wenn der Thäter im Auslande 
wegen eines Verbrechens oder Vergehens beitraft worden ift, 
melches nach den Geſetzen des Deutſchen Reichs den Verluft von 
Ehrenrechten zur Folge haben kann. In einem folden Falle muß 
der inländiſche Richter aufs Neue die Schuldfrage enticheiben: 
das ausländifche Urtheil bindet ihn nicht. 

Mas dte Verbindung der Ehrenftrafen mit den Haupt- 
ftrafen betrifft, fo hat man im Ganzen bei der Abfaſſung des 
Reichs⸗Strafgeſetzbuchs den Grundfah befolgt, die Ehrenftrafen 
nit mehr von Rechtswegen mit gewiſſen Hauptitrafen zu 
verknüpfen, fondern die Verknüpfung in jedem einzelnen Falle 
dem richterlichen Ermeſſen zu überlaflen, diefent aber dabei 
beflimmte Grenzen zu jeßen. Mit der Zuchthausftrafe ift mır 
noch die Unfähigkeit zum Dienfte im Deutichen Heere und in der 
Kaiſerlichen Marine, ſowie die Unfähigkeit zur Bekleidung öffent- 
liher Aemter von Rechtswegen verbunden (mit Einfluß der 
Advofatur, der Anwaltſchaft, des Notariates, des Geſchworenen⸗ 
und Schöffendienftes). Im Uebrigen tft e8 dem Richter nur ge- 
ftattet, neben der Todes- und der Zudthausftrafe auf den 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte zu erkennen; neben der Ge- 
fängnißftrafe nur, wenn die Dauer der erkannten Strafe drei 
Monate erreicht und entweder das Geſetz den Verluſt der bürger- 
lihen Ehrenrechte ausdrüdlih zuläßt, oder die Gefängnißftrafe 
wegen mildernder Umftände an Stelle von Zucdthaugitrafe aus- 
geiproden wird. Die Dauer dieſes Verluftes beträgt bei 
zeitiger Zuchthaußftrafe mindeftens 2 und höchſtens 10 Jahre, bei 
Gefängnißftrafe mindeftens 1 Jahr und höchſtens 5 Jahre. 

Bon dem Principe der fakultativen Verbindung des Verluftes 
der bürgerlihen Ehrenrechte mit der Hauptitrafe machen der 
Meineid ($. 161) und die ſchwere Kuppelei ($. 181) eine 
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Ausnahme; bei diejen beiden Handlungen muß nänlich auf den 
Berluft der Ehrenrechte erfannt werder.. 

In einer nicht unbeträchtlichen Zahl von Fällen läßt das 
R.-6..B. neben bloßer Gefängnißftrafe den Verluft der Ehren- 
rechte ausdrüdlich zu: fo in den 88. 108. 109. 133. 142. 143. 
150. 160. 161. 164. 168. 173. 175. 180. 183. 248. 262. 263. 
266. 280. 284. 289. 294. 302. 304. 329. 333. 350. 


$. 119. 
Bermögensftrafe 
(R.6.:8. 85. 2780, 4042) 

Die Bermögensftrafen find entweder Konfistationen oder 
Geldftrafen. 

1. Konfisfationen richten fi bald gegen das ganze 
Bermögen, bald gegen Bruchtheile des Vermögens, bald 
gegen einzelne Gegenjtände. 

Konfisfationen, namentlich des ganzen Vermögens, kommen 
im Römischen Rechte fehr häufig vor. Sie waren die ſchweigende 
Folge einer jeden Kapitalftrafe und wurden außerdem bei manchen 
Verbrechen ausdrüdlid angedroht!. Noch häufiger wurden fie 
in Deutſchland. Man fonfiscirte bier bejonders ohne Weiteres 
die Güter der zum Tode Verurtheilten. Diefer letztere Mißbrauch 
wurde dur die Karolina abgeichafft, im Artifel 218. Es blieben 
aber immer noch bei verjchiedenen Verbrechen ausdrüdlih an⸗ 
gedrohte Konfisfationen in Geltung?. Dagegen hat fi die 
neuere Gefeßgebung immer mehr von der Ungerechtigkeit und 
Unzweckmäßigkeit jowohl der Konfisfation des ganzen Vermögens, 
als auch der Konfiskation von Vermögensbruchtheilen überzeugt. 
Nur die Konfisfation einzelner Gegenftände hat man beibehalten?. 

Die Konfiskationen des Vermögens verleiten in politiſch er» 
regten Zeiten zu Proffriptionen. Sie treffen den Schuldigen, der 


1 L.1. D. de bonis damnator. Nov. 113. cap. 3. — L. 6. 8. 6. u. 8. 
de injusto, rupto test. 
2 Böhmer, imN. Irgi bes fir. 1836, ©. 524. Juch zu vergl. Wilda, 
Strafe. ber Germanen, ©. 288 fgg. Heffter, Lehrb. 8.1 
ie P.⸗G.⸗O. Art. 111 ordnet, im Einverftändniffe mit dem Röm. R., 
Befonbers bei Münzfälſchungen Konfiskation ber Münzwerkzeuge und ber 
faljchen Münzen an. Allgemeine Anorbnungen enthalten die neueren Ge= 
jeabücher. Bayern (1813) Art. 33. Hannover Art. 30. Braunfhweig 
9 Darmſtadt Art. 31. Preußen $. 19. Se Se Art. 3 
büringen Art.18. Bayern 1851, Art. 4. R.-6 
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dabei gewöhnlich zum Tode oder zum lebenslänglichen Zuchthaufe 
verurtbeilt wird, gar nicht, während fie feine unjchuldige Familie 
dem Elende preisgeben. Läßt man dem Verbrecher das Leben, 
während man ihm durch die Vermögenskonfiskation die Möglich⸗ 
feit des Lebens raubt, jo wird die Konfisfation fogar zu einem 
inneren Widerjpruche. Ä 

Die Konfisfation einzelner Gegenftände ift Dagegen mit Recht 
vorgeſchrieben, wenn dieſe Gegenftände duch die Mißthat „her⸗ 
vorgebracht“ oder wenn fie „zur Begehung gebraudt oder 
bejtimmt” find. Unter die erſte Kategorie fallen auch ver- 
brecheriſche Schriften, Abbildungen und Darftellungen!. In allen 
diejen Fällen rechtfertigt fih die Konfisfation ſchon aus dem Ge- 
danfen der Präventivpolizei und ift daher jelbft dann zuläffig, 
wenn die Verfolgung oder Verurtheilung einer beftimmten Perſon 
unaugführbar ericheint (R.-©.-B. 8. 42). Die Anordnungen des 
R.⸗G.⸗B. gruppiren ſich fo: 

a. Im Allgemeinen kann die Einziehung jener Gegenftände 
bei vorfäglihen Berbreden und Vergeben eintreten. Sie 
braudt im Allgemeinen nicht unbedingt einzutreten und tritt 
bei Fahrläffigfeiten und Uebertretungen im Allgemeinen gar 
nicht ein. 

Sie foll dagegen eintreten bei Münzfälſchung $. 152, Jagd» 
vergehen $. 295 und dem Befit unerlaubter Maße, Gewichte oder 
Wagſchalen 8. 369, Nr. 2. 

b. Im Allgemeinen fett die Einziehung voraus, daß jene 
Gegenftände dem Thäter oder einem Theilnehmer gehören 
8. 40. In manden Fällen erfolgt fie aber auch, wenn diefelben 
Dritten gehören; jo zunächſt in den 3 Fällen, mo fie eintreten 
Toll; fo ferner in den Fällen der Nummern 1. 2. 4. 5. 6 und 14 
des $. 360, ſowie der Nummern 7 bis 9 des $. 367, mo fie 
nur eintreten Tann. 


1 Iſt die Vernichtung der Blatten und Formen angeordnet, welche zu 
verbrecherifchen Schriften gebient haben: fo find doch Die Lettern nicht zu 
erftören, da biefelben einen ganz allgemeinen Zweck und einen ſtets wech— 
Finden Gebrauch haben. Der 3 41 des R.⸗«G.⸗B. jagt daher auch nur, daß 
bie Blatten und Formen unbrauchbar zu machen find; auch die Erem- 
plare follen unbrauchbar gemacht werben, eine Borfchrift, die fich indeß nicht 
auf die im Befik der Käufer befindlichen Exemplare erftredt, ſondern ſich auf 
diejenigen Exemplare befchräntt, die ſich im Befite des Verfaflers, Druders, 
Herausgebers, Verlegers ober Buchhändlers befinden, oder die öffentlich aus 
gelegt oder öffentlich angeboten werden. 
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2. Geldftrafen richten fih auf beftimmte Summen. Bei 
größeren Verbrechen üben fie feinen genügenden Strafzwang. 
Für geringfügige Verbrechen empfehlen fie ſich theils dadurch, 
daß fie nicht zu tief einjchneiden, theils durch ihre große Theilbar- 
feit. Für bedeutendere, aus Gewinnſucht nerübte Verbrechen 
eignen fie fih als beiläufige Strafe. Zu häufig angedroht, 
werden fie ein Privtlegium der Reihen und entwürdigen die Straf- 
gewalt. Mit Recht ftellen die Gefeßgebungen eine höchfte Summie 
feft, tiber welche hinaus die Gelditrafe nicht zuerkannt werden darf; 
denn ſonſt erheben fich gegen die Geldftrafe großentheils diejelben 
Einwendungen, wie gegen die Vermögenskonfiskation. 

Nah dem R.-G.:B. ($. 27) ift der Mindeftbetrag der Geld» 
fteafe bei Verbrechen und Bergehen drei Mark, bei Uebertretung 
eine Marl. Einen allgemeinen Höchftbetrag der Geldftrafe ftellt 
das Gejegbuch zwar nicht feft, gebt aber in feinen befonderen 
Sagungen nie über 6000 Mark; womit indeß feine Beſchränkung 
auf diefe Summe für ſolche Strafgefege ausgeſprochen tft, welche 
neben dem Strafgejegbudhe beiteben, bejonders für Zoll⸗ und 
Stenergejege!. 

Nie jollte die Strafrechtöpflege dadurch verunreinigt werden, 
daß man einen Theil der Geldftrafe dem Angeber zufpricht, und 
Lob verdient das Preußiſche Gejeh vom 28. December 1868 
wegen Aufhebung der Denuncianten-Antheile. 

3. Bon der Gelditrafe muß man unterfcheiden die Geld- 
buße. Diele ift, trotz ihrer ftrafrechtlihen Form, ihrem ganzen 
Inhalte nah von privatrehtlicher Bedeutung, wie das che- 
malige Schmerzengeld, welches in fie aufgegangen ift ($. 231), alfo 
neben ihr nicht mehr fortbefteht. Das R.⸗G.⸗B. kennt die Geld- 
buße nur bei übler Nachrede $. 186, Verleumdung $. 187 
(ogl. $. 188) und Körperverlegung $. 231. Im Reichsgeſetz 
vom 11. Juni 1870 über das Urheberrecht findet fie ſich auch bei 
Nahdrud (ftatt jeder anderen Entihädigung) 8.18 Abſ. 4; ebenjo 
im Mufterfhug-Gefeß vom 11. Jan. 1876 8. 14; ähnlich im 
Martenihug-Gefeg vom 30. Nov. 1874 $. 15. Aus dem 
privatrechtlichen Charakter folgt einerfeits, daß an die Stelle von 
Privatbuße nit Durch Ummandlung eine Strafe gefest, 

1 BA 6000 Mark gebt dad R.-G.-8. bei Betrug im zweiten Rückfall 


3 
.264, Arch ranz=Betrug $. „ualificirter Iichung öffentlicher Urkunden 
268 Abi. 2, —Se — — S J 


- Bon ben Strafmitteln. Freiheitsſtrafe. 233 


andererfeits, daß die erkannte Privatbuße nit durch Begna— 
digung erlafjen werden darf. Es folgt ferner, daß auf Privat- 
buße nur auf Verlangen des Geichädigten erkannt werden 
kann, jowie daß die Verpflichtung Mehrerer, welche bei Körper- 
verlegung oder Nachdruck (nicht bei Verleumdung oder übler 
Nachrede) a8 Gefammtihuldner zu einer Buße verurtheilt 
werden, nah den allgemeinen Grundjäten des Privatrechtes 
geregelt werden muß. 


Sn allen Fällen aber ift Privatbuße nur neben einer 
Strafe zuläffig. Sobald daher nicht mehr auf Strafe erfannt 
werden kann, ift auch die Privatbuße ausgeichloffen !. 

Das bei Privatbuße zu befolgende Verfahren wird normirt 
“ in der NReihs-Strafproceßordn. 88. 443—445; die Voll⸗ 
firedung ebenda $. 495. 

Durh die Privatbuße wird ein zwiefaches Verfahren über 
dDiefelben Thatfachen vermieden. 


$. 120. 


Sreiheitsitrafe. 
(R.:6.:8. $. 39 Nr. 2; 88. 14-26.) 

Die dem gemeinen Rechte bekannte VBerftridung (Con- 
finatio), welche dem Verbrecher unterfagt, einen gewiſſen Bezirk 
zu verlaſſen, ift in den neueren Geſetzbüchern durch die Stell- 
ung unter Bolizeiaufjicht erfegt worden. Eine jehr gebräud)- 
lihe Strafe war früher in Deutichland die Landesverweiſung. 
Der Mangel an Strafanftalten machte diefe Strafe nothwendig. 
Sie hatte den Adel des antiken Erils eingebüßt und pflegte Durch 
Authenftreihe am Pranger geihärft zu werden. In der Neuzeit 
bat man ihre Unzwecdmäßigfeit erfannt. Entweder nämlich wird 
fie zu einem bloßen Austaufhe der Verbreder, wenn alle 
Staaten von ihr Gebrauch machen; oder fie wird zu einer Störung 
der völferrehtlihen Staatengleichheit, wenn nur der eine 


1 Der Neichäle Schloß fih dem Preuß. —A von 1847 an, welcher 
im $. 209 ausdrüdlich fagt: „Eine folche Geldbuße hat die Eigen aft einer 
Civilentſchädigung.“ Die Geldbuße tritt au wegen fahrläffigen 
Nachdrucks ein, jo dit es Har ift, daß fie nicht Die Bedeutung raten richer 
Genugthuung bat. Dochow, die Buße, 1875, Sontag, Kritik 1875 
A. M. iſt Wächter in feiner reihen Schrift: Die Buße bei Beleidigungen 
und Körperberlegungen, Leipz. 1874. 
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Staat feine Verbrecher über die Grenze treibt, der andere nicht. 
Dazu kommt, daß der Verbrecher im Auslande, unter ihm ganz 
fremden Verhältniſſen, oft ſchwer die Mittel zum Unterbalte 
findet und dann, dur den Mangel, zu neuen Verbrechen beftimmt 
wird. Nur bei Ausländern haben unjere neueren Gefeßbücher 
die Landesvermweifung beibehalten; fie tritt hier an die Stelle der 
Polizeiauffiht!. 

Nah dem R.-G.-B. muß man unterjcheiden: 1) Ortsunter⸗ 
fagung, 2) Landesvermeifung, 3) Reichsverweiſung. 

1. DOrtsunterfagung, oder Unterfagung des Aufenthalts 
an einzelnen beftinnmten Orten $. 39, Nr. 1. Hierzu wird die 
höhere Landespolizei durch gerichtlich erfannte Polizeiaufficht 
ermädtigt. Die Maßregel kann ſchlechtweg oder für beftimmte 
Zeiten (Nachtzeit), fie kann für Ortfhaften (Stadt, Dorf) oder 
für Räumlichkeiten (öffentliche Orte) eintreten. Nie aber darf 
fie den Betroffenen aus feinem Heimathsorte vertreiben. 

2. Zandesvermweifung, oder Verweifung aus dem Gebiete 
eines Bundesftaates $. 361, Nr. 2. Auf fie wird nicht mehr 
gerichtlih erkannt, fo daß fie als Nebenftrafe verſchwunden ift. 
AS reine Polizeimaßregel kann fie indeß unmittelbar von 
der Polizei verhängt merden, — und zwar gegen Ausländer 
ſchlechtweg, gegen Deutjche aber nur injofern, al3 es ſich nicht um 
Ausmeifung aus dem Heimathftaate handelt. Vgl. Freizügigk.-Gef. 
vom 1. Nov. 1867 8. 3. 

3. Reichsverweiſung, oder Verweilung aus dem Bundes⸗ 
gebiet 8. 39, Nr. 2. Hierzu wird, wie ad 1, die höhere Landes- 
polizei durch gerichtlich erkannte Polizetauffiht ermächtigt. Die 
Maßregel wird von der Polizei ohne Zeitbeſtimmung verhängt, 
fann aber von ihr jpäter zurüdgenommen werden. Sie ift nur 
gegen Ausländer zuläffig ?. 

Die Deportation ift für Deutichland unausführbar; denn 
Deutihland hat weder überſeeiſche Beſitzungen, noch abgelegene 
wüfte Ländereien. 





N Bayern (1813) Art. 36. Württemberg Art. 45. Braunfhweig 
—* Hannover Art. 30. Baden Art. 18. 19. 20. Dreuben, 8. 29. 
hüringen Art. 20. Defterreich 8.249. Bayern 1861, Art. 43 
Bol. indeß Reichsgeſ. v. 4. Mai 1874 $.1 über die Ausweifung von 
Segen wegen „Anmaßung bes Amtes 
oltenborff, die Deportation * Strafmittel, Leipzig 1859. 
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Diejenigen Freiheitsitrafen, die in Strafanftalten abgebüßt 
werden, kommen in den neueren Gejehgebungen in den verfchie- 
denften Geftalten vor. 

Im Spfteme der Freiheitsftrafen des N -G.-B. Tommen als 
Hauptitrafen dag Zuchthaus, das Gefängniß, die Feftungs- 
baft und die Haft vor. Dabet ift die eigenthümliche Stellung 
der Einzelbaft, der vorläufigen Entlaffung und des Ar- 
beitshauſes ind Auge zu fallen. 


1. Die Zuchthausftrafe ift eine lebenslängliche oder 
eine zeitige. 

Den Höchftbetrag der zeitigen Zuchthausftrafe, nach dem 
Preußiſchen Strafgeſetzbuche 20 Jahre, hat man, gewiß nicht zu 
fühn, auf 15 Jahre berabgefegt, als Mindeftbetrag aber nicht 
weniger als 1 Jahr beftimmt, weil man bei der ernften Zuchthaus⸗ 
ftrafe einen Ernft im Strafquantum für angemeffen hielt und weil 
ohnehin ein fürzerer Zeitraum mit dem nicht felten weiten Trans⸗ 
port nach der Anftalt und der nur langfam zu erlernenden Zudt- 
bausarbeit nicht im richtigen Verhältniſſe zu ftehen ſchien. Wo 
das Geſetz die Zuchthausſtrafe nicht ausdrüdlich al3 eine lebens- 
längliche androht, ſoll fie als eine zeitige aufgefaßt werden. Die 
Dauer dieſer ſchwerſten Freiheitäftrafe wird nur nach dem jchweren 
Gewiht voller Monate bemeflen, wogegen bei allen anderen 
Freiheitsſtrafen eine Bemeſſung nad Tagen eintritt. Den Tag 
läßt das Geſetzbuch bei Freiheitsftrafen zu 24 Stunden, die Woche 
zu 7 Tagen, den Monat und das Jahr aber nit nad 
arithmetifch beftimmter Zeit, jondern nad der Kalender- 
zeit berechnen, was natürlich zu kleinen Ungleichheiten, führt 
(R.⸗G.⸗B. 8. 19). 

Was den Charakter der Zuchthaugftrafe anlangt, jo kann 
diefe Strafe, wenn man von dem mit ihr allerdings allemal ver- 
bundenen Berlufte der Fähigkeit zum öffentlichen Militär: und 
Civildienſt abfieht, nicht mehr als eine an ſich entehrende Strafe 
betrachtet werden. Ihre Merkmale liegen vielmehr nur a) in 
dem Drte der Verbüßung, einem Zuchthauſe („Strafanftalt”), 
und b) im Zwange zu den dafelbit eingeführten Arbeiten. 

‚ Das Geſetz läßt au Arbeiten außerhalb der Anftalt 
zu, insbeſondere öffentliche oder von einer Staatsbehörde beauf- 
fichtigte Arbeiten. Es hebt dabei hervor, daß dieſe Beihäftigung 





.” 
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nur dann zuläffig ſei, wenn die Gefangenen von freien Arbei- 
tern getrennt gehalten werden können ($. 15, Abi. 2). Mit 
der Trennung von freien Arbeitern find indeß keineswegs alle 
durch die Außenarbeit, zumal wenn fie im Freien ftattfindet, ent- 
ftehenden Webelftände verhindert. Es bleibt die Gefahr des 
Entweichens, des Verkehrs der Verbreder unter ſich und 
mit der freien Bevdölferung überhaupt, auch die Gefahr 
der Verlegung des Ehrgefühls gerade der beſſeren 
Sträflinge, und e8 wird Aufgabe der Verwaltung fein, diefen 
duch das Geſetz nicht ausgefchloffenen Gefahren aus eigenem An- 
triebe und nach eigener Einficht vorzubeugen. _ 

Bemerfenswerth binfichtlic der Zulaffung von Außenarbeiten 
ift das Preußiſche (ſ. g. Wentzelſche) Geſetz vom 11. April 1854, 
welches noch gegenwärtig in Preußen, und zwar feit dem 25. uni 
1867 auch in den neuen Provinzen, die Außenarbeit regelt. 

Eine Inkonſequenz liegt darin, daß man einerjeit$ davon 
ausgegangen ift, die Zuchthausftrafe jei an ſich nicht entehrend, 
während man doc) andererfeits a) den Namen Zuchthausftrafe bei- 
behalten bat, mit dem das Volksbewußtſein die Bedeutung einer 
entehrenden Strafe verfnüpft, ferner b) mit dem Zuchthaufe den 
Berluft der Fähigkeit zum öffentlichen Dienfte verbunden, und 
endlich c) im $. 20 angeordnet hat: wo das Gefeh die Wahl 
zwiſchen Zuchthaus und Feitungshaft gejtatte, dürfe auf Zucht⸗ 
haus nur dann erkannt werden, wenn feftgeftellt ward, daß die 
Handlung aus einer ehrlofen Gefinnung entfprungen ſei!. 


2. Die Gefängnißftrafe beträgt höchſtens 5 Jahre, min» 
deitens einen Tag. (Vgl. indeß $. 57 Nr. 1 u. $. 74 Abſ. 3.) 


Sie unterſcheidet fih von der Zuchthausftrafe a) durch den 
Drt: eine Gefangenanftalt, b) durch die Befchaffenheit der Ar- 
beiten. Letztere follen den Fähigkeiten und Verhältnifien 
des Gefangenen entſprechen, brauchen aber nicht gerade in feiner 
bisherigen Berufsthätigfeit zu beftehen. Ein Zmang zur Arbeit 
findet auch in den Gefangenanftalten ftatt und es hat durch Die 
Worte des $. 16 des Strafgejehbuhs „Tünnen — — beichäftigt 
werden” nur der Landesgejeggebung die Regelung diefer Arbeit 


1 Sten. Ber. von 1870 ©. 299 fgg., 304, 307: Laster, Kardorff, 
Meyer: Thorn. 
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überlafjen werden jollen. Das Geſetz giebt den Gefangenen ein 
Recht, eine angemefjene Beihäftigung zu fordern, nicht aber ein 
Recht zur Wahl der Arbeit. 

Zur Außenarbeit dürfen Gefängnißfträflinge nur mit 
ihrer Zuftimmung verwendet werden, damit dazu nicht ſolche 
Gefangene herangezogen werden, welche die Außenarbeit al3 eine 
Berihärfung empfinden Fönnten. 

Mit diefen Furzen gejehlihen Beflimmungen über die Ge- 
fängnißftrafe kann jelbitverftändlich dem höchft mangelhaften Zu- 
ftande unjerer Gefängniffe, „den verpefteten Abzugsfanälen, die 
in die Zuchthäuſer abflteßen und diefe dann mitverpeften”, nicht 
abgeholfen werden. Allein das Geſetz giebt doch einen braud- 
baren Rahmen, innerhalb deſſen eine Gefängnifteform angeordnet 
und ausgeführt werden kann. 

3. Die Feftungshaft (im Preußiſchen Strafgeſetzbuche „Ein- 
ſchließung“ genannt) ift, wie die Zuchthausftrafe, eine lebens⸗ 
Längliche oder eine zeitige". 

Der Höchſtbetrag der zeitigen Feltungshaft ift 15 Sabre, 
ihr Mindeftbetrag ein Tag. Wo das Gejek die Feitungshaft 
nicht ausdrücklich als eine lebenslängliche androht, ift dieſelbe eine 
zeitige (R.-G.-3. $. 17). 

Ein Arbeitszwang findet bei diefer Strafe nicht ftatt, fondern 
nur eine Beauffihtigung der Belhäftigung und Lebens⸗ 
weife. Vermöge ihres Auffichtsrechts tritt die Behörde einer 
unpafienden Beſchäftigung oder Lebensweiſe entgegen. Irgend 
eine Beihäftigung, die freilich nicht in Arbeit zu beſtehen braucht, 
wird vom Geſetze vorausgelett, und eine Lebensweiſe ohne alle 
Beihäftigung ſollte nicht geduldet werden. Der Ort der Ver⸗ 
büßung find Feftungen, aber auch andere dazu beftimmte 
Räume, beſonders meil es in vielen Staaten des Neiches 
Feſtungen gar nicht giebt. 

Diefe vermöge ihres Charakters die Ehre möglichft ſchonende 
Strafe, die aber durch ihre Dauer fehr ernft werden kann, eignet 
fih beſonders für politiihe Verbrecher und Duellanten, 
die man der unteinen Berührung mit der Bevölferung der Zucht⸗ 
häuſer nicht außjegen will. 


1 Sontag, Feſtungshaft, 1872. 
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4. Die Haft, in einfacher Freibeitsentziehung be> 
ftebend, Dauert mindeftens einen Tag, höchſtens 6 Wochen 
($. 18. Bgl. indeß $. 77 u. 78). 

Ueber den Ort, wo die Haft verbüßt werden fol, jagt das 
Geſetz Nichts; es verfteht fich indeß von felbft, Daß er den Cha⸗ 
rakter diejer leichteſten Freiheitsftrafe nicht ändern, daß er aljo 
weder ein Zuchthaus, noch eine Gefangenanftalt fein darf. Zwang 
zur Arbeit würde über die einfache Freiheitsberaubung hinaus⸗ 
gehen, doch darf die Behörde auch bei bloßer Haft nicht vergeſſen, 
daß Müßiggang aller Lafter Anfang ift. 

5. Einzelbaft. 

Bor anderen Spitemen empfiehlt fih das der Einzelbaft 
(Trennungsſyſtem) durch zahlreiche Vorzüge. Den innerlid Ver⸗ 
derbteren peinigt die Abſonderung von anderen Verbrechern, wäh- 
rend fie für den Belleren und Neumüthigen eine Wohlthat ift; 
die Subjeftivität wird alfo von der Strafe um fo härter getroffen, 
je ſchlechter und verderbter fie ift: und gerade dadurch übt das 
Trennungsſyſtem die gerehteite Vergeltung. Es ift ferner 
gewiß, daß Nichts jo gewaltig abichredt, ala die Einzelzelle, die 
jelbft die kühnſten und wildeften Verbrecher zu zähmen vermag. 
Indem endlih da3 Trennungsspftem den Verbrecher zum Inſich⸗ 
geben zu führen ſucht, ihn vor verderbliden Einwirkungen anderer 
Berbrecher bewahrt und ihm dafür veredelnde Einwirkungen fitt- 
liher Menſchen zuführt, arbeitet es mit allen Kräften für den 
Bejjerungszmwed. Den größten Uebelſtand der alten Zuct- 
häufer, die verbrecheriſche Anftedung und die verderblichen 
Kameradſchaften unter den Verbrechern, hebt es vollftändig auf. 
Der Einwand aber, daß die andauernde Zelle mehr als andere 
Freiheitsſtrafen nachtheilig auf die Geiftigfeit des Sträflings 
wirfe, kann gar nicht erhoben werden, wenn die Belle feine Ver⸗ 
einfamung, fondern nur Abjonderung von anderen Berbredern 
bewirkt. 

Unſer R.⸗G.⸗B. geftattet die Vollziehung nicht nur der Zucht⸗ 
baus-, fondern au der Gefängnißftrafe in der Form der 
Einzelhaft. Es läßt ferner die Einzelhaft jowohl für Die ganze 
Dauer, als auch für einen Theil der Strafzeit zu, nur mit der 
Einſchränkung, daß die Einzelbaft ohne Zuftimmung des 
Sträflings drei Jahre nicht überfteigen darf. 

Der Erfolg dieſer Beitimmung bängt von der Art der 
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Ausführung der Einzelhaft ab, die duch die Reichsgefebgebung 
allgemeingültig geordnet werden muß. Ein Reichstagsbeſchluß 
vom 4. März 1870 hat denn auch bereit3 den Bundeskanzler auf- 
gefordert, eine Vorlage des Bundesrathes herbeizuführen, duch 
welche die Bollftredung der Freiheitsftrafen geſetzlich geregelt und 
die Einfeßung einer Bundesbehörde angeordnet wird, welcher die 
oberfte Aufficht über die Angelegenheiten der ſämmtlichen Straf- 
und Befferungsanftalten obliegt. 

6. Borläufige Entlafjung (R.-©.-8. 88. 23—26). 

Die Gerechtigkeit fordert nicht ein haarſcharf beftimmtes 
Map der Strafe, fondern fie gewährt einen Spielraum innerhalb 
eine? Marimum und Minimum der Strafe ($. 31 diefes Lehrb.). 
Sache des Geſetzgebers ift e3, diefen Spielraum für jede Ver⸗ 
brechensart, Sache der Rechtspflege und Strafverwaltung ift es, 
ihn für jedes einzelne begangene Verbrechen zu beftinnmen. Je 
mehr von diefem Spielraume zur Erreihung der Strafzmwede, 
vornehmlich des Befjerungszwedes, Gebrauch gemacht wird, defto 
vollkommener tft die Verwirflihung des Grundgedanfens des 
Strafrechts, der wejentlih in der Feftftellung des richtigen Ver- 
hältniſſes von Gerechtigkeit, Beſſerung und Abſchreckung liegt. 
Jede mit Rückſicht auf die Beſſerung eintretende Verkürzung der 
Strafe, die ſich innerhalb des von der Gerechtigkeit geforderten 
Marimum und Minimum hält, tft darum auch in der That noch 
ein Gegenftand der Rechtspflege und Strafvermwaltung, und gehört 
noch nicht in den Bereich der Begnadigung. 

Hieraus ergiebt ſich zunächſt, daß die bedingte Freilaffung 
oder vorläufige Entlafjung (d. h. die Freilafjung eines Strafge- 
fangenen, der feine Strafzeit noch nicht gänzlich verbüßt hat, mit 
der Bedingung, daß er bei fchlechter Führung fofort wieder, für 
den Reit feiner Strafzeit, in die Strafanftalt zurüdfehren folle) 
eine vollberechtigte Neuerung und ein wichtiger Fortjchritt Sei. 
Der Gedanke der ftrafenden Gerechtigkeit hat feine Starrheit ver- 
loren und den Beſſerungszweck dergeftalt in fih aufgenommen, 
daß er nicht nur die Behandlung der Verbrecher, ſondern auch 
das Maß ihrer Strafe mitbeitimmt. 

Aber der Beilerungszmed ift doch nicht die Grundlage der 
Strafe, jondern dieje Tann immer nur in der Gererechtigfeit ge⸗ 
funden werden. Nie darf der Beſſerungszweck, jo lange noch 
von Rechtspflege die Rede ift, auf Koften der Gerechtigkeit geltend 
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gemacht werden. Es ergiebt fi daher weiter, daß der bedingt 
Freizulafiende das Minimum derjenigen Strafe, welche durch die 
Gerechtigkeit gefordert wird, ſchon verbüßt haben müſſe. ‚Die be- 
dingte Freilafjung, als eine Maßregel der Rechtspflege und Straf- 
verwaltung, kann daher immer nur im legten Bruchtheil der 
Strafzeit eintreten, und das R.G.⸗B. $. 23 läßt fie denn auch 
in der That erft zu, wenn der Sträfling drei BViertbeile, 
mindeftens aber ein Jahr der ihm auferlegten Strafe 
verbüßt bat. Es kann zwar auch vor dieſem Zeitpunkte eine 
Freilaſſung eintreten, diefe aber wäre nicht mehr Sache der Rechts⸗ 
pflege und Strafvermaltung (der „oberiten Juſtiz⸗Aufſichtsbe⸗ 
hörde” und „Gefängnißverwaltung‘”), fondern ausſchließlich Sache 
der Begnadigung. Die Auffaffung der vorläufigen Freilaffung 
im R.⸗G.⸗B. unterfcheidet fih von der in Sadien feit 1862 
beftandenen weſentlich dadurch, daß die Grenze zwiſchen der Ent- 
laflung als einer Adminiftratiomaßregel und der Entlaffung als 
eines Gnadenaktes gezogen ift. 

Das Strafgeſetzbuch knüpft den Eintritt der vorläufigen 
Entlaffung an folgende VBorausfeßungen: 

a. Die Maßregel ift nur zuläffig bei Perſonen, die zu Zucht⸗ 
haus⸗ oder Gefängnißftrafe verurtheilt find. 

b. Die auferlegte Strafe muß eine „längere“, d. b. länger 
als ein Jahr fein, da die Entlaffung erft nah Verbüßung von 
drei Viertel, mindeftens aber von Einem Jahre der Strafzeit ein> 
treten darf. 

c. Der Sträfling muß ſich mährend der Strafzeit „gut ge⸗ 
führt“ haben, fo daß feine Bellerung wahrſcheinlich ift und Die 
Entlafjung nicht Beſorgniß für die öffentliche Sicherheit erregt. 
Im entgegengefegten Falle würde fih der Sicherungs⸗ und Ab- 
ſchreckungszweck interponiren. 

d. Der Sträfling muß zur Entlaffung feine Zuftimmung 
gegeben haben. 

Ueber den Widerruf der vorläufigen Entlaffung beitimmt 
das Strafgeſetzbuch Folgendes. 

a. Bei ſchlechter Führung des Entlafienen, oder wenn 
derfelbe den ihm bei der Entlafjung auferlegten Verpflid- 
tungen zumtderhandelt, kann die vorläufige Entlaflung jeder» 
zeit widerrufen werden; nur darf die auferlegte Strafzeit noch 
nicht abgelaufen, aljo die unbedingte Freiheit noch nicht erreicht 
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fein. Da der Entlaſſene bei feiner vorläufigen Entlaffung noch 
fein Recht auf die Freiheit hatte, fo konnte ihm unzweifelhaft die 
Freiheit mit gewiſſen Einjchränkungen, befonders binfichtlich des 
Aufenthaltsortes, gewährt werden. Sebt er ſich über diefe Ein- 
ſchränkungen, die durch die Öffentliche Sicherheit geboten find, 
hinweg; verlegt er damit die „ihm auferlegten Verpflichtungen”: 
jo Tann fofort der Widerruf eintreten; ob er in der That eintritt, 
ift Sache des Ermeflens. 

b. Der Widerruf hat die Wirkung, daß die feit der vor- 
läufigen Entlafjung bis zur Wiedereinlieferung verfloffene Zeit 
auf die feftgefegte Strafdauer nicht angerechnet wird. 

c. Ueber den Widerruf, wie über die Entlafjung, enticheidet 
die oberſte Zuftiz-Auffihtsbehörde, melde vor dem Be- 
Tchluffe über die Entlafjung, aber nicht vor dem Beichluffe über 
den Widerruf, Die Gefängnißvermwaltung zu hören hat. 

d. Aus dringenden Gründen des öffentlihen Wohles kann 
die DrtSpolizei-Bebörde die einftweilige Feftnahme ver- 
fügen, muß dann aber fofort den Beichluß über den endgül- 
tigen Widerruf nachſuchen. „Führt die einftweilige Feftnahme 
zu einem Widerrufe, fo gilt diefer als am Tage der Feftnahme 
erfolgt.“ 

e. „Iſt die feſtgeſetzte Strafzeit abgelaufen, ohne daß em 
Widerruf erfolgt tft, jo gilt die Freiheitsſtrafe als verbüßt.“ — 

Bet der Einführung der Einzelhaft tft ganz beſonders auf 
Uebergangsmaßregeln zu denken, da der Sprung von ker Ein- 
zelhaft zu voller Freiheit manche Gefahren mit fich führt und häufig 
Rüdfäle veranlaßt. Keine diefer Maßregeln empfiehlt ſich mehr, 
als die vorläufige Entlafjfung. ber aud fie leitet mar 
zweckmäßig erft durch vorbereitende Schritte ein, indem man 
dem Sträflinge Thon in der Anftalt geftattet, mit einer gewiſſen 
Selbftändigfeit Arbeitsbeftellungen anzunehmen, durch die er für 
die freiere Zukunft mit Arbeitsgebern in Verbindung tritt. Auch 
fann die vorläufige Entlaffung felbft noch abgejtuft 
werden, 3. B. zunächſt darin beftehen, daß man den Entlaflenen 
bei einem ſicheren Meifter mit gewiſſen Bürgfchaften unterbringt; 
das Geſetz läßt e3 ja zu, daß dem Sträflinge bei der vorläufigen 
Entlaffung bejondere Verpflichtungen auferlegt merden. Die 
Schutzvereine aber müflen nicht blos den völlig Freigelafjenen, 
ſondern auch und fogar ganz bejonders den vorlauig Entlaſſenen 


Berner, Straftecht. 9. Aufl. 
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die Hand reichen, um diefelben fo weit zu führen, bis fie ihren 
Platz in der bürgerlichen Geſellſchaft gewonnen haben !. 

7. Arbeitshaus. 

In den meiften Deutichen Gejeßbüchern bildete die Strafe 
des Arbeitshaufes eine felbftändige Zwiſchenſtufe zwifhen der 
Zuchthausſtrafe und der Gefängnißftrafe. Sie wurde in bejonderen 
Anftalten verbüßt, war mit Zwangsarbeit und firenger Disciplin 
verbunden, tote die Zuchthausſtrafe, hatte aber nicht die entehrenden 
Auszeichnungen dieſer legteren und war im Ganzen milder als fie. 

Das Preußiſche Strafgejehbud nahm diefe Strafe nicht auf. 
Einfperrung in ein Arbeitshaus findet fi zwar im Preußifchen 
Strafgefegbuch 88. 120 und 146, aber nur als polizeiliche Siche⸗ 
rungs- und Beflerungsmaßregel, die neben der Strafe 
und nad der Strafe eintritt a) bei Landſtreichern, qualificirten 
Bettleen und Arbeitsſcheuen bis zu 3 Jahren, b) bei gewerbs⸗ 
mäßigen Unzüchterinnen bis zu einem Jahre. 

Nur tn eben diefem Sirme, als Beſſerungs⸗Nachhaft, iſt denn 
auch dem Reichs⸗Strafgeſetzbuche das Arbeithaus befamt. Es 
ft eine Nahhaft, welcher die Landftreicher, Bettler, Spieler, 
Trunfenbolde, liederlichen Weibsbilder, Arbeitsiheuen und ſchuld⸗ 
haft Obdachlofen unter gewiſſen Bedingungen unterworfen werden 
R.G.⸗B. 8. 362). Der Richter erfennt tn folden Fällen, 
daß die verurtheilte Berfon, nach verbüßter Strafe, der Lan⸗ 
despolizeibehörde (d. h. der höheren Polizei, im Gegenſatze 
zur bloßen Ortspolizei) überwieſen werden fol. Lebtere darf 

1 aben die Minijter d tiz u. d bie borlä 

— burdeine Inftrultionbom 21 San, 1871 geregeit nach folgen 
den Grundzügen. a) Die vorläufige Entlafiung kann auch eintreten, wenn 
die Strafe vor dem 1. Jan. 1871 erkannt ift. b) Der Gefangene kann fic 
nicht als ein Recht beanfpruchen. c) Der Gefängnißvorftand beantragt fie 
nur dann, wenn er von der Befferung überzeugt ift und feinen Mißbrauch 
der Freiheit fürchtet. d) Er beantragt fie nicht, wenn die Lebens verhält- 
niffe, denen die Berfon entgegengehen würde, Rüdfall in ein unorbentliches 
Leben befürchten laffen. e) Geſuche um vorläufige Entlaffung geben zunächſt 
an den Gefängnißvorſtand, von ihm an dad App.⸗Gericht, zulegt an 
den Juſtizminiſter, welcher endgültig verfügt, falls nicht ſchon vorher eine 
Ablehnung erfolgt tft. f) Bei der Entlafjung wird dem Gefangenen zu Pro⸗ 
tokoll eröffnet, daß er nur mit Vorbehalt des Widerrufs entlaffen werbe, und 
daß er fofort wieder eingeliefert werben folle, wenn er ſich jchlecht führe oder 
Anftoß errege. 8) Sm wird ein Aufenthaltsort angewieſen und er tritt 
unter polizeiliche Kontrolle. h) Gründe der Wiedereinziehung find 
beſonders Arbeitsichen, Trunk, ungeordnetes Verhalten, Umgang mit Uebeibe 

rüchtigten, Mangel eines beftimmien Lebenserwerbes. i) Beim erften Anlaß 


wird der Entlafjene verwarnt, beim zweiten kann er fofort wieder ein= 
geliefert werden. Juft.-Min.-Bl. 1871, ©. 36. 
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den PVerurtheilten dann entweder bis zu 2 Jahren in einem 
Arbeitshaufe unterbringen, oder zu gemeinmübigen Arbeiten ver- 
menden. Die Verfügung über die Dauer diefer Nachhaft, Inner- 
balb des angegebenen Raumes, hat man mit Recht in das Ermeffen 
der Landespolizei geftellt, da es fi dabei um Rückſichten der 
Sicherungs⸗ und Armenpolizet handelt, welche diefe Behörde beſſer 
als der Richter zu würdigen vermag!. 

Trefflihe Anftalten zur Beflerung jugendlider Ber- 
brecher find die j. g. Aderbaufolonten? Für ältere Ver- 


1 Die reiche Literatur Deutichlande, Englands, Amerikas, Frankreichs 
und Belgiens über das Gefängnißweſen findet man in tolgenben Schriften 
Mittermaierd: Anmerk. ge Feuerbach 8. 149, Note IV. Die neueren 
Jahrgänge vom Archiv des Kriminalvechtes, beſonders bie fett 1834. Die Ge- 
——— Selangen 1858. Dex gegenwärtige Zuftand ber Ge- 
fängnipfrage, Erlangen 1860. — Widtig: Ducpetiaux, Des conditions 
d’application du systeme de Lemprisonnement separe, Bruxelles 1857. 
mtereflante Zeugnifie für bie Einzelbaft, namentlich in Bruchfal, bieten die 
Schriften dreier Gefangenen, nämlid Schlatter, das Shftem der Ein- 

‚ Mannheim 1806; Cor vin, bie Einzelhaft und das Zellengefängniß in 
ruchſal, Hamburg 1857, Hägele, Erfahrungen in gemeinfamer unb in ein= 
Iner Haft, Leipzig 1857. — Julius, Röllner und Barrentrapp, Jahr— 

ücher der Gefängnißkunde, XI Bände, Frankfurt 1842—1848. Kagemann, 
Nöllner und Temme, Zeitfchr. fü Deutiches Strafverfahren, ein jotiehlich 
des Gefängnißweſens, Band 4 und beſonders Band 5, Grantfurt 849. — 
Unentbehrlich find Hebergangsmaßregeln, die den Gefangenen allmälig 
ur vollen Freiheit führen. gie handelt es fich um ben Borfchlag einer Zwi⸗ 
henanftalt zwiſchen der Einzelhaft und der Freiheit, um die be. bedingte 
reilafjung und um die Schugvereine. Die Zahl der Schriften über 
dieſen Gegenftand ift unüberfehbar. Wir nennen nur bie oben angeführten 
Arbeiten von Mittermaier; außerdem: Ch. Lucas, Des institutions 
preliminaires et des institutions compl&mentaires qui se rattachent A la 
theorie de ’emprisonnement, Paris 1838. Bonneville, Trait& des 
diverses institutions compl&mentaires du régime pe£nitentiaire, Paris 
1847. Berenger, De laR£pression p£nale, IIvols. Paris1855. Vicomte 
d’Haussonville, Les etablissements p£nitentiaires en France et aux 
colonies, Paris 1875. Hill, Suggestions for the repression of crime, 
London 1857. Dolgenbortf, das Iriſche Gefängnißweſen, beſonders die 
Swilgenanftalten, 1859. Derfelbe, bie Kürzungsfähigkeit der Freiheits— 
ftrafen, 1861. Derfelbe, Kritifche Unterfuchungen über die Grundf. des 
Sehicgen Strafvollzuges, Berlin 1865. Röder, der Strafvollgug im Geifte 
des Rechts, Leipzig 1863. Derjelbe, Befferungsftrafe und Beflerungsanftal- 
ten als Rechtöforberung, Leipzig 1864. Hänell, Syſtem der Gefängnißkunde, 
Göttingen 1866. Wahlberg, dad Feincip ber Individualiſirung in ber 
berg bei Holtzend. II. (1871) ©. 431. 

— Da die 


dienen befonbere Beatung bie Blätter für Gefängnißkunde, Organ 
des Vereins der Jeut gen 
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brecher find aber derartige Einrichtungen durchaus nicht ange⸗ 
meſſen, weil fie der Strafe den durchgreifenden Ernft rauben, 
die Verbrecher mit einander in nahe Berührung bringen und die 
wohlthätigen Wirkungen des Trennungsfpftems völlig wieder 
vereiteln. 


8. 121. 
Reibesftrafe. 


Die B.-G.-D. enthält zahlreiche verftümmelnde Strafen. Sie 
wurden durch die gemeinrechtlihe Praris aufgehoben. 

Für die neueren Gefebgebungen konnte nur die Zuläffigfeit 
oder Unzuläffigkeit der körperlichen Zühtigung in Frage 
fommen. Saft alle Deutiden Gejegbücher haben dies Strafmittel 
ausgeftoßen!. In Hannover erfolgte die Aufhebung erft Durch 
Einführung des Preußiſchen Strafgefegbuhes, in Oeſterreich 
durch das Gejeg vom 15. November 1867, welches auch die Ket⸗ 
tenftrafe befeitigte; in Sachſen dur) das revidirte Strafgejeh- 
buch vom 1. Dit. 1868. 

MIN man die körperliche Züchtigung nur für gewiſſe Klaſſen 
von Perſonen zulaffen, jo verlegt man den Grundfaß der 
Gleichheit vor dem Geſetze. Der Einwand, daß ein einfacher 
Arbeitsmann fich lieber abprügeln, als wochenlang einfperren laffe, 
entwürdigt eine ganze Menfchenflaffe. Mit diefen und ähnlichen 
Gelegenbeitsphrajen läßt fich eine wichtige legislatoriſche Frage 
nicht Löfen. 

Wie alle beihimpfenden Strafen, fo wirft auch die Prügel- 
fteafe im umgelehrten Verhältniffe der Schuld und der 
inneren Verderbtheit; fie wirft moralifch vernichtend auf den 


wird aber auch Unterricht in ſolchen Gewerben ertbeilt, die auf bem 
Zande betrieben werden fünnen. Die Böglinge werben in f. g. Fa= 
milien getheilt, deren jede ein bejondered Haus in der Kolonie bewohnt und 
unter einem ſ. g. Familienvater (Aufjeher) fteht. Dem Familienvater ftebt 
zur Seite ein |. g. älterer Bruder, ber aus der Schaar der Zöglinge felbit 
gewählt wird. Gröbere Dieciplinarvergeben werben burch eine Jury ab- 
geurtheilt, die man aus den Zöglingen felbft zuſammenſetzt; gewiß eine 
weife Einrichtung, die geeignet ift, das fittliche Bewußtſein im tiefften Grunde 
der Seele wieder zum Leben aufzurufen. Mittermaier, Archiv des fir. 
1841, 6.178 fgg.. Demetz, Rapport sur les colonies agricoles, Tours 
1855. Duc — tiaux, Colonies agricoles, Ecoles rurales et de réforme, 
Bruxelles 1857. . 

ı Sp Naſſau 1809, Braunſchweig 1827, Baden 1831, Darmitadt 
1841; feit 1848 au Preußen, Bayern zc. 
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Ehrliebenden, während diefe tiefgreifende Wirkung bei dem Ehr- 
Iojen wegfält. Schon phyſiſch wirkt fie durchaus ungleich; denn 
fie reibt den Schwächlichen auf und läßt den Starken 
unverjehrt. Sie miderfpridht alſo den Anforderungen der 
Gerechtigkeit. 

Weil fie der öffentlihen Meinung im gebildeten Theile des 
Publikums widerftrebt, fo Tann ihre Vollziehung mohl Mitleid 
mit dem Sträflinge, Unwillen gegen die Behörde, aber feine Ge- 
nugthuung hervorrufen. Auch der Verbrecher, der geprügelt 
wird, kommt dabei nicht zu dem Bemwußtjein, daß ihm fein Necht 
widerfahre, jondern er empfindet dieſe Verlekung feiner Perſön⸗ 
lichkeit als eine rohe unfittlihe Gemalt. 

Die Prügelftrafe vernichtet das Ehrgefühl und damit die 
Grundbedingung der Befjerung. Ja fie entfpricht nicht einmal 
dem Zmede der Abjhredung; denn fie ruft in dem Geftraften 
Haß, Entrüftung und Widerftand auf. 

Sie drüdt nicht etwa nur dem Verbrecher den Stempel der 
Gemeinheit auf, fondern fie trägt ihn felbft und entehrt da- 
durch die Behörde. Es ift nicht edel, die Macht der Geſetze 
mittelft der Peitſche beweiſen zu wollen. Es ift nicht edel, die 
Verfönlichkeit in dem unmittelbaren Gebiete ihres feelifchen Le- 
bens mit Zuchtmitteln anzugreifen, die fi) gar nicht mehr an die 
geiftige Perfönlichkeit wenden, jondern den Menſchen nur als 
einen thieriich empfindenden Leib betrachten. — Die Strafe wird 
verhängt von der unfihtbaren Perfon des Staates; fie fol auf- 
treten als ein Alt des individualitätslofen allgemeinen Willens; 
das ftrafende Individuum ſoll bei ihr fo viel ala möglich zurüd- 
treten. Dem zuwider werden die Prügel recht eigentlich von 
einem einzelnen Menfchen zugefügt, und es ift faft ganz in den 
befonderen Willen des Prügelfnechtes geftellt, wie ftarf die Prügel 
wirken follen. Dies Hervortreten des ftrafenden Individuums 
und diefe Abhängigkeit des Strafmaßes von der guten Laune 
des Prügelfnechtes raubt der Strafe ihre edle Phyſiognomie, Aft 
des individualitätsloſen allgemeinen Willens zu fein. 

Dabei ift die förperliche Züchtigung der Gefundheit ges 
fährlich, befonders bei jugendlichen Perfonen. Und die Selbft- 
entwürdigung der Behörde erreicht den höchſten Grad, wenn diejer 
Gefahr durch Befichtigungen und Betaftungen der zur Empfang» 
nahme der PBrügel dienenden Körpertheile vorgebeugt werden fol. 
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Dies Strafmittel follte überall ſchon durch den fittlichen Ekel aus⸗ 
geworfen mwerden!. 


$. 122. 
Lebenzftrafe.? 
(R.-©.:8. $. 13.) 

Die Todesitrafen find entweder einfahe (Enthaupten, 
Hängen, Ertränken, Erſchießen), oder verſchärfte. 

Mit zahlreichen grauſamen Todesſtrafen droht ſowohl das 
Römiſche, als das gemeine Deutſche Recht. Seit Beccaria erheben 
ſich aber immer zahlreicher und lauter Stimmen, welche die Ge⸗ 
rechtigkeit und Zweckmäßigkeit der Todesſtrafe beſtreiten, und es 
läßt ſich mit Zuverſicht behaupten, daß ein reiferes Strafenſyſtem 
dieſe Strafe abſchaffen wird. 

1. Die Todesſtrafe entſpricht den allgemeinen For—⸗ 
derungen nicht, die man für die Wahl der Strafmittel 
ſtellen muß ($. 115 a. €). Ihre häufige Vollziehung wirkt 
nachtheilig auf die Sittlichfeit des Volkes, macht e3 roh und ab- 
geitumpft, wedt Grauſamkeit und Blutdurſt und nährt den Geift 
der Rache. Sie tft nicht theilbar, macht aljo eine Berüdfichtigung 
der Schuldunterſchiede der einzelnen Fälle unmöglid. Sie be- 
ſchränkt fi in ihren Wirkungen weniger als irgend eine andere 
Strafe auf die Perfon des Schuldigen; denn fie beraubt die Fa⸗ 
milie des Verurtheilten für immer ihres Verforgers, läßt in der» 
jelben eine fchmerzhaft nagende Erinnerung zurüd und feheucht, 
wie ein gefpenftiger Schatten, die Mitmenſchen von ihr binmeg. 


1 Auch als Disciplinarmittel in den Strafanftalten ift die 
körperliche Züchtigung zu vermeiden. Sie hängt hier ganz von dem 
Gutdünken bed Direktors ab, der fie leicht in augenblicklicher Aufgeregtheit 
eintreten laſſen kann. Weil bier dem Sträflinge die Schmadh nicht durch das 
Gefeg, fondern durch eine einzelne Berfon auferlegt wird, jo erregt fie Doppelte 
Erbitterung. Vgl. Berfüg. des Preuß. Minifterd des Innern vom 
15. Mai 1869 für die Straf- und Gefangenanftalten feines Reſſorts Hinfichtlich 
ber Handhabung der Disciplinargewalt, beſonders ber körperlichen Züchtigung 
und de Lattenarrefted. Hier tft die Förperliche Züchtigung wenigſtens gegen 
Gefängniß-Sträflinge ausgeſchloſſen und ihre Auferlegung in an 
deren Fällen von einer ſchriftlichen Inſtruktion abhängig gemadit. 

2 Bitteratur und Material bei Mittermaier, bie Todesftrafe nach 
ben Ergebniflen 2c. Heidelberg 1862. Eine planmäßige, wohl vollftändige 
Weberficht Liefert Heel, die Todesſtrafe in ihrer Butturgeigightlichen Ent- 
widelung, Berlin 1870. Bergl. Wahlberg bei Holgend. II. ©. 467. Der 
Tert unſeres $. folgt Berner, Abſchaffung der Tobesftrafe, Dresden 1861. 
» Ipenborft, das Verbrechen des Mordes und die Todesftrafe, Berlin 
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Sie leidet endlih an dem entjeglihen Mangel, daß ein menfch- 
liher Irrthum nie wieder gut gemacht werden kann, und bat zu 
allen Zeiten Juftizmorde herbeigeführt. 

2. Die Todesftrafe ift Feine Forderung der Gered- 
tigkeit. | 

AS ein religiöfes Gebot kann fie nicht angefehen werden. 
Moſes forderte fie zwar für Tödtungen, allen nur auf Grund 
feiner rohen Zalionstheorie, auf Grund deren auch Auge für 
Auge und Zahn um Zahn gegeben werden ſoll; er fordert fie 
ferner in zablreihen Fällen, wie 3. B. wegen Ehebruches und 
wegen Arbeitens am Sabbathe, wo fein neuerer Gejebgeber fie 
drohen könnte. Chriftus aber rettete die auf der That ergriffene 
Ehebrecherin von der Todesftrafe, und in feinem Geifte liegt es 
nit, den glimmenden Docht zu verlöfchen, oder das geknickte 
Rohr zu zerbrechen. Auch haben die Chriften der erften Zeiten 
aus dem Chriftenthume den tiefften Schmerz über diefe Strafe 
und den heiligften Widerwillen gegen diejelbe geichöpft!. 

Als eine aus dem Gedanken der Gerechtigkeit fließende For⸗ 
derung der Wiſſenſchaft läßt fid die Todesitrafe nicht ab- 
leiten. Hält man fih (mit Kant und Hegel) an das Aeußere 
der verbrecheriichen Handlung und fordert man Leben für Leben, 
fo fällt man in die Talionztheorie zurüd; man vergißt, daß es 
‚ für ein ausgeftoßenes Auge oder ein verftümmeltes Glied ebenjo- 
wenig ein Aequivalent giebt als für ein zerftörtes Leben; man 
vergißt, daß das Uebel, welches durch das Verbrechen angerichtet 
wird und nad) welchem die Strafe bemeilen werden fol, weniger 
in der dem Privaten zugefügten Verlegung als in der Verlegung 
der Rechtsordnung liegt, und daß daher das Strafübel bald 
größer, bald aber auch geringer fein darf, al die dem Privaten 
zugefügte Verlegung. Hält man fi (mit Daub und Abegg) an 
das Sinnere der verbrederiihen Sandlung und jagt man, die 
Schuld erreiche beim Morde eine foldhe innerliche Tiefe, daß fie 
nur duch einen blutigen Opfertod zu fühnen jet: jo verirrt man 
fi in das Gebiet der rein moraliihen und religiöjen Aburthei⸗ 
lung; fo verfennt man ferner den hriftlihen Gedanken einer all» 
mächtigen Gnade und geht von der widerfinnigen Annahme einer 
unlösbaren Verſtocktheit aus; fo beweiſet man endlich im Grunde 


1 Abſchaffung der Tobesftrafe S. 5 u. 6. 
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gar Nichts, da es fih ja eben fragt, ob die Schuld jemals eine 
ſolche Tiefe erreiche, daß Todesſtrafe nothiwendig ſei. 

Ob der Staat Überhaupt ein Recht über Leben und Tod 
habe, kann bei unferer Frage dahingeftellt bleiben. Er würde ja 
von diefem Rechte in der Strafrechtspflege doch mır dann Gebraud) 
machen dürfen, wenn diefer Gebrauch duch die Gerechtigkeit und 
die Zweckmäßigkeit der Todesftrafe begründet wäre. Wenn indeß 
in der Nothwehr und im Kriege eine Tödtungsbefugniß eriftirt, 
fo folgt daraus noch Feine Tödtungsbefugniß für die Strafrechts- 
pflege, da die Strafthätigfeit weder auf dem Gedanken des Noth- 
wehrrechtes, noch auf dem des Kriegsrechtes fußt. In der Noth- 
wehr und tm Kriege darf man den Gegner auch verftümmeln, 
während fein fittlich entwidelter Staat fi verftümmelnde Strafen 
erlaubt. 

3. Die Todesftrafe tft feine Forderung des Genug- 
thuungszmedes. 

Man beruft fih zwar darauf, daß das Gefühl des Volles 
immer noch Blut für Blut fordere und daß der Gejehgeber die 
Bolfsftimme nicht überhören dürfe. Allein fo beachtenswerth auch 
die Volksſtimme für den Gejehgeber ift, fo ſoll er ihr doch nicht 
blind gehorchen. Er fol das, was die Volksſtimme fordert, felb- 
ſtändig prüfen. Dann wird er finden, daß diejenige Genugthuung, 
die das Rachegefühl fordert, überall nur duch die Talion bewirkt 
werden Tann; daß aber eine ſolche Genugthuung weit davon ent- 
fernt tft, ein berechtigter Strafzwed zu fein. 

Auch die Familie des Ermordeten bat fein Recht auf eine 
blutige Genugthuung. 

Die Genugthuung ift um fo edler und wahrer, je weniger fie 
nach gejättigtem Rachegefühle ſchmeckt und je mehr fie nur in dem 
Bewußtſein befteht, daß das Recht zur Anerkennung gekommen fei, 
und daß es mit ruhiger und maßvoller Kraft feinen Vollzug er- 
langt babe. 

Die wahre, beachtenswerthe Volksſtimme vernimmt man ohne⸗ 
bin weniger in der leidenfchaftlihen Erregtheit der Menge, die 
durch ein graufiges Verbrechen in eine rachſüchtige Stimmung ver- 
feßt morden ift, als in der Scheu der Gefchworenen, wenn fie 
fih innerlih fammeln, um in einer Kapitalfade einen Wahrſpruch 
zu thun, fo wie in dem traditionellen tiefen Abſcheu des Volkes 
gegen die Perfon des Henfers. Das Gefühl des Volfes wird 








Strafenfuftem. Lebensſtrafe. 249 


außerdem durch die Abſchaffung der Todesftrafe veredelt und ge⸗ 
mildert, fo daß es in einer milderen, aber doch entfprechenden und 
ausdrudsvollen Strafe eine volle und reinere Genugthuung findet. 

4. Dem Siherungs- und Abſchreckungszwecke entipricht 
die Todesftrafe, ihrer Natur nah, allerdings. Sie macht den 
Rüdfall unmöglich; aber fie geht Dabei weit über das Maß hinaus, 
weil diefelbe Wirkung durch eine angemefjene Einfperrung erreicht 
werden fann. Sie hat eine ſtark abichredende Kraft; allein diefe 
Kraft wird dadurch abgeichwächt, daß bei den mit Todesftrafe 
bedrohten Verbrechen die größte Hoffnung auf ungeredtfertigte 
Freiſprechung und in manchen Ländern fait Gewißheit der Be⸗ 
gnadigung vorhanden ift. Nirgend ift der Beweis geführt worden, 
daß eine Abſchaffung der Todesitrafe eine Vermehrung der Ver⸗ 
brechen zur Folge gehabt habe; die abichredende Kraft einer an- 
gemefjenen, mit Sicherheit eintretenden Freiheitsſtrafe ift Daher 
wohl ebenfo ſtark, wo nicht gar ftärker, als die der in den meiften 
Fällen doch nicht eintretenden geſetzlichen Todesftrafen. Zu allen 
Zeiten find unter der Herrſchaft der Todesftrafe die ſchauder⸗ 
hafteften Verbrechen verübt worden. 

5. Den Beſſerungszweck verleugnet die Todesftrafe faft 
gänzlih. Allerdings tft es nicht undenkbar, daß die gewaltige 
-Erfhütterung, die ein Todesurtheil bewirken Tann, einen ſchweren 
Verbrecher aus dem tiefen Sundenſchlafe wecke. Indeß die Fälle 
plötzlicher Erwedungen find felten, und in ihrer Seltenheit mit⸗ 
unter noch von zmweifelbafter Beſchaffenheit. Sedenfalls bleibt es 
Regel, daß Beſſerung Zeit braucht, weil eine Erſtarkung des fitt- 
lihen Willens im Allgemeinen nur durch anhaltende Anftrengung 
und Uebung erreicht wird. Hterzu ſchneidet die Todesftrafe dem 
Verbrecher die Möglichkeit ab. 

Die Anficht, daß Mörder nicht gebefiert erben können, ift 
durch die Erfahrung widerlegt worden. Die Erfahrung hat über- 
haupt gelehrt, daß die ſchwerſten Verbrecher der Beſſerung oft zu- 
gänglicher find als die leichteren. Die Blutthat, welche dem Ber- 
brecher das Bild feiner ganzen Schlechtigfeit vor Augen ftellt, 
bringt ihn wohl nicht jelten zur Selbfterfenntniß, zur Reue und 
zur Umkehr, fo daß fie gleichzeitig der Höhepunkt und der Wende- 
punkt der Schlechtigkeit ift. 

Es tft ohnehin nur zweierlei möglid. Entweder der Ver⸗ 
brecher ift zur Erfenntniß der Tiefe feiner Schuld gelangt, em- 
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pfindet Reue und wendet ſich der Beflerung zu; oder es fehlt ihm 
diefe Erkenntniß noch, er hält feine That nicht für verdammlich 
und bebarrt bei feinem bisherigen Sinne. Im eriten Falle bedarf 
die Gejellihaft der Todesftrafe augenfcheinlih nicht. Im zweiten 
Falle ift die Todesitrafe im Widerſpruche mit den Anforderungen 
einer höheren Sittlichleit, die e3 nimmer billigen kann, daß ein 
Menih zum Tode geführt werde, dem vor und bei feiner That 
das volle Bewußtfein jeiner Schuld fehlte, ja dem es noch fehlt, 
und der daher das Blutgerüft mit der Weberzeugung betritt, Daß 
ihm Unrecht gefchebe. 

Der ſchwerſte Verbrecher bedarf e8 am meiften, in die Arbeit 
der Beflerung genommen zu werden. — — 

Berihärfte Todesftrafen kennt man in Deutſchland längft 
nicht mehr!. Die meiften Gejegbücher verordneten aber die einfache 
Zodesftrafe noch für eine Reihe mehr oder minder ftraf- 
barer Verbrechen; nicht blos für den Mord, fondern auch für 
politifche Verbrechen; ferner für gemeingefährliche Verbrechen, in- 
folge deren ein Menſch um's Leben gekommen tft; für mande 
Todtſchläge zc. Sie gaben damit eine gerechte Strafifala für dieſe 
Verbrechen von ganz verfchiedener Schwere auf. Sobald man die 
Todesſtrafe nicht mehr durch Dualififationen fleigern will, darf 
man fie nur noch auf die fchwerfte Verbrechensart anmenden, 
d. h. auf den Mord. Am allerwenigften folte man politiiche Ver⸗ 
brechen, deren fittliche Beurtheilung eine mandelbare ift, mit der 
unmwandelbaren Todesftrafe belegen ?. 

Aber jelbjt für den Mord tft die Todesitrafe, als eine durch 
und durch fehlerhafte Strafe, abzufchaffen. 


1 Bayern 1813 kannte noch die Ausftelung des Hinzurichtenden am 
ra bie Säleitung 8. Richtſtatt. Lebtere wurde auf- 
gehe dur FAR, vom 31. December Leonhardt, Kriminalgeſesb. 
860, S. 11. Nach dem Preuß. Strafgeſetz b 8. 7 iſt mit der Tobesftrafe zu= 
gleich ber Berluft der bür erlichen, CR aus —S menn dies ent- 
weder für ne Fälle im Geſetze ausprü immt ift, oder wenn feit- 
geftellt wird, daß das mit der Todesftrafe —*8* Verbrechen unter beſonders 
eimezenben en Imflänben begangen wurde. 

nd mit bem Tobe bedroht der Mord und derjenige 

——— u 9— welcher an dem Reichsoberhaupt, an dem eigenen Landes 
oder während bed Aufenthalts in einem Bundesſtaate an dem Landesherrn 
diefes Stantes verübt worden ift; $. 211, 80. Die Tobesftrafe ift abjolut 
angebrobt, kommt aber erft nad) bermweigerter ee ur An⸗ 
wendung, fo daß der Begnabiger die Stra Te na ümlichkeit ber 
Fälle a ändern fann; Reichs - Strafproce en 8 . Die Be- 
gnadigung tritt sew ein, jetzt ſogar auch beim Raubmorde. 


Strafenſhſtem. Lebensftrafe. 251 


Daß der Grundſatz der Allmäligkeit für eine fo Durchgreifende 
Reform der Grundjab der Weisheit fei, könnte nur die Unreife 
leugnen. Selt einem Jahrhunderte ift man indeß fchon in der 
allmäligen Abſchaffung der Todesftrafe begriffen. Die immer zu- 
nehmenden Begnadigungen der zum Tode Verurtbeilten haben 
bereit8 einen ganz abnormen Zuftand der Rechtöpflege geichaffen. 
Die Almäligkeit aber auch in der Weife noch zur Anwendung zu 
bringen, daß man gejetlih die Todesftrafe fucceffiv auf die 
Ihwerften Arten des Mordes beſchränkte, wäre unangemeffen, weil 
die Unterſchiede der Strafbarfeit hierzu nicht bedeutend genug 
find. Das Kapital der Allmäligkeit ift alfo Son verausgabt. Die 
Wiffenihaft kann daher, wie fie eine vollftändige Reform des 
Straffpftems fordert, fo auch für die Gegenwart nur bie 
Forderung ftellen, daß die Todesftrafe vollftändig abgeichafft 
werde. 

1848 erflärten die Deutfhen Grundredte die Todes» 
ftrafe für abgefchafft, ausgenommen wo das Kriegsrecht fie vor- 
Ichreibe, oder das Seerecht bei Meutereien fie zulaſſe. Ste wurde 
demgemäß aufgehoben in Weimar, Schwarzburg-Rudolftadt, 
Shmwarzburg-Sondershaufen, Koburg-Gotha, Anhalt-Defiau- 
Köthen; ferner in Württemberg, Kurheſſen, Darmftadt, Braun- 
fehweig, Baden, Naflau, Bremen, Frankfurt, Oldenburg und 
Schleswig-Holftein. In den meiften diefer Länder erfolgte indeß 
während der Reaktionszeit die Wiedereinführung; nur Anhalt, 
Naſſau bis zur Einführung des Preußiſchen Strafgeſetzbuches, 
Oldenburg und Bremen beharrten bei der Abſchaffung. Der 
Beſchluß des Norddeutſchen Reichſstages vom 1. März 1870 
auf Abſchaffung der Todesſtrafe wurde bei der dritten Leſung des 
Strafgeſetzbuches zurückgenommen. Er war vornehmlich durch die 
1868 in Sachſen eingetretene Aufhebung der Todesſtrafe veran⸗ 
laßt worden. Faſt in derſelben Zeit, wo der Norddeutſche 
Reichstag die Wiederaufnahme der Todesſtrafe beſchloß, ent⸗ 
ſchied auch die Bayeriſche Landesvertretung für Beibehaltung 
derjelben!. 


1 Aus den Verhandlungen des Reichstages von 1870 über die Tobes- 
trafe find bentwürdig die Reden von Laster (ften. Ber. S. 112) und vom 
eichſskanzler Bismard (ften. Ber. S. 129), te letztere ift abgebrudt in 
Rubos Kommentar S.45. Am 23. Mat 1870 nahm der Reichstag die Todes⸗ 
ftrafe wieder auf (ften. Ber. S. 1140). 
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Manchen verderblicden Wirkungen der Todesftrafe hat mar 
Abhilfe zu Schaffen gefucht durch die Vollziehung in verjchloffenen 
Näumen (Intramuran-Hinrihtung). Hierin aber liegt eine 
Schmälerung der. bei einer fo außerordentlichen Strafe befonders 
wichtigen Deffentlichfeit, die am wenigſten eingeengt werden darf, 
jo lange man noch politifhe Verbrechen mit dem Tode ftraft. 
Um für die aufgehobene volle Deffentlichfeit einen Heinen Erfat 
zu fihern, muß man überdies für gewiffe Perfonen (Urkunds⸗ 
perjonen) die Anwohnung bei der Hinrichtung zu einer gar nicht 
zu begründenden Zmangspflicht erheben. Mag nun immerhin 
die Intramuran⸗Hinrichtung manchen Nachtheil verhüten, jo darf 
man doch durch fie der Todesftrafe Feine Fortdauer fihern wollen. 

Die Einführung der Intramuran⸗Hinrichtung erfolgte in 
Preußen 1851; in Württemberg und Braunjchweig 1853; in 
Altenburg und Hamburg 1854; in Sachſen 1855; in Baden, 
Weimar, Schwarzburg-Rudolftadt 1856; in Schwarzburg-Sonders- 
haufen und Koburg-Gotha 1857; in Hannover 1860; in Bayern 
1861. Vom R.-G.-3. ward es ſchweigend den Einzelftaaten über: 
laffen, ob fie die „Enthauptung” öffentlich oder intra muros voll- 
ziehen wollten; nach $. 486 der R.-St.-P.D. wird fie aber in 
einem umfchlofjenen Raume vollitredt. 

Der Hinrichtung duch Menichenhand ift die Hinrichtung 
durch die Mafchine vorzuziehen. Denn 1) find die Bewegungen 
der Maſchine ficherer, als die Bewegungen der menjchlichen Hand, 
welche unter der Herrſchaft augenblidlicher Affekte fteht; 2) iſt es 
die Aufgabe der Machine überhaupt, dem Menfchen die feiner 
nicht würdige, ihm widerftrebende Arbeit abzunehmen; 3) hat die 
Maſchine eine relativ felbftändige Bewegung, bei der die voll- 
ftredende Perfon zurüdtritt: diefe Unperfönlichkeit der Strafvoll- 
ziehung entipricht durchaus dem Charakter der Strafe, als eines 
Aktes des allgemeinen Willens. 

Das Fallbeil, in Deutichland lange wegen der graufigen 
Erinnerungen an die Nevolutiongzeit gemieden, wurde in der 
Preuß. Nheinprovinz beibehalten durch Kabinets-Ordre vom 
17. Auguft 1818. Es ift eingeführt morden 1841 in Darmftadt, 
1852 in Sachſen (als Fallſchwert), 1854 in Bayern; 1856 
in Frankfurt, Baden, Weimar; 1857 in Schwarzburg- 
Sondershaufen, Koburg-Gotha; 1860 in Hannover. Das 
Bayriſche Strafgefegbud von 1861 fagt über das Enthauptungs⸗ 
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werkzeug Nichts. Auch das R.-G.-B. beſchränkt ſich darauf, Voll⸗ 
ziehung durch „Enthauptung” vorzujchreiben. 

Die Leihname der Berurtheilten gaben ſchon die Römer 
in der Regel den Angehörigen, auf deren Wunjch, zur Beerdigung. 
Dies tft in denjenigen Fällen, wo davon Feine bedenkliche Auf- 
regung zu fürchten ift, zu billigen!. 


ı 1.1-3D. cadaverib. punitor. Das R.:6.-8. ſchweigt über die Art, 
wie der Leichnam zu bebanbeln jei. In ber R.:5t.-8.-D. 5. 486 Abf. 5 findet 
fich aber die Anordnung des Preuß. Stfgb. 8. 9 wieder, daß der Leichnam bes 
Hingerichteten den Angehörigen aufihr Berlangen zur einfachen 
unfeierliden Beerdigung zu verabfolgen ift. 


Drittes Bud. 


Die Anwendung der Strafe auf das Verbrechen und die 
Aufhebung der Strafe. 


$. 123. 
Neberblid. 


Das erfte Buch handelte vom Verbrechen, das zmeite von 
der durch das Verbrechen geforderten Strafe. Damit num diefe 
durch den Begriff der Sade geforderte Strafe zur Anwendung 
fomme, muß fie 

1) dur den Staat pofitiv anerkannt werden im Straf- 
geſetze; 

2) tft ein Organ nöthig, welches in begriffsmäßiger Weiſe 
das Verbrechen unter das Strafgeſetz ſubſumire: der Richter; 

3) muß die Strafe, dem Richterſpruche gemäß, vollzogen 
werden, ſofern ſie nicht durch beſondere Gründe, wie Begnadigung 
und Verjährung, ausgeſchloſſen wird. 

Dies find die Gegenſtände der folgenden drei Titel. 


Erfter Titel 


Das Strafgefesg!. 
(R.-6.-8. $$. 2-12.) 


$. 124, 
Begriff und Eintheilungen des Strafgeſetzes. 


Strafgeſetz heißt der verfaffungsmäßig ausgeſprochene Wille 
der Staatsgewalt über die Behandlung von Verbrechen. 


1 Berner, Wirkungskreis des Strafgefeßes nach Bett, Raum und Per⸗ 
Sonen, Berlin 1853. Bar, das internationale PBrivat- und Strafrecht, Han- 
nover 1862. Schwarze bei Holzend. II. (1871) S. 25. Durch fiharfe Tren- 
nung der im Hintergrunde der Strafgefeke ftehenden „Normen‘ (Gebote unb 
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In der Kindheit der Völker pofitivirt fih das Recht, auch 
das Strafrecht, als bloßes Gewohnheitsrecht. Gereifte Völker 
ſprechen dagegen ihr Recht in der jelbftbewußten Form des Ge- 
ſetzes aus. Daneben behält freilih das Gewohnheitsrecht immer 
noch ein gewiſſes Maß der Geltung. Es tritt aber im Strafrechte 
mehr zurüd als tim Privatrechte. Namentlih Tann in einem 
Staate, der ein ordmungsmäßiges Strafgeſetzbuch befikt, Teine 
Handlung geftraft werden, die nicht Durch ein ausdrüdliches Geſetz 
bedroht ff. Nullum crimen, nulla poena, sine lege!. 

Man theilt die Strafgefege in abjolut beftimmte, abjolut un- 
beftimmte und relativ beftimmte. 1) Durch ein abfolut beftimmtes 
Strafgeſetz ftellt der Gefetgeber das Strafmaß in einer Weiſe feft, 
daß das Gutdünken des Richters für den einzelnen Fall gar feinen 
Spielraum hat. Die Eigenthümlichleit des einzelnen Falles kommt 
bier nicht zu ihrem Rechte und der Richter wird zur Mafchine. 
2) Durd ein abfolut unbeftimmtes Strafgefeß erflärt der Gefeh- 
geber eine Handlung mur für ftrafbar, überläßt aber die Auf- 
findung der Strafe gänzlid dem richterlihen Gutdünfen. Die 
allgemeine Natur des Verbrechens kommt bier nicht zu ihrem 
Rechte und der Richter verfällt in Willfür. 3) Durch ein relativ 
beftimmtes Strafgeſetz ordnet der Geſetzgeber zwar eine gewiſſe 
Strafe an, läßt aber dem Richter innerhalb gewiſſer Grenzen freie 
Bewegung für die Feſtſtellung der Strafe. Nur die relativ bes 
fimmten Strafgefeße find im Stande, die Vorzüge der gejeßgeberi- 
fchen und der richterlichen Beurtheilung des Verbrechens zu ver- 


Verbote) von den Straffakungen ſucht neue <ölungen Oinbing, die Normen 
und ihre Webertretung, Bd. I. Abth. 1, Leipz. 1872. — Eigentliche Kriminal- 
ftrafe kann nur durch Gefeg angebroht werden; doch darf die Beriwaltung ihre 
Verordnungen dur Androhung von Orbnungsftrafen unterftügen In 
Preußen richtet fich die Befugniß der Behörden zum Erlaffe von Bolizei= 
ordnungen und ur Bedrohung der ee ker nad dem Poli cggehe 
vom 11. März 1850. — Ueber bie Brüfung ber Berfafjungsmäpigfeit 
von Strafbeftimmungen jagt die Preuß. Verf. Art. 106: „Gelege und Verord⸗ 
nungen find verbindlich, wenn fie in der vom Geſetze vorgejchriebenen Form 
befannt gemacht worden find. Die Prüfung der Rechtögültigfeit gehörig ver⸗ 
fündeter Königlicher Verordnungen ſteht nicht ben Behörden, jondern nur den 
Kammern zu‘. Mit diefer Beftimmung reicht man aber feit der Eriftenz 
von Bunbesgejegen, die ja den Sannengele en vorgehen, nicht mehr aus, 
und der $.2 des Einf.-Gefeke3 zum R.«G.⸗B. giebt unzweifelhaft den 
Richtern die Befugniß zu enticheiden, welche landesherrlichen Verordnungen 
und Gefehe deshalb als ungültig d betrachten feien, weil fie Materien be- 
treffen, welche Gegenftanb be? R.:©.-8. find. 

9 1 Diefer Sa, von allen Gefegblichern anerkannt, findet fih im R.-6.:8. 
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einigen und die Mängel beider aufzuheben. Deshalb haben ſich 
die Gefehgebungen der Neuzeit für das Syſtem der relativ be> 
ftimmten Strafgejeße entjchteden !. 


Inden das Recht als Geſetz poſitiv wird, tritt e8 in Zeit 
und Raum, um bier über beftimmte, ihm unterworfene Per⸗ 
Tonen zu berrfhen. Damit ift die Gliederung der Lehre vom 
Strafgejege gegeben (Näheres: Wirkungskr. ©. 18. 19). 


I. 
Herrſchaft des Strafgeſetzes rüdfichtlic der Zeit. 


$. 125. 


Bublifation. 
(R.-0.:8. 8.2. Abſ. 1. Einf.-Gef. $.1.) 

Mit der Publikation befommt der Staatsmille erft die zum 
rechtlichen Gelten erforderliche Objektivität und die Bedeutung 
des Geſetzes. 

Zwar muß die Publikation den Individuen, welche dem Ge⸗ 
feße geboren follen, eine Frift zur Kenntnißnahme ges 
ftatten?; mit dem Ablaufe dieſer Frift muß aber die Berufung 
auf Unfenntniß des Geſetzes ausgefchloffen fein, wenn 
nicht die Herrihaft der Gefebe von dem Belieben und der Nach⸗ 
läffigkeit der Einzelnen abhängig werden fol. Die Strafbarkeit 


1 Wirkungstr. S. 4—17. Ob aud die Todesftrafe nur relativ be- 
jtimmt anzudroben fei, ift Gegenftand des Streites. Das R.-G.-8. ver⸗ 
neint. DBgl. Mittermaier, im Archiv für Preußifches Strafr. Banb IL 
(1854) ©. 142 fog. Der neuer mehrmals gemachte Borjchlag, in ben Ge⸗ 
fegen nur ein Maximum ber Strafe feitzufegen und dag Minimum 
au ftreichen, ift in biefer Allgemeinheit jedenfalls verwerflich. Er hebt den 

edanken ber Gerechtigkeit nach ber Seite des Minimum auf, ift eine Ab- 
banfung des Gefeßgebers, führt zu richterlicher Willlür und zu leichtfertigen 
Berurtbeilungen. Rossi, Traite Vol. Il (1855) p. 405, madt außerdem 
noch ‚gegen diefen Borfchlag geltend: La loi perdrait une grande partie de 
son influence pr&ventive sur l’esprit des citoyens. La jurisprudence 
des tribunaux serait incertaine, variable; elle ne tarderait pas & offrir 
des disparates choquantes. Le juge aurait un moyen trop facile de 
ceder, sans trop aventurer sa responsabilit€ morale, à la priere, a l’in- 
trigue, aux seductions de toute esp&ce.“ 

2 Dick Frift betrug dei der Sinführung bes Strafgb. für ben Rorbb. 
Bund 7 Monate, für das Deutſche Reich 7!/, Monate. 


L 


Herrfchaft des Strafgeſetzes ritkfichtlich der Zeit. Nüdwirtung. 257 


frimineller Handlungen ift jedem zurechnungsfähigen Menſchen 
Har, felbft ohne Kenntniß des Geſetzes. Auch die Strafbarkeit. 
bloßer Bolizetübertretungen kann gewöhnlich ohne Kenntniß. 
des Geſetzes eingefehen werden; ohnehin forgt die Behörde für die 
Möglichkeit der Kenntniß des Geſetzes, und e8 fordert gerade das 
Intereſſe der polizeilichen. Ordnung gebieterifch, daß fich derjelben 
Niemand durch den Einwand der Gejeßesunfenntniß entziehen 
fönne!. Im R.⸗G.WB. findet fih denn auch feine Beftimmung,. 
wonach Geſetzesunkunde bei Verbrechen oder: Bergehen, oder auch 
nur bei Uebertretungen entichuldigt. 

Der $S. 2 des R.G.⸗B. jagt im Abi. 1: „Eine Handlung. 
kann nur dann mit einer Strafe belegt werden, wenn diefe Strafe 
geſetzlich beſtimmt war, bevor die Handlung begangen murde.” 
Hierin liegt, daß eine Handlung erft durch vorangehende Drohung. 
pofitiv ftrafbar wird, und daß diejenige („dieſe“) Strafe, die vor 
der Begehung gefeglich beftimmt war, regelmäßig auf die Hand⸗ 
lung anzumenden iſt?. Gejehlich beftimmt ift aber die Strafe erft. 
dann, wann die Steafbeftinmung Geſetzeskraft erlangt bat. 


$. 126. 
Rückwirkung. 


Ein Verbrechen kann immer nur eine Verletzung desjenigen 
Geſetzes fein, unter deſſen Herrſchaft es verübt wurde. Es kann 
daher eine Handlung, die zur Zeit ihrer Verübung nicht bedroht 


1 Nach Römiſchem R. entſchuldigt bie igmorantia juris bei dem incestus 
juris civilis und in einigen anderen Faͤllen. L.38. $. 2.4. 7. D. ad leg. Jul. 
de adult. Ungehörig ift e8, dies zu verallgemeinern und die Berufung auf 
Gefekesunfunde bei den Delicta juris civilis überhaupt zulaflen zu wollen. 
Ebenſowenig tft der Say haltbar, daß die Geſetzesunkunde zwar nicht bei 
Verbrechen und Vergehen, wohl aber bei PVoltzetübertretungen entfchuldige. 
Die neueren Gefeggebungen laflen die Berufung auf Gejegeuntunde 
theil3 gar wicht, theild nur in geringem Maße zu. Bayern (1818) Art. 71. 
Württemberg Art. 98. Sachfen (1838) Art. 68. Arauniämweig 31. 
Hannover 4. Darmftadt 41. Baden 73. Defterreich 5. Ueber 
Preußen: Wirkungskr. S. 3948. Weber Bayern 1861 Stenglein zu 
Art. 70 des Steaigeiehß,, Kommentar L ©. 544 fgg. Badiſches Bolizei= 
ftrafgejegb. von 1863, 8. 11. 

3 Bol. indeß Francke, Archiv für Deut. und Preuß. Strafr. Bd. XX. 
(1872) ©. 14 fgg. Die Strafdrohung war unter ben Berhältnifien ber frühe— 
ren Zeit. vielleicht entbehrlich, ift aber unter denen ber gegenwärtigen Zeit 
notbwendig Eine „normale Zeit”, d. b. eine Zett abfoluter Stabilität der 
geraälin e, giebt es nicht. ©. jedoch Binding, die Normen, Bd. I. (1872) 


Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 17 
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var, nach einem ſpäter ergangenen Strafgejege nicht geftraft 
werden. Und ebenjo kann eine unter der Herrichaft eines mil- 
deren Strafgefetes verlibte Handlung niemals mit der bärteren 
Strafe eines ſpäteren Geſetzes belegt werden. 

Erflärt hingegen das neuere Gefeh eine Handlung für ftraf- 
108, die zur Zeit der Verübung bedroht war, fo bleibt die Hand⸗ 
lung ungeftraft. Und droht das neuere Geſetz eine mildere Strafe 
als das ältere, fo wird auch für die früher verübte Handlung 
nur die mildere Strafe angewendet. Denn der Gejeßgeber kann 
das frühere Strafgefeg nur deshalb aufgehoben oder gemildert 
haben, weil feine Weberzeugung von der Strafbarfeit der Hand- 
lung eine mildere geworden tft; er Fünnte daher nur unter Ver- 
legung feiner milderen Ueberzeugung die Anwendung der früheren 
Härte noch zulaſſen!. 

Im Abſ. 2 des $. 2 des R.-G.-B: wird die dem Ab. 1 da- 
felbft zu Grunde liegende Negel, daß die Handlung mit der zur 
Zeit ihrer Begehung geſetzlich beftimmten Strafe zu belegen fei, 
folgendermaßen zu Gunften des Thäters beſchränkt. 

1. Es wird der Zeitraum von der „begangenen Handlung‘ 
bis zu deren „Aburtheilung‘ ins Auge gefaßt. 

a. Der Thäter konnte fich nur dann des Wideripruches feiner 
Handlung gegen das Gefeh bewußt werden, wenn dies Die 
Handlung bedrohende Geſetz zur Zeit der Begehung bereitö be- 
ftand. Hat er alſo ſchon vor dem Beitehen des Geſetzes gehandelt 
und iſt dann das Geſetz vor dem Eintritt des Erfolges feiner 
Handlung ergangen: fo verfällt er diefem Gejege nicht. Dies ift 
der finguläre Grund, weshalb man hier bei Beitimmung der Zeit 
der „begangenen“ Handlung auf den Erfolg nicht Rückſicht nehmen 
darf. Die Frage, ob zur begangenen Handlung, nad ftreng 
juriſtiſcher Auffaffung, nicht auch der Erfolg zu rechnen jei, tft aber 
damit nicht allgemeingültig entjchieden. 

b. Die Zeit der „Aburtheilung” dauert, jo lange die Ge⸗ 


1 Bayern (1813) Bubl.-Pat. Art. 1.2. Württemberg ler 
geſ. 2.3.5. Sachen (1838) Ein — 4; Sachſen 1865, Publ 
tionsverordn. 8.6. Darmitadt Einführungsgeſ. 3. Braunfgmeig Einf.d. 
Hannover Einf. 6. Baden Einf. Vreußen Einf. | 
Bubl. 1. Thüringen Einf. 5. 6. 9. Bayern 1861, Einf. 2 
Abegg, im R. Archiv ded Kr. Band XII. Re über bie rüchvirtende 
Kraft der Strafgefege, 1834. Van de Poll, de vi legis novae in crimini- 
bus, 1834. Wirkungskr. S. 50 fg fs g. Seeger, über die rüdwirfende Kraft 
neuer Strafgefete, Tübingen 1862. Schwarze bei Holgend. II. 1871. S. 26. 
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richte mit dem Urtheil zu thun haben, alſo bis zur Aburtheilung 
der Nichtigkeitsbeſchwerde. Dieſer materielle Rechtsſatz darf nicht 
aus proceſſualiſchen Gründen beeinträchtigt werden !. 

c. Nach der Aburtheilung kann eine Milderung der Strafe 
nicht mehr vom Richter, fondern nur noch von der Staatögemalt 
ausgeben ?. 

2. Während des gedachten Zeitraums findet fich „Verſchieden⸗ 
heit der Gelege". Es ift aljo das zur Zeit der Aburtheilung 
berrihende Gele ein anderes, als das zur Zeit der Begehung 
herrſchende. Nicht nur der Fall ift gemeint, wo die Gejeßgebung 
nur einmal, jondern auch derjenige, wo fie mehrmals gemechfelt 
hat (Zwiſchengeſetze). 

3. Alsdann fol „das mildefte Geſetz“ angewendet werben. 

a. Der Richter hat mithin nit nur das bei der Begehung 
und das bei der Aburtheilung herrſchende Geſetz zu vergleichen, 
fondern auch mildere Zwifchengejete, um da& mildefte herauszu⸗ 
finden. Die Anwendung milderer Zwiſchengeſetze folgt indeß 
mit aus dem rationellen Fundament diejer Lehre? und führt 
deshalb zu ungerechten Ungleichheiten. Geſetzt 3. B. ein Verbrechen 
iſt zur Beit der Begehung mit 8, in der Zwiſchenzeit mit 4, zur 
Zeit der Aburtheilung mit 6 Jahren bedroht: dann müſſen Die- 
jenigen, welche zur Zeit der Androhung von 8 Jahren verbrochen 
haben, mit 4 Jahren beftraft werden, während Diejenigen, die 
zur Zeit der Androhung von nur 6 Zahren verbrechen, volle 6 
Jahre erleiden. 

b. Das mildefte Gefet ift dasjenige, welches in concreto zur 
mildeften Behandlung führt. Dabei ift jedes Geſetz in feinem 
ganzen legislativen Zuſammenhange aufzufaflen. Alsdann aber 
ift ausschließlich nach dem älteren oder nach dem neueren Geſetze 
zu "enticheiden, fo daß niemals eine Kombination milderer Bes 
ſtimmungen des einen mit milderen Beftimmungen des anderen 
Geſetzes ftattfinbet. 

c. Unter dem mildeiten Gefeg ift nicht nur dasjenige zu 
denken, welches die mildeite Strafe droht, jondern auch dasjenige, 
welches die Strafbarkeit aufhebt, oder die Verfolgung oder Voll⸗ 


: Wir ftimmen bierin Kirhmann bei, Komm. S 
1 Sinaußgehenbe Anträge lehnte der Rekatag ab. Sten. Ber. 


von 1870 
3 Berner, Wirkungskr. S. 54 und 55.. 
17* 
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ziehung ausfchließt. Es können alſo 3. 3. Perſonen, melde früher 
‚ in einem Alter von weniger al3 zwölf Jahren verbrochen haben, 
jet nicht mehr verfolgt werden; e8 fonımen dem Thäter die mil 
deren Gejehe über Verjährung zu gut; bei Antragsfällen tft der 
Antrag abzuwarten, auch wenn er zur Zeit der Begehung noch 
nicht gefeglich nothwendig war. Ebenſo wird bei Handlungen, 
welche vor der Novelle vom 26. Februar 1876 begangen worden 
find, das Erforderniß des Antrages anf Verfolgung, fowie die 
Buläffigleit der Zurüdnahme, nach den älteren Beftimmungen des 
Strafgefeßbuches beurtheilt, weil diefe den Antrag häufiger fordern 
und die Zurüdnahme häufiger zulaffen, alſo milder find!. 

Neue proceſſualiſche Gefeke Fommen Dagegen regelmäßig 
bei allen noch nicht abgeurtheilten Verbrechen, auch bei den jchon 
früher verübten, zur Anwendung. (R.-St.-B.-D. Einf: Geſ. $. 8). 


8. 127. 
Aufbebung. 

Die Gefebgebung für das gemeine Deutfche Strafrecht ftand 
Jahrhunderte hindurch fill. Ihre Aufgabe wäre es geweſen, die 
unzeitgemäßen gemeinrechtlihen Straffagungen abzujchaffen. Da 
fie dieſelbe nicht erfüllte, jo erfolgte die Abſchaffung haufig durch 
bloße Desuetudo?. 

Für jeden gefunden Staat gilt aber der Grundfag, daß bie 
Geltung eines ausdrüdlichen Geſetzes nur durch eine gejeh- 
geberifhe Aufhebung enden fann. Hier können immer nur 
vereinzelte gefeßliche Beftimmungen hinter der Zeit zurüdigeblieben 
fein, für welche die Abhülfe in Begnadigungsgefudhen und in An- 
trägen auf Abänderung des Geſetzes zu finden if. Eine abficht- 
liche Abweichung des Richter von den Gejegen wäre hier ein 
Eingriff in das Gebiet der geſetzgebenden Gewalt?. 


uch s, Anklage und Antragsbelikte, 1873, ©. 14 fag. 


tefer Thatſache fehlt e8 nicht an innerer gefchichtticher Nothwendigkeit. 
Sie ie Bi bnlichen krankhaften Staatszuſtänden überall und immer 


wieder hexb 

* —5 — I. über das gem. R. ©. 110 ige, Quben, 
Bd. © ei 3 fgg. Berner, Wirkungskr. 75 fga. 80 
Syſtem S. 5 — Zwei Rechtsfälle über Desuetudo in —2 
Archiv J. Nr. * 
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11. 
Herrſchaft des Strafgeſetzes rüdfihtlich des Ortes. 


R.G.⸗B. 88. 8-9.) 


8. 128. 
Innerhalb des heimiſchen Staates. 


Aus der Souveränität des Staates folgt das Necht deſſelben 
alle auf feinem Territorium begangenen ftrafbaren Handlungen 
zu Rrafen: Territgrialitätsprincip. 

Der Unterfchied von Smländern und Ausländern ift dabet 
gleichgültig. Der auf unjerem Staatsgebiete weilende Ausländer 
wird durch die Strafgefehe unferes Staates ebenjo geihüst als 
verpflichtet (R.⸗G.⸗B. 88. 3 und 3). 

Auch der Ort des Erfolges tft Drt ber begangenen Hand⸗ 
lung (R.⸗G.⸗B. 8. 3), ſofern er mit dem Willen des Thäters in 
Vermittelung ſteht, d. h. ſofern der Thäter den Erfolg an dieſem, 
von ſeinem Aufenthaltsorte vielleicht entfernten Orte herbeiführen 
wollte. Es Tann demnach mehrere Orte derſelben begangenen 
Handlung geben. Löfet ſich aber der Ort des Erfolges vom Willen 
des Thäters ab, fo ift er nicht mehr Drt der begangenen Hand» 
lung. Man muß aljo den Ort, wo der Erfolg abfichtlih her- 
beigeführt wird, von demjenigen Orte unterjcheiden, mo der 
Erfolg zufällig eintritt. Mer z. B. diefjeit umferer Grenze fein 
Gewehr auf einen jenfeit unferer Grenze meilenden Menfchen ab- 
feuert, begeht die Tödtung ſowohl diefjeit als jenfeit; mer Dagegen 
dieſſeit unferer Grenze jein Gewehr auf einen gleichhall3 Diefjeit 
wellenden Menfchen abfeuert, begeht die Tödtung nur dieflelt, 
au wenn der Getroffene über unfere Grenze entflieht und erft 
dort flirht!. 

Ausland, im Sinne des R.G.B., ift jedes nit zum 
Deutichen Neiche gehörige Gebiet $. 8, Inland alfo jebes zum 
Deutſchen Reiche gehörige Gebiet. Dies gilt bei der Anwendung 


1 * M. iſt Schwarze, Kommentar. Ex berückfichtigt hier, wie auch 
Tonft, den Erfolg weh ne Er glaubt daher, daß emige, der vom 
Aublande ber ins —X ie Rechtsordnung nur im ade verletze 
— rundjaß, en une dem Inlande die Au alkang De der 
— —* ich machen würde. — Einen Ueberblid die ber- 
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aller Reichsftrafgefete. Dagegen bleibt bei der Anwendung von 
Zandesftrafgefegen jeder, der nicht landesangehörig tft, auch der 
Deutiche, Ausländer; denn das Reichsindigenat (Reichsverf. Art. 3) 
giebt zwar dem Deutichen in jedem Deutihen Staate Rechte, macht 
ihn aber nicht zum Unterthan eines jeden diejer Staaten und dehnt 
die Herrichaft der Landesgejehe nicht auf Das Reichsgebiet aus. 


§. 129. 
Innerhalb eines fremden Staates. 


Die Herrſchaft des Territorialitätsprincipes endet an den 
Grenzen des Territoriums. Der Staat fanın aber, kraft anderer 
Principien, auch zahlreiche außerhalb feines Gebietes begangene 
ftrafbare Handlungen ftrafen. Dabei ift von dem Unterjchiede 
der Smländer und Ausländer auszugehen. 

1. Verbrechen der Snländer im Auslande. 

Den Smländer verpflichten unfere Steafgefege nicht blos 
während feines Aufenthaltes auf unjerem Territorium, nicht blos 
territorial; fondern auch während feines Aufenthaltes im Aus⸗ 
lande, alfo perfonal: Berfonalitätsprincip!. 

Die perſönliche Verbindlichkeit unferer Strafgefege für den 
im Auslande fih aufhaltenden Smländer erftredt fih indeß nicht 
auf die Verlegung von Borfchriften, die einen blos örtlichen 
Charafter tragen, alfo im Allgemeinen nicht auf bloße Heber- 
tretungen?. 


1 Wer von einer Mebertragung des Strafrechtes rebet, hätte den 
Beweis zu führen, daß der Staat, mo das Verbrechen begangen wurde, in ber 
That demjenigen Stante, mo die Aburtheilung erfolgt, das Strafrecht über- 
tragen habe. Bis dahin wird e8 erlaubt fein, Fine „Mebertragung bes Straf- 
rechtes” als ein Hirngelpinnft zu betrachten. Läßt man aber ohne Weiteres 
den einen Staat im Namen bed anderen bie —S— ausüben: ſo 
bleibt man den Beweis des Principes ſchuldig, das dem ſtrafenden Staate ein 
urſprüngliches, eigenes Recht giebt, im Namen des anderen aufzutreten. 
Die Verkehrtheit und Verkünſtelung der . wird noch größer, wenn bei ber 
Beitrafung dann doch nicht Die fremden, jondern die heimifchen Steeiegege 
angewendet werden jollen. — Litteratur im Wirkungskr. S. 88—125. 
125—130. Auch bei Geib II. ©. 49 35 Dazu Bar, das internationale 
Privat⸗ und Strafrecht, Hannover 1862. Schwarze bei Holtzendorff I. 
S. 0. Viel Anregendes findet man bei Mohl, Lehre vom Aiyl, 1853; allein 
der Nachweis wirklicher Principien fehlt bier und es wird ftatt beffen dem 
Staate eine Miffion zu einer univerfellen Rechtspflege zugefprochen. 

2 Das R.G.⸗B. 8.4 Rr. 2 und 3, $. 6 ftimmt hiermit überein. Wenn 
es alle von Deutichen im Auslande begangenen Verbrechen und Ver— 
geben ftraft (freilich im Allgemeinen unter der aus bem en Straf: 
gefeßbuche aufgenommenen entbehrlichen Borausfegung, daB fie auch am Orte 
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2. Berbreden der Ausländer im Auslande. 

Der im Auslande weilende Ausländer fteht weder vermöge 
des Ortes feines Aufenthaltes, noch vermöge eines perjünlichen 
Unterthanenverhältniffes unter unſerer Staatsgemwalt und unter 
der Herrſchaft unjerer Strafgefege. Seine Beitrafung für die 
von ihm tm Auslande begangenen Verbrechen fteht daher nicht 
unferem Staate zu, fondern denjenigen Staaten, denen das Terri- 
torialitäts- oder das Perjonalitätsprincip das Strafrecht ertheilt. 
Wenn indeß dieje legteren Staaten von ihrem bürgerlich begrün- 
deten Strafrechte feinen Gebrauch mahen und damit unjeren 
Staat oder unjere Staatsangehörigen des Strafſchutzes berauben, 
jo erwächſt daraus unferem Staate, jenem im Auslande ftraflos 
gegen uns delinquirenden Ausländer gegenüber, ein natürlihes 
Strafredt!. 

Betrachtet man das Territortalitätsprincip, das Berjonalitäts- 
princip und das natürliche Strafrecht in den angegebenen Grenzen 


der That bedroht find): fo Liegt darin offenbar eine zweite Regel, und nicht 
blos eine Ausnahme von der Regel der Territorialität. 

1 Dies kann man gar wohl behaupten, ohne in bie unhaltbare Voraus: 
fegung zurüdzufallen, daß dem bürgerlichen Zuftande ein allgemeiner Na— 
turzuftand (d. h. ein unter Menſchen gar nicht möglicher Zuftand abfoluter 
Rechtloſigkeit) vorangegangen je Wirkungskr. 1 46. on der burch 
die Novelle vom 26. Febr. 1876 gegebenen eftimmung über die Anwendung 
unferer Gefeße auf Beamte bes D. Reiches oder eines Bundesftantes, welche 
im Auslande Amtsdelikte verüben, wirb in unferem $. 131 geigmaett 
werben. Hiervon abgeſehen, fchematifiren fich die Regeln des R.:G.:8. für 
die im Auslande verübten Straffälle alfo: 

a. Der Znländer Tann geftraft werben wegen jedes Verbrechens 
oder Vergehens $. 4 Rr. 3, aber nur unter drei Bedingungen: 

a. Die Handlung muß aud im Auslande bedroht fein; 

ß. fie darf im Auglande noch nicht getilgt fein (durch rechtskr. Frei— 

jpreshung, Strafvollziehung, Verjährung, Gnade); 

y. der im Auslande etwa nöthige Antrag muß geftellt fein 8. 5. 

b. Der Inländer kann unbedingt ehraft werden in vier Fällen, 
nämlich wenn er ein Müngverbrechen, oder wenn er gegen Deutichland 
Sodverraih, Landesverrath oder Majeftätöbeleidigung, d. b. eines jener drei 

erbrechen begangen pet, in denen eine Verlegung der Unterihbanen= 
treue liegt 8.4 Rr. 1 und 2. 

c. Der Ausländer kann nur in zwei Fällen geftraft werden, näm= 
lich wegen Dtüngberbrechen ſchlechtweg, außerdem wegen Hochverrathes gegen 
Deuti land 8. 4 Nr. 1. 

. Mebertretungen können nur auf Grund befonderer Gejege 
oder Berträge gejtraft werben $. 6. 

Inland und Inländer tft jegt gleichbedeutend mit Deutfchland und 
Deuticher, fo daß das Territortalitätsprincip über bie Stantögeengen 
innerhalb Deutſchlands hinweg gilt. Damit hängt die wichtige Berände- 
zung ber Austieferungapflicht dur x 23 des Geſetzes über die Rechts- 
bülfe vom 21. Juni 1869 zufammen. 
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als begründet, fo Bleiben mir noch die beiden Fragen zu .beant- 
orten, wiefern unjer Staat ausländiihe Gefeke anzu— 
wenden babe, und melde Folgen er auswärtigen Richter—⸗ 
ſprüchen und Begnadigungen beilegen mäffe!. 

1. Das Territorialitätsprincip bereihtigt unſeren Staat 
nicht blos, wegen der auf unferem Gebiete begangenen Verbrechen 
den Ausländer zu ftrafen, jondern auch bei feiner Beitrafung 
unfere Gejege auf ihn anzuwenden. Cbenfo berechtigt uns das 
Berfonalitätsprincip nicht blos, megen der auf fremden Ge⸗ 
biete begangenen Verbrechen den Inländer zu firafen, jonbern 
Dabei abermals unfere Geſetze anguwenden. Strafen wir aber 
Ausländer megen der tm Auslande verübten Verbrechen vermöge 
natürlichen Strafrechtes: jo tft Dabei.die regelmäßige Voraus⸗ 
fegung, daß es im Auslande an den für die Beftrafung folcher 
Fülle erforderlichen Geſetzen fehlt, well fonft die Beſtrafung im 
Auslande erfolgen würde. Es bleibt daher auch in diefen Fällen 
nichts Anderes übrig, als die Anwendung unferer Geſetze?. 

2. Die im Auslande ausgeſprochenen und vollaugenen Ber- 
urthetilungen, ebenfo die dafelbft erfolgten Freifprechungen, 
Begnadigungen und Berjährungen hat unfer Staat, der 
Negel nad, ald Erledigung der Straflachen zu betrachten. Rach 
$. 5. N. 3 des R.G.⸗B. bleibt Die Verfolgung auch ausgeſchloſſen, 
wenn der nach den Geſetzen des Auslandes zur Verfolgbarkeit der 


Handlung erforderliche Antrag des Verletzten nicht geftellt wor⸗ 


ven tft. Auf den Berluft non Ehrenrechten kann bei ung nach⸗ 
träglich erkannt werben (R.-9.-8. $. 37), weil derſelbe meniger 
Strafe, als Folge der Unwürdigkeit iſt und ber Staat Niemandem 
diefe Rechte einräumen darf, dem fie nad feiner Anſicht nicht an- 
vertraut werden fünnen. 

Eine Ausnahme erfährt die Negel der Erledigung durch aus⸗ 


1 ige — in Temmes Archiv Band I. Rr. 5. 6. 7.8.9. 10. 
11.12. 13. 14; Wr. 

2 Eine berechtigte Ausnahme bon biefem Grundſatze enthält das RaG⸗B. 
8. * Nr. 3 Abſ. 2. Danach ift die Verfolgung eines Deutſchen, wolcher im 
Auslande ein Verbrechen oder Vergehen beging, in Deutichland auch dann zu⸗ 
läffig, wenn er bei Be hr: Ber Handlung nod nicht Deutjcher, 
alſo durch das Deutfch nenband noch nit perjonal vexpfichtet 
war. In diefem Sa ande w wir nur in —— Die Sorte ——— 
Darum 1) verfolgen wir nicht, wenn das Ausland 
—ãe darum 2) wenden wir dad ausländiſche Geſetz an, ihren viefeß 
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ländiſche Strafoollziehungen, Freijprechungen, Begnadigungen und 
Berjährungen, nah dem R.⸗G.⸗P. in zwei Fällen, nämlich: 

a) wenn em Ausländer im Auslande eine bochverrätherifche 
Handlung ‚gegen das Reid oder einen Bundesftaat, oder ein 
Münzverbreihen begangen bat (&&. 80—86. 146. 147. 149); 

b) wenn ein Deutſcher im Auslande eine hochverrätheriiche 
oder landesverrätheriſche Handlung gegen das Reich oder einen 
Bundesftaat, eine Beleidigung gegen einen Bundezfürften, oder 
ein Miünzverbrechen begangen hat. Beleidigung eines Mitgliedes 
eines bumdesfirftlichen Haufes gehört nicht hierher, da das Gejeg 
fie nicht nennt und ſchon die Ausdehnung der Beſtimmung auf 
alle Bundesfürften, außer dem Landesherrn, im Reichstage eine 
lebhafte Polemif veranlaßtet. 

In dieſen Fällen kann ‚man, trotz der ausländiichen Straf- 
volziehung, Freifprehung, Begnadigung oder Verjährung, do 
noch in Deutſchland verfolgt und nach Deutihen Gejegen geſtraft 
merden. Auch macht das R.G.⸗B. die Berechtigung unferes 
Richter zur Anwendung unferer Strafgeſetze hier nicht von der 
Dei allen fonjtigen im Auslande verübten Verbrechen und Ver⸗ 
gehen geforderten Vorausſetzung abhängig, daß die ‚betreffenden 
Handlungen zugleih dur die Geſetze des Ortes der Be- 
gehung mit Strafe bedroht feien. 

Die unter b. erwähnte, binfichtlic des Inländens gemachte 
Ausnahme rechtfertigt ich ‚hei dejlen im Auslande gegen unferen 
Staat nerübten ftrafbaren Handlungen dadurch, daß der Inlämber 
auch im Auslande durch die heiligen Pflichten gegen fein Vater⸗ 
Iand ‚gebunden war, Daß aber das Ausland Die dort gegen unjeren 
Staat verübten Verbrechen aus einem ganz anderen, viel 
milderen GefichtSpunfte betrachtet als das Inland, ein Geſichts⸗ 
punkt, den das R.⸗G.⸗B. felbft im vierten Abſchnitte des zweiten 
Theils („feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten‘) für 
ſolche Fälle geltend macht, wo auf Deutſchem Gebiete gegen einen 
ausländiſchen Staat verbeochen worden if. Vom Standorte des 
Inlandes aus erjcheint das im Auslande geſtrafte Verbrechen des 
Inländers gegen den inländischen Staat nur als zum Theil:ge- 


‚1 Cie Ber. ©. 161. AM. if DOppenhoff, ‚ber I aber nur :auf die 
ni ch * maßgebenden Ueberfchriften der Abſchnitte 2 u. 3, Tb. II. des R⸗GB. 
eru 
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ftraft, fo daß das Inland duch ein zweites Urtheil den noch 
fehlenden Theil der Strafe hinzufügen darf. 

Die unter a. erwähnte, binfichtlih des Ausländers ge- 
machte Ausnahme ift aber nicht gerecht. Unzweifelhaft hat unfer 
Staat die Befugniß, auch einen Ausländer wegen hochverräthe- 
riſcher Handlungen zu trafen, welche diefer im Auslande gegen 
Deutihland verübte. Aber unfer Staat kann fie nicht als 
Hochverrath ftrafen, weil fie dies in der That nicht find, ſon⸗ 
dern nur als jenes Analogon des Hochverrathes, von welchem 
der bereits erwähnte Abjchnitt 4 des Strafgeſetzbuches Tpricht. 
Will nämlih unfer Staat gegen den Ausländer nicht ein ver- 
meintliche3 Kriegsrecht, jondern wahre und würdige Strafgerech- 
tigfeit üben, jo muß er auch bei ſolchen Verbrechen prüfen, welche 
Verpflihtungen dem Handelnden dur den Ort feiner Handlung 
auferlegt wurden und in welchem Lichte Die Verübung an diefem 
Drte erſcheinen mußte. Hat einen ſolchen Ausländer fein eigener 
Staat bereit? aus diefem milderen Geſichtspunkte geftraft, fo 
follten wir gar nicht mehr ftrafen; ift die Beftrafung im Auslande 
noch nicht eingetreten, jo follten mir doch immer nur jene mildere 
Strafe des Quaſi⸗Hochverrathes anwenden. 

Für diejenigen Fälle, wo eine im Auslande ſchon geftrafte 
Handlung in Deutihland abermald Gegenftand einer Verur- 
theilung wird, beftimmt das R.G.⸗B. im 8. 7: „Eine im Aus⸗ 
lande vollzogene Strafe ift, wenn wegen derfelben Handlung 
im Gebiete des Deutichen Reiches abermals eine Verurtheilung 
erfolgt, auf die zu erfennende Strafe in Anrechnung zu bringen.“ 
Wie einfach diefe Vorſchrift an fi ift, und wie leicht fih auch 
beim Einblid in die Gefehesparagraphen die Fälle ergeben, auf 
die fie angewendet werden kann: fo bedarf es doch eines Wortes 
über die Art der Anrechnung. 

Geſetzt ein Deutjcher begeht in Stalien ein Verbrechen, wird 
dort wegen deſſelben zu 4 Jahren Zuchthaus verurtheilt und ins 
Zudthaus abgeführt. Nach zwei Jahren entipringt er und fehrt 
nah Deutihland zurüd. AS einen Deutſchen dürfen wir ihn 
nicht ausliefern (Strafgeſetzbuch $. 3). Wir können indeß die in 
Stalten gegen ihn erkannte Strafe auch nicht vollziehen, ſowohl 
weil wir dabei vielleicht unfer eigenes Rechtsbewußtſein über die 
Strafbarkeit verleugnen müßten, als auch weil ausländiſche Ge- 
richte mit unferen Vollziehungsbehörden nicht in einem organiſchen 
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und verbindliden Zufammenbange ftehen. Allerdings aber können 
wir unter der Vorausfegung, Daß die verübte Handlung auch zu 
den bei uns bedrohten Verbrechen oder Vergehen gehört, noch 
einmal erkennen. Wenn nun nach unjerem Geſetzbuche die volle 
Strafe jenes Verbrechens 6 Jahre betrüge: wie follen wir die in 
Stalien vollzgogenen 2 Jahre anrechnen? Sollen wir von unferen 
6 Jahren 2 Jahre abziehen? Dies wäre ungenügend. Hätte 
Stalien die vollen 4 Jahre vollzogen, jo dürften wir gar nicht 
mehr ftrafen, fo daß jene 4 Sabre unfere 6 Jahre aufhöben: 
mithin dürfen wir nah der dortigen Vollziehung von 2 Jahren 
nur noch 3 Jahre auferlegen: die Strafe ift bereit eine zur 
Hälfte „im Auslande vollzogene” (R.-&.-B. $. 7). Da es fi 
hierbei nicht um gutdünfliche Strafzumeffung, jondern um ein im 
Geſetze gegründetes Rechtsprincip handelt, jo muß eine offen- 
bare Verlegung diefes Grundjages auch als ein berechtigter Anlaß 
zur Nichtigkeitsbeſchwerde anerfannt werden. 


$. 130. 
Außerhalb eines jeden Staates. 


Da der Inländer auch im Auslande den Strafgefeten feines 
Heimathſtaates Gehorfam ſchuldet, fo hat er für die auf einem 
unter gar feiner Staatsherrſchaft befindlichen Gebiete verübten 
Verbrechen ganz ebenjo, mie für die auf einem fremden Staats⸗ 
gebiete begangenen, nach feiner Rüdfehr den Strafgefegen 
des Heimathftaates Verantwortung zu leiften. Es bleiben 
freilich, nah manden Strafgefegbüchern, die im Auslande gegen 
einen Ausländer begangenen Verbrechen in dem Falle ftraflos, 
wenn fie im Gefete des ausländiichen Staates nicht bedroht find. 
Hiernach könnte es feheinen, als müſſe man wegen aller Ber- 
brechen ftraflog bleiben, die man auf ganz außerftaatlihem Gebiete 
begangen bat: denn bier giebt e8 ja gar feine Strafgefepe. Allein 
eben deshalb kann jene Beftimmung auf ein ganz außerftaatliches 
Gebiet gar nicht bezogen werden. Sie ruht nämlich nur auf der 
bier nicht zutreffenden Vorausfegung, daß der Ort der That 
unter den Strafgefegen eines geordneten Staates ftehe bei denen 
wenigſtens die Straflofigfeit grober Verbrechen nicht möglich iſt!. 


1 Wirkungskr. ©. 168 fog. Nach dem Wortlaute de3 R.-©.-8. ift aller- 
dings Straflofigfeit aller, auch der fchwerften derartigen Berbrechen anzu⸗ 
nehmen, was gewiß in feiner Beziehung gerecht ober zweckmäßig erjcheint. 
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Schiffe auf.offenem Meere betrachtet man als Theile des 
Gebietes ihres Heimathsftaates. Handelsihiffe auf Fremden 
Seegebiete bann der auf diefem Gebiete herrſchende Staat, ver- 
möge des Terzitorialitätäprincipes, feiner Strafgewalt völlig unter- 
werfen; doch macht man nicht überall von diefem Rechte unbedingt 
Gebrauch, ſondern überläßt an vielen Orten dem Heimathitaate 
des Schiffes die Beftrafung der unter dem Schiffsvolke an 
Bord begangenen Verbrechen, bejonder8 wenn fie Die Ruhe Des 
Hafens nicht ftörten. Kriegsibitfe auf fremden See- 
gehiete find erterzitorial!. 


III. 
Herrſchaft des Strafgeſetzes rückſichtlich der Perſouen. 


$. 131. 

Die Strafgemalt, ala ein Ausfluß der Souveränität, kann 
nur auf diejenigen angewendet werden, welche dDiefer Souveränität 
Dauernd oder poriibergebend unterworfen find. 

Der Träger der Souperänität bleibt Daher im eigenen Lande 
ſtraffrei. 

Ebenſo iſt unſer Staat nicht berechtigt zur Beſtrafung der⸗ 
jenigen, die bei ihm eine fremde Souveränität vertreten, nämlich 
1) der fremden Souveräne, 2) der fremden Geſandten und 


ihres amtliden Berjonales, nah dem pofitiven Völkerrechte 


auch ihrer Familien, 3).der fremden Truppen?. 

Mit dem Rechtsſatz ad 2 hängt die durch die Novelle von 
1876 in den $.4 Nr. 1 268 R.-©.-B. gelommene Beitimmung zu- 
jammen, daß nah ben Strafgefegen des D. Reiches verfolgt 
werden kann, wer als Beamter des D. Reiches oder eines Bun- 
desſtaates im Auslande .eine Handlung begangen bat, welde 
nach den Gejeten des D. Reiches als Verbrechen oder Vergehen 
im Amte anzujehen it. Indem der Beamte jeine Amtspflichten 
verlegt, verlegt er die Pflichten gegen denjenigen Staat, welcher 

1 = 
a ran le be Mine as Bier 


rechte zu geben. Bar, das internat. Privat: und Strafrecht, ©. 572. 
2 Die he Streitfengen, bi die A Einzelheiten und die Litteratur im 


ei KOCH cine en in 
n Bern über die Srterritorinlität ber Dienerf 
emmes Arthio WE. 1. ©. 24 Tag. 
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ihm das Amt: übertragen bat; es liegt daher auf der Hand, daß 
er nad) den Geſetzen dieſes Staates zu beurtheilen und daß es für 
dieſen Staat gleichgültig ift, ob und wie das Ausland eine ſolche 
Handlung bedeohe. (Bgl. Reichs⸗Gerichtsverf. $. 18—21.) 


Anhang. Unter andere Gefichtäpuntte fallen die Anorbnungen ber 
5. 10-12 des R.-G.:B. über Militärperfonen, Landtagsmitglieder und 
Berihterflatten 1. Auf Militärperfonen, mit Einſchluß der Militär» 
beamten, ſinden die allgemeinen Strufgefetze des Reiches nur infoweit An 
wendung, ald nicht bie Militärgefege ei Anderes beſtimmen. Durch ba 
Militärftrafgefebbud; f. d. D. R. vom 8. Zuni 1872 iſt die Anwendung ber 
allgemeinen Strafgejeße, befonderd die Anwendung bes Strafenfbftems bes 
R.G.«B. auf Militärperfonen erweitert worden. Ein Verzeichniß der Mili- 
tärperfonen ift dem neuen Militärftrafgefekbuche beigefügt. 2. Landtags⸗ 
Mitglieder dürfen wegen ihrer Abftimmungen und wegen der in Ausübung 
ihres Berufes gethbanen Yeußerungen außerhalb der betr. Berfammlung nicht 
zur Berantwortung gezpgen werden. Auf Reben in Provinzial-Landtagen 
bezieht fich dies nicht, auch nicht auf Reden, die außerhalb der betr. Ber- 
fammlung, etwa in Wahlverfammlungen, gehalten wurben. &8 erſtreckt ſich 
aber bei Mitgliedern eines Staats⸗Landtages auf alle mündlichen und fchrift- 
lichen Aeußerungen, welche fie in öffentlichen ober geheimen Plenar⸗, Kom- 
miffions-, Buzeau-, Ausſchuß⸗ ober Enqubte- Sigungen vorgebracht haben, 
und befreit von jeder Verantwortlichkeit, auch von ber bißciplinaren. 
3. Wahrbeitsgetreue, wenn auch nicht wörtliche Berichte über Landtags- 
verhandlungen bleiben gleichfalls von jeder Beranttiuortfichteit frei. Es bezieht 
fich dies indeß nur auf Öffentliche Verhandlungen, und nur aaf Berichte, 
nicht auf Raifonnements. 


Zmeiter Titel. 
Der Richter. 


8. 132. 
Neberblid. 


Auf das Berbreden fol duch die richterliche Thätigkeit 
das Strafgefet angewendet werden. 

Zu diefem Ende muß der Richter 1) das Berbreden aus⸗ 
meſſen. Das Verbrechen erſchien als Bermittelung einer jubjel- 
tioen und einer objektiven Seite. Seine Elemente waren Subjelt, 
Objekt und Mittel. Die verſchiedenen Theilnehmer können, bei 
einer Gruppirung der Beſtandtheile des Verbrechens, zum Zmede. 
der Ausmeſſung, als Subjelte auf die fubjeftive Seite geftellt 
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werden. Alsdann bat man ganz einfach eine fubjeltive, eine 
objeftive und eine modale Skala in dem Maßftabe des Ver⸗ 
brechen zu unterjcheiden. 

Nachdem der Richter diejenigen Züge des Verbrechens, in 
denen fi der Grad der Strafbarkeit ausprägt, erfannt bat, 
wendet er fih 2) zur Ausmeffung der Strafe, durch Aus- 
legung des Gefeges, durch Minderung und Mehrung, durch Mil- 
derung und Schärfung, nöthigenfalls auch duch Verwandelung 
der Strafe. Bei dem Rüdfalle, bei konkurrirenden Verbrechen ꝛc. 
nehmen die Grundfäge der Strafausmellung eine eigenthümliche 
Geftalt an, weshalb über diefe Fälle jchließlich befonders zu han⸗ 
deln fein wird. 


I. 
Ansmeflung des Verbrechens. 


$. 133. 
Subjeltive Sfala des Mapftabes. 


Bei der Ausmeffung des Dolus kommt in Betracht einmal 
die Seite des Denkens, fodann die Seite des Wollens. — Es 
fommt nämlich bei der Strafbarfeit des Dolus an 1) auf bie 
Klarheit des Bewußtſeins. Was die Klarheit des Bewußt- 
feins, namentlich des Bewußtſeins der Strafbarfeit, bet der That 
erhöhte, fteigert die Strafbarkeit des Dolus; was fie verdunfelte, 
wie 5. B. Rauſchzuſtände oder geiftige Schwäche, obwaltende Ge- 
müthserregung, verringert die Strafbarfeit. — Es fommt bei der 
Strafbarkeit des Dolus an 2) auf den Grad der Energie des 
bösen Willens, auf welche fich Schließen läßt aus der Natur und 
Macht der Übermundenen Hinderniffe, aus der Beichaffenheit ber 
Triebfedern, aus der Anreizung oder Verführung zur That ꝛc. — 
Die Anwendung diefer Grundfäbe auf die Arten des Dolus, auf 
Prämeditation und Impetus, auf Dolus determinatus und 
Dolus indeterminatus, ergiebt fi von felbft. 

Was die Strafbarkeit der Fahrläffigfeit anlangt, fo fteigt 
die Strafbarkeit der Unvorſichtigkeit mit der leichteren Ver⸗ 
meidlichleit des Irrthums, die Strafbarkeit der Frevelhaftig- 
fett mit der klareren Erfenntniß der Möglichleit des üblen Er- 
folges. Beſonders ftrafbar wird die Fahrläffigkeit, wenn nicht 
nur die allgemeine Verpflichtung zur Bedachtſamkeit verlegt wurde, 
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ſondern noch eigenthümliche Verhältniſſe zu einer vorzüglichen 
Vorſicht aufforderten!. 

Unter den Theilnehmern eines Verbrechens find im Allge- 
meinen der Anftifter und der Angeftiftete gleich ftrafbar, ein 
Sat jedoch, der die gehörige Würdigung der Eigenthümlichkeiten 
in der Thätigfeit und in den Verhältniffen diefer beiden Theil⸗ 
nehmer nicht beeinträchtigen darf?. Ebenſo, und mit derfelben 
Einſchränkung, it die Strafbarkeit mehrerer Miturheber eine 
gleihe. Die zufälligen Miturbeber find minder ftrafbar als 
die Romplottanten, dieje wieder minder ftrafbar als die Mit- 
glieder einer Bande. Der Unterjchied in der Strafbarkeit 
des Urhebers und des Gehülfen gilt nach gemeinem Deutfchen 
Rechte für fo weſentlich, daß der gemeinrehtliche Richter in allen 
Fällen bei der Beftrafung der Beihülfe unter das Minimum der 
Strafe des begangenen Verbrechens herabgehen kann. Geringeres 
Gewicht legen manche neuere Geſetzbücher auf diefen Schuld⸗ 
unterfchted®. . 

Für das R.⸗G.⸗B. ift Folgendes zu merken. 

1. Sn jeiner urfprünglicden Fafjung enthielt das Preuß. 
Strfgb. $. 35 den Grundſatz der Beftrafung des Thäter8 und des 
Gehülfen nach demjelben Strafgeſetze. Bei der nicht mefentlichen 
Beihülfe erfuhr indeß dies ftarre Princip für den Fall, daß es 
fih um Todesftrafe oder lebenslängliche Zuchthausftrafe handelt, 
eine Milderung. Das Preußiſche Geſetz vom 30. Mai 1859 gab 
fodann den Grundfaß der Gleichitellung von Thäterſchaft und 
Beihülfe nach der Seite des Minimum auf und erhob zur Regel, 
daß die Strafe der Beihülfe bis auf die Hälfte der auf das Ver⸗ 
brechen oder Vergehen gejegten Freiheits⸗ oder Gelditrafe ermäßigt 
werden Tünne; nur die weſentliche Beihülfe, befonders die von der 
Mitthäterichaft ſchwer zu unterjcheidende Hauptbeihülſe, konnte 
nad diefem Gefete nicht milder, als mit dem auch für die Thäter- 
ſchaft beftimmten Minimum geahndet werden. Im $. 41 des 
Erften Entwurfes zum R.-G.-B. wurde jenes verftändige Mini- 
mum („bi8 auf die Hälfte”) beibehalten und zugleich, wie beim 
Verſuche, ein niedrigeres Maximum angeordnet; daneben murde 
die Ausnahme, weldhe das Preuß. Geſetz von 1859 für die nicht 


1 Sehr ausführlich ift hierüber dag Hannov. Strafgb. Art. 48. 49. 
2 R.G.⸗B. 8. Rdif 3 v 
3 Defterr. Strafgb. 8. 5. Preuß. Strafgb. 8. 35. 36. 
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weſentliche Beihülfe machte, auf die Hauptbeihülfe beichränft. 
Das R.-G.-B. hat Dagegen die Mebertreibung der Strafmilderung, 
welche e8 beim Verſuche will ($. 44), auch für die Beihülfe vorge⸗ 
Ichrieben, indem es die Strafe bis auf ein Viertel der Strafe des 
Thäters herabzufeten geftattet $. 40, Abſ. 2. Die befondere Be- 
fimmung über Sauptbeihülfe hat e& aufgegeben. 

2. Die Beihülfe wird zwar in der Regel wie der Verſuch 
geftraft; wurde fie aber jelbft nur zu einem Verſuche geleiftet, fo 
tft ihre Strafe eine zweimal berabgejeßte. 

3. Die Strafe dies Anftifters zur Thäterſchaft ift. nach dem 
auf die Handlung: des Thäters, die Strafe des Anftifters zur 
Beihülfe nach dem auf die Handlımg des Gehülfen anzumendenden 
Geſetze feftzufegen; doch braucht innerhalb des Durch dieſes Geſetz 
gegebenen Rahmens die Strafe des. Anſtifters der Strafe. des 
Angeftifteten nicht gleich zu fein $. 48, Abf. 2. 

4. Die Strafe der Komplotthäupter gebt in der Regel über 
die allgemeine Strafe der Mißthat nicht hinaus. Ausnahmen 
“treten ein bei den Rädelsführern eines Aufruhrs $. 115 oder 
eines Landfriedensbruches $. 125. 


§. 134. 
Objeltive Skala des Mapftabes. 


In Betreff des Objektes des Verbrechens fleigt Die Straf- 
barkeit mit der Bedeutung und mit dem Umfange des: verlegten. 
Rechtes. 

Bei dem verbrecherifchen Verſuche muß zwar die: Abſicht 
immer. auf das ganze Verbrechen gerichtet ſein. Bon der 
Energie des Vorſatzes zeugt aber im Allgemeinen die Boll- 
endung. mehr, als der bloße Verſuch; denn um das Verbrechen bis 
zur. Bollendung zu bringen, muß der Wille fih immer ent- 
ſchiedener zufammennehmen, damit einerfeit8 die phyſiſchen 
Hinderniffe, andererjeit3 die moralifhe Mahnung über 
wunden werde, die immer andringender und lauter wird, je mehr 
die Unthat ſich verwirklicht: und in ihrer Verkörperung dem Berr 
brecher gegenübertritt. Ohnehin joll nur das geitraft werden, 
was aus dem Willen in die Außenwelt hervorgetreten ift. 

Man bat daher den Verſuch immer milder zu ftrafen, als 
das vollendete Verbrechen. Und zwar wird der vorhandene An- 
fang der Ausführung um jo fleafbarer, je.mehr er ſich der Voll⸗ 
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endung nähert. Auch der beendigte Verſuch ift noch minder 
ftrafbar als die Vollendung. Es fehlt bei ihm an der vollftän- 
digen Verwirklichung des Willens, ein Mangel der fehr häufig 
in der Unentſchiedenheit des Willens felbit feinen Grund hat. 

Der gemeinrechtliche Richter konnte bei der Verfuchsftrafe 
unter das Minimum der Strafe des vollendeten Verbrechens ber- 
abgeben. Die meiften Deutihen Geſetzbücher behielten diefen 
Grundſatz bei. Nur Preußen $. 32, Defterreih $. 8. und 
Bayern (1861) Art. 49 gingen, wie das Franzöſ. Strafgefekb. 
Art. 2 und 3, von den Grundſatze aus, daß Verfuh und Voll⸗ 
endung demfelben Strafgefege verfallen und der Unterfchied der 
Strafbarkeit nur innerhalb des Strafrahmens dieſes Geſetzes be⸗ 
rüdfihtigt werden fol. Unterſchätzt wird dagegen die Strafbar- 
feit des Verſuches vom R.⸗G.⸗B., welches bis zu einem Viertel 
der Strafe des vollendeten Verbrechens berabgeht, was nur für 
Länder paßt, welche auch Vorbereitungshandlungen für Verfuche 
gelten laſſen. Die Grundfähe des R.⸗G.⸗B. über die Strafbarfeit 
des Verſuches find, nach 8. 44, folgende. 

1) Der Abf. 1: „Das verfuchte Verbrechen oder Vergeben ift 
milder zu ftrafen, als das vollendete” enthält nur einen Grund- 
jag der Strafzumeffung und des Marimum, weldes zwar 
innerhalb des Strafrahmens des vollendeten Verbrechens oder 
Bergebens liegen, aber nie bis zum Höchitbetrage defjelben reichen 
Tann. 

2) Die Abfj. 2—4 ruhen auf der Vorausfegung jenes Grund⸗ 
Tates der. Strafzumeffung und geben drei Regeln für das Mini- 
mum. Nämlich: 

a. Bei Verbrechen, die im Falle der Vollendung mit dem Tode 
oder mit lebenslänglidem Zuchthaus bedroht find: Minie 
mum Zuhthaus von 3 Jahren, moneben Bolzeiaufficht 
zuläſſig. 

b. Bei Verbrechen, die im Falle der Vollendung mit lebens⸗ 
länglicher Feſtungshaft bedroht find: Minimum Feſtungs⸗ 
haft von 3 Jahren. 

c. In den übrigen Fällen: Minimum !/, des Mindeſtbe⸗ 
trages der auf das vollendete Verbrechen oder Vergehen 
angedrohten Freiheits- oder Geldftrafe. „sit hiernach Zucht⸗ 
hausſtrafe unter Einem Jahre verwirkt, fo tft dieſelbe nach 


8. 21 in Gefängniß zu verwandeln”. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 18 
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Der Grundgedanke des Geſetzes ift fomit: Das Straf- 
maß des DVerfuches erreicht einerjeits nie das Marimum der 
Strafe der Vollendung und kann andererſeits bis auf ein Viertel 
des Minimum der Strafe der Vollendung berabgeben. Für 
die drei untheilbaren Strafen — Todesftrafe, Iebenslängliches 
Zuchthaus und lebenslänglihe Feſtungshaft — reichte diefer auf 
der VBorausfegung der Theilbarkeit der Strafen ruhende Grund- 
gedanke nicht aus und es "mußten daher befondere Anordnungen 
getroffen werden. Faßt man die legteren vwergleichend zufammen, 
ſo ergiebt fih der ihnen gemeinfame Sag: In allen Fällen, wo 
das Geſetz Todesftrafe oder lebenslängliche Freiheitäftrafe androht, 
fol, ftatt diefer untheilbaren Strafen, Freiheitsftrafe von 3 
Bis zu 15 Jahren eintreten. 

Hinzuzufügen ift, daß, wenn beim Verſuche mildernde Um⸗ 
ftände eintreten, die Regeln des $. 44 au auf die gemilderten 
Straffäge Anwendung finden. — 

Wie es beim Verſuche mit gewilfen Nebenftrafen gehalten 
werden foll, fagt $. 45: „Wenn neben der Strafe des vollendeten 
Verbrechens oder Vergehens die Aberfennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte zuläffig oder geboten ift, oder auf Zuläffigfeit der 
Polizeiaufſicht erkannt werden kam, jo gilt Gleiches bei der 
Verſuchsſtrafe.“ Dies Geſetz geht von dem Gedanken aus, daß der 
Verluft der Ehrenrechte und die Polizeiauffiht wegen des Cha⸗ 
rafters der Mißthat eintreten, diefer aber, wenngleich vielleicht 
matter ausgeprägt, bei dem Verſuche fein anderer als bei ber 
Vollendung tft. Im Einzelnen enthält der $. 45 Folgendes: 

1. Wie überall, jo hat auch beim Verſuche die Verurtheilung 
zur Zuchthausſtrafe die dauernde Unfähigkeit zum öffentlichen 
Civil⸗ und Militärdienft von Nechtswegen zur Folge $. 31. 

2. Wie überall, jo Tann auch beim Verſuche neben der Zucht» 
bausftrafe auf den Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt 
werden; neben der Gefängnißftrafe aber nur, wenn die Dauer 
der „erfannten” Strafe drei Monate erreicht ꝛc. $. 32. Sn dens 
jenigen Fällen, wo es fih um eine geringere Gefängnißftrafe 
handelt, muß angenommen werden, daß der der Vollendung etwa 
beiwohnende entehrende Charakter in der Verſuchsform zu ſtark 
abgeſchwächt fet!. 


1 A. M. iſt Schütze. 
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3. Wie überall, jo kam auch beim Verſuche neben einer 
Gefängnißftrafe, mit welcher die Aberkennung der bürgerlichen 
Ehrenrechte überhaupt hätte verbunden werden können, auf Un» 
fähigkeit zur Bekleidung öffentlicher Aemter für die Dauer von 
Einem bis zu 5 Jahren erfannt werden $. 35. 

4. In denjenigen Fällen hingegen, wo wegen eines Ber- 
brechens oder Vergehens nicht die „bürgerlichen Ehrenrechte” ab» 
erfannt werden dürfen, fondern nur die Unfähigkeit zur Beflei- 
dung Öffentlicher Aemter oder der Verluſt derjelben eintreten kann, 
it dieſe Nebenftrafe auf den bloßen Verfuch nicht anzumenden, 
weil die in $. 45 aufgeftellte Bedingung nicht zutrifft. | 


8. 135. 
Modale Skala des Maßſtabes. 

Die Steafbarfeit fleigt, je mehr verbrecheriſche Entſchloſſen⸗ 
heit und Verhärtung, Bosheit und Gefährlichkeit fi in der Natur 
der zur Ausführung gewählten Mittel! und in der ganzen Art 
der Ausführung bethätigen ?. 

Deffentlichfeit erhöht die Strafbarfeit einer Handlung, 
wenn fie die verbredheriihe Wirkung derfelben ausdehnt. Aber 
auch Heimlichkeit kann die Strafbarkeit erhöhen, wenn fie 3. 8. 
der Handlung den Stempel des Heimtückiſchen und Verrätheri- 
Ihen aufdrüdt. Das N.-G.-B. giebt mit Recht Feine Definition 
der Deffentlichfeit, weil die Bedeutung der Deffentlichkeit ſich nach 
der Beichaffenheit des Delifts modificirt (vgl. R⸗G.⸗B. 8. 85. 
110. 111. 115. 131. 183. 184. 186. 187. 200. und Motive 
©. 87). 

Das bisherige Leben des Verbrechers, das in der Straf- 
anftalt zum Zwecke der Beſſerung forgfältig Ins Auge gefaßt wer- 
den muß, kommt für den Strafrichter nur ſoweit in Betracht, als 
e3 die Strafbarfeit des einzelnen vorliegenden Verbrechens 
in ein günftigeres oder ungünftigeres Licht ſtellt. Unpaſſend aber 
ift es, dem Richter die freie menſchliche Abſchätzung des Ver- 
I Eine Tobtung ober Berwundung mit einem zum Tödten oder Ber: 
wunden beftimmten Inftrumente ift ftrafbarer, als eine Tödtung ober 
Berwundung mit bem erften beften anberweitigen Mittel; denn die Wahl jenes 

um Tödten ober Verwunden beftimmten MWerkzeuges offenbart eine größere 
Tntfchiebenbeit des MWillend. Als gefährliche SRittel kommen häufig in Be- 
tracht Diebeswertzeuge, Feuer, Gift. 
3 Ein Diebftahl ift z. 8. in höherem Maße ftrafbar, wenn die Ausfüh- 
zung durch Brechen und Steigen ober bei Nacht erfolgte. 
18 
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brechens verbieten und ihn gänzlih auf die Würdigung einiger 
juriftiiher Punkte beſchränken zu wollen !. 


II. 
Ansmeilung der Strafe. 


g. 136. 
Auslegung. 


1. Als Drgan des allgemeinen Willens, der in den Geſetzen 
feinen Ausdrud bat, muß der Richter den Gejehen gemäß die 
Strafe feitfegen. Zur Ermittelung des Sinnes der Gefebe dient 
ihm die Auslegung. Sie beiteht vornehmlich in der Analyje 
des Gefetes. Aber dieſe Analyje führt nicht zum Ziele, ohne eine 
fie begleitende ſynthetiſche Thätigkeit, d. h. ohne ein Zufammen- 
‚halten und Vergleichen der einzelnen Gejegesftelle mit dem orga- 
niſchen Ganzen des Geſetzbuches. Nur aus dem Ganzen heraus 
Tann das Einzelne richtig verftanden werden. Die Auslegung der 
einzelnen Stelle darf der Einheit des Ganzen, den allgemeinen 
Principien des Gejebbuches nicht widerftreben ?. 

Im Zweifel enticheidet fi die Auslegung für das Mildere 
(In dubio mitius.) Wenn man nämlich Jemandem eine Strafe, 
oder eine härtere Strafe auferlegen joll, jo handelt es fih um 
eine poſitive Thätigfeit, die begründet fein muß; wenn man 
Dagegen Jemanden nicht ftraft, oder ein Mehr der Strafe auf 
ihn nit anwendet, jo iſt dies einfach eine Unthätigkeit, für 
die e8 Feines beſonderen Grundes bedarf, jondern bei der «8 
ſchon genügt, daß der Grund für die Thätigfeit nicht da iſt?. 


1 Thüringen, Art. 46 Abf. 1. Je tiefere Berberbtheit das Verbrechen 
zu befunden ſcheint, befto wiätige: wird bie Berü El ber Vita ante- 
acta. Eure in Temmes iv Bd. I. ©. 

Die amtliden Motive find allerdings wi für die Auslegung, 
* nicht entſcheidend. Sie geben oft nur bie einfeitige Auffaffung eines ein⸗ 
—E und in keinem einzigen Falle wird ſich nachweiſen lafien, 

af bei der Annahme eines Geſetzes alle Mitglieder der Majorität beftimmt 


aben Grammatik und Geſchichte ſind Hülfswiſſenſchaften für die 
— dieſe felbft Ro or. 100 Amalpieund Opntheie Für 
In dubio mitius“ L 92.$8.1.D. de ‚L. 
D. dep ons. Sordan, über die Ausle gung ber — ejonderer 
ckſicht auf ——— Re 11 18. * ae i dʒ 
Ss war im Archiv R.F 560 fg n, Hand⸗ 
duch, S 4 fon. Krug, Gmmfäte ber ee 1 Röklin, 
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2. Die in der Praris häufig auftaudende Frage, ob die 
allgemeinen Grundfäte eines Strafgefegbudes auf be» 
fondere Gefege anzuwenden ſeien, welche neben dem 
Strafgeſetzbuche gelten, läßt fich nicht in abstracto, fondern 
immer nur nach der Beſchaffenheit des auszulegenden befonderen 
Geſetzes entiheiden. Liegen indeß in der eigenthümlidhen Natur 
des bejonderen Geſetzes nicht Gründe zum Gegentheile, fo muß 
man das bejondere Geſetz allerdings aus dem allgemeinen Straf. 
geſetzbuche ergänzen. Manche ftrafrechtliche Grundfäge, wie z. 8. 
die Forderung der Zurechnungsfähigfeit, find überdies bei jeder 
Strafthätigkeit die unerläßlihe Borausfegung, fo daß ihre An- 
wendbarfeit ganz unabhängig von dem Umftande ift, ob es ſich 
um eine Strafbeftimmung des allgemeinen Gefeßbuches, oder um 
ein daneben beftehendes Strafgeſetz handelt!. 


8173. 
Strafminderung und Strafmehrung. 
Durh Strafminderung und Strafmehrung bejtimmt der 
Richter im konkreten Falle ein innerhalb des vom Geſetze für 
Die betreffende Verbrechensart als Regel feitgeitellten 


Syſtem ©. 55 fgg. Beachtenswerth Trendelenburg, Naturrecht, Leipzig, 
1860, $. 71 („Die logiſche Seite des Rechte”). — Geib II. ©. 97 
Merkel bei Holtend. II. S. 67. Sontag, bie Redaktionsverjehen, 1874. 

ı Mitunter entjcheiden die beſonderen Geſetze die Frage über die Anwend⸗ 
barkeit des allgemeinen Geſetzbuches fer Mitunter wiberfpricht die befondere 
Natur des in dem FR Geſetze bedrohten Deliktes der Anwendung mancher 
allgemeinen Grundſätze des Strafgeſetzbuches. Krug, Kommentar (1861) 1. 
©. 2. Nr. 6. Wächter, Sächſ. Strafr. S. 105 8 Aus der Praxis 
Badens: Temmes Archiv V. S. 9; aus ber Preußens ebendaſ. ©. 12 und 
S. 14. In dem S. 14 angef. Falle a. a. D. war die Beſtimmung des Straf- 
geiegb. 8. 42 fgg., wonach Perſonen unter 16 Sahren, auch wenn fie mit Un⸗ 
terſcheidungsvermögen gehanbelt haben, nicht mit der vollen geſetzlichen 
Strafe zu belegen find, auf eine burch die beſonderen Steuergefege bebrohte 
BZolldefraudation angewendet worden. Das Dbertribunal billigte die 
Anwendung jenes Srunbiages, „da die Natur der Steuerftrafe feinen Grund 
gu Ausſchließung befielben enthalte.” Einführungsgei. zum Breuß. Strafgb. 

rt. III. Dazu die wichtigen Bemerkungen von Oppenhoff. Lekterer jagt. 
in feinem „Strafgefebuch für das Deutfche Reich” ac. in ber Rote 5 zum 
8. 3 des Einführungdgel.: „Die allgemeinen in den Einleitenben Beftim- 
mungen und im Eriten Theil des R.-6.-8. aufgeftellten Ge kommen — 
felbft wenn auf ſolche nicht beſonders „verwieſen“ ift — auch bei den durch 
„beſondere“ Geſetze vorgeſehenen Straffällen zur Anwendung, infomweit die 
letzteren nicht auch in diefer Beziehung abweichende Beftimmungen enthalten.” 
Allein es können, auch ohne abweichende ausdrückliche Beftimimungen, ab⸗ 
Fr Borausfegungen zu Grunde liegen. — Bol. noch eine ganze 
Reibe von Rechtsfällen in Temmes Archiv Bd. I. Nr. 23—28, . 
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Marimum und Minimum liegendes Strafmaß!. Je meiter 
der Spielraum zwiſchen dem Marimum und dem Minimum iſt, 
ben die Geſetze dem Richter gewähren, defto ftrenger muß fi) der 
Nichter feinem Gewiſſen verantwortlich glauben; wie derm über- 
haupt der Richter allemal eine bedeutende Gemiflensverantwort- - 
lichkeit übernimmt, wenn die Geſetze eine Enticheidung feinem Er- 
meſſen anvertrauen. 

Bei der Abſchätzung der Strafe hat der Richter alle ſub⸗ 
jeftiven, objektiven und modalen Momente der Straf 
barkeit ing Auge zu fallen. Er darf fih nicht zur Anwendung 
des Strafmarimum oder Strafminimum genöthigt glauben, wenn 
nur die eine oder die andere Skala der Strafbarfeit auf dem 
Martmum oder Minimum fteht?. Er bat fih durch alle feſtſtehen⸗ 
den juriſtiſchen Principien leiten zu laſſen, wird aber mit Hülfe 
derfelben doch niemals dahin gelangen, die Strafe wie durch ein 
bloßes NRechenerempel zu beftimmen. Den Ausſchlag giebt 
immer nur der Gefammteindrud der Sade, der zwar den 
Nichter nie zur Mißachtung und Ueberfchreitung der durch Geſetz⸗ 
gebung und Jurisprudenz gegebenen Grenzen verleiten darf, der 
aber auch Teineswegs mittelft bloßer Jurisprudenz erfaßt wird 
und der allein zu einer dem Leben genügenden, wahrhaft menjch- 
lien Würdigung des Verbrechens befähigt. 

Eine Angabe der Zumeffungsgründe (Gründe der Minde- 
tung oder Mehrung der Strafe) wird von den neueften Geſetzbüchern 
Preußens, Oldenburgs, Bayerns und des Deut. Reichs ganz 
vermieden; es läßt fih durch eine folche Das Leben doch nicht be- 
herrſchen und fie verengt nur den freien Geſichtskreis des Richters 3. 

1 Wie dem Minder dad Mehr, wie dem Minimum das Marimum: fo ent- 
pricht der Strafminderung bie Strafmehrung. Wir Ichlagen daher dieſen 

usdruck ftatt des üblichen „Straferhöhung‘ vor; dies befonders auch 
besbalb, weil einige Geſetzbücher den mißverftändlichen Ausbrud „Strafe 
erhöhung” im Sinne der Strafihärfung nehmen. Vgl. z.B. Thüringen. 
46, Breußen $. 60, Sachſen 1855, Art. 82,84, R.-G.:8. 8. 74. — Geib LU. 
S. 90. Schütze, Lehrb. S. 171. Merkel bei Holtzend. IL. S. 556. Schwarze, 
Kommentar ©. 24. 

2 Zeigt 3. B. die objektive Stala des Maßſtabes bet einem Diebftable eine 
geftohlene Sache geringften Werthes, etiva einen Grofchen: fo folgt noch Feines- 
wegs, daß fofort zum Strafminimum zu greifen fei. Vielleicht ift gleichzeitig 
auf der fubjeltiven Skala ein jehr hoher Grad von Strafbarkeit vorhanden. 
Bielleicht fteht die modale Skala fogar auf dem Marimum, indem bie Hanb- 
lungsweiſe eine böchft nicht3würdige und vermegene war, bei der bie gewalt⸗ 
famiten und gefährlichiten Mittel angewendet wurden. 


8 In den meiften Gejegbüchern werben allgemeine Zumefſungsgründe nur 
beiſpielsweiſe angeführt, und doch find fie bei diefer Aufzählung ſchon kaum 
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$. 138. 
Strafmilderung und Straffhärfung. 


1. Strafmilderung beißt das Herabgehen unter das 
Map der ordentlichen gefeglihen Strafe. Allgemeine Mil- 
derungsgründe find nach gemeinem Rechte die Jugend, die Zu- 
fände verduntelten Bewußtſeins und langmwieriges 
Unterjuhungsgefängniß. Die Angabe der befonderen, nur 
bei gewiſſen Verbrechen gültigen Milderungsgründe fällt dem Be- 
jonderen Theile des Strafrechtes zu. 

a. Nah den Gejegbüchern für Bayern 1813 Art. 99 big 
102, Württemberg 96, Hannover 99, Darmftadt 114 bis 
117, Preußen 43, Oldenburg 39, Bayern 1861 Art. 77, 
fommt die Jugend regelmäßig bis zum vollendeten 16. Jahre 
al3 Milderungsgrund in Betracht; nad den Geſetzbüchern für 
Baden 79, Thüringen 59 und Sachſen 1855 Art. 90 bis 
zum 18ten; nad dem Oeſterreichs 8. 46 bis zum 20ften; nach 
dem Braunſchweigs $. 60 bis zum 21lften. Sm den Artt. 81 
und 82 des Bayeriſchen Stfgb. von 1861 finden fich noch zwei 
Milderungen für die Mltersftufe von 16—21 Jahren, nämlich 
Ausſchluß der Todesftrafe und Verbüßung von Gefängnißftrafen 
in Gefangenanftalten für jugendliche Delinquenten. 

Im R.⸗G.⸗B. fällt der Zeitraum zweifelbafter Zurech— 
nungsfähigkeit ($. 56) mit dem der Strafmilderung wegen 
jugendliden Alters ($. 57) zufammen (12 bis 18 Jahre). 


überfehbar. Die meiften Zumefjungsgründe wurden bon den Öelepgebern aus 
euerbachs Lehrbuche abgejchrieben (Mittermaier zu F. 8. 102b. Note a 
ayern 1813, 20 - ürttemb. 107—111. Deauniämeig . 
annover 9I—9. Darmfabt 118—121. Baden 150-152. Thüringen 
—4. Sachſen 1855, 73 (enthält nur eine kurze Angabe einiger Haupt⸗ 
punkte). In Preußen machte man mehrfache Berfuche, wenigſtens die haupt⸗ 
ächlichen Qumefjungägrünbe anzugeben. Der Entwurf von 1843 führte die- 
elben in nicht tmeniger als 13 Rubriken auf. Schließlich ftrich man das ganze 
bema, das in der That nicht dem Gefeßgeber gehört. 

ı Rüdgabe oder Werthserftattung, wenn fie vor dem Einfchreiten 
ber Behörde eintrat, kann füglich bei denjenigen Eigenthumsverbrechen, bie 
feinen Angriff auf die Berfon enthalten, ala Milderungdgrund gelten; alſo bei 
Sachbeſchädigung, Diebftahl, Unterfhlagung, Betrug; aber nicht 
bei Raub ober Erprefjung, wo fie nur Diinberungägrund it. Braun 
ſchweig läßt bei den erftgenannten Der ehem fogar Strafloſigkeit ein- 
treten im $. 243; ebenfo Thüringen 49, bei einfachem Diebftable, VBerun- 
treuung, Betrug; ähnlich Sachjen 1855, Art. 296. Im R.:-6.:8. bieten bie 

‚mildernden Umftände” ein Auskunftsmittel. Specielleres im Beſonderen 
Echeil; über Reineid R.-©.:8.8.157, über Brandftiftung R.-©.-8. 8.310. 


280 Drittes Buch. Zweiter Titel. 


Nah der Natur der Sache follte aber der lektere ein längerer 
fein, und in der Konfequenz des $. 56 würde es liegen, ihn bis 
zum vollendeten zmwanzigften Jahre dauern zu laflen. Die An⸗ 
ſchauungen und Anordnungen des R.⸗G.⸗B. find Diele. 

a. Die über Adolescenten, welche die zur Erfenntniß der 
Strafbarkeit erforderliche Einficht befaben, verhängten Maßregeln 
($. 57) find nicht mehr, wie Die über noch nicht zurechnungsfähige 
verhängten ($. 56), bloße Beflerungsmaßregeln, fondern Strafen. 
Mein diefe Strafen feten einerfeit3 geringere Schuld voraus 
und find andererfeitS immer noch mehr, als bei Berfonen reifen 
Alters, auf den Beiferungszwed berechnet. Sie find darum 
geringer in der Duantität und anders in der Dualität. 

ß. In der Herabfegung der Duantität zeigt fi ein Pa- 
rallelismus mit den Beitimmungen über den Verſuch $. 4. Man 
erfennt in den Nummern 1 und 2 des $. 57 den in 8. 44 be» 
folgten Grundfab wieder, daß in allen Fällen, wo das Geſetz 
Todesftrafe oder lebenslängliche Freiheitsftrafe androbt, flatt 
dieſer untheilbaren Strafen eine Freiheitsfirafe von 3—15 
Jahren eintreten fol. Sn der Nummer 3 des $. 57 hört aber 
dDiefer Parallelismus auf. Während nämlich der diefer Nummer 
entiprechende Abjah des $. 44 anordnet, daß die Strafe beim 
Verſuche bis auf ein Viertel des Mindeftbetrages ermäßigt werden 
kann, will die Nr. 3 unjeres $. 57, daß, wenn die Handlung mit 
Zuchthaus oder einer anderen theilbaren Strafart bedroht ff, 
die Strafe bei Adolescenten zwiichen dem gefeblichen Mindeſtbe⸗ 
trage der angedrohten Strafart und der Hälfte des Höchftbetrages 
der angebrohten Strafe beftimmt werde. 

y. In der Behandlung der Qualität der Strafen zeigt fi 
aber ein Gegenjab zu den Beftimmungen über den Verſuch. In 
den letzteren ($. 44) ift nämlich der Gejehgeber von der Anficht 
ausgegangen, daß der Eharalter der Mißthat bei dem Verſuche 
derjelbe jei wie bei der Vollendung und daß daher auch der 
Charakter der Strafe in der Regel derjelbe fein müffe. Sn den 
Anordnungen unferes 8. 57 hält er hingegen den Grundſatz aufs 
recht, Daß wegen ber Jugend des Thäters und der Dadurch ge- 
botenen ſtarken Berüdfichtigung des Beſſerungszweckes der Cha⸗ 
rakter der Strafe ein anderer fein muß, als beit Perfonen von 
zeifem Alter. Deshalb find folgende Strafen negirt: 

bie Todesftrafe, die nicht nur als ſchwerſte, fondern auch als 
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eigenartige und den Beſſerungszweck gemeiniglic abjchneidende 
Strafe in Betracht fommt; 

die lebenslängliche Freibeitsftrafe, jelbft in der Form von 

eftungshaft; 

die Zuchtbausftrafe; " 

der Berluft der bürgerlichen Eyrenrethte überhaupt oder 
einzelner Ehrenrechte; 

die Poltzeiaufficht. 

Auf demſelben Grumde ruhen die poſitiven Borfchriften, 
daß bei leichteren Fällen von Bergehen und Webertretungen ein 
Verweis eintreten kann und daß die Freiheitsftrafe in beſonderen 
Anftalten oder Räumen vollzogen werden fol. Diefe Anftalten 
und Räume dürfen aber, obwohl auch in ihnen der Beflerungs- 
zwed vorwalten muß, nicht die für freigefprochene Adolescenten 
beftimmten Erziehungs- und Beilerungsanftalten fein, weil fonft 
der Unterſchied von Freifprechung und Berurtheilung verwiſcht 
wäre. 

d. Hinfihtlih des Duantum der Strafe offenbart fi) der 
Gedanke des Geſetzgebers am allgemeingültigften in der Nr. 3 des 
8. 57. SHiernad liegt die Strafe regelmäßig zwiſchen dem Mini» 
mum der angedrohten Strafart und der Hälfte des Maximum der 
angedrobten Strafe. As Minima der Strafarten kommen in 
Betracht: bei Zuchthaus 1 Jahr $. 14; bei Gefängniß, Feſtungs⸗ 
haft und Haft 1 Tag $. 16—18; bei Geldftrafe 3 Mark und im 
Falle einer Uebertretung 1 Mark $. 27. 

e. Wenn die nah diefem Maßſtabe beftimmte Strafe Zucht⸗ 
haus ift, jo tritt Gefängnißftrafe von gleiher Dauer an ihre 
Stelle. Dies tft aber nicht eine Umwandlung der Strafe, weil nicht 
eine der ſchwereren Qualität der Zuchthausſtrafe entiprechende 
Bermehrung der Duantität der Gefängnißftrafe eintritt. 

C. Wo mehrere Strafarten wahlweiſe angebroht find, muß 
man wohl bei Abolescenten den Mindeilbetrag der geringeren 
Strafart als Grenze betraditen !. 

n. Dte in $. 57 angeordneten milderen Strafen find die 
ordentlihen Strafen für Mdolescenten. Kommen mildernde 
Umftände hinzu, fo tritt eine zweite Milderung ein. Unter den 
mildernden Umftänden Tann ſich wieder die Jugend befinden, 


1 Schwarze, Kommentar. 
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wenn fie einen außerordentlihen Einfluß auf die Strafbarkeit 
geübt hat!. 

I. Da der Adolescent, troß feiner milderen Strafen, ein 
Berurtheilter ift, fo kann er bei jpäteren Mißthaten als rüdfällig 
* behandelt werden. 

ı. Für die Berehnung der Verjährung jollte man bei 
Aoolescenten die gemilderten Straffäge als maßgebend betraditen. 
Hält der Gejeßgeber bei jugendlichen Perfonen die Beilerung für 
eher erreichbar, jo tft es auch konſequent, die Verjährung, bei 
welcher ja die Vermuthung der Beſſerung mit zur Grundlage ge⸗ 
hört, als eher vollendet aufzufaffen ?. 

b. Die Zuftände verdunfelten Bemwußtfeins, oft mit 
Unreht Zuftände verminderter Zurechnungsfähigkeit genannt, bil- 
deten nach gemeinem Rechte und nach den meiften Gejegblichern 
den wniverfelliten Strafmilderungsgrund®. Das R.⸗G.⸗B. läßt 
fie in die „mildernden Umftände” aufgehen. 

c. Langmwieriges Unterfuhungsgefängniß muß jeden- 
fall dann, wenn es unverfhuldet war, bei der Feitiegung 
der Strafe Berüdfihtigung finden und verdient dann weniger 
den Namen eines Milderungsgrundes, als den eines Momentes 
der einfahen Strafberehnung Natürlich ſchließen Todes- 
ſtrafe und lebenslängliche Freiheitsftrafe eine ſolche Berüdfich- 
tigung aus. j 

Das Uebermaß der Unterfuhungshaft wird nah manden 
Gefeßbüchern von der verwirkten Strafe, ohne Rüdficht auf deren 


1 Sut Fuchs, Strafrechtsz. XI. (1871) ©. 252, gegen Dppenhoff. 
Die Natur ber milbernden Umftänbe verträgt keine Beſchraͤnkung. Wenn Ge- 
ſchworene mildernde Umftände ausſprechen, Tann man überdied nicht einmal 
wiffen, ob fie bamit nicht auch ben außerorbentlichen Einfluß ber Jugend 
meinen. 

2 Die entgegengefeßte harte Anficht berrfcht in der Preuß. Praxis. Da⸗ 
gegen mit Recht: Schwarze, Komm. 

Dlrtiemberg 28. Braunſchweig 60. Hannover 83. Darm: 
ftadt 144. Baden 153. Thüringen 59. Sachſen 1855, 88. Bayern 
1861, 68. — Geib II. ©. 105. . 

L. 25. D. de poenis (49, 19): „Si diuturno tempore aliquis in 
reatu fuerit, aliquatenus poena ejus erit sublevanda: sic etiam Consti- 
tutum est, non eo modo puniendos eos, qui longo tempore in reatu 
agunt, quam eos, quiin recenti sententiam accipiunt.‘“ Bgl. L.20. Cod. 


mefjung ein Uebel in Anfchlag zu bringen, welches der Thäter „nicht ALS 
— mit dem man das Gefühl ber A: r⸗ 
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Schwere, einfach abgezogen!. Sachgemäßer ift e8, die Schwere 
der verwirkten Strafe bei der Berechnung mit zu berüdfichtigen 2. 
Das R.⸗G.⸗B. überläßt Alles dem richterliden Ermefjen, indem 
es im $. 60 erklärt: „Eine erlittene Unterfuhungshaft Tann bei 
Fällung des Urtheils auf die erkannte Strafe ganz oder theil- 
weije angerechnet werden.” Zum Verſtändniß dieſes Geſetzes 
diene Folgendes. 

@. „Unverfhuldet” iſt mweggelafien, weil es fich ſchwer 
feftftellen läßt. In Bayern nöthigte dies im $. 83 des Strafge- 
feßbuches von 1861 aufgeftellte Erforderniß zu dem erläuternden 
Gejeh vom 16. Mai 1868, welches fagt: „MS unverſchuldet {ft 
insbejondere auch diejenige Unterfuhungshaft zu erachten, deren 
Berhängung unzuläffig geweſen fein würde, wenn zur Zeit 
dieſer Berhängung die Umftände, auf deren Annahme das End» 
urtheil gebaut tft, bereits feſtgeſtellt geweſen wären”. Dieſe An- 
ordnung kann bei Anwendung des $. 60 des R.⸗G.⸗B. als Er- 
wägungsgrund das richterlihe Ermeſſen leiten. 

ß. „Auf die erfannte Strafe anrechnen“ heißt: Die 
Strafe muß zuerft erkannt werden; fodann wird berechnet, 
welder Abzug wegen der erlittenen Unterfuhungshaft eintreten 
fol. Diejenige Unterfuhungshaft aber, welche der Angellagte er- 
litten bat, feit er auf Einlegung eines Rechtsmittels verzichtet 
oder das eingelegte Rechtsmittel zurüdigenommen bat, oder ſeitdem 
die Einlegungsfrift abgelaufen tft, ohne daß er eine Erklärung ab- 
gegeben bat, foll nach $. 482 der R.St.⸗P.D. unverfürzt auf 
die zu vollſtreckende Freiheitsftrafe angerechnet werden. 

y. Auf die Nebenftrafen bezieht fich die Anrechnung nicht, 
auch nicht auf die untheilbare Todesftrafe, jondern nur auf 
Freiheits- und Geldftrafen. 

d. Unter die geſetzlichen Minima der Strafarten darf 
aber auch bei diefer Anrechnung nicht herabgegangen werden, da 
diefelben zum Charakter der Strafarten gehören. Erſcheinen auch 
diefe Minima zu hoch, fo muß entweder Verwandlung in eine 


1 Würitemberg 114, Braunfämeig 61, Darmfabt 34, Baden. 
156, Bayern 1861, 83; auch ſchon Bayern 1813, Art. 104. 

2 Hannover 108, Thüringen 60, Sachſen 1855, 50. Didenburg, 
abweichend von Breußen, beitimmt im Art. 51: „Die ohne Berfchulden 
des Angefchuldigten erlittene Unterfuchungshaft fol auf bie erlannten zeitigen 
Sreibeitsitrafen angerechnet und dabei bie Unterfuchungshaft der Ein- 
ſchließung gleich gerechnet werden.” 
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andere Strafart eintreten, oder die Strafe duch die Inter» 
fuchungshaft für verbüßt erflärt werden. 

d. Die Geſetzbücher Braunſchweigs 62 und Oeſterreichs 
8. 54 und 266, von der Unzulänglichleit des auf beftimmte Mil- 
derungsgründe befchränkten Milderungsrechtes überzeugt, kennen 
ein außerordentlihes Milderungsreht für den Fall des 
Bufammentreffens von bloßen, aber zahlreichen und wichtigen 
Minderungsgründen !. 

e. Ihren ſtärkſten Ausdrud findet diefe Anficht von der Un- 
zulänglichfeit eines auf beftimmte Milderungsgründe beſchränkten 
Milderungsrechtes in dem Syfteme der mildernden Umſtände. 
Mit demfelben verhält es fich fo. 

Die Strafen des Code penal erwieſen fi) in Frankreich ala 
zu hart. Das gefeglihe Minimum war häufig zu hoch. Wo 
das Gefeh Todesftrafe oder lebenslängliche Freiheitsſtrafe drohte, 
fonnte Überdies von einem Maximum oder Minimum gar nicht 
die Rede fein. 

Ein Sranzöf. Gefeß vom 25. Juni 1824 geftattete daher bei 
gemwiffen Verbrechen, befonders bei der Kindestödtung, wenn 
„mäldernde Umftände” vorhanden ſeien, ein Herabgehen unter 
das gejehlihe Minimum, durch Anordnung eines geringeren 
Duantum der Strafe und einer milderen Strafart. Dod 
ward die Befugniß, das VBorhandenfein mildernder Umſtände feſt⸗ 
zuftellen, nicht den Geſchworenen, fondern den Richtern beigelegt. 

Ein Franzöſ. Geſetz v. 28. April 1832 verallgemeinerte 
dies Spftem, indem es dafjelbe auf alle im Code penal bedrohten. 
Verbrechen, Vergehen und Vebertretungen ausdehnte. Es legte 
überdies für. „Verbrechen das Necht, mildernde Umftände aus⸗ 
zufprechen, den Geſchworenen bei, die' durch einen ſolchen Aus⸗ 
ſpruch den Richter zur Milderung der Strafe nöthigen. 

Frankreich hat dies durch das Geſetz vom 13. Mai 1863 
noch weiter ausgebildete Syſtem eingeführt nicht blos um ein 
freies, dem Leben genügendes Milderungsrecht zu begründen, 
fondern au um durch eine fummarifche Maßregel der über». 
mäßigen Härte feines Gejeßbuches abzubelfen. Nach dem Geſetze 

1 
BEP it; —* oebe ad in Ba =. BE * a d 
10 wichtige — Strafminderungdgründe — zufammentreffen, daß nad 


gsgr 
richterlichem Ermeſſen ſelbſt die geringfte der That augebrohte Strafe mit 
ber Strafbarkeit nicht im richtigen Berbältnifie ſtände“ zc. 
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von 1832 dürfen die Geſchworenen nicht blos aus Rückſicht auf 
Thatſachen, die den einzelnen Fall harakterifiren, ſondern fon 
allein aus Rückſicht auf die Verwerflichkeit des zu harten Straf- 
geſetzes das Dajein mildernder Umftände ausiprechen. 

Bom Preußiſchen Strafgeſetzbuche ift Dies Syſtem in einem 
anderen Sinne aufgenommen worden. Mit dem Geſetzbuche zu⸗ 
gleich und in demfelben wird für eine Reihe von Fällen dem 
Richter der Thatfrage die Befugniß beigelegt, mildernde Umftände 
auszufprechen. Der Gefebgeber geht davon aus, daß die von ihm 
angeordnete ordentliche Strafe in Der Regel die angemeffene 
fei, und geftattet dem Geſchworenen nicht eine Kritif des Ge- 
fees. Er beſchränkt den Gefchworenen auf Thatſachen, die 
dem vorliegenden Falle eine mildernde Eigenthümlichleit geben. 

Ganz in demjelben Gelfte hat das Syſtem der milbernden 
Umftände Eingang in das R.-G.-B. gefunden. Letzteres wendet 
‘Dafielbe regelmäßig an bei Berbreden, nur bei 6 Vergehen 
($. 187. 189. 246. 263. 333. 340), nie bei Webertretungen. 
‚Bei Verbrechen ſoll die Milderung eintreten, jobald das Dafein 
mildernder Umftände ausgefprochen ift; bei Vergehen kann fie 
unter der gleihen Vorausfegung eintreten. Der Gefehgeber 
ſpricht bei den Vergehen nur ermädhtigend, nicht befeblend, weil 
über fie rechtsgelehrte Richter entjcheiden, deren Ermeſſen nicht 
gebunden werden follte: allein wenn diefe Richter das Dafein 
mildernder Umftände einmal anerkannt haben, fo gebietet ihnen 
auch allemal die Logik, von der Milderung Gebrauch zu machen. 
Bei den Vergehen bietet das R.⸗G.⸗B. für das hier regelmäßig 
ausgeſchloſſene Syitem der mildernden Umstände dadurh einen 
Erjab, daß e8 fein Minimum der Strafe anfebt, verläßt aber 
‚Damit den mit dem Spftem der mildernden Umftände aufgenom- 
menen Grundfaß, daß ein doppelter Straflat nöthig fei, einer für 
gewöhnliche, ein zweiter für außerordentliche Fälle, damit das für 
‚außerordentlihe Fälle beftinmte gelindere Maß nicht Schon in ben 
gewöhnlichen Fällen erihöpft werde. 

Sm Frankreich hat das Spftem der mildernden Umftände die 


1 In diefem Sinne bat fi das Plenum des Senates für Straf- 
ſachen beim Obertribunale über die Breuß. Gefekgebung ausgeſpr en 
Archiv f. —— Strafr. Bd. V. S. 229. Die Geſchworenen müffen hi 
durch den Praſidenten belehrt werden. Das Weitere muß man —* 
ihrem Gewiſſen überlaffen. Eine Angabe der Thatſachen, bie fie als 
milbernde betrachten, kann man von ihnen nicht fordern. 
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Zeugniſſe der bejonnenften und wiſſenſchaftlichſten Männer zu ge» 
winnen vermodt. Berenger erflärt es für eine gegenwärtig 
über jeden Streit erbabene Wahrheit, daß das Syftem der mil» 
dernden Umftände für Franfreich eine große Wohlthat geworden 
fett, Führt man dies Syſtem aber in dem Sinne des Preuß. 
Strafgefehbuches ein, d. b. beſchränkt man die Geſchworenen auf 
die Beurtheilung der Thatſachen des konkreten Falles und 
metjet fie darauf bin, daß eine Kritil des Geſetzes im All«- 
gemeinen nicht ihres Amtes ſei: fo verſchwindet mander Ein- 
wand, den man gegen dafjelbe erhoben bat. Ein über die engen 
Grenzen einzelner, geſetzlich namhaft gemachter Milderungsgründe 
hinausgehendes Milderungsrecht ift nicht zu entbehren, auch bei 
einem guten und im Allgemeinen milden Strafgejeßbucde, da 
immer zahlreiche einzelne Fälle vorkommen, die durch Zuſammen⸗ 
treffen von Thatfachen, welche fich geſetzlich gar nicht vorherſehen 
ließen, einen außerordentliden Charakter annehmen, der eine Mil» 
derung der ordentlichen Strafe fordert ?. 

Dem Richter der Thatfrage geftattet Dies Spftem, die mil⸗ 
dernden Umftände nicht blos im Thatbeftande des Ver⸗ 
bredens felbft, jondern auh in vorangehenden und in 
nahfolgenden Thatſachen zu finden, die auf das Verbrechen ein 
milderndes Licht mwerfen?. Der Unterfchied der bloßen Min- 
derungsgründe von den Milderungsgründen hört dabei auf. Doch 
giebt der Gejehgeber die Zügel nicht aus der Hand; denn er 
ſelbſt beftimmt die äußerfte Grenze der Strafe nad Größe und 


1 Beren er, De la r&pression p£nale, T.I. p. 267. In demfelben 
Sinne: Ortolan, Elements no. 1111 et suiv. Bertauld, Cours de code 
penal (1859), p. 362: „Sous ce rapport, la reforme de 1832 a fait une 
oeuvre d’un sage Eclectisme. Ne repoussons pas le bienfait, parce que 
peut-&tre nous aurions pu nous en montrer plus dignes.“ 


2 Ortolan a. a. O. Nr. 1123, 


3 Es müflen baher die Gefchworenen ganz allgemein gefragt werben, 
ob milbernde Umftänbe vorhanden feien; fie dürfen nicht gefragt werben, ob 
bei Berübung der That milbernbe Umſtände vorgelommen find. Wrtbeil 
des Obertribunals im Archiv für Preuß. Stan. V. S. 229. Als Um⸗ 
ftände, bie nad ber Berübung milbernbe fein können, werben beifpielämweife 
genannte Reue, Schabenerfak, freiwillige Selbftanzeige (Archivf. Breuß.Strafr. 
4.0.8.6. 230); als Umftände vor der Berübung: fchlechte Srgiebung, guter 
Lebenswandel ıc. (Temme, Breuß. Strafr. S. 416. Dafelbft in der Note 1 
die Bemerkung in Bezug auf freiwilliiges Geftänbniß, ſowie auf andere Um⸗ 
fände: „Man muß längere Zeit praltifcher Kriminalbeamter, befonders In⸗ 
quirent geivefen fein, um in allen jolden Gründen irgend einige Berech— 
tigung zu finden‘). . 
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Art, bis zu welcher bei mildernden Umftänden berabgegangen 
werden darf!. 

Wir achten die Bedenken, die mar noch bei Berathung bes 
neuen Bayeriſchen Strafgefegbucdhes gegen dies Syſtem geltend - 
gemacht hat; wir haben uns früher jelbft durch Ddiefelben in un⸗ 
ſerem Urtheile beftimmen laſſen?. Allein das Leben ift die Wahr- 
Heit; und die wahre Wiffenfchaft Hört auf die Zeugniſſe des Lebens 
und befommt fein Haarfträuben, wenn die Macht des Lebens alte 
bis dahin unentbehrlich geglaubte Formeln ſprengt. 

2. Straffhärfung heißt das Htnaufgeben über das Maß 
der ordentlichen gejeglichen Strafe eines Verbrechens. Sie findet 
nur aus beftimmten, gejeglih anerkannten Schärfungsgründen 
ftatt. Wiefern der Rüdfall ein allgemeiner Schärfungsgrund fet, 
wird ſpäter bejonders erörtert werden. Im Uebrigen giebt es 
allgemeine Schärfungsgründe nicht ®. 


8.139. 


Strafverwandlung. 
(R.:6.:8. 88. 21.28. 29.); 

„Sttafvermandlung beißt die Zuerfennung eines von der 
geſetzlichen Strafe der Art nach verjchtedenen, aber dem Grade 
nach gleichen Strafübels" *. 

Sie tft dem Richter nur geftattet, wenn fie nothwendig tft. 


1 Preußen kennt eine Berüdfichtigung milbernbet Umftände zunächft 
beim Verſuche und bei ver Theilnahme ($. 32 und 35), dann bei einer 
Reihe von „Berbrechen” und „Bergeben”. Ein leitender Grund für 
die Auswahl gerade dieſer Verbrechen und Bergehen wird vermißt; es finden 
fich unter ihnen ſowo Npolitiine als nicht politifche, ſowohl Verbrechen 
gegen die Perſon, als Verbrechen gegen das ermögen. Daß Bedürfniß 
einer Milderung der Strafe kann fih offenbar bei allen Straffällen zeigen. 

2 nirtungätreiß des Strafgef. S. 9 fog. (Gern bergichten wir im 
— Dienſte der Boahrheit auf den eitlen Schein ber Unfehlbarfeit!) 

Sehr entichieden ſprach fih in Bahern 1856 ber Geſetzgebungsausſchuß ber 
Kammer der Abgeordneten für dad Suftem ber mildernden Umftänbe aus. 
Die Regierung ging darauf nicht ein. Dies Syſtem blieb indeß in dem Art. 54 
des Bayheriſchen Brebfizafgele ee bon 1. März 150 beftehen. Steng⸗ 
lein, Kommentar I Bgl. no enehtherg, über Mil- 
derungsgründe, in ——— ——* chrift (1863) ©. 28 fgg. 
Nertel bei Holgendorff II. S. 563 

3 Aeltere Anfichten: Geib 1. 101. Die Ausprüde afmehrang ur 
und Strafmilderung find offenbar energifcher ald Strafmehrung un 
Strafminderung; es tft zu münfchen, da —2 der S grauch auch in 
der Tearis gemäß dem im T angegede enen Sinne befeitigte 
Bauer, Lehrb. $. 147. eib I.S. 115-117 Hälfner, Syſtem I. 
©. 466. Schüge, Lehrb. 
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Nothwendig aber Tann fie, falls fie ausführbar ift, aus zweierlei 
Gründen werden, nämlich 

1. wenn der Anwendung der ordentlihen geſetzlichen Strafe 
eine thatſächliche Unmöglichkeit entgegenfteht; 3. 3. wenn das 
Geſetz eine Bermögensitrafe androht, während der Verbrecher Kein 
Bermögen hat!; i 

2. wenn der Anwendung der ordentlichen geſetzlichen Strafe 
eine rechtliche Unmöglichkeit entgegenfteht, vorzüglich wenn diefe 
Strafe in dem vorliegenden Falle eine barbariiche Härte enthalten 
wirde, die nicht in dem Willen des Geſetzgebers gelegen haben 
fonn?. Eine rechtliche Unmöglichkeit der Aruvendung der ordent- 
lichen geſetzlichen Strafe ift indeß nicht anzunehmen, wenn der 
Verbrecher fi) gegen dieſe Strafe abgeftumpft hat, jo daß er fie 
nicht mehr als ein finnliches Leiden empfindet und vielleicht gar 
das Verbrechen aus dem Wunjche beging, der ordentlichen geſetz⸗ 
lihen Strafe zu verfallen?. Eine rechtliche Unmöglichkeit der An- 
wendung der ordentlichen gejeglichen Strafe liegt ebenfowenig in 
dem vornehmen Stande oder in dem hohen Bildungsgrade des 
Verbrechers. Denn die Schande foll fih an das Verbrechen 
Inüpfen, nicht an den Stand. Eine Berüdfichtigung der morali- 
ſchen und phyſiſchen Empfindſamkeit des Verbrechers kann und 
ſoll allerdings ſtattfinden, darf aber wegen des Standes und der 
Bildung deſſelben nicht in der Wahl einer anderen Strafart, 
ſondern nur in der Wahl einer entſprechenden Beſchäftigung und 
in gewiſſen Modifikationen der Ausführung der beizubehaltenden 
Strafart beſtehen“. 


ı L. 35. D. injuriis (47, 10): „Si quis injuriam atrocem fecerit, 
qui contemnere injuriarum judicium possit ob infamiam suam et 
egestatem: praetor acriter hanc rem exsequi debet, et eos, qui inju- 
riam fecerunt, co&rcere“. L.1.8. 3. D. de poenis (48, 19): „— ut 
is, qui poenam ‚pecuniariam egentes eludunt, co@rcitionem extraordi- 
nariam inducant“ L. 6. Cod. de sepulcro viol. (9, 19. 8.:.:0. Art. 


2 8. 8. körperliche Züchtigung ober ſchwere Freibeitäftrafe gegen eine 
kranke oder gebrechliche Berfon. Bayern 5 Art. 26. Württemberg 49, 
Hannover 24. Bel. aud B.:G.-D. Art. 131. 

8 %b e28, Unterfuchungen. Abhandl. Breslau 1830. 

4% Die Gleichheit der Strafen für Hohe und Niedrige ift eine 
—— des gebildeten Rechtsbewußtſeins der Gegenwart. Sie wird am 
olgerechteſten bucchgeführt vom Preußiſchen Strafgefekbuche, welches fich 
namentlich nicht gu der Verkehrtheit hat verleiten laſſen, aus Rüdficht auf die 
Standesverhältniffe eine Umwandlung der Zuchthausſtrafe in Feſtungsſtrafe 
u geftatten. Ihm ift das R.-©.:8, gerotgt. u mißbilligen tft in biefer Hin⸗ 
icht noch Manches in ben neueften Gefegbücern Sachſens (3. B. Art. 29) 
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Bei der Feititellung einer, troß der Verſchiedenheit der Straf- 
art, dem Grade nach einer anderen gleichen Strafe muß die 
ſtärkere mtenfität der einen durch die größere Ertenfität der 
anderen ausgeglichen werden !. 

Zum Zwede diefer Ausgleihung beftimmen die Geſetze das 
Berhältniß der Freibeitsftrafen unter fih und das Verhältniß der 
Geldftrafe zu den Freiheitsftrafen. Nach dem R.G.⸗B. 8. 21 iſt 
die härtere Freiheitsftrafe inmer um ein Drittel intenfiver und 
verliert deshalb bei der Umwandlung ein Drittel der Dauer. 
Eine achtmonatliche Zuchthausſtrafe wird nämlich einer einjährigen 
Gefängnißftrafe, und eine achtmonatlide Gefängnißftrafe einer 
einjährigen Feſtungshaft gleich geachtet. Die Feftungshaft ver- 
hält fich biernach zur Zuchthausftrafe wie vier zu neun. Nach 
S. 29 des R.G.⸗B. tft ferner bei Umwandlung einer wegen eines 
Verbrechen? oder Vergehens erkannten Gelditrafe der Betrag 
von drei bis zu funfzehn Mark, bei Umwandlung einer wegen 
einer Webertretung erkannten Geldftrafe der Betrag von einer 
bis zu funfzehn Mark einer eintägigen Freibeitsitrafe gleich zu 
achten. „Der Mindeftbetrag der an Stelle einer Geldftrafe treten- 
den Freiheitöftrafe ift ein Tag, ihr Höchftbetrag bei Haft jechs 
Wochen, bei Gefängniß ein Jahr. Wenn jedoch eine neben der 
Geldſtrafe wahlweiſe angedrobte Freiheitsftrafe ihrer Dauer nad 
den vorgedachten Höchftbetrag nicht erreicht, fo darf die an Stelle 
der Geldftrafe tretende Freihettsftrafe den angedrohten Höchſt⸗ 
betrag jener Freiheitsftrafe nicht überfteigen.‘ 

Für die Verwandlung der Geldftrafen in Freibeits- 
ftrafen enthält dag R.⸗G.⸗B. folgende Regeln ($. 28). 

1. Nicht beizutreibende Geldftrafen werden allemal in Frei- 
beitsftrafen verwandelt. 

2. Die Umwandlung erfolgt bei Verbrechen und Vergehen 


und Bayerns (4. B. Art. 19). Der ſchöne Grundſatz der Gleichheit vor 
dem Sei etze darf indeß nicht zu gbftraftionen mißbraucht werden, als ob 
auf die Empfinbungsmeife b 2 gu Strafenden gar nichts an— 
tomme. Und eine ber vertehrteften nwenbungen beffelben ift ed, wenn 
man bei Gelditrafen auf Vermögen und Einnahme feine Rüdficht 
nebmen will, ba diefelbe Geldſtrafe, Sie den Armen zu Boden wirft, von 
dem Reichen vielleicht faum empfunden w 
1 Bahern 1813, 34. 35. —— 47.5053, —* ergängen- 

ben Gefeken aus den. Sabren 1849, 1853 Braunfhmweig 1 
Hannover 24.29. Darm tabt 13.441. Baben 16d 163, 169. Thürin- 

gen 10.15. Sachſen 24.27. Breußen 16. 17. 335. Didenburg 11. 12. 

312. Bayern 1561, 27. 

Derner, Strafrecht. 9. Aufl. 19 
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regelmäßig in Gefängniß, bei Uebertretungen ausnahmslos in 


3. Bei Vergeben kann die Geldftrafe au in Haft verwan⸗ 
delt werden, jedoch nur unter nachſtehenden Vorausſetzungen. 

a. Die erfannte Geldſtrafe darf 600 Mark nicht über- 
fteigen (Haft alfo nur ftatt kleiner Geldftrafen zuläffig) und Die 
an ihre Stelle tretende Freiheitsitrafe darf das geſetzliche Marimum 
der Haft, 6 Wochen, nicht überfteigen. 

b. Das Vergeben muß bedrobt jein: 

entweder nur mit Geldftrafe, jo daß der Geſetzgeber über- 
haupt nicht einmal eine Syreiheitäftrafe, noch weniger eine ſchwere, 
für nöthig gehalten hat; 

oder an erfter Stelle mit Geldftrafe, fo daß der Geſetz⸗ 
geber die Freiheitsftrafe als etwas Sekundäres betrachtet; 

oder wahlweiſe neben Haft, fo daß der Geſetzgeber die 
Zuläffigfeit der Haft ftatt der Geldftrafe ſchon ausdrücklich aus⸗ 
geſprochen bat. 

4. Iſt neben Zuchthaus auf Geldftrafe erkannt, jo wird fie 
in Zuchthaus verwandelt. 

5. Hat der Richter einmal die Uneintreibbarfeit der Geld- 
fteafe feitgeftellt, fo Darf er aus eigener Bewegung nicht wieder 
von der Freiheitsitrafe auf Die Geldftrafe zurüdgehen. Der Ber- 
urtheilte aber Tann fi) immer noch durch freiwillige Erlegung des 
Strafbetrages, ſoweit Diefer durch die verbüßte Freiheitsſtrafe 
noch nicht getilgt ift, von der Freiheitsitrafe befreien. — 

Für die Verwandlung der Freibeitsftrafen unter ſich 
befolgt das R.-&.-B. den Grundfag: Haft wird nie in Feſtung, 
Gefängniß oder Zuchthaus; Gefängniß nie in Feſtung verwandelt 
($. 77 u. 75). (Bel. R.-St.-B.-D. $. 491). 


8. 140. 
Stafausmeffung bei zufammentreffenden Berbreden!. 
(R.:9.:8. 88. 73—79.) 

Mehrere Verbrechen treffen zufammen, wenn fie begangen 
worden find 1) von derfelben Perſon, und zwar 2) bevor 
eines von ihnen abgeurthetlt worden tft. 

Bon der Gleichzeitigkeit der Aburtheilung der mehre— 


ı Savigny, de concursu delictorum formali, Marburgi 1800 (auch 
in Savignys Bermifchten Schriften IV. S. 76—168). Sander im Archive 
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ren Verbrechen hängt der Begriff des Zufammentreffens nicht ab. 
Auch Berbrechen, die zu verſchiedenen Zeiten abgeurtheilt werden, 
find al3 zufammentreffende zu betrachten, fofern fie nur ſämmtlich 
vor der Aburtheilung irgend eines von ihnen begangen worden 
find. Es darf Daher dasjenige Maß der Strafe, das den Ver⸗ 
brecher bei gleichzeitiger Aburtheilung ſolcher Verbrechen getroffen 
haben witrde, auch bei einer nicht gleichzeitigen Aburtheilung der» 
felben nicht überjchritten werden !. 

Em ideales oder formales Zufammentreifen liegt vor, 
wenn Eine Handlung den Thatbeftand mehrerer Verbrechen ent- 
hält. Eine einzige Handlung iſt aber ſowohl dann anzunehmen, 
wern nur ein Erfolg herbeigeführt wurde, der das Gepräge 
mehrerer Berbrechensbegriffe trägt, 3. B. wenn eine verübte Un- 
zucht einerjeits als Nothzucht, andererjeits al3 Inceſt erjcheint; als 
aub dann, wenn durh Einen Alt mehrere verbredheriihe Er- 
folge herbeigeführt wurden, 3. B. wenn ein Schimpfwort mehrere 
Berjonen beleidigt, ein Schlag mehrere Verfonen verwundet hat. 

Ein reales oder materiales Zufammentreffen Liegt vor, 
wenn mehrere Handlungen den Thatbeftand mehrerer Verbrechen 
enthalten. Zur Mehrheit der Handlungen genügt weder Mehr. 
beit der Abfichten, noch Mehrheit der Erfolge: jondern es tft eine 
Mehrheit von Alten nothwendig, fo daß der Thatbeitand der ver- 
ſchiedenen Verbrechen durch mehrere jelbftändige Alte hervorge⸗ 
bracht wurde. Eine Handlung kann zwar mehrere Afte, aber ein 
At kann nie mehrere Handlungen enthalten 3. 


des Kr. 1836. Jagemann, Archiv des Kr. 1849. Bauer, Abhandl. II. 
S. 2-98. 9. v.Rotted, über Konkurren * BR 1840. Krug, 
über die K rrenz, 1845; Abhandl. S. 1 — n, Archiv für Preu 
Strafr. Band III.; die e Sohre vom fortgejegten Verbrechen und bon der Ber- 
brechenskontarrenz 1860 
1 Dieſer Grundſatz wurde von ber älteren Doktrin verkannt. Seit dem 
neueren Anklageverfahren (mo fich oft nicht gut zahlreiche Verbrechen gleich: 
ig unterſuchen und aburtheilen lafien, wenn nicht Verwirrung engitehen 
ift er erft recht zum Bewußtfein gelommen. Das Preuß. Gef. dv. 3. Mai 
1838, Art. 131, right ihn aus. Nicht minder liegt er dem R.:G.- v. zu 
— S. n Auh PBroceBorbnungen mancher Deutichen Länder ent- 
halten ihn. In den Str afge ejet büchern findet 1 aber oft noch bie ältere 
Theorie: jo — 1813, a gannaper 104 ; Deiterreig 1852, 3. 
35; Baden 170, vgl * Aber Au Baden 179. — Geib I 
3 Gute Einzel item bei Ohpenboft zu 8. 73, un in Temmes Archiv. 
Raub und Nothzucht fünnen nie blos ideell tonkurriven, da bie zu beiden 
dienende Gewalt fich bei jedem von beiden an einer bejonderen Handlung ge= 
ftalten muß. Stenglein, Kommentar I. 
8 Grundf. des Preuß. Strafr. 8. 199189 "a fo. 


19* 
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Die formal oder material zufammentreffenden Verbrechen 
können gleichartige oder verfhhiedenartige jein. Das mate- 
riale Zufammentreffen gleichartiger Verbrechen beißt Wieder- 
holung. — 

Bei der formalen (idealen) Konkurrenz war jchon im ge- 
meinen Rechte die vorherrſchende Anſicht die, daß wegen der 
Einheit der Handlung nur die Strafe des ſchwereren Ber- 
brechens aufzuerlegen fei, innerhalb welcher das leichtere Ver- 
brechen einen Strafzumefjungsgrund bilde!. Für Die neueren 
Gefegbücher ift diefer Standpunkt um fo mehr der richtige, als fie 
faft bei jedem befonderen Verbrechen dem Richter einen weiten, für 
die Berückſichtigung der verihiedenften Momente der Strafbarkeit 
geeigneten Spielraum der Strafabihätung einräumen. 

Bei der materialen (realen) Konkurrenz machen fich zwei 
entgegengejegte und ein britter mittlerer Standpunkt geltend. 
1) Rumulationsprincip. Man verlangt Zuſammenrechnung 
der Strafen der mehreren materiell zufammentreffenden Ver⸗ 
brechen, nad dem Sate: Quot delicta, tot poenae. Dieſen 
Grundfaß beſchränkt man nur jo weit, als eine äußere Nothivendig- 
feit der Beſchränkung eintritt; alfo bejonders dann, wenn das 
eine der zufammentreffenden Verbrechen ſchon mit dem Tode, oder 
wenn e3 auch nur mit lebenslänglicher Freiheitsftrafe bedroht ift. 
2) Abjorptionsprinctp. Man verlangt den Wegfall der Strafen 
der geringeren zulammentreffenden Verbrechen. Es fol nur die 
Strafe des jchwerften der zufammentreffenden Verbrechen auferlegt 
und dabei, ganz wie bei idealer Konkurrenz, auf die geringeren 
Verbrechen nur als auf Zumellungsgründe Rüdficht genommen 
werden. Der Wahlipruch diefes Principes tft: Poena major ab- 
sorbet minorem. 3) Mittleres Princip. Man verwirft das 
Zuſammenrechnen der mehreren Strafen und verwirft die Auf- 
zehrung aller geringeren Strafen duch die ſchwerſte. Demnach 
fordert man, daß entweder die Strafe des ſchwerſten Verbrechens 
(Poena major) zwar zu Grunde gelegt, aber daß eine Schärfung 
derfelben wegen der leichteren Verbrechen geftattet werde; oder 


1 Gefjdhichtliches bei gb D. ©. 125 fog. Die P- :G.-D. ſchweigt. 

ea in e Artifel 108. 163. Koch, Inst. jur. crim. $.158b. Martin, 

Das Preuß. Sand recht beftimmte über formales Zufammen- 

ce — dennoch erkannte die e Tragie nur auf die Strafe des jchwerften 

h Da Sibig. Zeitſchrift Bd. J. S. 100 fgg. Goltdammer, Wateria- 
en J 
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daß die zufammengerechnete Strafe aller Verbrechen (Poena cu- 
mulata) zwar zu Grunde gelegt, aber daß eine Milderung der- 
felben geftattet werde. Die erftere Ausführung dieſes mittleren 
Principes hat den Vorzug der größeren Einfachheit, während die 
zweite zu den bei Strafabichäßungen immer verwerflichen ge- 
fünftelten Rtechenerempeln führt. 

Das Kumulationgprincip tft weder gerecht noch zmed- 
mäßig. Es verfennt, daß die Schuld desjenigen, der durch die 
unterbliebene Aburtheilung eines begangenen Verbrechens zu wei⸗ 
teren Verbrechen ermuntert worden ift, bei dieſen meiteren Ver⸗ 
breden in der That eine geringere fei, und daß daher die Ge- 
rechtigkeit fein Zufammenrechnen fordert. Es verfennt, daß e8 für 
die Öffentliche Sicherheit vollflommen genügt, wenn der Verbrecher 
wegen der weiteren Verbrechen nur eine empfindliche Steigerung 
der bereits durch ein begangenes Verbrechen verwirkten Strafe zu 
fürdten hat, ohne daß dieſe Steigerung eine durch Zufammen- 
rechnung gewonnene Häufung der Strafen zu fein braucht; daß 
daher auch die Zweckmäßigkeit kein Zufammenrechnen fordert. 

Das Abforptionsprincip ift ebenfalls weder gerecht noch 
zwedmäßig. Es ift zwar richtig, daß die Straflofigfeit zu den 
weiteren Verbrechen aufgemuntert hat; aber wenn hieraus auch 
eine mildere Beftrafung folgt, fo doch noch feine Abforption. Die 
Gerechtigkeit fordert, daß ſämmtliche begangene Verbrechen ihre 
Strafe finden können; die Zweckmäßigkeit fordert, daß dem Ver⸗ 
brecher, der bereits ein fchmeres Verbrechen begangen bat, nicht 
durch das Abforptionsprincip ein Freipaß zur Begehung aller 
leichteren Verbrechen erthetlt werde. 

Richtig ift daher das mittlere Princip; und zwar empfiehlt 
fih für die Ausführung defjelben die oben erwähnte einfachere 
Form (Poena major mit dem Schärfungsrehte.) Doch darf man 
die in dieſem Principe enthaltene Verwerfung der Strafhäufung 
nicht darauf zurücdführen und dadurch abſchwächen, daß man von 
der Strafhäufung nur jagt, die gleichzeitige oder ununterbrochene 
Abbüßung der zufammengerechneten Strafen der mehreren Ver⸗ 
brechen würde das gerechte Maß überfchreiten, „meil die Gleich- 
zeitigfeit oder Die Ununterbrochenheit der Abbüßung eine Steigerung 
der Smtenfität des Strafübels enthalte, die eine Verringerung der 
Ertenfität fordere.” Diefer vermeintliche Grund könnte leicht zu 
einem entgegengejegten Ergebniffe führen; denn viele Verbrecher 
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gewöhnen fih allmälig an ihr Strafleiden und empfinden daffelbe 
je länger je weniger ſchwer!. 

Für das ideale Zufammentreffen ftellen faft alle neueren 
Geſetzbücher den Grundfah der Strafaufzgehrung auf ?. 

Für das reale Zujammentreffen geben zwar die meiften 
Geſetzbücher von dem Grundfate der Strafhänfung aus, modi⸗ 
fictren ihn aber dergeftalt im Sinne des Grundfabes der Strafe 
aufzehrung, daß dadurch großentheils die Wirkungen des mittle- 
ten Principes erreicht, Härten und Berwidelungen indeß Doch 
nicht gehörig vermieden werden? Württemberg, Baden und 
Sadjen 1855 ftehen im Ganzen auf dem Boden des mittleren 
Principes . 

Defterreich 1852 ſtellt im 8. 34 den Satz auf: „Hat ein 
Verbrecher mehrere Berbrechen begangen, welche Gegenitand der 
nämlichen Unterfuchung und Aburtheilung find, fo tft er nach jenem, 
auf welches die ſchärfere Strafe geſetzt ift, jedoch mit Bedacht auf 
die übrigen Verbrechen, zu ftrafen.” Es ift diefer Satz aus dem 
veralteten Geſetzbuche von 1803 aufgenommen, doch verjchledhtert 
durch den Zufah, daß die ſämmtlichen Verbrechen Gegenftand der⸗ 
felben Unterfuhung und Aburtheilung fein follen >. 

Sachſen 1855 hebt das Weſentliche für die unterfcheidende 
Behandlung idealer und realer Konkurrenz auf, indem es für 
beide Fälle den Grundſatz der Poena major mit dem Schärfungs- 
rechte aufrichtet. 

Bayern 1861, im dDiametralen Gegenfate zu Bayern 1813, 
hat für reales Zufammentreffen das verlebte, von der neueren 
Franzöſiſchen und Belgiſchen Doktrin entichieden gemißbilligte 
Abſorptionsprincip des Code aufgenommen !. 


— Sualım vehre IC bom fo grigeh Verbr. S. 163. 164. 
Württemberg 123. rauniämeig 55. 
Gannaver — ——ù 113. Baden 182. Naſſau 112. Thuͤrin⸗ 
n 50. Preußen 55. Sachſen 1855, 77. Diden urg 52. Sapern 
818, 110; 1861, 54. Sachſen 1850, 77 am Ende, geftattet indeß auch bei 
der idealen Konkurrenz Schärfung. R.:G.:8. 78. 
5 Bayern 1813, 109. Braunfaweig b Hannover 107. Darm: 
hen und Gef. vom 28. Februar 1849. Raffau 99. Thüringen 52. 
reußen 
4 Württemberg 115—121. Baden 170 fog. Sachſen 1855, 78. 
Alle drei haben bei realer Konkurrenz die Poena major mit dem Schärfungs- 


techte. 
5  ziefer faitt tetie veiſat findet ſich im im Geſetzbuche von 1803, 8. 28, nicht. 
. 365: cas de conviction de plusieurs 
crimes ou delits, jr peine la plus orte sera seule prononcee“, Eine 
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Preußen 1851 wollte im $. 56 bei realem Zuſammentreffen 
Strafbäufung; die Häufung erfuhr indeß tim $. 57 einige Bes 
ſchränkungen. Das Preußiſche Geſetz vom 9. März 1853 ließ 
fodann au Strafaufzehrung zu, fo daß nun der Richter in- 
nerbalb des ganzen Raumes zwiſchen den Endpunkten der Kumu⸗ 
lation und der Abforption freies Ermefien hatte. Dieſes Syſtem 
gewährte die Bequemlichkeiten eines principlojen Zuftandes: ein 
unbeichränftes Belieben ohne Verpflichtung zur Rechtfertigung. 
Das R.⸗G.⸗B. bat fih für das mittlere Syftem in der Form 
der Poena major mit dem Schärfungsrechte entjchieden !. 

Sm Grunde fpricht der Abſchn. V. im Th. I. des R.-©.B. 
nicht nur vom Zufammentreffen ftrafbarer Handlungen, jon- 
dern auch vom Zufammentreffen von Strafen. In den 88. 73, 
74 und 79 handelt er von Beidem zugleich, in den SS. 75, 76, 77 
und 78 nur vom Zufammentreffen der Strafen. Der $. 73 hat e8 
mit dem idealen, der $. 74 mit dem realen Zufammentreffen 
fteafbarer Handlungen zu thun; und an leßteres knüpfen fich die 
Beitimmungen über das Zujammentreffen von Strafen. 

1. Ideales Zufammentreffen $. 73. 

a. Der 8.73 hat nicht die theoretifche Abficht, eine erichöpfende 
Definition des idealen Zufammentreffens aufzuitellen, fondern nur 
die praftiiche Abficht, einen Fall des idealen Zufammentreffens, 
wo die Entſcheidung zweifelhaft fein könnte, zu entjcheiden. Aus 
diefem befchränften praftiichen Ziel erflärt fih auch, weshalb der 
Paragraph gar nicht von dem Verhältniß der Einen Handlung zur 
Mehrheit der in derfelben ericheinenden Verbrechensbegriffe 
Spricht, ſondern, dieſes zum theoretiichen Verftändniß nothiwendige 
Mittelglied überfpringend, gleich von der Mehrheit der Strafgelege 
handelt, indem er anordnet: „Wenn eine und diejelbe Handlung 
mehrere Strafgefete verletzt, jo kommt nur dasjenige Geſetz, welches 


e Zurückweiſung dieſes Principes findet fidh bei Ortolan, Elements 
—— und bei Haus, Cours de droit crim. no. 311. 

1 Mager, Arhiv XX., 1872, ©. 1 fog. Aus dem Verbote der Abjorp- 
tion (R.=©.:8. $. 74 Abſ. 1) und der Beftimmung, daß’ Zuchthaus nur nad 
Monaten berechnet werben fol ($. 19), fcheinen Widerfprüche zu entftehen. Es 
liegt 3. B. vor: Zufammentreffen eine Verbrechens, deflen verwirkte Strafe 
1 r Zuchthaus, und eines Vergehens, deffen verwirkte Strafe 3 Wochen 
Sefängnik iſt. Das Obertribunal glaubt Bier, bei der Ummanblung ber 3 
Wochen Gefängnik in Zuchthaus, die Zuchthausftrafe nach Tagen ftatt nach 
Monaten berechnen zu müflen. Die Unzuläffigleit der Abjorption der Ge- 
ängnißftrafe fcheint und indeß für derartige Fälle nicht erwiejen zu 





r 
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die ſchwerſte Strafe, und bet ungleihen Strafarten dasjenige 
Geſetz, melches die ſchwerſte Strafart androht, zur Anwendung.” 

Im Hintergrunde dieſes Baragraphen liegt die allgemeine 
ſchweigende Borausfegung: Wo nur Eine Sandlung begangen 
ift, da kann au nur Ein Strafgejek und dies Strafgejeß nur ein- 
mal angewendet werden. In diefe Borausfegung fällt auch der- 
jenige Fall, wo der Thäter durch Eine Handlung Ein Strafgeſetz 
gegen mehrere Perjonen übertreten, etwa durch Em Wort 
Mehrere beleidigt hat. Nur deshalb, meil der Gejehgeber die 
Entſcheidung für zweifellos hält, giebt er feine Anordnung für den 
Fall, mo durch Eine Handlung daſſelbe Strafgeje mehrmals 
übertreten murde. Erft wenn fich bet der Einen Handlung die 
Nothwendigkeit einer Wahl zwiſchen mehreren Strafgejeken zeigt, 
weil diefe Handlung mehrere Strafgejeße verlegt, hält er eine Be⸗ 
ſtimmung für nöthig. 

b. Der $. 73 erftredt fih auf Verbrechen, Vergehen und 
Vebertretungen. 

c. Er geht von der Einheit der Handlung aus, gleich 
viel ob diefe Einheit duch Einen Akt, oder Durch eine Neihe von 
Akten, welche zufammen die ftrafbare Handlung fonftituiren, be⸗ 
gründet wird. 

d. Diefe Handlung verlegt eine Mehrheit von Straf» 
gefegen. 

Damit tft nicht gemeint, daß fie, nur Einen Berbrechensbegriff 
enthaltend, ettva gleichzeitig zur friminellen und zur disciplinaren 
Beltrafung Anlaß giebt, fondern daß fie eine Mehrheit von 
Berbrehensbegriffen enthält und deshalb unter mehrere 
Strafgejege eingeordnet werden Tünnte. 

e. Alsdann tft nur dasjenige Geſetz anzuwenden, welches Die 
ſchwerſte Strafe „androht“, d. h. dasjenige, dejlen Marimum 
am höchſten binaufgeht, — bei ungleihartigen Strafen aber 
nur dasjenige, welches die ſchwerſte Strafart androht, ohne 
Rückſicht auf die Dauer. 

2. Reales Aufammentreffen $$. 74, 75—79. 

a. Hier find drei Begriffe zu merken, nämlich: 

der der vermwirften Strafen, d. 1. derjenigen Strafen, 
auf welche der Richter in jedem der einzelnen Fälle erkennen würde, 
wenn die Fälle nicht konkurrirten; ſodann 

der der Einjapftrafe, momit die Motive deshalb die ſchwerſte 








” 
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der verwirkten Strafen bezeichnen, weil man bei der Strafberedh- 
nung von ihr ausgeht; endlich 

der der Gefammtftrafe, d. h. der für die reell zufammen- 
treffenden Mißthaten aufzuerlegenden Strafe, welche zwiſchen Ab⸗ 
forption und Kumulation, zwiſchen der Einfahftrafe und der 
Sunme der verwirkten Strafen, liegt. 

b. Der $. 74 beſchränkt ſich auf Verbreden und Vergeben. 

c. Er behandelt das reale Zufammentreffen nicht jofort, wie 
der $. 73, mit Rüdfiht auf die Mehrheit der verlegten Straf- 
geſetze, jondern giebt erft, der Mehrheit der begangenen Verbrechen 
oder Vergehen jelbft erwähnend, eine erihöpfende Definition 
diefer Art von Konkurrenz. Hiernach macht fich derjenige eines 
realen Zujammentreffeng ſchuldig, „welcher durch mehrere jelb- 
ftändige Handlungen entweder a) mehrere Verbrechen oder 
Vergehen, oder 8) daſſelbe Verbrechen oder Vergehen mehr- 
mals begeht." Das Prädikat „ſelbſtändige“ hat die wichtige 
negative Wirkung, daß überall, wo einer Mehrheit von Akten die 
Bedeutung jelbftändiger Handlungen nicht beizulegen ift, nur der 
$. 73 und feine ſchweigende Vorausſetzung (fiehe oben unter 1,a) 
zur Anwendung Tommen kann. 

d. In den Fällen realen Zuſammentreffens fol nım eine 
Gejammtftrafe eintreten, aber nur unter der Vorausjegung, 
daß durch die konkurrirenden Verbrechen oder Vergehen mehrere 
zeitige Freiheitsſtrafen verwirkt find. - Bei Todesitrafe und 
lebenslänglidher Freiheitäftrafe fann von einer Geſammtſtrafe 
nicht geredet werden, da diefe Strafen ihrer Natur nach alle ge- 
tingeren abjorbiren; bei Gelditrafen will der’ Geſetzgeber 
feine Gejammtftrafe, fondern er will fumuliren. 

Um die Gefammtitrafe feftzuftellen, bat man zunädft 
den Betrag der verwirkten Einzelftrafen zu ermitteln. Man be> 
ftimmt deshalb jämmtliche verwirkte Einzelftrafen beſonders und 
addirt fie dann. Hierauf legt man die ſchwerſte der vermwirkten 
Strafen als Einfabftrafe zu Grunde und erhöht diejelbe in dem 
Maße, daß der Betrag der verwirkten Einzelftrafen nicht erreicht 
wird. Auch funfzehnjähriges Zuchthaus, zehnjähriges Gefängniß 
oder fimfzehnjährige Feftungshaft darf die Gefammtitrafe nicht 
überfteigen $. 74, Abf. 3. 

e. Es ift ein alter Grundfaß, daß bei dem Zuſammentreffen 
ungleichartiger Freiheitsftrafen nur die ihrer Art nad) ſchwerſte 
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Strafe zur Anwendung fommt. Das R.-G.-B. beftätigt ihn im 
Abſ. 2. 8. 74. Ä 

Man bat indeß angenommen, daß die Feitungshaft, als 
custodia honesta, für den Fall des Zufammentreffens von 
Feftungshaft und Gefängniß eine Ausnahme rechtfertigt. 
Auf jede diefer beiden Strafen tft Daher geſondert zu erfennen 
und nur ihre Dauer aus dem Gedanken der Gejammtftrafe zu 
fürzen. Aeußerſte Grenze der Gefammtdauer der Strafen ift bier 
der Ahlauf von funfzehn Jahren $. 75. 

Mo dagegen Feftungshaft und Zuchthaus zufammen- 
treffen, wird nur auf Zuchthaus erfannt, weil bier der Schuldige 
feinen Anfpruch mehr auf custodia honesta befigt und weil die 
Berbüßung der Yuchthausftrafe neben der Feftungshaft den Cha- 
rakter der Feſtungshaft entadeln würbe. 

f. Ehrenftrafen und PBoltzeiauffticht bleiben neben der 
Gejammtftrafe ftehen, auch wenn fie nur duch Eine der konkur⸗ 
rirenden Handlungen verwirkt find $. 76. 

Sind diefe Nebenftrafen dur mehrere Handlungen, alſo 
mehrmals verwirkt, fo darf man ihre Dauer weder durch Kumu⸗ 
latton noch duch Abſorption beftimmen, alſo die Friften der 
Nebenftrafen weder unverkürzt an einander reihen, noch fie 
neben einander laufen lafien: fondern man muß auch bier dem 
mittleren Principe folgen, das der Gejeßgeber mit Dem Syſtem 
der Gefanmtftrafe als Regel aufgenommen hat!. Die äußerfte 
Grenze’ zuläffiger Dauer beftimmt ſich nach den SS. 32, 35, 38. 

g. Bet Haft, und zwar nicht nur, wenn fie wegen Ueber⸗ 
tretungen auferlegt wird, wendet fi der Gejehgeber dem Häu- 
fungsprincipe zu, jedoh mit einer Beihränfung Nicht 
allein ſoll auf Haft, went fie mit einer anderen Freiheitsftrafe zu- 
fanımentrifit, gefondert erkannt werden, fondern mehrfach ver- 
wirkte Haft fol auch nach ihrem vollen Häufungsbetrage eintreten, 
nur nit über drei Monate hinaus $. 77. 

h. Bei Geldftrafen huldigt der Gefeggeber dem unbe» 
ſchränkten Häufungsprincipe $. 78. Abſ. 1. Daneben ordnet 
er an, daß bei Umwandlung mehrerer Geldftrafen nicht über 

1 Wenn ber $. 74 beitimmt, baß nur gegen Denjenigen, ber „mehrere 
Ki Freiheitsſtrafen verwirkt hat,” auf Wi trafe erkannt werben fol, 
o ee darin nicht, daß das Brincip der Geſammtſtrafe auf die Qaupfftznfe 


zu befchränfen und bei Berechnung der Dauer der Nebenftrafen außer An⸗ 
wendung zu laflen fei. Died wäre unzufammenhängend und folgewibrig. 
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zwei Jahre Gefängniß, und wegen Webertretungen nicht über dret 
Monate Haft hinauszufchreiten fei $. 78 Abi. 2. 

i. Die früher übliche, verfehlte Definition, welche das Zu⸗ 
fammentreffen mehrerer ftrafbaren Handlungen von der Gleich» 
zeitigfeit der Aburtheilung abhängig macht, ift immer noch weit 
verbreitet. Das Geſetz tritt den aus ihr fließenden falſchen Fol 
gerungen im $. 79 entgegen. Danach follen die Vorſchriften über 
die Gefammtftrafe und ihre Modificationen au dann Anwendung 
- finden, wenn, bevor eine erfannte Strafe verbüßt, verjährt oder 
erlofien ift, Die Verurtheilung wegen einer ftrafbaren Handlung 
erfolgt, weldde vor der früheren Verurtheilung begangen 
it. Iſt aljo einer der real zufammentreffenden Fälle nicht gleich- 
zeitig mit den anderen abgeurtheilt worden, jo muß Die für den⸗ 
ſelben nachträglich erfannte Zuſatzſtrafe fich innerhalb derjenigen 
Gefammtftrafe halten, welche bei gleichzeitiger Aburtheilung aller 
Fälle eingetreten wäre (Vgl. R.-St.-B.-D. 88. 492 u. 494). Daß 
das Gejeh von diefem Grundſatze abweicht, wenn die früher er⸗ 
fannte Strafe ſchon verbüßt, verjährt oder erlaſſen tft, er- 
ſcheint als eine Inkonſequenz1. 


8. 141. 
Strafausmeffung bei dem fortgefehten Verbrechen? 
Ein fortgejegtes Verbrechen ift anzunehmen, wenn mehrere 
Alte, deren jeder für fich allein ſchon den Thatbeftand defjelben 
Verbrechens erfüllt, als Eine Handlung aufzufaflen find. 


1 Motive ©. 80: „ES ſchien aus praktiſchen Gründen geboten, die 
Ertheilung des Ramtragdertenntnifies auf den Fall zu befchränten, 
wenn bie früher erfannte Strafe durch Verbüßung, Verjährung oder Erlaß 
noch nicht erledigt tft, fo daß, ſobald dieſer Zeitpunkt eingetreten, fpäter ange- 
igte, jedoch früher verübte ftrafbare Handlungen des Verurtheilten zur be- 
anderen Aburtheilung und Beitrafung, bei welcher ein Zuſammen⸗ 
rechnen ber früher erfannten und ber jet zu erfennenben Strafe, tote bei einem 
Nachtragserkenntniſſe, nicht ftattfindet, zu ver w eijen fein werden” N 
diefer Begründung ift anzunehmen, baf ber Öeiegge er nicht das Princip der 
ammtjtrafe, fondern nur defien Art der Durchführung, wie fie bei 
einem förmlich berechnenden Nacıtragserfenntnijfe finttfinden müßte, 
hoch fees ber Richter wird aljo dad Brincip in der freien Form der gut⸗ 
ünklichen Strafminderung zu wahren haben. 

3 Mittermaier im Archive des Kr. Bd. II. ©. 212 fgg. Derfelbe in 
Demmeh em em € 1 ſeg B auer, Aopanbl. II. —* — Rn 
öſt lin, Sy g. Krug, zur e vom fortgeſ. r., Be 
1857. Schwar Be ur Lehre vom fortgef. Berbr., im den Sfaale von 1 ? 
Woringen, über den Begriff des fortgef. Verbr. (Feſtſchrift zur vierten 
Säkularfeier der Univerfität Freiburg) 1857. Schwarze, Archiv für Preuß. ' 
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Sind die mehreren Akte gegen mehrere Perſonen gerichtet, 
fo ift die Annahme eines fortgejehten Verbrechens in der Regel 
ausgeſchloſſen. Ausnahmen von diefer Regel find möglich, wenn 
fi, nach dem ftrafrechtlichen Charakter des Verbrechens, der Er- 
folg, troß der Verlegung mehrerer Perſonen, als Eine Verlegung 
der Rechts ordnung betrachten läßt. Daher darf namentlich bei 
dem Diebftahle, troß einer Verlegung mehrerer Perjonen, ein 
einziges fortgefetes Verbrechen angenommen werden, wenn nur 
die Sachen der mehreren Berfonen aus demfelben Gewahrſam ge⸗ 
ftohlen wurden. Dafjelbe gilt bei anderen Eigenthumsverbrechen, 
fofern nach ihrem ftrafrechtlicden Charakter die Einheit oder Mehr- 
beit der verlegten Perſonen gleichgültig ift und der Strafichuß 
nur dem Eigenthume im Allgemeinen gilt!. Doc fällt die An- 
nahme eines fortgejegten Verbrechens weg, ſobald das wejentliche 
Merkmal der Einheit des Entſchluſſes wegfällt und deshalb eine 
Mehrheit von Handlungen angenonmen werden muß?. Bei Ber- 
brechen, welche die Berfon in ihrer unmittelbaren Berjönlichkeit 
treffen, aljo bei Verbrechen gegen Leben, Leib und perlönliche 
Freiheit, tft ein einziges fortgejehtes Verbrechen, wenn die mebre- 
ren Alte mehrere Perfonen verlegen, undenkbar. 

Einheit des Entſchluſſes tft nicht zu verwechſeln mit Einheit 
der Abficht?. Einheit der Abficht, d. h. ein gleich vom Anfange 


Strafr. 1860 (Bd. VIII) Krausbaar, Gerichtsſaal von 1860, S. 258-2. 
Dieg, ebenda S. 499 fgg. John, die Lehre v. forigeſ Verbr., Berlin 1860. 
Berner, Grunbjäße des Preuß. Strafr. S. 82—119, Merkel, zur Lebre 
vom orig] Berbr., Darmftadt 1862. Buri, Abhandl. aus dem Strafr., 
Sieben 1862. Auch Häljchner, Suftem 1.8.505. Schwarze, Kommen- 
tar. Oppenhoff, Kommentar zu$. 74. Stemann, im Gerichtsfaal XXIV. 
Sabre. 1872, ©. 23—51. 

I Orundfäte des Preuß. Strafr. S. 114 fag 

2 Geib II. ©. 120—123. (Was Geib S. 120 mit dem „inneren Zu⸗ 
ſammenhange“ meint, im Unterjchiede von der Einheit des Entſchluſſes, die 
die Reihe der einzelnen Alte innerlich verbindet, ift mir nicht Elar.) Mehrere 
ehebrecherifche Alte können ein fortgefettter Ehebruch fein. Sobald aber 
Verſöhnung mit dem gekränkten Gatten eingetreten ift, hat man einen Ab⸗ 
j ng der es unmöglich macht, bie nun etwa wieder eintretenden ehebredhe- 
riſchen Alte noch als Fortſetzung des früheren Ehebruches zu betrachten. Ebenſo 
mehrere diebiſche Alte, mit Verlekung deflelben Gewahrſams; fobald eine 
neue Reihe von Alten beginnt, die ald Ausflug eines neuen Entichluffes, eines 
neuen Durchbruches des verbrecherifchen Willens erfcheint, ift von bloßer 
Fortfegung nicht mehr die Rede; wir haben Wiederholung. 

5 Wir nehmen den Ausdrud „Entiehluß” in dem von uns entwidelten 
technifchen Sinne. ( Imputationslehre S. 180; Lehrb. $. 94.) In der fonftigen 
Doltrin und in den Gefeten über das fortgef. Berbr. kommt der Ausdruck 
„Einheit des Entfchluffes” auch oft vor, aber ohne Scharfe Unterfcheidung, nur 
ſchlechtweg im Sinne der Einheit des Willens. 
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an auf die ganze Reihe der einzelnen Akte gerichteter Plan, ift 
nicht nothwendig. Der bereitd in das Stadium des Entſchluſſes 
getretene verbrecheriiche Wille fchüttet feinen Inhalt in einzelnen 
Akten aus, ohne für jeden folgenden gleichartigen Alt eines neuen 
Durchbruches zu bedürfen; und nur bierin liegt die für dag fort- 
gejebte Verbrechen erforderlihe Willenseinheit !. 

Seder der mehreren Alte muß allerdings „den Thatbeftand 
deilelben Verbrechens erfüllen”; denn es fann nur dafjelbe fort- 
gejeßt werden, was ſchon gejegt tft. Ein diebifcher Akt und noch 
ein diebifcher Akt können ein fortgejeßtes Verbrechen fein; niemals 
ein diebifcher Akt und ein betrügerifcher Alt, auch wenn beide 
gegen dafjelbe Eigenthum gerichtet wären. Die hiermit geforderte 
Gleichmäßigkeit der Akte darf indeß nicht zu eng gedeutet werben. 
Eine völlige Gleichheit der Alte kommt gar nicht vor, kann alfo 
auch nicht gefordert werden. Modalitäten der mehreren Akte heben 
alfo den Begriff des fortgefetten Verbrechens nicht auf. Sobald 
indeß ein Alt den Charakter einer anderen Art des Verbrechens 
annimmt, Löfet er ſich aus der Kette des fortgefegten Verbrechens 
ab und begründet ein felbftändiges Verbrechen *. 

Bayern 1813, 110 fordert Einheit des verlegten Gegen- 
ftandes oder der verletten Perſon. Dieje Forderung tft von allen 
Tpäteren Geſetzbüchern aufgegeben worden und Bayern 1861 bat 
fie in Bezug auf den Diebftahl durch eine ausprüdliche Beftim- 
mung des Artifels 273 verworfen. Braunſchweig 56, Han- 
nover 106, Darmftadt 111 und Thüringen 51 nehmen ein . 
fortgefetes Verbrechen in drei Fällen an, nämlich wenn die meh. 
teren gegen dafjelbe Strafgefet gerichteten Alte a) fortjchreitende 
Ausführung deſſelben Entichluffes, b) in Bezug auf dafielbe 
dauernde Verhältniß begangen, c) Beftandtheile und Stufen der- 
felben Handlung find. Baden 180, 181 fieht im Allgemeinen 
nur auf die Einheit des Entichluffes, verweifet aber für einzelne 


1 Grundfäte bes Preuß. Strafr. S. 101— 105. 

3 Ein Dienftbote Tann unter ben verichiebenften Modalitäten während 
einer Zeit fortgefegten Hausdiebſtahl gegen feine Herrichaft verüben. Er 
würde aber fofort aus ber fortlaufenden Reihe von Alten, die den Einen 

emeinen Hausdiebſtahl bilden, heraustreten und fich eines neuen Ber- 

echens fchuldig machen, wenn er feine Herrichaft durch Einbrud und Ein- 

eigen beftäble und dadurch einen ſchweren Diebftahl verübte. In anderen 
—* lafſen ſich ähnliche Modalitäten, wie Einbruch und Einſteigen, aller⸗ 
dings denken, ohne daß der Akt zu einem neuen Verbrechen wird. Doktrin 
und Geſetzgebung können hier nicht im Voraus haarſcharf fpalten, ſondern 
muſſen dem richterlichen Gutdünken einen gewiſſen Spielraum laffen. 
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Fälle auf die Beitimmungen befonderer Gefete. Darmſtadt und 
Baden wenden den Begriff des fortgefeßten Verbrechens auch auf 
Fahrläffigfeiten an, und zwar bei mehrfachen Verlegungen des 
nämlichen Strafgefebes, die ſämmtlich Folgen derfelben fahrläffigen 
Sandlung find! Württemberg 122 deutet mur an, daß die 
mehreren Alte von derfelben Art gemwefen fein müſſen. Sachſen 


: 1855, 78 Spricht das Wort Fortſetzung aus, definirt aber nicht. 


Preußen überläßt den Begriff des fortgefeßten Verbrechens der 
Doftein und der Praris?. Ebenjo das R.⸗G.⸗B., nach welchem 
der Begriff des fortgefeßten Verbrechens anzuwenden ift, wenn 
das richterliche Ermeſſen den mehreren Akten die Bedeutung ſelb⸗ 
ftändiger Handlungen nicht beizulegen vermag und deshalb auf 
den $. 73 und deflen ſchweigende Borausfegung (Lehrb. $. 140 
sub 1, a. und sub 2, c.) zurüdgreifen muß. 

Das fortgejehte Verbrechen wird als Ein Verbrechen geftraft. 
Die Strafe bleibt alfo innerhalb des Minimum und Maximum 
der auf dies eine Verbrechen gefetten Strafe. Die Mehrzahl der 
Alte bildet aber einen Strafmehrungsgrund. 


$. 142. 


Strafausmeffung bei dem Rüdfalle?. 
(R.-®.:3. 88. 244. 245. 250. 256. 261. 264.) 


Rückfall im meiteften Sinne tft die Begehung eines Verbrechens 
nad erfolgter Verurtheilung wegen eines früheren Verbrechens. 


I Will man aud von fahrläffigen fortgefekten Verbrechen reden, fo 
muß man das Merkmal der Einheit des Entfchlufjes aufgeben, da bier nur 
Einheit der Fahrläſſigkeit vorliegt. Es ift aber gar fein Bebürfniß 
zur Aufſtellung eines jolchen Begriffes vorhanden. Hat eine fahrläffige % nd= 
lung mehrere ſchädliche Folgen, jo ift eben nur Eine Handlung zu ftrafen 
und e8 bedarf, um zu biefem Ergebniffe zu kommen, nicht des Umweges, der 
durch den Begriff des fortgef. Berbr. führt. 

2 Man Tann nach Preuß. R. das fortgef. Verbr. nur unter den zunächft 
freilich für ideales Zufammentreffen beftimmten $. 55. bes Strafgefegb. ſub⸗ 
fumiren, nach weldyem nur bie Strafe Eines Verbrechens eintritt, wenn Eine 
Handlung anzunehmen ift. Als Eine Handlung find aber auch die ſämmt⸗ 
lichen Alte eines fortgef. Verbr. aufzufaflen. Grundſätze $. 117. Kritik ver 
neueren Gefegbücher ebenda $. 116. 

3 Wendt, de delictis recidivis, Erlangae 1824. Hohbach, Beiträge 
zum Strafr. und Strafverf., Leipzig 1836, &. 207 sog; Bauer, Ahandl. I. 
©. 101—166. Mittermaier, R. Arch. des Kr. . S. 114 rag. ae 
ebenda 1834, ©. 415 fgg. Hoorebeke, De la recidive, Gand 1846. 
Kritiſch mit Rüdficht au das R.:©.-B. behandeln ben Rüdfall die Kritiken 
von Berner (1869) und Hälfchner (1870). Für das R.-6.-B. kämpft am 
jathoemäßeften Stemann im Gerichtsſaal von 1871, ©. 401 fgg. Mit Recht 

eklagt aber auch er, daß das R.-©.-B. in den betreffenden Fällen zur Schär= 
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Diefer Begriff wird indeß vom gemeinen Rechte und von 
den neueren Gefegbüchern duch manche Bedingungen eingeengt. 

1. Berurtheilung und Verbüßung. 

Nah manchen Geſetzbüchern muß wegen des früheren Ver⸗ 
brechens ſchon eine, wenn aud nur partielle Strafverbüßung 
ftattgefunden haben !, während andere nur rehtsfräftige Ver⸗ 
urtheilung fordern?. Die letzteren müfjen folgerecht felbft dann 
bei dem ſpäteren Verbrechen Rückfall annehmen, wenn dag frühere 
rechtskräftig abgeurtheilte Verbrechen duch Begnadigung ver» 
ziehen, oder die über dafjelbe erfannte Strafe duch Verjährung 
getilgt it?. Sie können überdies es nicht als gleichgültig 
betrachten, wenn wegen bes früheren Verbrechens eine Strafver- 
büßung fattgefunden hat; denn die Verbüßung der Strafe ver- 
ſtärkt die Wirkſamkeit der Verurtheilung und tft daher ein Grund 
zu ftrengerer Behandlung des Rüdfalles. 

2. Inländiſches und ausländiſches Urtheil. 

Nach den meiften Gefegbüchern genügt, wern auch nicht un⸗ 
bedingt, eine frühere ausländifche Verurtheilung, reſp. Verbüßung “. 
Theils wegen der möglichen großen Verſchiedenheit inländifcher 
und ausländifcher Gejeße, theils wegen der Schwierigfeit der Kon- 
ſtatirung und Prüfung ausländischer Strafurtheile, theils auch um 
ausländiſchen Strafurtheilen feinen zu großen Einfluß auf die in- 
ländiſche Strafrechtöpflege einzuräumen, bat das Preußiſche Straf- 


fung nöthigt, ftatt nur zu ermächtigen, fowie daß baflelbe in ſolchen Fauen 
unter ein beſtimmtes Minimum herabzugehen verbietet. Mit reicher Kennt⸗ 
niß des geſchichtlichen Materials bat gearbeitet Georg Friedländer, ber 
Rückfall im gem. D. Recht, Heft I. Berlin 1872. Olivekrona, Des causes 
de la recidive, Berlin 1873. 

1 So nad gemeinem Rechte und nach den Gefegbüchern für Braun: 
igweigS, Hannover 111, Darmftadt 9%, Thüringen 46, Sachſen 
ah ii irßaar me auch ſchon Weiß zu 8. 58 des alten Kriminal- 
8 uches für Sachſen). 

2 So Duttemberga 334. Baden 184. Preußen 58. Grund- 
ſätz e des preuß Strafr. S. 128—142, beſonders ©. 132 fgg. Ueber bag Er⸗ 
forderniß der Rechtskraft bes früheren Urtheils Oppenhoff zu $. 58 und 
Temmes Archiv V. 4547. 

3 Nur darf ein durch Amneftie ober durch Niederſchlagung be— 
gnadigtes Verbrechen nicht mitgezählt werden, weil die Riederichlagung dem 
rechtäfräftigen Urtheile zuvorkommt und weil bie Amneftie das Berbrechen 
mit dem Schleier der Bergeffenbeit bebedt. 

4 Württemberg 124: „Gegen auslänbifche Landftreicher, welche 
Raub, Diebftahl oder Betrug gewerbömäßig verübt haben, begründen 
auch die Straferfenntnifie ausländijcher Gerichte die Strafen des Rückfalles“. 
Sannober 111—115. Darmftadt 96: „Unter den gültigen ausländifchen 

rkenntniſſen find nur bie Erfenntniffe ber zum Deutfchen Bunde und 
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geſetzbuch die Forderung geftellt, daß das frühere Urtheil von 
einem Preußijchen Gerichte gefällt fein mäjfe?. 

3. Gleiche und ungleiche Berbreden. 

Obwohl ein Nüdfall im meiteften Sinne des Wortes jelbft 
dann vorliegt, wenn das neue Verbrechen von ganz anderer Art 
ift, als das früher abgeurtheilte; jo haben doch fat alle Gejeß- 
bücher, indem fie mit dem von ihnen aufgeftellten Begriffe des 
Rückfalles das Schärfungsreht in Verbindung bringen, dieſen 
Begriff auf gleihartige Verbrechen beſchränkt und bei ungleich⸗ 
artigen Berbreden ausgeichlofien?. Preußen fordert ſogar 
grundfäglic Gleichheit der Verbrechen, dehnt den Begriff indeß 
durch befondere Anordnungen auf einige Fälle, wo nur Gleich⸗ 
artigfeit vorhanden tft, aus?. In den Fällen der Gleichheit 
der Verbrechen nimmt Preußen allemal Rückfall an; wogegen 
Darmftadt, Baden und Bayern 1861 auch unter der Voraus⸗ 
ſetzung der Gleichheit nur bei gewiſſen Klaſſen von Verbrechen 
vom Rückfall reden t. 

Die Beantwortung der Frage, welche Verbrechen gleihartig 


ber ben Mitgliedern des Deutſchen Bundes weiter in Europa zu— 
ftebenden, und aller derjenigen Staaten zu betrachten, beren Ge— 
biete unmittelbar an die Staaten des Deutſchen Bundes gren- 
en’. Weber das Unpaflende biejer Beitimmung vgl. Mittermaier zu 
Seuerba ©.229. Baden 184. Sachſen 1855, 82. Krug 1.157: „Die 
ichtigkeit der früheren, felbft ausländtichen Beitrafungen hat der Richter nicht 
zu prüfen, wohl aber die Kompetenz des Gerichtes, — ferner die Gleich- 
artigkeit der früher beftraften Verbrechen”. Temme, Archiv II. ©. 5. 

I VBreußen 58. Das Obertribunal bat Urtbeile der früheren Hohen-— 
zollernichen Gerichte für inländifche erflärt, aus politifchen Gründen, bie 
mit der Würdigung der Strafbarfeit Nichts gemein haben. Hterüber Rechts- 
fall bei Temme, Archiv Bb. IV. S. 174 und die ganz gerechtfertigte Note 
auf S. 176 dafelbft. Meber die Prüfung der Gründe der früheren Er- 
kenntniſſe durch ben fpäteren Richter ebenda ©. 177 fgg. 

3 Sp Württemb. 124, Braunſchw. 58, Hannov. 111, Darmft. 95, 
Kr. 3, Baden 184 Nr. 2, Thüringen 46, Abichn. 2, Sachſen 1855, 82. 

8 8.219 des Strafgefegb. behandelt den als rüdfällig, der wegen Raubes 
verurtheilt ift und barnad einen Diebſtahl begeht, woraus aber nicht folgt, 
daß auch derjenige rüdfällig fei, der wegen bes Diebftahl® verurtbeilt ift und 
darnach einen Raub begeht. 8. 2383 behandelt ven Räuber als rüdfällig, der 
früher wegen gewaltiamer Erpreffung verurtbeilt worden ift. Nach 8. 58 
übt das Vorhandenſein oder bie Abweſenheit erfchwerender Umftände auf 
die Annahme der Gleichheit Keinen Einfluß. Dapı $. 69: „Der Rückfall ift 
auch dann vorhanden, wenn bie That in bem früheren ober jpäteren Falle, 
ober in beiden Fällen die Theilnahme an einem Berbrechen oder Vergeben, 
oder ben Verſuch eines Verbrechens oder Vergehens daritellt”. 

4 Darmftabt 94 (Breidenbadh Bd. II. ©. ne Baden 183 
(Thilo ©. 19% fog. 198). Bayern 1861 heuptjähti ei Körperver- 
[efung 242, Diebſtahl, Raub, Hehlerei 276, Betrug und Fälſchung 
391; aber auch bei Forſtfreveln und in anderen Fällen. 
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feien, ftößt oft auf kaum zu Löfende Schwierigkeiten. Dies ift um 
ſo bedenflicher, al8 von der bejahenden oder verneinenden Ant⸗ 
wort das Sein oder Nichtſein des Schärfungsrechtes abhängt. 
Aus diefem Grunde haben die Geſetzbücher über die Gleichartigkeit 
bejondere Beftimmungen gegeben. Dieſe beftehen entweder in 
bloßen Andeutungen, indem auf die Gleichheit der Triebfeder 
(Gewinnfucht, Geſchlechtstrieb) und auf die Gleichheit des ver- 
legten Rechtes (Eigenthum, Leibesintegrität) als Merkmale der 
Gleichartigleit verwiejen wird 1; oder fie beftehen in erfchöpfenden 
Angaben derjenigen Verbrechen, die der Richter als gleichartig 
betrachten jol?. Fahrläffige und böswillige Verbrechen werden 
nirgend als gleichartig angefehen. 

Ueber die Strafbarkeit 
des Rüdfalles herrichen ähnliche Meinungsverichiedenheiten, wie 
über die Strafbarkeit des realen Zufammentreffensd. Eine dem 
Kumulationgprincipe vergleihbare Anficht, die im Art. 112 des 
Bayeriſchen Strafgejegbucdhes von 1813 ihren Ausdrud gefunden 
bat, will Verbindung der Vorftrafen mit der Strafe des neuen 
Verbrechens. Eine dem Abforptionsprincipe vergleihbare An- 
fiht will immer nur die ungeihärfte Strafe des neuen Ber- 
brechens . 

Die erſte Anſicht verletzt das Non bis in idem; es handelt 
fich ja nur um Beſtrafung des letzten Verbrechens, da der Rückfall 
die Aburtheilung, reſp. Beſtrafung der früheren vorausſetzt. Die 
zweite Anficht überſieht denjenigen Theil der Strafbarkeit, durch 
den der Rückfall den Nichtrückfall überragt. 

Objektiv bleibt das Verbrechen, trotz der Rückfälligkeit, 
allerdings daſſelbe: und hierin liegt die Nöthigung zu einer ent⸗ 


1 Auf bie Gleichheit der Triebfedern verweiſet beſonders Sachſen 1855, 
Art. 83; doch hat man bies bald als zu unbejtimmt befunden; Siebdrat, 
Strafgefegb. 1862, 8.74. Hannover 112 verweiſet außerdem auf bie Gleich⸗ 
heit der verletzten Rechte und der verbrecheriſchen Thätigkeit. Ueber die 
Schwierigkeit, mittelſt ſolcher Anordnungen die Gleichartigkeit aufzufinden: 
en nbarht, Kommentar I. ©. 487 fag.; Derfelbe, dad Kriminalgefeßbuch, 


2 Mü rttemberg 124: „Welche Verbrechen — gleichartig — ift in den 
einzelnen Fällen im befondbren Theile — beftimmt.” Andere Gefebücher 
äblen bie gleichartigen Verbrechen im allgemeinen Theile auf: Braun- 
Iamsig 59, Darmitadt 94, Thüringen 47. 
8 Diefe Anficht erflärt für bie richtige Geib IL. S. 97. Man kann fie, 
egenüber den früheren Uebertreibungen bes Schärfungsrechtes und Prä- 
Pi mtionen verbrecdheriicher Gewohnheit, entfchuldigen, aber nicht rechtfertigen. 
Mißbrauch und angemefjener Gebrauch des Schärfungsrechtes find zmeierlei. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 20 
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ſprechenden Beichränfung des richterlichen Schärfungsredhtes, To 
daß fih eine Schärfung bis auf das Doppelte nicht mehr recht⸗ 
fertigen ließe. Subjektiv ift aber eine beträchtliche Verſchieden⸗ 
heit vorhanden, weil das Beharren in der Verlegung der Geſetze, 
nach bereits erfolgter Verurtheilung, handgreiflich größere Schuld 
und Gefährlichfeit bekundet. 

Dies führt denn, wiederum ähnlich wie bei dem Zufammen- 
treffen, zu einem mittleren Principe, welches mohl jeinen 
natürlichften Ausdrud im Preußiſchen Strafgejeßbuche gefunden 
bat, indem diefes beim Rüdfalle allerdings eine Schärfung, aber 
nur bi3 auf die Hälfte über die ordentliche Strafe hinaus ge- 
ftattet!. 

Doh darf der Richter zur Schärfung nur ermädtigt, 
nit verpflichtet werden. Denn der Einfluß, den die Rück⸗ 
fälligfeit auf die Steigerung der Strafbarfeit übt, kann Durch die 
Geringfügigfeit des Straffalles, überhaupt durch vorhandene 
Strafminderungdgründe, fompenfirt werden. 

Bei der Abſchätzung der Strafbarkeit hat der Richter 
den Straffall in feiner Geſammtheit zu wägen, binfichtlich der 
Rüdfälligkeit aber vorzugsweiſe folgende Punkte zu veranfchlagen. 

1. Die Strafbarkeit ftuft fih ab nah der Verjhieden- 
artigfeit, Gletchartigfeit und Gleichheit der Verbrechen. 
St das neue Verbrechen von dem abgeurtbeilten der Art nad 
verſchieden, fo bildet die Rüdfälligkeit regelmäßig feinen Schär- 
fungsgrund, ‚Jondern nur nod einen Strafmehrungsgrund ?. 

2. Die Strafbarfeit wächſt, je früher, fie nimmt ab, je 
jpäter das neue Verbrechen nach der vorangegangenen Aburthei- 
lung, reſp. Berbüßung erfolgte. Dabei ift auch die Schwere der 
früher erfannten Strafe zu beachten. 

Nah 8. 60 des Preuß. Strafgeſetzbuches hört das richterliche 
Schärfungsrecht auf, wenn jeit dem Beitpunfte, in welchem die 


ı Ein —* Schärfungsrecht ruht auf dem Grunde der Gerechtigkeit, 
mit der die Forderungen des Beſſerungszweckes und des Abſchreckungs- 

wedes Hand in Hand gehen, jo daß wir ung bier nicht auf dem Boden ber 
Dräventionstbeorie, fondern durchaus auf dem Boden der von uns als 
richtig erkannten Straftheorie befinden. 

2 Württemberg Art. 109, 5. name 8. 64,6. Hannover 
Art. 93,5. Darmſtadt Art. 120,4. Breußen: Grundſätze des Preuß. 
Strafr. $. 169. — Manche Geſetze geitatten indeß auch bei ungleichartigen 
Verbrechen ſchärfende Zuſätze: Württemb. 112, gannover Art. 96, 2; 
Thüringen 46. Olivecrona, Des causes de la Recidive, Berlin 1873. 
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Freiheitsſtrafe oder Geldſtrafe des zulett begangenen Verbrechens 
oder Vergehens abgebüßt oder erlajfen worden ift, zehn 
Jahre verflofen find !. 

3. Beim wiederholten Rüdfalle treten die Gründe für 
firengere Behandlung des Rückfalles mit erhöhter Kraft auf. Es 
ift aber nicht angemeſſen, bet der Steigerung der Strafe Des 
zweiten, dritten und ferneren NRüdfalles einem mathemattichen 
Geſetze zu folgen. — 

Manche Geſetzbücher enthalten noch befondere Rormen fir die 
Beitrafung des Beieinander von Rüdfall und Zuſammen⸗ 
treffen?. „e 

Dagegen hat das R.-G.-B. den Rückfall im allgemeinen 
Theil geitrihen. Es Eennt den Schärfungsgrund nur woch in 
folgenden Fällen: 

a. bei Raub ($. 250 Nr. 5), bei räuberifchem Diebjtahl ($, 252), 
und bei räuberifcher Erpreffung ($. 255) ſchon im erften Rückfall; 

b. bei Diebftahl ($. 244), bei Hehlerei ($. 261) und bei Be- 
trug ($. 264) erft im wiederholten Rüdfall. 

Hierbei wird folgendes aufgeftellt: 

a. Raub ($. 249), räuberiſcher Diebitahl ($. 252) und 
räuberiſche Erpreffung ($. 255) find gleichartig, fo daß jedes 
diefer Verbrechen als Rüdfall geftraft: wird, auch wenn früher 
eines der beiden anderen begangen war. Ebenjo iſt Rüdfall beim 
Diebftahl aud dann begründet, wenn früher eines der eben 
genannten Verbrechen oder Heblerei verübt war ($. 244). In 
allen anderen Fällen ift daſſelbe Delift wie bei den früheren 
Begehungen nöthig. 

b. Die Rüdfallsftrafe jet nicht blos frühere Verurtheilung, 
fondern frühere gänzliche oder theilweife Berbüßung voraus, meil 
erft die Verbüßung bemeife, daß der frühere Beſſerungsverſuch 
nicht gefruchtet habe. 

1 Aehnliche Anordnungen enthalten andere Gefegblicher unter dem Namen 
der Rüdfall3verjährung. Val. Württemberg 126. Braunſchweig 
71. Darmftadt 103. Thüringen 74 Sachſen 84. Weber die Bebeu- 
tung einer ſolchen Zwiſchenzeit: Grundſätze bes Breuß. Strafr. ©. 138. 139. 
Der Gedanke einer Verjährung trifft hier nicht iu 

2 Hannover 116: „— jo fommen die PN wegen des 
Rüdfalles und wegen ded Zufammenflufles verbunden zur An— 
wendung” Sachſen 1855, Art. 85: „Es darf jedoch in diefem Zalle bie 
Strafe nit über das Dreifache der Strafe des fchwerften Ber- 


brechens anfteigen.” Siebbrat, Strafgefehb. 1862, S.76. Oppenhoff 
zu $. 244 des R.-0.:B., Nr. 15 (1873). | 
20* 
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c. Das frühere Delift muß im Deutſchen Inlande be- 
ftraft fein. . 

d. Die Schärfung findet auch Anmendung, wenn die früheren 
Strafen ganz oder theilweis erlaſſen find. 

e. Die Schärfung tritt nicht mehr ein, wenn ſeit der Ber- 
büßung oder dem Erlaß der legten Strafe zehn Jahre ver- 
floffen find. 

f. Die Schärfung ift nicht blos geitattet, jondern anbe- 
fohlen, fofern nicht mildernde Umftände angenommen werden. 

Diefe Säte find hauptſächlich beim Diebitahl ausgeſprochen 
in den 88. 244 und 245, und e3 wird bei den anderen Straf- 
fällen auf fie verwiefen. 

Durch die Beſchränkung der Rüdfallstheorie auf die ange- 
führten vereinzelten Fälle ift dag R.-G.-B. auf den Standpunkt 
der Karolina zurüdgefunfen, während ausländiiche Gejegbücher 
der neueften Zeit, wie bejonders das für Belgien, den Forderungen 
der Erfahrung und der wiſſenſchaftlichen Konfequenz folgend, die 
Rüdfalstheorie erweitert und zu höherer innerer Vollkommenheit 
ausgebildet haben. 


Dritter Titel 
Vollziehung und Ausſchließung der Strafe. 


$. 143. 
Strafvollziehung. 


Wenngleih die phufiihe Vollziehung der Strafe, als eine 
Thätigkeit der vollgiehenden Gewalt, der VBerwaltungsbehörde 
zufallen muß, fo liegt e8 doch in der Aufgabe des Richters, die 
Vollziehung, weldhe ebenſo unparteiiſch fein jol als das Urtheil 
jelbft, zu überwachen und dafür zu forgen, daß fie genau dem 
Richterfpruche gemäß erfolge!. 

Die materiellen Rechtsgrundfäße fordern einen Auffchub der 
Bolftredung, fobald diefelbe durch den Eintritt gewifjer Umftände, 
wie namentlich körperliche Krankheit und vorübergehende Geiftes- 


ı Die Reih8-Strafproceßorbnung $. 483 überträgt die Strafvolls 
ftredung der Stantsanmwaltichaft. 
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förung, in eine Ungerechtigkeit verwandelt werden würde. Un⸗ 
beilbare Geiftesftörung fchließt die Strafvollgtehung aus. 

Dur die Vollziehung felbit wird die Schuld des einzehten 
Verbrechens getilgt, da8 Verbrechen aber nicht ungeſchehen ge- 
macht, fo daß beſonders bei dem Rückfalle gar wohl auf daſſelbe 
noch Rüdficht genommen werden Tann ?. 

Die Angabe und Würdigung der formellen Wirkungen ſowohl 
der Berurtheilung als der Freiſprechung, namentlih die Ent- 
widelung des wichtigen Non bis in idem, gehört ausfchließlich in 
den Strafproceß?. 


$. 144. 


Tod des Verbrechers. 
(R.:6.:8. $. 30.) 

Es find zwei Fälle zu unterjcheiden: 

1. Der Verbrecher ftirbt ſchon vor erfolgtem Strafurtheile. 

Dann darf gar Feine Verurtheilung erfolgen, indem der Ver⸗ 
brecher durch den Tod dem Gebiete des zeitlichen Richters entrückt 
wird. Es wird daher gar Feine Unterſuchung eingeleitet oder die 
fchon eingeleitete eingeftellt . 

Die Römer kennen freilich eine Damnatio memoriae gegen 
den verftorbenen Hochverräther. Diejelbe übt aber, abgejeben 
von ihrer Unfittlichleit, Die "verkehrte Wirkung, daß fie eben das⸗ 
jenige Andenfen verewigt, welches fie vernichten fol ®. 

2. Der Verbrecher ftirbt nach erfolgtem Strafurtheile. 


1 L. 14. de off. praes. Reichs-Strafproceßord. $. 487, 488, 

2 Die L. 38. D. de poenis nennt die einmalige Bollgtefung ber Strafe 
eine nei. gl. L.14. D. deaccus. L.17.$8.6. D. de injur, 
Abegg 8. 165. 

Der dritte Band des Archives für Preuß. Strafr. liefert über das Non 
bis in idem drei Abhandlungen: eine von Küßner, eine von Goltbammer, 
eine von Berner. Backhartä, Handb. des Deutſch. Strafproc. Bb. IL, 1868, 
S. 662. 666. 673. 679. 686. Heffter, Non bis ın idem, Berlin 1873, 

4 Is qui inreatu decedit, integri status decedit: extinguitur 
enim crımen mortalitate; — morte crimine liberatur, jagt 
L. 11. D. ad leg. Jul. maj. — 8.:0.:D. Art. 185. — Bayern (1813) 
Art. 138. Hannover Art. 87 fgg. Braunſchweig ug fog. Darmftadt 
Art. 123 fog. Thüringen Art. 68. Defterreich 8. 224. Vreußen 8. 20. 
ninenburg DM. 15. Bayern 1861, Art. 91. — Geſchichtliches bei Geib 


5L.11. D. ad leg. Jul. maj. Pr Eine Gretution am schäname, 
tjächlich wenn ber Verbrecher e entleibt hatte, kam früber a 
—5 vor, aber nicht gemeinrechtlich. wachter, Lehrb. 1. 


310 Drittes Buch. Dritter Titel. 


Iſt das Urtheil bei dem Eintritte des Todes ſchon rechts⸗ 
fräftig geworben, jo kann es durch den Tod nicht vernichtet 
werden. Nun find allerdings Todesitrafen, Freiheitsſtrafen und 
Reibesitrafen gegen einen Todten nicht mehr ausführbar, während 
es bei den Ehrenftrafen gar Feiner befonderen Ausführung bedarf. 
Die Vollziehung der rechtskräftig erfannten Geldftrafen tft aber 
allerdings möglid. Das rechtskräftige Urtheil hat dieſe Geld- 
ftrafen ſchon bei Lebzeiten des Verbrechers ausgeſprochen und fie 
damit zu einer Geldihuld gemacht, die auf dem Vermögen des 
Verbrechers Laftet. Der Eintreibung derjelben Tann um fo weniger 
Etwas im Wege ftehen, als fich gegen fie nicht geltend machen 
läßt, was man bei anderen Strafen behaupten darf, daß die Be 
ftrafung von Todten theils thatfächlich unmöglich, theils unftttlich 
ſei. Mit Recht geftattet denn auch das R.-G.-B. $. 30 die Voll- 
ftredung einer Geldftrafe tn den Nachlaß, wenn das Urtheil bei 
Lebzeiten de3 Berurtheilten rechtskräftig geworden ift. 

Sit das Urtheil bei dem Eintritte des Todes zwar ſchon er- 
folgt, aber noch nicht rechtskräftig geworden: fo hebt der Tod 
die Möglichkeit auf, daß es je rechtskräftig werde. 

Givilanfprüde, die aus dem Verbrechen entiprangen, exlöfchen 
durch den Tod des Verbrechers nicht!. 

Wurde das BVerbreden von mehreren Perſonen verübt, jo 
hindert der Tod der einen nicht die Beftrafung der übrigen ?. 


$. 145. 
Verjährung’. 
(R.:6.:8. $$. 6172.) 
Sm Laufe der Zeit tritt das begangene Verbrechen je 
länger je mehr aus dem Leben, mit dem allein es die Rechts⸗ 


1 Der Nachlaß trägt wit blos die Steafgelber, fonbern auch bie Proceß⸗ 
koſten und alle aus dem Delikte entftandenen Schulden. Außerdem müflen bie 
scelere quaesita aus dem Nachlaffe herausgegeben werden. Ueber bie Be- 
beutung der yon bei Lebzeiten bed Verbrechets eingetretenen Rechtskraft 
der Berurtheil bi für@elbitzafen, Konfiskationen und Broceßfoften: Bayern 
1861, Urt. 91. Beichluß des Areußs Dbertribunals vom d. Ditbr. 18585, 
im Archive fü — Steafr. 1 106. 107. — Rechtsfall (Baden) in 
Temmes Ardjiv 

2 Iſt der Mebeber geftöchen, fo kann man noch ben sel en ftrafen: 
e8 wäre verlchet, wenn man bier den Sat anwenden wollte, daß ber Gehülfe 
nicht $ aft werben könne, wenn ber Urheber nicht ftrafbar befunden wird. 

itteratur. Unter ben älteren Arbeiten ift Derb Engau, 

Betradtunn bon der Verjährung in peinlichen Yällen, 5. . Sena 1 60; 
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pflege zu thun bat, zurüd in eine Vergangenheit, die nur noch 
von einem gejchichtlihen mtereffe if. Die Wirfungen des 
Verbrechens merden duch die Zeit hinweggeſpuült: der an- 
gerichtete Schade und Schmerz, und jelbit das Andenfen des 
Verbrechens erliſcht allmälig. Die Berfon des ehemaligen Ver⸗ 
brechers bat ſich vielleicht gebeflert: der böfe Wille, aus dem die 
That entiprang, lebt nicht mehr, und die Leidenfchaften, die 
zur Verübung des Verbrechen? antrieben, find vielleicht ab- 
geitorben !. 


enthält allerbings viel Ungehöriges. Ein reiches Material liefert Gründler, 
Lehre von der Verjährung ber peinlichen Strafe, 1796; er ift aber fehr ein- 
feitig und verlangt Aufhebung aller Kriminalverjährung. Pay Ihe über die 
—— in peinlichen Sachen, 1811. Unterholzner, aus ührliche Ent⸗ 
wickelung der geſammten Verjährungslehre, 3 Bbe., Leipzig 1828, Bb. 2; 
2. Aufl. 1858, Bd. 2, Buch 10; ein berühmtes, immer noch jehr Tchäßbares, 
für dad Bedürfniß der Gegenwart aber unzulängliches Werk. Nicht ganz ohne 
Bedeutung: Riedel (ein Gegner ber Verjährung), De praescr. criminum, 
1831, und Platzmann, Observatt. de poenar. praescr. 1832. In ber 
Schweiz erjchienen neuerlich zwei Promotionsarbeiten, von denen bie eine 
(Schoch, tritifche Betrachtung der neueren Doktrin und Geſetzgebung über 
Verjährung der Strafen, Schaffhaufen 1860) nach Umfang und Inhalt be- 
deutungslos ift, während die andere (Hirzel, unter demjelben Titel, Zürich 
1860) von Fleiß und Nachdenken zeugt. Ernfte Forſchungen liefert Dambach, 
Beiträge zu der Lehre von der Kriminalverjährung, Berlin 1860; die Arbeit 
ift aber unvolfftändig, beſonders hinfichtlich des neueren Rechte. Abegg, 
ber die Verjährung rechtäfräftig erfannter Strafen, Breslau 1862; eine jehr 
dankenswerthe Gelegenbeitsfchrift, bei der e8 indeß nicht im Plane des ver⸗ 
dienten Verfafſers lag, die neuere Litteratur.und die praltifchen Tragen ber 
Berjährungslehre zu verarbeiten. Tüchtiges liefern Köſtlin, Shftem Seite 
481 fgg- und Geib II. 8. 80 und 81. Auf mande Einzelheiten gebt näher ein 
Schwarze, Bemerfl. zur Lehre von der Verjährung, Erlangen 1867. Sol 
noch Pulvermacher in Goltdammers Archiv 1870. Heinze bei Holtend. I. 
S. 594. Es fehlt aber der Deutfchen Litteratur an einer erichöpfenden Mono⸗ 
graphie. Die Ergednifie der Borarbeiten zu einer folchen find zufammengefaßt 
in ber 3., 4., 5. u. 6. Aufl. dieſes Lehr buches. — Großen Reichthum bietet 
dagegen die Litteratur Frankreichs. Die VBerjährungslehre ift von dem 
anzofen längft fchon in den Werten über Strafrecht und befonbers über 
—— mit Sorgfalt und in großem Maßſtabe behandelt worden. Bgl. 
.8. Helie, De l’instruction criminelle, Tome III. Paris 1848. Weber» 
ies befigt die Srangöliice und Belgiſche Litteratur jet vier umfang- 
reiche Monographien: Hoorebeke, Traite des prescriptions en matiere 
penale, Brux. 1847; Cousturier, Traite de la prescription en matiere 
criminelle, Brux.1849; Brun de Villeret, Trait& theorique et pratique 
de la prescription en matiere criminelle, Paris 1863; Marquet, De la 
rescription en matiere criminelle, Paris 1866. Sie beſchatigen ſich 
eilich * nur mit ben Einzelheiten des Franzöſiſchen Rechts und laſſen in 
der eigen und peilsiophifegen Behandlung Vieles zu wünfchen übrig. 
oorebeke (geftorben 1864) hat aus älteren Arbeiten Couſtüriers geichöpft. 
uſtürier tft le einfeitig, daß er bie wichtigften Gründe der Kriminalver- 
jahrung ganz erfießt. 
ı Dies find die allgemeinen Gründe, auf denen mehr oder weniger 
beide Arten der Kriminafverjährung rußen. Im ee Abſatze des 
Textes finden fich die befonderen Gründe der Berjährung der Strafflage; 
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Schon nad dem Verlaufe eines gewillen Zeitraumes, jeit der 
Begehung des Verbrechens, wird ein Strafverfahren über daſſelbe 
unthunlid, weil die Spuren des Verbrechens dergeftalt ver» 
dunfelt und die Zeugniffe jo unficher werden, daß ſowohl der 
Anjhuldigungs- als der Entlaftungsbeweis feine Zu- 
verläfligfeit einbüßt. Mit dem Eintritte dieſes Zeitpunftes 
läßt der Staat, damit die Rechtspflege Durch ein verjpätetes Ver⸗ 
fahren nicht irregeleitet werde, eine Anftellung der Strafllage nicht 
mehr zu: Verjährung der Strafflage. 

Sit noch vor dem Eintritte diefes Zeitpunktes ein Straf- 
urtheil gefällt, deſſen Ausführung aber vereitelt worden, jo tft 
nun allerdings der Beweis des Verbrechens gefihert. Die 
Macht der Zeit hört aber deshalb nicht auf, Das Verbrechen 
felbft nah und nad aufzuzehren und felbft das Straf- 
urtheil in Vergeſſenheit zu bringen. Ueberdies ift das 
ſchon gefällte, zur Vollziehung 'auffordernde Strafurtheil wenig⸗ 
ſtens bet fchweren Straffällen geeignet, den Verbrecher entweder 
im Eril, oder in beftändiger Angft zu erhalten und damit, ähnlich 
der Strafe jelbft, bis zu einem gewiſſen Grade eine Abbüßung 
des Verbrechens zu bewirken. Der Staat hat daher endlich auch 
die bereits zuerfannte Strafe auszufhließen: Verjährung der 
Strafe. 

Den Ausſchlag giebt indeß nicht der Nachweis, daß die an⸗ 
gegebenen Gründe, von denen ohnehin fein einziger in abjoluter 
Weiſe geltend gemacht werden darf, im einzelnen Falle wirklich 
vorhanden find, fondern der bloße Ablauf der Zeit; denn 
diefer ift die gemeinfame Grundlage aller befonderen Gründe, 
gleihfam der Grund der Gründe; und nur er macht die im 
Intereſſe der Nechtsficherheit nothwendige genaue Berehnung 
der Verjährung möglich. 

Eine unvollitändige Auffafjung des Fundamentes der Ver- 
jährungslehre und ein Verkennen des Zufammenhanges defjelben 
mit der allgemeinen Strafrechtstheorie hat freilich oft dahin ge 


im fobann folgenden die befonderen Gründe ber Verjährung ber Strafe. 
Wir beben Dies nahbrüdlich hervor, weil man ed, an eine geglie- 
derte Darftiellung der Gründe ber Verjährung nicht gewöhnt, in 
der erften Auflage diefed Werkes überfehen und unfere Darftellung mit ber 
folcher Autoren identificirt hat, bie eine Vertheilung ber Berjährungsgründe 
an die beiden Arten der Verjährung, und eine Ausfonberung ber allgemeinen 
Gründe, noch gar nicht kennen. 


Vollziehung und Ausfchließung ver Strafe. Verjährung. 313 


führt, den Eintritt der Verjährung an diefen oder jenen verein« 
zelten Grund zu knüpfen. Vornehmlich fehlt es nicht an Schrift- 
ftelern und an Gefegbüchern, welche die Verjährung von der 
Bedingung der Beiferung abhängig machen und deshalb min- 
deftens dann feine Verjährung zulaſſen wollen, wenn der Ver⸗ 
brecher während der Verjährungszeit neue Verbrechen begangen 
bat!. Dies wäre aber nur dann folgerichtig, wenn man die ganze 
Verjährung auf die Vermuthung der Beſſerung gründete; und 
diefe Begründungsweife wäre wieder nur dann folgerichtig, wenn 
man das ganze Strafreht auf die Befferungstheorie gründete. 
Mit demfelben Rechte könnte man die Verjährung von dem Nach⸗ 
weije abhängig machen, daß das Erlöfchen des Andenkens 
wirklich eingetreten jei?. — — 

Den Griechen jhon mar die Verjährung in Straffadhen 
nicht unbefannt. Zwar nicht die oft zum Zeugniß hierfür ange- 
rufene Rede des Demofthenes für den Phormio, wohl aber andere 
Stellen deilelben Redners und befonder3 die Reden des Lyſias 
(um 458 v. Chr.) ſprechen mit Beitimmtheit aus, ſowohl daß bei 
den Athenern die Verjährung in Straffadhen galt, als au) daß 
e3 bei ihnen einzelne unverjährbare Verbrechen gab, zu denen die 
Ausgrabung eines heiligen Delbaumes gebörte?. 

Bei den Römern deutet feine Spur auf das Dafein der 
Kriminalverjährung ſchon während der Republif. Der von Cicero 
im Sahre 691 vertheidigte Rabirtus konnte wegen Tödtung des 
Bolkstribunen Saturninus noch angeflagt werden, obwohl feine 
That fchon vor 36 Jahren verübt worden wart. Das erſte ung 
befannte Römische Gejeg, welches die Kriminalverjährung einführte, 
ift die Lex Julia de adulteriis von 736 oder 737 (17 oder 18 


1 Bayern 1813, 139; 1861, 96.98. Württemberg 132.133, Baden 
197. Defterreich 229. Bal. ud Dreuß. Allg. Landr. II. 208. 63 und 
Vreuß. Kriminalorbn. $. 598. 599. 603. Im Entwurfe für dad Königr. 
Stalien (bei Nypels) jagt ber Art. 146: „La recidive — interrompt 
prescription des peines.‘ 

2 Selbft aus dem Geſichtspunkte der Beſſerung fann man wohl jagen? 
Sit die Verjährungszeit abgelaufen und bat der Berbrecher während berfelben 
ein neues Berbreuen verübt, jo genügt es, baßer wegen bes legte: 
gen geken t werde. 

3 Gut Dambach a. a. O. S. 1-21. 

4 Cic. pro Rabirio perduellionis reo, c. 9: „caussam suscepisti 
antiquiorem memoria tua, quae ante mortua est, quam tu natus esses.“ 
Anterbolzner, Rein, Rudorff und Geib ftellen deshalb die Kriminal- 
perjäbrung dr bie republ. Zeit in Abrebe. Heffter und Dambad halten da- 
gegen eine Verallgemeinerung bed Zeugnifle® von Cic. pro Rabirio für un 
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por Ehr.). Sie ordnete für Fleiſchesverbrechen die fünfjährige 
Verjährung an, wahrſcheinlich anknüpfend an die alte Tradition 
vom Luſtrum, tn der ſich der Gedanke des fünfjährigen Zeitablaufes 
mit dem Gedanken der Sühnung und Reinigung verband! Ein 
fo kurzer Zeitraum Tonnte indeß von den verftändigen Römern 
nicht zur Verjährungszeit aller, auch der jchwerften Verbrechen 
erhoben werden. Sie vervierfachten ihn. Die zwanzigjährige 
Kriminalverjährung wird in der Kaiferzeit, jpäteftens in der Zeit 
der großen Suriften, zur Regel, neben welcher die fünfjährige 
Verjährung für Fleifchesverbrecden und einige andere Delikte als 
Ausnahme fortbefteht 2. 

Daß das Römische Recht unverjährbare Verbrechen gefannt 
habe, verneinen Cujacius, Matthäus und Thibaut mit feinen An- 
bängern, unter denen fich auch Feuerbach befindet. Nach ihrer 
Anficht Jollen die auf Unverjährbarkeit deutenden Stellen nur 
den Gegenja zur fünfjährigen Verjährung ausdrüden und des⸗ 
halb auf die lange (zwanzigjährige, oder nach Thibaut dreißig» 
jährige) Verjährung zu beziehen fein. Dagegen behaupten Die 


ſtatthaft. Es banbelt fich aber 2 blos um das poſitive Zeugnik des 
Cicero; bebeutjamer ift das negative Beugniß, das vollftändige Schweigen ber 
älteren Römifchen Quellen über die Kriminalverjährung, bie eine wichtige und 
nicht zu hing ee Einrichtung ift. 

1 ge ter, Xehrb. $.186. Anm.2. Dambach ©. 70.71. 

2 Die fünfjährige Verjährung ee außer bei den Unzudtsper- 
brechen, auch bei ber rechtswidrigen Exdffnung des Teftaments eines 
durch feine Sklaven Ermorbeten, bei dem Betulat und bei ber Zolldefrau- 
dation. L. 12. D. de SCto. Silan (29, 6b), L. 7. D. ad leg. I pen 
latus (48, 13). L. 2. Cod. de vectigalibus et commissis (4, 61). die 
zwanzi gläbe! e en erflären die Kaifer Diokletian und Marimian 
(286 bis nach Ehe): „(Querela falsi temporalibus praescriptionibus non 
excluditur, nisi vigintiannorum praescriptione, $icut cetera 
quoque fere crimina“: L. 12. Cod. ad leg. Corn. de falsis (9, 22). 
Es fcheint Die viginti annorum praescriptio von Septimius Severus (193 big 
211 nach Chr.) und Antoninus Karakalla (211—217) zur regelmäßigen Krimi⸗ 
nalverjährung gemacht worben 2 fein. Als ſolche it fie dem zur Zeit bi 
Kaiſer Iebenden Paulus ſchon befannt und diefelben Kaiſer haben bie zwanzig⸗ 
iäpeige Verjährung auch bei fiskaliſchen Aniprüchen als Regel Me Ser L.3, 

. de requir. reis (48, 17). Daß man übrigens diefe nur von der Verjährung 
fisfalifhder Anfprüche bandelnde Stelle nicht von ber Verjährung ber 
Rriminaltiagen verftehen fol, Bringt ſchon Cujacius mit einem Cave ne 
confundas in Erinnerung; doch findet fidh die felung no immer 
wieder, 3.8. bet Helie, De P’instruction criminelle, 8b. II. &. 675. 676. 
®Bgl.Dambach, Diss. de ratione Praescriptionis criminum jureRomano, 
Berol. 1853, p. 24. Demeliug, Unterfuchungen aus dem Röm Civilrecht, 
1866. 8.6. Aber auch Schirmer zu Unterbolaner Bb. II. ©. 414. 

D 3 Cujacius, — —— de Sn 1808, 8; Fi 

.tit.19. cap. aut, über Beſitz und Verjährung, Jena , 9: 04, 
&.143.144. Feuerbach, Lehrb. 8. 65. 
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meiften neueren Schriftfteller, unter iänen Unterholgner, Rein und 
Geib!, die Unverjährbarfeit des Parricidiam, der Kindes» 
unterfhiebung und der Apoftafie. Sm der That ſprechen die 
hierauf bezüglichen Stellen die Unverjährbarkeit ganz klar aus?. 
Ohnehin hat die erceptionelle Stellung diefer drei Verbrechen 
nichts Auffallendes. Wenn irgendivo, fo war die Unverjährbar- 
teit bei dem Parricidium am Drte. Bei der Kindesunterfchtebung 
erklärt fih die Unverjährbarfeit vollftändig aus eigenthümlichen 
erbrechtlichen Gründen?, und bei der Apoftafie, die erft im Jahre 
426 n. Chr. von Theodofius und Balentintan unverjährbar ge- 
macht wurde, haben augenſcheinlich religiöfe Vorftellungen ein⸗ 
gewirkt. 

Nah gefälltem Strafurtheile läßt zwar das Römiſche Recht 
feine Verjährung mehr zu, kennt aljo eine Verjährung der 
Strafe nit‘. Intereſſant ift indeß eine Stelle aus dem Brief- 
wechfel zwifchen Plinius und Trajan, melde den Beweis Liefert, 
daß man bereit? auf der Schwelle der Verjährung der Strafe 
ftand >. 

In den alten Germanifhen Rechten finden fich einige fo 
unbedingte Ausſprüche über die Geltung der dreißtgjährigen 
Verjährung, dab man diejelben wohl nicht blos auf die civil» 
rechtliche, ſondern much auf die firafrechtliche Verjährung beziehen 
darf; wie denn in der L. Wisigothorum jogar ausdrüdlich von 


130, „serholgnes D. ©. 429 (8. 309). Rein ©. 278. Geib IL 

2 In Betreff de Parricidium L.10.D. ad leg. Pomp. de parric. 
(48, 9) und L. 1. D. SCto, Silan. (29, 5). In ber erften Stelle heißt e8: 
semper accusatio permittitur; in der zweiten: semper accusare permitti- 
tur. — Sin Betreff der Suppositio partusL. 19. 8.1. D. de lege Corn. 
de falsis (49, 10): Accusatio suppositi partus n temporis praescri- 
ptione depellitur. — In Betreff der Apostasia L. 4. Cod. de apostatis 
(1, 7): Nullis finita temporibus hujusmodi criminis arceatur indago. 

8 Bgl. die Erörterungen im Bejonderen Theil dieſes Lehrb. 


deren Berjährung das Kriminalurtheil nicht WA ausgeführt 
werden könne, mithin Verjährung der Strafe eingetreten ſei. Obwohl bies 
nur binfihtlich erfannter Gelbftrafen einen Sinn bat, wird e8 doch von 
zahlreichen Franzöſ. und Belg. Schriftftellern ald Grund für die Eriftenz einer 
allgemeingültigen Berjährung der Strafen im Röm. R. angeführt. 

5 Plinıus, Zpistolarum lib. X. epist. 40 und 41. Darüber Matth. 
de crim. ad lib. 48. D. tit. 18. cap- 5; Unterbolgner II. 8. 306 ©. 423; 
< b 73 über die Verjährung rechtsträftig erfaninter Strafen, Breslau, 1862, 

. T foe- 
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der dreißigjährigen Verjährung der caussae criminales die 
Nede ift!. ö 

Zur Seit der Rechtsbücher begegnen wir in Deutichland 
einer Verjährung der Klage bei den geringeren Straffällen, an 
deren Beitrafung Fein merkliches öffentliches Intereſſe baftet?. 
Auch ſchwere Verbrechen hat man in einzelnen Deutfchen Ländern 
wohl als verjährbar angejehen?; doch erblidte man, mit dem 
Fortſchreiten des Inquiſitionsprincipes, hierin immer mehr eine 
Ungehörigfeit. In der Schweiz unterfhied man die Malefiz- 
ſachen von den bloßen bußwürdigen klagbaren Freveln, fchloß bei 
ben erfteren die Verjährung aus, ließ fie Dagegen bei den legteren 
als Klagverjährung zut. Für das Deutiche Reich Spricht Adolph 
im Jahre 1293 fogar ausdrüdlich die Unftatthaftigfeit der Ver⸗ 
jährung von ſchweren Straffällen aus >. 


1 L. Burg. LXXIX. 8. 6: „Et quia omnia ad quietem omnium per- 
tinentia ex lege convenit providere, omnes omnino cauussas de 
quibuscunque rebus, quae intra XXX annos non fuerint definitae, 
nullo eas postmodum licebit ordine commoveri.“ Decret. Childeberti 
dat. circa annum 595, bei Georgiſch ©. 474, III: „De reliquis vero condi- 
tionibus omnes omnino caussas tricennaria lex excludit, praeter id, 
quod in alia regna hucusque detenuit.“ L. Wisigothorum X. 2.8.3: 
„Omnes caussas, sive bonas sive malas, aut etiam criminales, quae 
intra XXX annos definitae non fuerint, — nullo modo repetantur. Si 
quis autem post hunc triginta annorum numerum caussam movere ten- 
taverit, iste numerus ei resistat, et libram auri, cum rex jusserit, coactus 
exsolvat.‘“ — Gelegentlich mag bemerkt werben, daß in der Oraugans Is— 
lands die Befugniß fich zu rächen an eine beftimmte Zeit („bis zum nächften 
Allthing“) gebunden zu fein pflegt. Wilda, Strfr. der Germanen, ©. 160. 
161. Im Jütiſchen Lov findet fi Ariminatberjährung: Schirach, Hanbb. 
bes Schleswigſchen Krintinalr. S. 110. — Ueber das Kanoniſche R., das 
freilich von der Kriminalverjährung gar nicht ſpricht, mag verglichen wer: 
ben Decret. Greg. lib. II. tit. 25. de exceptionibus, cap. 6. 

2 Ssp. III. 31. jpricht von den Straffällen, wo Jemand einen Anderen 
fängt ohne ibm Etwas zu nehmen, ober wo er ihn verwundet ober fchlägt ohne 
Lähmung ober Todtſchlag. In ſolchen Fällen fol ber Berlegte innerhalb 
— klagen. Unterläßt er dies und ſtirbt er nach Ablauf des Jahres, 
ſo ſind ſeine Erben zur Anſtellung der Klage nicht mehr ber Kat; es wird 
nun, wie die Gloſſe bemerkt, angenommen, der Berlette babe verziehen. 
Schwsp. (2a$b.) 290. Deutschsp. Art. 248. Das Stabtreht von Nörd⸗ 
lingen, aus bem Anfange des 14. Jahrh., beftimmt im 8. 11: „Darnah iſt 
reht, daz der Amman biu vrevel fol erfchlagen und foL-fie in nemen innerhalbe 
jars vrift. tut er dez nit, fo ſol man von in ledig m“ Bol. Dfenbrüggen, 
Alam. Strafe. S. 195. Geib, Lehrb. II. ©. 140. Auch Mittermaier, 
N. Archiv des Kr. X. ©. 714, u. Birnbaum, ebendaf. XIV. S. 190 Anm. 16. 
3 GebI.S. 140. 

4 Die Malefizjachen follen von einer hohen Obrigkeit zu jeder Zeit ab- 
geitraft werben und „niemals verfcheinen.” Läuterung zum Landbuch von 
Nidwalden, bei Dfenbrüggen, Alaman. Strafr. ©. 19. . 
. 5 Placit. a. 1293; Pertz, Monum. IV. p. 460. Abbrud des Tertes bei 
Geib II. S. 141. 
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Dem Beilptele der Staliener folgend, recipirte das gemeine 
Deutihe Recht, bei dem Schweigen der Karolina, die Römifchen 
Beſtimmungen. Die unverjährbaren Verbreden des Römiſchen 
Rechts unterftügten indeß die deutſchrechtliche Tradition, daß bie 
ſchweren Verbrechen überhaupt nicht verjähren Fünnten !. 

Partikularrechtlich wurde die Verjährung mitunter nicht 
blos, wie in der Therefiana Art. 16, bei ſchweren Verbrechen, 
fondern, wie im Landrechte von Baden-Durlad und im Defter- 
reichiſchen Geſetzbuche von 1787, 8. 183, fogar fchlechtweg in 
Strafſachen aufgehoben. Es entſprach dies den Anfichten felbft 
der philoſophiſchen und reformatorifhen Denker jener Zeit, 
unter denen Beccaria die fehwerften Verbrechen für unverjährbar 
erklärt, während Servin jede Kriminalverjährung unbedingt ver» 
wirft ?. 

Schmweigend geht denn au das Allg. Preuß. Landredt 
(1794) über die Kriminalverjährung hinweg, um die abfchredende 
Wirkung des Strafgefeges nicht durch Erwedung der Hoffnung 
auf Straflofigfeit zu ſchwächen?. Der 8. 63 Th. II. Tit. 20 des 
Allg. Landr. beſchränkt fich auf die Anordnung, daß ein Verbrecher, 
der verborgen geblieben ift, aber jeit mehreren Jahren Bemeife 
einer gründlichen Beflerung gegeben und den Schaden erjegt hat, 
auf Begnadigung Anſpruch machen könne. Die Preuß. Kri⸗ 
minalordnung von 1805, 88. 597—603, nahm jedoch im Wefent- 
lichen, wenngleih mit mancherlei Klaufeln und Modifikationen, 
das gemeinrechtlihe Syſtem der 20jährigen und 5jährigen, und 
bei Delikten, die nicht von Amtswegen verfolgt werden, der 1jähri- 
gen Verjährung auf. 

Freier und vollftändiger entwidelte ſich das Inſtitut Der 
Verjährung in Frankreich. Das Franzöſ. Strafgeſetzbuch vom 
25. Sept. 1791 führte kurze Verjährungsfriften ein und erfannte 
zwei Arten der Verjährung an, eine Verjährung der Strafflage 
und eine Verjährung der Strafe. Bon der Franzöfiihen Straf- 
proceßordnung von 1811 wurde dies Syſtem vervollkommnet. 


1 Matth. ad 8 48. tit. 19. cap. 4 no. 6. Cod. Jur. Bavarici von 
1751, Th. 2. Tit. 118. 4. 

⸗— — 5. „Von der Dauer des Verfahrens und der Derjährung, “ 
Servin, De la legislation criminelle, Basle 1782, liv. 1. chap. 1. no. 5. 
8.8. Freier und Hofer tft bie au offung von Globig und Hufter, in ihrer 
zu Bern gekrönten Preisjchrift, 1 fe & 

8 Reſkript vom 26. Febr. 1798; Stenge eiträge VI. ©. 161. 
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In diefer vervollfommneten Geftalt wurde es anderen Europäi- 
ſchen Geſetzgebungen zum Mufter. 

Das gemeine Deutiche Recht, dem Römischen Rechte folgen, 
fennt nur Eine Verjährung und läßt nach erfolgtem Strafurtbeile 
feine Verjährung mehr zu. Hannover, Darmitadt und 
Naffau, Preußen, Oldenburg und Defterreich blieben auf 
dieſem veralteten Standpunkte ftehen; wogegen Sachſen 1838, 
Württemberg, Braunfhmweig, Baden, Thüringen und 
Bayern 1861 auch die Verjährung der erfannten Strafe auf- 
nahmen!. Das R.⸗G.⸗B. billigt beide Arten der Verjährung, 
legt der Verjährung der Strafflage den Namen „Verjährung Der 
Strafverfolgung” und. der Verjährung der Strafe den Namen 
„Verjährung der Strafvollitredung” bei?. Es trifft folgende An⸗ 
ordnungen. 

1. Verjährung der Verfolgung 88. 67—69. 

a. Die Verjährung der Verfolgung bewirkt ein Erlöſchen 
des ftrafrechtlichen Verfolgungsrechts, gleichviel ob die Berfol- 
gung duch öffentlihe oder dur Privatklage eintritt. Sie 
fchließt daher die Strafe mit allen. ihren ſtrafrechtlichen 
Folgen aus. 

b. Die Friſten find bei Verbrechen 20, 15 und 10 Jahre, 
bei Bergehben 5 und 3 Sabre, bei Webertretungen 3 Monate. 
Sm der zwanzigjährigen Frift verjährt die Verfolgung bei den 
mit dem Tode oder mit lebenslänglihem Zuchthaus bedrohten 
Verbrechen ?. 

c. Abgejehen von der Todesftrafe, nennt der $. 67 bei der 
Feftitellung der Friften nur Freiheitsftrafen. Weber die Friften 
enticheidet der Höchftbetrag der auf die Mißthat in abstracto 
angedrohten Strafe, nicht der Betrag derjenigen Strafe, welche 
in concreto zu erfennen fein würde. 

d. Bei Verſuch, Beihülfe und Jugend, ebenfo bei mil- 
dDernden dernden Umftänden ift die „angedrohte” Strafe eine mildere *. 


1 1 Sadfe fen 1838, Württember Er, Braunfhmeig 71. 
Baden wi Eptzingen 73. Sachſen1 109. Bayern 1861, 9. 


Na gen nem R. dauerte die Verjährung, dem Röm. Rechte gemäß, 
regelmäßig 2 Sabre, bei Fleiſchesvergehen und bei olbefraudationen 5 Yabre. 
‚Die Unverjährbarfeit des Anzrieibium, der Kindesunterſchiebung und ber 
Apoftafie ließ das gem. R. fall 

Vgl. inde bbenboff,. welcher an der diefem Satze widerſprechenden 
praue feſthält. 


Bollziehung und Ausſchließung der Strafe. Verjährung. 319 


e. Da der Gejehgeber unmöglich den Moment finden Tann, 
mo die Zeit das Verbrechen getilgt bat, fo rechnet man nicht a 
momento ad momentum, fondern a die ad diem. 

f. Die Verjährung der Verfolgung beginnt mit dem Tage 
des begangenen VBerbredeng, d. h. mit demjenigen Tage, 
109 die Begehung oder Unterlaffung, in welcher die Berübung des 
Berbrechens beiteht, ihr Ende erreicht hat. 

Augenblidlihe Verbrechen (mie 3. B. die Tödtung) hören 
auf begangen zu werden, jobald fie den Zeitpunkt der Vollendung 
erreicht haben. Gehört zur Vollendung ein beftimmter Erfolg, 
wie bei der Tödtung der Tod, jo bildet nach der Natur der Sache, 
auch er noch, jelbft wenn jein Eintritt fich verzögert, einen Theil 
des augenblidlichen Verbrechens; und grundverkehrt ift die Be- 
ſtimmung des $. 67, daß auf den Zeitpunkt des eingetretenen Er- 
folge3 feine Rüdficht genommen werden fol. 

Dauernde Verbrechen (wie 3. B. das Tragen verborgener 
Waffen) können nach dem Augenblide der Vollendung fortbegan- 
gen werden?. 

Die Bigamie ift, ihrer Natur nad, Fein dauerndes Ver⸗ 
brechen, meil die ftrafbare Thätigfeit nur in der Abfchließung der 
zweiten Ehe, nicht aber darin beiteht, daß man, dem neuen Treu⸗ 
verſprechen gemäß, in der zweiten Ehe bleibt. Das R.-G.-B. 
behält indeß im $. 171 den Grundfaß bei, daß die Verjährung 
der Strafverfolgung erft mit dem Tage beginnt, wo eine der bei- 
den Ehen aufgelöft, für ungültig oder nichtig erklärt worden ift. 

Fortgefegte Verbrechen beginnen erft mit dem letzten 
Einzelafte, der zum Ganzen des Verbrechens gehört, zu verjähren; 
Gemwohnbettsverbreden, d. h. Verbrechen, bei denen die Ge- 
wohnbeitsmäßigleit einen Theil des geſetzlichen Thatbeitandes 
bildet, erſt mit dem legten Einzelakte, der aus der verbrecheriichen 
Gewohnheit entiprang ?. 

g. Abnorm ift die Beftimmung des $. 68, Daß eine Unter- 
bredung ber der Verjährung der Strafverfolgung nur vom Richter, 

— I Bgl. Über a und bauernde Verbrechen: Berner, Grundff. 
des Kr Strafr. S bajelbft auch über ben Unterſchied der augenbI. 
und der dauernd. Berbr. von ben Delicta facti transeuntis und ben D. f. 

ermanentis. 
3 Bol. Doom, zur Xehre von ben gewerbs⸗ und gewo nheitgmäßigen 
Verbrechen, Sena 187. 1, — eine eingehende und ſehr faßlich gefchriebene Arbeit, 


die indeß bei den gewerbömäßigen Verbrechen zu einfeitig den Willen 
n 
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nicht vom Staatsanwalte, ausgehen kann. Den Ausichlag bier- 
für gab im Reichstage die Erklärung bes Minifters Leonhardt, 
er glaube im Einverftändniß mit Lasker, Daß immer die Staats» 
anmaltichaft, wenn fie ſelbſt die Verjährung nicht unterbrechen 
fünne, in der Lage jet, fie durch den Nichter unterbrechen zu 
laffen!. Allein diefe Vorausſetzung ift weder richtig, noch würde 
fie die Verdrängung der Staatsanwaltichaft aus ihrer fachgemäßen 
Stellung rechtfertigen. 

Der Richter muß zwar Strafrichter fein, braucht aber nur 
in abstracto, nicht in concreto zuftändig zu fein. 

h. Die riterlihe Handlung muß fih auf die begangene 
That beziehen, wenngleich diefe That vielleicht noch nicht ımter 
den richtigen Begriff ſubſumirt ift. 

i. Die richterlihe Handlung muß gegen den Thäter, d. h. 
gegen die Berfon, gerichtet fein. Damit tft nicht gemeint, daß 
fie nicht auch gegen einen Theilnehmer gerichtet fein Fönne, ſon⸗ 
dern nur, daß eine erjt auf Ermittelung des Thatbeftandes ge- 
richtete Handlung, bei welcher eine beftimmte Perſon noch nicht 
als mindeftens verdächtig behandelt wird, nicht ausreiche. 

ALS richterliche gegen den Thäter gerichtete Handlungen gel- 
ten nicht die Handlungen des inneren Gejchäftsbetriebes. Da- 
gegen wirkt, nad) $. 453 der Neih8-Strafproceßordnung, eine 
polizeiliche Strafverfügung in Betreff der Unterbreddung der Ver- 
jährung wie eine richterlihe Handlung, und die gleiche Wirkung 
legt 8. 459 ebenda den Strafbeicheiden von Vermaltungsbehör- 
den bei. 


k. Eine gegen einen Theilnehmer gerichtete Unterbrechung 
inpoloirt nicht eine Unterbrechung gegen die übrigen Theilnehmer, 
jondern „die Unterbrechung findet nur rückſichtlich desjenigen jtatt, 
auf melden die unterbrechende Handlung ſich bezieht.” Doc 
fommen in einem gegen mehrere bereit bekannte Theilnehmer 
gerichteten Verfahren auch Handlungen vor, melde fchmeigend 
oder ausdrüdlich alle Theilnehmer betreffen. 


1. Nach der Unterbredung beginnt eine neue Verjährung, 
jo daß die vor der Unterbrechung abgelaufene Zeit nicht mit ge 
rechnet wird. 


1 Sten. Ber. von 1870, ©. 238, 
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Mit dem Gedanken der Verjährung tft aber die Zulaffung 
einer Unterbredung in infinitum unvereinbar. Darum wird 
eine nicht am Buchſtaben haftende, jondern den Geift des Geſetzes 
erfafjende Auslegung Unterbrechungen nur während der urjprüng- 
lichen, vom Zeitpunkte der begangenen' Handlung berechneten 
Frift, nie aber während der durch eine Unterbredung 
berbeigeführten Verlängerung derfelben zulaffen!. 

m. Ob der Richter am Einfchreiten gehindert war oder nicht, 
ift im Allgemeinen für den Lauf der Verjährung ohne Belang. 
Auch durch Handlungen des Thäters, 3. B. durch Verbergen oder 
Flucht, wird die Verjährung nicht unterbrochen. 

In manden Fällen tft indeß, befonders nach Rheiniſchem 
Rechte, ein Strafverfahren an die Bedingung geknüpft, daß zuvor 
vom Civilgerichte eine Civilfrage entfchteden jet (Präjudicialfrage); 
fo tft 3. B. das Strafverfahren wegen Unterdrüdung des Berfonen- 
ftandes an die Bedingung gefnüpft, daß zuvor vom Givilgerichte 
über den Perfonenftand entfchieden jei?. Der Strafrichter tft 
alsdann an einem die Verjährung unterbrechenden Handeln, wie 
ſehr auch ein folches durch das öffentliche Intereſſe geboten fein 
mag, gejeglich gehindert. Darum rechtfertigt es ſich, die Verjäh— 
zung in ſolchen Fällen nicht fortlaufen zu laſſen, fondern ihr aus⸗ 
nahmsweiſe Einhalt zu gebieten, wie dies im $. 69 geſchieht. 

Der Gejeßgeber bat aber dieſe Ausnahme nit auf präju- 
dicielle Civilfragen beſchränkt. Er hat fie ausgedehnt auf alle 
Borfragen, deren Entſcheidung in einem anderen Ber- 
fahren erfolgen muß. Die Ausnahme gilt alfo nicht blos bei 
civilrichterlichen, jondern auch bei abmintitrativen Vorentſchei⸗ 
dungen. 

Bis zum beendigten Verfahren über die Vorfrage „ruht“ 
dann die Verjährung. Sie wird aber nicht unterbroden, was 
die wichtige Folge bat, daß fie nach beendigtem Ruhen fortläuft 
und nit erft wieder beginnt. 

2. Verjährung der Bollftredung $. 70—72. 

a. Die Verjährung der Vollftredung bewirkt ein Erlöſchen 
Des Bolftredungsrehts. Sie hebt daher die Ehrenftrafen 


1 Db die Gerichte diefen Sat annehmen werden, hängt von der Höhe bes 
Standortes ab, den fie bei der Interpretation eingunehnen vermögen. Bol. 
Cousturier &.19 fge. Kubo, Komment. Bd. 

2 Code civil, Art. 327 
Berner, Strafrecht. 9. Auf. >21 
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nicht auf, da deren Vollftredung ſchon mit der Rechtskraft des 
Urtheils eintritt (R.-G.-8. 8. 36). Sie hebt auch die Polizei— 
auffiht nicht auf, da diefe erft von dem Tage berechnet wird, 
an welchem die Freiheitsftrafe verbüßt, verjährt oder erlaſſen ift 
(R.G.⸗B. 8. 38 Abſ. 3). 

b. Die Sriften find, nach der Schwere der Strafen: 30, 20, 
15, 10, 5 und 2 Sabre. 

Auch die Todesftrafe und die lebenslängliche Freibeitäftrafe 
verjähren. Es führt dies allerdings zu Ungleichheiten. Wenn 
zwei Berjonen zu lebenslänglicher Freiheitsſtrafe verurtheilt find, 
bei der einen ift Vollftredung eingetreten und bei der anderen 
nicht: jo bleibt diejenige Perfon, welche Ihon 30 Jahre ihrer 
Freiheit beraubt war, noch ferner derjelben beraubt, während die 
andere Perſon, welche der Freiheitsftrafe fih 30 Jahre hindurch 
entzogen bat, in Freiheit bleibt. Aus diefem Grunde fchloffen 
manche neueren Gejegbücher die Todesftrafe und die lebensläng- 
lihe Freiheitsftrafe von der Verjährung aus. 

c. Die Friften find nad den erfannten, nicht, mie bei der 
Verjährung der Berfolgung, nah den angedrohten Strafen 
beitimmt. 

d. Da das Geſetz durch Einführung der Verjährung der 
Bolftredung eine mildere Rechtsanficht ausgeiprochen bat, fo muß 
diefe Verjährung auch auf die vor dem R.⸗G.⸗B. erkannten 
Strafen angewendet werden. 

e. Diefe Verjährung beginnt mit dem Tage der Redtd- 
kraft des Urtheils, fo daß der Tag der Rechtskraft als erfter Tag 
der Verjährungsfriſt zählt. 

f. Bei der Verjährung der Vollftredung find die als zujam- 
mengehörig erfannten Strafen als ein Ganzes aufzufallen. Wenn 
daher neben Freiheitsftrafe auf Geldftrafe erkannt tft, ſo 
tritt nicht für jede der beiden Strafen eine bejondere Verjährung 
ein, fondern die Vollſtreckung der Geldftrafe verjährt mit der 
Bolftredung der Freiheitsftrafe zugleich, nach Anordnung des 
8. 71. 


150 Braunfhmweig, Baden und Bayern 1861. Andere Geſetz⸗ 
bücher, beſonders Sadfen. und Fe rad en auch die Berjährung 
der Verfolgung aus, iv um Verbrechen handelte, bie mit lebens⸗ 
Yängli —— — ober An Gobesftrafe bedroht waren; dies konnte auf 
feinen gebilligt werben. 
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g. Eine im Geſetze übergangene Hauptftrafe ift der Ver⸗ 
weis. Die Praris nimmt an, er verjähre nad) Analogie des 
8. 70 Nr. 6, welche von der Verjährung der leichteften Strafen 
bandelt, in zwei SJahren!. 

h. Unterbrochen wird die Verjährung der Vollftredung durch 
Handlungen, welche auf die Bollitredung gerichtet find, aljo 
vor allen dur die Vollitredung felbft, dann aber auch durch 
Maßregeln, welche die Vollftredung zum Ziele haben, alfo durd) 
Bolftredungsbefehle, durch Stecbriefe. 

i. Die unterbreddenden Handlungen müſſen ausgehen von 
derjenigen Behörde, welcher die Bollftredung obliegt. 
Feftnahme des BVerurtheilten unterbricht auch die Verjährung, 
aber doch nur dann, wenn fie „zum Zwede der Vollſtreckung“ 
erfolgt, was auf eine amtliche Thätigfeit deutet. 

k. Die auf Vollftredung gerichteten Handlungen bewirken 
nicht ein bloßes Ruben, fondern eine Unterbredung der Ver- 
jährung; es wird aljo hernach die Verjährung nicht fortgeſcht⸗ 
ſondern neu begonnen. 

3. Gemeinſames. 

a. Unabhängig von der Kriminalverjährung iſt die Ver⸗ 
jährung der Klage auf Schadenserſatz. 

Die Civilklage iſt an andere, meiſt längere Verjährungs⸗ 
friſten gebunden und ruht auf anderen Gründen als die Straf⸗ 
klage. Es wäre ein ſeltſames Privilegium des Verbrechers, wenn 
gegen ihn Civilanſprüche ſchneller verjähren ſollten als gegen 
Andere. 

b. Die aus ſicherheitspolizeilichen Gründen von den 
Strafgeſetzen angeordnete Konfiskation der Werkzeuge ꝛc. 
kann vom Strafrichter auch nach eingetretener Kriminalverjährung 
noch ausgeſprochen werden, ſo z. B. die Konfiskation der Münz⸗ 
werkzeuge nach verjährter Münzfälſchung, die Konfiskation und 
Vernichtung verbrecheriſcher Schriften nach verjährtem Preß⸗ 
vergeben. Das R.-G.-B. erklärt im $. 42 mit Bezug auf die in 
ven 88. 40 und 41 angeordnete Einziehung von Gegenftänden 
des Berbrechens, verbrecheriihen Schriften zc.: „Iſt in den 
Fällen der 88. 40 und 41 die Verfolgung oder die Ver» 
urtheilung einer een Perſon nicht ausführbar, To 

2 DOppenboffzu$. 7 


2 Wir pflichten Dopenboff gegen Schwarze bei. 
21* 
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fönnen die bafelbft vorgeichriebenen Maßnahmen ſelbſtändig er- 
fannt werden.” 

c. Da die Berjährung nicht aus bloßer Bergünftigung für 
den Verbrecher, fondern im öffentlichen Intereſſe und um der Ge⸗ 
rechtigkeit willen eingeführt tft: jo ift fie unverzichtbar, muß 
von Amtswegen, und zwar in jeder Inſtanz berüchkſichtigt 
werden. 


$. 146. 
Unterbliebener Antrag. 
(R.G.-⸗B. 88. 61-65.) 

Litteratur: Zahariä, Archiv des Fr. 1845. ©. 566, 1847 ©. 390. 
Kditlin, Syftem I. S.513. Geib I. S. 166. Tippelskirch, Gerichts- 
faal 1859, &. 183. Geßler, Gerichtsfaal 1866, S. 83. Unter den Kom— 
mentaren ber Partilulargefegbüdher die von Breidenbach, Hufnagel, 
Krug, bauptjächlich aber bie zum Bahr. Stfgb. von Stenglein, Hocheder, 
Meis; unter den Kommentaren zum R.-6.:8. die von Oppenhoff und 
Schwarze. Mehrere anregende Aufſätze im Archiv f. gem. und Preuß. 
Stfr. Jahrg. 1871, Bd. 19; darunter am beveutendften Bar, über die recht- 
liche Natur des Strafantrages, ©. 641. Fuchs, Anklage u. Antragsdelikte, 
Breslau 1873 (204 Seiten). Reber, die Antragsbelikte, München 1873. Neß- 
ler, die Antrags-Berechtigungen, Berlin 1873. Dochow, die Antragsbelikte, 
bei Holgendorff: Ergänzungen zum Handb. II. 1877, ©. 628 fgg. 


Gewiſſe ftrafbare Handlungen, wie Ehrenfräntungen und 
leichte Körperverlegungen, in engen Grenzen jelbit Diebftähle und 
Unterfhlagungen, beeinträchtigen das allgemeine Intereſſe und 
das öffentliche Ween nur in geringem Maße und find vorwiegend 
Verletzungen des Privaten. Einige andere Handlungen können 
nicht vor das Strafgericht gezogen werden, ohne daß dadurd die 
Mirde und Weihe der Familie zerftört wird: jo der Ehebruch, 
in gewiflen Fällen auch die Unzucht und die Entführung, nicht 
minder der Familiendiebitahl. Der Staat gebt daher gegen ſolche 
Handlungen nit von Amtswegen vor, fondern wartet den An- 
trag des Berlepten ab. 

Bon der Karolina wird nur in vier Fällen die Beitrafung 
an einen Antrag gelnüpft, nämlich bei Entführung, Nothzucht, 
Ehebruch und Zamiliendiebftahl (CCC. Artt. 118. 119.120. 165). 
Sn manchen neueren Gejegbüchern findet fih aber eine viel 
größere Anzahl, die Heinfte wohl im Preußiſchen Strafgefeh- 
buche, eine weit erheblichere im Sächſiſchen. Dem letzteren folgte 
das R.⸗G.⸗B. Mlein das vom R.⸗G.⸗B. aufgeftellte Syitem der An⸗ 
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tragsfälle erregte Anſtoß und wurde daher durch die Novelle vom 
26. Februar 1876 in dreifacher Richtung befchräntt. 1) Das Er- 
forderniß eines Antrages wurde geftrichen bei qualificirter Unzucht 
und bei Nothzucht 88. 176, 177; bet Nöthigung und Drohung 
88. 240, 241; bei unberechtigtem Krebſen und Fiſchen 88. 296 
und 370 Nr. 4. 2) Die Zurüdnahme des Antrages wurde der 
Regel nach ausgeſchloſſen, in einigen Ausnahmsfällen zugelaffen 
8. 64. 3) Als ausnahmslofe Regel wurde aufgeftelt, daß der 
Antrag nur bis zur Verkündung des Urtheil zurückgenommen 
werden fann. 
Sm den Kreis der nur auf Antrag verfolgbaren Handlungen 
gehören gegenwärtig folgende Fälle: 
1) feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten $. 102, 
2) Beleidigung eines nicht zum Neiche gehörigen Landesherrn 
oder Regenten $. 103, 
3) Beleidigung eines dieſſeits beglaubigten Gefandten $. 104, 
4) einfacher Hausfriedensbruch $. 123 Abi. 1, 
5) argliftige Verleitung zu ungültiger Ehe $. 170, 
6) Ehebruch $. 172, 
T) Berleitung zum Beilhlaf unter Borjpiegelung der Ehe 
8. 179, 
8) Verführung eines unbeſcholtenen Mädchens unter 16 Jahren. 
8. 182, 
9) Berleumdung Berftorbener $. 189, 

10) Beleidigung 88. 194—196, 

11) feichte vorſätzliche und alle fahrläffigen Körperverletzungen 
ohne Berlegung einer Amts», Berufs- oder Gemerbspflicht 
8. 232, 

12) Entführung einer Frauensperjon wider ihren Willen $. 236 
und Entführung einer Minderjährigen $. 237, 

13) Diebftahl und Unterfhlagung gegen Angehörige, Vor⸗ 
münder, Erzieher, Lehrherrn, auch Hausdiebitahl und Haus- 
unterſchlagung 8. 247, 

14) Betrug gegen Angehörige, Vormünder oder Erzieher '$. 263, 

15) Bereitelung einer Zwangsvollſtreckung $. 288, 

16) Schädigung des Gebrauchs⸗ oder Zurüdbehaltungsrechtes 
8. 289, 

17) unberechtigtes Sagen von Seiten Angehöriger $. 292, 

18) unbefugtes Deffnen von Schriften $. 299, 
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19) unbefugtes Offenbaren von Privatgeheimniſſen $. 300, 
20) geminnfüchtige Ausbeutung Minderjähriger 88. 301. 302, 
21) einfadhe Sachbeſchädigung $. 303, 

22) Mundraub und Futterdiebftahl $. 370 Nr. 5. 6. 

Unter diefen Fällen finden fih drei Verbreden (nämlid 
feindliche Handlungen gegen befreundete Staaten $. 102, Ver⸗ 
leitung zum Beifchlaf unter Vorfpiegelung der Ehe $. 179, Ent- 
führung einer Frauensperjon wider ihren Willen $. 236); zwei 
Uebertretungen (Mundraub und Futterdiebftahl $. 370); alle 
übrigen find Vergeben. Die ſprachwidrigen Ausdrüde „An- 
tragsverbrechen” oder „Antragsvergehen” find daher als Ge- 
fammtnamen ſchon zu eng. Wir gebrauchen daber die ſprachlich 
zuläjfige und hinreichend weite Bezeichnung: Antragsfälle. 

Zu unterfcheiden ift von einem erforderliden Antrage die 
Ermädtigung, die das Geſetz bei dreierlei Beleidigungen 
von politifhem Charakter zur Verfolgung vorausfegt, nämlich 

a) bei Beleidigung von Bundesfüriten $. 99, 
b) bei Beleidigung des Regenten eines Bundesftaates $. 101, 
c) bei Beleidigung politiicher Körperfchaften 8. 197. 

Die Ermächtigung wird dur die zuftändige Behörde bei 
dem Berlegten eingeholt, der Antrag hingegen wird abge- 
wartet; dort thut die Behörde, bier der Verletzte den erften 
Schritt; dort ift größere Annäherung zu, bier größere Ent- 
fernung von der Verfolgung von Amtswegen. Für die Ermäd- 
tigung gelten nicht die vom Gefege für den Antrag geftellten 
Forderungen (der dreimonatlichen Frift, der Untheilbarkeit). 

1. Bei den Antragsfällen geht die Verfolgung vom 
Staate aus und nur den Antrag auf Verfolgung fommt vom 
Verletzten. Der Antragfteller ift nicht Privatfläger, wird 
im Procefje nicht Partei, übt auf die Art der Verfolgung und 
den Gang des Verfahrens feinen Einfluß. Auch fein Tod, nach 
geitelltem Antrage, hebt die Verfolgung nicht auf. 

2. Der Antrag tft Bedingung der Verfolgung. 

Der Grund, weshalb die Verfolgung nur auf Antrag eintritt, 
kann liegen: a) in der allgemeinen Natur des Delilts (4. B. Be⸗ 
leidigung), b) in dem perſönlichen Berhältniß des Thäters zum 
Berlegten (3. B. unberechtigtes Jagen von Geiten eines Ange- 
hörigen), c) in der Geringfügigkeit des angerichteten Schadens, 
indem das Delift bei größerem Schaden von Amtswegen verfolgt 
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wird (3. B. leichte vorfägliche Körperverlegung, Mundraub). Fälle 
der zweiten und dritten Art haben nicht immer ſchon beim erften 
Anblid den Anſchein von Antragsfällen; das perfönliche Verhält- 
niß oder die Geringfügigkeit des Schadens zeigen ſich bisweilen 
erſt fpäter, nachdem man bereits von Amtswegen eingejchritten 
iſt: alsdann muß das Berfahren eingeftellt werden, big ein 
Antrag erfolgt. 

3. Zum Antrage beredtigt ift im Allgemeinen der 
Verletzte, d. h. Derjenige, gegen den die ſtrafbare Handlung ſich 
richtete, auch wenn er, wie häufig beim bloßen Verſuche, einen 
materiellen Schaden nicht erlitten hat!. Der Verletzte kann eine 
Privatperfon, aber auch, wie in den Fällen der 88. 102 fgg., eine 
Regierung fein. 

In vielen Fällen bezeichnet das Geſetz den Antrags-Berech- 
tigten befonder$: fo bei feindlihen Handlungen gegen befreun- 
dete Staaten die auswärtige Regierung oder den auswärtigen 
Gejandten SS. 102—104; fo ferner bei betrüglicher Ehe den ge- 
täufchten Theil 8. 170, bei Verführung eines unbeicholtenen 
Mädchens unter 16 Jahren nur die Eltern oder den Vormund 
$. 182, bei Beleidigung Verftorbener die Eltern, die Kinder und 
den Ehegatten $. 189; fo bei Beleidigung von Hausfindern oder 
Ehefrauen nicht nur die Beleidigten, fondern auch die Väter und 
die Ehemänner 8. 195; bei Beleidigung von Beamten 2c. außer 
den unmittelbar Betheiligten auch deren amtliche Vorgeſetzte $. 196; 
bei Vereitelung einer Zwangsoollftredung den Gläubiger $. 288. 

4. Der Inhalt des Antrages ift die Erflärung des Willens, 
daß eine Verfolgung eintrete. Eine bloße Anzeige hat diefen In⸗ 
halt noch nit. Kommt fie indeß von einem Unkundigen, welcher 
damit vielleicht die Verfolgung bervorzurufen beabfichtigt, fo muß 
die Behörde durch Befragung den Zweifel heben. 

5. Was die Form anlangt, jo kann nach $. 156 der Reichs⸗ 
Strafproceßordnung der Antrag bei den Behörden und Be- 
amten des Polizei» und Sicherheitsdienites nur ſchriftlich, bei 
Gericht oder bei der Staatsanwaltichaft aber ſowohl ſchriftlich 
als auch zu Protokoll angebracht werden. 


1 Hält man beim Berfuche Niemand für den Antragsberechtigten, weil 
Niemand materiell verlegt ift: fo kommt man zu dem Widerfinn, entiweber den 
Berfuch gar nicht zu ftrafen, ober ihn von Amtswegen zu verfolgen, während 
ſelbſt bei der Vollendung nicht von Amtswegen verfolgt wird. 
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6. Die Antragsfrift beträgt drei Kalendermonate. Ihr 
Anfang ſetzt voraus, daß der Berechtigte nicht nur von der 
Handlung, jondern auch von der Perſon des Thäters Kenntniß 
erhalten babe, jo daß, wenn er an einem früheren Tage die Hand- 
lung, an einem jpäteren erft die Perfon erfährt, der fpätere Tag 
den Anfang bildet. Der Tag, wo Beides zur Kenntniß gelangt 
ift, zählt aber bei Berechnung der Antragsfrift „mit”. Ihr Ende 
tritt mit Dem Ablauf des leßten Tages ein. Unterbredhungen 
der Frilt kennt das Geſetz nicht; die Frift ift alfo ein Tempus 
continuum, ſo daß Nichts darauf ankommt, ob der Berlekte 
während ihrer ganzen Dauer die Möglichkeit zur Antragsftellung 
befaß. Die entgegengefegte Annahme würde ohnehin gegen das 
In dubio mitius verftoßen. 

7. Unabhängig von der Antragsfrift läuft die Verjäh- 
rungszeit. Iſt Die Beit der Verjährung der Verfolgung abge- 
laufen, fo fann nicht mehr verfolgt werden, auch wenn die An- 
tragsfriſt noch nicht abgelaufen fein follte. 

8. Die Verſäumung der Antragsfrift duch einen der Bes 
rechtigten hebt das Recht der übrigen nicht auf, da bei einer 
Mehrheit von Berechtigten eines Jeden Recht ein jelbftändiges ift. 

9. Der Antrag, als untheilbar, gilt immer gegen alle 
Theilnehmer und Begünftiger, fobald er auch nur gegen einen ge- 
ftellt iſt. 

10. Darum ift er au gegen alle zurüdgenommen, jo- 
bald er gegen einen zurüdgenommen ward. 

11. Die Zurüdnahme des Antrages ift aber feit der 
Novelle von 1876 nur in folgenden Ausnahmsfällen ftatthaft: 

a) bei Beleidigung $. 194, 

b) bei feindlihen Handlungen gegen befreundete Staaten in 
den Fällen der 88. 102, 103, 104, 

c) bei mehreren Mißthaten gegen Leib oder Vermögen eines 
Angehörigen ($. 232 Körperverlegung, $. 247 Familien- 
Diebftahl oder ⸗Unterſchlagung, 8. 263 Familienbetrug, 
$. 292 Verlegung des Jagdrechtes duch einen Angehörigen, 
$. 303 Sachbeſchädigung durch einen Angehörigen, 

d) bei Mundraub und Futterdiebftahl 8. 370, 

e) nad denjenigen Reichsgeſetzen, welche, wie das über Urheber⸗ 
recht, Die Zurüdnahme ausdrüdlich geftatten. 
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12. Nah verfündigtem Strafurtheil kann der Antrag 
niemals mehr zurüdgenommen werden. 

13. Ein zurüdgenommener Antrag kann nicht wieder 
geftellt werden, fo wenig als nach der Reichs⸗Strafproceß⸗ 
ordn. $. 432 eine zurüdgenommene Privatllage von Neuem er- 
hoben werden kann. Man kann nämlich dem Verletten wohl ge- 
ftatten, Die Lage des Beichuldigten Durch Zurüctnahme des Antrages 
günftiger zu geftalten, nicht aber, fie durch Wiederaufnahme des 
Antrages zu einer ungünftigeren zu machen. 

14. Ein verlegter Achtzehnjähriger Tann den Antrag 
ſelbſt ftellen (R.-G.-B. 8. 65% So lange jedoch der Verletzte 
minderjährig it, kann auch der gejehliche Vertreter (der Vater, 
der Vormund, event. die Mutter) den Antrag unabhängig ftellen. 
Ber bevormundeten Geiftesfranfen oder Taubftummen er- 
fennt das Gefeh dem Vormunde das Recht der Antragsftellung zu. 


8. 147. 
Begnadigung. 

Preuß. Verfaffung vom 31. San. 1850, 8.49. Die Berff. für Bayern 
Tit. VIIL $. 4 (nebft dem Bahr. Gefek die Aufhebung der Straffolgen be- 
treffend vom 10. Juli 1861, abgebrudt in Dollmanna Kommentar ©. 213); 
Sachſen $$. 52. 150; Württemberg 88. 97. 205; Braunſchweig $. 111; 
Meiningen $. 106; Hildburghauſen $. 63; Koburg-Gotha $. 146; 
Baden. 15; Defterreichifches Stantägrundgel. über die richterl. Gewalt 
vom 21. Dec. 1867, Art. 13. 


Das Begnadigungsreht iſt aus einem breifachen Geſichts⸗ 
punkte aufzufaſſen: 

Einmal hat die Gnade den Widerſpruch aufzuheben, der, bei 
der unvermeidlichen Mangelhaftigkeit aller Geſetzgebung, zwiſchen 
dem Geſetze und dem begriffsmäßigen Rechte entſtehen kann. Sie 
beugt hier die Starrheit des Geſetzes, damit das Recht zur An⸗ 
wendung komme. 

Sodann aber bedeutet die Gnade, und zwar in ihrem eigent⸗ 
lichen und erhabenen Sinne, daß auf den Schuldigen weder das 
Geſetz, noch das ſtrenge Recht angewendet, ſondern die nach Recht 
und Geſetz vollſtändig verwirkte Strafe erlaſſen werde, 
ſei es weil der Schuldige in ſeiner ganzen Perſönlichkeit beſſer 
iſt als ſeine einzelne Handlung, ſei es weil höhere Rückſichten der 
Geſellſchaft und des Staates den Erlaß der Strafe fordern. 
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Endlich drittens hat die Gnade eine hervorragende und eigen- 
thümliche Bedeutung in Betreff derjenigen Verbreder, bei 
denen die bereits zum Theil verbüßte Strafe Beiferung 
bewirft hat. Syn diefer Richtung, die bei einem reformirten 
Strafenſyſteme zu einer höheren Geltung gelangen wird, muß die 
Begnadigung ſich zu einer ſtreng geregelten Thätigfeit ausbilden !. 

Den Kammern tft das Begnadigungsredht nit zu über- 
tragen. Die parlamentarifche Erörterung eines Gnadenaftes würde 
demfelben feine Weihe und feinen Charakter rauben. Sie würde 
den Zweck einer politiichen Amneftie fogar völlig vereiteln, weil 
fie die politifchen Verbrechen, welche die Amneftie mit einem un- 
durchdringlichen Schleier bededen ſoll, an das hellſte Licht hervor- 
ziehen und Die zu befänftigenden Parteileidenſchaften wieder an⸗ 
fhüren würde. Ohnehin find die Kammern ein viel zu langjames 
und ſchwerfälliges Organ der Begnadigungsthätigfeit. 

Den Richtern ift zwar ein gefeblich begrenztes Milderungs- 
recht, nicht aber ein Begnadigungsrecht einzuräumen. Bon feinen 
Richtern fordert man fein Recht, aber feine Gnade. Nach ihrer 
ganzen verfaffungsmäßigen Stellung haben die Richter auf das 
Begnadigungsrecht Teinen Anſpruch. 

Das Begnadigungsrecht tft ein Ausfluß der Souveränität. 
Es bildet in Monarchien fo naturgemäß ein Recht des Staats⸗ 
oberhauptes, als des perjönlichen Vertreter der Souveränität, 
daß man.fih ein monarchiſches Staatsoberhaupt ohne Begnadi- 
gungsrecht gar nicht zu denten vermag. Sm erhabener Höhe über 
den Parteien ftehend, von den Gejegen gelöjet und eben deshalb 
dem eigenen Gewiſſen in einem hervorragenden Sinne verantwort⸗ 
ih, ift dag Staatsoberhaupt auch das geeignetfte Organ der 


1 Die Pütter-Klüber ſche Litteratur bes Deutſchen Staatsrechtes zählt 
nicht meniger als 44 Abhandlungen über das Begnadigungsrecht auf, die vom 
ahre 1639—1774 geichrieben worden find. Bon friminaliftifcher Bedeutung 
ind, aus ber neueren Zeit, vorzugsweiſe folgenbe Schriften: Plochmann, 
das Begnabigungsrecht, 1845. Kirften, über das sgmabigungärecht, in 
beflen Abhandlungen aus dem Gebiete des Strafrechtes, 1846, Abhandlung I. 
Temme, über die Behandlung ber „enmabigungagelu e, mit befonderer Be⸗ 
Kebung auf Araußen; in d. Zeitſchr. für Deudiges trafperfahren, Reue Folge 
d. II. S. 2 fog Köftlin, pitem 1.©.632. Mohl, Staatsrecht, Völler- 
recht und Politik II. S. 634—691. Hälfchner, Syitem I. S.542. Arnold, 
über Umfang und Anwendung bes Begnadigungsrechtes, Erlangen 1860 (gebt 
nur auf einzelne Bunlte ein), Lüder, das Souveränitätärecht der Begnadi- 
gung, eipzig 1860 (faßt feine Anficht zufammen auf S. 146), Geib II. 
©. 151 fgg. Bafalli, Erit. Unterfuchungen über das Begnabigungäreiit, . 
Inauguraldifſ., Züri 1867. Heinze bei Holtend. II. ©. 629. 
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Begnadigungsthätigkeit. In Republiken gebührt das Begnadi⸗ 
gungsrecht dem ſouveränen Körper. Im neuen Deutſchen 
Kaiſerreiche wird man dem Kaiſer allermindeſtens ein Recht 
der Amneſtie für politiſche Verbrechen gegen das Reich 
nicht vorenthalten wollen; auch die Niederſchlagung anhängiger 
Unterſuchungen über politiſche Verbrechen müßte darin einbegriffen 
fein. Mit Genugthuung nehmen wir den 8. 484 der Reichs⸗ 
Strafproceßordn. auf, welcher in den Fällen des Hochverrathes 
oder des Landesverrathes gegen den Kaiſer oder das Reich dem 
Kaifer das Begnadigungsrecht vorbehält. (Val. Reichs⸗Gerichts⸗ 
verf.-Gel. $. 136.) 

Da das Staatsoberhaupt unmöglich alle Begnadigungsgejuche 
jelbft prüfen fann, jo muß e8 fremde Hülfe in Anjpruch nehmen. 
Angemefien wäre e8, wenn diejelbe von einem zur Vorprüfung 
der Begnadigungsgefude eingejegten Kollegium geleiftet würde, 
das aus höher gebildeten Kriminaliften, Geiftliden und 
Piyhologen beitehen müßte!. Um einer Weberhäufung des 
Staatsoberhauptes vorzubeugen, hat man für manche Sachen mit» 
unter das Begnadigungsredt einzelnen Behörden übertragen, 
“3. 3. dem Finanzminifter für Steuerſachen, dem General- 
poftmeifter für Poſtkontraventionsſachen, dem Militärbefehl3- 
baber bet erflärtem Belagerungszuftande. 

Die Gnade kann eingreifen 

1) vor dem Strafurtheile, durch Niederſchlagung des Pro» 
ceſſes (Abolitio); 

2) nah dem Strafurtheile, durch eigentlihe Begnadi- 
gung, melde in dem theilmeifen oder gänzlichen Erlaſſe der er» 
fannten Strafe befteht (Aggratiatio — plena vel minus plena) ; 

3) nach der theilweiſen Vollftredung, durch Erlaß des Reſtes 
der Strafe, oder der mit der Strafe verbundenen nachtheiligen 
Folgen (Restitutio ex capite gratiae). 

Ueber die Bedeutung der „Abolition” herrſcht ein fehr 


1 Ein juriſtiſches Element kann zwar bei ber Borberathung von Be- 
adigungsgejuchen nicht entbehrt werden. Zieht man aber nur Juriften 
—* fo wird die Gnadenſache ausſchließlich aus dem juriſtiſchen Geficht3- 
punkte abgehandelt und die eigentliche Bedeutung der Gnade verduntelt werben. 
Es muß alſo eine Ergänzung durch andere Elemente eintreten. Dazu aber ift 
offenbar Niemand in höherem Grabe geeignet, als dev Piycholog, ber bie 
Tiefen der Innerlichkeit zu erforfchen jucht, und der Getftliche, deifen Amt 
die Gnade und Verfühnung predigt und beffen Aufgabe überdies bie tiefere 
ſittliche Beurtheilung menfchlicher Handlungen ift. 
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ungleihmäßiger Sprachgebrauch, der folgendermaßen zu er- 
Hären ift: 

Abolition hieß bei den Römern die dem Ankläger ertheilte 
Erlaubniß, die Strafflage fallen zu laffen!. Dieſe Abolition hatte 
nur die Wirkung einer einftweiligen Beilegung des Proceſſes, hin⸗ 
derte aber eine zweite Anklage wegen defjelben Verbrechens nicht, 
kann alſo durchaus nicht als eine Niederfchlagung der Sache be⸗ 
trachtet werden. In der neueren Zeit hat man dagegen den Aus- 
drud „Abolition‘ für Die Niederſchlagung der Strafſachen gebraucht 
und dabei zwei Arten der Abolittion oder Niederſchlagung unter- 
ſchieden, nämlich die Abolitio specialis, d. h. Niederſchlagung 
einer einzelnen Strafjadhe, und Abolitio generalis, d. h. Amneftie. 
Da nun aber die Abolitio specialis in manden Berfaflungs- 
urtunden, namentlich für den Fal einer bereits eingeleiteten 
Unterfuhung verboten murde, weil man von der Anfiht 
ausging, Daß die Gnade den Rechtsweg nicht verjperren und die 
Strafſachen nicht heimlich in den Winkel ftellen dürfe: jo geftaltete 
fih der Spradgebrauh dahin, daß man unter der Abolition 
bauptfächli die Abolitio generalis oder Amneſtie verfteht*. 
Allein eine Amneftie kann ebenſowohl eigentlihe Begnadigungen 
und Keftitutionen als Niederfhlagungen enthalten, jo daß der 
Name Abolition ihr Wefen in Teiner Weife erjchöpfend ausſpricht 
und deshalb am beiten ganz vermieden würde. 

Diie Begnadigung tilgt im Allgemeinen das Verbrechen nur 
infofern, als daſſelbe niht noch einmal beftraft werben darf. 
Soll fie auch von der Tragung der Proceßkoſten befreien, jo muß 
dies durch den Gnadenakt ausdrüdlich angeordnet fein. Auf Rechte 
eines Dritten, bejonders auf die aus dem Delikte erworbenen 
Privatrechte erſtreckt fie fi nie, mweil der Staat nur auf feine 
eigenen Rechte, zu denen auch das Necht auf die Proceßkoſten ge- 
hört, Verzicht leiten ann ®. 

Weiter als die Begnadigung im Allgemeinen, reicht in ihren 
Mirkungen die Amneftie. Zwar kann auch die Amneftte die aus 

11.6.7.8. 9.10. D. ad SC. Turpill. 

2 Gegen Niederfhlagungen im Onabenmege | vechen fich aus die 
Berfaffungsurfunden für Belgien $. 73, Bayern VII.$.4, Baden 
15 und Breußen 49; für folde: Sachſen 52, Hannover 9, Kurheſſen 
97, Koburg-Gotha 140. Nach der R. Landſchaftsordn. für Braunſchweig 

. 208 Tann ber Jurft eine angefangene Unterſuchung nur nach eingeholtem 


utachten des Ob.⸗App.-Gerichtes niederſchlagen. 
5 Allg. Preuß. Landr. Th. II. Tit. 13. 8. 10 und 1. 
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dem Berbreden entfprungenen Eivilanfprüde nicht aufheben; im 
Mebrigen aber enthält fie die für ihren Zweck durchaus noth⸗ 
wendige Fiktion, daß das Verbrechen gar nicht eriftirt habe, und 
es Tann daher ein ammeftirtes Verbrechen bei dem Rüdfalle nicht 
mitgerechnet werden. Sie kommt regelmäßig allen Theilnehmern 
zu gut, weil fie die That ſelbſt als nicht vorhanden betrachtet. 
Allerdings Tann fie in bedingter Form erfolgen und gewiſſe Ein- 
ſchränkungen der Gnade aufftellen; diefe Einſchränkungen müſſen 
aber ausdrüdlich angegeben fein und es tft Dabei mohl zu er- 
wägen, daß eine Anmeftie, welche zu viele Perſonen von der Gnade 
ausſchlöſſe, ih auf dem Wege befinden würde, in die verfaffungs- 
widrige Niederichlagung einzelner Straffachen auszuarten!. 

Weil die Gnade nicht aus perfönlicder Gunft, fondern aus 
Gründen einer höheren Gerechtigkeit und im öffentlichen Intereſſe 
erfolgt, fo ift fie, wie die Verjährung, un verzichtbar. Dies gilt 
auch in den Fällen, wo eine Amneftie die Niederichlagung ſchon 
anhängig gemachter Unterfuchungen enthält. Zwar könnte in der- 
artigen Fällen dem Angejchuldigten die Fortführung der Unter- 
ſuchung erwünfcht fein, wenn er hoffen darf, dadurch den Beweis 
feiner Unſchuld zu liefern. Mlein jede Fortführung der Unter⸗ 
fuhung würde dem Wefen und dem Zwecke der Amneftie wider- 
ftreben, weil mit erfolgter Amneftie das Verbrechen juriftiich nicht 
mehr eriftirt, und weil die Ammeſtie ihre Aufgabe, unter entzweiten 
Parteien den Frieden miederherzuftellen und deshalb über die 
Vergangenheit einen undurchdringlichen Schleier zu deden, nur 
dann erreichen kann, wenn in der ganzen Sache Nichts weiter 
aufgerührt wird ?. 

Sit der Sinn eines Gnadenaftes zweifelhaft, jo muß eine 
Auslegung defielben bei dem Begnadiger nachgeſucht werden ®. 

1Plochmann ©. 5. Helie, Instruct. crim. Vol. I. p. 739—75. 
— Urtheil des Oberhofgerichtes zu Rannpeim in vetracht ber Frage, 
ob eine Amneftie ſich auf bie eilreget irkungen eines Verbrechens 
erſtrecke, in Temmes Archiv 8 

2 Surin ad uatenus Aelinan uenti liceat gratiam recusare, 1845. 
Henke, Hanbb. . S. 6573. Die Norwegiſche Verfaflung von 1814 be- 
ftimmt bagegen: — Fr Verbrecher bat bie Wahl, ob er des Königs Gnade an- 
nehmen, der ihm zuertannten Strafe unterwerfen will.” 

5 Als Ak rivile hum würbe die Gnade im Zweifel einfhränten zu 
deuten fein; denn Privi ja sunt strictae interpretationis. Die entgegen. 
geſetzte Forderung wird a anfgeftelt durch den Satz: In dubio mitius 
einfachfte yueie aus biefem Dilemma ift eine Anfrage Über ben Sinn bes 


Begnadigungsreitriptes bei dem Begnabiger felbft. Können die Gerichte ben 
Diveifel elbit mit Sicherheit Löfen, jo tft ihre Zuſtändigkeit nicht zu beftreiten. 
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Eine Begnadigung der Minifter tft injomeit ausgeſchloſſen, 
als dadurch der Grundſatz der Minifterverantmwortlichfeit aufge- 
boben werden würde". | 

Mit großer Zurüdhaltung ift das Begnadigungsrecht bei den⸗ 
jenigen Verbrechen auszuüben, die, wie namentlih In jurien und 
Privatverleumdungen, hauptjächlich im Intereſſe des verlegten 
Privatmannes geitraft werden. Der Berlette hat beſonders bei 
Ehrenkränkungen einen Anſpruch auf die ihm durch die Beftrafung 
des Verleger zu gewährende Genugthuung, und der Staat kann 
über Privatintereffen nicht mit derjenigen Freiheit verfügen, die 
ihm binfichtlich der Staatsinterefien zufteht 2. 


Es Bent aber nicht in ihrer Befugniß, einen fpeciellen Souveränitätsakt gut- 
dünklich auszudehnen oder einguen en. Intereſſanter Rechtsfall (Baden) 
bei Temme, Archiv, Bd. V. Ar. 102. 

1 Die Strafe der Entfernung au8 dem Dienfte tft das Mindefte, mas 
dem Minifter nicht im Gnadenwege erlafien werden darf. Bal. bie Berfal- 
fungsurlunden für Preußen Art. 49, Sachſen 150, Württemb. 205, 
Aurpeilen 97, Braunſchweig 111, Meiningen 106, Hildburghauſen 
63, Ko ung Onipa 176; fobann Baden Gefek vom 5. Oftober 1820 8. 10, 
Bayern Gefek v. 4. Juni 1848 8.12, Hannover Ode v. 5. Sept. 1848. 
Ueber Bayern: Stenglein, Kommentar I. S. 120 u. 197. 

2 Die Ratbgeber der Krone haben bie Pflicht, dahin zu wirken, daß das 
ne Recht der Begnabigung Nichts von feinem erhabenen Glanze verliere. 

ede Partei — jede Perſönlichkeit, jede Gereiztheit muß erſt einer 
ſittlichen Ruhe und Selbſientäußerung gewichen ſein, wenn man in der Gnade 
eine höhere Geremtigteit Ipenden will. Es giebt nichts Göttlicheres, als 
Gnade üben; e3 giebt Daher auch Nichts, das mit einer größeren Gewifſen⸗ 
haftigkeit geübt fein will. 








Befonderer Theil, 


Eintheilung. 
Der zweite Theil des R⸗G.⸗B. ($$. 80—370) hat 29 Ab» 
ſchnitte, welche fih, unter Fefthaltung ihrer Reihenfolge, in folgende 
ſechs Bücher ftellen laſſen. 


1) Staatsverbrechen (Abjchn. 1-8), nämlich 
a. Hoch und Lanbesverrath ($$. 80-93), 
b. Beleidigung des Landesheren ($$. 94—97), 
- c. Beleidigung von Bunbesfürften ($$. 98 — 101), 
d. feindliche Handlungen gegen befreunbete Staaten ($$. 102—104), 
e. Verbrechen in Bezug auf die Ausübung ftantSbürgerlicher Recht 
(88. 105—109), 
f. Widerftand gegen die Staatögewalt (88. 110—122), 
g. Berbrechen wider bie Öffentliche Orbnung ($$. 123—145), 
h, Münzverbrechen (88. 146—152). 
2) Verbrechen mit Bezug auf Religion und Sitte (Abfchn. I—13), 
nämlich 
a. Meineid ($$. 153—163), 
b. falfche Anfchuldigung ($$. 164165), 
c. Berbrechen, welche fich auf bie Religion beziehen ($$. 166—168), 
d. Verbrechen in Bezug auf den Berjonenftand ($$. 169-—170), 
. e@. Berbrechen wider die Sittlichleit (SS. 171—184). 
Der Meineid und die falfche Anfchuldigung, im Gefegbuche auf die Grenze 
von den Stantöverbrechen und den Verbrechen gegen Religion und Sitte ge= 
ftellt, Könnten auch noch zu den Berbrechen gegen den Staat gezählt werben. 
3) Verbrechen gegen Private (Abjchn. 14—26) d. 5. gegen Ehre, 
Leben, Leib, Freiheit, Bermögen, nämlich ' 
a. Beleidigung nebft dem Zweikampfe ($$. 185—210), | 
b. Verbrechen wider das Leben ($$. 211— 222), 
c. Körperverlegung (88. 223—233), | 
d. Berbrechen wider die perfönliche Freiheit (85. 234— 241), 
e. Diebftahl und Unterfchlagung (88. 242— 248), 
f. Raub und Erprefiung ($$. 249256), 
g. Begünftigung und Hehlerei (58. 257— 262), 
h. Betrug und Untreue ($$. 263—266), 
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i. Urkundenfälſchung ($$. 267—280), 
k. Bankbruch (55. 281—283), 
1. ftrafb. Eigennug und Verlegung fremder Geheimniffe (55. 284302), 
m. Sachbeſchädigung ($$. 303— 305). 
4) Gemeingefährliche Verbrechen (Abſchn. 27, 88. 306330). 
5) Amtsverbrechen (Abfchn. 28, 88. 331—359). 
6) Mebertretungen (Abſchn. 29, 88. 360370). 
Dieſe als Legalordnung wichtige Eintheilung ſoll unferer 
Darftellung zu Grunde gelegt werden. 
Sm obigen Schema find die Vergehen neben den Verbrechen 
nicht genannt. 


Erftes Bud. 
Staatöverbreden. 


Einleitung. 


Politiſche Verbrechen find die in den erften fünf Abfchnitten 
des R.-©.-3. angeführten, nämlich: Hochverrath, Landesverrath, 
Majeftätsbeleidigung, feindlide Handlungen gegen befreundete 
Staaten, Verbreden zc. in Beziehung auf die Ausübung ftaatg- 
bürgerlicher Rechte. Sie richten ſich entweder gegen das Staats- 
ganze, oder gegen die oberften Organe der Staatsgewalt, oder 
gegen die ftaatöbürgerlichen Rechte. — 

Als Perduellio oder Feindfeligfeit gegen den Staat firafte 
das ältere Römifche Recht die wichtigeren Verbrechen, welche nach⸗ 
mals unter den Begriff des Majeftätsverbrechens fielen. Erſt feit 
dem Ende der republifaniichen Zeit handeln Römiſche Gefete, 
vornehmlich die L. Cornelia von 673, von einem Crimen maje- 
statis, das Anfangs neben der Perduellio feinen Play einnimmt, 
fpäter aber die Perduellio mitumfaßt. Die L. Julia majestatis 
bat alle praftifch gebliebenen Fälle der Berduellion dem Begriffe 
des Majeftätsverbrechens einverleibt. In feiner vollen Entwicke⸗ 
lung umſchließt derfelbe die ſämmtlichen politiichen Verbrechen 
nah Römiſcher Auffafiung!. 


1 Feuerbach, p itojonhijhjuribtiche Unterfuchung über das Berbrechen 
des Hochverrathes, Erfurt 1798. Ed. Henke, de vera crim. laesae maj. 
secundum leges positivas indole atque poena, Helmst. 1806. J.C.F. 
van Riemsdyk, de crimine quod vulgo laesae majestatis dicitur, 
Traj. ad Rhen. 1807. F. Cropp, Comment. de pracce t. jur. Rom. circa 
uniendum conatum delinquendi, Heidelb. 1813, Sect. II. p. 3—37. 
inter, das Majeftätöverbrechen, philoſophiſch und hueibiic erllärt, Berlin 
1815. ©. $r. Diet, Gefchichte des Römischen Majeftätöverbrecheng, in feinen 
iftor. Berjuchen Über dad Kriminalrecht der Römer, Halle 1822, S. 1—180. 
teinmetz, de perduell. crim., Gron. 1821. &{ a: ‚ Bier Abhandl. über 
Gegenftände der Strafrechtöm., Für 1822, Nr. 3. C. Fr. Sintenis, von 
dem Majeftätsverbrechen, Zerbit 1825. Roßhirt, im N. Archiv des Kr. 
Band XI. ©. 140 fgg. Kennis, de crim. perduell. regum aetate, Lov. 
1828. Hepp, Beiträge zur Lehre vom Hochverrathe, Bern 1833, derſelbe, 
im Archiv des Kr. 1873; Derfelbe, bie politifchen und unpolitiichen Staats= 
Berner, Strafret. 9. Aufl. 22 
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Als Gegenftand des Crimen majestatis galt urfprünglid 
nur die Majeftät und die Sicherheit des Römiſchen Staates 
und Volfes!. Seit dem Untergange der Nepublif fügte man 
die Perſon des Kaiſers hinzu?. In der jpäteren Despotenzeit 
wurden jogar Verbrechen gegen hohe Beamte als Crimina 
majestatis behandelt ?. 

Die Lex Quisquis? begnügt fih nicht damit, den Begriff 
des Crimen majestatis auf die Schuldigen anzuwenden. Gie 
erklärt fhon den Gedanken und den Willen für ebenfo ftraf- 
bar, als die That. Sie magt auszuſprechen, daß die unſchul⸗ 
higen Kinder des Majeftätsverbredhers eigentlich denfelben Tod 
wie der fchuldige Vater erleiden follten und erklärt e8 für einen 
Akt beionderer Faiferlicher Milde, wenn der Kaifer ſich damit be 
gnügt, dieſen Unſchuldigen alles Vermögen, alles Erbrecht, alte 
Fähigkeit zu Aemtern zu rauben, fie in beftändiger Dürftigkeit 
und Niedrigkeit zu erhalten, fie überhaupt jo zu behandeln, daß 
ihnen der Tod als ein Troft, das Leben als eine beftändige 
Todesſtrafe ericheinen folle>. 


verbrechen, Tübing. 1846. J. Weiske, Hochverrath und Majeſtätsverbrechen 
der Römer, Leipzig 1836. Zirfler, vom Majeftätäperbrechen und vom Hoch- 
verrathe Stuttg. 1836. Mittermaier, Hochverrath, im Staatslexikon vom 
Rotteck und Weller. Köftlin, die Perduellio unter den Römiſchen Königen, 
Zübing. 1841. Nein S. 464-597. Evertsen de Jonge, de delictis 
contra rempublicam commissis, Traj. 1845, 2 Vol. $eder, das Staata⸗ 
verbr, des Hochverrathes nach den Rehtöbegriffen ber Vorzeit und der Gegen» 
wart, Stuttgart 1850. Abegg, im Archiv 1853, S. 205—238, zur Geſchichte 
bed Röm. Crim. majest. im Berbältniffe zum Crim. impietatig und 

Crim. laesae venerationis. Schwarze, Gerichtsſaal 1870, 6.196. Zohn, 
in Holtzend. Handb. Bd. III. S. 3. Anitſchky, das Verbrechen des Hochver⸗ 
ralded, Jene 1874. Schüte, Lehrb. 1874, &. 222. Hugo Meyer, Lehrh. 

, . 


18 . 

ı Ulpian.L. 1.8.1. D. h. t. (. e. ad leg. Jul. maj. 48, 4): „Ma- 
jestatis autem crimen illud est, quod adversus populum Romanum 
vel adversus securjitatem ejus committitur.“ 

2 Weiske, ©.40 fgg.L. 11. D. h. t.: „hostili animo adversus rem- 

ublicam vel principem animatus.“ $.3. Inst. de publicis judiclis 
ON 18): „Publica autem sunt: lex Julia majestatis, quae in eos, qui 
contraimperatorem vel rempublicam aliquid moliti sunt, suum 
vigorem extendit.“ 

3 Inder L.5. Cod. h. t. werben als ſolche Beamte angeführt die hohen 
Räthe des Kaiferß, die Dfficiere, au die Senatoren. Vgl. bie An—⸗ 


merkung 5. 
4 L. 6. Cod. ad, leg. Jul. maj. (9, 8). 

5 „Quisquis cum militibus, vel privatis, vel barbaris scelestam 
inierit factionem, aut factionis ipsius susceperit sacramentum, vel 
dederit; de nece etiam virorum illustrium, qui consiliis et consistorio 
nostro intersunt, senatorum etiam (nam et ipsi pars Corporis nostri 
sunt), vel cujuslibet postremo, qui nobis militat, cogitaverit (eadem 
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Diefem unwürdigen Geſetze ſchloß ſich ſowohl das Kanoniſche 
Recht!, als auch die Goldene Bulle? an. 

Abmeichend von der Bambergenfis?, enthält die Karolina 
nicht einmal einen befonderen Artikel über das Majeſtaͤtsverbrechen, 
ſondern erwähnt nur der Verräthereit. 

So muhte das despotiiche Römiſche Recht zur alleinigen ge⸗ 
feblihen Grundlage des gemeinen Rechtes werden ®. 

Die gemein rechtliche Doktrin war bis in das achizehnte 





enim severitate voluntatem sceleris, qua effectum, puniri jura vo- 
luerunt): ipse quidem, utpote majestatis reus, gladio feriatur, bonis 
ejus amnibus fisco nostro addictis. $. 1: Filii vero ejus, quibus vitam 
imperatorialenitate concedimus(paterno enimdeberent periresupplicio) 
a materna vel avita, omnium etiam proximorum hereditate ac sücces- 
sione habeantur alieni; testamentis aliorum nihil capiant; sint perpetuo 
egentes et pauperes; infamia eos paterna semper comitetur; ad nullos 
prorsus honores, ad nulla sacramenta perveniant; sint postremo tales, 
ut his, perpetua egestate sardentibus, sit et mors solatium, et vita sup- 
plicium.“ In diefem —** eht die Verordnung weiter, nur mit etwas 
günftigeren Beſtimmungen für die Töchter. Der $. 6 ibid. fügt noch hinzu: 
„Id quod de praedictis eorumque filiis cavimus, etiam de satellitibus, 
consciis ac ministris filiisque eorum () simili severitate cense- 
mus.“ Dennoch rükrt bag Sr von benfelhen Katfern Arcadius ımb 
onorius ber, benen man die milde L. un. Cod. si quis imperatori 
ixerit verbankt, und ift nur wenige Sabre fpäter (397) erlaſſen worben. — 
Neber die Worte „eadem severitate voluntatem qua effectum”“ mag 
Abrigens verglichen werden Weiske S. 67 und Bayarid, im in des 
Kr. von 1838, S. 358; auch ſchon Matthaeus de crim. ad lib. 48. Dig. 
a AD issn 6. qu.1. can. 22 iſt eine wörtliche Abſchrift ver Lex Qu 
ussa 6. qu. 1. can. 22. {ft eine w e ex Lex Quisquis, 
Das Cap. 5. de poenis in 6to (V. 9 wendet ben Begriff bes Crim. maj. 
denjenigen an, qui sanctae Romanae ecclesiae cardinalem fuerit Kosti- 
liter insecutus, vel percusserit, aut ceperit, vel socius fuerit facientis etc. 

2 Bulla aurea tit.24. 8&.1—17. Vom $. 2 an findet fich Hier auch Nicht 
als die Lex Quisquis, mit einer Anwendung des Begriffes des Crim. maj. au 
die Auciür en. Bol. Gerftlacher, Handbuch der Reichögefee, Band XI. 

3 Bambergenf. 133. 149. 

4 8.:8.:D8. Art. 124: „Item weicher mit verreterey mi elt, der 
fol, der gewohnheyt nach, burch viertbeulumg zum tobt zeiten werben.” 
Der ſtarke Abſcheu gegen Verrath ift acht Germanii- acit. Germ. 12; 
„Proditores et transfugas arboribus suspendunt.“ L. Rip. LXXL 8. 1: 
„Si quis homo regiinfidelis extiterit, de vita componat, et omnes res 
ejus hisco censeantur.“ L. . XXIV. XXV. L. Bajuv. IL c. 1-8. 

isigoth. I. 1.6. Ssp. II. 14. $. 4. (Rob. 6): „Alle — Verräther — 
fol man rabebrechen.” Schwsp, (Xafberg) 174a. Dftfrief. Landr. I. 59. Bel. 
Wilda S. 884 fgg. Walter, Deutſch. en $. 687. — Der Staat, 
als ein Abſtrakteres, tritt in der Germaniſchen Auffafiung der —S— 
ſchen Handlungen mehr zurück, als bei den Römern. Dagegen rückt bie Per- 
fon bes Herrn mehr in den Vordergrund und es wird bad Hauptge⸗ 
wicht gelegt auf den Bruch ber nerfäntigen Treue. 

5 Wächter, im Archiv des Kr. 1837, 5.473. Roßhirt, Gefchichte und 
rw: I. ©. 30. Die Anfichten ber Staltenijgen Praktiker berüd- 
fichtigt Luden, vom Verfuche (Abhandl. I. 1836), ©. 398 fgg. 

22* 
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Sahrhundert unfähig, die in dem Crimen majestatis enthaltenen 
Klaſſen von Staatsverbrecdhen mit einiger Klarheit zu unterjcheiden, 
obwohl es an Verſuchen nicht fehlte, den Hochverrath (die Per- 
duellio tm neueren Sinne) der Majeftätsbeleidigung (dem Crimen 
majestatis in specie) gegenüberzuftellen!. Seit dem achtzehnten 
Sabrhundert tritt dagegen die Majeftätsbeleidigung als ein 
ſchärfer ausgeprägter Begriff aus der chaotiſchen Mafle der Maje⸗ 
ſtätsverbrechen bervor?. Hochverrath und Landesverrath 
find aber vom gemeinen Rechte nie in ſtrenger Scheidung auf- 
gefaßt, fondern es iſt die Erregung eines Krieges gegen Das 
Vaterland, die Anterftügung des Feindes und jede andere lan des⸗ 
verrätheriſche Handlung gemeinrechtlich ſchlechtweg als Hoch⸗ 
verrath behandelt worden. 

In den neueren Geſetzbüchern findet man dagegen nicht 
nur genauer abgegrenzte Begriffe der Majeſtätsbeleidigung, des 
Hochverrathes und des Landesverrathes, ſondern das geſteigerte 
völkerrechtliche Bewußtſein der Neuzeit hat auch beſondere Straf⸗ 
ſatzungen gegen die Störung der völkerrechtlichen Verhält- 
niſſe des Staates in das Leben gerufen. Das R.⸗G.⸗B. ftellt 
endlich ein polttiihes Strafrecht auf, welches das Reichsganze 
und die einzelnen Reichsſtaaten umfaßt und überall von 
dem Grundgedanken ausgeht, daß das ganze Reihsgebiet In⸗ 
land fet. Sn feinen Strafbeftimmungen zeichnet es fih vor dem 
Preußiſchen Strafgeſetzbuche durch die alternative Zulaffung der 
Feſtungshaft neben der Zuchthausſtrafe aus; bei manchen politi- 
ſchen Verbrechen läßt e8 die Feftungshaft, ftatt der Zuchthaus- 
ftrafe, menigftens unter mildernden Umftänden zu?. 


i Carpzov, Pract. rer. crim. qu. 41. Lauterbach, Coll. d. 
L. 48.1.4. Auch Rhewald u. W. Müller bei Wächter, Lehrb. L. S. 508. 

2 Kemmerich, Böhmer (EI. 8. 72), E engen, I Meilter ber Keltere, 
Koch und Andere. Bol. Wächter, Lehrb. II. 

8 In den beſonders Tieren re von —— Banbeäperratf 
Majeftätsbeleidvigung (58.81 finden fich wahlweiſe [ebenälän nglides 
Zu Fin thaus und lebenslängliche —* — daneben noch bei mi 

mftänden Feſtungshaft nicht unter 5 Jahren. Lebenslängliches Zuchthaus 

allein i 70 ‚bar regelmäßig tn 2 Fällen ſchwerſten Kriegsverrathes angebrobt 

aber boch wenigſtens unter milbernd. Umftänden Fe 8= 

it cat unter 5 Jahren) zugelaflen. Die alternative Androhung bon 

—* und —*8 bildet bei Be en non anehen die Regel und 
—— illen; 88. 81. 100. 105. 106. 
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Erfter Abſchnitt. 
Hochverrath und Landesverrath. 


Erſter Titel. 


Hochverrath. 
(R.-©.:8. 88. 80-86. 98.) 

Hochverrath heißt der verbrecheriſche Angriff auf die Herr⸗ 
ſcherſtellung des Monarchen, auf die Staatsverfaſſung 
oder auf das Staatsgebiet. 

Faſt ausſchließlich geſtützt auf die Römiſchen Beſtimmungen 
über das Majeſtätsverbrechen, in denen man vergeblich nach einem 
ſcharf abgegrenzten Begriffe des Hochverrathes (der neueren Per- 
duellio) forſcht, konnte das gemeine Recht nur ſehr unſichere 
Definitionen des Hochverrathes aufſtellen. Man ſprach in allge⸗ 
meinen Ausdrücken von Angriffen auf die Integrität, die Sicher⸗ 
heit, die Exiſtenz des Staates. Man glaubte, bei dieſer ſchwanken⸗ 
den Angabe des Objektes des Verbrechens, durch die hinzugefügte 
Forderung eines vagen Animus hostilis dem Begriffe des Hoch⸗ 
verrathes einen feſteren Halt geben zu können. Man hob die 
Anwendung der allgemeinen ſtrafrechtlichen Grundſätze auf, indem 
man den Hochverrath für ein Delictum exceptum erklärte und 
eine Reihe von Singularitäten behauptete. Feudaliſtiſche Anſichten 
miſchten ſich in die Romiſchen Satzungen und ſteigerten die Un⸗ 
klarheit. Als gemeine geſetzliche Strafe des Hochverrathes be⸗ 
trachtete man das Schwert, die Vermögenseinziehung und die 
Vernichtung des Andenkens. Im Falle der Verrätherei trat die 
Viertheilung ein. Auch ſcheute man ſich nicht, die Entehrung und 
Amtsunfähigkeit der ſchuldloſen Kinder des Hochverräthers für 

gemeinrechtlich zu erklären!. 
Es kann nicht Wunder nehmen, wenn das Preußiſche Land⸗ 
recht, aus dieſem gemeinrechtlichen Boden entſproſſen, dem Hoch⸗ 


1Schwertſtrafe: L. 5. pr. L. 6. Cod. ad leg. Jul. maj. Dobbene Bulle 
c. 24. Bermögenseinziehung: L. 11. D. ad leg. Jul. maj. L. 10. D. de 
bonis prosc. ®.:6.:D. Art. 218. Dmitung des Andenkens: L. il 8. 8. 
D. de his qui notantur. L. 24, D. de poenis. L. 6. Cod. ad leg. Jul. 
maj. Entehrung der Kinder! Lex Quisquis und Goldene Bulle a. a.D. Bier- 
theilung des Verräthers: B.-G.:D. Art. 124. Litteratur ſchon in der Ein- 
leitung angeführt. 
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verräther die härtefte und Tchredhaftefte Leibes- und Lebenzftrafe 
drohte, die entfernteften Theilnehmer- noch mit dem Schwerte ver» 
folgte und dem Staate jelbit das Recht zuſprach, die unſchuldigen 
Kinder des Hochverräthers in beftändiger Gefangenſchaft zu be= 
halten oder zu verbannen!. Die milderen Beftimmungen des 
Defterreihiihen Strafgefebbuches von 1803 Titten wieder an 
großer Unbeſtimmtheit?. 

Eine günftige Wendung trat ein durch die litterarifche und 
legislatorifche Thätigkeit Feuerbachs, der den KHochverrath im 
Bayeriſchen Strafgejeßbuche vom Landesverrathe genauer trennte 
und mande der angeblichen Singularitäten des Hochverrathes 
aufhob?. Auf diefem Wege fortichreitend, ift faft jedes der 
neueren Gejegbücher bemüht geweſen, den Begriff des Hochver- 
rathes Elarer und beſtimmter in das Licht zu ftellen *. 

Dem R.⸗G.⸗B. liegt der Begriff des Hochverrathes in der⸗ 
jenigen Geftalt zu Grunde, wie ihn Doktrin und Legislation in 
Deutihland entwidelt haben’. Er ift nur, den politiihen Ver⸗ 
hältnifjen des Deutſchen Reiches gemäß, aus dem Gedanken er» 
weitert worden, daß das Gefet jeden einzelnen Bundesfürften, 
die Verfaffung und das Gebiet jedes einzelnen Bundesflaates, 
ferner den Kaiſer, die Neihsverfaffung und das Reichsgebiet 
ebenjowohl wie die Landesfürften, die Landesverfaflung und das 
Landesgebiet ſchützen müſſe. Auf dieſem Wege tft man zu folgen- 
der Umgrenzung des Thatbeitandes gefommen. 

a. Subjeft. 

Auf einer veralteten feudaliftiihen Auffaffung des Staates 
ruht die irrige Anficht, daß der im Inlande mweilende Ausländer 
fich eines Hochverrathes gegen das Inland nicht ſchuldig machen 
fünne, weil er an den inländifchen Staat nicht durch ein perfün- 
liches Treuverhältnig gebunden je. Wenn diefe Anficht ſchon 
von früheren Deutſchen Gejegbüchern aufgegeben wurde, fo findet 
ſich von ibr im R.G.⸗B. nicht der leiſeſte Nachllang. Die beim 


ı AU Breuß. Zandr. II. 20. 8. 3l „100, 

2 Defierr. Gefegb. von 1803, 88. 

3 Bayern 1813, Art. 299 . —— doſophiſch/ juridiſche 
unter ſuchun⸗ über das Verbrechen des Hochverrathes 

Sachſen 1838, Art. 81. Sachſen 1855, Art. 116, Württemberg 

Art. 10 —* By 8 raunfſchweig . 81. Darmſtadt 
Art. 129. Baden 7. zhüringen 77. 78. Breußen $. 61. 
Deiterreich $. 58. —* —* 1861, xt. 101. 

5 Bal. mit den Beffimmungen des R.- -G.:B. die Breußifchen 88. 61—66. 





Hochverrath und Landesverrath. 343 


Landesverrath binfihtlih der Ausländer getroffenen Beſtim⸗ 
mungen (R.⸗G.⸗B. $. 91) leiden auf den Hochverrath Feine An- 
wendung. Aus dem Grundfate der Territorialttät (Lehrbuch $. 128) 
wird die Unterordnung nicht nur des Subditus perpetuus, ſon⸗ 
dern auch des Subditus transitorius unter den Hochverratha⸗ 
begriff hergeleitet, jo daß die Eigenfchaft des Ausländers als 
ſolchen nur bei der Strafzumeſſung Berüdfihtigung finden Tann. 
Das Geſetz wagt noch einen Schritt bierüber hinaus, indem e8 
jelbit denjenigen Ausländer den Strafen des Hochverrathes unter- 
ioirft, der im Auslande eine hochverrätherifche Handlung gegen 
das Deutſche Reich oder einen Bundesftaat begangen hat (R.-G.-B. 
$. 4, Nr. 1). 

8. Objekt. 

Gegenftand des Hochverrathes find die drei Grundbeſtand⸗ 
theile des Staatsganzen, nämlih 1) da3 Staatsoberhaupt in 
feiner Herricerftellung, da3 in Monarchien den Schwerpunkt des 
Staates bildet, 2) das Staatsgebiet, als der Leib, 3) die Staats» 
verfaflung, als die Seele des Staates. 

Ad. Unter dem Staatsoberhaupte iſt der zur Zeit 
rehtmäßige Monarch zu verftehen!. In Republifen ift gegen 
Das Staatsoberhaupt, weil dafjelbe bier nicht die Bedeutung des 
centralificenden Schwerpunkte beſitzt, ein Hochverrath nicht an⸗ 
zunehmen; fo in Hamburg, Bremen und Lübeck?. Unvereinbar 
bingegen mit der monarchiſchen Verfaſſung, auch mit der kon⸗ 
ftitutionellen, ift die noch neuerlich verfochtene Anficht, daß auch 
in Monardien ein Angriff auf das Staatsoberhaupt nicht als 
Hochverrath aufzufafien jei?. Es kommt jedoch darauf an, zwiſchen 


1 Gegen einen Ufurpator ift fein Bonberratg möglich, fo lange nicht 
bie Ufurpation aus dem bloßen Faktum zum Rechte geivorden tft, was nament- 
lich durch die Huldigung des Landes geichieht. Diefer Punkt fam zu einer 
intereflanten praktiichen Erörterung, als ein Oberftlieutenant in Braun» 
ſchweig, nach der Vertreibung bed Herzogs Karl, den Berjuch machte, ben 
Der308 Wilhelm von ber Regieruns zu verdrängen; vgl. Strombed, in 
emmes Annalen Bd. 1.&. 64 fgg. 
2 Auf die drei Republiten Deutſchlands können nur bie Nummern 2. 3. 4. 
im $. 81 des R.-©.:8. bezogen werben. In dieſem Sinne fpricht das Bremi- 
fche Gefet vom 7. Febr. 1861, 8. 1, indem e8 ben Hochverrath befinirt, nur 
vom geivaltiamen nariff auf die Selbftändigleit oder die Berfaflung des 
Stanted. Aehnlich die Strafgefege anderer Republifen, 3. B. Hamburg, 
Kriminalgefekb. — 72 (im $. 73 daſelbſt noch „gewaltſamer Angriff auf bie ge 
gebenbe ewalt“); auch die Geſetzbücher ver Schweiz, 3. B. das für Zürich 


3 Senke, Hanbb. 8b. II, G. 411. 
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‘der Majeftätsbeleidigung und dem gegen das Staatsoberhaupt 
verübten Hochverrathe die ſcharfe Grenzlinie zu ziehen. Dieſe 
wird durch den Grundgedanken gewonnen, daß ein Hochverrath 
gegen das Staatsoberhaupt nur dann vorliege, wenn die Herr⸗ 
Therftellung des Monarchen angegriffen wurde. Es gehören 
demnach felbftverftändlich hierher Angriffe auf den Thron des 
Herrihers, wobei indeß zu bemerken ift, daß das R.G.⸗B. die 
gewaltfame Aenderung der Thronfolge mit dem Berfaffungs- 
Hochverrath in eine Kategorie geftellt hat $. 81, Nr. 2), ſodann 
aber Angriffe auf fein Leben, da dem Herricher mit dem Leben 
auch die Herrichaft geraubt wird; ferner Angriffe auf feine Frei- 
heit, fei Dies Durch Gefangennehmung oder durch Ueberlieferung 
in Feindes Gewalt, da das Staatsregiment des Herrſchers ohne 
jeine Freiheit nicht möglich ift; endlich Angriffe auf feine Leib⸗ 
lichleit, jofern fie geeignet find, ihn zur Regierung unfähig zu 
machen, wogegen Diejenigen Angriffe, die diefe Unfähigkeit nicht 
zu bewirken vermögen, unter den Begriff der thätlichen Majeftäts- 
beleidigung fallen. 

Dem entfpredhen 8. 80 und $. 81 Nr. 1 des R.-G.-B. Sm 
8. 81 Nr. 1 find die Rechte des Monarchen, deren Verlegung 
Hochverrath begründet, volljtändig angegeben; der $. 80 tritt nur 
mit einer firengeren Strafbeftimmung über den Mord und ben 
Mordverfuh am Kaifer oder am eigenen Landesheren, welchem 
nach dem Territortalprincip der Landesherr des Aufenthaltsortes 
gleichgeftellt wird, hinzu. Auf Negenten beziehen fich dieſe An- 
ordnungen nicht, wie denn überhaupt das R.-G.-B. die Ne- 
genten nicht mit den Landesherren, jondern mit den Mitgliedern 
der Iandesherrlihen Familien auf diefelbe Stufe ftellt (88. 96. 
97. 100). 

Ad 2. Was dad Staatsgebiet betrifft, jo braucht der 
Angriff nicht auf das Ganze defjelben gerichtet zu fein. Auch 
Losreißung eines Theiles vom Staatsgebiet ift ſchon Hochver⸗ 
rath!. Nach dem R.-©.-B. kann das Verbrechen binfichtlich des 
Gebietes in zweifacher Form auftreten, je nachdem es darauf ab- 
zielt a) dag Bundesgebiet ganz oder theilweife einem „fremden“ 


1 Der Hochverrath unterjcheibet fich hier vom Lanbesverrath durch die 
Abficht, die bei dem erfteren auf bie anf u je eines Theile vom Staats 
gebiet gericte fein muß. L.10. D leg. J ul. maj.: „Cujus ope, con- 
silio, dolo malo provincia vel eivitas ostibus prodita est.“ 
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Staate gewaltſam einzuverleiben oder einen Theil deſſelben vom 
Ganzen loszureißen, oder b) das Gebiet eines Bundesſtaates 
ganz oder theilweiſe einem „anderen Bundesſtaate“ gewaltſam 
einzuverleiben oder einen Theil deſſelben vom Ganzen loszureißen 
(R.-G.-B. 8. 81, Nr. 3 und 4). | 

Ad 3. In Betreff der Staatsverfaffung gilt es gleich, 
ob die Rechte des Herrſchers oder die der Unterthanen an- 
gegriffen wurden. Es braucht ferner nicht eine Aenderung der 
ganzen, fondern nur eine Aenderung eines Theiles der Ver⸗ 
faſſung beabfichtigt zu fein. 

Das R.⸗G.⸗B. nennt bier wieder neben einander a) die 
Verfaſſung des Deutihen Reiches, b) die Verfaſſung eines 
Bundesftaates oder die in demfelben beftehende Thronfolge. 
Da die verfaflungsmäßige Thronfolge einen Theil der Verfaſſung 
felbft bildet, jo hätte fie nicht befonders genannt zu erden 
brauden!. 

Ad 2 und 3. Infolge des Bundesbeichlufies vom 18. Aug. 
1836 ſollte auch bei Angriffen auf das Gebiet und die Verfaflung 
des alten Deutfhen Bundes Hocverrath angenommen werden. 
Diejelbe Erweiterung des Hochverrathsbegriffes rückſichtlich der 
Angriffe auf den Norddeutfchen Bund beabfichtigen die Artt. 74 
und 75 der Verfaſſung des legteren, die durch die Verträge mit 
den Süddeutichen Staaten beftätigt und in die Verfaffung des 
Deutihen Reiches aufgenommen worden find. Auch die Kan⸗ 
tone der Schweiz betrachten Angriffe auf die Eidgenofjenichaft 
als Hochverrath. Wie zur Zeit des ehemaligen Deutſchen Reiches, 
fo haben wir jeßt wieder Reichshochverrath und Landeshod- 
verratb zu unterjcheiden. 

y. Abſicht. 

Der Hocverrath fett Dolus voraus. Seinen eigenthim- 


1R.G.⸗B. 8. 8, Nr. 2. Manche Gefegbücher befchränten den Begriff des 
Hochverrathes auf Angriffe gegen die wefentlichen Beſtandtheile der Ver- 
jeflane, Aber auch da mo das Geſetzbuch, wie das Preußiſche und jegt das 
G.⸗B., Gleqweg bon Angriffen auf die Verfaſſung ſpricht, will die 
erpretation den Begriff auf die weſentlichen Beſtandtheile beſchränken. 
ies iſt jedenfalls nicht ohne Gefahr, weil es der Verfaſſung den unbedingten 
Strafſchutz raubt, zumal da den verſchiedenen Richtern, je nach der Verſchieden⸗ 
heit ihres politiſchen Standpunktes, die verſchiedenſten Beſtimmungen der 
Verfafſung weſentlich oder unweſentlich erſcheinen werden, wie denn jeder 
Abſolutiſt die Geſetze zum Schutze der Volksfreiheit, jeder Republikaner die 
Anordnungen über die Regierungsrechte des Monarchen für überflüſſig und 
unweſentlich haͤlt. 
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lichen Charakter bekommt derjelbe, wie jeder andere Dolus, durch 
den Gegenftand, gegen deu er gerichtet tft; und er kann demnach 
fomohl in der Abficht den Herrſcher zu tödten ꝛc., als in ber 
Abficht eines Verfaffungsumfturzes, als auch in der Abfiht einer 
Schmälerung de3 Staatögebietes beftehen. — Die Forderung eines 
Animus hostilis entbehrt der Präcifion und giebt zu argen Miß⸗ 
verftändniffen und Rabuliftereten Anlaß !. 

d. Charakter der Handlung. 

Beim Hochverrath an der Verfaſſung und am Staats» 
gebiet fennzeichnet das R.-©.-B. 8. 81, Nr. 2. 3. 4. die Hand⸗ 
lung als „gemwaltfam.” Man muß unterfeiden 1) die Gewalt⸗ 
ſamkeit in der Richtung auf die Verfaflung, 2) die Gewaltſamkeit 
in der Richtung auf das Staatsgebiet. 

Ad 1. bildet das Wort „gewaltiam” den Grenzftrich, welcher 
die Revolution von der Reform fcheidet. Beitrebungen auf Ab 
änderung der Berfaffung durch Reden und Schriften, fo lange fie 
nicht zum gewaltfamen Umfturz auffordern, nicht minder der Ge⸗ 
brauch des Petitions⸗ und Verſammlungsrechtes in gleicher Rich⸗ 
tung, überhaupt politiiche Agitationen zur Reform der Verfaſſung 
find ſtraffrei. Erſt wenn fie zur Gewaltſamkeit übergeben, be- 
treten fie den Boden des Hochverrathsbegriffes. 

Die Gewalt muß in der Regel eine phyſiſche fein, und ohne 
phyſiſche Gewalt wird ſich eine Revolution von unten ber über- 
haupt nicht vollziehen Laffen. Kommt aber die Revolution von 
oben, fo läßt fich wohl denken, daß fie durch den moraliidden 
Drud zu Stande gebracht wird, den die politifchen Autoritäten 
durch das Anfehen ihrer Amtsgewalt, auch ohne Anwendung phy⸗ 
ſiſcher Gewalt, zu üben vermögen. In diefem Falle ift das Er- 
forderniß der Gewaltſamkeit durh den Mißbrauch der Amt3- 
gemalt erfüllt. Rechtswidrige Aufhebung der Verfaſſung Durch 
ein Minifterialdefret, das ohne alle phyſiſche Gewalt durchgeführt 
worden iſt, kann hiernach ſehr wohl als Hochverrath geftraft 
werden. 

Widerſtand gegen Regierungshandlungen, oder gegen die Aus⸗ 
führung einzelner Geſetze, die keinen Beſtandtheil der Verfaſſung 
bilden, iſt nicht Hochverrath (vgl. R⸗G.⸗B. Th. II. Abſchn. 6). 


1 Man ſehe z. B. bie Betheibigunaefhriften für die Deutichen Burfchen- 
haften in Demunes Annalen ö Der Anımus hostilis wird 
gefordert in L. 11. D. ad leg. Jul. maj. 
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Ad 2. erregt das Erforderniß der Gewaltſamkeit Bedenken, 
ſofern es ſich auf die Einverleibung von Bundesgebiet in einen 
fremden Staat, z. B. von Elſaß in Frankreich, erſtreckt 1. 


Im Preuß. Stfgb. fand ſich das „gewaltſam“ nur bei dem 
Hochverrath an der Verfaſſung. Bei dem Hochverrath am Gebiet 
war nur ſchlechtweg die Rede von „einverleiben“ und „los⸗ 
reißen.“ Das Losreißen kann nur gewaltſam ſein, das Einver⸗ 
leiben aber auch durch Umtriebe herbeigeführt und noch leichter 
wenigſtens vorbereitet werden. 


Im R.⸗G.⸗B. findet ſich dagegen das Einverleiben als 
gewaltſam charakteriſirt. Weder die Motive, noch die Verhand⸗ 
lungen geben den Grund dieſer erſt mit dem zweiten Entwurf ein⸗ 
getretenen Aenderung an. Wahrſcheinlich liegt er darin, daß man 
innerhalb des Reiches Umgeſtaltungen der Verhältniſſe denkbar 
fand, wo die nicht gewaltſame Agitation zur Einverleibung eines 
Deutſchen Staates in einen anderen Deutſchen Staat nicht ſtraf⸗ 
würdig ſei. Alsdann hätte man freilich das „gewaltſam“ nur 
unter die Nummer 4 des $. 81 aufnehmen, es aber unter der 
Nummer 3 im Intereſſe der Sicherheit des ganzen Deutſchen 
Reiches weglaſſen jollen. 

Da nach der gegenwärtigen Faſſung des Geſetzes die nicht 
gewaltfame Einverleibung feine ftrafbare Handlung ift, jo 
fönnen auch bierauf gerichtete Vorbereitungen und Auffor- 
derungen nicht geftraft werden. Moraliſche Gewalt zur Ein- 
verleibung könnte nur ein Staat gegen den anderen üben. Hin⸗ 
fichtlich der Unterthanen, alfo überhaupt für das Strafrecht, Tann 
nur phyſiſche Gewalt in Betracht kommen. 

e. Stadien der Handlung. 

Ein Unternehmen, das auf den Umsturz der Berfaffung 
abztelt, kann allerdings nicht erft für den Fall des eingetretenen 
beabfichtigten Erfolges mit der höchſten Strafe bedroht werden, 
da der Eintritt des Erfolges dem Thäter faktiſch die Strafloſigkeit 
zu fidern pflegt. Ungerecht ift die Verallgemeinerung diefes 
Satzes; und völlig verwerflich tft die Anficht derjenigen, welche bei 
dem KHochverrathe die verjchiedenen Grade der Ausführung für 
gleichgültig erklären und ſchon an jede thatſächliche Darlegung 


1 Sohn in Holgendorff? Handb. S. 19. 
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des Animus hostilis die volle Strafe des Hochverrathes Tnüpfen 
wollen. Dagegen tt bei diefem ſchweren Verbrechen eine Aus- 
nahme von der fonjtigen Straflofigfeit der Komplotte und Vor⸗ 
bereitungshandlungen nothiwendig. 

Das R.-G.-B. unterfcheidet, je nachdem Die Handlung mehr 
oder minder vorgefchritten ift, folgende Stufen. 

1. Verſuch und Unternehmen. 

Neben dem Morde nennt das R.-G.-B. im $. 80 den Ver⸗ 
ſuch des Mordes, ihn in der Strafbarfeit dem Morde gleich 
ftelend. Im 8. 81 fpricht Dagen das Geſetz, ohne Verſuch und 
Vollendung zu unterfhheiden, ſchlechtweg vom hochverrätheriſchen 
Unternehmen, und der $. 82 fügt erläuternd hinzu: „MS ein 
Unternehmen, durch welches das Verbrechen des Hochverrathes 
vollendet wird, ift jede Handlung anzufehen, durch welche das Vor⸗ 
haben unmittelbar zur Ausführung gebracht werden ſoll.“ Jeden⸗ 
falls ift e8 richtiger, wenn man jagt, daß der Verſuch fehon mit 
der Strafe des vollendeten Verbrechens belegt werden jolle 
($. 80), als wenn man jagt, daß dur das Unternehmen das 
Verbrechen vollendet werde ($. 82); denn bei der erften Faſſung 
bleiben alle Begriffe in ihrer natürlichen Ordnung, fo daß ihre 
wiſſenſchaftliche Handhabung Far tft, wogegen bei der zweiten 
Faflung die natürliche Ordnung umgefehrt und damit die nur auf 
diefer beruhenden wiſſenſchaftlichen Grundfäge in ihrer Anwendung 
zweifelhaft gemacht werden, wie denn befonders darüber Zweifel 
entitanden find, ob freiwilliger Rüdtritt von einem hochverräthe- 
[hen Unternehmen ftraflos mache, menn das Unternehmen ſchon 
Bollendung genannt wird, da die Straflofigfeit wegen Rüd- 
trittes fih nur auf den Verſuch beziehe. Wir entjcheiden und 
übrigens, gegen die meiften Interpreten, dahin, daß der freiwillige 
Rücktritt allerdings auch dag „Unternehmen“ ftraflog macht, da 
in diefem jedenfalls der Verſuch ftedt und die gefegliche Aus⸗ 
drucksweiſe nur die gleiche Beftrafung von Verſuch und Vollendung 
beabfichtigt, im Uebrigen aber die Natur der Sache nicht ändern 
fann noch will. Hierfür fprechen offenbar die allerftärkften politie 
ſchen Gründe. Hierfür ſpricht überdies die Konfequenz des Zur 
fammenbanges der gefetlichen Beſtimmungen, Da bei der entgegen- 
gefegten Auffaflung die Mbfurdität herausfommen würde, daß der 
„Verſuch“ zur Tödtung des Kaiſers oder des Landesheren bei 
freiwilfigem Rüdtritt zwar ftraflos bliebe ($. 80), das „Unter 
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nehmen” zur Tödtung eines anderen Bundesfürſten unter der 
gleihen Vorausſetzung aber nicht ($. 81, Nr. 1). 

Todtſchlag fällt nicht unter den Begeif des Unternehmens; 
auf den Todtihlag paflen auch die Ausdrüde „Vorhaben” und 
„Hochverrath“ nicht (Schwarze), jo daß $. 81 Nr. 1 ganz eben- 
jo, wie $. 80, auf Mord und Mordverfuch zu beichränten ift. 

2. Komplott. 

Die neueren Geſetzbücher nehmen das Hochverraͤthskomplott 
entweder in den Hochverrath ſelbſt auf!, oder weiſen ihm eine 
von dem hochverrätheriſchen Unternehmen getrennte Stellung an?. 
Mit dem Preußiichen Strafgeſetzbuche ($. 63) hat fich das R.-G.-B. 
$. 83 für das Lebtere entfchleden. Es fordert aber zum Thatbe- 
ftande, daß ſchon die Ausführung des hochverrätheriichen Unter- 
nehmens verabredet worden fei, fo Daß es fich weder um bloße 
Vorbereitungshandlungen, noch um bloße Vorbefprechungen über 
die Ausführung handeln darf. Bon felbft verfteht fi, daß der 
nur wegen feiner höheren Strafbarleit von den allgemeinen Bes 
flimmungen über bochverrätherifches Unternehmen ausgejchlebene 
Fall des 8. 80 ganz ebenfo wie die Fälle des 8. 81 Gegenftand 
eines ftrafbaren Hochverrathsfomplottes fein kann, obwohl der 
$. 83 nur von der Verabredung eines hochverrätheriſchen „Unter⸗ 
nehmens" ſpricht. 

3. Schwere Vorbereitungshandlungen. 

Dem Komplottanten ftellt Der $. 84 denjenigen gleich, welcher 
zur Vorbereitung eines Hochverrathes entweder 

a) fih mit einer auswärtigen (deutſchen oder nichtdeutſchen) 

Regierung einläßt (mit ihr unterhandelt); oder 

b) die ihm von dem Reiche oder einem Bundesſtaate anvertraute 

Macht mißbraucht, die nicht gerade eine militäriſche fein 

muß, fondern auch 3. B. in dem einem Oberförfter unter- 

gebenen Forftperfonal beftehen kann; oder 
c) Mannſchaften anwirbt oder in den Waffen übt. 

4. Aufforderung zu einem bochverrätheriichen Unternehmen, 

. entweder 


1 Purttembers 150. Darmſtadt 129. Der Code penal hat hier 


als ade geb 

fen 858, 81.83. Sacfen 1855, 116. 117. Braunfchweig 
81.82. Baden D86. 599. Thüringen 77—79, Breußen 61.63. Bayern 
1861, 102,103. Man bat ſich hier an das Franzöfifche Gefek vom 28. April 
1832 angefchloffen. 
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a) öffentlich vor einer Menſchenmenge, oder 
b) dur) Verbreitung oder Öffentlichen Anfchlag oder öffentliche 
Ausftellung von Schriften oder anderen Daritellunger ($. 85). 
Mit der „Aufforderung, die den entjchiedenen Willen 
enthält den Anderen zur Ausführung zu beftimmer, darf man die 
ſ. g. indirefte Anreizung nicht vermechleln, d. b. die Erregung 
von Unzufriedenheit gegen die Regierung. Und zwar muß die 
Aufforderufg zu einer beftimmten Handlung, melde fih unter 
den Begriff des hochverrätheriichen Unternehmens mmterheingen 
Yäßt, ftattgefunden habe. 
Sf die Auffordermg von Erſolg geweſen, ſo kommen die 
allgemeinen Grundfätze über Anſtiftung zur Anwendung. 
5) Einfache Vorbereitungshandlungen 8. 86. 
Hierher gehören alle ein hochverrätheriſches Unternehnen 
vorbereitende Handhingen, mit Ausnahme der drei ſchweren $. 84. 


Strafen und Strafzumeifung. 

Im R.G.⸗B. finden fih folgende Strafſätze 
- 1. Mord oder Mordverfud am Kater, am eigenen Landes 
bern oder am Landesherrn des Aufenthaltsortes: Todesftrafe 
8. 80. 

2. Unternehmen: lebenslänglides Zuchthaus oder lebens 
länglide Feſtungshaft ($. 20), unter mildernder Umijtänden 
Feſtungshaft nicht ter 5 Jahren!. Neben der Feftungshaft 
kann auf Verluft der öffentlichen Hemter und der aus öffentlichen 
Wahlen hernorgegangenen Rechte erkannt werden $. 81. 

3. Komplott: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren ober Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer; unter mildernden Umſtänden Felhungs- 
haft nicht unter 2 Jahren. Neben der Feftungshaft kann ze. (mie 
oben) $. 83. 

4. Schwere Vorbereitungshandlungen werden ganz wie das 
Komplott geftraft $. 84. 

5. Deffentliche Aufforderung: Zuchthaus bis zu 10 Jahren 


1 Das Maximum der — iſt, bei mildernden un 
Änben, wi nur in den $ fondern auch in ben 86. 81. 83. 8 
02 und ie ß803 — — dezeigen en, El 10 Sabre 


12.00.00 0 ie die Entftehung ter= 
über Sontag, die —— Bin ©. 172 Er * * 8 , *8 
(1872) ©. Für d t bie Zweifelnden 

dem In dubio mitius —** — Ver But 
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oder Feſtungshaft von gleicher Dauer, unter mildernden Um⸗ 
ftänden Feſtungshaft von 1 bis 5 Jahren $. 85. 

6. Einfache Vorbereitungshbandlung: Zuchthaus bis zu 3 
Sahren oder Feitungshaft von gleicher Dauer, unter mildernden 
Umftänden Feſtungshaft von 6 Monaten bis zu 3 Jahren 8. 86. 

7. In den Fällen 1.2.3 und 4 ift, wie beim Landesverrath, 
Beihlagnahme des Vermögend von der Eröffnung bis zur 
rechtskräftigen Beendigung der Unterfuhung zuläffig 8. 93. — 

Die neueren Gejegbücher haben ſchon vor dem Erlaß des 
R. G.⸗B. zahlreiche Barbareien des gemeinen Rechts fallen laſſen: 
fo die Vermögenskonfiskation; je ferner die Entehrung, die Iouts- 
und Erbunfähigkeit der unſchuldigen Kinder; jo endlich die un- 
menſchliche Beitinnmung, daß Thon die bloße Verwendung für 
einen Hochverräther die Ehrlofigfeit nad) fich ziehen fol!. Weber- 
dies zeigt fi in der Zeitfolge der Geſetzbücher ein faft fletiger 
Fortgang zu größerer Milde. Dennoch behielten fie für das 
bochverrätherifiche Unternehmen fat ſämmtlich die Kodesftrafe 
bei, und man findet Daneben fogar noch Schärfungen, fowie Maß⸗ 
regeln gegen das Vermögen’. Nun tft zwar einzuräumen, daß 
jeder Staat, wie er auch beichaffen ſein möge, das Recht und Die 
Pflicht bat, feine jeweilige Eriftenz gegen rechtswidrige Angriffe, 
die nie entjchuldigt werben konnen, durch Strafen aufrecht zu 
halten. Nicht minder aber ift es gewiß, daß foldhe Angriffe feines« 
wegs alle daſſelbe unwandelhare Gepräge der höchſten Strafbarkeit 
tragen, wie die ſtrafbarſten gemeinen Verbrechen, und daß daher 
die unbedingte Androhung der höchſten Strafe der Gerechtigkeit 
nicht entfpricht. Nicht minder iſt es gleichfalls gewiß, daß die 
politiihen Ideen fortleben, auch wenn das Haupt des einzelnen 
Menſchen fällt, und daß daher die Todesftrafe hier auch nicht ala 


11.5.8.2. Cod. ad leg. Jul. maj.: „Denique jubemus, etiam eos 
notabiles esse sine venia, qui pro talibus unguam apud nos intervenire 
tentaverint.“ 

2 Bayern 1813 iſt milder als Defterreich 1803; MWärttemberg, 
Hannover und Braunfchmweig find milder als Bayern 1813; Darm- 
ftadt ift wiederum milder; Baden tft wieder milder ald Darmftadt; noch 
milder Sachſen 1855 und am milbeften Thüringen. 

3 Nur Thüringen, Naſſau, Anhalt und Oldenburg, fchließen die 
Todesſtrafe aus und beſchränken fich auf lebenslängliche Freiheitsſtrafe. 

zreußen will bei bochberrätherifchen Unternehmen wider die Perſon des 

önigs Berluft der bürgerlichen Ehre ($. 61) und entzieht dem wegen Hochver⸗ 
rathes oder Landesverrathes zum Tode Berurtheilten die Verfügung über das 
Vermögen ($. 73). 
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eine Forderung der Politik geltend gemacht werden kann. Somohl 
die Gerechtigkeit, als auch die Politik werden befriedigt, mern man 
das bochverrätberiiche Unternehmen mit Freibeititrafen bedroht, 
die in den ſchweren Fällen bis zur Lebenslänglichkeit auffteigen !. 
Diefer Auffafjung entſpricht das R.-G.-B. 8. 81. Daflelbe ver- 
dient auch feinen Tadel, wenn e8 daneben den Mord und den 
Mordverfuh in den ſchwerſten politiichen Fällen mit dem Tode 
verpönt ($. 80), da diefe Verbrechen zugleich die ſchwerſten ge- 
meinen Verbrechen find, deren Strafbarkeit duch das hinzu⸗ 
tretende politiſche Gewicht dergeftalt erfchwert wird, daß ihre 
Bedrohung mit dem Tode eine natürliche Konjequenz der einmal 
beibehaltenen Todesftrafe tft und die Polemik ſich nur noch gegen 
"die Beibehaltung der Todesitrafe überhaupt richten Tann. 

Bei keinem Verbrechen ift ferner die Verſchiedenheit Der 
Motive fo groß, als bei dem Hochverrathe. Diefelbe That, die 
in dem einen Falle aus einer verworfenen, verrätherifchen, ſtaats⸗ 
feindlichen, eigenfüdhtigen Gefinnung entfprang, tft in dem anderen 
Falle die Frucht einer verirrten Vaterlandsliebe oder einer poli- 
tiſchen Schwärmerei. Nun rechtfertigt allerdings Der Zweck die 
Mittel nie. Hochverrath bleibt Hochverrath, welches auch Die 
Zwecke des Thäters fein mögen. Die Gerechtigfeit gebietet aber 
jenen großen Abftand der Motive in den Strafbeftimmungen zum 
Ausdrud zu bringen. Das R.-G.-B. kommt diefer Forderung 
durch die Zulafiung der Feſtungshaft ($. 20) und durch Die noch 
binzutretende Berüdfihtigung mildernder Umftände ($$. 81. 83. 
84. 85. 86) in höchſt anerfennenswerther Weile nad). 

Bei keinem Verbrechen endlich ift das Mißverhältniß der 
geringen Kräfte des Thäters zu dem gemaltigen Unter» 
nehmen häufig jo groß, als bei dem Hochverrathe. In ſchwärme⸗ 
riſcher Verblendung hält zumal die Jugend bier manches Unter- 
nehmen für ausführbar, deſſen völlige Unausführbarkeit Dem ver- 
ftändigen Beurtbeiler fofort einleuchtet. Schon das Römische Recht 
beftimmt Deshalb: Persona spectanda est, an potueritfacere?. 
Man wird demnach eine mildere Strafe auferlegen müfjen, wenn 
das ganze Unternehmen zeigt, personam facere non potuisse. 


1 Die fchlagendfte Beweisführung für die Abſchaffung ber Tobesftrafe bei 
poltiihen Derbrecgen giebt Guizot, de la eine he mort en matiere poli- 
tique . 

PLT.E.8.D.adleg. Jul. maj. 
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Kein neueres Geſetzbuch enthält mehr die Römifche Anordnung‘, 
daß Berfhmweigung und unterlaffene Verhinderung des 
Hochverrathes mit der ordentlichen Strafe Des Verbrechens felbft 
belegt werden fol. Wohl aber wird die Nichtanzeige eines hoch⸗ 
verrätheriichen Vorhabens mit Recht auch heute noch mäßig geftraft:. 

Dem Theilnehmer eines Hochverrathsfomplottes, der baf- 
felbe anzeigt, veripricht das gemeine Recht Straflofigkeit und 
Belohnung? Die neueren Geſetzbücher haben mitunter das 
Verſprechen der Straflofigfeit, oder Doch der milderen Beftrafung 
aufgenommen*, das Verſprechen der Belohnung aber verivorfen. 
Schweigend verwirft das R.G.⸗B Beides. 


Zweiter Titel. 


Landesverrath. 
(R.:6.:8. SS. 81-93) 
Zu den Crimina majestatis rechnet das Römiſche Recht auch 
Die Erregung eines Krieges gegen Rom, die Meberlieferung eines 
Theiles des Römiſchen Staatsgebietes an den Feind® und die 
Unterftügung des Feindes”, zumal das Berloden eines Römischen 
Heeres in einen Hinterhalt ®. 
Die Germaniſchen Quellen betrachten e8 als einen jchweren 
Friedensbruch, wenn Jemand ein fremdes Volk in das Land ge- 


ı L.5 pr. Cod. ad leg. Jul. mai: Bulla aurea cap. 24. $. 10. 

2 Breußen 39 und R.:0.:B. 139. Bgl. Sachen 1838, 86. Würt- 
temberg 143. Hannover 126. Braunfchmweig 48. Darmſtadt 134. 
Thüringen 82. Defterreich 60. 61. Berhandl. der II. Badenſchen 
Kammer in Demmesd Annalen Bd. XI. ©. 527 fgg. 

3 Aurea Bulla c. 24. $. 11. B.:8.:D. Art. 124. Bambergenſis 149. 
Bgl. L. 5.8. ult. Cod. ad leg. Jul. maj. 

4 Württemberg 144. Hannover 127. Thüringen 81. Defter- 
reich 62. Sachſen 1838, 85; 119. 59. 64. 

5 Paull. V. 29, 1: „cujus ope, consilio, adversus imperatorem vel 
rempublicam arma mota sunt.“ L.1.$. 1. D. ad leg. Jul. maj.: „quove 
quis contra rempublicam arma ferat.“ L.3. eod.: „L. XII tabb. jubet, 
eum, qui hastem concitaverit — capite puniri.“ L. 4. D. eod.: utve ex 
amicis hostes populi Romani fiant, cujusve dolo malo factum erit, quo 
rex exterae nationis populo Romano minus obtemperet.‘“ 

L. 10. D. h. t.: „cujus ope, consilio, dolo malo provincia vel civi- 
tas hostibus prodita est.“ 

⁊ L. 1. D. h. t.: „quive hostibus populi Romani nuntium litterasve 
miserit, signumve dederit feceritve, q.° hostes populi Romani consilio 
juventur contra rempublicam.“ L. 4. eod.: „cujus dolo malo factum 
dicetur, quo minus hostes in potestatem populi Romani veniant, cujusve 
dolo malo hostes populi Romani commeatu, armis, telis, equis, pecunia 
aliave qua re adjuti erunt.“ ” 

L. 4. eod.: „cujus dolo malo exercitus Ps uli Romani in insidias 
deductus hostibusve proditus erit.“ Paull. V.29, 1. 
Berner, Strofredt. 9. Aufl. 3 
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rufen!, den Feind gegen das eigene Volk unterftügt?, oder ſich 
einer Heeresflucht (Heriliz) ſchuldig gemacht hat?. 

Sm gemeinen Deutſchen Rechte wurden dieſe Handlungen als 
Hochverrath bezeichnet. 

Das Allgem. Preuß. Landrecht ftellte fie Dagegen unter einen 
bejonderen Begriff der Landesverrätherei, unter welcher es ein 
Verbrechen gegen die äußere Sicherheit des Staates verſteht“. Es 
zählt zur Landesverrätherei nicht nur die Erregung eines Krieges 
und die Unterftübung des Feindes, jondern auch Die Begünftigung 
fremder Mächte zum Nachtheile der Gerechtſame und Intereſſen 
des eigenen Staates? und die Losreißung eines Theiles vom 
Staatögebiete®. Klein nahm diefen Begriff in das Syſtem des 
Strafrechtes auf”. 

Bayern 1813 kennt, neben der Majeftätsbeletdigung, einen 
umfallenden Begriff des „Staatsverrathes”. Innerhalb defjelben 
werden der Hochverrath und drei geringere Grade unterfchieden. 
Dieſe drei geringeren Grade bilden den Landesverrath, zu welchem, 
wie im Preuß. Landrechte, auch die Losreißung eines Theiles vom 
Staatsgebiete gehören foll®. 

Defterreich “Ichied den Landesverrath nicht aus dem Hoch⸗ 
verrathe aus, jondern blieb bei der alten Verſchmelzung beider 
Begriffe ftehen ?. 

Die übrigen Deutfchen Länder find insgefanmt dem Preußi- 
ſchen Landrechte gefolgt. Nur die Loßreißung eines Theiles 


ı L. Alam: XXV: „Si homo aliquis gentem extraneam intra pro- 
vinciam invitaverit.“ Ed. Rotharis c. 4: „Si quis inimicos regis intra 
provinciam invitaverit.‘“ 

2 Wilda ©. 981 fgg. 

3 Das Wr Berlaffen des Heeres tft Igon in den Kapitularien 
mit dem ode bedroht. Capit. Ticinense a. 801. c. 5: „Si quis adeo con- 
tumax aut superbus extiterit, ut dimisso exercitu absque jussu vel 
licentia regis domum revertatur, et quod nos theudisca lingua dicimus 
Heriliz fecerit, ipse ut majestatis reus vitae periculum incurrat et res 
ejus in fisco nostro socientur.‘“ Ed. Rothar. c. VII. L. Alam. XCIIL 

4 Allg. Lor. II. 20. $. 100. 

5 Sandesverrath dritter Klaffe, nach $. 133 a. a. D. 

6 Landesverrath erfter Klafie, nach $. 101 4. a. O. 

7 Klein, Grundfäke des peint. Rechtes $. 500 (nad) der 2ten Ausgabe). 

8 Bayern 1813, Art. 299—308. 

9 Dies gilt für das ältere ($. 52 fgg.) und für das neuere ($. 58) Defter- 
reichiſche Sitafgeſzhuch 

10 Sachſen 1838, Art. 81—88; 1855, Artt. 116—124. Württemberg 
Artt. 140—148. Hannover 118--124. Braunfhweig 81—85. Darm: 
ſtadt 129 f., befonders 137. Baden 586—5%8. Preußen 61—73. Thürin= 
gen 77—84, beſonders Art. 83. 
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vom Staatsgebiete wird von ihnen wieder in den Begriff des 
Hochverrathes hereingenommen. — Sachſen und Thüringen nennen 
den Landesverrath „Staatsverrvath”, ein Ausdruck, der richtiger 
von Bayern und Hannover zur gemeinfamen Bezeichnung von 
Hochverrath und Landesverrath benubt wird. 

Das R.⸗G.⸗B. jtellt für den Landesverrath folgende Grund» 
ſätze auf. 

a. Handelndes Subjekt Tann in der Regel nur ein Inländer 
fein. Diejer Sat bleibt auch Regel beim militäriichen Landes⸗ 
verrath, indem Ausländer wegen der in den 88. 87. 89 und 90 
bezeichneten Triegsverrätheriihen Handlungen nidt nah dem 
Strafgeſetzbuche, ſondern nah dem Kriegsgebrauch behandelt 
werden. Sie erfährt aber eine Ausnahme in Betracht folcher 
Ausländer, welche ſich unter dem Schutze des Reiches oder eines 
Bundesitaates im Bundesgebiete aufhalten. Diefe müflen den 
Inländern gleich behandelt werden, wenn ihre Duldung auf dem. 
Staatögebiete einen veritändigen Sinn behalten foll ($. 91). Bei 
dem im Sinlande verübten diplomatiichen Landesverrathe macht 
das Geſetz ($. 92) zwiſchen Inländern und Ausländern überhaupt 
feinen Unterfchied, wogegen nah $. 4 Nr. 1 der Begriff des 
diplomatiſchen Landesverrathes auf die von Ausländern im Aus⸗ 
lande begangenen Handlungen jchlechtiveg Feine Anwendung leidet. 

8. Gegenftand des Verbrechens ift die äußere Stellung des 
Staates. Der Bundesbeihluß vom 18. Dit. 1836 dehnte dies 
auf den ehemaligen Deutſchen Bund aus, wie es fpäter auf den 
Norddeutihen Bund durch die Artifel 74 und 75 feiner Verfaſſung, 
endlich aber durch die Reichsverfaſſung in denfelben Artikeln auch 
auf die Süddeutihen Staaten ausgedehnt worden ift!, 

y. Das Erforderniß des Dolus liegt im Allgemeinen Thon 
in dem Worte Verrath. Wo e3 irgend zweifelhaft fein Fönnte, 
hat der Gejehgeber es ausdrüdlih hervorgehoben (88. 89. 
90. 92). 

6. Nach dem Charakter der Handlung werden militärifcher 
und diplomatifcher Landesverrath unterichieden. Dieſe Unter⸗ 
ſcheidung hat das R.-G.-B. in folgender Art zur Grundlage feiner 
Beitimmungen gemadt. 


1 Nach algemeiner Einführung des Reichäftrafgefegbuches tjt die vorüber- 
gebenbe Aushülfsbeſtimmung des Art. 74. der Berfaffung gegenſtandslos ge⸗ 
worden. 


23* 
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I. Militärifcher Landesverrath (88. 87—91). 

Er zerfällt in vier Klaſſen von Handlımgen, von denen Die 
der erften Klafle vor, die übrigen während des Krieges be 
gangen werden. 

1. Ein Deutfcher läßt ſich mit einer ausländiſchen (nicht⸗ 
deutſchen) Regierung ein, um dieſelbe zu einem Kriege gegen 
das Reich zu veranlajjen $. 87: 

a) Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, unter mildernden Um- 
ftänden Feftungshaft von 6 Monaten bis zu 5 Jahren; 

b) wenn der Krieg ausgebrochen ift: lebenslänglides Zucht⸗ 
haus, unter mildernden Umftänden Feſtungshaft nicht unter D 
Jahren. 

2. Ein Deutſcher ſteht während eines gegen das D. Reich 
ausgebrochenen Krieges im Dienſte der feindlichen Kriegsmacht, 
oder er trägt gar gegen das D. Reich oder deſſen Bundesgenoſſen 
die Waffen ($. 88). 

a) Iſt er exit während des Krieges in feindliche Dienfte ge⸗ 
treten: lebenslängliches Zuchthaus oder lebenslänglide Feitungs- 
baft, unter mildernden Umftänden Feſtungshaft nicht unter 5 
Sahren. 

b) Stand er ſchon früher in fremden Kriegsdienften, jo daB 
er nur auf Grund eines bis dahin rechtmäßigen Verhältniſſes in 
denſelben verblieb: Zuchthaus von 2—10 Sahren oder Feſtungs⸗ 
haft von gleicher Dauer, unter mildernden Umftänden Feſtungs⸗ 
haft von 10 Jahren bis herab zum geſetzlichen Minimum. 

Die Beittmmungen des $. 88 gehen ſowohl auf Kämpfer als 
auf Nichtlämpfer (Militärbeamte, Feldgeiftliche, Feldärzte). 

3 Ein Deuticher leiſtet während des Krieges dem Feinde 
Vorſchub oder fügt den Deutihen oder verbündeten Truppen 
Nachtheil zu $. 89: Zuchthaus bis zu 10 Jahren oder Feftungs- 
haft von gleider Dauer (d. h. von 1 Jahr bis zu 10 Jahren), 
unter mildernden Umftänden Feftungshaft von 10 Jahren Bis 
herab zum geſetzlichen Minimum. 

4. Sechs Arten beſonders ftrafbaren Kriegäver- 
rathes, wie Verrath von Feftungen, Kriegsſchiffen, Zeughäufern, 
Dperationsplänen, Feftungsplänen, Unterftügung des Feindes 
durch Zuführen von Mannfchaften, Spioneret im Dienfte des 
Feindes, Erregung eines Aufftandes unter den Deutſchen Trup- 
pen ꝛc. find im $. 90 mit lebenslänglidem Zuchthaus, unter 
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mildernden Umftänden mit Feitungshaft nicht unter 5 Jahren 
bedroht. Auch hierbei wird indeß der Ausbruch des Krieges vor⸗ 
ausgejeßt. 

Bet allen vier Klafjen findet fich die Beſtimmung, daß neben 
der Feftungshaft auf den Verluft der öffentlichen Aemter und der 
aus Öffentlichen Wahlen heroorgegangenen Rechte erfannt werden 
fann. 

II. Diplomatiſcher Landesverrath 8. 92. 

Er wird begangen. 

1) dur) Berrath von Staatsgeheimnifien ac. (8. 92, Nr. 1); 

2) duch Vernichtung, Verfälihung Ober Unterdrüdung von 
Staatsurkunden ıc. ($. 92, Nr. 2); 

3) durch Verrath in aufgetagenen Staatsgeichäften (8. 92, 
Nr. 3). 

Die Strafe des diplomatifchen Landesverrathes ift Zuchthaus 
nicht unter 2 Sahren, bei mildernden Umftänden Feltungshaft 
nicht unter 6 Monaten. — 

Um dem Thäter die Mittel zu neuen verräthertichen Hand⸗ 
lungen zu entziehen, geftattet das Gefetz in allen Fällen des 
Landesverrathbs (88. 87—92) Belhlagnahme des Vermögens 
von der Eröffnung der Unterfuhung bis zu deren rechtstraftiger 
Beendigung (8. 93). 


Zweiter und Dritter Abſchnitt. 
Beleidigung des Landesherrn oder eines Bundesfürſten. 
(R.-6.:8. 88. 94 -97; 98—101.) 

Das Römische Recht hat einerfeits die Mäjeftätsbeleidigung 
nicht in ihrem vollen Umfange bedroht, andererſeits dieſelbe, fo- 
meit es fie überhaupt bedroht, zu der Höhe eines ftrafmürdigeren 
Verbrechens, nämlich des Hochverrathes, emporgefhraubt, Indem 
es Hochverrath und Majeftätöbeleidigung unter den Einen Begriff 
des Crimen majestatis zufammenfaßt. 

Bis auf Auguft konnte ein Majeſtätsverbrechen durch münd- 
liche oder Schriftlihe bloße Worte gar nicht begangen wer⸗ 
den, jo daß nur die allgemeinen Strafbeitimmungen über Ehrver- 


1 Die Gerichte werden von dieſer Maßregel, Die ihren Zweck zu erreichen 
wenig geeignet iſt, nicht leicht ee guaden. Treffendes hierüber bei 
Sohn in Holgendorffs Hanbb. Vd. 3. S 
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legung Anwendung fanden. Erſt Auguft bedrohte die gegen den 
Kaifer gerichteten Basquille und Shmähldriften (libri fa- 
mosi) als Majeftätsverbreden!. Schmähreden gegen den Kaiſer 
wurden aber von diefer Strafbeitimmung nicht getroffen?. Auch 
bat feiner der milderen fpäteren Kaiſer ſchlechtweg mündliche 
Schmähungen feiner Berfon als Majeftätsbeleidigung behandelt; 
vielmehr ift dies nur unter Despoten der Fall gemwefen?. 

Im Deutfhen Rechte bildete ſich ein vom Hochverrathe völlig 
gefondertes Verbrechen der Majeftätsbeleidigung aus. Man 
ftand zwar unter dem Einfluße des Begriffes des Römiſchen 
Crimen majestatis*. Auch fträubten ſich manche der älteren 
Kriminaliften, Schmähungen gegen da3 Staatsoberhaupt al3 Ma- 
jeſtätsverbrechen aufzufaflen?. Allein fpäter jegte ſich die Unter- 
ſcheidung feft, ob das Staatsoberhaupt in feiner Eigenichaft als 
Herrſcher, oder nur in feiner Eigenſchaft als Privatmann be- 
leidigt worden fei. Den erfteren Fall rechnete man zum Crimen 
majestatis, den leßteren bezeichnete man entweder nur als eine 
fchwere Beleidigung, oder man bildete daraus ein bejonderes 
Crimen laesae venerationis?. Bon der neueren Doktrin wurde 
diefe Unterfheidung verworfen und der Begriff der Majeftäts- 
verlegung auf alle Ehrverlegungen gegen das Staatsoberhaupt 
ausgedehnt®. In diefer Ausdehnung ift er von den neueren 
Gefegbühern aufgenommen worden, in welchen als Majeftäts- 


I Tacit. Annal. I. 72: „Primus Augustus cognitionem de famosis 
libellis specie ejus legis (scl. Majestatis) tractavit.‘ 

2 „Facta arguebantur, dictaimpune erant.“ Tacit. loc. cit. 

5 Im Sinne der guten Kaiſer Ist Modeftin: „Neclubricumlinguae 
ad poenam facile trahendum est. Quamquam enim temerarii 
digni poena sint, tamen ut insanis illis parcendum est“ etc. L.7.8.3. 
D. ad legem Jul. maj. (48, 4). — Im Sinne ber tyrannijchen Kaifer erflärt 
dagegen Faullas: „Quod crimen (majestatis) non solum facto, sed et 
verbisimpiis et maledictis maxime exacerbatur. “Paull. V. 29, 2, 
Litteratur ſchon in der Einleitung zu ben Staatsverbrechen. 

4 Bambergenfis Art. 132. 

5 Carpzov, pract.rer. cr. qu.41. no. 111 sq. findet in ven Schmähun= 
gen gegen den Yerrihet nicht ſowohl ein Crimen laesae majestatis, al3 biel- 
mehr ein befonderes Crimen maledictionis in principem, fofern nur nidt 
verba per se seditiosa, quibus ad arma contra principem suscipien 
concitetur populus, oder auch turbulentae acclamationes, quibus salus 
principis aut rei publicae periclitetur, gebraucht werben. 

6 Sp Leyser, sp. 569. m. 6-16. Engau, elem. L.1.8.481. Not. t. 
Koch, Inst. $. 574. 

7 Sp Dutftorp 8.149. Klein, Grundfäge $. 511. 

8 Henke, rg $. 370. Henke, Handbuch DI. ©. 456. Jarcke, 
Handbuch U. S. 138. Zirkler a. a. O. 5.133. Manche bedeutende Männer, 
wie jelbft noch Feuerbach, hielten freilich die alte Unterjcheibung feit. 
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beleidigung angegeben werden: Thätlichfeiten gegen dag Staats⸗ 
oberhaupt, Drohungen mit einer Thätlichleit! und Ehren- 
fränfungen aller Art. 

Der Thatbeftand trägt folgende Merkmale: 

a) Objekt des Verbrechens ift die Majeftät des Staat3- 
oberhaupteß. 

In der Majestas des Staatsoberhauptes ift die Brivatperfon 
von der Öffentlichen Berfon nicht zu trennen ®. Die Unterfcheidung 
eine Crimen laesae venerationis von dem Crimen laesae ma- 
jestatis ift demnach in der That unftatthaft. Alle Beleidigungen 
der Perſon des Staatsoberhauptes find Beleidigungen der Ma- 
jeftät. Selbit wenn das Staatsoberhaupt im Incognito auftritt 
und damit erklärt, Daß es als Privatperjon betrachtet fein wolle, 
würde eine Beleidigung gegen dafjelbe, falls man e3 nur erkennt, 
immer noch Majeftätsbeleidigung fein *. 

Kraft der Majeſtät ift das Staatsoberhaupt unverant- 
wortlid. Juriſtiſch gelten fomit Regierungshandlungen nur 
als Handlungen der Minifter. Ein Tadel und felbft eine Be- 
ſchimpfung von Regierungsbandlungen ift daher nicht Majeftäts- 
beletdigung. 

An den Hoheitsrechten haftet die perfönliche Majeftät des 
Staatsoberhauptes nit. Anmaßung von Hoheitsrechten, 3. 3. 
der Gerichtsbarkeit oder des Münzrechtes, ift dahew ebenfalls nicht 
Majeftätsbeleidigung°. 


1 Bayern 1813, Art. 310. Bayern 1861, 121. Württemberg 150. 
151. Braunſchweig 90. Hannover 130. Darmftadt 147.148. Ba- 
den 606. 608. Thüringen 89.%W. Deſterreich 8. 85a. Sachſen 1855, 
132.133. Bal. Sachfen 1888, 97.98. Breußen 88. 74. 75. 

2 Bahyern 1813, 311. Durch den Art. 6 des Gef. vom 12. Mai 1848 i 
die Abbitte vor dem Bilde des Königs aufgehoben worden. Bayern, 1861, 
122. 123. Württemberg 151. 152. Braunfhweig 2. Hannover 
139.11. Darmſtadt 149. 140. Baden 607. Thüringen 91. BDefter- 
reich 63. Sachſen 1855, Art. 134, bedroht auch beleidigende Aeuße- 
zungen Über Regierungshandlungen des Herrſchers als Majeftäts- 
beleidigung. Dies tft gegen die Tonftitutionelle Theorie, die in ben Regterungs- 
handlungen nur Handlungen ber Minifter fiebt. Es läßt fih nur dann 
vertheidigen, wenn in ber beleibigenden Aeußerung über die Regierungshand⸗ 
fung eine Beziehung auf bie Berfon des Staatsoberhauptes erweis- 
bar iſt. Preußen 8. 75. 

Majestas ossibus principis inhaeret. 

4 Sarde, Handb. Bd. II. S. 138 Note 44. 

5 Die Ausdehnung des Begriffes der Majeftätäbeleidigung auf An— 
maßung von Hoheitsrechten iſt eine der bebenklichften Berirrungen. Gut 

ierüber Tittmann, Handbuch Band II. 8. 234. Auch Mittermaier zu 
euerbach $. 173, 
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Die Majeftät thront nur in der Perfon des lebenden 
Herrihers. Gegen verftorbene Monarchen tft Majeitätäbelei- 
digung undenkbar. Mit dem Tode des Monarchen tritt der Zeit- 
punkt ein, wo über ihn das unparteiiſche Urtheil der Geſchichte 
ergehen fol und wo fein Strafurtheil die ungeſchminkte Wahrheit 
länger aufhalten darf !. 

Gegen die Familie des Herrichers ift Majeftätsbeleidigung 
abermals unmöglich, da die Glieder diefer Familie an der Herr- 
ſchaft feinen Theil haben, fondern die Stellung von Unterthanen 
einnehmen. Nur gegen die Perſon eine Mitregenten oder 
eines Regierungsverweſers wäre Majeitätsbeleidigung denk⸗ 
bar, weil der Mitregent und der Negierungsverivefer ald Herr- 
ſcher anzuſehen find?. Allerdings find aber die Kränkungen der 
Mitglieder des fürftlihen Haufes als ſchwere Ehrver- 
legungen hervorzuheben, weil durch fie das Staatsoberhaupt, 
wenn auch nicht unmittelbar, jo doch mittelbar berührt wird. 
Dies gilt namentlich für die Königin. In Betreff des Thron- 
folgers ift zu erwägen, daß die Mäjeftät, die er fpäter tragen 
fol, im Voraus duch erfahrene Beleidigung leidet ®. 

B) Das Verbrechen ift nur dolos und mit dem Bewußt⸗ 
fein möglich, Daß man es mit der Perfon des Monarchen zu thun 
habe. Erkennt man das Staatsoberhaupt nicht, jo wird die Ma⸗ 
jeftätsbeleidigng zu einer gemeinen Ehrverlegung, Drohung oder 
Thätlichkeit. Hat man gar feinen Animus injuriandi, fo bleibt 


1 Die Preußiſchen Entwürfe enthielten Strafbeftimmungen wider bie 
Beleidigung verftorbener Herricher. Im Antereffe einer unbefangenen Ge⸗ 
ſchichtsſchreibung hat das Strafg. dieſe Beftimmungen weggelaſſen. Befeler, 
Rommentar S. 244. Damit find allerdings nicht aufgehoben die allgemeinen 
Grundfäge über die Ehrenkränkungen gegen Berftorbene (vergl. 
Krug zum 8. 135 des Sächſ. Gejegb.): aber es tft nicht zuläffig, bier den Ge⸗ 
fhtöpunt der Drajeitätebeteibigung geltend zu machen. 

Württemberg 153 beftimmt: „Werden Handlungen ber vorgenannten 
Art an dem Reichsverweſer begangen, fo find fie gleich den Beleidi— 
gungen ber Majeftät zu abnden.” Baden 609: „Die in den vorhergehen⸗ 
den & —A Handlungen, gegen den Regierungsverweſer verübt, 
werden ebenfalls von den dort gedrohten Strafen getroffen.“ Manche Ge- 
fegbücher"ftellen bie Beleidigungen des Regierungsverweſers auf gleiche 
Linie mit der Beleidigung des Landesfürjten oder des Thron- 
folgers. Bgl. Darmftadt, 152, Hannover 139. 

3 Bayern 1813, Artt. 312—314. Sächſ. Strafgefegbudh von 1855, 
Artt. 135—137; von 1838: 100-103. Württemberg 154-156. Braun 
ſchweig 93. 94. Hannover 139. 140. Darmftadt 152. 158. Baden 
610—612. zbüringen 93—%. Preußen 88. 76.77. Defterreich 64. 
Bayern 1861, Art. 124. 
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nur eine Unjhidlichkeit übrig, deren Beurtheilung nicht Sache des 
Strafrichters ift!. Aus manden Worten und Handlungen kann 
der Animus injuriandi ohne Weiteres gejchloffen werden: aber 
ungebörig ift Die Behauptung, Daß e8 auf den Animus injuriandi 
bet der MajeftätSbeleidigung niemals anfomme ?. 

y) Die Majeftätsbeleidigung Tann begangen merden durch 
Thätlihfeit, duch Drohung mit einer Thätlichkeit, nicht min- 
der durch Wort, Schrift und ſymboliſche Darftellung. Alles 
was ſonſt Ehrverlegung beißt, das ift Majeftätsbeleidigung, jo- 
bald es fih gegen das Staatsoberhaupt richtet. 
| Nun ift der Begriff der Ehrverlegung ein relativer, jo daß 
daſſelbe Schimpfwort, das unter Perfonen der niederen Klaſſe 
‚vielleicht eine ganz leichte Beleidigung oder gar nur ein verzeih- 
liher Scherz it, unter höher geitellten Perſonen eine gröbliche, 
tödtlih empfindliche Injurie ſein kann. Es wird daher Manches, 
was gegen einen Privatmann noch nicht einmal eine Injurie wäre, 
gegen das Staatsoberhaupt ſchon Majeftätsverlegung fein. 

Erwägt man dies, jo fommt man zu dem Ergebniffe, daß das 
‚Strafgejeg fein zu hohes Minimum für die Majeftätsbeleidigung 
feftftellen darf, mag auch das Marimum hoch hinauf gehen. 

Nah gemeinem Rechte ift die Strafverfolgung und 
Beitrafung des Majeftätöbeleidigers, fofern es fih um bloße 
Schmähreden handelt, von der befonderen Willenserklärung des 
Staatsoberhauptes abhängig. ME Staatsverbreden mürde 
freilich die, Majeftätsbeleidigung von Amtswegen zu verfolgen und 
zu ftrafen fein. Sie trägt aber doch Dabei ganz mejentlich den 


1 So fonnte & B. feine Majeftätäbeleidigung angenommen werben, wenn 
An Bittſchriften Berlegungen ber Titulatur oder Drohungen des 
Selbſtmordes für den Fall einer abjchlägigen Antwort vorkamen: Revifion 
be3 Preuß. Entw. v. 1843. Bd. II. ©. 24. Auch darf man bad Gebiet der 
freien Höflichfeit nicht mit dem der rechtlich zu fordernden Ehre 
verwechſfeln. 

2 Thätlichkeit enthält ohne Weiteres den Animus injurandi, ebenſo 
Drohung mit einer Thätlichkeit und Anwendung von Worten, bie ihrer 
Naturnad injuridg find. Immer aber bleibt e8 ein Mißverſtändniß, 
den Animus injuriandi für überflüffig zu erflären. Welch ein Unbegriff 
Tote wohl aus der Majeſtätsbeleidigung werden, menn man weder Animus 
injuriandi, noch Verlegung der Ehre ald Erforberniffe aufftellen, fomit 
Thon die ohne Animus injuriandi erfolgte Berlegung der freien 
Höflichkeit als Majeftätsbeleidigung ftrafen wollte?! Siehe indeß Golt- 
dYammer, Mat.1I. S.86. — Braunschweig unterjcheidet bei Thätlichkeiten 
und bei thätlichen Drohungen, ob fie mit Borbedacht oder in Ti 
licher Aufwallung verübt wurden. Im letzteren gele tritt eine jehr be= 
trächtliche Ermäßigung der Strafe ein; Strafgb. 88. W. 91. 
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Charakter perfünliher Ehrenfränfung Ihre Verfolgung 
und Beitrafung fann daher um fo mehr an die ausdrüdliche 
MWillensäußerung des Verletzten gebunden werden, als in deſſen 
Händen das fih auch auf Staatsverbrechen erftredende Begnadi- 
gungsrecht ruht!. 

Das Preußiſche Allg. Landrecht, geichrieben im Geifte 
Friedrich's, der Schmählchriften niedriger hängen ließ, Damit fie 
um jo bequemer gelejen werden fünnten, hat hinter diefer edlen 
Auffaflung der Sache nicht zurücdbleiben wollen. Es beftinmt, 
daß alle Straferfenntniffe über Majeftätsbeleidigungen dem Lan- 
desheren bejonders vorgelegt werden follen, damit diefer erfläre, 
twiefern er dabei von feinem Begnadigungsrechte Gebrauch machen 
wolle?. Mehrere neuere Geſetzbücher haben fih auf denfelben 
Standpunkt geftellt, indem fie, namentlich wegen bloß wörtlidher 
oder bildlicher Beleidigung des StaatSoberhauptes, die Unter- 
fudung von einer befonderen Ermächtigung Seitens des Mi- 
nifteriums abhängig maden? Durch derartige Beftinmungen 
wird nicht nur dem fervilen Dienfteifer untergeordneter Beamten 
ein Ziel geſetzt, jondern auch dem Landesheren die erhabene 
Stellung gegeben, die er, elendem Geſchwätz gegenüber, einzu⸗ 
nehmen bat. Denn ficherlich ift gerade Das wahrhaft majeftätifch 
und ein redendes Zeugniß des Gefühles der mohlbefeftigten eigenen 
Würde, wenn der Herricher die Freiheit der Urtheile über feine 
Perſon unbeſchränkt läßt und felbft den ſchmähſüchtigen Leichtfinn 
großmüthig überfieht. — 

Das R.-G.-B. ſpricht Abſchn. 2 von Beleidigung des Lan⸗ 
desherrn, Abjchn. 3 von Beleidigung von Bundesfürften. 
ALS ftrafbare Handlungen nennt e8 in allen 88. diefer beiden 


1 Die fchöne, denkwürdige Stelle, auf welche das gemeine Hecht fich bier 
ftüßt, iß bie L. un Cod. si quis imperatori maledixerit (9, 7), vom Jahre 
393: „Imppp. Theodosius, Arcadius et Honorius AAA. Rufino 
Pf. P. Sı quis modestiae nescius et pudoris ignarus improbo petulan- 
tique maledicto nomina nostra crediderit lacessenda, ac temulentia tur- 
bulentus obtrectator temporum nostrorum fuerit, eum poenae nolumus 
subjugari, neque durum aliquid nec asperum sustinere, quoniam, si ex 
levitate processerit, contemnendum est, si ex insania, miseratione 
dignissimum, si ab injuria, remittendum. Unde integris omnibus 
innostram scientiam referatur, ut ex personis hominum dicta 
pensemus, et utrum praetermitti an exguiri debeant, censeamus.“ 

3 Allgem. Preuß. Landr. II. 20. a . \ 

3 Sachſen 1838, 104; 1855, 138. Württemberg 155. Braun 
ſchweig 95. Hannover 14l. Baden 606. 608.614. Thüringen 9. 
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Abſchnitte nur Thätlichfeiten und Beleidigungen, fo daß 
Drohungen mit einer Thätlichfeit unter die lehteren fallen. Im 
Abſchn. 2 Tommen neben dem Landesheren die Mitglieder der 
landesherrliden Familie, im Abfchn. 3 neben den Bundes- 
fürften die Mitglieder der bundesfürftliden Familien in 
Betradt. Diele einfachen Grundgedanken find nur durh Mit- 
berückſichtigung des Kaiſers, des Landesheren des Aufenthalts- 
ortes oder eines etwaigen Regenten modificirt. 

Sn der „Thätlichkeit“ grenzen zunädft die politifchen 
Verbrechen Hochverratb und Majeftätsbeleidigung an 
einander, indem nur diejenigen leiblichen Angriffe, die nicht nach 
$. 81 Nr. 1 unter den Hochverrath fallen, zur Majeftätsbeleidi- 
gung gehören. In der Thätlichfeit grenzen aber auch die beiden 
Hauptarten der Majeftätsbeleidigung an einander; denn 
thätliche Beleidigung darf man nach dem In dubio mitius nur 
unter die „Beleidigungen” ftellen, jo daß nur diejenigen Thätlich- 
feiten, welche das Maß der Beleidigung überſchreiten, den ſtrengen 
Beftimmungen über „Thätlichkeit“ unterliegen. Wird die Thätlich- 
feit Durch ein gemeines Berbrechen verübt, melche3 außer dem 
Angriffe auf die leibliche Perfünlichfeit noch ein anderes ver» 
brecherifches Moment enthält, z. 3. durch Raub, jo ift ideelles 
‚Zufammentreffen vorhanden; ebenjo wenn die Thätlichkeit 
durch ein gemeines Verbrechen verübt wird, welches zwar nur 
einen Angriff auf die leibliche Perfönlichfeit enthält, aber einen 
ſolchen, der jchwerer wiegt als das politiiche Moment, 3. B. durch 
abfichtliche ſchwere Körperverlekung an einem Mitglieve eines 
bundesfürftlichen Haufes (88. 225 und 100): denn in dem erften 
Falle verſchwindet das gemeine Verbrechen jo wenig in dem poli- 
tiichen, al3 in dem zweiten das politifche in dem gemeinen. 

Bu den Mitgliedern des landesherrlichen Hauſes rechnet man 
auch die Gemahlinnen der männlichen Abfümmlinge des landes- 
berrliden Stammvaters, in Preußen aber nicht die Hohenzollern- 
ſchen Fürften. 

Nah dem angegebenen Plane unterjcheidet und ftraft das 
R.⸗G.⸗B. in folgender Art. 

1. Jemand verübt gegen den Katfer, gegen feinen Landes⸗ 
herren, oder gegen den Landesherrn feines Aufenthaltsortes 

a) eine Thätlichkeit $. 94. 

In diefem Falle ftellt das Gefeb 3 Strafläge auf, nämlich: 
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a) für die ſchwerſten Fälle Iebenslängliches Zuchthaus oder 
lebenslängliche Feitungshaft; 4) für minder ſchwere Fälle Zudt- 
haus nit unter 5 Jahren, oder Feſtungshaft von gleicher 
Dauer. Neben der Feſtungshaft ift (bei & und 46) Berluft der 
öffentlichen Aemter und der aus öffentliden Wahlen hervorge⸗ 
gangenen Rechte möglih; y) unter wmildernden Umſtänden 
Feſtungshaft nicht unter 5 Jahren, felbft in den objektiv ſchwerſten 
Fällen zuläffig. 

b) eine Beleidigung $. 95. 

Der Ausdrud des Preuß. Stfgb. „Verlegung der Ehrfurcht” 
ift nicht beibehalten und damit die Anficht derer zurüdgeiviefen 
worden, welche das Gebiet der Strafbarfeit bier über Die Grenzen 
ber Beleidigung ausdehnen wollten. Die Strafe tft nur Ge⸗ 
fängniß nicht unter 2 Monaten, oder Feftungshaft von 2 Monaten 
bis zu 5 Sahren; doch Tann neben dem Gefängniß wieder auf 
Berluft der Aemter oder der Nechte aus öffentlichen Wahlen er- 
fannt werben. 

2. Jemand verlibt gegen ein Mitglied des landesherrlichen 
Haufes oder gegen den Regenten feines Staates, oder gegen 
ein Mitglied des landesherrlihen Haufes oder gegen den Re⸗ 
genten feines AufenthaltSortes 

a) eine Thätlichfeit $. 96: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, 
oder Feitungshaft von gleiher Dauer, unter mildernden Um⸗ 
ftänden Feftungshaft von 1 bis 5 Jahren; 

b) eine Beleidigung $. 97: Gefängniß von 1 Monate bis zu 
3 Jahren, oder Feſtungshaft von gleicher Dauer. 

3. Jemand verübt gegen einen anderen Bundesfürften 

a) eine Thätlichkeit $. 98: Zuchthaus bis zu 10 Jahren, oder 
Feftungshaft von gleicher Dauer, unter mildernden Umftänden 
Feſtungshaft von 6 Monaten bis zu 10 Jahren; 

b) eine Beleidigung $. 99: Gefängniß von 1 Monate bis zu 
3 Sahren, oder Feftungshaft von gleicher Dauer; Verfolgung nur 
mit Ermächtigung des Beleidigten. 

4. Jemand verübt gegen ein Mitglied eines anderen 
bundesfürftlihen Haufes oder den Regenten eines anderen 
Bundesſtaates 

a) eine Thätlichkeit 8. 100: Zuchthaus bis zu 5 Jahren, oder 
Feftungshaft von gleicher Dauer, unter mildernden Umftänden 
Feſtungshaft von 1 Monate bis zu 3 Jahren; 
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b) eine Beleidigung $. 101. In diefem Falle erlifcht die 
politiiche Bedeutung des Vergehens bet den Mitgliedern des bun⸗ 
desfitrftlichen Hauſes, jo daß nur noch die gemeinen Strafen der 
Beleidigung eintreten. Die Beleidigung des Regenten wird zivar 
noh als politiſch betrachtet und deshalb mit Gefängniß von 
1 Rode bis zu 2 Jahren, oder mit Feſtungshaft von gleicher 
Dauer bedroht, die Verfolgung aber von der Ermächtigung bes 
Beleidigten abhängig gemacht. — 

Bei allen diefen Beitimmungen hat den Geſetzgeber die An- 
ficht geleitet, Daß die durch das Deutfche Reich begründete politifche 
Einheit allerdings au auf dem Gebiete der Majeftätsbeletdigung 
ihren Ausdrud finden müfle; daß demmach nicht nur die Be- 
leidigung des eigenen Zandesheren, fondern auch Die des Kaiſers 
und felbit die anderer Bunbesfürften als Majejtätsbeleidigung auf- 
zufaſſen jet; daß indeß immer in der Strafbarkeit ein weſentlicher 
Unterſchied zwiſchen der Beleidigung des eigenen Landesheren 
(und des Kaiſers) einerfeits, und der Beleidigung der übrigen 
Bundesfürften andererfeit3 ftehen bleibe, indem bei der Majeftäts- 
beleidigung, wie die Bundestommiffion hervorhob, das per- 
jönlihe Verhältniß des Unterhanen zum eigenen Landeshern 
in den Vordergrund trete. Staatsrehtlih würde die Majeftät 
des Kaiſers den erften Rang zu beanſpruchen haben, Darauf die 
des Landesherrn und zulegt die der übrigen Bundesfürften folgen: 
nad diefem Verhältniß jollte man au die Strafen abftufen, um 
die Volkavorſtellungen unferer neuen Staatsordnung entiprechend 
umgabilden. > 


Vierter Abſchnitt. 
Seindlide Handlungen gegen befreundete Staaten. 
(R.-©.:B. $$. 102—104.) 

Schon Bayern 1813 giebt im Art. 306 Strafbeſtimmungen 
wider Beleidigung fremder Souveräne und Gejandten, auch wider 
Verlegung völferrechtlicher Verträge. Seit 1838 findet man in 
den Deutichen Geſetzbüchern überdies hoch⸗ und landesverräthe- 
riſche Handlungen gegen befreundete Staaten bedroht, wogegen 
pon ber Verlegung völferreihtliher Verträge nur noch in den 
Gefehbüchern für Hannover und Darmftadt gehandelt wird!. 


1Sachſen 1838, Artt. 89-92. Sachſen 1855, Artt. 124. 199-141. 
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Das R.⸗G.⸗B. kennt nur: 1) hochverrätheriicde Handlungen gegen 
befreundete (d. i. mit uns im friedlichen Verkehr ftehende) 
Staaten $. 102; 2) Beleidigung des Landesherrn oder Regenten 
eines befreundeten Staates $. 103; 3) Beleidigung eines dieſſeits 
beglaubigten Gefandten (im meiteren Sinne, d. h. Botichafters, 
eigentlihen Gejandten, Minifter-Refidenten, Gejchäftsträgerg) 
$. 104; 4) Wegnahme, Beihädigung oder Beſchimpfung fremder 
Hoheitszeichen ꝛc. $. 103a. 

Borausfegung der Beftrafung ift aber in den Fällen 1 und 2 
die Gegenfeitigfett, und die Verfolgung tritt in den Fällen 1, 
2 und 3 nur auf Antrag ein. Bei den hochverrätheriſchen 
Handlungen wird als Thäter vorausgeſetzt entweder a) ein In⸗ 
länder, der im Inlande oder Auslande, oder b) ein Ausländer, 
der im Smlande delinguirt, $. 102, Abſ. 1. Im Allgemeinen ift 
nur Feſtungshaft, bei der Beleidigung fremder Landesberren 
oder Gefandten Daneben auch Gefängniß, bei der Verlegung von 
Hoheitszeichen nur Gefängniß angedroht. Der lebtgenannte, erft 
durch die Novelle von 1876 bedrohte Fall ift dem des $. 135 
analog. 


Fünfter Abſchnitt. 
Verbrechen und Bergeben in Beziehung auf die 
Ausübung ftaatsbürgerliher Rechte. 
(R.-©.-8. 88. 105 109.) 

Seit der Fonftitutionellen Zeit finden ſich in den Deutſchen 
Geſetzbüchern vereinzelte Beftimmungen wider ftrafbare Hand- 
lungen, die in Bezug auf Wahlrechte verübt merden!. Bollftän- 
diger find die Satzungen des Franzdfifhen Stfgb. Artt. 109— 
113 über Crimes et Delits relatifs & l’exercice des droits 
civiques. Diejen ſchloß fih das Preuß. Stfgb. SS. 84-86 an, 
welchem wieder das R.-G.-B. gefolgt ift. Letzteres faßt nämlich, 
wie das Preußtiche, unter der Ueberſchrift „Verbrechen und Ver⸗ 


Württemberg 284. Hannover 128—131. Braunſchweig 86. 94. 95. 
Darmitadt 145. 146. Baden 299. 300. 301. 313. Thüringen I6—%. 
71.78. Breußen 78—81. Ueber die Verlegung völkerrechtlicher Verträge: 
Bayern 1813, Art. 306 Rr. IL; Sannover 130 Nr. 2; Darmftadt 143. 

.. _ + Sadfen 1838, Art. 169. Württemberg 160. 195. Braunſchweig 
113. Darmftadt 202. Baden 711. Thüringen 159. Sadfen 1855, 
Art. 203. — Bayern 1861, Artt. 151—153, hat den Code penal zum Borbild 
genommen, aber boch wefentlich verändert. 


.- 
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geben in Beziehung auf die Ausübung ftaatSbürgerlicher Rechte‘ 
im 5. Abſchn. zufammen: 1) die gegen die Kammern oder ein- 
zelne Kammermitglieder verübten Handlungen ($$. 105. 106), 
und 2) die ftrafbaren Handlungen, welche das öffentlihe Wahl- 
oder Stimmrecht berühren (88. 107—109). Es hat aber feine 
Anordnungen auf den Senat und die Bürgerfchaft der freien 
Städte, nicht minder auf die gejebgebenden Körper des Reiches 
und der Bundesftaaten ausgedehnt. So ift es zu folgenden fünf 
Gejegen gelangt. 

1. Das Unternehmen (d. h. Verfuh und Vollendung) 
den Senat oder die Bürgerfchaft einer der freien Städte, eine 
gefeßgebende Verfammlung des Reiches oder eines Bundes- 
ſtaates 

a) zu ſprengen (durch phyſiſchen oder pſychiſchen Zwang aus⸗ 
einander zu treiben); oder 
b) ſie zur Faſſung oder Unterlaſſung von Beſchlüſſen zu 
nöthigen; oder 
c) Mitglieder aus ihnen gewaltſam zu entfernen: 
wird mit Zuchthaus nicht unter 5 Jahren oder Feſtung von gleicher 
Dauer geſtraft ($. 105); mit Zuchthaus nur bei ehrlojer. Gefin- 
nung ($. 20); unter mildernden Umftänden mit Feſtungshaft von 
1 bi3 10 Sahren. 

2. Die Verhinderung eines Mitgliedes einer der vor⸗ 
bezeihneten Berfammlungen dur Gewalt oder dur Bes 
drohung mit einer ftrafbaren Handlung (Verbrechen, Vergehen, 
Vebertretung) 

a) fih an den Drt der Berfammlung zu begeben (um an 
der Berfammlung Theil zu nehmen) oder 
b) zu ftimmen: 
wird mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren oder mit Feitungshaft von 
gleicher Dauer, unter mildernden Umftänden mit Feftungshaft bis 
zu 2 Jahren beitraft ($. 106). 

An diefe zwei Geſetze über ftrafbare Handlungen gegen die 
Kammern oder Kammermitglieder reiht das R.⸗G.⸗B. folgende 
drei Beitimmungen über ftrafbare Handlungen in Bezug auf 
bürgerliche Wahl⸗ oder Stimmrechte: 

3. Verhinderung der Ausübung des ſtaatsbürgerlichen 
Wahl» oder Stimmrehts (dei Wahlrecht? zur Gemeinde-, 
Kreig-, Brovinzial-, Staatsvertretung) tft ein Vergeben, bei dem 
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auch der Verſuch geflraft werden fol. Die Strafe dieſes Ber- 
gehens ift Gefängniß nicht unter 6 Monaten oder Feſtungshaft bis 
zu 5 Jahren ($. 107). 

4. Vorſätzliche Herbeiführung eine3 unridtigen Ergeb- 
niffes einer Wahlhandlung oder Fälſchung des Ergeb- 
niffes wird unter der Vorausſetzung geftraft, daß es ſich bei der 
Wahl um eine öffentliche Angelegenheit handelt. Die Strafe tft 
verſchieden nach den Berjonen: 

a) Eie ift Gefängniß von 1 Woche bis zu 3 Jahren, wenn das 
Vergehen von einer mit der Sammlung von Wahl⸗ oder 
Stimmzetteln oder mit der Führung der Beurkundungsver⸗ 
handlung beauftragten Perſon verübt ward. 

b) In anderen Fällen, wo feine Amtspflicht und fein Vertrauen 
verlegt wird, beträgt fie nur Gefängniß bis zu 2 Jahren. 
Auf Verluft der bürgerlichen Ehrenrechte kann ad a und b 

erfannt werden ($. 108). 

5. Kauf oder Berfauf einer Wahlfimme (gegen Geld 
oder andere Bortheile) in einer öffentlichen Angelegenheit wird mit 
Gefängniß von 1 Monat bis zu 2 Jahren, nach Umftänden auch 
mit Verluſt der bürgerlichen Ehrenrechte geftraft ($. 109). Dieſe 
Beichränfung des Begriffes der Wahlbeitehung auf Kauf umd 
Verkauf ift übrigens unpaflend. In anderen Gefeßbüdern, 3- 2. 
im Bayeriſchen Art. 152, finden ſich vollftändigere Beftimmungen 
die gegen unlauteres Treiben bei Wahlen fräftigeren Schub 
bieten. 


Sechster Abſchnitt. 


MWiderftand gegen die Staatsgemalt. 
(R.-6.:8. $$. 110- 122.) 

Im fechsten Abfchnitte werden behandelt: 1) öffentliche Auf- 
forderung zum Ungehorfam 8. 110; 2) öffentliche Aufforderung 
zu einer firafbaren Handlung $. 111; 3) Aufforderung oder An- 
rezung von Perſonen des Soldatenftandes zum Ungehorſam 
8. 112; nach diefen drei Arten von Aufforderungen: 4) Wider- 
fegung im Allgemeinen 8. 113; 2) Nöthigung zur Vornahme oder 
Unterlafjung von Amtshandlungen $. 114; 6) Aufruhr 8. 115; 
7) Auflauf $. 116; 8) Widerfegung gegen Jagd» oder Forſtbeamte 
5. 117—119; 9) Befreiung von Gefangenen $$. 120. 121; 10) 
Meuterei von Gefangenen $. 122. 
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Der politifche Charakter verſchwindet bei diefen Handlungen. 
Sie richten fi nicht mehr gegen das Daſein oder die Integri- 
tät der Staatögewalt, fondern nur noch gegen die Ausübung 
der leßteren bei Ausführung yon Gejegen oder obrigfeitlichen An- 
ordnungen. Ob fie nur in ihrer Richtung gegen das Inland, 
oder auch in der Richtung gegen das Ausland ftrafbar find, er- 
giebt fi aus den allgemeinen Beftimmungen (R-G.⸗B. $. 3 und 
4), fofern nicht befondere Beftimmungen (R.-G.-8. $. 112) eine 
Abweichung begründen; die Gegner diefer Anficht (Kirchmann, F. 
Meyer, Blum, Rüdorff, Heinze) verlaffen die gejeglihe Grund- 
lage. 


Erſter Titel. 


Die drei ftrafbaren Aufforderungen. 
(R.-6.:8. 88. 110—112.) 

Bet den beiden erften Aufforderungen ($$. 110. 111) Tiegt 
der Grund der Strafbarkeit in der Deffentlichkeit, bei der dritten 
($. 112) in der Wichtigfeit des militärifchen Gehorfams. Die 
Deffentlichfeit ift ebenfo wie bei Aufforderungen zum Hochnerrathe 
($. 85) beftimmt. 

I. Deffentlide Aufforderung zum Ungehorfam ift 
dur den Neihstag in ihrer Strafbarkeit weſentlich beichränft 
worden. Abweichend vom Preuß. Strafgefekb. fett nämlich das 
R.⸗G.⸗B. 8. 110 Ungehorſam gegen Gejeße oder rehtsgültige 
Verordnungen (Raser) oder gegen die von der Obrigkeit inner⸗ 
halb ihrer Zuftändigfeit (Pland) getroffenen Anordnungen 
voraus.. Die Einfhaltung „rechtsgültige“ hat nur den Zweck, 
ein Mißverſtändniß zu befeitigen. „Nach unferem Staatsredht— 
fagte Laster — giebt es Verordnungen, die zwar formell als ſolche 
erlafien werden, aber in Wahrheit Feine Rechtsgültigfeit haben !. 
Um den Schuß folder Verordnungen auszufchließen, haben wir 
beantragt rechtsgültige einzufchalten. „Innerhalb ihrer 
Zuftändigfeit” bedeutet aber nach Pland, daß der Richter zu 
prüfen bat, ob Die Obrigkeit überhaupt die geſetzliche Befugniß zu 
der Anordnung hatte, nicht ob die materiellen Vorausfegungen, 
deren Prüfung das Gejeß dem Ermeſſen der Obrigkeit überläßt, 
vorhanden find. 


1 Bol. in der Breuß. Verf. vom 31. Jan. 1850 die Artt. 63 und 106. 
Berner, Strafreht. 9. Aufl. 24 


368 Erftes Buch. Sechster Abſchnitt. 


auch der Verſuch geitraft werden fol. Die Strafe dieſes Ver⸗ 
gehens ift Gefängniß nicht unter 6 Monaten oder Feitungshaft bis 
zu 5 Jahren ($. 107). 

4. Vorſätzliche Herbeiführung eines unrichtigen Ergeb- 
nijfes einer Wahlhandlung over Fälſchung des Ergeb- 
niſſes wird unter der Vorausſetzung geftraft, daß es fi) bei der 
Wahl um eine öffentliche Angelegenheit handelt. Die Strafe ift 
verfchteden nad) den Perſonen: 

a) Sie ift Gefängniß von 1 Woche bis zu 3 Jahren, wenn das 
Bergehen von einer mit der Sammlung von Wahl- oder 
Stimmzetteln oder mit der Führung der Beurfundungsver- 
handlung beauftragten Perfon verübt warb. 

b) In anderen Fällen, mo feine Amtspflicht und fein Vertrauen 
verlegt wird, beträgt fie nur Gefängniß bis zu 2 Jahren. 
Auf Verluft der bürgerlichen Ehrenredte kann ad a und b 

erfannt werden ($. 108). 

5. Kauf oder Berfauf einer Wahlftimme (gegen Geld 
oder andere Bortheile) in einer öffentlichen Angelegenheit wird mit 
Gefängniß von 1 Monat bis zu 2 Jahren, nah Umftänden auch 
mit Verluft der bürgerliden Ehrenrechte geftraft ($. 109). Diefe 
Beſchränkung des Begriffes der Wahlbeftehung auf Kauf und 
Verkauf ift übrigens unpaffend. Sn anderen Gefebbüchern, 3. B. 
im Bayeriſchen Art. 152, finden ſich vollfländigere Beſtimmungen 
die gegen unlauteres Treiben bei Wahlen fräftigeren Schuß 
bieten. 


Sechster Abſchnitt. 
Widerftand gegen die Staat3gemalt. 
(R.-©.:8. 88. 110 122.) 

Sm ſechsten Abfchnitte werden behandelt: 1) öffentliche Auf⸗ 
forderung zum Ungehorfam $. 110; 2) öffentliche Aufforderung 
zu einer firafbaren Handlung $. 111; 3) Aufforderung oder An⸗ 
reizung von Perfonen des Soldatenftandes zum Ungehorſam 
8. 112; nad} diefen drei Arten von Aufforderungen: 4) Wider- 
fegung im Allgemeinen $. 113; 2) Nöthigung zur Vornahme oder 
Unterlafjung von Amtshandlungen $. 114; 6) Aufruhr 8. 115; 
7) Auflauf $. 116; 8) Widerſetzung gegen Jagd» oder Forfibeamte 
SS. 117—119; 9) Befreiung von Gefangenen 88. 120. 121; 10) 
Meuterei von Gefangenen $. 122. 
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Der politiihe Charakter verſchwindet bei diefen Handlungen. 
Sie richten ſich nicht mehr gegen das Dajein oder die Integri- 
tät der Staatögewalt, fondern nur noch gegen die Ausübung 
der legteren bei Ausführung yon Gefeten oder obrigfeitlichen An- 
ordnungen. Ob fie nur in ihrer Richtung gegen das Inland, 
oder auch in der Richtung gegen das Ausland ftrafbar find, er- 
giebt fi aus den allgemeinen Beftimmungen (R-G.-8. $. 3 und 
4), fofern nicht befondere Beftimmungen (R.-G.-B. $. 112) eine 
Abweichung begründen; die Gegner diefer Anficht (Kicchmann, $. 
Meyer, Blum, Rüdorff, Heinze) verlafen die gejegliche Grund- 
lage. 


Erſter Titel. 


Die drei ftrafbaren Aufforderungen. 
(R.-©.:8. $$. 110—112.) 

Bei den beiden erften Aufforderungen ($$. 110. 111) liegt 
der Grund der Strafbarkeit in der Deffentlichfeit, bei der dritten 
($. 112) in der Wichtigfeit des militäriihen Gehorfams. Die 
Deffentlichfeit tft ebenfo wie bei Aufforderungen zum Hochverrathe 
($. 85) beftimmt. 

I. Deffentlide Aufforderung zum Ungehorjam ift 
durch den Reichstag in ihrer Strafbarkeit weſentlich beichränft 
worden. Abweichend vom Preuß. Strafgejetb. Test nämlich das 
R.⸗G.⸗B. 8. 110 Ungehorfam gegen Gefeße oder rehtsgültige 
Verordnungen (Laster) oder gegen die von der Obrigleit inner- 
halb ihrer Zuftändigfeit (Pland) getroffenen Anordnungen 
voraus.. Die Einfhaltung „rehtsgültige” bat nur den Zweck, 
ein Mißverftändniß zu befeitigen. „Nach unjerem Staatsrecht — 
fagte Laster — giebt e8 Verordnungen, die zwar formell als ſolche 
erlaffen werden, aber in Wahrheit feine Rechtsgültigfeit haben !. 
Um den Schuß folder Verordnungen auszufchließen, haben wir 
beantragt rechtsgültige einzufchalten.” „Innerhalb ihrer 
Zuftändigfeit" bedeutet aber nach Pland, daß der Richter zu 
prüfen hat, ob die Obrigkeit überhaupt die gefegliche Befugniß zu 
der Anordnung hatte, nicht ob die materiellen Borausfegungen, 
deren Prüfung das Gefeh dem Ermefjen der Obrigkeit überläßt, 
vorhanden find. 


1 Bol. in der Preuß. Verf. vom 31. Jan. 1850 die Artt. 63 und 106. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 24 
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Strafe: Geld bis zu 600 Mark oder Gefängniß bis zu 2 
Jahren. 

II. Bei der öffentlichen Aufforderung zu einer ſtraf— 
baren Handlung $. 111 tritt ein: a) die Strafe der Anftiftung, 
wenn die Aufforderung von Erfolg war; b) andernfallg Geld- 
ftrafe bis zu 600 Mark oder Gefängniß bis zu 1 Sabre, Doch 
darf auch in diefem Falle die Aufforderung nie ſtrenger als die 
ſtrafbare Handlung ſelbſt geahndet werden. 

III. Mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, wie im Falle I. ($. 110), 
aber ohne die dort alternativ zugelaffene Gelditrafe, bedroht der 
8. 112 felbft bei Nichtöffentlichfeit und Erfolglofigleit die Auf- 
forderung oder Anreizung von Perfonen des Soldatenjtandes 
zum Ungehorjam gegen Befehle ihrer Oberen, insbefondere von 
Perſonen des Beurlaubtenftandes zum Ungehorfam gegen 
Einberufungsbefehle!. 


Zweiter Titel, 

MWiderfegung im Allgemeinen, Nötbigung bei Amtshand— 
lungen, Widerfegung gegen Jagd- und Forftbeamte. 
(R.-6.-8. 88. 113. 114. 117—119.) 

Das Gemeinjame ift hier der gegen den obrigfeitliden Willen 
geleiftete wirkliche Widerftand, aber noch ohne das Erforderniß 
der öffentlichen und vereinten Gewalt. 

I. Sn dem von der Widerfegung handelnden $. 113 unter- 
fcheidet das Geſetz zwei Fälle, nämlih 1) Widerftand und 2) 
thätliches Angreifen. 

Ad 1. Widerftand gebt über den Ungeborfam hinaus 
und erfordert eine gegen die Amtsübung gerichtete pofitive 
Thätigkeit, welche entweder in Gewalt, oder in Bedrohung 
mit Gewalt befteht. Man ftraft daher, wenn ein Ermittendus 
fih feftflammert oder die Füße gegenftenmt, wenn jemand die 
ihm abzunehmende Sache aus Leibesfräften feithält oder ſich von 
dem ihn haltenden Beamten losreißt; man ftraft noch nicht, wenn 
Semand vor dem nahenden Beanten die Thür vwerjchließt oder 
ihm nur einfach die Thür vertritt. 

Ad 2. Das thätlihe Angreifen richtet fih nicht gegen 
die Amtsübung des Beamten, da es jonft in den gewaltiamen 


1 Ueber Soldaten- und Beurlaubtenftand: Ge EN arte end die Berpflich- 
tung zum Kriegsdienſte vom 9. Nov. 1867, B.⸗G.⸗ 131. 
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Widerftand aufginge. Es findet nur während der Amtsäbung 
ftatt und richtet fich gegen die Berfon des Beamten. 

Ad 1 und 2. Beide Fälle fegen voraus, daß die Thätig- 
feit fich beziehe auf einen zur Bollftredung berufenen Beamten, 
welcher fih in der rehtmäßigen Ausübung feines Amtes be- 
findet. 

a. Zur Vollftredung beißt zu einer Ausführung, melde 
fih zum Zwange geitalten darf. Ob der Beamte zu den eigent- 
lihen Erefutivbeamten zählt, oder nur im einzelnen Falle zur 
Bolftredung berufen tft, begründet feinen Unterjchied. 

b. Die Amtsübung muß rehtmäßig fein. Bet dieſem ſchwer 
zu deutenden Erforderniß muß man die äußere und die innere 
Rechtmäßigkeit auseinander halten. 

Die äußere Rechtmäßigkeit umjchließt nicht nur die fachliche 
und örtliche Zuftändigkeit, jondern überhaupt die äußeren 
Borausfegungen der Amtshandlung, wie fchriftlihe Ausferti- 
gung bei einem Haftbefehl, Tageszeit bei Hausſuchungen, Identität 
der zu verhaftenden Perſon. Die innere Rechtmäßigkeit liegt 
hingegen in der geredhten Begründung der Amtshandlung. 

Mit dem „rechtmäßig“ ift die äußere Rechtmäßigkeit gemeint. 
Die Enticheidung über die innere Rechtmäßigkeit obrigkeitlicher 
Handlungen kann man unmöglich Demjenigen überlaffen, gegen 
den fie ausgeführt werden follen. 

Bon jelbft verfteht fih, daß man innere Rechtmäßigkeit 
nicht fordern Tann bei folden Handlungen eines vollziehenden 
Beamten, welche feiner Prüfung entzogen find. Somit könnte 
das Merkmal innerer Rechtmäßigkeit nur bei den feiner Prüfung 
überlaffenen Handlungen aufgeftellt werden. Hier würde in- 
deß der Widerftand felbft dann ftraflos fein, wenn der Beamte 
im guten Glauben handelt, da der gute Glaube des Beamten 
defien Handlung no nicht objektiv rechtmäßig macht. Ebenſo 
mürde der Widerftand ftraflos fein, wenn der Widerftebende 
im guten Glauben handelt, da der gute Glaube des Thäters 
den Dolus ausfchlöffe. Diefe Folgeſätze würden aber zur Anarchie 
führen und können aljo nicht im Willen des Geſetzgebers gelegen 
haben. Mit ihnen fällt die Prämilfe, welche in dem Erforderniß 
innerer Rechtmäßigkeit beiteht!. 


1 Sten. Ber. von 1870, &. 428430; auch S. 1169. Karl Hiller, bie 
Rechtmäßigkeit der Amtsausübung im Begriffe des Vergehens ber Wider 


24* 
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II. Wer e8 unternimmt (Berfuh und Vollendung), durch 
Gewalt oder Drohung eine Behörde (Kollegium) oder einen 
Beamten (nicht blos Vollitredungsbeamten) zur Vornahme oder 
Unterlafjung einer Amtshandlung zu nötbigen, d. h. den 
Willen dazu zu beftimmen, wird aus $. 114 beftraft. 

III. Widerfegung gegen einen Jagd- oder Forftbe- 
amten, einen MWaldeigenthümer 2c. (Forftmiderfegung $. 117) 
ift ein Specialfall der Widerfegung und wird daher nad) Analogie 
derjelben behandelt. 

Die Forftwiderfegung iſt ſchwerer als die gemeine 
MWiderfegung, die Nöthigung eines Beamten im Allge- 
meinen ſchwerer als beide. Alle drei Mißthaten find Vergehen, 
nur die mit Körperverlegung verbundene Forftmiderfegung ift 
Verbrechen ($. 118). Erft die Novelle von 1876 bat in den 
$$. 113, 114, 117 Strafminima feitgeftellt und daneben mil- 
dernde Umftände zugelaflen. 

Die Strafe der Forſtwiderſetzung ift a) im Allgemeinen 
Gefängniß von 14 Tagen bis zu 3 Jahren, fteigt aber b) bei ge- 
fährliden Drohungen (mit Schießgewehr, Herten 2c.) oder bei 
Gewalt an der Perſon auf Gefängniß nicht unter 3 Monaten, 
gebt c) bei Körperverlegung fogar auf Zuchthaus bis zu 10 
Jahren, und kann endlih d) in allen diefen Fällen bei Begehung 
duch Mehrere bis um die Hälfte des angebrohten Höchſt⸗ 
betrages gefteigert merden, nur daß die Gefängnißfteafe ihr 
ordentlihes Marimum von 5 Jahren nicht überjchreiten darf 
(88. 117— 119). 


Dritter Titel. 
Auflauf und Aufruhr. 
(R.-0.:8. 88. 115. 116.) 

I. Die öffentliche Anſammlung einer Menfchenmenge, an fi 
ftraflo8 und im gemeinen Rechte überhaupt nicht bedroht, wird 
nah dem R.⸗G.⸗B. als Auflauf mit Gefängniß bis zu 3 Mo- 
noten oder mit Geldftrafe bi8 zu 1500 Mark an jedem der Ver- 
ſammelten geahndet, der nach der dritten an die Menge ge- 


feglichleit, Würzburg 1873. Daß der Wiberftebende „auf feine Gefahr” 
über die innere Rechtmäßigfeit zu entſcheiden habe, tft ein fürs Strafrecht un⸗ 
annehmbarer Sag. Wer aber wiberfteht, während er an ber Rechtmäßigkeit 
der Amtshandlung zweifelt, handelt im Dolus eventualis. 
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rihteten Aufforderung ſich nicht entfernt $. 116 Abi. 1. 
Borausgefegt wird dabei, daß die Aufforderung von dem zu- 
ftändigen Beamten oder Befehlshaber der bewaffneten Macht 
ausging. Als eine öffentliche wird aber bier nur diejenige An- 
jammlung betrachtet, die auf öffentlihen Wegen, Straßen oder 
 Blägen ftattfand. 

II. Wurde bei einem ſolchen Auflauf gegen die Beamten oder 
die bewaffnete Macht „mit vereinten Kräften”, alfo nicht blos ver- 
einzelt, „thätlicher“ Widerftand geleiftet oder Gewalt geübt: 
fo läßt das R.⸗G.⸗B. gegen Diejenigen, welche an diefen Hand- 
ungen Theil genommen haben, die Strafen des Aufruhrs ein- 
treten $. 116 Abſ. 2, während es gegen die Mebrigen bei den 
Strafen des Auflaufes bewendet. 

III. Zum eigentliden Aufruhr fordert aber das Geſetz 
im $. 115. | 

a) eine öffentlide Zufammenrottung, nicht eine abficht3- 
loje Anſammlung einer Menfchenmenge, fondern ein Zulammen- 
fommen, das die Verfammelten als eine Rotte, als eine von 
gemeinjamer böfer Abficht befeelte Schaar erjcheinen läßt. Daß 
die aufrührerifche Abſicht Schon der Antrieb des öffentlichen 
Zuſammenkommens gemwejen fei, tft nicht erforderlich, ſondern 
es reicht hin, wenn dieſe Abjicht fich exit gebildet hat, nachdem die 
Menge ſchon beiſammen war. Auf öffentliche Wege, Straßen und 
Plätze beichränft das Gejeg in diefem Falle dag Merkmal der 
Deffentlichleit nicht; es genügen auch öffentliche, d. b. allgemein 
zugänglide Räume in Gebäuden 2c. 

Bei der Zufammenrottung muß mit „vereinten Kräften‘ ver- 
übt worden fein entweder 

B) Widerfegung gegen Bollftredungsbeamte $. 113, 
oder 

y) Nöthigung einer Behörde oder eines Beamten, 
duch Gewalt oder Drohung, zum Vornehmen oder Unterlaſſen 
einer Amtshandlung $. 114. Auf Vollziehungsbeamte allein, wie 
bei der Widerſetzung, bezieht ſich diefer $. nicht; auch nicht nur 
auf unmittelbare Staatsbehörden, fondern auch auf andere öffent» 
lihe Behörden, 3. B. auf Gemeindebehörden. 

Bei den Römern wurden Aufrührer ſehr ftreng geftraft, mit 
Kreuzigung, Zerreißen durch Beltien, Deportation, Juſtinian 
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droht mit dem Galgen!. Das gemeine Recht ſchloß ſich indeß 
den Römiſchen Beftimmungen nicht an. Die der Karolina vor- 
angehende Zeit war fehr aufrührerifh, wovon die Reichsabſchiede 
aus den Jahren 1526, 1529 und 1530 Zeugniß ablegen, in denen 
vornehmlich beſtimmt ift, wie fich Die Obrigfeiten gegen Aufrührer 
und Empörer Beiltand leiten follen. Eine Strafbeſtimmung über 
Aufruhr Fonnte daher in der Karolina gar nicht umgangen werden. 
Im Art. 127 derfelben werden denn auch die Aufrübrer mit Ent- 
hauptung, oder mit Ruthenſtreichen und Landes» oder Ortsver- 
weifung bedroht. Die gemeinrechtliche Doktrin forderte zum 
Thatbeftand a) als Subjekt eine öffentlich verfammelte Men- 
fhenmenge, £) als Objekt die Obrigkeit, y) als Handlung ein 
auf die Beugung des Willens der Obrigkeit, aber nicht auf 
Umfturz der Staatsverfaffung, gerichtetes Benehmen. 

Sm den neueren Geſetzbüchern ift dieſe Doktrin noch deut» 
lich erfennbar. Auch die irrige Auslegung der L. 4. $. 3. D. de 
vi bon. rap. et de turba, wonach zum Aufruhr mindeftens 10 
Perfonen nöthig fein follen (Feuerbach), findet fih noch im 
Bayeriſchen Strafgejegbudhe von 1813 Art. 319 und im Straf- 
gefeßbude Württembergs Art. 170. Später, befonders bei der 
Berathung des Badiſchen Strafgefeßbuches, juchte man den Be- 
griff einer aufrührerifchen „Menge“ weniger formell zu beſtimmen. 
Sin der That ift dieſer Begriff nicht von einer bejtimmten Zahl 
abhängig. Seine Bedeutung ift nad) den im einzelnen Falle ob- 
waltenden Umftänden abzumejlen. Der Richter bat Dabei die 
der Obrigkeit zu Gebote ftehenden gewöhnlichen Zwangs— 
fräfte und deren Berhältniß zu der ihnen gegenüber» 
ftebenden Anzahl von Berfonen zu erwägen? Diefe Er- 
wägung aber madt, was aud für das R.-G.-B. gilt, den Begriff 
der Menſchenmenge zu einem relativen, fo daß in einem Fleinen 
Orte mit geringen obrigkeitlichen Zwangskräften eine geringere 
Anzahl als in einer großen Stadt ſchon als eine aufrührerifche 
Menge betrachtet werden kann. 

Das R.G.⸗B. ftellt beim Aufruhr im $. 115 zwei Straf- 
ſätze feſt: 

1L. 38. 8. 2. D. de poenis. L.1. Cod. de seditiosis. 
2 Baden 622-630. Thüringen 111, woſelbſt die Umſtände ange- 
beutet werben, nach denen ber Richter zu bemeſſen hat, mas im einzelnen Falle 


Fr Sn ) e en ſei. Das R.-:.:8. ſchließt fich an die 
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1. Die Theilnehmer an der aufrühreriihen Zufammen- 
rottung trifft Gefängniß nicht unter 6 Monaten. 

2. Die Rädelsführer, nicht minder Diejenigen, welche bei der 
Zuſammenrottung fih der Widerfegung gegen Boll- 
ftredungsbeamte ($. 113) oder der Nöthigung einer Be- 
börde oder eines Beamten ($. 114) ſchuldig machen, er- 
leiden Zuchthaus bis zu 10 Jahren; auch ift gegen fie Polis 
zetaufficht zuläffig. Bei mildernden Umftänden finft 
indeß ihre Strafe zu der den bloßen Theilnehmern an der 
Zuſammenrottung angedrohten herab. 


Vierter Titel. 
Befreiung von Gefangenen und Meuterei. 
(R.:6.:8. 88. 120—122. 

I. Befreiung eines Gefangenen und Beihülfe zur 
Selbitbefreiung ftraft man im Allg. nur bei Vorfäglichkeit 
und zwar mit Gefängniß bis zu drei Jahren $. 120. 

II. Werden aber dieje Delikte von Perſonen verübt, die 
mit Der Beauffihtigung oder Begleitung beauftragt find, 
fo erhöht fich nicht nur, was freilich im Geſetze nicht hervortritt, 
die Strafbarkeit, jondern fie dehnt ſich auch auf die Fahrläſſig— 
feit aus. Das Geſetz ($. 121) ftraft dann: a) bei Vorſatz mit 
Gefängniß bis zu 3 Jahren, b) bei Fahrläffigkeit mit Gefängniß 
bi3 zu 3 Monaten oder mit Geldftrafe bis zu 300 Marf. Bal. 
R.-©.-B. 8. 347 in Bezug auf Beamte, die von den nur Be- 
auftragten zu unterfcheiden find. 

III. Meuterei. Selbftbefreiung an fih ift nur Ber» 
letzung der Gefängnißdisciplin, nicht Friminell. Nimmt fie zu Ge- 
walt gegen Perſonen, Beftehung, Körperverlegung, Widerſetzung 
oder Sachbeſchädigung ihre Zuflucht, fo tritt nur die Strafe diefer 
Mißthaten ein. 

Meuterei von Gefangenen behandelt man hingegen nad 
Analogie des Aufruhrs. Zur Meuterei gehört eine Zufammen- 
rottung von Gefangenen und ein Handeln mit vereinten 
Kräften $. 122. Im Uebrigen unterjcheidet das Geſetz fo: 

1. Die Meuterer greifen AnftaltSbeamte oder Auffeher an, — 
oder fie leiften denfelben Widerftand, — oder fie „unternehmen“, 
diefelben zu Handlungen oder zu Unterlaffungen zu nöthigen. 
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2. Sie unternehmen einen „gewaltjamen” Ausbrud aus 
dem verſchloſſenen Raume. 

Sm dieſen beiden Fällen (1 und 2) trifft fie die einfache 
Strafe der Meuterei: Gefängniß nicht unter 6 Monaten. 

3. Diejenigen Meuterer aber, welche Gewaltthätigfeiten 
gegen AnftaltSbeamte oder Auffeher verüben, trifft Zuchthaus big 
zu 10 Jahren; auch ift Polizeiauffiht zuläffig. 

In den Fällen 1 und 3 handelt es fih um Meuterei gegen 
Perjonen, im Falle 2 um Meuterei gegen Saden, und zwar 
gegen ſolche Sachen, welche mit Aufbietung von Gewalt zur Aus- 
führung der Befreiung beſchädigt oder zerftört werden müſſen (Be- 
Ihädigung des Schlofjes, Zerftörung der Mauer 2c.). 


Siebenter Abſchnitt. 
Berbreden und Bergehen wider die öffentliche Ordnung. 
(R.-©.:8. 88. 123—145, 

„ Diefer Abſchnitt faßt verſchiedenartige Handlungen, unter 
denen fi ſelbſt Privatdelifte finden, in bunter Reihe in einen 
gemeinfamen Rahmen. Er enthält auch die Friedensftörungen: 
Hausfriedensbrud, Landfriedensbruch, Landzwang, Anreizung 
zum Klaſſenkampf, Kanzelmikbraud. 


Erfter Titel. 
Hausfriedensbruch. 
(R.-6.:3. 88. 123. 124.) 

Sulla gab gegen denjenigen, der gewaltſam in Jemandes 
Haus eingedrungen war, die Klage aus der Lex Cornelia de 
injuriis!, Gewaltſames Verdrängen eines Anderen aus feiner 
Befitung, oder Umlagerung derfelben, fonnte bei den Römern 
als Crimen vis geftraft werden ?. 

Das Deutſche Recht ſah in der Störung eines Anderen in 
feiner Wohnung den Bruch eines bejonderen Friedens?. 








ı Inst. IV, 4, 8: „quae competit ob eam rem, quod se pulsatum 
quis verberatumve, domumve suam viintroitam esse dicat.“ L.5. 
pr. D. h. t.: „Lex Cornelia ex tribus caussis dedit actionem, quod quis 
pulsatus verberatusve, domusve ejus viintroita sit.“ 

2 Paull. V,23,3. L.5.D. L.3.8.6.D. ad leg. Jul. de vi publ. 

3 Selbft ber mißthatige Mann genoß in ſeiner Wohnung einer gewifſen 
Sicherheit. Lex. Sax. III. 4. L. Angl. et Wer. VIII.7. Einen Zuſammen-⸗ 
bangdes alten Hausfriedeng mit der Religion muthmaßet Wilda, 
Strafr. der Germanen, ©. 241: ‚Neben dem Hochſitze ftanden die Bilber der 
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Man rechnete zu demfelben nicht blos das rehtswidrige Ein- 
dringen, fondern auch das eigenmächtige VBerbleiben, und 
ftrafte nad Maßgabe der verübten Ungebühr mit Geld- oder 
Gefängnißitrafe, mitunter felbft mit dem Zuchthaufe!. Als eine 
bejonders ftrafbare Art des Hausfriedensbruches wird der Burg- 
friedensbrud genannt, d. h. der Friedensbrucd gegen landes⸗ 
herrliche Schlöffer oder Burgen ?. 

Im R.-G.-B. wird unterfhieden der eigentliche Hausfriedens⸗ 
bruch ($. 123) und das Eindringen von Rotten ($. 124). 

I. Eigentlider Hausfriedensbrud. 

Er wird begangen ſowohl 1) von Demjenigen, der in die 
Wohnung, in die Geſchäftsräume, oder in das befriedete Beſitz⸗ 
thum eines Anderen, als auch 2) von Demjenigen, welder in 
abgeichloffene Räume, die zum öffentlichen Dienfte beftimmt 
find, entweder a) widerrechtlich eindringt oder b) troß der Auf- 
forderung fi) zu entfernen, darin vermeilt. 

Eine Befriedung braudt nur die Abfiht der Ausſchließung 
anzudeuten, ohne dem Eindringen ein ernſtes Hinderniß entgegen» 
zujtellen. 

Die Verfolgung des Hausfriedensbruches tritt in Der Regel 
nur auf Antrag ein und die Strafe fteigt nicht über 3 Monate, 
Gefängniß oder 300 Mark. Dagegen zieht der mit Waffen 
oder von Mehreren begangene Hausfriedensbruh Verfolgung 
von Amtswegen und Gefängniß von 1 Woche bis zu 1 Sabre 
nad) ſich. 

II. Eindringen von Rotten. 

Das Geſetz bat diefen dem Landfriedensbruche vermandten 
Fall zwiſchen den eigentlichen Hausfriedensbruch und den Land- 
friedensbruch geitellt. Es fordert zum Thatbeftande: a) eine 
Öffentlich zufammengerottete Menfchenmenge, b) die Abficht, Ge- 
waltthätigfeiten gegen Berfonen oder Sachen mit vereinten Kräften 


. 


®ötter, und von den Gebäuden, die der Hof umſchloß, fcheint auch eines befon- 
ders dem Gottesdienſte geweiht geweſen zu fein.” Die alte Germanifche Grunb- 
lage war hier zu bebeutend, als daß das fpätere Deutjche Recht fie vom Römi— 
fchen —* verdrängen laſſen können. Vgl. Oſenbrüg gen? Schrift über den 
Haußfrieden (Erlangen 1857) und deffelben Alam. Strafr. 88. 147--151. 
Sohn bei Holgendorff Bd. II. S.153. Schüke (1874) ©. 274. 

1 Koch, Inst. jur. crim.: In quo delicto usus fori raro ultra car- 
cerem vel mulctam progreditur.“ Leyser, de violatione securitatis 
domesticae, Spec. 591. 

2 Wilda S. 233 fgg. 
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zu begeben, c) widerrechtliches Eindringen in die beim einfaden 
Hausfriedensbruc angegebenen Räume — und ftraft jeden Theil- 
nehmer mit Gefängniß von 1 Monat bis zu 2 Jahren. 


Zweiter Titel. 
Landfriedensbrud. 
(R.-G.:8. $. 125.) 

Landfriedensbruch heißt im älteren Rechte Die nicht gegen die 
Staatsgewalt gerichtete Störung des Rechtsfriedens durch eine 
von mehreren Bewaffneten verübte Gawaltthat!. Dieſer Begriff, 
auf mittelalterlihen VBorausfegungen ruhend, bat nur in ver- 
änderter Geftalt von neueren Gejebüchern aufgenommen werden 
fünnen?. Nach dem R.G.⸗B. begreift der Landfriedensbruch die 
von einer Öffentlich zufammengerotteten Menſchenmenge mit ver- 
einten Kräften gegen Perfonen oder Sachen geübten Gewaltthätig- 
feiten. Don dem im $. 124 bervorgehobenen Falle (Eindringen 
von Rotten) unterfcheidet er ſich dadurch, daß er fich nicht auf ein 
Eindringen in befriedete Räume beſchränkt, und außerdem vor⸗ 
ausſetzt, daß gegen Perjonen oder Sachen Gewalt wirklich ange- 
wendet ift. Bon dem Aufruhr ($. 115) unterfcheidet er fich dadurch, 
daß bei jenem ein Widerftand gegen die einjchreitende öffentliche 
Gewalt erfordert wird. (Motive... Das Geſetz ftraft 

1) die Theilnehmer an einer folden Zufammenrottung 
mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten; 

2) die Rädelsführer, Gewaltthäter, Blünderer, Zer- 
ftörer mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, event. Polizeiaufſicht, — 
unter mildernden Umftänden mit Gefängniß nicht unter 6 Monaten. 


Dritter Titel. 
Landzwang. 
(R.-©.-8. 8. 126.) 

Landzwinger hieß im gem. R. Derjenige, der vor oder nad 
angekündigter Drohung eines gewaltfamen Verbrechens (4.3. einer 
Fehde eines NRaubes, einer Brandftiftung) fih an einen Ort be 
giebt, von dem aus die Verübung des Verbrechens ernftlich zu 


1 P.G.⸗O. Art. 129. Die Landfrievden von 1495, 1521, 1548. Auch 
@.:8.:D. von 1555 Th. II. Tit. 9, 10. R.⸗A. von 1594 8. 67 fgg. 

2 Schwarze, Land⸗ und Hausfriedensbruch, im Archive des Kr. 1842, 
©. 541. Derfelbe, Kommentar zu $. 125 und die dort angef. Schriften. 
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befürchten fteht (4. 3. an den Aufenthaltsort einer Räuberbande). 
Die gejeglihe Strafe war das Schwert. 

Sin den neueren Geſetzbüchern findet man ähnliche Straf- 
gefege wider die Androhung bejonders ſchwerer Verbrechen, die in 
der bürgerlichen Gefelichaft Unruhe und Beſorgniß zu erregen 
geeignet ift?. Das R.⸗G.⸗B. $. 126 ftraft Denjenigen, der buch 
Androhung eines gemeingefährliden „Verbrechens“ den 
öffentliden Frieden ftört, mit Gefängniß bis zu einem Jahre 
(vgl. $. 241 dafelbft). 


Bierter Titel. 


Bemaffnete Haufen. 
(R.-6.8. $. 127.) 

Das Geſetz unterjcheidet 3 Fälle: 1) Unbefugte Bildung oder 
Befehligung bemwaffneter Haufen; 2) Verjorgung einer unbefugt 
gefammelten Mannihaft mit Waffen oder Kriegsbedürfniffen; 
3) Anſchluß an einen ſolchen bewaffneten Haufen. In den beiden 
erften Fällen tritt Gefängniß bis zu 2 Jahren ein, im dritten nur 
Gefängniß bis zu 1 Jahr. Bewaffnete Haufen bildeten fich 
während des legten Ruſſiſch-Polniſchen Aufftandes in Poſen, um 
die Polen gegen Rußland zu unterftügen; das Obertribunal be- 
jabte bier, gegen andere Gerichte, Daß das Vergehen auch mider 
das Ausland möglich ſei. In der That muß die verbotsmwibrige 
Bildung bemaffneter Haufen, wenn fie nur im Inlande begangen 
ift, al eine Störung der inländifchen öffentlihen Ordnung be- 
tracdhtet werden, mag die Handlung gegen das Inland oder gegen 
das Ausland gerichtet fein. Wird fie aber im Auslande gegen 
das Ausland verübt, fo bleibt fie nach 8. 4 Nr. 3 ftraflos. 


18.:.:D. Art. 128: „Straff der jhenen fo böglich außtretten: Item, 
nachdem fich vilfältig begibt, daß muthwillige perſon die leut wider recht und 
billicheyt betröhen, entweichen und austreten, — — berhalb ſolche für recht 
landzwinger gehalten werben follen, — mit dem ſchwert als lanbzwinger zum 
todt gericht werben, unangejehen, ob fie funft nit anderjt mit der thatt ge⸗ 
handelt hätten.” Vgl. R.:A. von 1512, $. 15. Landfrieden von 1521, Tit. 8. 
8. 8. Landfrieben von 1548, Tit. 16. 8. 3. R.:X. von 1555, 8. 45—49. 
Reihölammergerichtäorbnung von 1555, Th. II. 7.14. R.⸗A. von 1566, 
8:18. R.:A. von 1594, 8. 41. 

2 Braunfhmweig 179 nennt Mord und Brandftiftung, Breußen 213 
Brandftiftung und Ueberſchwemmung, Bayern 1861, Art. 307 Mord, Raub, 
Störung bed Öffentlichen Friedens, Branditiftung und Ueberſchwemmung. 
Bl. Sachſen 1838, 166, 167; 1855, 206. Württemberg 281. 315. 
Darmftadt 171.419. Baden 280 281. Thüringen 160. 
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Ueber das „unbefugt” vgl. Preuß. Verf. $. 29 und Preuß. 
Gef. vom 11. März 1850 $. 7. 


Fünfter Zitel. 
Strafbare Verbindungen. 
R.-6.:8. 88. 128. 129.) 

Bei den Römern bildete fih der Grundſatz aus, daß zur 
Gründung von Vereinen eine obrigfeitliche Erlaubniß einzuholen 
jet. Die Betheiligung an unerlaubten, d. h. an nicht autorifirten 
Vereinen wurde als Crimen extraordinarium geftraft!. 

Die Deutihen Reichsgeſetze enthalten einige Satzungen 
twider die Verbindungen der Fürften und Stände des Reiches und 
wider die Vergatterungen (d. h. Zufammenrottungen) der Reichs⸗ 
friegsfnedhte?. Unter den völlig veränderten Verhältnifien der 
Neuzeit find diefe Beftimmungen unanwendbar geivorden. 

Bon der Bundesgejehgebung ging, unter dem 19. Sep- 
tember 1819, ein Bundesbeſchluß gegen geheime Studenten- 
verbindungen aus; er wurde durch den erregten Charafter der 
Zeit überhaupt, zunächſt aber durch die unglüdliche That Sands, 
am 23. März 1819, herporgerufen?. Am 5. Juli 1832 erfolgte 
ein allgemeineres Bundesverbot gegen Rerbindungen. Es 
fündet allen Urhebern und Theilnehmern von Verbindungen zu 
politiihen Zwecken eine angemeflene Strafe an. 

Neben der Reichs⸗ und Bundesgejebgebung entwickelte fich 
auf dieſem Gebiete eine fehr rührige partikularrechtliche Thä- 
tigfeit. Sie murde duch die Nachwirkungen der Franzöfifchen 
Revolution von 1789 veranlaßt, die fich ſehr bald in Deutſchland 
fühlbar machten. Eines der erften und bemerfensmwertheiten Er- 
gebnifje dieſer Thätigkeit ift das Preußiiche Edift vom 20. Ok— 
tober 1798. Es madte das Preußiſche Volk politiih mund- 
todt, indem es alle Verbindungen und Gefellihaften verpönte, 
die über Veränderungen in der Verwaltung oder Verfaſſung des 


1L.1. 8.14. D. de off. praes. (1,12). L. 1. 2.4. D. de colleg. et 
—53 (47.22). L. 2. D. deextraord. crim. L. 1. D. quod eylusc, univ. 
) Sapigny, Syſtem des Römiſchen Rechtes, Band II 235 fgg. 
Mommsen, de colleg. et sodal. Rom., Kil. 1843. Rayier, Ab- 
banbiungen aus dem Broce 551 und  Steafecht, Berlin 1873, Abb. II 
2 Solbene Bulle Kap. 15 A. von 1551,88. 3 R. Exekut.⸗ 
Ordn. 88. 3 43—52, Normen 2 De. " von 1564, 88.2 
8 Aarläbaner Beſchluſſe und Mainzer Demagogen, Kom: 
miſſion. Bol. Gervinus, Gefch. des 19. Sabrk Bd. Il. ©. 634. 637. 
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Staates, in welcher Abſicht es fei, Berathungen anftellen. 
Dies völlig ſchiefe legislatorifche Erzeugniß hat auf die fpätere 
Preußiiche Gefeßgebung einen dauernden nachtheiligen Einfluß 
geübt, von dem namentlich der Entwurf des Strafgefeßbuches von 
1845 fih noch durchaus nicht zu befreien vermodt hat. Man 
ging von der jeltfamen Anfiht aus, daß alle Verbindungen mit 
praftifher Tendenz zu verbieten feien. Daß bloße Befprechen 
politifcher Fragen, jei e8 zur Abtödtung der langen Weile, fei es 
in einem rein theoretiichen Intereſſe (4. 3. von gelehrten Gejell- 
Ihaften, von Profeſſoren des Staatsrechtes), glaubte man, wie 
aus den Revifionsarbeiten hervorgeht, nicht unterfagen zu müſſen; 
wohl aber die Richtung auf das Leben und auf das Praftifche. 
Diefer Franken Auffaffung gemäß werden politiiche Vereine mit 
praftiiher Tendenz als „Seminarien von Verbrechern“ be- 
zeichnet !. 

In den legten Jahrzehenden fpricht Dagegen die Gejeggebung 
von einem Vereinsrechte, das auch in politifch-praftiicher Nich- 
tung ausgeübt werden Tann. Bei der Ausübung dieſes Rechtes 
müſſen indeß die polizeilihen Formen beobachtet und es darf 
fein verbrederifher Inhalt zur Aufgabe des Vereines ge- 
macht werden. 

1. Hinfihtlich der polizeilihen Formen fordert der Staat 
daß das Dafein, die Verfaſſung und der Zwed einer Verbindung 
ihm nicht verheimlicht, daß nicht unbefannten Oberen Ge- 
horſam, oder befannten Oberen ein unbedingter Gehorfam vor⸗ 
ſprochen werde. Die Theilnahme an einer biergegen fehlenden 
Verbindung wird geitraft 

a) an den Mitgliedern mit Gefängniß bis zu 6 Monaten, 
b) an den Stiftern und Borftehern mit Gefängniß von 1 

Monat bis zu 1 Jahr, 

c) an Beamten möglicherweife noch mit Berluft der Fähigkeit 

zu Öffentlichen Nemtern auf 1 bis 5 Jahre (R.⸗G.⸗B. $. 128; 

vgl. 88. 35. 36). 

Das Preuß. Gefeh vom 7. Jan. 1838 über Studenten- 
verbindungen gilt hierneben nicht mehr. Vgl. Preuß. Verfaſſung 
vom 31. San. 1850, Artt. 29 und 30, und Preuß. Verordnung 
vom 11. März 1850 (über Vereins» und Verfammlungsredt). 


1 Val. die Revifion des Entwurfes des Strafgb. v. 1843, Bd. II. ©. 65. fgg. 
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2. Sinfihtlih des Inhaltes kommen in Betracht Berbin- 
Dungen zur Verhinderung oder Entfräftung von Ber- 
waltungsmaßregeln oder der Bollziehung von Gefeten 
duch „ungeſetzliche“ Mittel. Die Strafe ift ftrenger als im 
vorigen Falle, nämlich 

a) bei den Mitgliedern Gefängniß bis zu 1 Jahr, 

b) bei den Stiftern und Vorſtehern Gefängniß von 3 Mo⸗ 
naten bis zu 2 Jahren, 

c) bei Beamten möglider Weile wieder noch Verluſt der 

Amtsfähigkeit auf 1 bis 5 Jahre (R.-G.-B. 8. 129, vgl. 

88. 35. 36). 

Neben diefem Gefege ift der Bundesbeſchluß vom 5. Juli 
1832 nicht mehr in Geltung. 


Sechster Titel. 

Anreizung zum Klaffenfampf und Berleumdung von 
Staatseinrichtungen oder obrigfeitlihen Anordnungen. 
(R.-6.-8. $$. 130 130a. 131.) 

Die |. g. Haß⸗ und Verachtungsparagraphen des Preuß. 
Stfgb. (88. 100. 101) haben im R.-&.-B. eine weientliche Ver⸗ 
beſſerung erfahren. 

I. Der 8. 130 des R.⸗G.⸗B. ſpricht nämlich nicht mehr, wie 
der 8. 100 des Preuß., von öffentlicher Aufreizung der Staats⸗ 
angehörigen zu Haß und Verachtung gegen einander, ſon⸗ 
dem von Gefährdung des öffentlihen Friedens durch öffentliche 
Anreizung verichiedener Klaffen der Bevölferung zu Gewalt⸗ 
thätigfeiten gegen einander. Unter einer Klaffe der Be 
völferung verjtehben die Motive eine Mehrheit von Perfonen, 
welche wegen gleicher Lebensſtellung oder wegen Uebereinftimmung 
der Anfichten, Zwecke oder Intereſſen als verbunden betrachtet 
und deshalb unter der gemeinfchaftlichen Bezeichnung zuſammen⸗ 
. gefaßt und als Ganzes genommen worden. „Vorausſetzung dabei 

ift überall, daß die unter der Mehrheit begriffenen einzelnen Ber- 
onen beftimmt erfennbar und äußerlich untersfcheidbar find. Vage 
Ahftraktionen, denen eine faßbare äußere Geitaltung nicht ent> 
ſpricht, können nicht genügen.” Ausdrüde wie „die Reaktion”, 
„Die Ungebildeten” bezeichnen hiernach eine Klaffe nicht. Wohl 
aber fünnen durch gemeinfame religiöfe, politifhe und ſociale Be- 
kenntniſſe und Barteiprogramme Klaffen begründet werden, unter 
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denen Gemaltthätigfeiten zu verhüten eine hochmwichtige Aufgabe 
der Staatsgewalt if. Es war der Reichstag, der das Wort 
Feindfeligfeiten (Entwurf) in Gemwaltthätigfeiten umänderte, 
um damit Fundzugeben, daß die Anreizung nicht nur die Gefin- 
nung treffen, fondern auch zur That, und zwar zur gewaltſamen 
That antreiben müſſe. Die Anreizung muß öffentlich flatt- 
finden, braucht aber Gemaltthätigfeiten nicht zur Folge zu haben. 
Man ahndet mit ‚Gelditrafe bis au 600 Marf oder mit Ge- 
fängniß bis zu 2 Jahren. 

Eine ſolche Anordnung ift, beſonders bei den gegenwärtig 
unter der Dede fhlummernden focialen Kämpfen, gerechtfertigt 
und zeitgemäß, die angedrohte Strafe, da fie ohne Minimum be 
ſtimmt ift, auch gewiß nicht zu hoch. 

II. Durch ultramontane Uebergriffe veranlaßt, votirte am 
25. Nov. 1871 der Reichstag den $. 130a. des R.-G.-B. (Gefeh 
gegen den Kanzelmißbraud), wodurch friedensgefährliden 
Angriffen des geiftliden Amtes auf Staatsgefege, Staats- 
. einrichtungen, obrigkeitliche Anordnungen ꝛc. entgegengetreten wer⸗ 
den fol. Es iſt Sreibeitsitrafe bis zu 2 Jahren angedroht (Ge- 
fängniß oder Feſtungshaft). Nach dem aus der Novelle 
von 1876 ftammenden zweiten Abſatz des $. 130a. kann dies 
Vergehen auch durch Ausgeben oder Verbreiten von Schrift⸗ 
ſtücken verübt werden. 

III. Diefelbe Strafe, wie nad) $. 130, trifft nad) $. 131 des 
R.⸗G.⸗B., welcher den $. 101 des Preuß. erſetzt hat, Denjenigen, 
der erdichtete oder entitellte Thatſachen, wiſſend daß ſie 
erdichtet oder entitellt find, öffentlich behauptet oder verbreitet, 
um dadurch Staatseinrihtungen oder Anordnungen der 
Dbrigfeit verächtlich zu machen. Auch diefe Satzung iſt jeden- 
falls der Preußiſchen ($. 101) vorzuziehen. Sie faßt den That- 
beftand enger, indem fie ihn 1) auf erdichtete oder entitellte 
Thatſachen beſchränkt, nicht mehr daneben von Schmähungen 
und Verhöhnungen ſpricht, und 2) verleumderiſche Abſicht 
vorausſetzt, was vornehmlich der Zeitungspreſſe zu gut kommt. 
Sie iſt aber entbehrlich und verſtößt gegen den Satz, daß nur 
Perfonen, ‚nicht aber Einrichtungen und Anordnungen verleumdet 
werden fünnen!. 


1 Lasker, Sten. Ber. von 1870, S. 462, 463. 
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Siebenter Titel. 
Eingriffe in ein Amt. 
(R.-©.-8. $. 132.) 

Der Thatbeftand von zwei Vergehen wird im $. 132 unter 
der gemeinfamen Androhung von Gefängniß bis zu 1 Jahr oder 
Geldftrafe bis zu 300 Mark zufammengefaßt. Das erjte dieſer 
Vergehen befteht in der unbefugten Ausübung eines öffent- 
lihen Amtes, duch Borgeben des Amtscharalters; das 
zweite befteht in der Bornahme einer einzelnen Amt3- 
handlung. Da indeß das bloße Vorgeben eines Amtscharakters 
zum Thatbeftand des Vergehens nicht genügt, jondern immer nod) 
unbefugte Ausübung, alfo Vornahme einer Amtshandlung, hinzu⸗ 
treten muß, auch die Strafe in beiden Fällen dieſelbe iſt, ſo kommt 
auf den ganzen Unterſchied Nichts an. 

Was unter einem öffentlichen Amte zu verftehen fei und 
daß man dazu auch die Advofatur und das Notariat zu rechnen 
habe, jagt R.-G.-8. $. 31 Abf. 2; der dort gebrauchte Ausdrud 
„im Sinne diefes Strafgefeßes” geht, wie auch in den 88. 52 
und 358, auf das ganze Geſetzbuch. 


Achter Titel. 
Vergehen an Alten, öffentliden Belanntmahungen, 
Hoheitszeichen, amtlichen Siegeln ıc. 
(R.⸗G.⸗B. 88. 133— 138.) 

Mit Gefängniß von fürzerer oder längerer Dauer wird ges 
ftraft, wer Gegenftände amtlicher Aufbewahrung, bejonders 
Urkunden, Regifter, Akten, vorfäglich vernichtet, bei Seite ſchafft 
oder beihädigt; wer öffentlich angejchlagene Befanntmahungen, 
Berordnungen, Befehle oder Anzeigen von Behörden oder 
Beamten böswillig abreißt, beichädigt oder verunftaltet; wer ein 
Öff. Zeihen der Autorität zc. oder ein Hoheitszethen bös⸗ 
willig wegnimmt, zerftört oder beichädigt, oder beichimpfenden Un- 
fug daran verübt; wer unbefugt ein amtlihes Stegel ꝛc. vor⸗ 
ſätzlich erbricht, ablöft oder beſchädigt; wer Sachen, welche durch 
die „zuftändigen" Behörden gepfändet oder in Beichlag ge— 
nommen find, vorfäglich bei Seite ſchafft, zeritört oder fonft der 
Berftridung entzieht; wer als Zeuge, Geſchworener, Schöffe, ver- 
pflichteter Sachverftändiger eine unwahre Entihuldigung vor⸗ 
ſchützt. 
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Neunter Titel. 
Nihtanzeige. 
(R.:©.:8. $. 139.) 

Die Nihtanzeige begangener Verbrechen ftraft das R⸗G.⸗B. 
nicht !, die Nichtanzeige eines verbrecheriſchen Vorhabens nur: 
1) bei den ftaatsgefährlihen Verbrechen Hochverrath und Landes- 
verrath, 2) bei den gemeingefährliden „Verbrechen“ und bei den 
Münzverbreden, 3) bei den drei ſchweren Privatverbrechen 
Mord, Raub und Menſchenraub. 

- Bedingungen der Strafbarkeit find a. glaubhafte Kenntniß 
von dem Vorhaben, P. die Möglichkeit rechtzeitiger (einer Ber 
hinderung des Verbrechens noch Raum gebender) Anzeige, Y. bes 
gonnene oder vollendete Ausführung der nicht angezeigten That. 
Strafe: Gefängniß. 

Die Anzeige muß entweder bei der Behörde, oder bei der 
dur das Vorhaben bedrohten Perfon erfolgen. Auch die- 
jenigen Perjonen, die feine Zeugenpflicht gegen einander haben, 
fünnen wegen Nichtanzeige geſtraft werden, weil die Anzeige nicht 
zur Beftrafung, fondern nur zur Verhinderung von Verbrechen 
dienen fol. 


Zehnter Titel. 


Vergeben in Bezug auf den Militärdienft. 
(R.-G.-8. 88. 140-143.) 


Ueber die ftrafbare Verlegung militärifcher Pflichten ent- 
ſcheiden die Militärgefete?. Daneben giebt nun das R.-G.-B. 


2 Das gem. R. firafte fie bei Hochverrath, Münzfälfhung, Got- 
elle und Handwerkſchelten. R.-B.:D. von 1577 und von 1548. 
Reichsſchluß von 1731. 
Durch Bunbespräfidial-Verorbnung vom 29. Dec. 1867 wurbe das 
ceuf tärttrafeccht, beſonders das Preuß. Militärftrafgefegbuch vom 
. April 1845 im „ganzen Norbbeutichen undeögebiete eingeführt. 
Sa fen bebarrte indeß bei feinem riltärhrafgefetbu e vom 4. Nov. 1867, 
welches e8 durch Novelle vom 22. März 1869 mit dem Preuß. in Einklang zu 
bringen fuchte. Nach der Gründung bes Deutichen Reiches fchlofien fich 
ken au Baden und Sanbe! fen dem Preuß. Militärftrafgefegbuche an 
B.⸗Geſ. Vi. von 18 70, ©. 64 a) Bayern und Württemberg be: 
isiten aber ihre befonberen — — ücher. Es galten demnach im D. Rei 
neben einaner Die Shifiterkrafaefeasiher veußen®, Samfens, Bayerns 
und Württembergd. Sie wurden abgelöft durch bad a küehraf: 
— | für das Deutſche Reich vom 20. Juni1 872, welches 
ktober 1872 im ganzen Reiche in Kraft getreten iſt. Dafſelbe usb 
außgenrbeitet, auf Grundlage des Preußifchen, vom General⸗Auditor Fleck, 
Berner, Strafreht. 9. Aufl. 25 
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vier Paragraphen (140—143) gegen Berfonen, welche entweder 
ſich jelbft oder Andere der Militärpflicht entziehen. 

I. Der $. 140 (erweitert durch die Novelle von 1876) be= 
handelt unter dem Namen „Verlegung der Wehrpflicht” drei 
Klaffen von Vergeben. Die der erften und der dritten Klaſſe 
können ſchlechtweg von Wehrpflidhtigen, die der zweiten Klaſſe 
nur von Officieren und den im Offictersrange ftebenden Aerzten 
des Beurlaubtenftandes verübt werden. Bei allen drei Klafjen 
ift der Verſuch ftrafbar, auch zur Dedung der Gelditrafe und der 
Koften Beihlagnahme zuläflig. 

1. Ein Wehrpflichtiger fucht fih dem Eintritte in den 
Dienft des ftehenden Heeres oder der Flotte dadurch zu entziehen, 
daß er ohne Erlaubniß entweder 

a) das Bundesgebiet verläßt, oder 

b) nad erreichten „milttärpflichtigen Alter“ fih außerhalb 
des Bundesgebietes aufhält. 

Strafe: 150-3000 Marf oder Gefängnig von 1 Monat 
bis zu 1 Jahre. 

Nah 8. 6 des 3.-©. über Die Verpflichtung zum Kriegsdienſte 
vom 9. Nov. 1867 beginnt das milttärifhe Alter mit dem 
1. Januar und zwar in der Negel desjenigen Kalenderjahres, in 
welchem der MWehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, und 
Dauert 7 Sabre. 

Manche Härten der früheren Zeit find geſchwunden durch den 
Vertrag mit Nordamerifa vom 22. Februar 1868, in welchem 
ein zur allgemeinen völkerrechtlichen Geltung berufenes Princip 
niedergelegt ift. Hiernach kann ein in Nordamerika Naturalifirter 
bei etwaiger Rüdfehr nah Deutſchland nur wegen einer vor 


der feine unter Mitwirfung de Geh. R. Keller zum Abfchluß gebrachte 
Arbeit unter dem 12. Juni 1871 dem Kriegsminiſter Roon übermittelte. 
Bier Monate hindurch revidirte eine auf Faiferlichen Befehl vom 29. Aug. 1871 
ufammengetretene Kommiſſion den Entwurf, melcher in ber revibirten 
Form, nach einigen Kleinen Abänderungen, am 3. April 1872 die Genehmigung 
bed Bundesrathes fand und am 8. April 1872 dem Reichätage vorgelen 
ward, deſſen mitunter ſehr lebhafte Berathungen bis zum 8. Juni 1872 
währten. Bei der Schlußrebaltion wirkten Friedberg, Schwarze, Laster 
und der Freiherr von Maltzahn-Gültz mit. Als Schriftführer war feit 
Beginn der Arbeiten Rubo thätig, dem man eine bortreffliche Ausgabe des 
Gelb ed mit Anmerkungen und Sachregifter verdankt (erfchtenen Berlin 
1812). Keller, Weilitärftraigeieen, 1872; Brauer, gambbuc bes Deutſch. 
Militärftrafrechts, 1872, Heder, Milttärftrafgefegb. 1877. Brauer liefert 
eine jelbftändige Arbeit, Keller eine gute Weberficht über die Entftehung und 
das Material der Gefeke, Heder bie Praxis des Preuß. General-Auditoriats. 
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feiner Auswanderung verübten Handlung geftraft werden; er 
kann alſo nicht geitraft werden, wenn er fi erft Durch die Aus⸗ 
wanderung der Militärpflicht entzogen bat. 

Ueber Auswanderung beurlaubter Referviften 2c. vgl. R.⸗G. B. 
8. 360 Nr. 3. 

2. Ein Officier oder im Officierrange ftehender Arzt wan⸗ 
dert aus ohne Erlaubniß: Strafe: bis zu 3000 Mark oder Haft 
oder Gefängniß bis zu 6 Monaten. 

3. Ein Wehrpflihtiger wandert aus im Widerfprud 
mit einer vom Kaiſer für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegs⸗ 
gefahr publicitten Anordnung: Strafe: Gefängniß bis zu 2 
Jahren, moneben Geldftrafe bis zu 3000 Mark eintreten Tann. 

Die Nr. 3 vervollitändigt durch eine Straflanftion das 
Neichsgefeg über Bundes- und Staatsangehörigkeit vom 1 Juni 
1870, wonach für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 
die Auswanderung durch Faiferlihe Anordnung befehränft werden 
fann. 

II. Sm $. 141 find zmeierlei Handlungen von verſchiedenem 
Charakter unter demfelben Strafiag (Gefängnig von 3 Monaten 
bis zu 3 Jahren) zufammengefaßt: 

1. Anwerbung. 

a) Man wirbt einen Deutſchen zum Militärdienft einer frem⸗ 
den Madit an. 

b) Man führt ihn den Werbern der lebteren zu. 

Wenn die Anmwerbung zu Gunften des Feindes erfolgt, fo tft 
fie Landesverrath 88. 89. 90. Nr. 3. 

2. Fahnenfludt. Vgl. Miltt. Strafgefetb. vom 20. Juni 
1872 8. 69. 

a) Man verleitet einen Deutihen Soldaten zur Fahnenflucht. 
(Bol. R.-G.-B. 8. 90 Nr. 3). 

b) Man befördert (vorjäglich) deſſen Fahnenflucht. 

Die Gleichftellung diefer 2 Klafjen von Vergeben (1 und 2) 
verfennt den Unterichied, der zwiſchen der Pflicht eines nur 
Militärpfichtigen und der Pflicht einer Militärperfon ob» 
twaltet. 

III. Man macht vorjäglich fich felbit oder einen Anderen 
auf fein Verlangen zur Erfüllung der Wehrpflicht untauglich, 
bejonders duch Verftümmelung $. 142. Neben der Gefäng- 
nißftrafe, die nicht unter 1 Jahre betragen darf, kann Verluft 

25* 
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Ueber das „unbefugt” vgl. Preuß. Verf. $. 29 und Preuß. 
Gef. vom 11. März 1850 8. 7. 


Fünfter Titel. 
Strafbare Verbindungen. 
R.:6.-8. $$. 128. 129.) 

Bei den Römern bildete fih der Grundſatz aus, daß zur 
Gründung von Vereinen eine obrigfeitlihe Erlaubniß einzuholen 
jet. Die Betheiligung an unerlaubten, d. h. an nicht autorifirten 
Vereinen wurde al$ Crimen extraordinarium geftraft!. | 

Die Deutſchen Reihsgejege enthalten einige Satzungen 
wider die Verbindungen der Fürften und Stände des Neiches und 
wider die Vergatterungen (d. h. Zufammenrottungen) der Reichs⸗ 
kriegsknechte?. Unter den völlig veränderten Verhältniffen der 
Neuzeit find diefe Beftimmungen unanmwendbar geworden. 

Bon der Bundesgejeggebung ging, unter dem 19. Sep- 
tember 1819, ein Bundesbeichluß gegen geheime Studenten- 
verbindungen aus; er wurde durch den erregten Charakter der 
Zeit überhaupt, zunächſt aber durch die unglüdliche That Sands, 
am 23. März 1819, hervorgerufen?. Am 5. Juli 1832 erfolgte 
ein allgemeineres Bundesverbot gegen Verbindungen. Es 
kündet allen Urhebern und Theilnehmern von Verbindungen zu 
politiſchen Zwecken eine angemefjene Strafe an. 

Neben der Reichs⸗ und Bundesgeſetzgebung entividelte fich 
auf dieſem Gebiete eine fehr rührige partikularrechtliche Thä- 
tigkeit. Sie wurde durch die Nachwirkungen der Franzöftfchen 
Revolution von 1789 veranlagt, die ſich ſehr bald in Deutſchland 
fühlbar machten. Eines der erften und bemerfensmwerthejten Er- 
gebniſſe diefer Thätigfeit ift das Preußiſche Edift vom 20. Ok⸗ 
tober 1798. Es machte das Preußiſche Volk politiih mund- 
todt, indem es alle Verbindungen und Gefellfehaften verpönte, 
die über Veränderungen in der Verwaltung oder Verfalfung des 


ı L.1. 8.14. D. de off. praes. (1,12). L. 1. 2.4. D. de colleg. et 
corp. (47.22). L.2. D. deextraord. crim. L.1. D. quod cujusc. univ. 
(3, 4). Savigny, Syſtem des Römifchen Rechtes, Band II. ©. 235 fag. 
Th. Mommsen, de colleg. et sodal. Rom., Kil. 1843. Rayier, Ab- 
bandblungen aus bem Proceß⸗ Arnd Strafredit, Berlin 1873, Abb. 

2 Goldene Bulle, Kap. 158.14. R.:X. von 1551 So de. R.- ⸗Exekut.⸗ 
Ordn. 88. 34. 43—52. —*8* Dep.⸗A. von 1564 ‚8.2 

5 Karlsbader Beſchlüſſe und Mainzer Demagogens: Kom⸗ 
miſſion. Vgl. Gervinus, Geſch. des 19. Jahrh. Bd. II 
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Staates, in welder Abficht es fei, Berathungen anftellen. 
Dies völlig ſchiefe legislatoriſche Erzeugniß hat auf die fpätere 
Preußiſche Gejehgebung einen dauernden nachtheiligen Einfluß 
gelibt, von dem namentlich der Entwurf des Strafgejegbuches von 
1845 fih noch durchaus nicht zu befreien vermodht hat. Man 
ging von der jeltfamen Anfiht aus, daß alle Verbindungen mit 
praftifher Tendenz zu verbieten jeien. Daß bloße Beiprechen 
politiicher Fragen, ſei e8 zur Abtödtung der langen Weile, fei es 
in einem rein theoretischen Intereſſe (4. B. von gelehrten Gefell- 
ſchaften, von Brofefjoren des Staatsrechtes), glaubte man, mie 
aus den Revifionsarbeiten hervorgeht, nicht unterfagen zu müflen; 
wohl aber die Richtung auf das Leben und auf das Praftifche. 
Diefer Franken Auffaffung gemäß werden politiiche Vereine mit 
praftiiher Tendenz als „Seminarien von Verbrechern“ be- 
zeichnet !. 

In den legten Jahrzehenden fpricht dagegen die Geſetzgebung 
von einem Bereindrechte, das auch in politiich-praftiicher Rich⸗ 
tung ausgeübt werden kann. Bei der Ausübung diejes Rechtes 
müſſen indeß die polizeiliden Formen beobachtet und es darf 
fein verbrecheriſcher Inhalt zur Aufgabe des Vereines ge- 
macht werden. 

1. Hinfichtlich der polizeilichen Formen fordert der Staat 
daß das Dafein, die Berfaflung und der Zweck einer Verbindung 
ihm nicht verheimlicht, daß nicht unbefannten Oberen Ge- 
horfam, oder befannten Oberen ein unbedingter Gehorfam wer- 
ſprochen werde. Die Theilnahme an einer biergegen fehlenden 
Verbindung wird gejtraft 

a) an den Mitgliedern mit Gefängniß bis zu 6 Monaten, 
b) an den Stiftern und Vorſtehern mit Gefängniß von 1 

Monat bis zu 1 Jahr, 

c) an Beamten möglichermeife noch mit Verluft der Fähigkeit 

zu Öffentlihen Nemtern auf 1 bis 5 Jahre (R.-G.-B. $. 128; 

vgl. 88. 35. 36). 

Das Preuß. Geſetz vom 7. Jan. 1838 über Studenten- 
verbindungen gilt hierneben nicht mehr. Vgl. Preuß. Verfaſſung 
vom 31. San. 1850, Artt. 29 und 30, und Preuß. Verordnung 
vom 11. März 1850 (über Vereins- und Berfammlungsredt). 


1 Bol. die Revifion des Entwurfes des Strafgb. v. 1843, 8b. II. S. 65. fgg. 
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2. Hinſichtlich des Inhaltes kommen in Betracht Berbin- 
dungen zur Verhinderung oder Entkräftung von Ber- 
waltungsmaßregeln oder der Bollziehbung von Gefegen 
durch „ungejeglihe” Mittel. Die Strafe ift firenger ala im 
vorigen Falle, nämlich 

a) bei den Mitgliedern Gefängnik bis zu 1 Jahr, 

b) bei den Stiftern und Vorſtehern Gefängniß von 3 Mo- 
naten bis zu 2 Jahren, 

c) bei Beamten möglider Weife wieder noch Verluſt der 

Amtsfähigkeit auf 1 bis 5 Jahre (R.-G.-B. 8. 129, vgl. 

$$. 35. 36). 

Neben diefem Geſetze ift der Bundesbeſchluß vom 5. Juli 
1832 nicht mehr in Geltung. 


Sechster Titel. 

Anreizung zum Klaffentampf und Berleumdung von 
Staatseinrihtungen oder obrigfeitlihden Anordnungen. 
(R.-.:3. $$. 130 130a. 131.) 

Die |. g. Haß⸗ und PVerachtungsparagraphen des Preuß. 
Stfgb. (88. 100. 101) haben im R.-G.-B. eine wejentliche Ver⸗ 
beijerung erfahren. 

. 1 Der $. 130 des R.G.⸗B. ſpricht nämlich nicht mehr, wie 
der 8. 100 de3 Preuß., von öffentlicher Aufreizung der Staats⸗ 
angehörigen zu Haß und Verachtung gegen einander, fon- 
demi von Gefährdung des öffentlichen Friedens durch öffentliche 
Anreizung verfchiedener Klaffen der Bevölferung zu Gemwalt- 
thätigfeiten gegen einander. Unter einer Klafje der Be 
völferung verſtehen die Motive eine Mehrheit von Berfonen, 
welche wegen gleicher Lebensſtellung oder wegen Uebereinftimmung 
der Anfichten, Zwecke oder Intereſſen als verbunden betrachtet 
und deshalb unter der gemeinjchaftlichen Bezeichnung zuſammen⸗ 
gefaßt und als Ganzes genommen worden. „Vorausſetzung dabei 
ift überall, daß die unter der Mehrheit begriffenen einzelnen Per⸗ 
tonen beſtimmt erfennbar und äußerlich unterfcheidbar find. Vage 
Abftraftionen, denen eine faßbare äußere Geftaltung nicht ent- 
Tpricht, Fünnen nicht genügen.” Ausdrüde wie „Die Reaktion”, 
„die Ungebildeten” bezeichnen hiernach eine Klaſſe nicht. Wohl 
aber fünnen durch gemeinfame religiöfe, politiiche und jociale Be- 
fenntnifje und Parteiprogramme Klaſſen begründet werden, unter 
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denen Gemwaltthätigfeiten zu verhüten eine hochiwichtige Aufgabe 
der Staatögemalt if. Es mar der Reichstag, der das Wort 
Feindfeligfeiten (Entwurf) in Gemaltthätigfeiten umänbderte, 
um damit fundzugeben, daß die Anreizung nicht nur die Gefin- 
nung treffen, fondern auch zur That, und zwar zur gemaltfamen 
That antreiben müſſe. Die Anreizung muß öffentlich ftatt- 
finden, braudt aber Gewaltthätigfeiten nicht zur Folge zu haben. 
Man ahndet mit ‚Gelditrafe bis zu 600 Marf oder mit Ge- 
fängniß bis zu 2 Jahren. 

Eine ſolche Anordnung ift, bejonders bei den gegenwärtig 
unter der Dede jchlummernden jocialen Kämpfen, gerechtfertigt 
und zeitgemäß, die angedrohte Strafe, da fie ohne Minimum be- 
ftimmt tft, auch gewiß nicht zu hoch. 

II. Dur ultramontane Mebergriffe veranlaßt, votirte am 
25. Nov. 1871 der Reichstag den $. 130a. des R.-G.-B. (Gefek 
gegen den Kanzelmißbraud), wodurch frie densgefährlichen 
Angriffen des geiftlihden Amtes auf Staatsgefeke, Staats⸗ 
. einrichtungen, obrigfeitliche Anordnungen 2c. entgegengetreten wer» 
den ſoll. Es ift Freibeitsftrafe bis zu 2 Jahren angedroht (Ge- 
fängniß oder Feſtungshaft). Nach dem aus der Novelle 
von 1876 ftammenden zweiten Abſatz des $. 130a. kann dies 
Vergehen auch durch Ausgeben oder Verbreiten von Schrift- 
ftüden verübt werden. 

III. Diefelbe Strafe, wie nach $. 130, trifft nad) $. 131 des 
R.⸗G.⸗B., welcher den $. 101 des Preuß. erſetzt hat, Denjenigen, 
der erdichtete oder entitellte Thatfachen, wiſſend daß fie 
erdichtet oder entitellt find, Öffentlich behauptet oder verbreitet, 
um dadurh Staatseinridhtungen oder Anordnungen der 
Dbrigfeit verächtlich zu machen. Auch diefe Sakung tft jeden- 
fals der Preußiſchen ($. 101) vorzuziehen. Sie faßt den That- 
beftand enger, indem fie ihn 1) auf erdichtete oder entitellte 
Thatſachen befchräntt, nicht mehr daneben von Schmähungen 
und Berhöhnungen fpricht, und 2) verleumderifche Abficht 
vorausſetzt, was vornehmlich der Zeitungsprefle zu gut kommt. 
Sie ift aber entbehrlich umd verftößt gegen den Sag, dab nur 
Perfonen, ‚nicht aber Einrichtungen und Anordnungen verleumdet 
werden Fünnen!. 


1 Lasker, Sten. Ber. von 1870, ©. 462, 463. 
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Siebenter Titel. 
Eingriffe in ein Amt. 
(R.-G.-8. $. 132.) 

Der Thatbeitand von zwei Vergeben wird im $. 132 unter 
der gemeinfamen Androhung von Gefängniß bis zu 1 Jahr oder 
Geldftrafe bis zu 300 Mark zufammengefaßt. Das erfte diefer 
Bergeben befteht in der unbefugten Ausübung eines öffent> 
lihen Amtes, duch Vorgeben des Amtscharafters; das 
zweite befteht in der Vornahme einer einzelnen Amts—⸗ 
handlung. Da indeß das bloße Borgeben eines Amtscharafters 
zum Thatbeitand des Vergehens nicht genügt, jondern immer noch 
unbefugte Ausübung, aljo Vornahme einer Amtshandlung, hinzu- 
treten muß, auch die Strafe in beiden Fällen diejelbe ift, jo kommt 
auf den ganzen Unterjchied Nichts an. | 

Was unter einem öffentlichen Amte zu verftehen ſei und 
daß man dazu auch die Advokatur und das Notariat zu rechnen 
habe, jagt R.G.⸗B. 8. 31 Abf. 2; der dort gebrauchte Ausdrud 
„im Sinne dieſes Strafgefeßes” geht, wie auch in den 88. 52 
und 358, auf das ganze Geſetzbuch. 


Achter Titel. 
Vergehen an Alten, öffentlihden Befanntmahungen, 
Hoheitszeichen, amtlichen Siegeln ır. 
(R.-©.:3. 88. 133— 138.) 

Mit Gefängniß von fürzerer oder längerer Dauer wird ge- 
ftraft, wer Gegenftände amtlicher Aufbewahrung, befonders 
Urkunden, Negifter, Akten, vorjätlich vernichtet, bei Seite ſchafft 
oder befchädigt; wer Öffentlich angelchlagene Befanntmadungen, 
Berordnungen, Befehle oder Anzeigen von Behörden oder 
Beamten bösmwillig abreißt, bejchädigt oder verunſtaltet; wer ein 
Öff. Zeihen der Autorität ꝛc. oder ein Hoheitszeichen bös⸗ 
willig wegninmt, zeritört oder beichädigt, oder beichimpfenden Un- 
fug daran verübt; wer unbefugt ein amtlihes Siegel 2c. vor⸗ 
ſätzlich erbricht, ablöft oder beſchädigt; mer Sachen, melde durch 
die „zuftändigen” Behörden gepfändet oder in Beichlag ge- 
nommen find, vorſätzlich bei Seite ſchafft, zerftört oder fonft der 
Beritridung entzieht; wer als Zeuge, Geſchworener, Schöffe, ver- 
pflichteter Sachverftändiger eine unwahre Entihuldigung vor⸗ 
ſchützt. 
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Neunter Titel. 
Nichtanzeige. 
(R.G.⸗B. 8. 139.) 

Die Nichtanzeige begangener Verbrechen ſtraft das R⸗G.⸗B. 
nicht!, die Nichtanzeige eines verbrecheriſchen Vorhabens nur: 
1) bei den ftaatsgefährlichen Verbrechen Hochverrath und Landes- 
verrath, 2) bei den gemeingefährlichen „Verbrechen“ und bei den 
Münzverbreden, 3) bei den drei jchweren Privatverbrecdhen 
Mord, Raub und Menjchenraub. 

- Bedingungen der Strafbarfeit find a. glaubhafte Kenntniß 
von dem Vorhaben, ß. die Möglichkeit rechtzeitiger (einer Ver 
binderung des Verbrechens noch Raum gebender) Anzeige, y. be⸗ 
gonnene oder vollendete Ausführung der nicht angezeigten That. 
Strafe: Gefängniß. 

Die Anzeige muß entweder bei der Behörde, oder bei der 
durch das Vorhaben bedrohten Perſon erfolgen. Auch die- 
jenigen Berfonen, die feine Zeugenpflicht gegen einander haben, 
können wegen Nichtanzeige geſtraft werden, weil die Anzeige nicht 
zur Beftrafung, fondern nur zur Verhinderung von Verbrechen 
dienen fol. 


Behnter Titel. 


Vergeben in Bezug auf den Milttärbienft. 
(R.-.-8. 88. 140-143.) 


Ueber die ftrafbare Verlegung militäriſcher Pflichten ent» 
ſcheiden die Militärgefete?. Daneben giebt nun das R.-G.-B. 


1 Das gem. R. ftrafte fie bei Hochverrath, Münzfälfhung, Got— 
tesläfterung und ‚Sanswertigetten R.:B.:D. von 1577 und von 1548, . 
Reichsſchluß von 173 
2 Durch Bundesprüfibial-Verordnung vom 29. Dec. 1867 wurde das 
Dreup, Mil Milttärftrafrecht, beſonders das Preuß. Militärftrafgejegbud vom 
845 im „ganzen” Norbbeutichen Bundesgebiete eingeführt. 
Sadjen u har indeß bei feinem RilitEe ſrrafgeſcrbu e vom 4. No. 1867, 
welches e8 durch Novelle vom 22. März 1869 mit dem Preuß. in Einklang zu 
bringen te Nach der Gründung bes Deutt hen Reiches ſchlofſen fich 
fofort auch Baden und ee dem Preuß. Militärftrafgefegbuche an 
B.⸗Geſ. Vl von 1870, S. 642 fgg.). Bayern und Württemberg be- 
hielten aber ihre befonderen Gefeghücher. Es galten demnach im D. Reiche 
neben einander bie Militärftrafgefegbücher Preußens, Sadhfens, Bayerns 
und Württembergd. Sie wurden a elöft durch das Rilitärferaf: 
geliehen | für das Deutſche Reich vom 20. Juni 1872, welches 
Oktober 1872 im ganzen Reiche in Kraft getreten ift. Daffelbe Dune 
andgenrbeitet, auf Grundlage des PBreußifchen, vom General:Auditor led, 
Berner, Strafreiht. 9. Aufl. 95 
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vier Baragraphen (140—143) gegen Perfonen, welche entiveder 
fi jelbft oder Andere der Militärpflicht entziehen. 

I. Der $. 140 (erweitert durch die Novelle von 1876) be— 
handelt unter dem Namen „Verlegung der Wehrpflicht” drei 
Klaſſen von Vergeben. Die der erften und der dritten Klaſſe 
können ſchlechtweg von Wehrpflichtigen, die der zweiten Klaffe 
nur von Officieren und den im Offictersrange ftehenden Aerzten 
des Beurlaubtenftandes verübt werden. Bet allen drei Klaſſen 
ift der Verſuch ftrafbar, auch zur Dedung der Geldftrafe und der 
Koften Beihlagnahme zulälfig. 

1. Ein Wehrpflichtiger ſucht fi dem Eintritte in den 
Dienft des ftehenden Heeres oder der Flotte Dadurch zu entziehen, 
daß er ohne Erlaubniß entweder 

a) da8 Bundesgebiet verläßt, oder 

b) nach erreichtem „militärpflichtigen Alter” fih außerhalb 
Des Burdesgebietes aufhält. 

Strafe: 150-3000 Marf oder Gefängniß von 1 Monat 
bis zu 1 Sahre. 

Nah 8. 6 des B.⸗G. über die Verpflichtung zum Kriegsdienfte 
vom 9. Nov. 1867 beginnt dag militärtihe Alter mit dem 
1. Sanuar und zwar in der Negel desjenigen Kalenderjahres, in 
welchem der MWehrpflichtige das 20. Lebensjahr vollendet, und 
dauert 7 Sabre. 

Manche Härten der früheren Zeit find gef hmwunden durch den 
Vertrag mit Nordamerifa vom 22. Februar 1868, in welchem 
ein zur allgemeinen völferrechtlichen Geltung berufenes Princip 
niedergelegt ift. Hiernach kann ein in Nordamerika Naturalifirter 
bei etwaiger Rückkehr nad Deutihland nur megen einer vor 


ber feine unter Mitwirkung ded Geh. NR. Keller zum Abfchluß gebrachte 
Arbeit unter dem 12. Juni 1871 dem Kriegsminiſter Roon übermittelte. 
Bier Monate hindurch revidirte eine auf Faiferlichen Befehl vom 29. Aug. 1871 
ufammengetretene Kommiffion den Entwurf, welcher in ber rebibirten 

orm, nad) einigen Kleinen Abänberungen, am 3. April 1872 die Genehmigung 
bed Bundes rathes fand und am 8. April 1872 dem Reichstage vorgeicgt 
ward, beflen mitunter ſehr lebhafte Beratbungen bis zum 8. Juni 1872 
währten. Bei der Schlußrebaftion wirkten Friedberg, Schwarze, Laster 
und der Freiherr von Maltzahn-Gültz mit. Als Schriftführer war feit 
Beginn der Arbeiten Rubo thätig, dem man eine vortreffliche Ausgabe des 
3 es mit Anmerkungen und Sachregiſter verdankt (erſchienen Berlin 
1872). Keller, Vilitarftzafzeſenn 1872; Brauer, guobug des Deutſch. 
Militärſtrafrechts, 1872; Heder, TAB 1877. Brauer liefert 
eine jelbftändige Arbeit, Keller eine gute Meberficht über die Entftehung und 
das Material der Geſetze, Heder die Praxis des Preuß. General-Auditoriats. 
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feiner Auswanderung verübten Handlung geftraft werden; er 
kann alfo nicht geftraft werden, wenn er fi erft Durch die Aus⸗ 
wanderung der Militärpflicht entzogen bat. 

Ueber Auswanderung beurlaubter Referviften 2c. vgl. R.»G.-B. 
8. 360 Nr. 3. 

2. Ein Officier oder im Officierrange ftehender Arzt wan⸗ 
dert aus ohne Erlaubniß: Strafe: bis zu 3000 Mark oder Haft 
oder Gefängnik bis zu 6 Monaten. 

3. Ein Wehrpflidhtiger wandert aus im Widerfprud 
mit einer vom Kaiſer für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegs⸗ 
gefahr publichtten Anordnung: Strafe: Gefängnik bis zu 2 
Jahren, woneben Geldftrafe bis zu 3000 Mark eintreten Tann. 

Die Nr. 3 vervollftändigt durch eine Straflanktion das 
Neichsgefeß Über Bundes- und Staatsangehörigfeit vom 1 Juni 
1870, wonach für die Zeit eines Krieges oder einer Kriegsgefahr 
die Auswanderung durch Faiferliche Anordnung beſchränkt werden 
fann. 

II. In $. 141 find zweierlei Handlungen von verſchiedenem 
Charakter unter demfelben Straflat (Gefängniß von 3 Monaten 
bis zu 3 Jahren) zufanmengefaßt: 

1. Anwerbung. 

a) Man wirbt einen Deutfchen zum Milttärdienft einer frem- 
den Macht an. 

b) Man führt ihn den Werbern der lebteren zu. 

Wenn die Anwerbung zu Gunjten des Feindes erfolgt, jo tft 
fie Landesverrath 88. 89. 90. Nr. 3. 

2. Fahnenflucht. Vgl. Milit. Steafgejegb. vom 20. Juni 
1872 $. 69. 

a) Man verleitet einen Deutfhen Soldaten zur Fahnenflucht. 
(Bol. R.-6.-8. $. 90 Nr. 3). 

b) Man befördert (vorfäglich) deſſen Fahnenflucht. 

Die Gleichftellung diefer 2 Klaffen von Vergeben (1 und 2) 
verfennt den Unterſchied, der zwiſchen der Pflicht eines nur 
Militärpfichtigen und der Pflicht einer Militärperfon obs 
waltet. 

III. Man macht vorjäglich fich felbit oder einen Anderen 
auf fein Verlangen zur Erfüllung der Wehrpfliht untauglich, 
befonders durh Verftümmelung $. 142. Neben der Gefäng- 
nißftrafe, die nicht unter 1 Jahre betragen darf, kann Verluft 

25* 


388 Erſtes Buch. Achter Abſchnitt. 


der bürgerlichen Ehrenrechte eintreten (vgl. F. 32 des R.G.⸗B.). 
Auch an einem fchon eingetretenen Soldaten ift dies Vergehen 
möglich. 

VI. Man wendet täufhende Mittel an, um fich oder einen 
Anderen der Wehrpflicht zu entziehen: Gefängniß und möglicher 
Berluft der Ehrenrechte $. 143. Beſtechung ift nicht Täuſchung 
und gehört deshalb nicht hierher. 


Elfter Titel. 
Die beiden Schlußbeſtimmungen. 
(R.:©.:8. 88. 144. 145.) 

An die Geſetze über Entziehung von der Militärpflicht hat 
das R.G.⸗B. durch einen allerdings jehr dünnen Faden noch 
Beitimmungen gefnüpft 

1) gegen geihäftsmäßige täufchende Verlettung zur Aus- 
wanderung, _ 

2) gegen Verlegung Taiferlicher Verordnungen zur Verhütung 
des Zuſammenſtoßens der Schiffe auf See, über das Ver- 
halten der Schiffer nad einem folden Zufammenftoße, oder in 
Betreff der Noth⸗ und Lootſenſignale für Schiffe auf See und 
auf den Küftengewäflern. 

Ad 1 tritt nur Gefängnißftrafe (von 1 Monat bis zu 2 Fahren) 
ein, ad 2 nur Gelditrafe (bis zu 1500 Marf). 


Achter Abſchnitt. 
Münzverbreden und Münzvergehen. 
(R.-©.:8. 88.146152) 

Längſt veraltet ift das gemeine R., welches bei Münz⸗ 
verbrechen Metallgeld vorausſetzt, auch noch Strafbeitimmungen 
über die in modernen Staaten nicht ausführbare Anmaßung des 
Münzrechts, fowie über das Ausführen und Zerſtören inländifcher 
Münzen enthält!. 

Aus dem heutigen Standpunkte muß man unterfcheiden: 
1) das Falldmünzen, d. b. das Nachmachen echter Münzen; 
2) die Münzgverfälfhung, d. b. die Veränderung echter 


Art. 111. Reich müngorbn. von 1559 8. 161 fag. R⸗A. von 
1566 $, lg en 1570 8. 120 fgg. R.:5. von 1667. Büngnt von 1759. 
Vgl. die aus et. Einleitung zu den Münzverbrechen in den IX Cheren Auflagen 
dieſes Lehrbuches und Mertel bei Holtzendorff Bd. III. ©. 2 
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Münzen, ſei es a) durch Beilegung des Scheines eines höheren 
Werthes (Berfilbern, Bergolden) oder des Scheines noch gelten» 
den Geldes bei verrufenem Gelde, jei es b) durch Verminderung 
des Gehaltes (Beichneiden, Befeilen); 3) die Berausgabung 
falſcher oder verfälihter Münzen, die man entweder a) fich ver. 
ſchafft, oder b) für echt empfangen bat. 

Der allgemeine Thatbeftand dieſer Verbrechen (ein- 
ſchließlich der Vergeben) erfordert als 

Gegenftand 

Metallgeld, Bapiergeld, oder Kreditpapiere, ohne 
Unterſcheidung inländiſchen und ausländifhen Geldes. 

Die gemeinrechtliche Beſchränkung der Münzverbrechen auf 
Metallgeld wurde längft ſchon als eine ſo große Ungehörigkeit 
erkannt, daß manche gemeinrechtliche Juriſten die Schranken der 
geſetzlichen Beſtimmung zu durchbrechen und den Begriff auf 
Papiergeld auszudehnen wagten!. Dieſe Ausdehnung ift von 
den neueren Gejegbüchern beftätigt worden. Ja die gefteigerten 
Forderungen des Verkehrs haben jogar eine Ausdehnung auf 
Kreditpapiere, die als geldähnliche Tauſchmittel gelten, 
berbeigeführt. Vom R.⸗G.⸗B. $. 149 werden dem PBapiergelde 
gleichgeftellt die auf den Inhaber ausgeftellten Schuldver- 
ſchreibungen, Banknoten, Altien oder deren Stelle vertretende 
Smterimsfcheine oder Duittungen, ſowie die zu dieſen Papieren 
gehörenden Zins-, Gemwinnantheilg- oder Erneuerungsicheine 
(Talons), welde von dem Reihe (das nad Art. 73 der R.⸗V. 
Anleihen aufnehmen Tann), dem Norddextichen Bunde, einem 
Bundesſtaate oder fremden Stante oder von einer zur Ansgabe 
ſolcher Paptere berechtigten Gemeinde, Korporation, Geſellſchaft 
oder Brivatperfon ausgeftelt find. War das Bapier nicht auf 
den Inhaber, oder mar es zwar auf den Inhaber, aber von einer 
hierzu nicht berechtigten Stelle ausgeftellt, jo it nır Urkunden⸗ 
fälſchung denkbar. 

Der allgemeine Thatbeftand erfordert ferner Die 

Abſicht, 
das falſche Geld für echt zu gebrauchen (d. h. es auszugeben) 
oder es ſonſt in Verkehr zu bringen, z. B. durch Ueberſendung 
an einen Dritten, der es gebrauchen will (R⸗G.⸗B. $. 146, 


1 So Aleinſchrod, Grohmann, Tittmann, Bauer. 
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vgl. auch die fgg. SH. Wenn übrigens das ohne ſolche Abficht 
angefertigte falihe Geld von dem Anfertiger hernach doch in 
Verkehr gebracht uud fo der Dolus gleihfam nachgeholt wird: 
fo gilt dies nah $. 147 des R.G.⸗B. der dolofen Anfertigung 
gleich. 

Zur Vollendung 
genügt bei dem Falſchmünzen das Nacdhmachen, bei der Münz⸗ 
verfälfhung die Veränderung echter Münzen, da dieſe beiben 
Fälle Fälſchungen find; Verausgabung tft nicht nothwendig, 
fobald fih nur die dahin gehende Abficht auf andere Welle er- 
giebt, 3. B. aus der Menge der angefertigten Münzen und der 
Heimlichfeit der Anfertigung. Handelt e8 fich aber nur um einen 
der beiden Fälle an ſich ftrafbarer Verausgabung, fo tritt die 
Bollendung erft mit der erfolgten Ausgabe ein, da hier der Be⸗ 
griff des Betruges zutrifft. 

Im R.⸗G.⸗B. ift die oben angegebene natürliche Unterfchei- 
dung und Reihe der Müngdelifte umgeftoßen, mas weder die Ge⸗ 
rechtigfeit noch die Deutlichfeit fördert. 

I. Der $. 146 faßt zufammen: a) das Falſchmünzen, b) dies 
jenige Art der Münzverfälſchung, die in der Beilegung des Scheine 
eines höheren Werthes, oder des Scheines noch geltenden Geldes 
bei verrufenem Gelde beiteht (vgl. 2. a. im obigen Schema). Ver⸗ 
rufen heißt dag vom Staate für ungültig erklärte, nicht blos im 
Werthe herabgejehte Geld. 

Diefen beiden Arten werden im $. 147 gleichgeftellt: a) das 
ohne Abfiht der Verausgabung begangene Falſchmünzen oder 
Müngverfälichen, wenn der Anfertiger doch verausgabt; b) das 
Verſchaffen falihen Geldes, fofern mar es entweder in Verkehr 
bringt oder zum Zwecke der Verbreitung aus dem Auslande ein- 
führt (vgl. 3 a. im obigen Schema). 

Alle diefe Fälle find auf die höchſte Stufe der Strafbarkeit 
geftelt: Zuchthaus nicht unter 2 Jahren; auch Polizeiaufſicht zu- 
läfjig; bei mildernden Umftänden Gefängniß. 

II. Daneben findet fih nun gleih in $. 148 die unterfte 
Stufe: Wiederausgabe falihen Geldes, das man für echt em- 
pfangen hat. Die bier angedrohte Strafe von Gefängniß bis zu 
3 Monaten oder Geld bis zu 300 Mark wird felten zur An⸗ 
wendung kommen, weil fih das Bewußtſein won der Unechtheit 
ſchwer nachweiſen läßt. 
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III. Eine mittlere Stufe (der Schwere nad: Stufe 2) 
bildet der $. 150. Er bezieht fi auf das ſ. g. Kippen und um- 
faßt folgende Handlungen, bet denen zum Umlauf beſtimmte Me⸗ 
talljtüde vorausgejett werden: a) Man verringert Münzen und 
bringt fie für vollgültig in Verkehr; b) man bringt verringerte 
Münzen nur in Verkehr, aber entweder a. geivohnheitsmäßig (fo 
daß Wiederholung nothwendig ift) oder 6. im Einverftändniß mit 
dem Kipper. 

Strafe: Gefängniß, moneben auf Gelditrafe bis zu 3000 Mark 
und auf BVerluft der bürgerlichen Chrenrechte erkannt werden 
kann. Verſuch frafbar. Die Gelditrafe als Nebenftrafe in der 
Regel pafjend. 

IV. Eine zweite Mittelftufe (der Schwere nad: Stufe 3) 
bildet der $. 151 aus dem Anfchaffen oder Anfertigen von Münz- 
werkzeugen: Gefängniß bis zu 2 Jahren; woran $. 152 das Ge- 
bot Mmüpft, daß auf die Einziehung folder Werkzeuge und des 
falfehen Geldes felbft dann erfannt werden fol, wenn die Ver- 
folgung oder Verurtheilung einer bejtimmten Perjon nicht ftatt- 
findet (objeftiveg Strafverfahren). — 

Die unter I. angeführten vier Fälle find Verbrechen. Ale - 
anderen find Vergehen. Dazu kommen noch die im $. 360 
Nr. 4 und 5 des R.-G.-B. bedrohten Webertretungen. - 
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Meineid. 
(R.-6.:8. 88. 153163.) 

Bon den Römern wurde der Meineid als bloße Religions⸗ 
verlegung nur cenſoriſch gerügt, eine Strafe nur megen einer 
duch den Meineid verübten Nechtsverlegung auferlegt!. Die 
Karolina Art. 107 ſchloß fi zwar dem Kanoniſchen Rechte an, 
welches die Entweihung des göttlichen Namens in den Vorder- 
grund rüdt?, beſchränkte aber doch den ftrafbaren Meineid auf 
gerichtlihe Eidve. Aus dem heutigen Standpunkte hängt Die 
Strafbarkeit nicht gerade von der Gerichtlichkeit, wohl aber von 
der bürgerlichen Verbindlichkeit des Eides ab, wobei indeß die 
hohe Bedeutung der religiöfen Grundlage des Eides für Die 
publica fides nicht verfannt wird. 

Die Karolina unterjcheidet 1) Meineid in peinlihen und 
2) Meineid in bürgerliden Sachen. Ad 1 läßt fie die Strafe 
des unſchuldig Verurtbeilten auf den Meineidigen zurüdfallen; 
Ad 2 will fie Schadenserjah, Verluft der Schwurfinger und Ehr- 
loſigkeit. 

Heute muß man vow dem Unterſchiede des eigentlichen 
Meineides und des Eidesbruches ausgehen. Daneben finden 
ſich Beſtimmungen über Verleitung zu einem pflichtwidrigen 
Eide und über fahrläſſigen Eid. Eigentlicher Meineid iſt Ver⸗ 
letzung eines aſſertoriſchen, Eidesbruch Verletzung eines promiſ⸗ 
ſoriſchen Eides. Bei jenem tritt die Vollendung ein, ſobald der 
Schwörende die ganze Eidesformel geſprochen hat; bei dieſem mit 


1 „Jurisjurandi contemta religio satis Deum habet ultorem.“ 
L.2. de reb. cred. Dodom bei Holgendorff Bb. II. ©. 229. Schüge 
S. 305. 9. Meyer S. 571. 

3 Hauptſächlich c. 17. C. XXI. qull. 
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dem Bruche des Verſprechens. Mit der bürgerlichen Verbindlich⸗ 
feit hört die Strafbarleit des Eides auf. Brivatmeineid ift alſo 
firaflos. Auch der vor einer ganz ungeeigneten Behörde abge- 
legte Eid kann nicht geftraft werden. Dagegen wird die bürger- 
liche Verbindlichkeit nicht aufgehoben durch Unterbleiben der Ver- 
warnung vor dem Meineide, ſowie dadurch, daß der Schwörende 
die Behörde über fein Belenntniß getäufcht und daraufhin den 
Eid in einer amderen Formel geleiftet hat. 

Unter der allgemeinen Ueberfchrift „Meineid“ behandelt das 
R.-G.-B. die ſämmtlichen ftrafbaren: Eide nebft den verwandten 
Fällen, nad) folgendem Plane. 

I. Eigentlider Meineid. 

a. Meineid in der Form eines zugeihobenen, zurüd- 
geihobenen oder auferlegten Eides wird mit Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren geftraft $. 153. 

Diefe Beftimmung betrifft vorzugsweiſe civilproceſſualiſche 
Eide, erftredt ſich aber auch auf andere Eide, weldhe vor einer zur 
Abnahme von Eiden zuftändigen Behörde geichivoren werden. 
Unter einem auferlegten Eide wird jeder von einer Behörde ge- 
forderte Eid verflanden. Der Eid fann au Durch einen Bevoll⸗ 
mächtigten geleiftet fein. 

b. Beim falſchen Zeugniß oder Gutachten find zivei 
Strafſätze feitgeitellt $. 154: 

e. Die Strafe ift in der Regel Zuchthaus bis zu 10 Jahren. 

Es wird wiederum eine zur Abnahme von Eiden zuftändige 
Behörde vorausgeſetzt. Ob ein afjertorticher oder ein promiſſori⸗ 
ſcher Eid zu Grunde liegt, ift gleichgültig. 

ß. Die Strafe tft Zuchthaus nicht umter 3 Jahren, wenn das 
Zeugniß oder Gutachten in einer Strafſache zum Nachtheil eines 
Angeichuldigten abgegeben und Ddiefer zum Tode, zu Zuchthaus 
oder zu einer anderen mehr als 5 Jahre betragenden Freiheits- 
ftrafe verurtheilt worden iſt. 

Unerhebliche Umrichtigfeiten in der Beantwortung der General- 
fragen, 3.8. bei Frauenzimmern in Betreff des Alter, begründen 
feinen Meineid. Die in einer ftrafrehtlichen Borunterfuhung 
abgelegten eidlichen falſchen Zeugniffe werden geftraft. Nicht eid- 
lihe Ausſagen bleiben aber ftraflo8. 

Bet Sachverftändigen kann fih der Meineid zwar nicht blos 
auf die von ihnen mitgetheilten Beobachtungen, fondern auch auf 
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ihre ausgeiprochenen Anfichten beziehen; Doch wird in ben letzteren 
der Dolus faum jemals feftgeftellt werden können. 

e. Dem Eide werden gleihgeadhtet ($. 155) 

a) die nicht eidlihen Bethbeuerungsformeln gewiſſer 
Religtonsgefellihaften, denen diefe Formeln ftatt des Eides 
erlaubt find; 

6 formliche Verfiherungen unter Berufung auf einen 
ſchon in derfelben Sade geleifteten Eid (jomohl bei Bar- 
teten, als bei Zeugen, als auch bei Sachverftändigen); ebenfo 
Berfiherungen auf einen Thon ein für allemal geleifteten Sach⸗ 
verjtändigen- Eid; " 

y) bei Beamten: amtliche Berfiherungen auf den Dienfteid. 

In den Fällen unter 8) und Y) darf der Ausfagende nicht im 
Zweifel darüber gelaſſen fein, daß er auf Eid ausfagt. 

d. Wiffentlich falſche Berfiherungen an Eidesftatt, nicht 
minder wifjentlih falſche Ausfagen unter förmlider Berufung 
auf Berfiherungen an Eidesitatt $. 156: Gefängniß von 1 Monate 
bis zu 3 Jahren. Dies ift freilih nur ein Analogon des eigent- 
lihen Meineides. 

Il. Berleitung zum Meineide oder zum falſchen Eide. 

Berleitung zum Meineide fegt fubjeltive Falichheit beim 
Berleiter und beim Verleiteten, Berleitung zum falſchen Eide 
jubjeftive Falſchheit beim Berleiter, nur objektive Faljchheit beim 
Berleiteten voraus. 

a. Schon in der Karolina, am Ende des Art. 107, findet 
ſich eine befondere Bedrohung der Anftiftung zum Meineide 
was nit nur auf die wirffame Anftiftung, wo die Strafbarkeit 
fih ja von felbit verftände, fondern auch auf die erfolglofe An- 
ftiftung zu deuten tft. — Hat jemand einen Anderen zum Meineide 
„verleitet, jo hat er angeftiftet und der Andere bat begangen. 
Sm diefen Falle unterliegt der Verleiter den Strafen des Mein. 
eided. Hat Zemand aber einen Anderen zum Meineide nur zu 
verleiten verfucht: jo hat er angeftiftet, aber der Andere hat 
nicht begangen. In diefem Falle würde der Anftifter nah all- 
gemeinen Grundjägen ftraflos bleiben. Das R.⸗G.⸗B. läßt jedoch 
eine berechtigte Ausnahme von der Regel der Straflofigfeit er- 
folglofer Anftiftungen eintreten, indem es 

a) die verfuchte Verleitung, d. h. die erfolglofe Anftiftung zum 
Meineide (8. 153. 154. 155), mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren 
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6) die verjuchte Verleitung zu einer wiſſentlich falſchen Ver⸗ 
fiderung an Eidesftatt ($. 156) mit Gefängniß bis zu 1 Jahr 
ftraft $. 159. 

Auf den Eidesbruch bezieben fich dieſe Beſtimmungen nicht. 

b. Wer einen Anderen zur Ableiſtung eines falſchen Eides 
„verleitet“, nicht blos zu verleiten verſucht, wird mit Gefängniß 
bis zu 2 Jahren, möglicher Weiſe auch mit dem Verluſt der Ehren⸗ 
rechte geſtraft; wer ihn zur Ableiſtung einer falſchen Verſiche⸗ 
rung an Eidesſtatt „verleitet“, wird mit Gefängniß bis zu 
6 Monaten geitraft 8. 160. Auf Seiten des Schwörenden oder 
Berfihernden ift in diefen Fällen nie böfer Wille, fondern nur 
Fahrläſſigkeit oder Schuldlofigfeit. 

III. Eidesbruch. 

Von der Karolina wird Eidesbruch nur im Falle des Ur- 
fehdebruches geftraft (Art. 108). Das R.-G.-B., hier aus⸗ 
nahmsweiſe Gerihtlichfeit des Eides fordernd, redet im 8. 162 
nur 

a) vom Bruce eines Dffenbarungseides (Manifeftationg- 
eides), 

b) vom Bruche eines Sicherheitseides (Kautionseides). 

Der Offenbarungseid enthält gewöhnlich einen aſſertori⸗ 
ſchen Theil („daß man ſämmtliche Vermögensgegenſtände angegeben 
und Nichts verſchwiegen habe‘) und einen promiſſoriſchen Theil 
(„daß man getreulich angeben wolle, falls Einem noch ſpäter etwas 
zum Vermögen Gehöriges beifallen ſollte). Nur auf den pros 
miſſoriſchen Theil bezieht fi) der $. 162. Iſt auch der aflertorifche 
Theil verlegt, fo kommt ber $. 153 neben dem $. 162 zur An- 
wendung (reale Konkurrenz). 

Der Sicherheitseid (die eidliche Kaution) fommt in Straf⸗ 
ſachen nur felten flatt der Geldfaution zur Befreiung von der 
Unterfuhungshaft vor (Preußiſche KriminalsOrdnung von 1805, 
88. 235. 286). 

Abgefehen davon, daß manche als eigentlicher Meineid bes 
drohte Fälle, 3. 3. das falihe Zeugniß, auch in promiflorifcher 
Form denkbar find, kennt das R.-G.-B. keine anderen als die bei- 
den oben angegebenen ftrafbaren promifforiihen Eide. Bruch 
eines Amtseides kann nur dann zur Beitrafung führen, wenn er 
durch eine ſchon an fi ftrafbare Sandlung, beſonders durch ein 
Amtsverbrechen, erfolgt iſt. 
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Die Strafe des Eldbruches iſt Gefängniß bis zu 2 Jahren 
($. 162). 

IV. Fahrläſſiger Eid $. 163. 

Während der Eidesbruh nur ausnahmsmweije bedroht ift, 
kann der fahrläffige Eid in allen Fällen geftraft werden, bie 
unter der Borausfegung des Dolus als Meineid bedroht find 
(8. 1585—156). Rechtzeitiger Widerruf ſchließt aber bie 
Strafe des fahrläffigen Eides aus, jofern die Anzeige erfolgt ift 
a) bei derjenigen Behörde, bei welcher der Eid geleiftet ward, 
b) bevor eine Denunciation gegen den Thäter erfolgt oder eine 
Unterfuhung gegen ihn eingeleitet, c) bevor ein Rechtsnachtheil 
für einen Anderen aus der falſchen Ausfage entftanden Hl. 

Der fahrläffige falſche Eid wird mit Gefängniß bis zu 1 Jahr 
geftraft. — 

Beachtung verdienen noch einige 

Strafbeftimmungen. 

1. Das Bayeriſche Strafgefehbud Art. 195 fchließt Die Ver- 
folgung wegen Metneides in einer Reihe von Fällen aus, — be> 
fonders da, wo (wie beim Glaubens- oder Kalumnieneid) bie Aus- 
lage nicht Thatſachen bekundet, fondern auf einer geiftigen 
Thätigfeit ruht, die fih der Kontrolle entzieht, oder wo der 
Schwörende in eine moralifde Zwangslage gebracht worden 
ift, 3. B. wo er fich wegen eines Verbrechens verrathen oder nahe 
Angehörige ind Unglüd ftürzen würde. Aus dem legteren Gefichts- 
punkte läßt das R.-G.-8. 8. 157 in zwei Fällen eine Herabiegung 
der Strafe auf die Hälfte bis ein Viertheil eintreten bei dem 
Zeugen oder Sachverſtändigen, der fich eines Meineides ($$. 154. 
155) oder einer falſchen Verfiherung an Eides Statt fehuldig 
gemacht bat, wenn 

a) die Angabe der Wahrheit gegen, ihn felbit eine Verfolgung 
wegen eined Verbrechens oder Vergehens nach fich ziehen 
fonnte, oder 

b) der Ausfagende die faliche Ausfage zu Gunften einer ‘Berfon, 
rückſichtlich welcher er die Ausfage ablehnen durfte, erſtattet 
bat, ohne über fein Recht, die Ausfage ablehnen zu dürfen, 
belehrt worden zu fein. 

2. Dieſelbe Strafermäßigung findet fih im $. 158 beim 
Meineide und der falfhen Verfiherung an Eides Statt für 
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den Fall eines rechtzeitigen Widerrufs (unter den ſchon beim 
fahrläffigen Eide angegebenen Bedingungen a. b. c). 

3. Der Berluft der bürgerliden Ehrenredte, außer- 
dem die bauernde Unfähigfeit als Zeuge oder Sachverſtändiger 
vernommen zu werden, fol nad $. 161 bei jeder Verurthei⸗ 
lung wegen Meineides, mit Ausnahme der Fälle 88. 157 und 
158, eintreten!. Wir ſchweigen von der Zeugniß-Unfähigfeit. 
Gegen den unbedingt vorgefähriebenen Verluft der Ehren> 
rechte aber haben wir auf die Erfahrung zu verweilen, daß es 
zwei Klaſſen von Meineidigen giebt, nämlich 1) die ſelbſtbewußten 
Falſchſchwörer, unter denen die |. g. Schwurbanditen hervorragen, 
2) eine nicht geringe Anzahl von Perſonen, die aus Unverftand 
oder Leihtfinn einen Meineid geſchworen haben und die man, nach 
dem Beugniffe von Balentint, in ein ungelfünfteltes Erftaunen 
gerathen fteht, wenn man ihnen ein Verftändniß von dem Umfange 
und der Bedeutung ihres Verbrechens beigebracht hat. 


Zehnter Abſchnitt. 
Falſche Anihuldigung. 
(R.G.-B. 164. 165.) 

Bon der falihen Anklage (R.G.⸗B. $. 344) ift die falfche 
Anſchuldigung zu unterfcheiden. Letztere ſtimmt im Thatbeftande 
mit der Verleumdung überein. Die angedichtete Handlung ift 
aber entweder eine ſtrafbare (Verbrechen, Vergehen oder Ueber⸗ 
tretung), oder eine Amtspflichtverlegung (nicht nothwendig eine 
Triminelle). Daß endlich durch die verleumderifche Anzeige eine 
Behörde mißleitet werden ſoll, raubt diefer Art der Verleumdung 
den Charalter eines bloßen Privatverbrechens. 

Wenn wegen der Anſchuldigung gegen den Angeichuldigten 
ein Verfahren eingeleitet tft, jo wird dieſes über den Grund oder 
Ungrund der Anſchuldigung Aufihluß geben. Das Verfahren 
gegen den Anfchuldiger ſoll deshalb in diefem Falle fiftirt werden 
8. 164 Abſ. 2. 

Man verhängt Gefängniß nicht unter 1 Monat, event. Ver- 
luft der bürgerliden Ehrenrechte. 


2 Auf undernommene Verleitung zum Reineid ($. 159) erſtreckt fich dies 
nick: —X vwererh. Ob.⸗Trib. vom 26. April 1871, bei Oppenboff, 
Rentöipreiung, II. (1871) ©. 229. 
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Analogien mit der Behandlung der Ehrverlegungen 
zeigen fih in zwei Beflimmungen, nämlih 1) darin, daß dem 
fälſchlich Angeſchuldigten in dem gegen den Anſchuldiger ergehen- 
den Strafurtheil, auch ohne den Antrag, die Befugniß zugeſprochen 
wird, auf Koften des Schuldigen die Verurtheilung öffentlich be⸗ 
fannt zu maden; 2) darin, daß ihm, wieder auf Koften des 
Schuldigen, eine Ausfertigung des Urtheild (Tenor und Gründe) 
ertheilt wird. 


Elfter Abſchnitt. 


Vergehen, welche ſich auf die Religion beziehen!. 
(R.-.:B. 88. 166—168.) 


Erfter Titel. 


Gottesläfterung. 
| (R.:G.-8. $. 166.) 

Da die gemeinrechtlichen Duellen in der Gottesläjterung ein 
Verbrechen gegen die Gottheit jebit jehen, die, Dadurch zum Zorne 
gereizt, dem Lande allerlei Landplagen ſchicken merde?, jo behan- 
delten die älteren Kriminaliften die Gottesläfterung als Crimen 
laesae majestatis divinae oder als Injurie gegen Gott. Später 
ftellte.man fie unter den Gefihtspunft einer Injurie gegen die 
Kirchengeſellſchaft, die in den Gegenftänden ihrer Verehrung mit- 
beleidigt werde; oder man betrachtete fie als einen Angriff auf die 
religiöfe Grundlage des Staates. 

Sn 8. 166 des R.G.⸗B. findet man folgende drei Hand⸗ 
lungen unterſchieden. 

1. Erregung eines Aergerniſſes durch öffentlihe Läfte- 
rung Gottes in befhimpfenden Aeußerungen (mündlichen, ſchrif⸗ 
lichen oder bildlichen). 

1Wahlberg bei Helendorf Bd. III. S. 263. 

2 So die Novelle 77 im erſten Kapitel $. 1: „Quia vero nonnulli — 
blasphema verba et juramenta per deum jurant, deum ad iracun- 
diam provocantes. — Propter ejusmodi enim delicta et fames, et 
terrae motus, et pestes oriuntur. $.2: Praecipimus— ut eos —ulti- 
mis suppliciis afficiant, ne, si talia peccata negligantur, et civitas et 
respublica per impias ejusmodi actiones laedatur.‘“ Bon hier aus ift diefe 
Auffaffung in die Deutfchen Reichsgeſetze gefommen. Königliche Satzung 
von Gottesläfterern, Worms 1495: "Bemnadı Kayfer Zuftinianus (Nov. 77), 
unfer Vorfahr am Reiche, männiglich zu halten ernftlidh ermahnt und ftreng 


geboten bat, alle Läfterliche Wort” 2c. R.⸗A. von 1500 Tit. 31, von 1512 Tit. 3, 
=B.:D. von 1530 Tit. 1.7, von 1548 Tit. 1—5, von 1577, Titel 1—b. 
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Wenn bier das erregte, Aergerniß und nicht ſchlechtweg die 
Deffentlichleit zum Merkmal der Strafbarkeit einer Gottesläfterung 
erhoben wird, und zwar weil ja fonft nicht „das religiöfe Gefühl 
Anderer verletzt jet”: jo liegt darin eine zu privatrechtliche Auf- 
fafjung, welche das Intereſſe der öffentlihen Ordnung überfieht. 
Das gegebene Aergerniß, ohnehin ſchon ein ſchwankender Begriff, 
ift ſchwer zu erweilen, und eine öffentliche Gottesläfterung bat 
darum feinen Anſpruch auf Straflofigfeit, weil die mehr oder 
weniger zufällige Wirkung des Aergerniſſes ausblieb. Richtiger 
hatte daher das Preuß. Strafgb. das Requifit des Aergerniſſes 
aufgegeben und nur die Forderung der Deffentlichfeit beibehalten. 
„Dem Pöbel fol man nicht viel pfeifen, er tollet fonft gern‘ 
(Luther). Diefem Mangel des Gejeßes darf indeß die Interpre⸗ 
tation nicht dadurch abzubelfen juchen, daß fie annimmt, es genüge 
jede Aeußerung, die Nergerniß zu erregen geeignet ſei (Oppen- 
hoff, Rüdorff), da ſowohl nad den Motiven, als auch nach dem 
Geſetzesworte Verlegung des Gefühles Anderer und wirklich er- 
regtes Aergerniß nöthig ift. 

„in beichimpfenden Weußerungen” wurde vom Reichstage bei- 
gefügt zur Unterfcheidung „von leichtfertigen Redensarten, die 
gäng und gäbe find, ohne daß der Sprechende Arges dabei denft 
und ohne daß ein Fränfender Wille zur Erſcheinung kommt.“ 

2. Deffentlihe Befhimpfung einer der chriſtlichen Kirchen 
(der Fatholiichen, der Iutherifchen, der reformirten und der evan⸗ 
geltich-unirten), oder einer anderen mit Korporationsredhten 
innerhalb des Bundesgebietes beftehenden Religionsgeſellſchaft, 
oder ihrer Einrihtungen und Gebräude!. Von bloßen 
Lehren und Gegenftänden der Verehrung ift nicht die Rede; dieſe 
find vielmehr abfichtlih vom Neichstage aus dem Entmwurfe ge⸗ 
fteihen worden. Freie Meinungsäußerung und Kritif religiöfer 
Einrihtungen und Gebräuche fällt auch nicht unter das Gefeh. 

3. Beihimpfender Unfug, verübt in einer Kirche, oder 
an einem anderen zu religiöſen Verfammlungen beftimm- 
ten Orte, 3. B. auf einem Friedhofe. 


I Die Altkatholiken haben fo lange Anspruch auf bie der Fatholifchen 
Kirche gewährte ftantliche Anerkennung, al nicht durch bie zuftändigen 
Staatsorgane feftgeftellt ift, eb ihnen dieſe Anerfennung nicht mehr ge- 
aühre. Der Fr Dre $. 1 ndet daher auch auf fie Anwendung: 

cheid. des Preu —BR vom 24. Mat 1873. Juſtiz⸗Min.⸗Bl. 1873, 
5 Hi Zeller, Stant und Kirche, 1873, ©. 96. 
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Die Strafe ift in allen drei Fällen Gefängniß bis zu drei 
Jahren. 


Zweiter Titel. 
Verhinderung und Störung des Gottesdienſtes. 
(R.-6.:8. $. 167.) 

Gewaltfame Störung des chriftlihen Gottesdienftes ift im 
Röm. Recht mit Kapitalftrafe bedroht!, an deren Stelle Die ge⸗ 
meinrechtliche Praris arbiträre Freiheitsſtrafe fehte?. Die Be- 
ſchränkung auf den chriftlichen Gottesdienft. wurde ſpäter aufge- 
geben, indem man fi auf L. 14. Cod. de judaeis berief, wo 
den Juden der kaiſerliche Staatsſchutz verſprochen ift. 

Das R.-G.-B. unterſcheidet: 1) die gegen Einzelne gerichtete 
Verhinderung an der Ausübung des Gottesdienftes einer im 
Staate „beſtehenden“ Religionsgeſellſchaft, alfo auch einer freien 
Gemeinde, da Korporationgrechte nicht vorausgejeht werden. Die 
Hinderung muß in diefem Falle durch Thätlichkeit oder Drohung 
geihehen. 2) die Verhinderung oder Störung des Gottes- 
dienftes felbft oder einzelner gottesdienftlider Verrich— 
tungen einer im Staate „beitehenden” Religionsgefellihaft durch 
Erregung von Lärm oder Unordnung in einer Kirche oder einem 
anderen zu religiöjen Verſammlungen beftimmten Orte, auch dem 
Berfammlungsorte einer freien Gemeinde. In beiden Fällen will 
8. 167 Gefängniß big zu drei Jahren. Bei Begehung durch einen 
Beamten ift 8.339 des R⸗G.⸗B. zu berüdfichtigen, d. h. es genügt 
der Mißbrauch der Amtsgewalt oder die Androhung eines beftimm« 
ten Mißbrauchs derjelben. Auch den Zwang zur Ausübung des 
Gottesdienftes zu bedrohen (Preuß. Strafgb. $. 136, Code penal 
art. 260), hält das R.⸗G.⸗B. für entbehrlich. 


Dritter Titel. 
Entweibung von Leihen und Gräbern. 
(R.-0.:8. $. 168.) 

Heltere und neuere Gefeßgeber, den religiöfen Anfchauungen 
der Völker huldigend, jchreiben den Todten und ihren Gräbern 
einen heiligen Frieden zu und ftrafen demnach die Entweihung 
von Leihen und Gräbern nicht aus dem Geſichtspunkte bloßer 


ı 1.10 Cod. de episc. et cler. Nov. 128. c. 31. 
2 Tittmann II. $. 605. 
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Verlegung des Eigenthuntes, jondern vornehmlich aus dem Ge- 
fihtspuntte der Verlegung der religiöfen Empfindungen fowohl 
der binterbliebenen Angehörigen, als der Gemeinde. 

Nah dem Römischen Rechte, welches dies Verbredhen unter 
dem Namen der Sepulcri violatio fennt, ift Gegenftand des 
Verbrechens ſowohl die Leiche, vor und nad) ihrer Beerdigung, 
als das Grab mit feinem gefammten Zubehör. Die Handlung 
befteht entweder in einer Beichimpfung des Leichnams durch irgend 
einen mit ihm getriebenen Unfug, Störung defjelben in feiner 
Aubeftätte, namentlih Wegnahme aus derjelben; oder in einer 
Beihimpfung, Beichädigung, Zerftörung des Grabes?. 

Das gemeine Recht jhloß ſich diefen Römischen Beftim- 
mungen über Begriff und Thatbeftand an, erfeßte aber die Römi⸗ 
ſchen Strafen, unter denen fich ſelbſt die Todesftrafe findet, durch 


eine Poena arbitraria?. 


Don den neueren Geſetzbüchern pflegt 1) die Entwendung 
einer Leiche unter ein bejonderes Strafgejeg geftellt zu fein, außer- 
dem aber auch 2) die Entwendung oder Beihäbigung von Gegen- 
ftänden, die zu Gräbern gehören, mit ftrengeren Strafen geahndet 
zu werden‘. Die Strafe fteigert fi noch, wenn das Verbrechen 
duch den Todtengräber oder einen Aufſeher des Kirchhofes 
verübt wurded. Wiſſenſchaftliche Zwecke (namentlich anato- 


1 Mo von einer Verletzung biefer Gmpfinbungen nicht mehr die Rebe fein 
kann, wie bei den j. g. Hünengräbern, hört die Möglichkeit dieſes eigen- 
thümlichen Deliktes auf. 

2 De sepulcro violato tit. Dig. (45, 12) et tit. Cod. (9, 19). — Kleinen 
Leichnam, felbft nicht des Friedlofen, unbededt zum Raube ber Vögel und 
Thiere liegen zu laſſen war bei den Germanen heilige Pflicht. Wil da S. 974. 
al. Paull. I. 24, 4: „qui corpus nudaverit et solis radiis ostenderit.“ 

3 Rein S. 897—301. Martin (2te Aufl.) SS. 267. 268. Wächter IL 
S. 338. Abegg 3,270. 

4 Sachfen 1855, Art. 277, faßt den Diebitahl aus oder an Grabftätten 
ganz mit dem Kirchendiebftahle zufammen. Hannover 290 ftraft ihn 
ala ausgezeichneten Diebftahl erfter Klaſſe. Braunfchmeig 219. 
Darmftadt 377.378. Baden nimmt bei Befhädigungen an Kirchhöfen, 
Gräbern oder Grabdenkmälern einen Erfhwerungsgrund an; $.571 Nr.2. 
Im $. 571 giebt es eine befondere Strafiagung über Entwendung und über 
Der ümmelung einer Leiche. Thüringen 219. Defterreich 278. 306. 
Bayern 1861, 250, unterjcheidet 2 Grade: I) Entwendung, Mißhand— 
lung, Mißbrauch einer Leiche zu unerlaubten Zwecken — Strafe: Ge- 
Kingrib bis zu 6 Monaten ober Geldbuße bis zu 500 Qulben; 2) unbefugten 
Gebrauch einer Leiche zu erlaubten Zwecken — Straße: Arreft ober ⸗ 
bu bis gu 160 Oulben. Weber Beihädigung von Orabmälern: Bayern 
1861, 313, Rr. 3. 

5 Hannover läßt bei Entwendung eines Leichnams in ber Regel 3—6= 
monatliches Arbeit3haus eintreten; geſchah aber die That Durch ben Todten- 

Berner, Strafredt. 9. Aufl. 26 
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miſche) entſchuldigen zwar die Leichenentwendung nicht, geben aber 
einen Anſpruch auf mildere Strafe. 

Preußen bat ein jelbitändiges Verbrechen der Entweihung 
von Leihen und Gräbern, ganz nach dem gemeintechtlien Vor⸗ 
bilde, aufgeftellt. Dem Preußiſchen Strafgeſetzbuche folgend, 
unterfcheidet das R.-G.-B. im $. 168 

1) unbefugte Wegnahme einer Leiche aus dem Gewahrſam 
der dazu berechtigten Perfon; 

2) unbefugte Zerftörung oder Beihädigung eines Grabes 

3) Verübung von befhimpfendem Unfug an einem Grabe. 

Die Strafe ift in allen 3 Fällen Gefängniß bis zu 2 Jahren, 
woneben Verluſt der bürgerlihen Ehrenrechte eintreten Tann, 
wenn die erfannte Gefängnißftrafe 3 Monate erreiht ($. 32). 
Unbefugte Wegnahme eines Theiles einer Leiche ift im 8. 367 
Nr. 1, als bloße Webertretung, mit Geldftrafe bis zu 150 Marf 
oder mit Haft bedroht, damit Studirende und Aerzte, welche zu 
wiſſenſchaftlichen Zwecken einzelne Leichentheile wegnehmen, nicht 
dem Gefängnilfe verfallen. Zu einem „Grabe“ wird ein Ort 
erft Durch Die Leiche. Zerftörung oder Beihädigung von Grab- 
mälern ift unter die Sahbeihädigung gejtelt (R.-©.-B. $. 804), 
fonfurrirt aber mohl oft mit Grabesbeſchädigung. 


Zwölfter Abſchnitt. 


Verbrechen und Vergehen in Beziehung auf den 
Perjonenftand?. 
(R.-©.-8. $8. 169. 170,) 


Das gemeine Hecht hat für die Verbrechen gegen den Fami⸗ 
lienftand nur ſehr mangelhafte Geſetze. An einheimijchen Beftim- 
mungen fehlt es ihm. Es geht daher auf die Anordnungen des 
Römischen Rechtes zurüd. Hiernach ftellen fih für die An⸗ 


gräber ober durch einen Aufſeher, jo fteigert fich die Strafe auf das Dop: 
gelte (jechömonattiche? bi8 einjähriges Arbeit3haus). Aehnlid Darmftadt 
77. Thüringen 219. 
1 Dies heben hervor Darmftadt 378, Braunſchweig 219. 
2 Breußen $. 137. Unter dem „Gewahrfam” ift auch ber des Tobten- 
übers zu verftehen, das Verbrechen daher auch an ben auf dem Kirchhofe be= 
findfien Leichen möglich. Wenn mit der Leiche jonftige Sachen, die der Leiche 
n die Gruft mitgegeben find, entwendet werben, fo tritt Konkurrenz von 
Diebftahbl und Seiheneniweihung ein. 
3 Schwarze bei Holgendorff Bd. III. S. 275. 
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maßung und für die Unterdrüdung des Familienftandes fol- 
gende Sätze heraus: 

Mer fih einen Familienftand anmaßet, d. h. ſich fäljch- 
lich für ein Mitglied diefer oder jener Familie ausgiebt, wird von 
der Poena falsi getroffen: „Falsi nominis vel cognominis as-. 
severatio poena falsi co&rcetur“!, 

Auch die Unterfhiebung eines Kindes wird als Fäl- 
ſchung behandelt. Das Römische Recht giebt keinen vollftändigen 
Aufihluß über den Begriff dieſes Verbrechens. Nach gemeinredt- 
licher Auffaſſung macht ſich einer Kindesunterſchiebung Derjenige 
ſchuldig, der ein Kind in ſo zartem Alter, daß es über 
ſeine Abſtammung noch keine Auskunft geben kann, für 
ein Kind fremder Eltern erklärt. 

Beachtenswerth ift die Römifche Anordnung, daß das Ver⸗ 
bredden der Kindesunterfhiebung unverjährbar fein folle, — 
eine Anordnung die offenbar nicht in der Schwere dieſes Ver⸗ 
brecheng ihren Grund bat, da dafjelbe weit leichter wiegt ala der 
Mord und zahlreihe andere verjährbare Verbredhen. Zur Er- 
Härung dient Folgendes: | 

L. 30. $. 1. D. de lege Cornelia de falsis (48, 10) be⸗ 
fiimmt, daß wegen Kindesunterfchiebung nur die Eltern oder Dies 
jenigen anflagen dürfen, die ein gegenmwärtiges Intereſſe an der 
Sade haben: „De partu supposito soli accusant parentes, 
aut hi, ad quos ea res pertineat, non quilibet ex populo, 
ut publicam accusationem intendat.“ So lange nun die Eltern, 
namentlich der Vater, noch leben, und aljo die Exrbichaft für die 
Verwandten noch nicht offen ift: jo lange haben die Verwandten 
noch Fein gegenmwärtiges Intereſſe an der Sache, aljo auch Fein 
Anklagerecht: To lange heißt es von den Verwandten noch nicht 
„ad eos haec res pertinet“: fo lange gehören fie aljo auch noch 
nicht zu Denen, qui soli accusant. Die Verwandten müſſen mit 
hin bis zum Tode des Vaters (denn diefem wird das Kind in der 
Regel untergefchoben) mit der Anflage warten. 

Wenn nun der Vater das Verbrechen auch nur zwanzig 
Jahre überlebt, fo wäre es verjährt und die Anklage über- 
haupt unmöglid. Der Untergefhobene würde in Ruhe Erbe 
eines Nachlaffes werden, der ihm nicht zufommt. Ex würde die 


1 L.13. D. de lege Corn. de falsis (48, 10). ' 
26* 
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berechtigten Verwandten von dem Nachlaffe ausſchließen und den- 
felben für immer auf eine unrechtmäßige Reihe von Generationen 
verpflanzen. 

Sehr leicht hätte fich dieſen üblen Folgen dadurch vorbeugen 
laſſen, daß man den Verwandten ſchon bei Lebzeiten des Parens 
ein Anklagerecht einräumte. Eine ſolche Störung des Parens in 
feinem Familienfrieden und ein ſolches Streben nad der Erb- 
Schaft, noch bei Lebzeiten des Erblaſſers, widerſprach aber Den boni 
mores. 

So blieb denn Nichts übrig, als die Unterſchiebung, damit 
fie auch nah dem in unbeftimmter Ferne ftehenden Tode des 
Parens noch verfolgt werden könne, für unverjährbar zu er- 
flären und aufzuftellen: Accusatio suppositi partus nulla tem- 
poris praescriptione depellitur.“ 

Verjährte das Verbrechen nicht, fo Fonnten die Verwandten 
fih über Nichts beklagen; denn es ftand ihnen alsdann mit dem 
Tode des Erblaflers, alfo gerade von dem Augenblide an, wo fie 
in der That Anſprüche hatten, der Weg der Rechtsverfolgung offen. 

Dieſe Auffallung der Sache wird noch durch die weitere Ye 
ftimmung beftätigt, daß felbft der Tod des Verbrechers die 
Anklage nicht hindern foll: „nec interest decesserit necne 
ea, quae partum subdidisse contenditur.“ Geftraft konnte der 
Todte nicht werden; einen ſtrafrechtlichen Grund konnte alfo 
das Anklagerecht nicht mehr haben: wohl aber den prißatredt- 
lihen Grund, daß die Erbichaft an die rechten Erben falle!. 

Die neueren Gejegbücher haben den Verbrechen gegen 
den Familienſtand eine größere Aufmerkfamfeit gewidmet. Sie 
baben ertvogen, daß ein Famtlienftand gewonnen werde nicht blos 
durch Die Geburt, fondern auch durch die Adoption und durch 
die Ehe. Ste haben in Betracht genommen, daß diefe verfchieden 
begründeten Arten des Famtlisnftandes ſowohl unterdrüdt, als 
angemaßt und verändert werden können. Mit diefen Ele 
menten fombintrend, haben fie zahlreiche Handlungen unter Strafe 
geſtellt, nicht blos die Unterjchiebung, Verwechſelung und Borent- 
haltung eines Kindes, jondern au die Vernichtung der Beweiſe 
einer Adoption, einer geſchloſſenen Ehe, oder die fäljchliche Be⸗ 
hauptung einer erfolgten Adoption und einer abgeſchloſſenen Ehe. 


11.19. $.1. D. de lege Corn. de falsis.; L. 380. 8.1 eod. 
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Das R.⸗G.⸗B. beſchränkt feine Anordnungen über diefen 
Gegenftand auf zwei Paragraphen. 

I. Der erſte derfelben, $. 169, handelt 

a) von der Unterjhiebung ober vorſätzlichen Verwech⸗ 
ſelung eines Kindes, 

b) daneben aber gleich auch im Allgemeinen von der vorſätz⸗ 
liden Veränderung oder Unterdrüdung des Per— 
Ionenftandes eines Anderen. 

In diejen beiden Fällen fol auch der Verſuch geftraft wer- 
den. Daß ein Nachtheil für die Berfon durch die Abänderung 
oder Unterdrüdung ihres Perfonenftandes herbeigeführt jet, ver- 
langt das Geje nicht, weil es von der Anficht ausgeht, das 
Öffentliche Intereſſe fordere die Aufrechthaltung und Sicherheit 
des Perjonenftandes. Beim Strafgrade aber macht es die ge- 
winnſüchtige Abſicht zu einem Abftufungsgrunde; es läßt 
nämlich 

a) im Allgemeinen nur Gefängniß bis zu 3 Jahren, 

b) bei gewinnſüchtiger Abſicht hingegen Zuchthaus bis zu 
10 Jahren eintreten. 

II. Der zweite 8. (170) iſt dem Preußiſchen Strafgeſetzbuche 
fremd. Man hat ihn aus dem Art. 317 des Sächſiſchen Straf⸗ 
geſetzbuchs und aus dem Art. 391 des Entwurfes für Bremen ent⸗ 
lehnt. Er handelt von der ſ. g. betrüglichen Ehe, nämlich 

a) von argliſtiger (d. h. trotz erfolgter Befragung feſtgehal⸗ 
tener) Verſchweigung eines geſetzlichen Ehehinder- 
niſſes (impedim. dirimens) bei Eingehung einer Ehe, 

b) von argliſtiger Verleitung zur Eheſchließung mittels 
einer ſolchen Täuſchung, welche den Getäuſchten berech⸗ 
tigt, die Gültigkeit der Ehe anzufechten. 

Ueber die Verfolgung dieſer beiden Handlungen entſcheiden 
die für die Verfolgung des Ehebruches aufgeſtellten Grundſätze, 
Es tritt nämlich die Verfolgung erjt ein, wenn aus einem jener 
Gründe (a und b) die Ehe aufgelöft wurde; und auch nad 
aufgelöfter Ehe wird erſt auf Antrag eingefchritten. Die Strafe 
it Gefängniß nicht unter 3 Monaten. 
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Dreizehnter Abſchnitt. 


Berbreden und Vergehen gegen die Sittlichkeit. 
(R.-©.:8. 88. 171—184.) 


Erſter Titel. 
Allgemeines. 

Die Grundlage der Familie ift die Ehe; die Naturgrundlage 
des Staates iſt die Familie. Damit wird das Eheprincip, d. h. 
der Grundfaß, daß eine Geſchlechtsgemeinſchaft nur in der er- 
Härten monogamiſchen Lebensgemeinihaft von Mann und Frau 
ftattfinden dürfe, zu einem Gegenjtande des öffentliden In— 
tereffe. Der Staat hat dafjelbe zu einem Rechte zu erheben und 
ihm den Rechtsſchutz der Strafgefege zu verleihen. 

Der Staat kann daher nicht blos die Verbrechen gegen eine 
wirkliche Ehe (Ehebruh und Bigamie), jondern auch Verbrechen 
gegen das Eheprincip, d. h. die Unzucht, beftrafen. 

Wie meit er hierin gehen jolle, hängt von den Forderungen 
des öffentlichen Intereſſe, d. h. davon ab, wie weit der Staat der 
geſchlechtlichen Reinheit zur Aufrechthaltung des ftaatlihen Ganzen 
und der bürgerliden Drdnung bedarf. Die Landesfitte und die 
wohlverftandene öffentlihe Meinung dürfen dabei nicht unberüd- 
fihtigt bleiben. — , 

Unfer Abjchnitt bedroht: 1) mehrfache Ehe $. 171; 2) Ehe» 
bruch $. 172, 3) Inceſt $. 173; 4) unzüchtige Handlungen ge= 
wifjer Reſpektsperſonen 8. 174; 5) widernatürliche Unzucht $. 175; 
6) gewaltfame unzüchtige Handlungen, unfreiwillig Schwächung 
und unzüdtige Handlungen mit Berfonen unter 14 Jahren 88. 176 
und 178; 7) Nothzucht 88. 177 und 178; 8) Verleitung eines 
Weibes zum Beifchlaf dur Vorſpiegelung einer Trauung oder 
eines ehelichen Verhältnifies 8. 179; 9) Kuppelei SS. 180. 181; 
10) Verführung unbeſcholtener Mädchen unter 16 Jahren zum 
Beilhlaf 8. 182; 11) unzüchtige Handlungen zu öffentlichen 
Aergerniß $.183; 12) Verbreitung unzüchtiger Schriften 2c. $. 184. 

Ueber die Verbrechen und Vergehen diefes Abfchnittes bieten 
das Belehrendfte: Wächter, Abhandlungen aus dem Strafredte 
Bd. I.; Hälfchner, Syſtem Th. II.; Dettingen, Moralftatiftik, 
2. Aufl. 1874; Dalke in Goltdammers Archiv 1869, ©. 81; 
Schwarze bei Holgendorff Bd. III. ©. 289. 
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Bweiter Titel 
Mehrfache Ehe. 
(R.-9.-8. $. 171.) 

Bei den Römern war die Doppelehe ſeit den älteften Zeiten 
verboten. Man jtrafte fie feit der L. Julia de adulteriis bet 
dem Manne als Stuprum, bei der Frau al Adulterium!. Da- 
neben traf den Bigamus die Infamie?. Außerdem mar ausdriid- 
lich vorgejchrieben, daß für die Strafverfolgung von Amtswegen 
gejorgt werden folle®. 

Sm den Volksrechten findet man ftrenge Beftimmungen 
gegen die Doppelehe; im Mittelalter Enthauptung, das „Haupt 
in zwo Stüde zu zerfpalten, jedwede Fran ein Theil“ %. 

Dem Kanonifhen Rechte erfcheint die Doppelehe als eine 
völlige Entheiligung des in der Ehe liegenden Säframentes, in 
noch höherem Maße als der Ehebrud. Es wird mit fchweren 
kirchlichen Strafen gedroht >. 

Aehnlich dem Röm. und dem Kan. Rechte, fieht die P.⸗G.O. 
in der Doppelehe einen bejonders ftrafbaren Ehebruch ®. 

Das gemeine Recht ftellt den Thatbeftand, im Ganzen über- 
einſtimmend mit den neueren Gejeßbüchern, jo feit: 

Es tft erforderlih: Gültigkeit der erſten Ehe, fürmliche Ab⸗ 
ſchließung der zweiten Ehe, endlich Bewußtjein der wirklichen oder 
möglichen Fortdauer der erften Ehe”. 

Eine fahrläffige Bigamie kann weder nach gemeinem, noch 
nad) neuerem Rechte begangen werden. Nur Württemberg und 
Hannover ftrafen auch bei einem auf Fahrläffigfeit beruhenden 
Irrthume über den Fortbeitand der erſten Ehe?. 

1 L.18. Cod. ad leg. Jul. de adult. (9, 9). L. 4. Cod. (5, 17). Nov. 
17. cap. Il. Wädter, Nohankt. I, ©. 144 155. 

2L.1. L. 13.8. 2—4. D. de his qui not. 

$ „Neminem, qui sub .ditione sit nominis Romani, binas uxores 
habere posse, vulgo patet, cum etiam in Edicto praetoris hujusmodi 
viri infamia notati sin. Quam rem competens judex inultam 
esse non patiatur.“ L.2. Cod. de incest. nupt. (5, 5). 
4 Lebteres nach dem Landrechte von Glarus, bei Dreyer, Beiträge 
5.26. h a Vilba S. 852 fgg. Oſenbrüggen, Alamann. Strafr. $. 120, 
"sicher bie Srregularttät dist. 33. 34. X. 1,21. Bel. c. 1. X. de sec. 
nupt. 4, 21. 
p 6 P.⸗G.⸗O. Art. 121: „Welche Uebelthat (nämlich der Bigamie) auch ein 
Ehebruch und größer denn daſſelbige Lafter iſt.“ 
7 2.:8.:D. Art. 121: „beträglicher Weis.” R.:G.-8. 8. 171 „wiffend”. 
8 Württemberg 304, Hannover 260. 
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Die Gültigkeit der eriten Ehe mwird ebenfo faft allgemein 
als Erforderniß feitgehalten. Mit dem Erforderniffe der Gültig- 
feit der erften Ehe hält es indeß die neuere Legislation und Praris 
für vereinbar, aud dann wegen Doppelehe zu ftrafen, wenn die 
erfte Ehe zwar nichtig, aber noch nicht für nichtig erflärt war. 

Zur Vollendung fordert das gemeine Recht nicht nur die 
Eingehung der zweiten Ehe in der gejeglihen Form, fondern auch 
fletfchliche Vereinigung mit dem zweiten Gatten, weil die Bigamte 
pom Art. 121 ausdrücklich als ein Ehebruch bezeichnet wird % 
Die neueren Geſetzbücher halten mit Recht ſchon die fürmliche Ab» 
ſchließung der zweiten Ehe für ausreichend ®. 

Das monogamiſche Princip wird von Amtswegen aufrecht 
erhalten. Es kommt nicht, wie bei dem Ehebruche, auf einen An- 
trag des Verletzten an*. 

Vom gemeinen Nechte ward die Doppelehe ähnlich wie der 
Ehebruch, aber härter geftraft; jeit Dem Abkommen der gejeglichen 
Strafe mit Zuchthaus, beſonders wenn der Doppelheirather den 
zweiten Gatten betrogen bat. Das R.⸗G.⸗B. ftraft ſowohl den 
Ehegatten, der eine neue Ehe eingeht, bevor feine Ehe aufgelöft, 
für ungültig oder nichtig erflärt worden ift, als auch den unver- 
heiratheten Theil, welcher mit einem Ehegatten, millend daß er 
verbeirathet ijt, eine Ehe eingeht, mit Zuchthaus bis zu 5 Jah⸗ 
ten, bei mildernden Umftänden mit Gefängniß nit 
unter 6 Monaten ($. 171). Mit derfelben Zuchthausftrafe, 
ohne Zulaffung mildernder Umftände, belegt e8 den Religions- 
diener oder Perjonenftands-Beamten, welcher dolos bie 
neue Ehe abſchließt ($. 338) °. 


1 Daß auch in diefem Falle eine Unſittlichkeit vorliege und bie zweite 
Ehe die civilrehtlichen Folgen ber Nichtigkeit erfahren müſſe, geben wir zu. 
Eine nichtige erfte Ehe tft aber feine Che. Sie kann nicht aufgeldft, 
ondern nur für nichtig erflärt werben. Es fehlt alſo am Objekte für bag 

brechen der Doppelehe, d. b. wir haben böchftenz ein Butativverbre- 
chen, für deſſen Straflofigkeit diefelben Gründe wie für jebes andere Putativ⸗ 
—ẽ tven Daſſelbe gilt vom vermeintlichen Ehebruche bei 
nichtiger Ehe. 

2 Anderer Meinung ift gerfter $. 450. 

8 Bayern 1813, 297. 298. 374. Sachſen 1838, Artt. 218-222; 1856, 
268270. Württemberg 304. Hannover 260. Braun] weig 187. 
Darmftadt 322—325. Baden 354—357. Zezgich — Thü⸗ 
ringen 209 ißzf Preußen 139. Bayern 1861, 219. R.G. B. 171. 

4 Nach allen Gefegbüchern. 

5 Vgl. jeht das Reich 8geſ. Über Beurk. des Perjonenitandes und Ehe- 
ſchließung vom 6. Febr. 1875 8. 41; mit Komm. von Hinſchius, 1875. 
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Manche Gejegbücher laſſen ſich auf eine ausführliche Angabe 
der Strafausmeljungsgründe ein. Die Strafe finkt insbe⸗ 
fondere: 1) wenn der erſte Gatte ſchon won Tiſch und Bette geſchie⸗ 
den war, 2) wenn der zweite Gatte unverheirathet ift, 3) wenn 
mit ihm noch Feine eheliche Beimohnung vollzogen tft. Im leßteren _ 
Falle mil Sachſen eine Herabjegung ber Strafe auf die Hälfte!. 


Dritter Titel. 
Ehebruch. 
(R.«G.-B. $. 172.) 

Der außereheliche Geſchlechtsumgang des Mannes galt den 
Nömern nicht als Adulterium. Nur Derjenige, der mit der 
Ehefrau eines Anderen Gemeinſchaft batte, ſowie die Ehefrau 
jelbft machte ſich eines Ehebruches ſchuldig. Das Geſetz verlangte 
von dem Weihe eine Enthaltjamfeit, die e8 dem Manne nicht zu⸗ 
muthete?. 

Zwei Gründe waren hier bei den Römern maßgebend: 1) die 
Frau verjündigte fih durch den Ehebruch gegen das Hausrecht 
des Mannes; 2) der Ehebruch machte die Paternität unficer. 
Diefe Gründe fielen weg, wenn der Mann, ohne in eine fremde 
Ehe einzugreifen, fi) einen außerehelihen geſchlechtlichen Umgang 
geitattete. 

Anfangs wurde der Ehebruch nur von den Hausgerichten 
geftraft, die der Mann, oder der Vater, unter Zugiehung der 
Bermandten, über die Schuldige abhielt. Dazu famen die Töd- 
tungsbefugniffe bei der Ertappung auf der brennenden That. 
So lange die Sitten rein blieben, machte diefe Bewaffnung des 
Mannes und des Baters mit dem Hausrichteramte und mit der 
Tödtungsbefugniß jedes ftrafredhtliche Einfchreiten des Staates 
entbehrlich. 

Erft die Spätere Verunfittlihung und die Aufhebung oder 
wenigſtens der allmälige Untergang der Hausgerihte machten 
Strafgefege des Staates gegen den Ehebruch zum Bedürfnifle. 
Namentlich mußte der Gejebgeber Einhalt gebieten, ala mit dem 
fteigenden Lurus, mit dem Verfalle der Sittlichkeit, die Zahl der 
Chebrühe dergeitalt anſchwoll, daß alles Familienleben in eine 
wiüfte Weibergemeinjamleit aufzugeben drohte. 


1 Sachſen 1855, Art. 271. —— 1838, Art. 222. 
2 Wächter, Abhandl. I. S. 102 fgg., und Rein S. 886. 
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Schon die Politif forderte nun ſtrafrechtliche Maßregeln. 
Man eractete ein umfaſſendes Unzuchtsgeſetz nothwendig. Ein 
ſolches erjcheint in der ſchon mehrfadh erwähnten Lex Julia de 
adulteriis coercendis. 

Ueber den Ehebruch beftimmt die Lex Julia Folgendes: 

Die Ehebrecherin und ihre Konkumbent follen auf eine Inſel 
relegirt werden, jeder aber auf eine andere, Damit eine völlige 
Abfonderung bewirkt werde!. Die Frau verliert die Hälfte der 
Dos und ein Drittel ihrer übrigen Güter?. Dem Ehebrecher wird 
fein halbes Vermögen genommen ’?®. 

Neben der L. Julia bleiben, für den Fall der Ertappung 
in flagranti, die alten Tödtungsbefugnijfe in Kraft. Im 
fünften Kapitel der L. Julia wurde indeß verordnet, der Mann 
folle den ertappten Ehebrecdher, wenn er ihn nicht tödten darf 
oder will, nte über zwanzig Stunden des Beweiſes halber 
einfperren *. 

Nah der Lex Julia muß der Mann die Ehebrecherin an- 
Hagen, wenn er nicht der Strafe der Kuppelei verfallen will. 
Auch fremden Berfonen wurde das Anklagerecht zugeftanden. 
Man machte alfo das Adulterium zu einem Crimen publicum, 
weil die Sittenlofigfeit einen Grad erreicht hatte, wo es nicht 
mebr blos auf die dem verlegten Ehemanne zu letftende Genug- 
thuung ankam, fondern wo im Intereſſe der ganzen öffentlichen 
Drdnung eine Wiederberftellung von Zucht und eheliher Reinheit 
nöthig geworden war. — Der Fremde foll indeß die Ehebrecherin 
nit vor ihrer Berftoßung dur den Ehemann anflagen, 
d. h. er kann von feinem Klagerecht erft dann Gebrauch machen, 
wenn der Ehemann durch Entlafjung der Frau gezeigt bat, Daß 
er die Thatſache des Ehebruches für erivtelen halte ®. 

Später fühlte man, daß die Popularklage bei dem Ehebruche 
unpaſſend fei, weil fie den Feinden der Familie eine Waffe tft, 

1 „dummodo in diversas insulas relegentur.“ 

2 „adulterii convictas mulieres dimidia parte dotis et tertia 
parte bonorum, ac relegatione in insulam placuit co&rceri.“ 

$ „adulteris vero viris dimidiam bonorum partem auferri.“ 
Paull. Rec. sent. II. 26, 14. 

41.25. pr.D. (48, 5): „Capite quinto legis Juliae ita cavetur, ut 
viro adulterum, in uxore sua deprehensum, quem aut nolit aut non liceat 
occidere, retinere horas diurnas nocturnasque non plus quamviginti 
testandae ejus rei caussa, sine fraude sua ſiceat.“ 


61.2.8.2.h.t. L.14.8.1.eod. Nov. 134. Cap. 10. 
81L.11.8.10. L.26.D. eod. 
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durch melche fie die Famtlienverhältniffe böswillig ftören können. 
Konftantin beſchränkte daher das Anflagereht auf die nächſten 
Berwandten (auf den Vater, den Bruder, den väterlichen und 
den mäütterlichen Onkel), weil nur bet diefen Perſonen ein edler 
Unwille, ein wahrer, fittlicher Schmerz (verus dolor) als Antrieb 
zur Anklage vorauszuſetzen feit. 

Dem Ehebredher droht Konftantin das Schwert?. Juſti⸗ 
nian beftätigt dies. Er befiehlt außerdem, daß die Ehebrecherin 
auf Lebenzzeit in ein Klofter geiperrt werden fol, wenn der Mann 
fie nicht nach zwei Jahren daraus zurücholt?. 

Eine ähnliche Abgrenzung, wie bei den Römern, hatte der 
Begriff des Ehebruches in dem heidniſch Germaniſchen Rechte. 
Der Mann wurde in feinen ehelichen Rechten gefchügt, aber die 
Frau batte feinen Schuß gegen die Untreue ihres Gatten. Die 
Strafe des Ehebrechers beftand Anfangs in einer Buße*, fpäter 
im Tode oder in der Uebergabe an den gekränkten Ehemann’. 


Mefentlihen Einfluß auf die Auffafjung des Ehebruches übte 
das Kanoniſche Recht. E3 erklärt, die chriftliche Religion ver- 
damme den Ehebruh bei beiden Gejchlechtern in gleicher Weiſe ®. 
Bon dem Manne werde diejelbe Keufchheit gefordert, wie von dem 
Weibe?. Dem entiprechend wurde der Begriff des Ehebruches 


1 „Quamvis adulterii crimen inter publica referatur, quorum 
delatioin commune omnibus conceditur: tamen ne volentibus 
temere liceat foedare matrimonia, proximis necessariisque per- 
sonis solummodo placet deferri copiam accusandi: hoc est 
patri, fratri, nec non patruo et avunculo, quos verus dolor ad accusa- 
tionem impellat.“ L.10. Cod. ad leg. Jul. de adult. 

2 „Sacrilegos nuptiarum gladio puniri jubemus.“ 8. 1. 
loco cit.“ 

$ „„Mulierem vero adulteram in monasterium conjici. Et si qui- 
dem maritus intra biennium eam recipere voluerit, damus ei po- 
testatem id faciendi et cum ea cohabitandı. Elapso autem praedicto 
tempore, jubemus eam — per omne vitae suae tempus in illo 
monasterio habitare.“ Nov. 134. Cap. 10. 

4 L. Sal. XIV. $. 12. Rip. Lviiı. 17. Bajuv. VII. 13. L. Alam. 


59, 3. 
° 5 L.Roth. 214. Liutpr. VI. 77. ®gl. auch ſchon L. Wisigoth. II. 4. 

R 3. Im Mittelalter tritt Entbauptung ein: Ssp. 11.13. 8.5. Schwsp. 
Laßberg) 174a 201k. Bgl. 5.8. Mof. 22,22. Die Stadtrechte verorbnnen 
mitunter, die beiden Konkumbenten gemeinfam Iebenbig zu begraben. Oſen⸗ 
brüggen, Alam. Strafr. $. 119, Langob. Strafr. 8. 39. 

6 „Christiana religio adulterium in utroque sexu pari ratione con- 
demnat.“ Causs. 32. qu. B. can. 23. 

y „Eadem a viro, quae ab uxore, debetur castitas.“ Causs. 82. qu.4. 
can. 4. 
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auf die Untreue des Mannes gegen fein eigenes Ehemweib 
ausgedehnt. 

Dem Anſehen des Kanoniſchen Rechtes gelang e8, dieſem 
ermeiterten Begriffe des Chebruches in Die Nechte der Völker 
der Neuzeit, au in das Deutiche, Eingang zu verichaffen. Be- 
fonders bat fih die Karolina hinſichtlich des Thatbeftandes dem 
Kanoniſchen Rechte angeichloffen, wenngleich hinfichtlich der Strafe 
der Anichluß an das Juſtinianiſche Recht eintrat. Auch die neueren 
Geſetzgebungen haben den Begriff und den Thatbeitand des Ver⸗ 
brechens unverändert fo beibehalten, mie er ſich unter der Ein- 
wirkung des Kanoniſchen Rechtes bei allen chriftlichen Völkern 
gebildet bat. 

Hiernach verfteht man unter Ehebrud: den naturgemäßen 
Beifchlaf zwiſchen Perſonen, von denen wenigſtens eine in einer 
gültigen Ehe lebt. Es Tommt Nichts darauf an, ob der ver- 
heirathete Theil ein Weib oder ein Mann ift!. 

Sind beide Konfumbenten verheirathet, fo Tiegt ein dop- 
pelter Ehebruch vor (adulterium duplex sive duplificatum), 
der zwar nur als Ein Ehebruch behandelt, aber mit höherer Strafe 
belegt wird. 

Zum Thatbeftande gehört eine gültige Ehe. Es genügt 
weder bloßes Verlöbniß, noch bloße Gewiſſensehe oder Konkubinat. 
Scheidung von Tiih und Bett hebt die Ehe nicht auf. Auch der 
feparirte Ehegatte kann fi daher noch eines Ehebruches fchuldig 
maden. Die Strafe ift bier aber bedeutend zu ermäßigen?. In 
denjenigen Ländern, mo die bürgerliche Gejebgebung der Separatio 
perpetua bei Katholiken die Wirkung einer Auflöfung des 
bürgerlichen Bandes der Ehe beilegt und den Ehegatten eine 
anderweitige Verbeirathung geftattet, würde der bürgerliche Richter 
ſich offenbar auf den theologifchen ftatt auf den rechtlichen Stand» 
punkt ftellen, wenn er in folden Fällen noch die Möglichkeit eines 
Ehebruches annähme; vgl. Allg. Preuß. Landr. II. 1. $. 734. 

Außerdem ift Abficht, und zur Vollendung wirkliche fleifch- 


1 Bayern 1813, 401—403, Sanjen 1838, 211. Württemberg 805. 
— 188. Hannover 25 Darmftadt 326. Baden 348. 
Thüringen 2 7 preuben 140. Defterreich 501. Sachſen 1855, 259. 
Bahern 1861, 2 

2 Das Siat if che Strafgb. (1838, 213; 1855, 261) jet die Ehebruchs⸗ 
‚ftrafe bes feparirten Ehegatten auf die Hälfte herab. Weber vermeint⸗ 
lichen Ehebruch bei nichtiger Ehe vgl. Doppelebe. 
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lie Vereinigung nothwendig. Einen kulpoſen Ehebruch, der auf 
einem fjchuldhaften Irrthume in der Perſon des Konkumbenten 
berubte, giebt es nicht. 

Für die Strafverfolgung ftellt das gemeine Recht zivei 
einfache Sätze auf: 

1) Im Allgemeinen wird der Ehebruch nur auf Antrag 
des verletzten Gatten beſtraft. Es müſſen dann aber alle Theil⸗ 
nehmer geſtraft werden!. 

2) Bon Amtswegen wird eingejchritten, wenn der Gatte 
den Gatten verläßt, um mit einer leichtfertigen, übel berüchtigten 
Perſon zufammenzumohnen, fo daß dadurch ein öffentliches 
Aergerniß erregt wird. 

Viele neuere Geſetzbücher haben ſich den gemeinrechtlichen 
Principien der Strafverfolgung ziemlich eng angeſchloſſen. 

Faft in allen Gefegbüchern iſt das Princip worangeftellt, daß 
regelmäßig nur auf Antrag des Verlegten eine Verfolgung ein- 
treten fol. Man tft davon ausgegangen, daß felbft nach einem 
Ehebruche eine Wiederherftellung des Familienlebens immer noch 
möglich jet, daß aber durch eine amtliche Verfolgung des Ehe⸗ 
bruches diefe Möglichkeit abgefchnitten werden würde. 

In manchen Gefegbüchern hat die Rückſicht auf Die Familien⸗ 
verhältniffe jo ſehr den Ausichlag gegeben, daß felbit bei erregtem 
öffentlichen Aergerniffe ein amtlihes Einjchreiten ausgefchloffen 
bleibt 2. In anderen tft Dagegen bei erregtem öffentliden Nerger- 
niffe die Rückſicht auf die öffentliche Sittlichfeit vorwiegend ges 
weſen und deshalb hier die amtliche Verfolgung angeordnet 
worden ®. 


1 8.:8.:D. Art. 120: — „fo ein Ehemann einen Anderen — peinlich 
betlagt‘ ꝛc. — „fo ein n Eheweib ihren Mann — beflagen will.” Bam- 
bergenfi3 Art. 145 5. 3. Feuerbach $. 382. Dagegen wird für den Fall 
öffentliden Yergerniffes die amtliche Derfolgung angeorbnet Durch bie 
Neihpoligelarhnun von 1577, Titel 26 

Dies tft ber Grundſatz der meiften Gele Bücher. Er wird freilich nicht 
auäbrldhich audgefprochen, fo Bi Igt aber daraus, daß für den Fall öffentlichen 
Aergernifſes eine amtliche olgung ni 1a eorbniet ift. Die Praxis ers 
kennt ihn feierlich an: „Der Ehebruch wir dann nicht von Ante we 

eftraft, wenn er Öffentliches Aergerniß erregt, * Hufnagel, Stfgb. S 


r. 4 

3 Zumal bei fortgeſetzt er außerehelicher Gefchlechtägemeinfchaft, und 
bier wieber ne in dem Falle, mo diefe Un TR gewerbsmäßig be- 
trieben wird: Hannover 258; Braunſchweig Defterreich 510 (in 
Betreff des von Amtswegen zu berfolgenden Unzuchtögetverbes einer berbei- 
ratheten Berfon). 
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Braunfhmweig läßt eine Unterfuhung wegen Ehebruches 
nur zu, wenn wegen dejlelben die Ehe gerichtlich getrennt worden 
iſti. Ebenfo Preußen und Bayern 1861. Nah Preußiſchem 
Nechte erfolgt alsdann die Strafverfolgung von Amtswegen; 
do kann der unſchuldige Gatte noch bis zur Abfaſſung des Straf- 
erfenntniffes Verzeihung üben? Auch das R.-G.-B. hält die 
Fortjebung der Ehe für unvereinbar mit der Beftrafung des Che- 
bruches und macht deshalb lehtere von der erfolgten Scheidung 
abhängig, läßt aber nach der Scheidung die Verfolgung nicht 
mehr von Amtswegen, jondern nur auf Antrag zu, ſowohl 
gegen den fehuldigen Ehegatten, als gegen deſſen Mitſchuldigen. 
Man berechnet die Frift für den Antrag von der Rechtskraft des 
Scheidungsurtheils. | 

Der Art. 120 der Karolina verweiſet auf die Römiſchen 
Strafen; Ehebrecher und Ehebrecherin follen „nah Sage unjerer 
Vorfahren und unferen Taiferlicden Rechten” geftraft merden. 
Demnach tft die gejegliche Strafe des gemeinen Rechtes für den 
Ehebrecher das Schwert, für die Ehebrecherin das Klofter. 
Indeß verhängte die gemeinrechtlide Praris nur arbiträre Freie. 
heitsſtrafen. | 

Sm Vergleiche mit den gemeinrechtlichen Geſetzen find die 
neueren Geſetzbücher außerordentlih mild. Selbit die ftrengften 
Gefegbücher geben für die ſchwerſten Fälle, für den Doppelehe- 
bruch, nicht über ſechs Monate Gefängniß oder Arbeitshaus bin- 
auf. Das R.-G.-B. ftraft den Ehebruch in allen Fällen mit Ge⸗ 
fängniß bis zu ſechs Monaten. Den Berfud ftraft es nicht. 

Die Strafbarkeit des unverheiratbeten Theiles iſt ge⸗ 
ringer, als die des verheiratheten Theile. 

Manche Geſetzbücher, namentlih Bayern, Württemberg 
und Hannover, ftrafen ven Ehebrud der Ehefrau ftrenger 
als den des Ehemannes. Auch in Breußen kam dies, unter 
dem Minifterum Savigny, zur Berathung, murde aber, nad 
ernfter reiflicher Prüfung, mit mehr als zwei Dritteln der Stim- 
men von den Ständen verworfen. Für die härtere Beſtrafung 
wird geltend gemacht, daß duch den Ehebruch der Frau fremde 
Kinder in die Famtlie eingefchoben werden fünnten; daß ein ſolcher 
Ehebruch ein eine größere Störung in das Familienleben bringe; daß 


1 Braun Braunſchweig 188 
2 8. 140 ofen 2, 
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endlich bei der Frau die gefchlechtliche Sittlichkeit eine noch höhere 
Bedeutung habe, als bei dem Manne. Dagegen tft, freilich vor 
einem minder materiellen und darum auch der Maſſe des Volkes 
nicht jo genehmen Standpunkte, einzuwenden: daß die Frau fehr 
häufig der verführte Theil und in der Regel ftärkeren Leiden- 
haften unterworfen ift; daß die Folgen eines von ihr begangenen 
Ehebrudes, wenn es überhaupt zur Entdedung und Beftrafung 
fommt, ohnehin ſchon ungleich ſchwerer, ja vernichtend, auf der 
Frau laften; daß für ein tieferes, gebildetes fittliches Gefühl der 
Treubrud, deſſen fih der Mann doc ebenfo vollftändig jchuldig 
macht als die Frau, das Wefentliche des Ehebruches bildet; daß 
endlich das Bewußtſein, der Chebruch des Mannes werde von den 
Geſetzen gelinder geftraft als der der Frau, fih mit dem einer 
edleren Ehe durchaus mwefentlichen Gefühle der Gleichberechtigung 
beider Gatten nicht verträgt. Das R.⸗G.⸗B. Tennt denn au 
feinen Unterſchied in der Strafbarfeit beider Gatten. 


Vierter Titel. 
Inceſt. 
(R.-6.-8. 8. 173) | 

Die ſittliche Einheit der Familie kann durch neue Bluts⸗ 
verbindungen nicht erhöht und geftärkt, fondern nur verwirrt und 
geitört werden. Die natürlich fittlichen Verhältniffe der Ueber⸗ 
und Unterordnung geben dadurch zu Grunde und die ſchöne Har⸗ 
monie des Familienlebens verwandelt ſich in Mißverhältnifie. 

Ohnehin fordert die Ehe einen urſprünglichen friſchen Ge- 
genjaß, ſowohl in pfychticher, als in leibliher Beziehung. Nur 
entgegengejegte Pole ziehen fih an; wo der Gegenfab durch die 
Blutseinheit abgeftumpft ift, wird auch die Anziehungskraft matt. 
Es ift eine gewiſſe Fremdheit der zu vereinigenden Perfonen noth- 
wendig. Der zur Spannung des Gegenjaßes zwischen den beiden 
Gatten erforderliche Neiz der Fremöheit erlifcht unter Familien⸗ 
gliedern häufig fo gänzlih, daß man unter ihnen fogar einen 
horror naturalis gegen Geſchlechtsvereinigung behauptet. 

Wegen diefer Abftumpfung des Gegenfates pflegen die aus 
inceftuofen Berhältnifien entfprungenen Kinder jhlaff und 
ſchwächlich zu fein. 

Zu diefen Gründen aus dem ethifhen und phyſiſchen 
Gebiete fommt noch ein politifcher Grund. Die Familienglieder 
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ftehen von frühefter Kindheit in der engiten Berührung. Würde 
bei ihnen nicht auf ein firenges Fernhalten jeder gefchlechtlichen 
Gemeinſchaft geſehen, jo müßten die Generationen ſchon in 
ihrer Pflanzftätte verdorben werden. — 

Im Weſentlichen tft diefe Erfenntniß uralt, wenn man aud 
über die Grenze zweifelhaft gemejen tft, bis zu mwelder die Ber- 
wandtichaft als ein Hinderniß erlaubter Geſchlechtsgemeinſchaft zu 
betrachten ei. 

Schon den Römern erichten der Inceſt als etwas von allen 
Völkern Verworfenes. Nur den Berwandtichaftsgrad, bis zu 
welchem Inceſt anzunehmen jet, betrachteten fie als nationaleigen- 
thümlich. Sie unterichieden demgemäß den Incestus juris gen- 
tium von dem Incestus juris civilis. Unter jenem verftanden fie 
die Geſchlechtsgemeinſchaft zwischen Afcendenten und Defcendenten; 
unter diefem die Geſchlechtsgemeinſchaft zwilchen anderen Ber- 
wandten, die nah Römiſchem Rechte durch ihre Verwandtſchaft 
verhindert find fih zu ebelihen!. Die inceftuofe Ehe ftrafte 
man milder als das tnceftuofe Stuprum und als die inceftuofe 
Fornicatio, befonders wenn die Ehe öffentlich geichloffen wor⸗ 
den war ?. 

Das Kanoniſche Recht dehnte den Begriff des Inceſtes auf 
eine thörichte Weile aus. Ohne alle jachlihe Begründung nahm 
es bei den Seitenverwandten Inceſt an bis zum vierten Grabe 
der Kanoniſchen, aljo bis zum achten Grade der Römiſchen Kom⸗ 
putation; und Dies Alles aus dem kindiſchen Grunde: „quia 
quatuor sunt humores in corpore, qui constant ex quatuor 
elementis?.“ Sogar die Gevattern jollten, wegen ihrer geiftlichen 


1 Daß ber Incest. jur. gent. auf Aſcendenten und Defcendenten 
zu beſchränken fei, beweiſen Dirkfen, im Rhein. —8 J. S. 39 fgg. und 
in ſeinen vermiſchten Schriften, Berlin 1841, J. S. 241 fgg.; Birnbaum, im 
N. Archiv des Kr. XI. S. 807; Wächter, im Lehrb. I. S. 568 und in ben 
Abhandl. I. S. 168; Platner, quaestiones ©. 193, und mehrere Anbere. 

3 1.68. D. de ritu nupt. (23,2). Paull. II. 19,5. Coll. VL 3, 

8 C.8.X.de cons. et affınit. (4, 14): „Prohibitio quoque copulae 
conjugalis quartum consanguinitatis et affinitatis gradum de cetero 
non excedat. Quaternarius vero numerus bene congruit prohibitioni 
conjugii corporalis, de quo dicit apostolus: quod vir non habet potesta- 
tem sui corporis,sed mulier,nequemulier habet potestatem suicorporis, 
sed vir: quia quatuor sunthumoresincorpore, qui constant 
ex quatuor elementis.“ Die „quatuor humores“ fpielen übrigens im 
Mittelalter ſehr häufig ihre Rolle. Die Befhräntung auf den Aten kanoniſchen 
Grad tft von Innocenz IU. (1216). Nach ven Berorbnungen Alexanders IL 
und Aleranders II. (c. 2. C. XXXV. qu. 5. und c.1.X. de consang. et 
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Bermandtichaft, von der Ehe ausgeichlofien fein!. Die Durch diefe 
Ausdehnung der Eheverbote herbeigeführten Webelftände mußte 
man durch einträgliche Dispenfationen zu heben. Man mar fi 
alſo der Willfür, die man übte, gar wohl bewußt. Auch unter- 
ſchied man, dem gemäß, einen Incestus juris divini und einen In- 
cestus juris humani. Nur bei dem erſten war die Dispenjation 
vom Eheverbote unzuläffig?. Dennoch war das Firchliche Recht 
während des ganzen Mittelalter8 die eigentliche Duelle für die 
Behandlung de3 Inceſtes, deſſen in den weltlichen Geſetzen nur 
in ſehr mangelhafter Weiſe gedacht ift®. 

Die Karolina verpönt die Unkeuſchheit mit der Stieftochter, 
der Schwiegertochter, der Stiefmutter und in noch näherer 
Verwandtſchaft“. Hiernach ift jedenfall$ der Incestus juris 
gentium bedroht, doch könnte es ſchon zweifelhaft fein, ob der 
Inceſt unter Gejchwiftern von diefem Gejebe umfaßt werdes. 

Zum Begriffe des Inceſtes gehört: Beiſchlaf zwiſchen Ber- 
fonen, die durch ihre Verwandtichaft an der Schließung der Ehe 
gehindert werden. Ob dem Beiſchlaf die Schließung einer Ehe 
poranging oder nicht, ändert am Thatbeitande Nichts: es kann 
nur auf die Strafausmeflung Einfluß üben. Nothwendig ift aber 
ein Willen um das Berwandtichaftsverhältnig®. Mit Rückſicht 
auf die neueren Gefegbücher und befonders auf das R.-G.-B. tft 
Folgendes über den Thatbeftand zu bemerken: | 

a) Der Inceſt Tann nur begangen werden von Aicendenten 


affinit. 4, 14), aus den Jahren 1065 und 1172, gin fans Berbot der Ehe unter 
Bertvandten fogar bis zum fiebenten Grade kanoniſcher KRomputa- 
tion: „abstinendum est a consanguineis uxoris, ut a propriis, usque 
ad seht imum gradum.“ 
a3 ältere Kanonifche Recht kannte, bis zum Tridentinum, eine fehr 

ausgedehnte geiftliche Verwandtſchaft (cognatı iritualis), die | 
Taufe und Firmelungentitand. C.1.2.3.5. XXK.Q Qu. 1.—C.1.—8. 
X. de cognatione spirituali (4, 11). 

2 Den Incestus juris divini juchte man nach dem Moſaiſchen Rechte 
abzugrenzen: Levit. 18. v. 6—19. 

3 Bl. Wilda S. 855 fg. L. Sal. tit. 14. 8. 12. verlangt nur Tren⸗ 
nung ber inceftuofen Ehe; die L. Bajuv. tit. 6. cap. 1. verorbnet, außer ber 
Trennung, Bermögenstonfistation, ebenfo wie die L. Alam. tit. 39, 88. 1,2 
Die Lex Burg. jpricht nur von dem inceſtuoſen Ghebruche, tit. 36. Die 
größere Strenge der L. Wisigoth. lib. 3. tit. 5. und der Leges Liutprandi 
8. 33. erflärt N aus dem engen Anfchluffe dieſer Gefege an die Firchliche 
Auffaffung. O eubeügsen, Alam. Strafr. 129. 

ı B.:0.:0 Dal. Bambergenfis Art. 142. 

5 Meber bie berjiiebenen Infichten in Bekzeii,s Dielen Punties: Wächter, 
gehrh. © . 237 Note Bol. deffelben Abhandl. S 
sit auch für alle neueren Geſetzbücher. 
Derner, Strafredt. 9. Aufl. 27 
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und Defcendenten, von Geſchwiſtern!, von Stiefeltern und Stief- 
findern?, von Schwiegereltern und Schwiegerfindern. Die blos 
natürliche Vermandtichaft genügt; ebeliche Verwandtſchaft ift nicht 
nothmendig?. Die blos bürgerliche Verwandtichaft genügt nidt; 
natürliche Verwandtſchaft kann hier nit durch ein Adoptiv⸗ 
verhältniß erjeßt werden. In der Seitenverwandtidhaft erſtreckt 
fih der Begriff des Inceſtes nach Teinem Geſetzbuche meiter als 
bis zu den Geſchwiſtern. Und in ber That hat mit den Ge⸗ 
ſchwiſtern die eigentliche Familie ein Ende, jo daß weitere Seiten- 
grade weder Ehebindernifje jein, noch zum Inceſte ausreichen 
fönnen. 

6) Es muß ein At nit naturwidriger Unzucht ftatt- 
gefunden haben. Die naturwidrige Unzucht nimmt die Stellung 
eines abgejonderten Verbrechens ein, bei dem die zur Blut⸗ 
ſchande erforderliche gefchlechtliche Blutsmifhung gar nicht eintritt. 
Dagegen liegt in dem inceftuofen Ehebruch, in der inceftuofen 
Bigamie und in der inceftuofen Nothzucht eine Konfurrenz von 
Inceſt und Ehebruch, Bigamie oder Notbzucht. 

Die Strafbarfett 
fteigt mit der Nähe der Verwandtſchaft, fo daß die Blut- 
ſchande unter Aicendenten und Dejcendenten am ftrafbarften tft. 

Der Afcendent ift ftrafbarer als der Descendent. Er 
ift nicht nur der Aeltere und Reifere, fondern fogar zu einer fitt- 
lihen Einwirkung auf den Defcendenten verpflichtet. Für Stief- 
und Schwieger-Eltern und -Kinder kann dies Verhältniß des 


1 Man muß bierher wohl auch die halbbürtigen Gefchwifter rechnen. 
Sm Breuf. Pa 8. 141 werden fie ausdrüdlich neben den boll- 
bürtigen genannt, tmogenen das R.:0.:8. fchlechtweg von Geſchwiſtern 
ſpricht. Sachen 1848, 303; 1855, 349. 350. Württemberg 301. Braun- 
jaweig 192. Hannover 274. Darmftadt 835. Baden 365. Thüringen 
3. Defterreih 181. Bayern 1861, 208-211. Bayern 1813 ftellte 
die ftrafbaren inceftuofen Handlungen (Artt. 206. 207) unter ben Begriff des 
Mipbraudes rechtlicher Privatgewalt, — was auf den Jnceft unter 
Geſchwiſtern gar nicht paßte. Das Franzöfif ER Recht ftraft die Blut- 
Ihanbe nicht, Sofern fie fich nicht unter andere Gefichtäpuntte der Strafbarkeit 
ellt 


2 Bon Stiefgroßeltern und Stiefenkeln bier zu reden, Bat wohl 
keine praftifche ‚Depeutung, 

3 Die Ausdehnung bed Begriffes der Blutichande auf die uneheliche 
Berwandtichaft behält immer etwas Bedenkliches, ſobald man über das 
Far ber Afcendenten und Defcendenten hinausgeht. Be 
unebelihen Halbgeſchwiſtern, die Durch das Leben einander völlig ent- 
fremdet und weit außeinander gewürfelt worben find, kann man wohl nicht 
mehr von einem Inceſte reden. Es verfteht fich Übrigens von felbft, daß d 
unebeliche Verwandtſchaft zweifellos feftgeftellt fein muß. 
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beiderfeitigen Strafmaßes nicht unbedingt feftgehalten werden, 
weil bier das höhere Alter und die größere Reife quf der Seite 
der Kinder jein Tünnte. 
In allen Fällen verdient die Jugend der Konkumbenten 
bejondere Berüdfichtigung. 
Das R.-G.-B. 8. 173 ftraft 
1) leibliche Afcendenten mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, 
2) alle Anderen, nämlich a) leibliche Defcendenten, b) Ver⸗ 
ſchwägerte in auf und abfteigender Linie, c) Geſchwiſter — 
mit Gefängniß bis zu 2 Jahren, woneben indeß auf Berluft 
der Ehrenrechte erkannt werden kann. 
Verwandte und Verſchwägerte in abfteigender Linie läßt es 
ftraflos, wenn fie das 18. Jahr nicht vollendet haben. 


Yünfter Titel. 
Strafbare gemeine Unzudt. 
(R.-G.-8. 88. 174. 179. 182.183. 184. 361. Nr. 6.) 

Römische Hauptquelle der ftrafrechtlihen Lehre von den Un⸗ 
zuchtsverbrechen tft Die Lex Julia de adulteriis von Auguft (Dig. 
lib. 48. tit. 5). Sie richtet fi) wider den Ehebrud), die Schwächung 
ehrbar lebender Jungfrauen und Wittwen, die Kuppelei, den 
Inceſt und die naturwidrige Unzucht!. 

Der Beiihlaf mit Eonceffionirten öffentlichen Dirnen blieb 
natürlich ftraflos; doch wurde das Treiben diefer Berfonen von 
den Aedilen ftreng beauffichtigt ?. 

Das eheähnliche Verhältniß des alten Konfubinats, das mit 
den milden Ehen der Neuzeit nicht verglichen werden fann und 
eher mit den Ehen zur Iinfen Hand auf gleiche Linie geftellt zu 
werden verdient, wurde nicht nur nicht geftraft, ſondern als fitt- 
lich betrachtet und felbit begünftigt?. 

Die Strafbarkeit der außerehelichen Geſchlechtsgemeinſchaft 
beginnt bei den Römern erſt mit dem eigentlichen Stuprum, d. h. 


ı Wächter, Abhandlungen aus dem Strafrechte, I. S. 102 fs 165 fgg. 
— „Sehr. ©. 652. 672 fgg. Robpirt, „Geſchichte III. ©. 6 . Rein 
bach 858 fgg. Marezoll ©. 589. 610 fgg. Mittermaier zu Feuer⸗ 
a 

a 4 Sr. $8.1—5. D. deritu nu ee L. 24. D. de his qui notantur 
infamia, L. 13.8.2. D.L. 22.L.59. 1% ad leg. Jul. de adulter. Sueton. 
in Tiber. cap. 35. Tacit. Annal 

5 Abegg, Lehrb. ©. 673. 

27* 
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mit der Schwächung einer Jungfrau oder Wittwe von ehrbarem 
Wandel!. Die Strafe war gegen Perſonen höheren Standes 
Konfiskation des halben Vermögens, gegen Geringere Relegation 
und körperliche Züchtigung?. Von diefer Strafe murde nicht 
nur der Stuprator, fondern aud) die einwilligende Stuprata ge- 
teoffen®. 

Die Germaniſche Auffaffung der Sache fchmedt ſtark nad 
dem Sachenrechte. Die Schwächung eines unverheiratheten Weibes 
gilt für eine Betminderung des Werthes, die dem Gewalt- 
haber vergütet werden muß*. Diejelbe Anihauung findet 
fih noch in den Rechtsbüchern; wie e8 denn aud im Schwäb. 
Landrechte von dem Stuprator einer Jungfrau beißt: der ſoll 
ihrem Vater hundert Mark Silbers geben, und fol die Jungfrau 
zu rechter Ehe haben, dieweile fie lebt“ >. 

Während des Mittelalters rügten die Geiftlichen den außer- 
ehelichen Beiſchlaf durch Kirhenbußen, die mitunter eine gar 
unpaflende Form annahmen® Auf das Stuprum maren dieſe 
Bußen, die fpäter auch von den weltlichen Gerichten aufgenommen 


ı Im weiteften Sinne heißt Stuprum jede turpitudo; im engeren jeber 
coitus illicitus, mit Einfchluß des Ehebruches; in einem noch engeren bie Un- 
zucht in virgine, vel vidua, vel puero; tm engiten die Unzucht mit einer 
virgo vel vidua honeste vivens. Rein S. 858. 85 

2 8. 4. Inst. de publ. jud. (4, 18): „Sed eadem lege Julia etiam 
stupri flagitium punitur, cum quis sine vi vel virginem vel viduam ho- 
neste viventem stupraverit. Poenam autem lex irrogat stupratoribus, 
si honesti sunt, publicationem partis dimidiae bonorum; si humiles, 
corporis co&rcitionem cum relegatione.‘“ 

8, 20. Cod. ad leg. Jul. de adult. 
4 m Friefiſchen Nechte hebt bie Anzucht mit einer unverheiratheten Per⸗ 
on fatlegati RT IX. de farlegani. L. Wisigoth. III. 4. 
urg. XI 2. "Rip. XXXV.2. L. Bajuv. VI. 811. 
Rock, vi autor? v2. Wilda S 809 f fat, 
2 38, Schwsp. (Zaßberg) 201 g.1. gl. Jus Lub. IV.1. Rüg. Landgebr. 


6 Die Rirdpenbuße wurde fpäter in ©elbbeiträge für fromme Zwecke ver- 
wandelt; Jarde, Handb. Bd. III. S. 125. Wichtig wurde der vom Kanoni⸗ 
ſchen Rechte lost Sag: „Duc aut dota.“ ®gl.c.1.X. de adul- 
teriisetstupro( el: „si seduxerit quis virginem nondum desponsatam, 
et dormierit cum illa, dotabit eam et habebit uxorem. Si vero pater 
virginis dare noluerit, reddet pecuniam juxta modum dotis, quam 
virgines accipere consueverunt.“ Sener Sak war mob igemeint, bat fi 
aber nicht bewährt, fondern häufi ae —— Ehen herbeigeführt. Dien= 
brüggen, Alamann. Strafr. $. 118; Langob. Strafe. $. 38. Unzucht zwiſchen 
Juden und Chriftinnen wurbe wie Beltialität behandelt; hatte ja ſchon 
Cyrillus die kühne Behauptung außgelprocen mulieres christianas, quae 
aubunt infidelibus, costas fieri diaboli!! Sierüber Matthaeus de 
erim. ad lib. 48. D.tit. 3. cap. 1. no. 16. Dienbrüggen, Al. Strafr. 
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wurden, nicht beſchränkt; fie erftredten ſich auf jede außereheliche 
Geſchlechtsgemeinſchaft!. 

Die P.⸗G.⸗O. ſchweigt; fie übergeht ſowohl die Fornicatio, 
als das Stuprum. Einzelne Reichsgeſetze erklären jedoch das 
Stuprum allerdings für ſtrafbar; namentlich wird daſſelbe in den 
Reichspolizeiordnungen von 1530, 1548 und 1577 verpönt, deren 
legtere im Titel 26. $. 1. jagt: „Dieweil auch viel leichtfertige 
Perſonen außerhalb von Gott aufgejekter Ehe zufammenmwohnen: 
fo ordnen und wollen wir, daß eine jede geiftlih und melt- 
liche Obrigkeit — ein billig Einjeben haben ſoll, damit ſolche 
öffentlihe Lafter der Gebühr nach ordentlich geftraft und nit 
geduldet werden.” 

Die gemeinrehtliche Praris hielt fich befugt, jeden außer- 
ehelichen Beifchlaf, nicht blos dag Stuprum, fondern auch die 
Fornicatio, fobald fie nicht mit fonceffionirten Berfonen getrieben 
ward, desgleihen den Konkubinat im heutigen Sinne, arbiträr zu 
ftrafen. Sie verhängte bald Geldbußen, bald Gefängnißftrafen ?. 
AS Milderungsgrund galt die nachfolgende Ehe; ja bei Ver- 
lobten ward der Concubitus anticipatus nur dann gerügt, wenn 
die Verlobte noch vor der Ehe niederfam?. Als Schärfungs- 
grund betrachtete man die Mittheilung eines Krankheitsſtoffes, 
mit dem der Konkumbent wifjentlich behaftet war; ebenjo die 
planmäßige Verführung, vornehmlid unter Vorſpiegelung der 
nachfolgenden Ehe, fo daß die Geſchwächte ihre Gefchlechtgehre ge- 
fihert glaubte. Bejonders ſcharf mard die Verführung eines noch 
unmannbaren Mädchens geahndet. Bei einer Wittwe fiel der 
Umftand, daß die Schähung noch innerhalb des Trauerjahres 
erfolgte, erſchwerend ing Gewicht. 

Sm den neueren Geſetzgebungen tft weder das Stuprum, 
noch der Konkubinat, viel weniger die Fornicatio, allgemein be- 
droht. Wohl aber findet man Strafbeftimmungen gegen die 
binterliftige Berleitung zur Unzucht, gegen die Unzudt 
mit Verlegung befonderer Berufspflichten, gegen die Ver⸗ 
führung unbeſcholtener junger Mädchen und gegen die gewerb3- 


1 Abegg, Lehrb. 8.534. C.2. X. de adult. C.3. X. de poenis. Bgl. 
auh Mittermaier zu Feuerbach $. 452, Note, und Feuerbach $. 453, 
Zete 4, nebſt den dort angeführten theologiſchen Schriften von Henke und 


gge. 
2Jarcke II. S. 103. 
3 Bol. Mittermaier, im Archiv des Kr. 1835, ©. 254. 


422 Zweites Buch. Dreizehnter Abfchnitt. 


mäßige Unzucht. Daneben fommen Strafdrohungen gegen un⸗ 
züchtige, zum Öffentlihen Nergerniife gereihende Hand» 
lungen vor, 3. B. gegen öffentlich verübte Unzucht, gegen die 
Berbreitung unzüchtiger Schriften und Bilder. 

Aus dem R.⸗G.⸗B. reihen ſich folgende Fälle hier ein: 

1. Mißbrauch eines Reſpektsverhältniſſes zur Bor» 
nahme unzühtiger Handlungen $. 174. 

Das Geſetz unterfcheibet dabei drei Klaffen von Reſpekts⸗ 
perſonen: 

a) Perſonen in leitender Stellung, nämlich Vormünder, 
Adoptiv- und Pflegeeltern, Gelftlihe, Lehrer und Erzieher, (auch 
Lehrerinnen und Erzieherinnen); 

b) Unterfudungsbeamte und Beamte, denen eine geiville 
Obhut über Perfonen anvertraut ift; 

c) Beamte und Medicinalperfonen in Gefängniffen, 
Heil» oder Armenanftalten, Aſylen ıc. 

Die von folden Perſonen vorgenommenen „unzüchtigen 
Handlungen”, d. h. Handlungen welche das geſchlechtliche 
Schamgefühl verletzen, werden mit Zuchthaus bis zu 5 
Jahren, unter mildernden Umſtänden aber mit Gefängniß nicht 
unter 6 Monaten geſtraft. Vornahme iſt von Verleitung und 
Verführung zu unterſcheiden. 

2. Verleitung eines Weibes zum Beiſchlaf (coitus) durch 
Vorſpiegelung einer Trauung oder eines ehelichen Ver⸗ 
hältniſſes 8. 179: die gleiche Strafe, ſowohl im Allgemeinen, 
als auch bei mildernden Umſtänden; Verfolgung nur auf Antrag. 

3. Verführung unbeſcholtener Mädchen unter 16 Jah⸗ 
ren zum Beiſchlaf $. 181: Gefängniß bis zu 1 Jahr, Ber- 
folgung nur auf Antrag. 
| 4. Aergerniß erregende dffentlide unzüchtige Hand» 

lung $. 183: Gefängniß bis zu 2 Jahren, Daneben nah Umftänden 
Berluft der Ehrenrechte; ſeit der Nov. v. 1876 auch Geldftrafe bis 
500 Mark, hauptſächlich für unzüchtige Neden und Gefänge. 

5. Verbreitung (Verkauf, Vertheilung 2.) unzüchtiger 
Schriften, Abbildungen, Darftellungen $. 184: Geld- 
firafe bis zu 300 Mark, oder Gefängniß bis zu 6 Monaten. 

6. Gewerbsmäßtge Unzucht von „Weibsperfonen”, den 
polizetliden Anordnungen zumider oder ohne polizeiliche Aufficht; 
als bloße Uebertretung im $. 361 Nr. 6 mit Haft bedroht. 


> 
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Zur Gewerbsmäßigfeit gehört zwar, daß die Unzucht 
Mittel des Erwerbes war, aber nicht nothwendig Preisgebung an 
jedermann, au nicht Gewinnung des ganzen Lebensunterhaltes 
duch Unzucht. Den Charakter der Gewerbsmäßigfeit kann 
Thon eine erjte Handlung der Unzucht an ſich tragen, wenn bie 
von der Thäterin getroffenen Einrichtungen darauf gerichtet find, 
aus der Unzucht eine Erwerbsquelle zu machen. 


Sechster Titel. 
Naturwidrige Unzudt. 
(R.:©.-8. $. 175.) 

Bon Griechenland her, wo die Anfichten über naturwidrige - 
Unzucht außerordentlich lar waren!, wurde das Verbrechen der 
Knabenſchändung nad Rom überfiedelt. Es nahm auch bier ehr 
bald überhand; doch verfolgte es der Römiſche Gefehgeber mit 
größerer Strenge. Eine alte Lex Scatinia, deren Urſprung man 
in die Zeit des zweiten Puniſchen Krieges febt, verpönt die nefanda 
libido und monstrosa venus?. 

Seit Auguſt fiel au die Knabenfhändung unter die L. 
Julia de adulteriis®. Unter den hriftlichen Kaifern finden fi) 
fehr firenge Strafen diefes Verbrechend. Balentinian droht den 
Feuertod, indem er den Vorſchriften des Mofaifchen Rechtes folgt. 
Suftinian geht zu der von Konſtans und Konjtantius ange- 
drohten einfachen Enthauptung zurüd®. 

Das Kanoniſche Recht fpricht den allgemeinen Grundjat 
der Strafwürdigfeit aller naturiwidrigen Verbrechen aus: „Omnia 
flagitia, quae sunt contra naturam, ubique et semper de- 
testanda et punienda sunt®.“ Die Kanones jchließen ſich dem 
Moſaiſchen Rechte an, deilen Einfluß auch in den Fränkiſchen 
Rapitularien erfichtlich ift?. Für die Unzucht mit einem Vieh wird 


1Plutarch berichtet im Leben des Pelopidas, daß die Thebaner, um die 
Sitten ihrer Zünglinge zu verebeln, ihnen unter einander die Päderaſtie er= 
laubten! — 

2 Rein ©. 865. j . 

8 „Item lex Julia de adulteriis — et eos punit, qui cum masculis 
nefandam libıdinem exercere audent.“ $. £. Inst. de publ. jud. 
(4, 18). un 

4 „Hujusmodi scelus, exspectante populo, flaminis vindicibus 

expiabunt.“ L. 8. Cod. ad leg. Jul. de adult. 1 Mofe 18,19. 

5 L. 31. Cod. ad leg. Jul. 

6 Can. 3, Caussa II. qu. 7. 

7 Buerft im Capitulare ecclesiasticum vom Jahre 789 (c. 49). Auch 
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die im Moſaiſchen Rechte angeordnete Todesitrafe beitätigt! und 
zugleich die Tödtung des gemißbraudten Thieres geboten, damit 
an demfelben das Andenken der Greuelthat nicht fortlebe ?. 


In den Germaniſchen Rechten findet ſich über die natur- 
widrige Unzucht, die den Nordländern nicht völlig fremd geblieben 
mar ?, faft gar Nichts. Die L. Wisigothorum befiehlt die Ent- 
mannung des Knabenjchänders *. 


Bon der Karolina werden, im Art. 116, zwei Arten der 
naturwidrigen Unzucht hervorgehoben, nämlich 1) Unzudt unter 
Perſonen deffelben Geſchlechtes, ſ. g. Sodomia ratione sexus>; 
2) Unzucht mit Vieh, ſ. g. Sodomia ratione generis oder Beftia- 
lität. Beide Arten find mit dem Feuertode bedroht. 


In den neueren Gejetbüchern, auch im R.-G.-3., finden fich 
nur Strafdrohungen 1) gegen die naturwidrige Unzucht unter- 
Männern, und 2) gegen die Beitialität®. Ein Thatbeſtand 
wird dabei nicht aufgeftellt. Die Strafen find meiſtens nicht be⸗ 
trächtlih 7; Doch ift zu erwägen, daß bei der Knabenſchändung fehr 


auf das Römifche Recht weifen die Kapitularien zurüd: Capit. Addit. IV. 
(Walter, Tom. U. p. 858.) Bgl. Jarcke, Hanbb. II. ©. 172. Wilda 
59. 

. 1 Zweites Buch Mofe 22,19. Can. 4. Causs. XV. qu. 1: Mulier, quae 
accesserit ad omne pecus, et vult ascendi ab eo, interficietis mulierem 
et pecus: morte moriantur, rei sunt.‘ 

2 Loc. cit.: „Quaeritur, quomodo sit reum pecus, cum sit irra- 
tionale. Pecora inde credendum est jussa interfici, quia, tali flagitio 
contaminata, indignam refricant facti memoriam. Auch da? all- 

— Preußiſche Landrecht Th. II. Tit. 20. 8. 1070 ſchreibt die Tödtung des 
ieres vor. 
3 Wilda S. 858. Oſenbrüggen, Alam. Strafr. $. 123. 

4 L. Wisigoth. III. 5. $. 5. 

5 8.:8.:0. Art. 116: „Item fo eyn menfch mit einem vihe, mann mit 
mann, weib mit weib unfeufch treiben, die Haben auch das Xeben verwürft, und 
man [ol fie der gemeynen germopnbeyt nach mit dem fewer vom leben zum tobt 
richten.” Was unter dem „weib mit weib“ gemeint fei, ift ftreitig. Wächter, 
Lehrb. II. ©. 576. 

6 Nicht gegen bie mastupratio ober onania, auch nicht gegen die Unzucht 
unter weiblichen Berfonen. Bayern (1813) 191 erwähnt nur ber wider⸗ 
natürlichen Unzucht an einem Mädchen oder Knaben unter 12 Zahren. Bgl. 
im Vebrigen Sachjen 1838, 308; 1855, 357. Württemberg 310. Braun: 
Iameig 19%. Hannover 276. Darmftadt 338. Baden 271. Defter- 
reg g, Thüringen 303. Breußen 143. Bayern 1861, 214. R.-G.:B. 


T Sadfen, 1855, will nur Gefängniß oder Arbeitshaus bis zu einem 
Sabre; Breußen Gefängnik von 6 Monaten bis zu 4 Sahren, mit geitiger 
Unterfagung der Ehrenrechte;, Darmftadt Korrektionshaus bis = , oder 
Zuchthaus biz zu 5 Jahren; Braunfchweig Zwangsarbeit bis zu 5 Jahren, 
wenn Kinder unter 15 Jahren gemißbraucht worden find. Württemberg und 
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leicht, wegen der damit etwa konkurrirenden Gewalt oder wegen 
fonftiger Verbrechenskonkurrenz, weit höhere Strafen eintreten 
fünnen. Das R-G.-8. 8. 175 will ſchlechtweg Gefängniß, 
woneben auf den Verluſt der bürgerliden Ehrenrechte er- 
fannt werden fann. 

Manche Gejegbücher beftrafen die naturmwidrige Unzucht nur 
auf Antrag, oder bei Öffentlichen Aergernifje?; andere nur bei 
öffentlichem Aergerniſſe, oder wenn die Handlung an einem Kinde, 
oder mittelft Gewalt vorgenommen worden iſt?. Nach dem R.-G.-2. 
wird immer und von Amtswegen verfolgt. 


Siebenter Titel. 
Unfreiwillige Shwädung x. 
(R.-6.:8. 88. 176. 178.) 

Ohne in den gejeglichen Beitimmungen den erforderlichen 
Stützpunkt zu befigen, zeichnet das gemeine Recht die unfreiwillige 
Schwächung (Stuprum nec voluntarium nec violentum) als ein 
der Nothzucht verwandtes Verbrechen aus, Man verfteht dar- 
unter den an einem bewußtlofen oder willenloſen Weibe 
vollzogenen Beilchlaf. 

In den Gefegblichern für Braunfhmeig und Hannover 
trägt dies Verbrechen den Namen der Schändung?. 

Man muß jedoch wohl unterfceiden, ob der Zuftand der 
Bewußtloſigkeit oder Willenslofigfeit vom Thäter vorgefunden, 
oder ob er von ihm abfihtlih herbeigeführt wurde, um den 
Beiſchlaf ausüben zu Fünnen. Den legteren Fal faßt das R.-G.-B. 
mit der Nothzucht zufammen, den erfteren ftellt e8 im $. 176 
folgendermaßen zwifchen zwei andere Fälle von gleicher Straf- 
barkeit: 

1) Gemwaltfame Vornahme „unzüchtiger Handlungen“ 
an einer Frauensperfon, oder Nöthigung derjelben durch 
Drohung mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben zur 
Duldung unzüchtiger Handlungen; 


Baden Kreißgefängnik oder Arbeitähaus von 6 Monaten bis zu 2 Jahren. 
Am ftrengften tft Hannover, das Zuchthaus bis zu 8 Jahren zuläßt. 

1 So Braunschweig und Württemberg. 

2 So Hannover. 

3 Braunfhweig 174. Hannover 272. 
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2) Mißbrauch einer willenlofen, bewußtlojen oder 
geiftestranfen „Frauensperſon“ zum „außerehelichen Bei- 
ſchlaf“; 

3) Vornahme „unzüchtiger Handlungen” an „Ber- 
fonen” unter 14 Jahren, oder Berleitung derjelben zur Ver⸗ 
übung oder Duldung unzücdhtiger Handlungen. 

Sn diejen drei Fällen ftraft das R.⸗G.⸗B. mit Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren, bei mildernden Umſtänden mit Gefängniß 
nicht unter 6 Monaten. Wurde durch eine der unter jenen drei 
Nummern angeführten Handlungen der Tod verurſacht, fo ift 
die Strafe Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder auf Lebenszeit 
($. 178 des R.G.⸗B.). Mildernde Umftände bat man in 
denjenigen Fällen, wo nicht der Tod erfolgte, zugelaflen, 
weil die angemwendete Gewalt ſich mitunter der Vis grata an 
nähern könne. Werden gewaltfame unzüchtige Handlungen in 
der Abſicht auf Beifchlaf vorgenommen, fo gebt das unter 1 
genannte Verbrechen in verſuchte Nothzucht fiber. 

Das Erforderniß eine Antrages bat die Novelle von 
1876 bei diefen Handlungen aufgehoben. 


Achter Titel. 
Nothzucht. 
(R.-6.-8. 88. 177. 178.) 

Gewaltfame Schändung eines Weibes oder eines Knaben 
war bei den Römern bloße Vis. Man zeichnete das Verbrechen 
wegen des gefchlechtliden Momentes nicht als ein eigenthüm- 
liches aus. 

Dagegen beben ſchon die Germaniſchen Volksrechte bie 
Gewalt zur Unzucht, die „Nothnunft” an Frauen, als eine ſchwer 
zu büßende That heroor?. Die fpäteren Deutſchen Duellen 
drohen dem Notbzlichter den Tod. Der Sachſenſpiegel will Ent- 


— — — — 


8. 690. Grimm, über die Nothnunft an Frauen, in Reyſchers Zeitſchr. 
©. 4. fee. Gözenbach, über die Rothnunft, in chers Zeitjchrift IX- 
S. 330 fag. Manche Rechte ſprechen freilich aud) von Rotzmungt an „fah 
Weibern”, wo denn die Gewalt als Hauptfache erfcheint. Dfenbrüggen, 
Alam. Strafe. 8.121. Dfenbrüggen, Langob. Strafe. 8.42. Ssp- Ill 
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bauptung!. Der Schwabenfpiegel will Enthauptung für die Noth- 
züchtigung eines Weibes, Lebendigbegraben für die Nothzüchtigung 
einer Jungfrau? Durch mancherlei finnbildlihde Handlungen: 
durch das Abbrechen des Haufes der verbrecheriſchen That und 
durch die Tödtung der in demfelben befindlichen Thiere, gab fich 
ein befonderer Abſcheu Fund ?. 

Die P.-G.-D. behält die alte volksthümliche Auffaffung des 
Berbrechens und die alte Strenge gegen daflelbe bei*. 

Auf Grund diefer heimiſchen Quellen bezeichnet Das gemeine 
Recht als Notbzuht: die gewaltſame Schändung eines unbeichol- 
tenen Frauenzimmers.. 

Nah der gemeinrechtlihen Theorie kann das Verbrechen nur 
von einem Manne begangen werden. Erziwänge ein Weib von 
einem Manne den Beilchlaf, jo wäre dies nah gemeinem Rechte 
ein Crimen vis, aber feine Nothzucht; das Charafteriftifche der 
Nothzucht wird nicht in der bloßen Freiheitsbeeinträchtigung, 
Jondern in der brutalen Vernichtung der mweibliden Ge- 
ſchlechtsehre gefunden. 

In diefer Anihauung der Sache folgerecht weiter fchreitend, 
fordert das gemeine Recht als Objekt des Verbrechens ein unbe» 
Tholtenes Frauenzimmer. Die Karolina fpriht nämlich nur 
von einer unverleumdeten Ehefrau, Jungfrau oder Wittwe. 
Sie ftellt das Erforderniß, daß denfelben ihre jungfräuliche 
oder fräulidhe Ehre geraubt worden jei. Das gemwaltfam ge» 
Ihwächte Weib mußte demnach noch eine jungfräulide oder fräu⸗ 
liche Ehre zu verlieren haben. An Weibern, die ihre weibliche 
Ehre preigegeben, ift gemeinrechtlich abermals nicht Nothzucht, 
fondern nur ein Crimen vis möglic). 

Bon den neueren Geſetzbüchern ift diefe gemeinrechtliche 
Auffaffung modificirt worden. Man hat fich mehr dem Römiſchen 
Rechte genähert, die Beeinträchtigung der perfönlicden Freiheit 


1 Ssp II. 13: „Wer Weib oder Magd notbzüchtigt: man foll ihm das 
Haupt abichlagen.” 

2 Die Berminderung des Wertbes einer Jungfrau gilt dem Schwsp. höher 
als die eines Weibes; er jagt beöhalb: „Wer Weib ober Ragd nothzüchtigt, — 
man fol über ihn richten alfo: St fie eine Magd (d. i. Jun — man ſo ihn 
Iebenbig begraben; ift fie ein Weib, man fol ihn enthaupten.’ ri 
manchen ä ecken trat die — — —* — ein; Tengler, — Th. II 

it. Umb no wang 
3 Ssp. .1. Schwsp. (2aßberg) 254. 
4 8.-8.: D (et. 119. Bol. Wächter Lebrb. II. $. 136, 
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mehr in den Vordergrund geftellt, das Merkmal der Vernichtung 
der weiblichen Ehre aufgegeben. Doc ift man nicht joweit ge- 
gangen, die Nothzucht gar nicht mehr als ein UnzuchtSperbreden, 
fondern nur als eine Freiheitsverlegung zu betradhten !. 

Faft ſämmtliche neuere Geſetzbücher halten zwar daran feit, 
daß ein Mann Subjekt, ein Weib Objekt des Verbrechens jein 
nüffe?. Breußen freilich hebt auch dies Merkmal auf; nad) 
Preußiſchem Rechte kann ein Mann wie ein Weib Subjelt, und 
ein Mann wie ein Weib Objekt des Verbrechens fein; nur muß 
das Subjelt anderen Geſchlechts fein als das Objekt, jo dab die 
naturwidrige Unzucht ausgefchlofien bleibt. 

Eine grundweſentliche Abweichung der neueren Gejegbücer 
vom gemeinen Rechte befteht aber darin, daß fie zum Thatbeftande 
des Verbrechens. niht mehr Unbeſcholtenheit des Frauen- 
zimmers fordern. Wenngleich dies einige Gejeßbücher zu dem 
formellen Fehler verleitet hat, die Nothzucht ganz unter Die Ver⸗ 
brechen gegen die perfönliche Freiheit zu ftellen; fo ſetzen fie doch 
insgejammt voraus, daß die That den Charakter der Unzucht an 
fih trage. Sie verlangen außerehelichen Beiichlaft. 

Das R.⸗G.⸗B. bat fi hier vom Preußischen Iosgefagt, ſich 
den anderen Deutſchen Geſetzbüchern angefchloffen, damit auch der 
gemeinrechtlihen Auffaffung wieder angenähert und der Notbzucht 
die Bedeutung eines gejonderten Verbrechens zurüdigegeben. Sieht 
man davon ab, daß nah dem R.-G.-B. die Notbzucht auch an 
einer „verleumdeten“ Perſon begangen werden Tann, fo herriät 
zwihen ihm und dem gemeinen Rechte im Thatbeftande Weber- 
einftimmung. Nur verbindet es den Fall der eigentlichen Noth- 
zucht mit dem der Schändung einer willenlofen oder bemußtloien 


1 Braunfhmeig und Sachen ftellen die Nothzucht unter bie Ber: 
brechen gegen die perjönliche Freiheit, machen aber deshalb in ber Sade 
ſelbſt feine Ausnahme. Bal. aucı Bayern 1813, Artt. 186 fgg. 

= Bayern 1813, 186 fgg.; 1861, 204. Sachſen 1838, 19%. 1855, 180. 
Württemberg 25 fg: Braunfhmweig 172. Hannover 270. Darm: 
ftadt 229. Baden 355. Defterreich 125 fgg. Thüringen 291 fag. 

8 Breußen 8.144 Nr. 1. Das Bayerifche Geſetzbuch von 1813 zählte 
zwar noch bie erziwungene naturtvibrige Unzucht zur Notbzucht; allein bei det 
sangen Reihe der fpäteren Gefeßbücher war bie entgegengefegte Anficht fieg° 
eich, wenngleich man nicht verfannte, daß bie gewaltſame natur: 
ee der Nothzucht in der Strafbarfeit mindeſtens 
nicht nachſteht. 

4 Dies gilt auch für Sachſen und Braunſchweig, ſelbſtverſtändilch 
aber für diejenigen Gefegbücher, welche die Nothzucht unter bie Unzuchtsver⸗ 
brechen ftellen. . 
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Perſon, unter der Vorausſetzung dolos berbeigeführter Willen- 
oder Bemußtlofigfeit ($. 177). 

Die Handlung beiteht im gewaltjamen Beiſchlaf. Es genügt 
aber ſchon piychologiihe Gewalt, mwenigitend wenn fie in einer 
„Drohung mit gegenmwärtiger Gefahr für Leib oder Leben“ hefteht. 
Bloße Dringlichkeit des Mannes (Vis grata) reicht nicht aus. 
Wurde aber ein wahrhaft gewaltiames Benehmen von Seiten des 
Mannes angewendet, jo hebt e8 den Thatbeftand nicht auf, wenn 
das Weib endlich aus Erſchöpfung von dem nach Kräften geleifteten 
MWiderftande abließ. 

Bon der Karolina wird mit dem Schwerte, als der Strafe 
des Raubes, gedroht, dabei aber zweimal ausgeſprochen (Art. 119), 
daß der Antrag der Verlegten abzuwarten jei. Mehrere unter 
den neueren Gefegbüdern laflen, aus Schonung für das ſchon 
jo ſchwer an feiner Ehre gekränkte Weib, gleihfall3 nur auf An- 
trag ein Strafverfahren zu, jofern nicht ein öffentlihesXerger- 
niß herbeigeführt wurde!. Andere glauben e8 der Aufrechthaltung 
der Sittlichkeit fchuldig zu fein, unbedingt von Amtswegen ein- 
zufchreiten ?. 

Nah der urfprüngliden Faſſung des R.G.⸗B. trat 1) 

regelmäßig die Verfolgung nur auf Antrag ein, welcher jedoch 
nach erhobener fürmlicher Anklage nicht mehr zurüdgenommen 
werden fonnte; wogegen es 2) feines Antrages bedurfte, wenn 
der Tod der Genotbzüchtigten Durch die Nothzucht verurfacht mard 
(88. 177, 178). Demfelben Syitem folgte das Geſetzbuch bei der 
gewaltfamen Unzucht ($$. 176, 178). Die ſchweren Verbrechen 
der gewaltfamen Unzucht und der Nothzucht waren nur aus 
Schonung der Berlegten und ihrer Familie zu Antrags⸗ 
fällen gemadit; da nun diefer Grund fällt, jobald die Anklage 
bei Gericht erhoben ift, jo mar e8 folgeredt, von dieſen Augen» 
blid an die Verfolgung von dem Willen der Antragberechtigten 
unabhängig zu machen. — Nach der Novelle von 1876 bedarf 
e3 aber bier nirgend mehr eines Antrages. 

Die Strafe der Nothzucht ift 

1) gemeiniglih ſchlechtweg Zuchthaus, 

2) bei Tod: Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebens» 
länglich. 

1 So Württemberg, Hannover, Braunſchweig, Baden. 
2 So Darmftadt, Breußen, Defterreich, Bayern. 
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Ad 1 find mildernde Umftände zugelaffen, ad 2 ausge- 
ſchloſſen. Bei mildernden Umftänden tritt Gefängniß nicht unter 
Einem Jahre ein $. 177. 

Obwohl die Nothzucht eine brutale Vergeflenheit alles Men- 
Ichenrechtes bekundet und für das betroffene Weib ein furchtbares 
Schickſal ift, das vielleicht Ihr ganzes Dafein zerbricht; jo kommen 
doch Fälle bedeutend verringerter Strafbarfeit vor. Meiſt wird 
die Nothzucht im trunkenen oder mindeftens in einem Durch geiftige 
Getränke ehr erregten Zuftande begangen; Verſuchung und Ver⸗ 
brechen fallen in denfelben Moment: und die Berichte aus den 
Strafanftalten befunden, daß von verbrecheriichem Sinne bei den 
Rothzüchtern weit weniger Die Rede fein könne, alS bei den galan- 
ten Gemohnheitsverführern. Darum tft denn auch die Zulaſſung 
der mildernden Umftände durchaus gerechtfertigt. 


Neunter Titel. 


Kuppelei. 
(R.:6.:8. 88. 180. 181.) 

Das gewerbsmäßige Halten von Schanddirnen in öffent 
lien Häufern machte bei den Römern infam, zog aber Teine 
Strafe nad) fih!. Seit 439 n. Chr. finden ſich Verbote des Ge 
werbes der Lenones?. Die Lex Julia de adulteriis fteaft den 
Ehemann als Kuppler, der aus Gewinnſucht den Ehebruch der 
Frau zuläßt, oder die auf der That ertappte Ehebredherin nicht 
verftößt®. Nicht minder joll, nach derſelben Lex, die Ehelihung 
einer verurtheilten Ehebrecherin als Kuppelei betrachtet 
werdent. Die Beförderung eines Ehebruches oder eines 


1 L. 48. 8. 6—-9. D. de ritu nupt. L. 1,4. 8.2. D. de his qui netan- 
kur (3, 2). Wächter, Abhandl. aus dem Strafrecht I. S. 106 fgg. 121. 


05 fag. 
PT. 6. 7. Cod. de spectac. (11,40). L.2.C. Th. de lenon. (15, 8). 
Theodofins und Balentinian ließen bie Lenones förperfich züchtigen un 
aus der Stadt treiben. Auch Juſtinian gebietet ihnen, die Stadt zu 
räumen; wer ie Haus zur Kuppelwirthſchaft bergebe, folle bafjelbe verlieren 
und eine Geldftrafe von 10 Pfund Gold zahlen; hinterliftige ober gemalt: 
fame Verkuppelung jole noch ftrenger (manche glauben: mit dem Tode) ge 


abndet werden. Nov. 14. 
31.2.$.2.D.adleg. Jul. de adult. (48, 5); „Lenocinii quidem 


L. 2. 
crimen lege —* de adulteriis praescriptum est: cum sit in eum maritum 
oena statuta, qui de adulterio uxorissuae quid ceperit: tem 
in eum, qui inadulteriodeprehensam retinuerit.“ 
41.29. 8. 1.D.ad leg. Jul. de adult. L.9, 17. Cod. eod. (9, 9) 
L. 37.8.1. D. de min. (4,4) L.11.8$. ult. D. ad leg. Jul. de adult. 
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Stuprum durd einen Fremden wurde mit derjelben Strafe 
belegt, wie der Ehebrud und das Stuprum felbft!. 

Im Kanoniſchen Rechte wird das Lenocinium mit Pöni⸗ 
tenzen belegt und dabei die Verfuppelung durch die eigenen 
Eltern oder durch den Ehemann bejonders hervorgehoben ?. 
Schon das ſpätere Römiſche Recht droht dem Fuppleriichen Vater 
ſchwere Strafe 8. 

Dieſelbe Auszeichnung der durch die Eltern oder durch den 
Ehemann verübten Kuppelei findet ſich in den Deutſchen Rechts⸗ 
quellen“. Hieran anknüpfend, handelt die B.-G.-D. von der 
Kuppelei in zwei beſonderen Artikeln, und zwar im Art. 122 von 
der Kuppelei der Aſcendenten oder des Ehemannes, im 
Art. 123 von der Kuppelei im Allgemeinen. — Von der ge⸗ 
meinrechtlichen Theorie wurde hierauf die Unterſcheidung der 
qualificirten und der einfachen Kuppelei gegrundetẽ. In den 
neueren Geſetzbüchern hat ſich dieſe Unterſcheidung erhalten; 
doch wird der Begriff der qualificirten Kuppelei nicht auf die 
Aſcendenten und den Ehemann beſchränkt, ſondern auch auf andere 


ıL. 8.10.12. 29. 8. 2 zu vergl. mit L. 14. pr. L. 33. 8. 2 ad leg. 

ul. de adult. Suftinian beftätigt die ftrafrechtliche Gleichitellung bes 

c Törberer eines fremden Ehebruches mit dem Ehebrecher; Nov. 134. 
aD. « DT. 

n Cohdil. Illiberitanum (a. 313) Can. XIl.: „Mater, vel parens, 
vel quaelibet fidelis, si kenocinium exercuerit, eo quod alienum vendi- 
derit corpus, vel potius suum, placuit eas nec in fine accipere commu- 
nionem.“ Can. LXXIl: „Siconscio marito fuerit moechata uxor, 
placuit nec in fine dandam ei esse communionem.“ Bgl. Caussa XXXII. 
qu. 1. can. 6. ibid. 

3 Nach ber Anorbnung von Theodoſius und VBalentinian: Berluft der 
väterlichen Gewalt und Damnatio ad metalla. L. 6. Cod. de spectac. 
(11, 40). L. 12. 14. Cod. de episc. (1, 4). 

% Slofie zum Ssp. II. 13: „Hier follft du auch wiffen von denen, fo ihre 
weiber vermtethen und diefelben andren verfuppeln und die armen rauen 
damit betrüigen, ob fie daß Hagen wollen: man richtet über fie, ala über biefe 
(Ehebrecher) allhier.” Tengler, Laienſpiegel Art. 122, fagt nur, daB Derjenige 
ehrlos fein und „am leib“ geitraft werben fol, der feine eigene Frau oder 
Tochter zur Unzucht bergiebt. Die Bambergenfis Art. 147 handelt von 
der „Strafe derjenigen, die ihre Ehemweiber oder Töchter um ei Ge⸗ 
winnes willen zu unkeuſchen Werken veranlaffen.” Die Strafe iſt Ehrloſig⸗ 
keit, Ruthenſtreiche und Landesverweiſung. Freiberger Stadtrecht von 
1530, Traktat V. Art. „Bon kupler und kuplerinnen.“ „Offen kupler und 
Fuplerinnen, und die fo eelüt uffhalten, from böchtern und frowen zu bübe- 
reien bewegen”; Strafe: Berluft des Zunftrechtes, Ausweiſung aus der Stadt, 
oder eine fonftige „hohe“ Strafe. 

5 Die Ausdrüde „qual.” und „einfache” Kuppelei kommen erft 
feit dem 18. Jahrhundert por; die fachliche Unterſcheidung felbft ift viel älter. 
Doch ftritt man Über die Grenze beider Arten ber Kuppelet; über bie Fälle, die 
in ben Art. 122 der B-©.:D. gehören: „Straff derjhenigen, jo ire eheweiber 
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Perſonen erſtreckt, denen ein gewiſſer Beruf zur Ueberwachung 
der Sittlichkeit der von ihnen verkuppelten Perſonen oblag. 

Obwohl die Kuppelei weſentlich in einer Beihülfe zu frem⸗ 
der Unzucht beſteht, ſo wird ſie doch nicht als Theilnahme an 
einem fremden Verbrechen, ſondern als ein ſelbſtändiges Ver⸗ 
brechen behandelt. 

Unter Kuppelei verſteht das gemeine Recht die abſichtliche 
Beförderung, unter beſonderen Umſtänden auch die abſichtliche 
bloße Duldung, der nicht naturwidrigen Unzucht Anderer. Die 
Beihülfe zur naturwidrigen Unzucht ſtraft es nach den allgemeinen 
Grundſätzen über Theilnahme!. Das R.-G.-B. dehnt dagegen 
den Begriff der Kuppelei auf jede Art von „Unzucht“ aus; die 
fupplerifche Thätigfeit aber Tennzeichnet e8 al3 ein Vorſchub⸗ 
Leiften, welches entweder a) in einer Bermittelung oder b) in 
einer Gewährung oder Verſchaffung von Gelegenheit beftebt 
$. 180. 

Die Kuppelei Tann auch ohne Ausfiht auf einen Vortheil 
begangen werden, und man unterjcheidet deshalb lenocinium 
quaestuarium und non quaestuarium oder gratuitum. 

Bollendet ift die Kuppelei Schon mit derjenigen Handlung, 
die der Unzucht Anderer Vorſchub leiftet, nicht erft Dann, wenn 
die Unzucht felbit verſucht oder vollzogen worden if. Gemwohn- 
heitsmäßiger Betrieb gehört nicht zu den nothiwendigen Er- 
ober finder Durch böſes geniß willen mwilliglich au unfeulchen werfen ber- 
kauffen Die verſchiedenen Anſichten bei Wächter, Lehrb. II. ©. 584. 

n den neueren Gefegbüchern ift der Begriff ber Ruppele fehr un⸗ 
gleichartig beftimmt. Württemberg, Darmftadt und Baden ftrafen die 
einfache, nicht qualificirte Kupbelei nur, wenn fie gewerbömäßig betrieben 
wird. Württemberg 308 Darmftadt 339. 340. Baden 363. 364. 
Hannover feht voraus, daß der Kuppler um eigenen Bortheils willen 
gehanbelt babe, und befttaft alsdann die Kuppelei nur, wenn dadurch Ehebruch, 

erleitung zum Beifchlafe durch ein betrügliches Cheverfprechen, widerna-= 
türliche Wolluft oder Verführung zur. Ungucht befördert, oder wenn fie zur 
Seloeherung der einfachen Schwächung gewerbamäßig betrieben worden iſt; 
rt. 278. Bayern 1813, Art. 208, haͤlt nur die qualificirte Kuppelei für 
Araber. Deſterreich 132. 512 ſtraft die Kuppelei, wenn ſie als Gewerbe 
betrieben wird, oder wenn Verführung ſtattgefunden bat, beſonders wenn fie 
von Eltern, Erziehern Bu w. desgug en worden iſt. Sachſen 1838, Artt. 305. 
306 ſowie S —— 1 Artt. 354 . 355 erklärt ſchon das Zuführen von 
MWeibsperfonen, die bie In nzuct als Gewerbe betreiben, ebenfo bie 
diefen Perfonen geftattete Ausübung des Gewerbes in feiner Wohnung, * 
ſtrafbar. Doch wird dies vom Geſetze nicht Kuppelei, ſondern, Beförderu 
der Unzucht“ genannt. Nach dem Art. 356 iſt Ku ppler nur Derjenige, ber une 
beſcholtene Frauenzimmer zur Unzucht mit Anderen verleitet. Preußen 


betrachtet als Kuppler Den, der der Unzucdt einer oder mehrerer Berfonen 
des einen ober anderen Geſchlechtes Borfchub leiftet. 
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fordernifien des Thatbeitandes, erhöht aber ebenfo, wie die ge- 
winnfüchtige Abficht, den Grad der Strafbarkeit!. 
Befonders ftrafbar find 
die Berkuppelung unfhuldiger Frauenzimmer, „da- 
mit ihr jungfräulich oder fräulih Ehr entnommen‘ 2, 
die förmlide Kuppelmirthichaft?, 
die kuppleriſche Veranlaffung eines Ehebrudest. 
Die ftrafbariten Kuppler find der Ehemann und die eige- 
nen Eltern, namentlih wenn fie aus Gewinnſucht handeln. 
Gerade bei ihnen wird gemeinrechtlih die bloße Duldung der 
Unzucht fhon als Kuppelei betrachtet, weil fie eine pofitive Pflicht 
zur Verhinderung haben. Die ältere Praris ftrafte dieſe Art der 
Kuppelei, als lenocinium qualificatum, wegen der gröblichen 
Verlegung der Pflicht zur Ueberwachung des fittlihen Wandels, 
mit dem Toded. Bon den neueren Geſetzbüchern werden bier den 
Eltern zur Seite geftelt: Bormünder, Lehrer, Erzieher und 
Geiftlide®. 


1 Bol. Preuß. Strafgb. 88.147.148. Im Anfchluß an diefe Preuß. Be- 
ftimmungen Bayern 1861, Artt. 220, 221. — Ueber den Zeitpuntt der 
Bollendung find verichiedene Anfichten möglich. Faßt man bie Kuppelet 
ganz als Delictum sui generis, jo ift zur Vollendung bie Bollziehung der 
Unzucht nicht nöthig. Faßt man fie ala Beihülfe, fo ift Die Vollziehung der 
Unzucht nöthig. Die legtere Auffaflung ift aber falſch; aus ihr würde ja 
Straflofigteit der Kuppelei für alle Fälle ftraflofer Unzucht folgen. 

2 Sachfen 1855, Art. 356, betrachtet nur dies ala Kuppelei, und zwar 
als einfache. Die Verfuppelung von Kindern unter 14 Jahren, jeboch über 
12 Sabre, rechnet e8 mit zur qualificirten Kuppelei. 

$ „Lenocinium vulgare“, „J. publicum.“ Baden 767 fag. Darm- 
ſtadt 339 fog. Württemberg 308 fgg. Hannover 278. 

4 An der Regel wird fie nach ben neueren Gefehbüüchern nicht ala Kup⸗ 

elei, fondern ald Beihülfe zum Ehebruche, beziehungsweiſe ala An = 
tiftung zum Chebrude, bebanbelt. Die abgefonderte Bedrohung der 
Kuppelei gründet fich nämlich im Ganzen darauf, daß die Unzucht im Allge- 
meinen nicht ftrafbar ift, mithin auch bie Theilnahbme daran ftraf- 
108 bleiben müßte, wenn für fie nicht beiondere Strafgefehe da wären. Wo 
die Unzucht jelbft ſchon bedroht ift, wie in der Form der Nothzucht, des In— 
ceſtes, Ehebruches u. f. w. da tritt der Begriff der Kuppelei zurüd. 

5 Del. Wächter, Lehrb. S. 588. 

6 „Eine qualificirte Kuppelei begehen nach den Geſetzbüchern von 
Bayern, Württemberg, Braunſchweig, Darmftadt: der Ehemann, 
die Eltern oder Großeltern, melde ihre Kinder ober Enkel (Baden: 
Tochter oder Entelin), die Pflegeeltern, Vormünder, Beichtpäter, 
Erzieher, Lehrer, Borfteher oder ee von dffentlichen Anftalten, 
welche ihre Anbefohlenen verkuppeln.“ Häberlin II. ©. 308. Sadjen 
betrachtet auch Die Berfuppelung durch Geſchwiſter als qualificirt, ſowie 
die Verkuppelung von Kindern zwiſchen 12—14 Jahren; Braunſchweig 
die Berfuppelung eines Mädchens unter 15 Jahren; Bayern 1813 die Ver- 
Zuppelung durch Geſchwiſter. Hannover befchräntt bie qualificirte 

Berner, Strafreht. 9. Aufl. 28 
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Im Einklang mit dem Preuß. Recht unterfheidet dag R⸗G.⸗B. 
einfache und ſchwere Kuppelei: 

1. Einfache Kuppelet $. 180 wird nur unter der Boraus- 
ſetzung der Gewohnheitsmäßigkeit oder des Eigennußes geftraft, 
und zwar als Vergehen mit Gefängniß, woneben Berluft der 
Ehrenrechte und Polizeiaufficht eintreten Tann. 

2. Schwere Kuppelei $. 181 umfaßt zwei Fälle, nämlich 

a) die Verkuppelung mit hinterliftigen Kunftgriffen, 

b) die Berfuppelung dur Eltern, Vormünder, Geiftliche, Leh⸗ 

rer oder Erzieher. 

Ste wird au ohne die Vorausſetzung der Gewohnheitsmäßigkeit 
oder des Eigennußes, und zwar als Verbrechen mit Zuchthaus big 
zu 5 Jahren beftraft. Daneben ſoll auf den Verluft der Ehren- 
rechte (mit Berüdfichtigung des 8.32) und kann auch auf Polizei⸗ 
aufſicht erfannt werden. 

Berfuppelung durh den Ehemann behandelt das R.G.⸗B. 
nit als ſchwere Kuppelei. Beachtung verdient aber doch die 
Thatfache, daß die Verheirathung liederlider Dirnen fehr oft nur 
den Zweck hat, entweder unter dem Deckmantel der Ehe die Preis- 
gebung um fo ſicherer fortfegen zu können, oder anderen Frauen 
zimmern dazu die Gelegenheit darzubieten. 

Weſentlich unterfcheiden fich die Beftimmungen über Kuppelei 
von denen über gewerbsmäßige Unzucht. Lebtere kann von der Po- 
lizei ausnahmsweiſe unter Kontrole geduldet werden ($. 361 Nr. 6), 
erſtere aber nicht, weil fie nicht aus fittliher Schwäche, fondern 
aus der ehrlofeften Faltblütigen Gewinnſucht entfpringt. Unter 
das unbedingte Verbot der Kuppelei fällt vornehmlich das Halten 
eines Bordelles. Die Abſchaffung aller Eonceffionirten Kuppelei, 
insbefondere der Eonceffionirten Bordelle, ift durch die Autorität 
des Reichsgeſetzes ($. 180) allen Landesregierungen geboten. 
Nuppelei auf Eltern und Ehegatten. Baden forbert zur ualificirien 
Kuppelei nicht blos ein Berhältniß, das den Kuppler zu einer Fetfichen Ueber: 
nike, fondern überall außerdem noch Beabjichtigung eines 

Doom, zus Lehre von bem gewwerb3= und getvohnheitmäßigen Ver: 
brechen, Jena 1871. "Ueber die Schwierigkeiten des Beweifes verübter 
Kuppelei und über ven Charakter kuppleriſcher Thätigleit vgl. bie 


aus reichen Erfahrungen geichöpfte Schrift vom Polizeirath Merker, die 
Sauptquellen der Verbrechen, Berlin 18:0 ©. 109 fgg. ’ 


Drittes Bud. 
Verbrechen gegen Private. 


Dem Geſetze in der Reihe der Abfchnitte folgend, behandeln 
wir diefe Verbrechen in fünf Hauptabſchnitten: 1) Beleidigung 
nebit dem Zweilampfe; 2) Verbrechen und Bergehen wider das 
Zeben; 3) Körperverlegung; 4) Verbrechen und Vergehen wider 
die perjönliche Freiheit; 5) Verbrechen und Vergeben wider das 
Vermögen. 

Erfter Hanptabſchnitt. 
Beleidigung nebft dem Zmeifampfe. 

Obwohl der Zweikampf zu den Staatverbrechen gehört, hat 
ihn das Geſetzbuch doch unmittelbar neben die Beleidigung ge- 
ftellt, weil er aus ihr entfpringt und daher auch von ihr die 
richtige Beleuchtung erhält. 


Bierzehnter Abſhnitt. 


Beleidigung. 
(R.-6.:38. $$. 185— 200.) 


Erfter Titel. 
Einleitung. 

Die innere Ehre oder Würdigfeit bildet zwar die wahre 
Grundlage aller äußeren Ehre. Sie gehört aber, wegen ihrer 
reinen Innerlichkeit, dem Rechtsgebiete nicht an und vermag duch 
Teine Verlegung erreicht zu werden. 

Die äußere Ehre befteht in der allgemein menſchlichen 
und in der bejonderen bürgerliden Geltung der Berfon. 
Als Erſcheinungsform der Berfönlichfeit ift fie ein Necht und 
ihre abfichtlihe Verletzung ftrafbar!. 


1 A. D. Weber, über Injurien und Schmäh aͤbſchei iften, I. bis III, Abthl. 
Schwerin u. Wismar, 1793—1800; 4. Aufl. 1820. Klei "IR cob, Grundzüge 
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Se nachdem die Völker das Verhältniß der Berfönlid- 
feit zum Staate auffallen, geitalten ſich ihre Begriffe über die 
Ehre und die Strafbarkeit der Ehrverlegungen verichieden. Be- 
ſonders auffallend zeigt fich dieſe Verſchiedenheit bei einem Ver⸗ 
gleiche der Römiſchen und der Germaniſchen Begriffe. 

Sm Zmölftafelgefege war, außer den öffentlichen Schmä- 
hungen und PBasquillen, nur von Realinjurten die Rede. Die 
Strafen waren roh und durch das Gejet im Voraus abfolut 
beftimmt. Wer dem Anderen ein Glied zerbricht, erleidet Talion. 
Für alle übrigen Realinjurien wird aber nur eine beftinmte 
Geldbuße entridtet!. Der Prätor hob diefe alten Beftim- 
mungen auf, ertheilte dem Beleidigten das Recht, die erlittene 
Kränkung jelbit in Geld abzuſchätzen, behielt ſich aber dabei 
ein Ermäßtgungsreht vor?. Unleugbar enthalten diefe prä- 
toriſchen Beitimmungen einen Fortichritt des legislatoriſchen Ges 


der Lehre von Injurien; im Archiv des Kr. Band I. St.4Rr.1. Almen: 
Dingen, Grundzüge einer neuen Theorie über Verlegung des guten Namens 
und ber Ehre; im Magazin für Phil. und Geſch. des Rechtes, Band I. St. 1 
und 2 Band II. St.1. Grävelt, über die Theorie der Injurien: im N. Archiv 
des Kr. Band III. S.189 fgg. ‚Walter, über Ehre und Injurien nad) Röm. 
R.; im N. Archiv des Kr. Band IV.S.108 fgg. M. Gioja, dell’ ingiuria, 
2 Vol. Milano 1822 (NR. Archiv des Kr. Band VIII. ©. 716 fgg.). Mitter- 
maier, im N. Archiv des Kr. XII. Nr. 19, XIV. Nr. 3, Neue Folge, 1839, 
Nr.1. Starkie, treatise on the law of slander and libel, London 1830, 
2 Vol. Chassan, traite des delits de la parole et de l’ecriture, Paris 
1837—1839, 3 Vol. Bmeite Aufl. in 2 Bänden 1846, mit einem 1852 erfchie- 
nenen Nachtrage. Heffter im Archiv des Kr. 1839, Seitt 236 fgg. Hoff: 
mann, ebenda 1842. Birnbaum, ebenda 1844, Seite 157 fgg. Schüßler, 
über Snjurien u. Injurienflagen, 1847. Hafen, über den Begriff der Ehre zc. 
1850. Segnit, über —E Materien aus dem Gebiete der Injurien, 
1854. Köſtlin, über das Verbrechen der Ehrverletzung nach Deutſchem Rechte, 
in der Zeitſchr. für Deutſches Recht, 1855. Boris Utin, über die Ehrverletzung 
nad) Ruffiichem Rechte, Dorpat 1857. Köftlin, Abhandlungen, 1858, ©. 1 fgg. 
Rubo, zur Lehre von der Berleumbung, 1861. Hälfchner Syftem Il., 1868, 
©. 197. Reiche Ausbeute bei Oppenhoff und Schwarze. DOfenbrüggen, 
die Ehre im Spiegel der Zeit, Berlin 1872. Dochow bei Holgend. Bd. IIL. 
S. 329. Schüte, Lehrb. (1874) S. 348. 9. Meyer, Lehrb. 1875, ©. 410. 

i Gaius III. $. 223: „Poena autem injuriarum ex lege XII. tabu- 
larum propter membrum quidum ruptum talio erat; propter os vero 
fractum aut collisum trecentorum assium poena erat, silibero os 
fractum erat; atsiservo,centum quinquaginta. Propter ceteras 
vero injurias viginti quinque assium poena erat constituta. Et vide- 
bantur illis temporibus, in magna paupertate, satis idoneae istae pecu- 
niariae poenae.‘“ Ueber bie Beitrafung öffentlicher Shmähungen und 
Basauille nach den XII Tafeln: Rein, K. der Römer, S.357. Ueberhaupt 
aber Dirkfen, Zmölftafelfragmente. S. 507 fgg. . 

2 Gaius Ill. $. 224: „Sed nunc alio jure utimur: permittitur enim 
nobis a praetore ipsis injuriam aestimare, et judex vel tanti con- 
demnat, quanti nos aestimaverimus, vel minoris, prout illi visum fuerit.‘“ 
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dankens. Einerſeits geht der Prätor davon aus, nur der Ge- 
kränkte Fönne willen, wie tief die Verlegung eingefchnitten hat; er 
zieht deshalb die Perjönlichkeit des Verlegten zur Mitentſcheidung 
heran und fordert deren individuelles Urtheil. Andererfeits 
verfennt der Prätor dabei nicht, daß das individuelle Urtheil 
des Berlegten durch die jubjective Erregtheit über das Maß hin⸗ 
ausgehen könne; er bewahrt ſich deshalb ein Ermäßigungsredht 
für fein richterliches Urtheil. 

Vergeblich würde man in unferem gemeinen Rechte eigen- 
thümlih Deutſche Beitimmungen für diefe Lehre fuchen!. Die 
Deutihen Praktiker ſchloſſen fih bier, nah dem Mufter der 
Staltenifhen, ganz dem Römiſchen Rechte an?.. Das perfönliche 
Gelbftgefühl der Germanen forderte indeß gerade bei der Ehr- 
verlegung eine mannbafte, Eriegeriiche Genugthuung. Die Fehde 
erhielt fich für diefen Fall bis in die fpätefte Zeit, und was wir 
bier wahrnehmen, ift die durch Jahrhunderte fich hindurchziehende, 
alte zähe Wurzel des heutigen Duelles. Mit einer bloßen Abzah⸗ 
lung der Injurie begnügte man fih auch in den Fällen nicht, wo 
man auf die Fehde verzichtete. Hier mußte vielmehr der Richter 
den Beleidiger zu einer feierlihen Erklärung nöthigen, aus 
welcher die Perjönlichkeit des Verletzten Genugthuung zu fchöpfen 
vermöchte. Abbitte, Widerruf, Ehrenerflärung, zum Theil 
aus alten Germanifchen Rechtsanfchauungen, zum Theil aus dem 
Kanoniſchen Rechte hervorgegangen, bilden jo die harafteriftiich 
Deutihe Ergänzung der aus dem Römiſchen Rechte gefchöpften 
Theorie. Sie ergänzten namentlich die poenae pecuniariae des 
Römischen Rechtes. In ihnen und in den Ehrenfämpfen 


i Gelbftrafen für Beleibigun gen und Verleumbungen find allerdings in 
den Volksrechten und in ben an angebro t. Beſeonders L. 
Salica XXXIII. Aber auch L. Wis. urg. 83.35. L. 
Alam. 12—16. 58.96. Ssp. 11.16 8.8: „Wen man ah Fleiſchwunden 
Brig ober Lügner girt e bem foll man Buße geben nad feiner Geburt”. 

Sam 2 Milda, Strafr. ber Germanen, ©. 775 fgg. B.-6.:D. 
ar 21 Das Fechtabud Rup rechts (Ausgabe von Maurer, S. 360) be= 
ftimmt im Kap. 108, welche Sa eltmorte man dem Richter und nicht dem Kläger 
zu büßen babe. Dal. im Allg. Ofenbrüggen, Alamann. Strafe. $. 105 fog. 

3 Veber den Einfluß des Röm. R. auf die Ital. Praktiker; Bonifacius, 
tract. super malef., Venet. 1607, p. 188. Clarus, sent. V. $. injuria. 
— Neber die Antvenbbarfeit des Röm. R. in dieſer Lehre für Deutichland: 
Roßhirt, Lehrb. S. 482. Jarke, en Hitzigs Zeitichr. Bd. 17. ©. 258 fog. 
Martin, Lehrb. 2. Aufl. 8. 163. Heffter, im Archiv a. a. O. ©. 245. Mit- 
termaier in Weiskes Nechtälerilon V. S. 883. Köftlin, Abhandlungen 
S. 7 fgg. Hälſchner Syſtem Il. ©. — * | 
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fptegelte fih der Germanifche Begriff der Ehre, im Gegenfage zum 
Römiſchen. 

Offenbar hat die Ehre in der Germaniſchen Welt, und bei 
den chriſtlichen Völfern der Neuzeit überhaupt, eine andere Stel⸗ 
lung, als in den Nepublifen des Alterthbumes. Im Alterthume 
giebt der Staat einem Jeden feine Ehre, und Jeder fühlt ſich in 
dem Maße geehrt, al3 er in feiner Perſon den Staat vertritt, 
oder für den Staat eine Bedeutung befitt. Bei uns hingegen 
muß die Berfon fich felbit ihre Ehre geben. Die Ehre gewinnt 
eine tiefere individuelle Bedeutung; fie fteckt nicht in der öffent- 
lichen Stellung des Menſchen, fondern in der Perfon als folder. 
Der Einzelne ift daher auch jeden Augenblid bereit, dieſe vor- 
wiegend individuelle Ehre ſelbſt durch die Einfegung feines Lebens 
zu bemweifen. Das ift der Grund des Ehrenduelles, von dem 
Römer und Griechen Nichts willen. Es hängt aber diefer Unter 
Ihhied der antiken und der modernen Auffaflung der Ehre mit ber 
allgemeinen Verſchiedenheit der Stellung des Individuums zum 
Staate zufammen. Dem Alterthume tft der Staat Alles und das 
Individuum geht in ihn auf, während nach der tieferen An- 
ſchauung der Neuzeit die Perfönlichfeit in felbftändiger Berechti⸗ 
gung aufgefaßt wird. 

Sm der P.⸗G.O.⸗ gefhteht nur der Famoslibelle Erwöh- 
nung, bei denen überdies auf das Römische Recht verwieſen wird. 
In den NReichsgejegen finden ſich mehrere Straffagungen gegen 
Basquille und Schmähſchriften. Sie find in der erſten 
Blüthezeit der Buchdruckerkunſt entftanden, wo die jugendlich über- 
müthige Preſſe von dem ſarkaſtiſch⸗humoriſtiſchen Geifte des Deut⸗ 
Then Volkes pasquilliniſch mißbraucht wurde. Abgeſehen von 
diefen Beftimmungen, liefern die Deutfchen Quellen des gemeinen 
Rechtes Nichts. Man mußte fih daher durchgehend an das 
Römische Recht halten. Bei der Verſchiedenheit Römiſcher und 
Germanifcher Begriffe von Ehre konnte aber das Römiſche Recht 
dem Beleidigten keine ausreichende Genugthuung gewähren und 
die Fortdauer der Duelle blieb ein ftehender Proteft gegen dieſen 
Zuftand der Dinge. 

Die Bartifulargefehgebung bat auf diefem Boden viel 
erperimentirt. 

Das Allg. Preuß. Landr. II. 20. 88. 588-566 verlor fd 
in eine weitſchichtige Kafuiftif nach Stand und Würde bes Belei⸗ 
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digers und des Beleidigten. Die äftimatorifche Klage ließ es 
fallen. Durd eine Reihe von Novellen ward das Iandredhtliche 
Spitem modificirt und ergänzt, durch Kab.-D. vom 1. Febr. 1811 
die Privatgenugthuung in Geftalt von Chrenerflärung, Verweis 
oder Abbitte aufgehoben. Noch in den Preußiihen Entwürfen 
von 1833 und 1836 ſpiegelt ſich das bunte Bild der landrechtlichen 
Klaſſenkünſtelei ab. 

Im Preuß. Stfgb. von 1851 tft nun aber das Iandrechtliche 
Bild verſchwunden und durch ein fehr vereinfachtes Syſtem erjekt 
worden. In zwei Dingen fchloß fich lekteres dem Franzöfifchen 
Rechte an: es ftellte die einfachen Beleidigungen unter die Ueber⸗ 
tretungen, um eine ſummariſche Behandlung derfelben möglich zu 
maden, und es juchte den Begriff der Realinjurie auszuftoßen, 
um die fehwierige Unterſcheidung von Realinjurien und Mißhand⸗ 
lungen zu befeitigen. Die Ehrverlegungen behandelte es aber an 
drei Stellen, nämlich: 1) die gegen StaatSbehörden 2c. gerichteten 
unter den Vergehen gegen die öffentliche Ordnung $. 102; 2) die 
einfachen Beleidigungen unter den Uebertretungen $. 343; 3) alle 
anderen im Titel 13 unter der „Verlegung der Ehre”. 

Unfer R.G.⸗B. endlih hat die ſchon duch das Preußiſche 
Stfgb. gewonnene Vereinfahung noch meiter geführt, indem es 
jene drei Klaſſen von Ehroerlegungen im Abſchnitt 14 zuſam⸗ 
menfaßt, dabei die Amtsbeleidigung als befonderes Delift 
aufgiebt und ſämmtliche Ehrverlegungen als Vergehen be- 
handelt. Den Begriff der Realinjurie hat e8 aber ausdrücklich 
wieder bergeftellt. 


Zweiter Titel 
Dogmatiſches. 


Beleidigung heißt die unberechtigte Darlegung der Verachtung 
einer Perſon. 

Das R.⸗G.⸗B. bedient ſich des Ausdruckes Beleidigung als 
Weberfchrift für alle Ehrverlegungen. Es Iegt ferner. jeder Art 
der Ehrverlegung, auch der Verleumdung, noch bejonders den 
Namen einer „Beleidigung” bei. Es defintrt aber die Beleidigung 
nicht, ſondern beſchränkt fih auf Definitionen der üblen Nachrede 
$. 186 und der Berleumdung $. 187. 

Zum Thatbeftande gehört 

a) ald Objekt 
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die Ehre. — Jemandes bloßen Dünfel braudt man nicht zu 
Shonen. Ebenſo ift man nicht verpflichtet, Anſprüche auf Bevor⸗ 
zugungen und Titulaturen zu achten, welche fih meder auf Ans 
ordnnungen des Staates, noch auf eine feitftehende gejellichaftliche 
Sitte zu ftüßen vermögen. Nur die allgemein menſchliche und 
die bürgerliche Ehre, zu welcher auch die Standesehre zu 
rechnen ift, bilden den Gegenftand der Beleidigung oder Injurie. 

Menn im $. 187 auch der vermögensrechtlide Kredit als 
Gegenftand der Beleidigung bezeichnet wird, jo muthet der Geſetz⸗ 
geber dem Worte Beleidigung eine Spannkraft zu, welche ihm 
nicht beimohnt. Der vermögensredtliche Kredit verdient ohnehin 
feinen ftärferen Schuß als der willenfchaftliche, Fünftlerifche, land⸗ 
wirthichaftliche oder gemwerbliche Kredit. Diefe Ausdehnung des 
Begriffes der Beleidigung ift eine Verirrung unferes beivußt und 
unbewußt der Plutofratie huldigenden Zeitgeiftes!. 

Die Injurie kann wider jede Perſon verübt werden, Die im 
Beſitze derjenigen Ehre iſt, gegen welche die Verletzung fich richtet. 

Dem. g. Ehrloſen, den ein gerichtliches Urtheil der bürger- 
Iihen Ehrenrechte beraubt bat, bleibt immer noch die unvertilg- 
bare allgemeine Menſchenwürde. Smfofern kann auch gegen ihn 
noch eine Beleidigung begangen werden. 

Kann auch die Ehre eines Verftorbenen Gegenftand einer 
Injurie fein? Nah Römischen Rechte klagt hier der Erbe, der 
die Perſönlichkeit des Erblaffers, wenn auch zunächſt nur die ver 
mögensrechtliche, fortjegt. Nur muß der Erblaffer zur Zeit der 
erfolgten Beleidigung ſchon todt geweſen fein. Im entgegenge 
festen Falle ließ man in der Negel den Erben nicht zur Klage zu, 
weil man annahm, daß der Erblaffer die Beleidigung verziehen 
habe, indem er ſonſt jelbft geflagt haben würde. Sobald dagegen 
der Erblafler die Injurienklage Schon angeftellt und der Beleidiger 
fih auf diefelbe eingelaffen hatte, wurde dem Erben das Recht 
zur Fortfegung der Klage eingeräumt, weil nun die Annahme 
einer Berzeihung nicht mehr möglih war?. Zahlreiche neuere 
Geſetzbücher geben dem Überlebenden Ehegatten und den nächſten 
Berwandten dafjelbe Klagerecht?. Allerdings muß rückjichtlich des 


1 Man Iefe hierüber Laster, Sten. Ber. von 1870, ©. 647. 

2 L. 13. D. h. t.: „Injuriarum actio neque heredi neque in heredem 
datur; — semel autem lite contestata ad successores pertinere.“ 

3 Sp Defterreih 495. Sachſen 1855, 246. Darmſtadt 321. Dem 
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Todten ein Zeitpunkt eintreten, wo die Nede ganz frei ift, weil 
der Geftorbene ein Gegenftand der rein geſchichtlichen Beurtheilung 
wird. Das Klagerecht wird daher zweckmäßig auf die zur Zeit 
des Todes des Erblaſſers ſchon lebende Generation beichränft. 
Dies erkennt das Römiſche Recht an, indem es nur dem Erben 
die actio injuriarum einräumt !. 

Die Todten haben freilich Feine Rechte, aljo auch Fein 
Recht auf Ehre. Wäre ein folhes vorhanden, fo mürde es auf 
eine Zeitſpanne nicht beſchränkt fein, fondern ins Unbeſchränkte 
fortdauern. Man muß auch zugeben, daß die Ehre der Ueber⸗ 
lebenden nicht von der Vortrefflichkeit der verftorbenen Vorfahren 
abhängt. Mit Grund faßt daher das R.-G.-B. die Handlung 
als eine Verlegung des religiöſen Gefühls der zunächft ftehenden 
Weberlebenden auf, ähnlich wie die Störung des Gräberfriedeng ®. 
Aus diefem Geſichtspunkte läßt es die Verfolgung nur zu auf 
Antrag der Eltern, der Kinder (Defcendenten erften Grades) oder 
des Ehegatten. Und um die freie Beurtheilung geichichtlicher 
Perjonen nicht zu beeinträchtigen, fchließt es die einfache Beleidigung 
und die üble Nachrede von der Beſtrafung aus, verlangt Behaup- 
tung einer unwahren Thatſache wider befjeres Willen, bedroht 
alfo nur die Verleumdung Verſtorbener. Weil überdies nur 
von einem Analogon der Verleumdung die Rede ift, fo tritt auch 
nur die halbe Gefängnißftrafe gemeiner Verleumdung (bis zu 6 
Monaten), unter mildernden Umftänden aber überhaupt nicht 


Erben geben das Klagereht Hannover 269, Württemberg 292. Den 
Chegatten, Berwandten und Erben ertbeilt es Srauniämeig 245. 
Den Eltern, Kindern und Ehegatten giebt e8 Baden 321, bei Ber- 
leumdbung. Den Gbegatten, Eltern, Kindern und Geſchwiſtern giebt es 
Bayern 1861, Art. 265, ſowohl bei Berleumbung, als bei Beleidigung. Was 
Preu pen betrifft, fo nahmen die früheren Entwürfe, bis 1847, eine Beleibi- 
gung Verftorbener an. Der Entwurf von 1851 ſtrich. Das Preuß. Straf: 
geleghun fennt daher keine Injurien gegen Berftorbene. Temme, Lehrb. 
S. 82. Dagegen wird die Frage ber Strafbarkeit von Amtsbeleidigungen 
verftorbener Beamten bejabet bei Goltdammer, Mat. 11.170, weil hier 
das Objekt der Verlegung in dem Amte beſtehe, das den Einzelnen überlebe. 
Bol. Breuß. Strafgefegb. $. 102. 

ı Schwarze, im Archive des Kr. 1854, ©. 99 fgg., über die Verfolgung 
einer Beletdigung durch die Erben. Amsler, die Möglichkeit einer Injurie 
a ET (Snaugural-Differt. unter den Aufpicien von Dfenbrüggen) 

ri . 

2 Bol. Hoverbeck, Sten. Ber. von 1870 S. 654. 

3 Yuftizminifter Leonhardt nannte deshalb den $. 189 einen Gefühls- 
paragraphen. Daß es fich aber dabei nicht um ein ſpecifiſch Deutjches 
Gefühl handelt, wie Schwarze meinte, beweifen bie Römifchen Beftimmungen 
über denfelben Gegenftand. - 
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Gefängnißftrafe, fondern nur Geldftrafe bis zu 900 Mark ein. 
Die ganze Beitimmung bat durch ihre Beſchränkung auf Ver: 
leumdung den größten Theil ihrer praktiſchen Bedeutung einge- 
büßt, da die „Unwahrheit“ einer in Bezug auf Todte behaupteten 
Thatfache meiftens ſchwer zu beweiſen jein wird, der Beweis des 
„Beſſerwiſſens“ aber überhaupt fchwterig zu fein pflegt !. 

Eine unbeftimmte Berfon tft nicht Objekt einer Injurie?. 
ALS unbeitimmte Perfon hat man zwar die juriftiiche Perſon nicht 
zu betrachten; da lettere aber, als blos fingirte Perſon, keine mora- 
liche Innerlichkeit befikt, auch alle aus dem Gefihtspuntte der 
Ehre zu beurtheilenden Handlungen nur durch Fiktion die ihrigen 
find: jo find ſcheinbare Verlegungen der Ehre juriſtiſcher Perſonen 
in Wahrheit nur Berlegungen der Ehre der lebendigen Perſonen, 
welche die juriftifchen Perſonen vertreten. Daß Handelsgejell- 
ſchaften und befonders Aktiengeſellſchaften nicht Gegenftand 
einer Beleidigung fein können, entichied das Preuß. Obertribumal 
am 20. Dft. 1868. Im R.-G.-B. finden ſich nur zweierlei Aus- 
nahmen: 1) Kreditverleumdung ift gegen jede vermögens- 
rechtliche Perſon, auch gegen jede Handelsgeſellſchaft mög 
ih. 2) In den 88. 196 und 197 fpriht das R.⸗G.⸗B. von 
Beleidigung von Behörden, gefeggebenden Berfammlungen 
und anderen politifhen Körperfchaften. 

Kinder und Geiſteskranke befiten zwar meiftens feine 
befondere bürgerlihe Ehre, wohl aber die allgemeine Menſchen⸗ 
würde. Gegen bdiefe ift alfo immer eine Injurie denkbar, jelbit 
wenn die Beleidigten den Schimpf nicht zu empfinden vermögen‘. 

Die Injurie heißt eine indirekte oder mittelbare rüd- 
fichtlich des Dritten, der ſich in der gekränkten Perſon mit beleidigt 
fühlt, ohne daß in der Beleidigung etwas Schimpfliches über ihn 
ſelbſt ausgeſprochen wird. Det Dritte bezieht hier die Beleidigung 
auch auf fich, weil feine eigene Berfünlichkeit mit der des Verlegten 
gleichſam in Eins verwacfen iſt. Eine ſolche Vereinigung det 
Perjönlichkeiten wird namentlich angenommen bei dem Hausvater 


1 Bol. von Luck, Sten. Ber. von 1870 ©. 64. 

2 Einer ausbrüdlichen Benennung des Verletzten bebarf es jeboch nicht; es 
genügt jedes Kenntlichmachen. Sm Uebrigen heißt e3 allerbingd: di 1n- 
certae personae convicium fiat, nulla executio est. L. 15. 8. 9. D.de injur. 

8 Bol. Meyer-Thorn, Sten. Ber. von 1870, S. 651. , 

«1.3.8.1, L.15. 8 7, L. 27. D. de injur. L. 8 $. 2 fagt: 
„Patiquisinjuriam, etiamsinon sentiat, potest.“ 
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und den Hauslindern, bei dem Ehemanne und der Frau. Die 
nothwendige Folge der (unzuläffigen) Annahme des Begriffes einer 
mittelbaren Injurie tft, daß man beiden Berlegten ein unab⸗ 
hängiges Klagerecht einrdumen muß !. 

Die Injurie heißt eine gleichzeitige, wenn die gegen eine 
Perſon ausgefprochene Beſchimpfung zugleih etwas Schimpfliches 
von einer anderen Perſon ausfagt. Hier kann das felbftändige 
Klagerecht beider Perſonen niemals zweifelhaft fein ?. 


Wenn eine Mehrzahl von Perfonen dur Eine Handlung 
beleidigt worden tft, fo tft nur Eine Strafe verwirkt. Hat einer 
der Beleidigten die Privatklage erhoben, fo geftattet die R.-St.- 
P.⸗O. $. 415 den übrigen nur den Beitritt zu Dem eingeleiteten 
Verfahren und läßt jede in der Sache ſelbſt ergangene Entjchet- 
dung auch gegenüber den nicht aufgetretenen Mitbeleidigten als 
Erledigung gelten. 


Zum Thatbeitande gehört 

ß) als Mittel 
Nede, Schrift, bildlihe Darftellung oder irgend ein Zeichen, durch 
welches fich die Verachtung Fund giebt. 

Se nah der Beſchaffenheit des Mitteld theilt man die In⸗ 
jurien verjhhiedentlih ein, befonders in Berbal- und Real⸗ 
injurien, in Pasquille und Schmähſchriften. 


1 Mit Recht wird die Annahme eines Begriffes ber mittel— 
baren Snjurie verworfen von Sander, in Bekk's Annalen der Babifchen 
Gerichtöhöfe 1835, Nr. 39, von Mittermaier, in Weiske's Rechtslex. S. 893, 
auch von Temme, Lehrb. S. 852, und von ber Preuß. Praxis. Dem 
ſtimmt bei Stenglein II. 8. 332. In dem Sinne ber Preußifchen Praris 
tft denn auch der aus dem Preuß. Strafgefegb. entlehnte $. 195 des R.-G.-:8. 
auszulegen, welcher jagt: „Sind Ehe te oder unter väterlicher Gewalt 
ftehende Kinder beleidigt worden, jo haben fowohl die Beleidigten, als deren 
Ehbemänner und Bäter das Recht, auf Beitrafung anzutragen.” Vgl. noch 
R.⸗G.⸗B. 88. 65. 232. Es eriftirt, nach der Natur der Sache, nur Ein Klage: 
recht, welches der Bater oder Ehemann ald Stellvertreter ausüben darf. 
Die Annahme von zwei unabhängigen Klageredhten führt zu 
offenbaren Widerfinnigfeiten, namentlih wenn der unmittelbar Ber- 
legte Verzicht leiftet, oder fich mit bem Beleidiger völlig ausſöhnt. Das Rö- 
miſche Recht ift hier durchaus unanwendbar auf Die Gegenwart; bie Römifche 
Unitas personarum zwijchen Bater und Kind hat aud) im heutigen Privat⸗ 
rechte feine Geltung mehr. 

mFeuer bach führt als Beiſpiel einer gleichzeitigen Injurie an: Mer den 
Sohn einen Baftarb nennt, erklärt damit Die Mutter für eine ungüch ige Berfon. 
Es fann aber auch das beichimpfende Prädikat in gluzat gebraucht unb da⸗ 
durch gegen me zese Perfonen gerichtet werben. Rechtsfall in Temme's 
Archiv Bd. IV. Nr. 845. 
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Ehrenkränkungen durch Rede oder Schrift heißen wörtliche 
oder Berbalinjurien. Ehrenkränkungen durch finnbildliche Zei- 
hen oder Handlungen (höhnende Geberden, Katzenmuſik, Ab- 
ſpielen einer anzüglihen Melodie) heißen ſymboliſche Smijurien: 
Eine Realinjurie im gemeinredtlihen Sinne liegt dagegen 
vor, ſobald die Ehre mitteljt der Verlegung eines anderen Rechts 
gekränkt wird, 3. 3. mittelft einer Gewaltthätigkeit, einer Beein⸗ 
trächtigung der perfönlichen Freiheit, einer Sachbeſchädigung (Ein- 
werfen der Fenſter). Auf Thätlichkeiten gegen die Perfon ift der 
gemeinrechtliche Begriff der Realinjurien nicht beichräntt!. Sobald 
Die Verlegung des anderen Rechtes als der Hauptcharakter der 
Handlung erjcheint, ift die Handlung nicht als NRealinjurie, ſondern 
nach jenem Hauptcharafter zu beurtheilen und die injuriöfe Eigen- 
Schaft derjelben nur als ein Strafzumeffungsgrund in Rechnung 
zu bringen. Das Preußiſche Strafgeſetzbuch jchien die Real- 
injurie geftrichen und Thätlichkeiten jchlechtweg unter die Körper» 
verlegungen gejtellt zu haben. Im Laufe der Zeit erklärte 
indeß die Preußiſche Praris doch diejenigen Thätlichkeiten für Neal- 
injurien, die das Törperlihe Wohlſein nicht flören und nur ge- 
zwungen als Körperverlegungen bezeichnet werden könnten, wie 
3. 3. eine Ohrfeige, ein bloßes beleidigende8 Anpaden bei der 
Bruft, beleidigendes Stoßen u. dgl. m. Dieſe Deutiche Auffaflung 
hat das R.⸗G.⸗B. ſanktionirt und ſich dadurch mit den bisherigen 
Deutſchen Gejegbüchern in Einklang gejegt, von denen feines den 
Begriff der Realinjurie aufgehoben bat. Uebrigens ift die Neal- 
injurte im R.G.⸗B. ($. 185) auf „Thaͤtlichkeiten“ befchräntft. 

Pasquill beißt jede Ehrverlegung, die durch bleibende 
Zeichen (Schrift, Drud, Schnit-, Bild oder Gußwerk, wie die 
R.⸗“P.-D. von 1577 jagt) veröffentlicht wird.. Mit der Ver- 
öffentlihung ift das Verbrechen vollendet, gleichviel ob und in 
welchem Maße das Publikum davon Kenntniß genommen bat ?. 


1 Man kann die ſymboliſchen grinrien in die Mitte ftellen zwifchen 
Berbal- und Realinjurien. — Bei der Unterfcheibung der Berbal: und Real- 
injurien ftügt man ſich aufL. 1.8.1, D. de injur. (47, 10): „Injuriam fieri 
Labeo ait aut re aut verbis.“ Weil bei den Realinjurien bie Verlegung 
anderer Rechte als Mittel der Ehrenkränkung dient, mithin nicht bie Ehre allein 
ei t wird: fo nennt man bie Realinjurien auch gemifchte Injurien. 
erbal= und fymbolifchen Injurien faſſen Manche zufammen unter dem 
Kernen der reinen oder idealen Injurien. 
3 Das Wort „Pasquill“ verbankt feinen Urfprung einem wigigen Römi⸗ 
Ichen Scufter, Namens Pasquino. Er heftete feine jatyrifchen Einfälle an 
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Die pasquilliniſche Form ift bei allen Arten der Ehrverletzung 
möglih. Das R.⸗G.⸗B. hebt aber nur bei übler Nachrede $. 186 
und bei Verleumdung $. 187 die Schriften, Abbildungen und 
Darftellungen hervor. 

Iſt das Pasquill eine anonyme oder pfeubonyme Anſchul⸗ 
digung eines peinlichen Verbrechens, fo trägt e8 gemeinrechtlich den 
Namen Schmähſchrift, welcher gegenwärtig in einem meiteren 
Sinne genommen zu werden pflegt‘. 

Zum Thatbeitand gehört 

y) der animus injuriandi, 

d. h. ein Wollen mit dem Bewußtſein des beleidigenden Charakters 
der Handlung. 

Kulpofe Injurien, etwa durch unabfihtliche Verftöße gegen 
den geſellſchaftlichen Anftand, giebt es nicht. 

Fehlt das Bemußtjein des beleidigenden Charakters der Hand- 
lung, fo tft ebenfo wenig eine Beleidigung vorhanden, als wenn 
eine beleidigende Abficht zwar obmwaltet, die Handlung an fih aber 
des beleidigenden Charakters ermangelt. Ein ſprachunkundiger 
Ausländer würde ebenfo wenig ftrafbar fein, wenn er, um zu 
fchmeicheln, ein Schimpfwort, als wenn er, um zu ſchimpfen, ein 
Schmeichelmort brauchte. 

Bei der Feſtſtellung des beleidigenden Charakters der Hand⸗ 
lung muß man die Gejammtheit der Umftände, befonders aber 
das Verhältniß der Berfonen zu einander ins Auge fallen. Denn 
der beleidigende Charakter tft dergeftalt relativ, daß die entſetz⸗ 
lichften Schimpfworte unter Umftänden nicht nur nicht injurids 
find, fondern als Liebkoſungsworte gegeben und aufgenommen 
werden. 

Die Beweggründe entiheiden natürlich bier fo wenig, als bei 
anderen ftrafbaren Handlungen, über den Thatbeftand, und ein 
freher Kuß würde wegen der dabei obwaltenden Beweggründe 
ebenſo wenig von der Strafe der Beleidigung befreit bleiben, als 
eine aus ähnlichen Beweggründen verübte Nothzucht ber Strafe 
der Nothzucht entgehen dürfte. 

Die Forderung einer befonderen „Abjicht zu beleidigen” 


eine alte, neben feiner Bude befindliche Statue. Seitdem nannten bie Staliener 
alle derartigen Berdffentlichungen Zadanino RW ‚ Pasquinaben oder 
Padquille. Stryk, Usus mod. 

1 8.0.:8. Art. 110: „Schmachſchrift, zu Latein Bibel Frmos genan 
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fand ſich im Preuß. Stfgb. nur bei tadelnden Urtbeilen ıc. ($. 154) 
und bei dem Beweiſe der Wahrheit ($. 158); das R⸗G.⸗B. bat 
fie auch in diejen beiden Anordnungen geftrichen (88. 192, 193), 
fo daß man fi jetzt durchweg an die obige Kennzeichnung des 
animus injuriandi halten muß. 

Die Handlung muß 

ö) eine unberechtigte fein. 

Eltern, Vormünder, Erzieher, Geiftliche haben in gewiſſen 
Grenzen ein Recht zu verwarnen und zu jchelten; ja es fteht 
manchen diejer Perfonen jogar ein Züchtigungsrecht zu. So weit 
fie fih in den Grenzen ihres Rechtes halten, bleiben fie von dem 
Borwurfe der Injurie frei, ſelbſt wenn ihr Benehmen an fich ein 
beleidigendes wäre. 

Nicht ftrafbar, fofern nicht die Form oder bejondere Um⸗ 
ftände den beleidigenden Charakter offenbaren, find nad) $. 193 
des R.-G.B.: 

1) tadelnde Urtheile über wiſſenſchaftliche, künſtleriſche oder ge⸗ 
werblicde Leiftungen, 

2) Aeußerungen zur Ausführung oder Bertheidigung von Rech⸗ 
ten, oder zur Wahrnehmung berechtigter Intereſſen, 

3) Borhaltungen und Rügen von Seiten eines Vorgeſetzten, 

4) dienftliche Anzeigen oder Urtheile von Seiten eines Beamten, 

5) „ähnliche Fälle”, 3. B. Rügen der Herrſchaft gegen Dienft- 
boten, Berwarnungen von einem Geiftlichen gegen die feiner 

Seeljorge Befohlenen. 

Der Thatbeitand fordert 

e) daß der Betroffene wenigſtens nicht offen eine völlige Gleich⸗ 
gültigleit gegen die Beleidigung fund gebe!. Im Uebrigen ift das 
Vergehen mit der ehrenkränkenden Handlung jelbit vollendet und 
es braudt ein äußerer Nachtheil nicht herbeigeführt zu fein. Bet 
adreifirten Schriften und Briefen tritt die Vollendung erft mit der 
Aushändigung an den Adreflaten ein. Ä 


11L.11.8.1.D.deinj.: „Siquis injuriam dereliquerit, hoc est, 
statim passus adanimum suum non revocaverit: postea ex poeni- 
tentia remissam injuriam non poterit recolere.“ Erklaͤrt etwa Jemand 
nach bem Empfange einer Obrfeige, daraus mache er fich Nichts: fo bekundet 
er eine fo niedrige Gefinnung und begeichne! felbft den Erfolg der Berlegung 
als fo geringfügig, daß es thöricht wäre, feinetiwegen die Staatsbehörben in 
Bewegung zu fegen. 
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C. Theilnabme 

an einer Beleidigung tft in der Form der Mitthäterfchaft, der An⸗ 
ftiftung und der Beihülfe möglid. Die Unterzeichnung, Ueber- 
fendung oder Beröffentlichung der von einem Anderen verfaßten 
beleidigenden Schrift begründet Thäterjchaft, reip. Mitthäterichaft. 
Dagegen find die mit dem Animus injuriandi erfolgte Wieder- 
holung und der Wiederabdrud einer fremden beleidigenden Aeuße⸗ 
rung, wenn fie der Beleidigung erft nachfolgten und nicht im 
Einverftändniß mit dem Beleidiger geichahen, überhaupt nicht 
Theilnahme, jondern neue und felbitändige Beleidigungen. 


Driiter Titel. 
Veble Nachrede und VBerleumdung. 


Aus der voritehenden allgemeinen dogmatiſchen Darftellung 
ergiebt ſich der Begriff der einfachen Beleidigung $. 185. Er hat 
feine bejonderen Merkmale als Species, fondern trägt nur die all- 
gemeinen Merkmale des Genus an’fih. Hier nun follen die mit 
befonderen Merkmalen gefetlich gefennzeichneten Begriffe der üblen 
Nachrede und der Berleumdung, welche das Preuß. Stfgb. $. 156 
in ungehöriger Weile verſchmolzen hatte, thre Erläuterung finden !. 

I. Gemeinfam ift beiden (88. 186 u. 187) folgender That- 
beſtand. 

a. Jemand behauptet oder verbreitet in Beziehung auf einen 
Anderen eine Thatjache. 

Behaupten beißt als wahr hinftellen. Das Ausiprechen einer 
Vermuthung tft fein Behaupten, Tann aber dennoch beleidigend 
fein und fällt dann unter die einfache Beleidigung $. 185. 

Verbreiten ift Mittheilen des von Anderen Vernommenen. 
Das Verbreiten muß aber mit dem Behaupten auf gleicher Stufe 
fteben, d. b. das Vernonmene muß al3 wahr mitgetheilt werden, 
wenn die Mittheilung nicht zur einfachen Beleidigung herabſinken 
oder gar ftraflos werden foll. 

„In Beziehung auf einen Anderen‘ bedeutet, daß das Be- 
hauptete oder Verbreitete zur Kenntniß Dritter gelangt fein muß. 


1 Weil auch die üble Nachrede befondere Merkmale bat, fo ift es Iogifch 
unzuläffig, fie Ichleshtiven mit dem generellen Namen ‚Beleidigung‘ zu Tenn- 
einen. Wollte der Gefehgeber ſie allgemeinhin ala Beleidigung” be- 
anbeln, jo mußte er fie gar nicht befonders befiniren, fonbern dem Richter 
en, fie unter den allgemeinen Begriff ber Beleidigung ($. 185) zu 
ubjumiren. 
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Dies braucht indeß nicht hinter Dem Rüden des Verlehten, fondern 
kann auch in feiner Gegenwart geſchehen fein. 

Mit den „Thatfachen” find bier nur Handlungen gemeint. 
Man hat jenen Ausdrud nur deshalb aus dem Preußifchen Stigb. 
herübergenommen, weil man diefen Sinn deffelben Durch die Praris 
bereits feftgeftellt glaubte. Beleidigende Urtheile und beleidigende 
Andichtung von Eigenschaften find nur einfache Beleidigungen. 

ß. Die behauptete oder verbreitete Thatſache muß geeignet 
fein, den Anderen verächtlich zu machen, oder ihn in der öffentlichen 
Meinung berabzumürdigen. 

Nicht jede Darlegung der eigenen Mißachtung einer Perjon 
ift geeignet, Letztere verächtlich zu machen oder berabzumürdigen. 
Der Thatbeitand der üblen Nachrede und der Verleumdung ver- 
langt au in diefem Stüde mehr, als der Thatbeitand der ein- 
fachen Beleidigung. 

Als öffentlihe Meinung darf hier jedoch nur die nicht ver- 
derbte maßgebend fein. Wenh 3. B. tn forrumpirten Kreifen die 
Betheiligung am Gottesdienft als verächtlich oder herabwürdigend 
betrachtet wird, fo darf der Richter diefer Korruption feinen Ein- 
fluß auf feine Gejeßesauslegung geftatten. Das Ausichlagen eined 
Zweikampfes macht in manchen Kreifen verächtlich: die Andichtung 
des Ausſchlagens tft aber feine Verleumdung; die Annahme eine 
Zweikampfes verichafft in manchen Kreifen Achtung: dennoch wird 
Derjenige, dem die Annahme angedichtet worden ift, fich über Ver⸗ 
leumdung beflagen dürfen. 

y. Die Handlung kann auch durch Verbreitung von Schriften, 
Abbildungen oder Darftellungen begangen werden. Iſt dies der 
Fall, oder ift die Begehung öffentlich erfolgt, fo Liegt qualificirte 
üble Nachrede oder qualificirte Verleumdung vor. Durch „Ber 
breitung“ wird eine Schrift einem größeren Leferfreife zugänglid 
gemacht, was ebenfo gut durch den Umlauf eines Eremplars, als 
durch Bertheilung mehrerer Exemplare erreicht werden kann. — 

II. Die Unterſchiede von übler Nachrede und Verleumdung 
markiren fich in folgenden Punkten. 

a. Der Verleumdung liegt eine „unmwahre” Thatſache zu 
Grunde, deren Unwahrheit bewiefen fein muß. Der üblen Nad 
rede Tann dagegen fomohl eine wahre, als auch eine unwahre 
Thatfache zu Grunde liegen; es genügt, daß die Thatfache „nit 
erweislih wahr” ift. 
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ß. Die Berleumdung geichieht „wider befferes Wiſſen“, 
alſo mit Kenntniß der Unmwahrbeit der Thatſache. Die üble Nach⸗ 
rede kann mit dem Bewußtſein der Unbeweisbarkeit der Thatfache, 
fie kann aber auch tm guten Glauben geſchehen. 

y. Trifft eriwiefene Unwahrheit der Thatfache mit dem guten 
Glauben oder mit dem Mangel am Bewußtfein der Unmahrheit 
zufammen, jo bleibt nur eine üble Nachrede zu frafen. 

d. Kreditgefährdung tft nur in der Form der Berleum- 
dung, nicht in jener der üblen Nachrede bedroht. — 

III. Der Grundgedanfe der 88. 186 u. 187 ift diefer: Man 
fol Anderen nichts Uebles nachreden, wenn man e3 nicht beweiſen 
Tann, denn felbft die bona fides entſchuldigt den hierin liegenden 
Leichtfinn nicht. MS Verleumder jol man aber erft bei fubjeftiver 
und objeftiver Falſchheit behandelt werden. 

MWiefern vertrauliche Mittheilungen, die im guten Glauben 
gemacht find, noch als üble Nachrede behandelt werden können, 
wird dem Richter fein gejunder Takt und feine Kenntniß des 
geiftigen Verkehrs unter rechtfchaffenen Leuten jagen. Der Gejech- 
geber hat dem gefellihaftlichen Umgange nicht die natürliche Un- 
befangenheit rauben und bat den Richter nicht zu einem in die 
engften perſönlichen Verhältnifie eindringenden Großinquiſitor 
machen wollen!. 


Vierter Titel. 
Strafverfolgung und Strafe. 
I. Klagen. 
Die Injurie ift urjprünglich bei den Römern nur ein Privat- 
delift und die Injurienklage demnach bloße Privatdeliftsflage. 


* Später betrachtete man dieje Klage nicht bei allen Snjurien mehr 


als ausreichend. Sm Intereſſe des Verlekten umd des Staates 
glaubte man nicht mehr überall mit den Gelditrafen fich begrrügen 
zu dürfen. Eine Lex Cornelia de injuriis geftattete eine Kriminal« 
Hage bei denjenigen Injurien, die in einem pulsare, verberare 
oder vi introire beftehen?. Sodann fam man zu dem Grundfate, 
jedem Injuriirten zwiſchen der Triminellen und der privatrecht- 


1 Bol. fchon den gpürbigen Adolph Dietrich Weber, ben ernfteften 
und Icbenötundigften D enter über Imjurien und Schmähfchriften, 4 Aufl. 
1820, Abth. I. 5.48, 

2 L. 6. pr. D. de injur. (47, 10). 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 29 
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lichen Verfolgung die Wahl zu laffen!. Dies ift der Stand der 
Sache auch noch im Juſtinianiſchen Rechte?. Dennoch blieb die 
regelmäßige Verfolgung der Injurien die privatrechtliche?. Als 
beſonders ſtrafbar werden ſeit Konſtantin die Pasquille und die 
anonymen Libelli famosi hervorgehoben *. 

Nach gemeinem Deutſchen Rechte werden Ehrverletungen 
regelmäßig mit der ſ. g. Würderungsklage (actio injuriarum 
aestimatoria) verfolgt?, alfo niht von Amtswegen. Der Richter 
erkennt dann auf eine vom Kläger vorgeichlagene und richterlich 
abgeichätte (nach Umftänden ermäßigte) Geldftrafe. Wegen kör⸗ 
perliher Mißhandlungen und wegen gewaltjamen Eindringens in 
das Haus einer Perſon kann aus der Lex Cornelia auf Geld- 
genugthuung gellagt werden®. Statt diefer Privatgenugthuun- 
gen kann der Gekränkte aber au öffentliche Strafe beantragen, 
die in Gefängniß zu befteben pflegt. — Mit den Geld- oder Ge⸗ 
fängnißftrafen fünnen verbunden werden Widerruf (namentlid 
bei Berleumdungen), Ehrenerflärung (namentlich wenn der Be 
leidiger die in der Injurie ausgeiprochene Gefinnung gar nidt 
oder nicht mehr begt), und Abbitte (namentlich bei übereilten 
Schimpfreden) ”. 

Die Strafen fallen gemeinrechtlich meg 1) bet Ehrenkränkungen 
unter Ehegatten ®; 2) bei Ehrenkränkungen der Eltern gegen Haus» 
finder, ſowie bei unbedeutenden Beleidigungen derfelben gegen 
felbftändige Kinder; 3) wenn der Beleidigte durch ein unanftän- 
diges Benehmen zu der verädtlihen Behandlung berechtigte; 
4) wenn er feine Zuftimmung zu der verächtlihen Behandlung 
gab, quia nulla est injuria, quae in volentem fiat, L. 1. $.5. 
18,10. Inst. IV. 4: „In summa sciendum est, de omni injuria eum, , 
qui passus est, ‚posse vel criminaliter agere, vel civiliter.“ 

2 „Etsiquidem civiliteragatur, aestimatione facta, secundum 
quod dictum est, poena imponitur; sin autem criminaliter, officio 
judicis extraordinaria poena reo irrogatur.“ $.10. Inst. IV. 4. 

3 1.7. Cod. h. t. (9, 35). u 

4 L. 1—10. Cod. Theod. (9, 34). L. un. Cod. Just. de famos. libellis. 

5 Gensler, Archiv für civil. Praxis, Band I. ©. 147 fgg. 

6 Die L. Com. de injurüis droht zwar uefprüngfic Kriminalftrafe; 
jpäter aber konnte man aus eben diefer Lex auch auf PBrivatftrafe Hagen, 

. 5. pr., L. 37. eod. 
x 


T Sälfchne Gerichtsſaal 1864, ©. 321 fgg. 
8 ? A de act. rer. amot. Mit — hält die Preußiſche 
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D.h.t.; 5) wenn wechjelfettige Injurien ftattgefunden haben, die 
einander aufheben'!; 6) wenn der Gekränkte verziehen hat, oder 
noch vor erfolgter Einlafjung des Beleidigers auf die Klage ges 
ftorben ift?. 

Bei Basquillen, bei Ehrenfräntungen gegen die 
Eltern und bei Amtsbeleidigungen wird gemeinrechtli von 
Amtswegen eingefhritten®. Nach der Anficht mancher gemein- 
rechtlichen Juriſten fol die Verfolgung von Amtswegen auch ein» 
treten bei Ehrverlegungen, die ein Öffentlihes Aergerniß 
erregt haben“, und bei denjenigen, aus denen Duelle zu be- 
fürdten find’. 

Unſer R.-©.-B. läßt die Verfolgung einer Beleidigung (im 
- weiteren Sinne) regelmäßig nur auf Antrag zu $. 194. Diefen 
Grundſatz ergänzt und beſchränkt es in folgender Art (SS. 194 
bis 198). 
1. Bei Verfolgung im Wege der Privatflage geftattete der 
8. 194. des R.-©.-B., um wegen des mehr privatrechtlichen Cha- 
rafter3 der Beleidigung mehr Zeit zur Beruhigung und zur pri⸗ 
vaten Ausgleihung zu gewähren, die Zurücknahme des Antrages 
big zum Anfange der Vollftredung der Strafe. Diefe Ausnahme 
bat die Novelle von 1876 aufgehoben und die Zurüdnahme des 
Antrages unter die allgemeinen Grundfäte geitellt. Daß aber der 
Standort, aus welchen der Gejebgeber den Charakter der Belei- 
digung auffaßt, unverändert geblieben ift, beweiſen die Beſtim⸗ 
mungen der D. Strafproceßordn. 88. 414 fgg., wonach der 
Staatsanwalt nur im öffentlichen Sintereffe einjchreitet, felbft bei 
Amts3beleidigungen nicht unbedingt zur Verfolgung verpflichtet ift, 


1 Dies bezieht ſich indeß nur auf bie privatrechtlichen Geldftrafen. Hier 
treten bie allgemeinen Orunbjäge über Kompenfation ein, &, daß, wenn 
beide Parteien eine gleich große Gelbitrafe zu zahlen haben, Steiner Etivas 
zahlt, — wenn Hingegen Einer mehr als der Andere, nur das Mehr ausgezahlt 
wird. Auf öffentliche Strafen läßt fich die Kompenfation nicht anwenden. — 
Sofortige Retorfion, wenn fie dad Maß nicht überjchreitet, hebt gemein= 
rechtli bet Se vba Linjurien jeden Wa auf gericht liche Genugthuung auf. 

L. 28. .t. Die Frage, ob die Klage auf die Erben bes 
Alägers übergeht, ern ber Kläger nad Infinuation der Klage an ben Ber- 
Hagten kiet, at, wird auch von ber Preuß. Praxis bejaht. Archiv für Preuß. 


Strafr. 1. © 
Weber I. ©. 80 f G 
4 Man beruft fich Mi; 1.8 
5 Man ftükt fich auf das (alerbinge niemals publicirte) Reichsgutachen 
von 1668. 
29* 
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der Privatkläger ohne Anrufung des Staatsanwaltes vorgehen 
darf, die Erhebung der Klage aber erft nach erfolglos gebliebenen 
Sühneverſuch geitattet wird. 

2. Sind Ehefrauen während der Ehe oder find unter väter- 
licher Gewalt ftehende Kinder beleidigt worden, fo haben ſowohl 
die Beleidigten, als aud deren Ehemänner und Väter (Inhaber 
der väterlichen Gewalt, alfo nur eheliche Väter, reip. Großväter) 
das Recht, auf Berfolgung anzutragen $. 195. Der Gefehgeber 
bat durch dieje Anordnung nicht den Begriff der mittelbaren In⸗ 
jurie fanktioniren, fondern nur den Rechten der Frauen und Kinder 
ftärkeren Schub gewähren wollen. Hinfichtlic der Beleidigung 
Minderjähriger greifen die Beſtimmungen des $. 65 ergän- 
zend ein. 

3. Obwohl dag R.-G.-3 die Beleidigung der Amtsehre 

als ein bejonderes Vergehen nicht mehr kennt, ftellt es doch in 
Bezug auf diefelbe bejondere Grundfäte über das Verfolgungs- 
recht auf. Zwar hält es die Verfolgung von Amtswegen nicht 
für nöthig, aber es ftellt doch die Amtsehre unter die Aegide ber 
amtlihen Vorgeſetzten, indem e8 im $. 196 beitimmt: „Wenn 
Die Beleidigung gegen eine Behörde, einen Beamten, einen 
Religionsdiener oder ein Mitglied der bemaffneten Macht, 
während fie in der Ausübung ihres Berufes begriffen find, 
oder in Beziehung auf ihren Beruf, begangen ift, fo haben 
außer den unmittelbar Betheiligten auch deren amtlihe Vor⸗ 
geſetzte das Recht, den Strafantrag zu ftellen.” Der Antrag tft 
dann nach den allgemeinen Grundfägen zu beurtbeilen. Wer ihn 
geftelt hat, kann ihn alfo auch zurüdnehmen, macht aber Damit 
den etwa von Seiten des anderen Berechtigten geftellten Antrag 
nicht unwirkſam. Da übrigens den Vorgefegten das Antrag3- 
recht im Öffentlichen Intereſſe beigelegt ift, fo ift dafjelbe auch un⸗ 
abhängig von dem Tode des beleidigten Beamten. 
4. Bet Beleidigung politifher Körperfchaften, mögen fie 
das Volk im ganzen Staate, oder mögen fie e8 in einer Provinz, 
einem Kreiſe, einer Gemeinde vertreten, tft ein Antrag auf Ber- 
folgung nicht erforderlich. 

Die politiihen Körperichaften flehen durch ihren Charakter 
der Volksvertretung im Gegenfa nidt nur zu Privatlörper- 
jchaften, fondern auch zu den die Regierung vertretenden Be- 
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hörden!. Eine Beamtenſchaft, ein Dfficterforps und ein Regie 
ment find ſomit nicht politiiche Körperjchaften. Daß religiöfe 
Körperihaften nicht palitiiche find, jagt fhon das Beiwort. AS 
Hauptbeifpiel politiſcher Körperſchaften führt der 8. 197 jelbft die 
gejeßgebenden Verfammlungen des Reiches oder eines Bundes» 
ftaates an. 

Bedingung der Verfolgung ift jedoh die Ermädtigung 
von Seiten der beleidigten politiichen Körperſchaft. 

5. Bei wechfelfeitigen Beleidigungen (d. h. bei foldhen, von 
denen die eine die andere hervorgerufen hat, wenn auch nicht auf 
der Stelle) will das Geſetz womöglich nur Ein Verfahren, weil 
nur jo eine den ganzen Vorgang twürdigende Aburtheilung ein- 
treten kann. Der $. 198 beftimmt deshalb, daß wenn von einem 
Theile auf Beitrafung angetragen worden, der andere Theil bei 
Berluft feines Nechtes verpflichtet ift, den Antrag auf Beftrafung 
fpäteftens vor Schluß der Verhandlung in erfter Inſtanz zu ftellen. 
Damit aber diefer andere Theil nicht durch Einbringen des gegne⸗ 
riſchen Antrages erft am Ende der Frift fein Antragsrecht ein- 
büße, ſoll er auch dann noch zu dem Antrage berechtigt fein, wenn 
zu jenem Zeitpunkte die dreimonatliche Frift bereits abgelaufen tft. 

II. Einreden. 

Mit der (der Reichs⸗Civilproceßordnung umbelannten) 
cioilproceffualifchen Zerfolgung der Injurien hängt es zufammen, 
daß man bier von Einteden ſpricht. Dahin gehören vornehmlich 
die Einrede der Retorſion und die Einrede der Wahrheit. 
Das R.⸗G.⸗B. faßt aber diefe Gegenftände nit aus dem Ge⸗ 
fihtspunfte des Eivilrichters, fondern aus dem des Strafrichters 
auf ($$. 198, 192) und Tpricht Daher auch nicht von der „Einrede” 
der Wahrheit, jondern von dem „Beweiſe“ der Wahrheit. 

1. Retorjion tft Eriwiderung einer Beleidigung, alfo Privat» 
vergeltung. Wenn fie auf der Stelle eingetreten ift, jo kann 
der Richter beide Beleidiger oder einen derjelben für ftraffret 
erflären $. 198. 

Ein Recht zur Vergeltung hat der Beleidigte nicht, aber 
er wird entichuldigt durch die Provokation. Eine Strafe erfährt 
der Beleidiger duch die Netorfion nicht, aber er bleibt ftraffrei, 
wenn Die Gegenbeleibigung eine Art Yequivalent für die Strafe 


ı Kirchmann zu $. 197. 
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gewefen ift!. Das „auf der Stelle” paßt im Grunde nur für 
die Straflofigfeit des provocirten Beleidigten; die Straflofigfeit 
des Beleidigers würde ebenjo gut dann begründet fein, wenn ihm 
die Gegenbeleidigung mit Taltblütiger Berechnung erft fpäter zu- 
gefügt wäre. Eben deshalb läßt ſich das „auf der Stelle” auch 
nur mit Bezug auf die Straflofigfeit des provoeirten Beleidigten 
änterpretiren, und aus diefem Standorte ift es richtig, wenn man 
es dahin deutet, daß zwifchen Provokation und Retorfion feine zur 
Gemüthsberubigung hinreichende Zeit abgelaufen fein dürfe. 

Die Straflofigfeit ift auf beftimmte Arten der Ehrverlekung 
nicht beſchränkt. Sie ift nicht beſchränkt auf einzelne Arten der- 
jenigen Ehrverletzungen, welche nur auf Antrag des Beleidigten 
verfolgt werden, fondern fie kann bei allen diefen Arten, bei Berbal- 
und Realinjurien, bei ſymboliſchen, bei ſchriftlichen Injurien, ſelbſt 
bei Verleumdungen eintreten. Sa der Reichstag hat dem Gefehe 
eine Faſſung gegeben, wonach die Straflofigfeit ſich auch auf die 
Beleidigung von Beamten und Behörden ausdehnt; und In ber 
That tft, wie ſchon Weber bemerkt, nicht abzufehen, weshalb, wenn 
die Obrigkeit nicht von ihrem Rechte Gebrauch macht, fondern fi 
Injurien erlaubt, gegen fie nicht eben das freiftehen ſoll, was man 
gegen andere Injurianten zuläßt. Auf Majeftätsbeleidigung und 
verwandte Fälle (88. 94—104) erftredt ſich indeß wegen des poli- 
tiſchen Momentes die Straflofigfeit der Retorfion nicht. 

Zur Aufrehnung wird ferner nicht erfordert, Daß die Gegen- 
beleidigung mit der Beleidigung von gleider Art fei ($. 238). 
Auch von gleidem Maße braucht fie nicht zu fein, wenn fie das 
Maß nur nicht in einer ungewöhnlichen, mit der natürlichen Auf 
zegung eines Provocirten nicht mehr entihuldbaren Weiſe über- 
ſchreitet. Am bejten ift aber allerdings die Aufrechnung bei vor- 
bandenem Gleihmaß begründet, indem bier der Gedanke einer 
dem Inhalte nach gerechten Genugthuung zur Entſchuldigung der 
-eigenmächtigen Form binzutritt ?. 


. 1 Wer ein Recht zur Retorfion annimmt, muß mit Stryk eine ſchrift⸗ 

liche Retorfion vor Notar und Zeugen zuläffig finden; ja er muß felbit ber 

. Anficht Leyfers beipflichten, wonad ber Beleidigte darauf bringen kann, daß 
feinem Gegner bie Retorjion gerichtlich zugeftellt werde. 

2 Beifptele eines folhen Gleihmaßes: Der berühmte Holberg, von 
dem ein junger Dfficier verlangte, daß er ihm aus dem Wege gehen follte, er 
wiberte, daß biefer auch ihm wohl ausweichen könnte. „Sch gehe feinem 
Schurken aus dem Wege,’ fagte der junge Krieger. „Ich zent gern, ant⸗ 
wortete Holberg und wich aus. Der berühmte Engliſche Auftipieldichter 
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Wenn der Richter bei fofortiger Retorfion Straffretheit 
eintreten laffen kann, fo verfteht fih won felbft, daß er wenig⸗ 
ſtens Strafminderung vornehmen wird, jobald Diejenigen 
Gründe, die lebtlih zur Straffreiheit führen, zwar nicht in einer 
hierzu binreichenden, aber doch in einer beachtenswerthen Stärke 
eingewirkt haben. Auch zur Annahme mildernder Umftände 
ift der Richter berechtigt. Al3 Grund der Strafmilderung wird 
aber die Netorfion vom Gejege nicht anerkannt, und zwar weil in 
den 88. 185—189 überall Schon, wenigſtens bei mildernden Um⸗ 
ftänden, das grundſätzlich zuläffige Minimum der Strafart ge- 
ftattet ift. 

Wird auf Straffreiheit erfannt, jo fällt auch die Brivatbuße 
weg, da diefe nur „neben der Strafe” eintreten darf $. 188. 

Die R.-St.-B.-D. $. 428 geftattet bei mwechlelfeitigen Be- 
letdigungen dem Beichuldigten die Widerflage: über Klage und 
Widerklage jol dann in demſelben Urtheil entichieden werden. 

2. Die Beihuldigung, eine Ehrenkränkung begangen zu haben, 
fann man durch den Beweis der Wahrheit entkräften ı. 

Es wäre nämlich ein unfittliher Zuftgnd der Dinge, wenn 
Seder verpflichtet wäre, über den Anderen nur Chrenwerthes zu 
jagen. Es hieße dies die Lüge zur Pflicht machen und jene kräf⸗ 
tige Stübe des Sittlichen niederreißen, die darin liegt, daß dem 
Laſter Schande und Verachtung bewiejen wird. — Was wäre 
überdies eine Ehre, die nicht aus dem freien Urtheile der Anderen 
hervorgeht? Und was wäre ein Urtheil über den Anderen, das 
nicht frei ft? Das Urtheil über die Perfon muß nothiwendig frei 
fein, wenn das Urtheil noch Urtheil, wenn die Ehre noch Ehre 
bleiben joll. 

Hat Jemand nur von dem Rechte des freien, wahrheits⸗ 


Foote wurde einmal von einem Lord gefragt: „Ich möchte wohl wiflen, Foote, 
ob fie an der Luftfeuche oder am Galgen fterben werden.” Foote retorquirte: 
„Das wird ganz davon abhängen, ob ich mich ihren Maitreffen oder ihren - 
Grundſätzen ergebe.” Weber II. S. 61 (4. Aufl.). 

1 Das Material über die Einrede der ahrgeit ndet ſich Bei 
Mittermaier im Archive bes Kr. 1839, S. 1 fgg. und bei Kö ftlin im Archive 
für Preuß. Strafr. Bd. II. 1855, ©. 306 fgg. — L. 18. D. de injur. (47, 10): 
„Eum, quinocentem infamavit, non esse bonum aequum ob eam rem 
condemnari; peccata enim nocentium nota esse et oportere et expe- 
dire.“ L.5. Cod. eod. (9, 35): „Sinonconviciiconsilio te aliquid 
injuriosum dixisse probare potes, fides veriacalumnia te defendit.“ 
P⸗G.⸗O. Art. 110 fchließt Die Einrebe ber Wahrheit bei der Shmähjchrift 
aus, weil hier die Form ſchon an ſich eine ehrverletzende ift. 
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gemäßen Urtheiles gegen einen Anderen Gebrauch gemadit, fo 
liegt feine ftrafbare Ehrverletzung vor. 

Dagegen ſchutzt die Wahrheit des Inhaltes nicht mehr gegen 
die Beichuldigung einer Ehrverlegung, wenn die Form ſchon an 
fi eine verächtliche iſt. Man kann jede Wahrheit jagen, aber 
man kann nicht jede Wahrheit in jeder Form jagen; ja die Wahr- 
heit jelbft leidet fogar durch die Unangemeſſenheit der Form und 
wird dadurch relativ unwahr. So tft es insbeſondere nicht erlaubt, 
Semandem nad) Belieben wegen eines bereits abgebüßten, oder 
wegen eines vereinzelten Vergehens ein verallgemeinerndes 
Prädikat beizulegen, weil die verallgemeinernde Form, die 
der Wahrheit felbft Abbruch thut, indem fie über das Maß hinaus 
geht, eine ungebührliche und ftrafbare Einkleidung der Wahrheit 
ift; wer alſo 3. 3. einmal geftoblen hat, den kann man nicht be 
liebig allgemeinhin einen Dieb nennen, befonders wenn er feinen 
Diebftahl bereit$ gebüßt bat. 

Ganz von ſelbſt verfteht es fi, das die Exceptio veritatis 
nicht ſchützt, wenn Jemand den Anderen durch den Vorwurf einer 
geiftigen oder leibliden unverfhuldeten Mangelbaftig- 
keit kränkt, namentlich wenn ſich diefer Vorwurf in die Form eines 
Schimpfwortes Fleidet. Wer 3. B. den Anderen einen Krüppel 
oder Dummkopf ſchilt, wird vom Richter nicht zum Beweiſe der 
Krüppelhaftigfeit oder Dummköpfigkeit zugelafien. Die Ehren- 
kränkung befteht bier in der Verlegung der Würde bes Betrof 
fenen, nit in der Angabe feiner natürlichen Mängel, welche man 
in anderer Form wohl ausſprechen und mittheilen darf. 

Das R.⸗G.⸗B. ftellt folgende Grundfäge auf. 

a. Der Beweis der Wahrheit der behaupteten ober verbreite- 
ten Thatſache ſchließt die Beftrafung wegen einfacher Beleidigung 
($. 185) nit aus, wenn das Vorbandenfein einer Beleidigung 
aus der Form der Behauptung oder Verbreitung oder aus ben 
Umftänden, unter welchen fie geſchah, hervorgeht $. 192. 

Hierin liegt der negative Satz, daß nach geführtem Beweiſe 
der Wahrheit von übler Nachrede oder Verleumdung nicht mehr 
die Rede fein kann. Unter der „Form bat man die Einfleidung 
der Mittheilung, 3.3. ein Schandgemälde, unter den „Umſtänden“ 
aber hauptſächlich den Ort und die Deffentlichfeit der Verübung 
(auf der Kanzel, Durch die Preſſe) zu verftehen. 

b. Iſt die behauptete oder verbreitete Thatſache eine ſtraf⸗ 
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bare Handlung, jo tft der Beweis der Wahrheit als erbracht zu 
betrachten, wenn der Beleidigte wegen diefer Handlung rechts⸗ 
fräftig verurtheilt worden tft ($. 190, Sa 1). 

Ein rechtskräftig Verurtheilter kann unfchuldig fen. Wer 
dies weiß und ihm dennod die firafbare Handlung nachredet, ift 
gewiß ein im höchſten Grade ftrafwürdiger Verleumder. Zu Ehren 
des Grundfages der Rechtskraft gewinnt er aber dennoch die Straf- 
Lofigfet. Dem Preuß. Stgb. war diefer Sat unbefannt. Bei 
dem klaren Wortlaut und der Ratio des Reichsgeſetzes Tann mar 
ihn leider nit, wie einige Interpreten wollen, auf die üble Nach⸗ 
rede beihränfen und bei der Verleumdung ausfchließen. 

c. Der Beweis der Wahrheit ft dagegen ausgejchloffen, wenn 
der Beleidigte von der ihm beigemefjenen ftrafbaren Handlung vor 
der Behauptung oder Verbreitung rechtskräftig freigefprochen wor⸗ 
den iſt ($. 190, Sat 2). 

Auch diefer Sat ift nicht unbebenklich, Täßt ſich aber damit 
vertheidigen, daß jeder es als gefährlich betrachten muß, einem 
Anderen eine Handlung beizumefjen, von welcher der Lettere be- 
reits rechtöfräftig freigeſprochen ward. 

Beide Sätze des $. 190 wollen die Auctoritas rei judicatae 
ftügen und laſſen deshalb eine Prüfung der Wahrheit der That- 
Tache nicht zu. 

d. Nach den unter b und c mitgetheilten Grundfäßen ift die 
Entſcheidung des Strafrichters über die einem Anderen beigemeffene. 
ftrafbare Handlung für den Wahrheitsbeweis in dem Procefje über 
die Beleidigung maßgebend. Damit hängt die Vorſchrift des 
$. 191 zufammen, daß mit dem Verfahren und der Entſcheidung 
über die Beleidigung inne gehalten werden foll, wenn wegen der 
fteafbaren Handlung zum Zwecke der Herbeiführung eines Straf- 
verfahrens bei der Behörde Anzeige gemacht iſt. Diefe Anzeige 
nun kann zu dem Beſchluſſe führen, daß die Eröffnung der Unter- 
ſuchung nicht ftattfinde: alsdann tft der Beweis der Wahrheit un- 
beſchränkt; fie Tann aber auch zu einem Endurtheil führen: als⸗ 
dann ift diejes für den Wahrheitsbewets präjubtctell. 

III. Strafen. 

Die gemeinrechtliden Geldftrafen find in den neueren Ge- 
ſetzbuchern immer mehr zurücdigetreten und dur Freiheits⸗ 
ftrafen erfegt worden. Dan muß einräumen, daß lehtere dem 
Ehrgefühl des Beleidigten in höherem Maße Rechnung tragen. 
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Der Gegenftand hat aber zwei Seiten. Man muß nicht minder 
einräumen, daß Freiheitsftrafen für bloße In jurianten oft eine 
große Härte find. Sieht man die Sache von diefer Seite an, fo 
kann man die Geldftrafen nicht ſchlechtweg verwerfen und muß 
zugleich wünjchen, daß die Freibeitsftrafen in der mildeiten Form 
zuläffig ſeien. Dies hat den Reichsgeſetzgeber zu einem ge- 
miſchten Syſtem beftimmt, in welchem fich die Geldftrafe bei ein- 
facher Beleidigung und übler Nachrede regelmäßig, bei Verleum⸗ 
dung wenigftens unter mildernden Umständen wahlweise neben 
der Freibeitsitrafe findet, die Freiheitsitrafe aber bei einfacher Be- 
feidigung und bei übler Nachrede auch in Haft beftehen Tann, 
während fie freilich bei Verleumdung allemal in Gefängniß be- 
fteht!. Einfache Beleidigung und üble Nachrede find einander in 
der Strafbarkeit gleichgeftellt. Die Verleumdung aber verfällt 
firengeren Strafen. Die Strafläte des R.⸗G.⸗B. find Tolgende: 
1. Einfache Beleidigung $. 185, 

a) ohne Thätlichkeit, fonft aber von jeder Art, befonders gleich⸗ 
viel ob wörtlich oder ſymboliſch: Geldftrafe bis 600 Mark 
— oder Haft — oder Gefängniß bis zu einem Sahre; 

b) mittelg Thätlichleit: Gelditrafe bi8 1500 Marl — over 
Gefängniß bis zu zwei Jahren. 

2. Weble Nachrede $. 186, 
in den Strafbrohungen ganz der einfachen Beleidigung parallel, 
nämlich 

a) regelmäßig: Geldftrafe bis 600 Mark — oder Haft — oder 
Gefängniß bis zu 1 Jahr; 

b) wenn öffentlid begangen, oder dur Verbreitung von 
Schriften, Abbildungen, Darftellungen: Geldftrafe bis 1500 
Mark — oder Gefängniß bis zu 2 Jahren. 

3. Berleumdung $. 187, 

a) regelmäßig: Gefängniß bis zu 2 Jahren; 

b) wenn öffentlih begangen, oder durch Verbreitung von 
Schriften 2c.: Gefängniß nicht unter einem Monat; 


1 Weber den Bruch bes Syſtems, welcher in ber Zulaffung von Haft 
für diefe Vergehen liegt, hat ber Reichstag lebhaft verhandelt. 
wolte fogar einen noch ftärkeren Syſtembruch, nämlich Haft bis zu 6 
Monaten. Hierüber fprach befonder gut Kirhmann, Sten. Ber. don 
1870, S. 649. Zuletzt iſt man doch bei dem allgemeinen Marimum ber 


ftehen geblieben. 
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c) unter mildernden Umftänden: Gefängniß von einem Tage 
an — oder Geldftrafe bis 900 Marf. 

Für die Üble Nahrede und die Berleumdung, nicht aber 
für die einfache Beleidigung, findet fi im $. 188 des R.-G.-B. 
die dem Verlegten, der in feinen äußeren Verhältniffen einen Nach» 
theil erlitten bat, zu zahlende Brivatbuße bis zu 6000 Marf. 
Sie iſt ſchon im Allg. Theil dieſes Lehrb. $. 119 unter Nr. 3 
ausführlich abgehandelt. Bei Ehrverlegungen trägt fie nicht, wie 
bei Körperverlegungen, das Moment eines Schmerzengeldes in 
fih. Zeigt der Verletzte ein Beftreben, die ihm zugefügte Ehrver- 
letzung als Gelegenbeit zu einem Geldgewinn zu benugen, jo fann 
man nicht annehmen, daß die Verlegung in das Ehrgefühl tief ein- 
gejchnitten habe und wird aljo dem Beleidiger eine geringere öffent» 
lihe Strafe auferlegen. 

Die gemeinrechtlichen Strafen der Abbitte, des Wider» 
ruf3 und der Ehrenerflärung find verſchwunden. An ihre 
Stelle haben ſich bei Ehrverlegungen aller Art Abſchriften des 
Strafurtheils für den Verletzten, durch welche er fich vor Anderen 
rechtfertigen und eine erlaubte Genugthuung verichaffen kann, bei 
Öffentlichen Ehrverlegungen aber überdies noch die ſchon zur Re- 
stitutio famae nothiwendigen öffentlichen Befanntmahungen 
des Strafurtheils geſetzt. Die höhere Zweckmäßigkeit diefer Stra⸗ 
fen tft unzweifelhaft. Eine Abſchrift oder eine Veröffentlichung 
des Strafurtheiles: dergleichen bat der Staat in feiner Hand; 
Werth und Bedeutung folder Anordnungen hängt nicht von dem 
Willen und der Anficht des Verbrechers ab; der Verleber erfährt 
den gebührenden Zwang, während eine auferlegte Ehrenerflärung 
ihm nur Worte vorfchreiben Tann, deren Betonung und Auffaffung 
von feinem Belieben abhängig bleibt !. 

Im R.⸗G.⸗B. 8. 200 ift dieſer Auffaflung folgende Ausfüh- 
rung gegeben. 

1. Deffentlihe Beleidigungen ($$. 185—187), fowie Be- 
leidigungen duch Verbreitung von Schriften, Darftellungen oder 


1Abbitte, Widerruf und frenertlärung bleiben ſchätzbare Mittel der 
gunigen Ausgleichung von Ehrverlegungen. Der Schiedsmann (nicht 
chiedsrichter) mag fie anwenden, wenn er zwiſchen den Barteien jene Ber- 
mittelung anjtrebt, welche nad Br euß. R. erft verjucht jein muß, ehe der 
Richter eine Klage wegen Ehrentränkung ober leichter Nißhandlung annehmen 
darf. Ein „Gel zum Breuß. Stfgb. Art. XVII, und Strafproceßordn. von 
1867 8.493. Reichs-Strafproc.⸗Ordn. $. 420. 
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Abbildungen haben zwar nicht ohne Weiteres eine öffentliche Be- 
Zanntmahung des Strafurfheilß zur Folge. Wohl aber wird dent 
Beleidigten, auch ohne feinen Antrag, ausdrüdlih die Befugnik 
zugeiprochen, die Verurtheilung zu veröffentlichen. Weber die Art 
der Veröffentlihung und über die Frift zu derfelben entfcheidet 
das Urtheil. Der Richter ift es aljo, welcher die für Die Belannt- 
machung geeigneten Blätter wählt. Erfolgte die Beleidigung in 
einer Beitung oder Zeitſchrift, ſo wird womöglich eben diefelbe 
zur Bekanntmachung des Strafurtheild vom Richter bezeichnet. 
Sie bat dann den verfügenden Theil des Strafurtheils 
(Tenor ohne Gründe) auf Verlangen bes Beleidigten an ent 
iprechender Stelle und in entfprechender Schrift aufzunehmen. 
Weigert fie fi, fo kann der Beleidigte bei dem Gerichte bean 
tragen, daß es für die Vollſtreckung auch diefes Beſtandtheils des 
Urtels forgen möge. 

2. Bet allen Beleidigungen ift dem Beleidigten von Amts⸗ 
wegen eine Ausfertigung des Strafurtheils mit den Entſcheidungs⸗ 
gründen zu ertheilen. 

3. Die Koften der BVeröffentlifung und der Ausfertigung 
trägt der verurtheilte Beleldiger (vgl. R⸗G.⸗B. $. 165 über falſche 
Anſchuldigung). — 

Sehr mannigfach find bei Ehrverlegungen die Strafauß- 
meſſungsgründe. Die Strafbarkett ſteigt nah Maßgabe dei 
Reſpektsverhältniſſes, welches zwischen dem Verleger und dem 
Gekränkten obmwaltet; man ftraft daher mit größerer Strenge die 
gegen Eltern, Erzieher, Vormünder, Dienftherren oder Vorgejehte 
verübten Beleidigungen. Die Strafbarkeit fteigt nicht minder mit 
der Deffentlichfeit der Verübung; denn je mehr Menfchen die 
Beleidigung vernehmen, defto umfangreicher ift deren Wirkung‘. 
Zur Abſchätzung der fubjektiven Seite aber, die Immer neben 
der objektiven mit ing Auge zu faflen ift, bedarf der Richter eines 
pſychologiſchen Blickes. Bei Verleumdungen und üblen Nad- 
reden ift zu unterjcheiden, ob fie aus Geklätſch oder aus Bos⸗ 


1 Gaius III. 8.225: „Atrox injuriaaestimaturvelexfacto — — 
{vulneratus, verberatus, fustibus caesus), vel ex loco — — (in theatro 
aut in foro), velex persona, velut si magistratus injuriam sit Pe 
vel senatoribus ab humili persona facta sit injuria.“ Paul. V. 4. $. 10. 
font ganz Wehnliches. Dem entfprechend behandelt das Röm. R. namentlich die 

njurien gegen Afcendenten, fo wie gegen Kirchendiener während der 
Amtsausübung. 
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heit entſprungen ſind. Bei einfachen Beleidigungen iſt beſonders 
der Ueber eilung und dem Temperament billige Rechnung zu 
tragen. Am häufigften bat der Choleriker Injurienproceſſe aus⸗ 
zufechten: man hat ihn deshalb als die wahre Leibrente der Advo⸗ 
katen bezeichnet. Selbſt dem beſten Menſchen, wenn er von dieſem 
Temperamente iſt, entfahren in der Gereiztheit mitunter die empö⸗ 
rendſten Schimpfworte. Bietet in ſolchen Fällen die Geldſtrafe 
dem Verletzten nicht ausreichende Genugthuung, ſo liegt einfache 
Haft im Geiſte des R.⸗G.⸗B. 


Funfzehnter Abfchnitt. 
Bmeilampf. 
(R.-6.:8. $$. 201-210.) 

Römer und Griechen, unbefannt mit der reizbaren Ritterehre 
der Germanifchen Zeit, mußten vom Ehrenzweikampf Nichts. Das 
Ehrgefühl der Alten befrtedigte fich in der objektiven, durch bloße 
Injurien nicht zu erfehütternden Stellung, die der Einzelne im 
Staate einnahm. Der Zweikampf kam nur als Enticheidungs- 
mittel des Völferfrieges vor, welcher Dadurch minder blutig ge- 
madt und abgekürzt werden follte!. 

A gemeine Mordthaten und als gemeine Röcperverlegungen 
. würden indeß die Römer, wenn fie den Ehrenzweilampf gekannt 
hätten, die blutigen Erfolge deſſelben unbedingt nicht behandelt 
haben. Denn SKampfipiele zur Bewährung eines ehrenhaften 
Muthes waren erlaubt; und das Römiſche Recht ftellt ausdrücklich 
in der L. 7.8.4. D. ad leg. Aquil. den Sab auf, die Aquiliſche 
Klage könne niemals gegen Denjenigen angeftellt werben, der den 
Gegner tm öffentlichen Fauftfampfe erlegt habe, „quia gloriae 
caussa et virtutis, non injuriae caussa videtur damnum 
datum.“ Zwar jollen Diejenigen unfähig fein, vor dem Magiftratus 
in fremder Sache aufzutreten, die aus dem Kampfe mit den 
Beftien ein Lohngewerbe machen; aber ausdrüdlich wird auch 
hierbei erklärt, daß diefe Zurüdjegung Niemand treffe, der den 
Kampf mit den wilden Thieren virtutis caussa, ohne Lohn, unter- 
nehme?. 


., „I Dennod berufen ſich manche Kriminaliften, wie Martin, 8. 251, für 
die Strafbarleit des Zueues auf das Römiſche Recht. 
L. 1.8.6. D. de postulando. 
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Die tiefere Grundlage des Ehrenkampfes ift die Ger- 
maniſche Anfiht von der Perſönlichkeit der Ehre, die nicht 
gefichert an irgend einer äußeren Stellung hafte, fondern ein in- 
nerlider Werth der Perſon felbft jet, und die daher aud 
jeden Augenblid, jobald fie angefochten werde, von der Berfon 
mit Einfegung felbit des Lebens dargelegt werden müſſe 

Die erfennbaren geſchichtlichen Wurzeln des heutigen 
Duell find das Fauft» und Fehderecht, jo wie die Sitte des 
gerichtlichen Zweikampfes. 

Wenn hiernach ſowohl der tiefere Gehalt, als auch die hiſto⸗ 
riſchen Anläſſe des Duelles dem Germanenthume angehören, jo 
iſt doch ſeine heutige Form Franzöſiſchen Urſprunges. In 
dieſer Form verbreitete ſich das Duell, ſeit dem 16. und 17. Jahr⸗ 
hunderte, mit den ſtehenden Heeren und mit den Turnieren, 
von Frankreich aus über den größten Theil Europa’s!. 

Mas dem Duelle in der öffentlichen Meinung gemiffer Stände, 
und felbit in der Meinung der Gejehgeber, Vorſchub Ieiftet, ift 
das Vorurtheil, daß dafjelbe, bei der einmal vorhandenen Geftal 
tung der modernen Geſellſchaftsverhältniſſe, zwar ein Uebel, aber 


IM. Aſchenbrenner, über dad Verbrechen und die Strafe des Zwei⸗ 
fampfes, Bamberg und Würzburg 1804. Cucumus, über daß Duell und 
defien Stellung Im Strafenfgiteme, Würgb. 1821. Roßhirt, über den Zwei⸗ 
Yampf, im N. Archiv bes Kr. Band III. S.453 fag. Türk, Diss. de sin- 
gulari certamine, Suer. 1823. J. Verbaere, Diss. de duellis, Gand. 
1825. 9. v. Braunmühl, über den Zweilampf, Landsh. 1826. Stepbani, 
über abihaftung der Duelle auf Univerfitäten, Seipalg 1828. Mittermaier, 
Bemerkungen Über Duellgefege, im N. Archiv III. ©. 436 fgg. Derfelbe, 
über den Zmweilampf, mit befonderer Prüfung des neuen Entwurfes eines Duell- 
ediktes für Hannover, N. Archiv VIIL ©. 445 Tag. Quintus, Diss. de duello 
ejusque puniendi ratione, Groning. 1830. Dppen, Beiträge zur Rebifion 
ner Gefete, Köln 1833, ©. 56 fgg. Mittermaier, Archiv des Kr. 1834, 
©. 339. Nach den neueren Öefegardungen, ebendaf. ©. 355. Segiäletive Be: 
trachtungen, ebendaf. ©. 372. Bühler, über das Duell, Ulm 1837. Hof: 
mann, in Reyſchers und Wildas Beitfchr. IX. ©. 229. Viele Litteratur: 
angaben bei Mittermaier, ber gegenwärtige Zuftand der Gefekgebung und 
Rechtsanwendung in Bezug auf den Zweilampf, mit Nachweifung der Er: 
fahrungen der einzelnen Länder, Archiv des Kr. 1845. Gneijt, der Zweikampf 
1848. Biel wichtiges Material in den Kammerverhbandlungen und in 
ben Motiven der neueren Sefegbücher. Unter ben Franzöſiſchen Arbeiten 
ift hervorzuheben: Cauchy, Du duel; Ber,enger, in ber Revue de legisl. 
et de jurispr. t. VII. (1838); Genaudet, Etude historique et legislative 
sur le duel 1854. Nennenswerth auch Valette, Rapport sur le duel, Parıs 
1858. Pujos, Essai sur la r&pression du duel, Paris 1863. Hälfchner, 
über das Due (ein Bortrag), Eiberferd 1868. Pellegrini, Considera- 
zioni sulla razionalitä e punibilitä del duello, Venezia 1868. Das f. g. 
Amerilanifche Duell ift fein Zweilampf und fällt daher nicht unter die Duell- 
geiene ber R.:6.:B. Bol. indeß Lüder in Goltbammerd Archiv Vd. XIV. 

.540. Teichmann, Zmweilampf, bei Holgend. Bd. II. ©. 381. 
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doch ein nothwendiges Uebel ſei. Dieſe Vorausſetzung der 
Nothwendigkeit des Duelles iſt vor allen Dingen umzuſtoßen, 
wenn das Duell wirkſam bekämpft werden ſoll. Aus ihr erklärt 
es ſich, weshalb der Zweikampf nicht nur von den Standes⸗ 
genoſſen immer noch gebilligt, ſondern auch von den Geſetz⸗ 
gebern mit einer Inkonſequenz behandelt wird, bei welcher der 
Staat, trotz der Anwendung einer Strafe, unter der Hand ſeine 
Billigung des begangenen Verbrechens auszuſprechen ſcheint. Wie 
kann der Glaube an die ernſte Mißbilligung von Seiten des 
Staates, der zur Wirkſamkeit der Geſetze unentbehrlich iſt, Wurzel 
faſſen, wenn der Staat Ehrengerichte einſetzt, die das Duell ſelbſt 
als letztes Auskunftsmittel geſtatten? Wie kann die Strafe des 
Duelles noch wirkſam ſein, wenn das Duell nach einer ſolchen 
Geſtattung ſtattgefunden hat? Wie kann ſie wirkſam ſein, wenn 
ſie auf den Feſtungen nicht in einer wirkſamen Weiſe zur Aus⸗ 
führung kommt? 

Das Duell iſt nicht nothwendig. Was man zu ſeiner 
Rechtfertigung ſagt, iſt unſtichhaltig. 

Wird behauptet, die gerichtliche Genugthuung reiche für ein 
zarteres Ehrgefühl nicht aus: ſo iſt zu erwidern, daß die gericht⸗ 
liche Behandlung der Ehrenſachen zwar mancher Verbeſſerung be⸗ 
dürfen mag, daß aber die Ehrenſachen der Adeligen, Officiere und 
Studenten nicht roher behandelt werden, als die Ehrenſachen 
anderer, nicht minder ehrenwerther Männer. Kann der Staats⸗ 
beamte, der Student geweſen iſt, ſich mit der gerichtlichen Ent⸗ 
ſcheidung begnügen, ſo kann es ſicherlich auch der Student, der 
erſt Staatsbeamter werden ſoll. 

Die Vertheidiger des Duelles berufen ſich ferner auf die 
zwingende Gewalt des Urtheiles der Standesgenoſſen, 
das unter gewiſſen Umſtänden den Zweikampf gebieteriſch fordere. 
Dies Urtheil ſei vielleicht ein Vorurtheil, aber es exiſtire nun 
einmal als eine mächtige Thatſache. Man müſſe ſich ihm fügen, 
wenn man nicht aller Gemeinfchaft mit feinen Berufsgenofjen ent- 
fagen und feine Stellung aufgeben molle. 

Hterauf ift zu erwidern, daß Fein Vorurtheil der Standes- 
genofjen ein Recht bat, die beſſere Ueberzeugung des Einzelnen 
niederzudrüden. Die Gründe gegen das Duell und die Straf- 
gejebe wider dafjelbe find fein Geheimniß. Wollen die Standes- 
genoſſen ſich der Wahrheit nicht verſchließen, To tft bereit8 genug 
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über die Unftatthaftigfeit des Duelles gefchrieben und geſprochen 
worden, um jeden dentenden Menfchen zu überzeugen. Es ift die 
Aufgabe bes Einzelnen, die fittlihen Beiweißgründe gegen das 
Duell, dem Borurtbeile gegenüber, kräftig zu vertreten. Ein 
wahres Gefühl der Ehre muß dazu führen, das man feine wohl⸗ 
begründete perfünliche Ueberzeugung nicht als ein Sklav des Her- 
fommens und der Autorität eines Vorurtheiles aufgiebt, fondern 
dag man fie geltend macht zur allmäligen Zerftörung des Bor- 
urtheiles. 

Die Injurianten zerfallen in zwei Klaflen: Ehrenmänner 
und Berächtliche. Weder bei jenen, noch bei diefen ift das 
Duell nothiwendig, mag man fi auf den Standpunkt des Be- 
letdigten, oder auf den Standpunkt des Beleidigers ftellen. 

1. Standpunft des Beleidigten. 

St der Beleidiger ein Ehrenmann, fo tft mit ihm eine 
Verſtändigung möglid. Er wird feine Beleidigung zurüdnehmen, 
jobald er ſich von feinem Unrechte überzeugt. Die Beleidigung 
fann bier nur aus einer augenblidliden Aufmallung berborgegan- 
gen fein, die hernach einer ruhigeren Stimmung weicht; oder aus 
einem Mißverftändniffe, das ſich Löfen läßt. Der Beleidigte braucht 
alfo bier nicht zur Herausforderung zu ſchreiten. 

St der Beleidiger ein Beräctlicher, fo ift zu erwägen, 
daß erft die Achtbarkeit des Beleidigers der Injurie Wirkung und 
Gewicht verleihet. Wer jelbft verachtet ift, Fan Niemandem be 
trächtlichen Schaden durch eine Beleidigung zufügen; fein Wort 
gilt Nichts. Der Beleidigte mag den Verächtlichen getroft der 
gerichtlichen Ahndung überlaffen und ſich nicht dazu erniedrigen, 
mit einem verächtlichen Klopffechter handgemein zu werden. 

2. Standpuntt des Beleidigers. | 

. Hat man einen Ehrenmann beleidigt, fo ift man Ihm eine 
Ehrenerklärung ſchuldig, hat aber nicht die Verpflichtung, ihn zum 
Krüppel zu machen oder zu tüdten. Statt die Herausforderung 
anzunehmen, hat man bier offen und redlich Ehre zu geben, dem 
die Ehre gebührt. 

Hat man einen Verächtlichen beleidigt, fo tt noch weniger 
einzufehen, weshalb man deſſen Herausforderung annehmen follte. 
Iſt der Beleidigte wirklich der Nichtswürdige, als den ihn die als 
Beleidigung aufgenommene Yeußerung bezeichnet hat: jo kann man 
fein Heil in der Exceptio veritatis ſuchen. 
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Solche allgemeine Erwägungen müſſen den Geſetzgeber 
bier, wie überall, in feinen geſetzlichen Beſtimmungen leiten; und 
e3 giebt Feine größere Thorheit, al wenn man, dent gegenüber, 
einzelne eigenthümlich geftaltete Fälle bervorhebt, in denen das 
Duell doch wohl nicht fo ganz übel jei. — 

Der richtige legislatoriſche Geſichtspunkt, aus dem die 
Duelle aufzufafien find, tft oft verfehlt worden. Bald hat man, 
mit Verlegung des edlen Ehrgefühles ganzer Stände, die im 
Duelle vorgefommenen Berlegungen als gemeine Verbrechen mit 
Ichtmpflichen Strafen belegt. Bald hat man, die Ungebörigfeit 
diefer Auffaffung erkennend, gegen das Duell die verwerflichfte 
Konnivenz geübt und das Verbrechen durch eine lare, folge 
iwidrige Behandlung ermuthigt. 

Die gemeinrechtliche Gefekgebung fteht auf der niedrigften 
Stufe. 

Als eines eigenthümlichen Verbrechens wird des Zwei⸗ 
tampfes in den Römiſchen Quellen nicht gedacht. Ihn als 
Crimen vis zu behandeln, tft, wegen der vorangegangenen Zu⸗ 
flimmung des Berlekten zum Kampfe, unmöglich. 

Das Corp. jur. Canonici enthält zwar einen beſonderen Titel 
über die ſich duellirenden Geiftlicden (de clericis pugnantibus in 
duello); derjelbe ordnet aber nur Disciplinarftrafen für Geift- 
lihe an. Nah dem Tridentinum find die Duelle eine Erfin- 
dung des Teufels; fie werden mit der Erfommunifation bedroht 
und es wird den im Duell Gefallenen das kirchliche Begräbniß 
verjagt!. 

Die älteren Deutſchen Neihsgefebe wagen, aus Scho- 
nung für die Standesanfihten des Adels, Feinen Angriff auf 
das Duell. Keiner der zahlreichen Landfrieden, mit Einſchluß 
des ewigen Landfriedens von 1495, kann auf das Duell bezogen 
werden ??. 

Nah dem dreißigjährigen Kriege, der den ganzen Rechts⸗ 
zuftand und Die ganze öffentliche Drdnung Deutſchlands tief er⸗ 
Thütterte, nahm die Eigenmacht, auch in der Form des Duelles, 


1 Acta conc. Trid. 1562; Decret. de reform. cap. XIX: Detestabilis 
duellorum usus, fabricante diabolo introductus, ut cruenta corporum 
TE ghegn, Unterfuihingen ©, 290 fgg, 828 tige € 

egg, Unterfuchungen ©. 2 . fag. giebt geſchicht Me r⸗ 
Örterungen. Roßhirt, Geſchichte und Syſtem, N 8.175 fgg. Manches bei 
Henke und Jarke in deren Handbüchern. 

Berner, Strafregt. 9. Aufl. 30 
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dergeftalt überhand, daß Kaiſer und Reich fich gedrungen fühlten, 
1668 zu dem Entwurfe eines ſehr energifchen Strafgefeßes zu 
jchreiten, der wegen feines eigenthümlichen Inhaltes merkwürdig 
und durch feinen Einfluß auf fpätere Partikulargefebe wichtig 
geworden if. Nah diefem Reichsgutachten vom 30. Juli 
1668 foll der bloße Herausforderer, wenngleih das wirkliche 
Balgen oder Kugelwechſeln nicht erfolgt, noch viel mehr aber, 
wenn er den Kampf mit feinem Gegenpart, wiewohl ohne Ent⸗ 
leibung, wirklich beftebt, ipso facto feiner Ehren entfegt, 
Des Landes verwiejen, auch nad Umftänden mit Leibes⸗ und 
Lebensftrafe belegt werden. Mit derfelben Strafe follen auch 
die Provocati, wenn fie erjcheinen, die Sefundanten, gegen 
welche die Beitrafung noch zu ſchärfen, item die, welche ſich 
zum Herausfordern und Kartelltragen öffentlih brauchen laſſen, 
angejehen werden. Erfolgt eine Entleibung, jo joll die ordent- 
lihe Strafe des Todtſchlages an dem Entleiber vollftredt, 
denen Balgern auch, weldhe im Duell fallen, fein Begräbniß 
in Kirden und auf Friedhöfen verftattet werden. 

Ein finnlofer Entwurf. Denn es giebt nichts Unweiſeres, 

als das Duell mit Mord und Todtichlag auf gleiche Linie zu 
ftellen. Es giebt nichts Abgeſchmackteres, als den Duellanten für 
ehrlos zu erklären und ihm Das ehrliche Begräbniß zu verweigern. 
Es giebt nichts Verkehrteres, als die Strafe gegen die Selundan- 
ten noch ſchärfen zu wollen. 
Niemals bat diefer Entwurf, mag er immerhin durch ein 
Tatferliches Kommiſſionsdekret vom 22. September 1668 .beitätigt 
worden fein, in Deutihland Geltung erlangt. Doch wurde er 
allerdings in einigen Territorien publicirt; und in anderen gab er 
den Anftoß zum Erlafie fogenannter Duellmandate ?. 

Da andere gemeinrechtliche Gejeße nicht vorhanden find, jo 
befand fi die gemeinrechtliche Theorie in großer Verlegen- 
beit. Wendete fie auf die im Duelle erfolgten Tödtungen und 
Bermundungen die gewöhnlichen Strafgefete über Tödtung 
und Berwundung an: fo verleugnete fie den eigenthümlichen 
Charakter des Duelles. Die Motive find bier doch mejentlich 
andere, als als bei gemeinen Tödtungen und Bermundungen. Der 


1 BE gutachten vom 30. zul 1668, bei Gerſtlacher, Handbuch ber 
Deutſchen chsgeſetze, Bd. IX. ©. 1214. 
= Heffter, Lehrb. 8. 370, Note 3 führt die älteren Dueligeieße an. 
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Verletzte hat ohnehin eventuell ſeine Einwilligung gegeben; und 
der Verletzende hat ihm ebenfalls ſein Leben dargeboten. Nur 
wenn man das Duell aus dem Standpunkte eines eigenmächtigen 
Eingriffes in die Ordnung der Rechtspflege betrachtet, gewinnt 
man die richtige Würdigung deſſelben: dieſer Standpunkt fehlt 
dem gemeinen Rechte gänzlich. | 

Beſſer ſteht es um die neueren Gefeßbüder, die aller- 
dings in manchen Einzelheiten fehlerhaft find, aber doch im Ganzen 
von der rihtigen Auffaflung des Duelles ausgeben!. 

Eine Angabe des Begriffes des Duelles wird von den 
Gelegbüchern gemieden, weil man fürchtet, durch eine Definition 
Schranken aufzuftellen, die mit der in der bürgerlicher! Geſellſchaft 
lebenden, dehnbaren Auffaffung des Duelles in Widerfpruch ges 
rathen könnten. Dennoch läßt fich diefer Begriff einfach fo for- 
muliren: 

Duell oder Zweikampf ift der zwiſchen zwei Perſonen ver- 
einbarte regelmäßige Kampf mit tödtlichen Waffen, zur Genugthuung 
für eine Ehrenkränkung. Ä 

Der Kampf muß ein vereinbarter fein. Man unterfcheidet 
dabet das verabredete Duell, zu dem die beiderfeitige Zuftim- 
mung ſchon vorher eingeholt wurde, und das Rencontre, bet 
welchem auf einen ſchnellen beiderfeittgen Entſchluß der Kampf 
fofort erfolgt. Auch das Nencontre trägt das Merkmal des 
vereinbarten Kampfes und tfi deshalb ala wahres Duell zu 
beurtbeilen. Dagegen fällt nicht mehr unter den Begriff des 
Duelles die f. g. Attade, d. b. der bewaffnete Angriff, mit dem 
Aufrufe zur Gegenwehr. Der Attadirte, der fich vertheibigt, han⸗ 
delt vielmehr Fraft des Noth wehrrechtes; der Angreifer hingegen - 
macht fich einer nach den gewöhnlichen Geſetzen zu beurtheilen«- 
ven Gewalt, Körperperlegung oder Tödtung ſchuldig. 


1 Bayern 1813 übergeht das Duell mit Schweigen. Ueber das Bayr. 
Duellmandatv. 1779 und über die afabemifgen Duellgejete Bayerns 
098. Braunmühla.a.D.5.67fgg. Bayern 1861, 162 handelt vom Zwei⸗ 
tampfe im Kapitel von ber „Sriedensftörung und Eigengewalt.“ 
Preußen 164 fgg. Täßt den Zweikampf unmittelbar auf die Verlegungen 
der Ehre folgen. Ebenfo das R.:.:B. Sachſen, Württemberg, Darm= 

abt, Hannover, Braunfchmweig und Thüringen ftellen ihn mit ber 
Selbfthülfe zufammen. Baden knüpft, wie Preußen, in ben 88. 326 fgg. 
ben Zweikampf an die Injurien und Berleumdbungen; Defterreich 
* 158 reihet ihn an die ſchwere körperliche Beſchädigung. Verſchieden- 
eiten in der Auffaſſung des Begriffes ſelbſt ſind aus dieſen Verſchiedenheiten 
der ſyſtematiſchen Stellung nicht herzuleiten. 
30* 
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Ohne tödtlihe Waffen geführt, büßt der Kampf den ehren- 
haften, edlen Charakter des Duelles ein; auch Stöde, Meſſer und 
Dolde find mit diefem Charakter unvereinbar. Nicht minder 
gehen die Kämpfenden über die Grenzen des Duellbegriffes bin- 
aus, wenn fie die vereinbarten Regeln des Zweikampfes ab- 
ſichtlich überſchreiten. Auch bier müſſen demnach, bei vorgekom⸗ 
menen Körperverlegungen oder Tödtungen, die gemeinen Strafen 
dieſer Verbrechen eintreten. 

Handelt e8 fih nicht um eine Genugthuung wegen der 
wirklich oder vermeintlich verlegten Ehre, fo tft der Kampf Fein 
Zweikampf im techniichen Sinne, da der Zweikampf nur in feiner 
Eigenſchaft' als Ehrentampf auf eine befondere ftrafrechtliche 
Behandlung Anſpruch bat. | 

Die Strafen des Zweikampfes find in der neueren geit 
milder geworden, theils weil man zu einem befjeren Verſtändniſſe 
des Charakters des Duelles gelangt ift, theils weil man fich über- 
zeugt bat, daß harte Strafgefete, welche in den Duellen nur Mord 
und Todtſchlag erbliden, wirkungslos bleiben. Das Preußiſche 
allgemeine Landrecht, noch fehr ähnlich dem Reichsgutachten 
oon 1668, drohte noch mit dem Schwerte und mit dem Rade, 
beftete das Bildniß des Entflohenen an einen Schandbpfahl, und 
ſtrafte felbit dann, wenn Feine Tödtung erfolgt war, mit zehn- 
jähriger bis lebensiieriger Seftungsftrafe, mit dem Verluſte des 
Adels und der Ehrenrechte; alles Beſtimmungen, die durch ber 
ftändig wiederkehrende Begnadigungen illuſoriſch gemacht wurden, 
wie dies das natürliche Loos aller terroriftifhen Strafgefege iſt!. 
Unter den neueren Geſetzbüchern ftraft nur no Hannover eine 
im Duelle erfolgte Tödtung mit dem Tode, und zwar aud nur 
unter der Vorausfegung, daß der Zweikampf auf den Tod eines 
Theiles verabredet war. Defterreich läßt bei ſchweren Ver⸗ 
Iegungen und bei Tödtungen ſchweren Kerker eintreten®, und 
Hannover läßt Ketten- und Zuchthausſtrafen zu“. Die ans 
deren Geſetzbücher verhängen Dagegen nur eine nicht entehrende 
Freiheitsſtrafe, gewöhnlich Feftungsftrafe, die in der That 
regelmäßig das angemefjene Strafmittel ift, fofern fie nur mit 


1 Allgem. Preuß, Landr. II. 20. 8. 268 fgg. 
2 ns 75. 
efterreich lem 
. Hannover zählt im dt 177 die Strafausmeffungsgründe auf. 
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dem gehörigen Ernſte vollzogen und in entſprechender Zeitdauer 
auferlegt wird. 

Zu ſehr bemeſſen die meiſten Geſetzbücher die Strafbarkeit 
des Duelles nach dem eingetretenen blutigen Erfolge. Behält 
man den Charakter des Duelles feſt im Auge, ſo können Ver⸗ 
wundungen und ſelbſt Tödtungen, als die mehr oder weniger zu⸗ 
fälligen Folgen des Zweikampfes, auf die Erhöhung der Strafe 
keinen ſo weſentlichen Einfluß üben. Selbſt die Verabredung, 
daß der Kampf nur mit dem Tode des einen oder anderen 
Theiles enden ſolle, iſt nicht ein beſonders ſchweres Gewicht in 
der Wagſchale der Gerechtigkeit; und ſehr beachtenswerth iſt die 
in den Motiven zum Entwurfe eines Strafgeſetzbuches für Baden 
ausgeiprodene Bemerkung, daß ſolche Verabredungen nur wegen 
der ſchwerſten Beleidigungen getroffen werden, und daß die 
Zahl der Duelle gewiß abnehmen würde, wenn mur diefe Art 
des Duelles üblich wäre!. 

Das Herausfordern und die Annahme der Heraus- 
forderung wird von mehreren Gejeßbüchern, au vom R.G.⸗B., 
als ein bejonderes Delikt behandelt?. Dies Delikt wird ftraflos, 
wenn das Duell freiiwillig wieder aufgegeben wurde. Es geht in 
das Duell auf, wern es wirklich zum Duelle kommt?. Sefun- 
danten, Zeugen und Aerzte flraft man gleichfalls nicht. Ihre 
Anwefenheit bürgt für die Ehrenhaftigleit des Kampfes, hält jede 
meuchlerifhe Färbung defjelben fern, fichert Die Beobachtung der 
Kampfesregeln und iſt in den meiften Fällen eine Pflicht der 
Freundſchaft und der Menfchlichkeit‘. Ein ohne Setundanten 


1 Demme, Annalen, Bd. XII. S. 400. 401. 

2 Defterreich 158. Preußen 164. Braunfhmweig121. Sadıfen 
1838, 209; 1855, 248. Bayern 1861,162. Die Herausforderung allein, 
aud wenn fie nicht angenommen wird, ift hiernach ſchon ftrafbar. 


8 Die Straflofigteit eines —— bon bem freiwillig abgeftanben 
wird, iſt ein allgemeiner Grund Beftaͤtigung für das Duell in 
manchen Ba 0. —— aut geiproden wird. Sachſen 1838 
—* — Braunſchweig 121. Thüringen 200. Preußen 167. 


« Die Stenflofigteit ber Selundanten, Be und zer te iſt aus⸗ 
Eee in ben en Sefepbüceen —— 1 ſens 953 ‚ Baden 
reußen erflärt dabei, 8 Kia Verfonen nicht 
verpflitet en ber den eabfhtigt en oder Ton ausgeführten Smeilampf 
Behörbe anders, als auf deren Aufforderung, Anzeige zu machen. 
biefelben Berfonen werden aber geftraft, wenn fie leid een um 
gweitampfe waren; vgl. Sachſen 1805, 266. 256. 257; Preußen 
aden a. a. 
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geführter Zweikampf ift jogar in höheren. Grade ftrafdar. Bil- 
ligung verdient auch die Beitimmung, daß die Kartellträger 
ftraflos fein föllen, wenn fie ernftlich bemüht geweſen find, den 
Zweikampf zu hindern!. Mit dem Beginn des Kampfes jelbit ift 
das Delikt vollendet, ohne Rüdficht auf den Erfolg. 

Erfahrungsmäßig tragen die Anreizer zum Duell fehr 
häufig den größten Theil dev Schuld. Neuere Geſetzbücher haben 
ihnen daher durch befondere Beitimmungen Strafen gedroht ?. 

Bei der Strafausmeflung darf die Macht der Standes- 
anſicht, welche die Duellanten zum Kampfe antrieb, nicht außer 
Anichlag bleiben. Officiere wird man deshalb am mildeften zu 
ftrafen haben. Die Standesanficht ift bei dem Officierftande in 
diejem Punkte noch jo mächtig, daß der Officier, deſſen Ehre ohne⸗ 
bin mwejentlich eine Waffenehre ift, oft nur die Wahl bat, fich zu 
Ichlagen oder abzubanten®. . 

Für Militärs beftehen bejondere Geſetze zur Beurtheilung 
des Biveilampfes *. 
Das R.⸗G.⸗B. ftraft 

1. die Herausforderung und die Annahme einer ſolchen 


1 Sachſen 1888, 200. Sachſen 1855, 254. ——— 
gegrgege 176. Braunfchweig 120. Breußen 173. Bayern 1861, 165. 


2 — en 1888, 210; 1855, 255. Württemberg 203. 205. Braun⸗ 
Immeig 1 Defterreic 163. Breußen 174. Thüringen 201. Die 

eberjchreitung der Kampfesregeln, dolo malo verübt, hebt den Be 
griff des Ehrenkampfes fofort auf, R.-G.-8. 8. 207. 

3 Bol. Kaiſer Wilhelms Verorbrung vom 2. Mai 1874 über die 
Ehrengeriäte der Dfficiere im Breußifchen Heere (Berlin bei Deder). 
Als ein Standesprivilegium darf man indeß das Duell nicht behandeln. 
Entfpricht der Kampf ben ge eſetzlichen Vorquoetungen fo tft er als Ehrenkampf 
zu beurtheilen, welchem Stande d bie Kimpfenden auch angehören. 

« Dppenhoff nimmt an, daß bie Lanbeögefeke Über dad Studenten⸗ 
duell buch $. 2 des Einf.-Gej. zum R.-©.:B8. aufgehoben find. Wendet mar 
biergegen ein, das Stubentenhuel fei fein ‚Dmeilampf im gefeglichen Sinne, 
weil es nicht mit „töbtlichen‘ Waffen ausgefochten werbe: jo würde dies, 
wenn e8 richtig wäre, nur babin führen, b —8 man bie gemeinen Geſetze über 
air erberlegun 2c. anzuwenden hätte. Daß man neben dem Art. II. des 

reuß. Stfgb. die akademiſchen Geſetze über das Stubenten- 
— v sche, war ein —— — der nich als Präcedenzfall für einen. 
neuen Mißbrauch angerufen werden Thatjählich ftraft man freilich 
diejenigen Stubentenduelle, bei —X wicht Zödtung ober bebentende Ber 
wundung borgeföunmen 52 immer noch lediglich mit den alabemifch 
(in Breußen mit Karcer bi? höch 4 Wochen). Bol. Preuß. 33 vom 
28. Dec. 1810 und vom ‚18. Nov. 1814. Geſetze für bie Stubirenben | u Berlin, 
1872, Seite 15, Anmerkung. Bingner und Eiſenlohr, —2 Straf⸗ 
recht 1872, Seite 27. Eine Befferung ift nur von ber Aufhebung der ganzen 
afabemifchen Gerichtsbarkeit zu erwarten. 
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. a) regelmäßig mit Feſtungshaft bis zu 6 Monaten 8. 201, 
b) bei Herausforderungen auf den Tod mit Feftungshaft von 
2 Monaten bis zu 2 Jahren $. 202. 

2. das Kartelltragen (d. i. Weberbringen der Herausfor- 
derimg) mit Feftungshaft bis zu 6 Monaten (wie den Fall unter 
1 a) $. 208; 

3. die Anreizung zum Zweikampf, wenn der Zweikampf 
ſtattgefunden bat, mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten 8F. 210. 

4. Der Zweikampf ſelbſt wird in der Regel mit Fe— 
ſtungshaft von 3 Monaten bis zu 5 Jahren geſtraft 8. 205. 

5. Tödtung im Zweilampf zieht 

a) in der Negel Feitungshaft nicht unter 2 Jahren, 
b) bei Berabredungen auf den Tod Feitungshaft nicht unter 3 

Sahren nach fich $. 206. 

6. Tödtung oder Körperverlegung mit vorſätzlicher Ueber⸗ 
fhreitung der Kampfesregeln verfällt den allgemeinen 
Strafgejegen über Tödtung oder Körperverlegung $. 207. 

7. Bei Zweikampf ohne Sefundanten kann die Strafe 
um die Hälfte, jedoch nicht über 15 Jahre, erhöht werben 
8. 208. 

Bei der Abſchätzung der Strafen darf der Richter nicht bloß 
die oft zufälligen Folgen, ſondern er muß auch die innerliche 
Seite des Duelles, die Motive und die ſich in der ganzen Hand⸗ 
lungsweiſe offenbarende Ehrenhaftigkeit veranſchlagen. Beſonders 
in den Fällen der Verabredung auf den Tod iſt zu beachten, ob 
dabei Bosheit und Haß, oder ob ein tödtlich gekränktes Ehrgefühl, 
vielleicht Rückſichten auf die Ehre der Mutter, der Gattin, der 
Braut oder einer Schweſter zu Grunde liegen. 


Zuweiter Hanptabſchnitt. 
Sechzehnter Abſchnitt. 
Verbrechen und Vergehen wider das Leben. 
(R.-G.:B. 88. 311-222.) 

Gefehlihe Anordnung: 1) Tödtung, nämlid a) Mord 
$. 211, b) Todtſchlag 88. 212—215, c) Tödtung eines Ver⸗ 
langenben $. 216, d) Rinbestödtung 8. 217, e) fahrläffige 
Tödtung $. 222; Dhtreibung Sk 218—220; 3) Ausfegung 
$. 221. er 
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Erfter Titel. 
Tödtung. 
(R.-G.-8. 88. 211— 217. 222.) 

Ueber die Tödtung eines Verlangenden giebt ſchon unfer 
allgemeiner Theil $. 83 Aufihluß. Was über fahrläffige Tödtung 
zu jagen ift, verbindet fich paſſend mit den Bemerkungen über den 
allgemeinen Thatbeitand der Tödtung. Dagegen ift aus hiſtori⸗ 
jchen Gründen den qualificirten Tödtungen eine eigene Rubrik 
anzumetjen. 


L Einleitung. 


Dem älteften Römiſchen Rechte galt die Ermordung eines 
freien Römers als Perduellio, als ein Staatsverbrechen. Die 
politiſche Seite trat bier ftarf hervor; der Staat verlor einen 
Bürger; daß ein Menſch fein Leben einbüßte, ſcheint als das 
Geringere betrachtet worden zu fein ?. 

Für die Spätere Zeit des Römiſchen Rechtes find zwei 
Geſichtspunkte zu unterfcheiden. Der eine ift der privatredt- 
Lihe der Lex Aquilia, der andere der ftrafrehtliche, von dem 
die Lex Cornelia de sicariis und die Lex Pompeja de parri- 
cidiis ausgeben. 

- Sm der Lex Aquilia wird von der Tödtung eines Sklaven 
gehandelt. Der Sklave tft fein Rechtsfubjelt, jondern ein Ver⸗ 
mögensgegenftand. Die Lex Aquilia behandelt demnach bie 
Tödtung des Sklaven nur als eine Vermögensverlegung, al 
ein Damnum injuria datum, dag civilrechtliche Folgen nad ſich 
zieht. Bei Bermögensverlegungen fommt es aber weniger auf den 
Willen, als auf den angerichteten Schaden an; für den Schaden 
hat man aufzulommen, nicht für feine Abſicht. Darum fieht die 
Lex Ani vorwiegend auf den Erfolg. Man fonnte zwar 

Egger, über Mord und b Robtichlag, Sumbaput u gi { snbau be 
Stuttgart 1838. "Zemme, bie 8 re bon der * 
Leipzig 1839. Mittermater im iv für $ Pa Seh II. 1 
&. 141, ©. er neh Ichreeih ). Sal ner, Efem I 8.19. Berner, 
ee ‚&1. ge Igenborff, De im Gans. 8. II. ©. 


& 
(1834), &. 492 fgg. Boden en, —ã— — 
a At, die Berbuellio unter je öm. Königen, 7 Ber Geib, Sehe L 
Hälſchner, Syſtem 1.6.1 
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auch mwegen der Abficht zu tödten, oder wegen bloßer tödtlicher 
Verlegung belangt werden: aber nur wenn der Tod des Sklaven 
wirklich erfolgt war, durfte man aus dem erften Kapitel der 
Lex Aquilia, da$ von den Tödtungen handelte, feine Klage ber- 
leiten !. 

Umgefehrt überwiegt in der L. Cornelia de sicariis die 
Rüdfiht auf den Willen; ja es beißt fogar ausdrücklich: „In 
lege Cornelia dolus pro facto accipitur.“ In ihren Straf- 
drobungen gebt Die Lex Cornelia weit über die vollendete, jelbft 
weit über die au nur verfuchte Tödtung hinaus. Sie umfaßt 
Lebensgefährdungen aller Axt, auch bloße Borbereitungshandlungen 
zur Tödtung, 3. B. den Anlauf von Giften, das Auflauern, doloſe 
Branditiftung mit Lebensgefährdung. Sie ftraft jede Handlung, 
aus der die entferntefte Abſicht zu tödten hervorleuchtet, der 
vollendeten Tödtung gleih?. Dagegen läßt fie die fahrläffige 
Todtung ftraflog, jelbft wenn die Fahrläſſigkeit den höchften Grad 
erreichte: nec in hac lege culpa lata pro dolo accipitur?. Doc 
wurden allerdings in der fpäteren Kaiſerzeit auch fahrläffige 
Tödtungen, nad) der Analogie der Lex Cornelia, extra ordinem 


geitraft *. Ä | 
Auf die Lex Pompeja de parricidiis ift erft weiter unten 


einzugeben. — 


1L.2. Pr- D. ad leg. Aquil, (9, 2). 

3 L.1. D. ad leg. Corn. desic.: „Lege Cornelia de sicariis et vene- 
ficis tenetur qui hominem occiderit; cujusve dolo malo incendium 
factum erit; quive hominis occidendi furtive faciendi caussa cum telo 
ambulaverit; quive,cum magistratus esset, publicove judicio prae- 
esset, operam dedisset, quo quis falsum judicium profiteretur, ut 
quisinnocens conveniretur, condemnaretur. $.1. — qui hominis 
necandi caussa venenum confecerit, dederit; quive falsum 
testimonium dolo malo dixerit, quo quis publico judicio rei capitalis 
damnaretur; quive magistratus judexve quaestionis sub capitalem 
caussam pecuniam acceperit, ut publica lege reus fieret.“ L. 7. 
D.h. t.: „In lege Cornelia dolus pro facto accipitur: nec in hac 
lege lata culpa pro doloaccipitur. Quare si quis alto se praeci- 
pitaverit et super alium venerit eumque occiderit; aut putator ex arbore, 
cum ramum dejicerit, non praeclamaverit, et praetereuntem occiderit: 
ad hujus legis co&rcitionem non pertinet.“ gl. dagegen L.1.8.5.D. 
e0d.L. 16.8.8. D. de poenis (48, 19). Coll. legg. Mos. et Rom. tit. 1. 
&. 11. — Ueber die Strafe ber Lex Corn. de sic. T. 88.5. eod.: „Legis 
Corneliae de sicariis et veneficis poena in insulam deportatio est, et 
omnium bonorum ademptio. Sed solent hodie capite puniri, nisi hone- 
stiore loco positi fuerint, ut poenam legis sustineant; humiliores enim 
solent 8 —— objici, altiores vero deportantur in insulam.“ 

. Rote 2, 
4 Bol. Note 2. Rein S. 415 fag. 
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Nah den Germaniſchen Volksrechten mußte, der Regel 
nah, für die Tödtung eines Menſchen deſſen Wergeld entrichtet 
werden. Seroorgehoben wird aber das Murdritum, bei dem die 
Leiche verftedt oder verbrannt worden war, als eine argliftige, 
meuchlertfche, und darum bejonders ſtrafwürdige That, die mit 
dem dreifachen, ja jelbit mit dem neunfachen Wergeld gebüßt 
wurde?. Der Gegenfat der offenen und der heimlichen Töd- 
tung, des Todtichlages und des Mordes im alten Sinne, lebt in 
den fpäteren Quellen fort’. In der Karolina erfcheint er 
zwar modificirt, fpiegelt fich aber noch jehr Tenntlich in den Strafen 
ab, indem der Todtichläger mit dem ehrlichen Kampfwerkzeuge, 
dem Schwerte, Dagegen der Mörder mit dem jchimpflicden Rade 
gerichtet werden joll*. 

Wenn die Keime der unterfchiedenen Begriffe von Mord und 
Todtichlag im Deutſchen Rechte ſchon früh erfichtlich find, jo ftand 
es doch in der älteren geit jchlecht um die Unterfcheidung der 
abjichtlihen und der fahrläffigen Tödtung. Für die fahr- 
läffige Tödtung mußte, wie für die abfichtliche, das volle Wergeld 
entrichtet werden; ja es wurde dieſes fogar für die zufällige Töd- 
tung gefordert. 

Die Karolina verntittelt den’ abftraft objektiven Standpunft 
der Lex Aquilia mit dem abftraft fubjeftiven Standpunkte dev 
Lex Cornelia: fie berüdfichtigt gleichmäßig die Willengfeite und 
die Thatjeite. Gerade die Tödtungen werden von ihr ungewöhn- 
lich forgfältig und ausführlich behandelt, die Schuldgrade genauer 
unterfchteden, die alten Deutihen Gewohnheiten und das Römiſche 
Necht gehörig benutzt. Dies ift für das gemeine Deutide 
Recht um fo wichtiger, als von dem Römischen Rechte in diefer 


1 Wilba ©. 686 fgg. 366. fgg. 

2 Beiden Franken mit bem beeifagen, bei ben anbesen Böltern 

. mit dem neunfachen zuergele. L. Sal. XLI XV.L. Ban 
XVII. 2.8.1.3. L. Fris. XX. 2. L. Saxon. IL. „ L. Ron 14. Wilde 

©. 707 {ee 3 nienbrüggen, Strafr. ber Sangobarben, S. 61. 62 Derfelbe, 


8 * iht, Dftfriefifches Sanbredt, Buch 3, Rap. 91, Seite 79. 
Schwsp. (Safer ) 1742. Ssp U — Kuprechis von 
En ingen, Bud 2, Kap. 1 Eos. 2 fe (Mußgabe bon Maurer 

u) — Blenbaum, — Fer Kr. XUL. &. 410 fo. 
. Sax. XII. 1-5, Fris, addit. tit. III, c. 69. L. Rotbar. 144, Mb» 
308. fern 316. 327.389. L. Angl. X. 8: ‚Qui nolens, sed casu quO” 
libet, hominem vulneraverit vel occiderit ; composifionem legitimam 
solvat. 
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Lehre Fein unmittelbarer Gebrauch gemacht werden kann. Denn 
die den Erfolg vernacläffigenden Anordnungen der Lex Cor- 
nelia de sicariis fann man nicht anwenden, meil fie dem Deut- 
ſchen Grundfate über den Anfangspunft der Strafbarkeit wider- 
fpredden; und die Lex Aquilia tft nicht minder unanwendbar, 
weil fie rein privatrechtlicher Natur ift, weil wir feine Sklaven 
mehr haben, weil endlih Schwarzenberg fie, in feinen Beftim- 
mungen über fahrläſſige Tödtungen, bereit$ zur Genüge ausge- 
beutet hat. Das gemeine Recht ruht daher bier faft ausschließlich 
auf der P.⸗G.O. 

Die gemeinrechtlihde Grundlage hat fih in den neueren 
Geſetzbüchern erhalten. 


DO. Allgemeiner Thatbeftand. 


a) Straflos ift nach gemeinem Nechte, unter gewiſſen Bes 
dingungen, Derjenige, der einen auf der That ertappten Ehebrecher 
tödtet. 

Nah dem fpäteren Römischen Rechte ftebt dem Ehemanne 
nur die Tödtung des Chebrechers, aber nicht die der Frau zu. 
Der Vater darf hingegen den Ehebrecher nur tödten, wenn er 
zugleich auch feine Tochter tödtet?. 

Weshalb diefe Verſchiedenheit in den Befugniffen des Vaters 
und denen des Ehemannes? Das neuere Römiſche Recht hat 
dadurch, in einer ſehr durchdachten Weije, die früher viel aus 
gedehntere Tödtungsbefugniß beichränten wollen. Es hat dem 
Bater, wie dem Ehemanne, gleichſam einen pſychologiſchen Hemm- 
ſchuh angelegt. 

Der Vater darf den Ehebrecher nicht tödten, wenn er nicht 
zugleich ſeine eigene Tochter tödten will. Das Verhältniß des 
Vaters zur Tochter beruht auf einem natürlichen Bande, und 
dieſes natürliche Band wird auch durch den Ehebruch nicht zer⸗ 
riſſen. Die Tochter bleibt, trotz des Ehebruches, ſein Kind, ſein 
eigenes Fleiſch und Blut. An dieſem natürlichen Bande ollte 
der Vater auch von der Tödtung des Ehebrechers zurückgehalten 


1 Auch den Ehebrecher ſollte ber Mann nur dann tödten, pen bet Ehe: 
preger der ge ngen Standes oder infam war. L. 22.8.4. L. 24. L. 88.5.9 
de adulter. Coll. IV, 8,12. Paull H. 6, 4 
8 Coll. IV. 2. Paull. IL, 16,1. L. 13, pr. D.ad. eg, Jul. de adulter. 
Matthaeus, de crim. ad lib. 48, D. tit. 3, cap. 3, no 
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werden; e8 jollte den Bater die Verpflichtung, die Tochter mit zur 
tödten, auch zur Verſchonung des Buhlen beftinmen. 

Das Verhältniß des Mannes zu feiner Frau haftet Dagegen 
an einem fittlihen Bande, welches Fein urfprüngliches, auf der 
Blutseinhett ruhendes und deshalb unlösbares iſt. Dies fittliche 
Band, welches den Mann an die Frau Tnüpft, wird durch den 
Ehebruch zerſchnitten. Es wird daher für den Mann nicht mehr 
ein Abhaltungsgrund der Tödtung der Frau fein. Darum glaubte 
man den Mann durch ein ausdrüdliches Verbot an dieſer Tödtung 
hindern zu müflen!. 

Damit die. Tödtung ftraflos ſei, muß fie auf der Stelle 
vollzogen werden; d. h. die erſte Wallung des empörten Gefühles 
ſoll hinzukommen, um die Handlung ganz zu entichuldigen ?. 

Bon der Karolina find diefe Römtichen Beftimmungen auf- 
genommen worden, und zwar ohne die daran baftenden Römiſchen 
Einſchränkungen. Daß Affekt zur That getrieben haben müſſe, 
liegt ſchon im Geifte der Römtihen Sagungen und muß nad) ge⸗ 
meinem Rechte unbedingt zur Vorausſetzung der Straflofigfeit 
gemacht werden ?. 

Ohne dem gerechten Affelte des gefränkten Gatten die gebüb- 
rende NRüdficht zu verſagen, haben doch die neueren Gefeh- 
bücher den Grundjah der Straflofigfeit nicht angenommen. 
6) Objekt des Todtungsverbrechens ift nur der lebende und 
nit monftrofe Menſch. An einem Leihname ift nicht ein- 
mal ein Tödtungsverfuh möglich, auch wenn ihn der Thäter für 
lebend hält; ebenfowenig an einem Thiere, welches der Thäter 
für einen Menfchen hält. Desgleihen kann das Verbrechen nicht 
verübt werden gegen eine Mißgeburt, d. h. gegen eine von ber 
normal menſchlichen Bildung gänzlich abweichende, eine menſchliche 
Perſonlichkeit nicht in ſich ſchließende Leibesfrucht. Gemeinrechtlich 
tft die Tödtung einer Mißgeburt felbft dann nicht ftrafbar, wenn 


1 D. u Ban, Unterfuchungen, ©. 157 fgg. Matthaeus, de crim. ad lib. 


3 „in onen “ na L. 23. 8.4 D. et. cit. Nach Ulpian „prope 
uno icto et uno impetu“; Quinct. III 

3 Bon bloßer N: * ei mie ni t bie onatı 1 
dern von Strafaufbebung N ter, 2 450 fgg., 
woſelbſt auch die Nothwendigkeit Der —— —2 und die 
Pe der Römiſchen Beſchränkungen bed Tödtungsrechtes nach= 
gewieſen wird 


48. D 
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fie ohne Vorwiſſen der Obrigkeit erfolgte!. Aus fiherheitg- 
polizeilichen Nüdfichten haben indeß manche Geſetzbücher die 
Tödtung an die Bedingung der obrigkeitlichen Erlaubniß gefnüpft, 
und für den Fall, daß diefe Erlaubniß nicht eingeholt worden ift, 
eine leichte Geld⸗ oder Gefängnißftrafe angeordnet?. Das R.-G.-G. 
ſtraft nicht. 

y) Das Verbrechen der Tödtung kann ſowohl abſichtlich, 
als fahrläſſig begangen werden. Bei der hohen Bedeutung des 
Lebens iſt es unmöglich, die Fahrläſſigkeit ſtraflos zu laſſen. Das 
gemeine Recht ſtraft indeß fahrläſſige Tödtungen nur arbiträr, 
weil die P.⸗G.O. die Feſtſtellung der Strafe dem Rathe der Rechts⸗ 
verftändigen überlaflen hat?. Bon den neueren Geſetzbüchern 
wird unterſchieden, ob der Thäter durch feine Fahrläſſigkeit eine 
bejondere Berufspflicht verlegt habe oder nicht. Im erſteren Falle 
tritt eine längere, tm lebteren eine kürzere Gefängnißitrafe ein. 
Größere Strenge wird geübt, wenn die fahrläffige Tödtung die 
Folge einer vorſätzlichen Körperverlegung war. Diefen Fall ftellt 
man indeß jett, da bei ihm die vorfätliche Körperverlegung das 
ſchwerere und die fahrläffige Tödtung das leichtere Deltkt tft, nach 
den Grundfäten über ideale Konkurrenz nicht unter die Tödtung, 
fondern unter die Körperverlegung. Für die blos fahr- 
läſſige Tödtung droht das R.-G.-B. $. 222; | 

1) im Allgemeinen Gefängniß bis zu 3 Jahren, 
2) bet verletter Amts3-, Berufs- oder Gewerbspflicht Gefängniß 
bi3 zu 5 Jahren. (Vgl. Bundes-Gewerbe-Drdn. $. 143 fgg.) 

6) Der erfolgte Tod muß, wenn vollendete Tödtung ange⸗ 
nommen werden fol, die zurehenbare Wirfung der Verlegung 
gewejen fein; oder mit anderen Worten: der Tod muß 1) mit der 


11.14. D. de statu hom. L. 88. D. de V.S. Kein gemeinrechtliches 
Seiet berechtigt bier auch nur zu einer Boltzeiftrafe, doch haben ſich mande 
emeinrechtliche yueifien für die Beftrafung ausgeſprochen, wie namentlich 
chon Duiftorp I. 8. 217. und Tittmann, Hanbb. I. $. 145. 
3 Ein Berbot der eigenmächtigen Tödtung von Mißgeburten enthält 
ge das Allgem. Preuß. Landr. J. J. 55 17.u.18. Nach dem Strafgefekb. 
r Braunſchweig tritt, wenn bie obrigkeitliche Genehmigung nicht vorher 
eingeholt wurde, Gefängniß bis zu 6 Wochen, oder verhältnigmäßige Geldbuße 
ein; $. 150. In Württemberg ift eine obrigkeitliche Genepmigung gar 
nit nörpie: Qufnagel Komm. Band IL S. 5 fgg. und Strafgefegb. mit 
Anm. ©. 220. Die anderen Geſetzbücher alten wenigſtens Feine 
Strafbefiimmungen, und in Preußen glaubte der Stantsrath die Miß⸗ 
geburten gerabe dadurch am beiten gefichert, wenn an ihre Töd— 
tung garnicht durch Geſetze erinnert werde. 
® — Art. 146. 147. 
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Verlegung im Kaufjalzufammenhange ftehen und es muß fidh 
2) durch diefen Kauffalzufammenhang jener Schuldzujammen- 
bang hindurchziehen, der den Richter ermächtigt, den durch Die 
Verlegung bewirkten Erfolg auf Böswilligkeit oder Fahrläffigfeit 
zurüczuführen. (gl. 88. 90 und 91 diefes Lehrb.) 

"ad 1. Den Kaufjalzufammenhang haben die Aerzte zu 
ermitteln. Die entjcheidende Frage geht aber nur dahin, ob der 
Tod die Wirkung der Berlekung, ob alſo die Berlekung bie 
Urſache des Todes geweſen ſei!. 

Urſache und bloße Veranlaſſung ſind dabei genau zu unter⸗ 
ſcheiden. Hat eine Verletzung den Verletzten zu einer ſinnloſen 
ihn tödtenden Handlungsweiſe, oder hat ſie die Aerzte zu einer 
widerfinnigen, den Tod herbeiführenden Kur beſtimmt, jo iſt fie 
nicht Urſache, fondern nur Veranlajfung des Todes. 

Der Kauſſalzuſammenhang von Verlegung und Tod wird 
dagegen nicht unterbrodden, wenn der Sandelnde, nachdem er 
den äußeren Urfaden die Richtung auf den Erfolg ge- 
geben, das Weitere nur gejchehen Läßt; 3. B. wenn der Han- 
delnde, nachdem er feinem Feinde vergiftete Speiſe In deſſen Speife- 
ſchrank gefett hat, es abwartet, daß der Feind jelbft die Speife 
nehme; oder wenn ein gejchidter Schwinmer einen ungejchidten 
durch verlodende Vorſpiegelungen und unter dem feierlichen Ver⸗ 
fprechen, ihn nöthigenfalls zu retten, gerleitet bat, in ein gefähr- 
liches Wafler zu geben, und ihn dann ruhig untergehen läßt; oder 
wenn eine Hebamme, welche die Nabelſchnur abgefchnitten bat, 
diejelbe nicht unterbindet und das Kind verbluten läßt. In allen 
ſolchen Fällen des Gejhhebenlafiens, nachdem man pofitin ge⸗ 


1 Der Artikel 147 B.-.-D. fordert ärztliches Gutachten über bie 
töbtende Wirkung. Im Anfchluffe an diefe Beitimmung entwidelte fich die von 
denneueren Geſetzbüchern mit Einftimmigfeit vermorfene Theorie von der 
berjätebenarsigen Tödtlichkeit der Berlegungen, — eine Theorie, 
der bejonderd Sarpzom huldigt, die aber ſchon von Böhmer (ad Carpz. qu. 
25. obs. 2.) gum eil abgeworfen wurde. Das Geichichtliche bei Jarde, 
Bd. II. ©. 208. Bayhyern 1814, 143; 1861, 233. Sachſen 1838, 120; 
1855, 38 (enthält eine allgemeine, nicht bloß auf Aöbtung Dep gliche Be: 
ftimmung über den Raufialufommenhang). Dürtiemberg . Braun: 
Ihweig154 Hannover 226. Darmftadt 251. Baden Thüringen 
118, Preußen 185. Defterreich 134. — Stübel, über den Thatbeftand, 
88. 6—165. — Das R.⸗G.⸗B. hat den vom Kauffalzufammenhange bei Töb- 
tungen handelnden $. 185 des Preuß. Strafgejehb. nicht aufgenom= 
men; in der That tft bie in diefem $. enthaltene Wahrheit bereit bergeftalt 
Dem ingut geworden, daß fie nicht mehr im Geſetz ausgeſprochen zu werben, 

raucht. 
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handelt hat, kann von bloßer Unterlaſſung nicht die Rede fein. 
Ein bloßes Geſchehenlaſſen bildet den Abſchluß der meilten Be⸗ 
gehungen; denn ber Begehende pflegt den Naturlauffalismus 
nur bi8 zu dem Punkte zu bringen, wo er ihn mit Sicherheit fi) 
felbft überlafien Tann; und jelbft wer einen Schuß auf den Gegner 
abfeuert, läßt es nur geſchehen, daß die Kugel fliegt, den Geg⸗ 
ner durchbohrt und mittelft der Wunde das Leben aufhebt!. 

Der Kauſſalzuſammenhang wird nicht unterbrochen, wenn die 
tödtliche Wirkung der Verlegung zwar duch jchnellere und 
gefhidtere Hülfe hätte abgemwendet werden können, aber. nicht 
abgewendet worden if. Man kann hingegen die Verlegung nicht 
mehr als Urſache des Todes betrachten, wenn eine pojitiv ſchäd⸗ 
liche ärztlide Behandlung in der Weiſe gewirkt oder wenig⸗ 
ſtens mitgewirtt hat, daß ohne ſie der Tod nicht einge» 
treten wäre. 

Der Kauflalzufammenhang wird nicht unterbrochen, wenn die 
Berlegung nur wegen der eigenthümlichen Leibesbeichaffen- 
heit des Getödteten, oder wegen zufälliger, die Wirkjamfeit der 
Handlung begünftigender Umftände den Erfolg herbeigeführt hat; 
aljo 3. 8. nur deshalb, weil der durch einen Schlag Getödtete einen 
befonders dünnen Schädel hatte; oder weil der zu Boden Ge- 
mworfene Dicht neben einem Abgrunde ftand. Er wird aber ab- 
‚ gebrochen, wenn eine der Handlung fremde Urſache den Erfolg 
vorwegnimmt; 3. B. wenn dem Verwundeten von Ungefähr ein 
Felsblock auf den Kopf ftürzt. 

ad 2. Steht der Kauſſalzuſammenhang feit, jo it damit 
noch gar nicht über die Zurechnung des bewirkten Erfolges ent- 
ſchieden. Diefer Erfolg war vielleicht nicht beabfiähtigt. Oder er 
it jogar ein fo ungewöhnlicher, daß ihn auch ein aufmerkſamer 
Menſch nicht ahnen konnte. Dann kann er, troß des erwieſenen 
Raufialzufammenhanges, nicht zugerechnet werden ?. 

1 ⸗ 
von „Unterlaffen eine bat m Hefem Sinne Auerft &lafer gebraucht, I 
feinen Abhandl. S. 312. Bl. Aug, Kommentar II. 66. u 

3 Die körperliche Beichaffenbeit kann eine jo abnorme fein, daß eine leichte 
Ohrfeige tödtet. Es ift ferner vorgelommen, daß das Umſtoßen eines 
Menſchen mit der flachen danı ben Tod bewirkte, weil ber Getöbtete an 
ber Gehirnwaſſerſucht litt und das Umfallen jefort den wäflerigen Schlagfluß 
berbeiführte: Defterr. Gerichtögeitung 1858, 518 fgg.; Temmes Archiv 
VI. 208. Gin intereflanter Kindesmord, wo Schuld und Zufall zuſammen⸗ 


wirkten und wo troß der Abficht zu töbten und troß bes eingetretenen Todes 
bloßer Verfuch angenommen werben Fönnte, in Temmes Archiv VI. ©. 216. 
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Es ift wichtig, die Frage nach dem Kauſſalzuſammenhange vor 
der Frage nad dem Schuldzufammenhange ftreng zu trennen. 
Sm der Praris vermiſcht man beide Fragen mitunter und glaubt 
durch die Beantwortung der einen ſchon die andere beantwortet zu 
haben. Dabei kann die berechtigte Anordnung der neueren Geſetz⸗ 
bücher, daß e8 nit Darauf anfomme, ob die Verlegung nur 
in concreto oder per accidens tödtlih war, oder ob ihr Erfolg 
hätte gehindert werden können, zu verhängnißoollen Fehlgriffen 
verleiten; auf den Nachweis des Schuldzufanmenhanges kommt 
es immer nod an. 


II. Mord und Todtſchlag. 


Es handelt fih um die gewollte Tödtung. Die gemein- 
fame Grundlage von Mord und Todtihlag ift der Vorſatz. 
Auf diefer Grundlage ſuchte das altdeutiche Recht den Unterfchied 
beider Begriffe in der Ausführungsart. Das neuere Recht 
ſucht ihn aber in der fubjeltiven Seite der Handlung, in der 
Eintheilung in Praemeditatio und Impetus!. Aus der Perfpel- 
tive diejes Standortes öffneten ſich den Gefebgebern zwei Ge- 
dankenreihen. 1) Die erfte derfelben beftand aus den Kombina⸗ 
tionen, welche aus der pofitiven oder negativen Formulirung 


— — — — — 


1 Bel joor bie CCC. Art. 137, wo unter bem Tobtichlag hauptſächlich 
die im Affekt verübte Tödtung veritanden wird. Daß aber der Begriff des 
Todtfchlages nach der CCC. auch fahrläffige Tödtungen umfaßt, beweifen be= 
fonders die Artifel 138 und 149. Die Grenze zwifchen Mord und Tobtichlag 
blieb noch lange zweifelhaft. Im Allg. Brous. ande. JI. 20. $. 806 beißt 
ed: „Wer in der feindſeligen Abficht, einen Anderen zu beichädigen, 
folche Ganbungen unternimmt, woraus nach dem gewöhnlichen, allgemein 
oder ihm felbft befannten Laufe der Dinge, der Tod beflelben erfolgen mußte, 
und ihn dadurch pirtu⸗ tödtet, hat als zoo atüger die Strafe des 
Schwertes verwirkt.” Aehnlich Defterreich 1805, 1. 8.123, und Deſter⸗ 
reich 1852, 8. 140: „Wird die Handlung, wodurch ein Menſch um das Leben 
kommt, zwar nicht in ber Abficht ihn zu töbten, aber doch in anderer feind= 
feliger Abficht ausgelibt, fo Pr das Verbrechen ein Todtſchlag.“ Alle 
Deutſchen Geſetzbücher feit 1813 nehmen aber an, daß fich der Mord zum 
Tobtichlage verbalte, wie bie Praemeditatio zum Impetus. Auch Frank⸗ 
reich und England ie auf diefem Standtpunkte, legen indeß mehr als 
Deutihland Gewicht auf das der Ausführung vorangehende Ueberlegen. 
Del. otive zum Nordd. Entw. ©. 109. Dieſe Uebereinftimmung beweiſet 
indeß weder, daß thatfächlich „da8 Moment der Leberlegung nur in den jelten- 
ften Fällen Schwierigleiten mache”, noch daß es fich gelegeberifch rechtfertige, 
„von dem Borhandenjein dieſes Moments die Todesſtrafe abhängig & machen.” 
Sie beweifet nur, daß das Gefammtdenten in Europa den Standpunkt 
unſeres Geſetzbuches nicht en bat. Aber Erfahrung (und zwar 
ungzweifelbafte) und Wiſſenſchaft gehen bereits über diefen Standpunkt 
hinaus. Wir verweifen auf die folgende Darftellung. 
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der Begriffe von Mord und Todtichlag entſtehen. 2) Die zweite 
beftand aus den Kombinationen, welche ſich auf das Hervortreten 
von Praemeditatio und Impetus vor oder bei der Ausführung 


ehen. 

Ad 1 tft dreierlei moglich. 

a) Man kann ſowohl den Mord, als auch den Todtichlag 
pofitio defintren, indem man jenen dur) das Merkmal des Vor- 
bedachtes, diefen durch das Merkmal des Affektes charakterifirt. 

b) Man kann das poſitive Merkmal auf den Todtichlag 
beſchränken, indem man den Todtichlag durch das Merkmal des 
Affektes harakterifirt, vom Vorbedacht aber bei dem Morde 
Tchweigt, jo daß man jede ohne Affekt verübte vorſätzliche Tödtung 
ſchlechtweg als Mord gelten läßt. 

c) Man kann das pofitive Merkmal auf den Mord be» 
ſchränken, indem man den Mord dur das Merkmal des Vor⸗ 
bedachtes harakterifirt, vom Affekt aber bei dem Todtichlage ſchweigt, 
ſo daß man jede ohne Vorbedacht verübte vorjäglihe Tödtung 
ſchlechtweg als Todtichlag gelten läßt. 

Der pofitiv formulirte Begriff wird jedesmal zu einer gejeß- 
ih ausgezeichneten Art vorfäglicher Tödtung, wogegen der gar 
nicht beſonders oder doch nur negativ formulirte Begriff die Stel- 
bung der Normalform vorfäklider Tödtung gewinnt. Ad a 
löſet fich die Normalform in zwei gleichberechttgte Arten auf; ad 
b tft der Mord die Normalform, nur der Todtichlag eine gejehlich 
ausgezeichnete Art; ad c ift der Todtichlag die Normalform, nur 
der Mord eine geſetzlich ausgezeichnete Art. 

Es fragte fih, welchen Weg die Gefebgebung auf dieſem 
Boden einichlagen ſollte. Dabei haben Rüdfihten auf den Be- 
weis und auf dag In dubio mitius den Ausſchlag gegeben. 

Faßt man beide Begriffe pofitto, jo entfteht die Möglichkeit, 
daß eine erwieſene vorfägliche Tödtung fih weder unter Mord 
no unter Todtſchlag einordne, weil ſich weder Vorbedacht noch 
Affekt nachweiſen läßt. Man muß fich daher darauf beichränten, 
nur einen von beiden Begriffen pofitiv zu fallen, jo daß alle 
Fälle, in welchen das pofitive Merkmal nicht erwieſen tft, unter 
den negativen Begriff fallen. Die Frage befchräntt fi hiermit 
Darauf, ob nur der Mord oder ob nur der Todtichlag pofitio zu 
formuliren ſei. Faßt man nur den Todtſchlag pofitiv, jo iſt 
dies zwar inſofern rationel, als der Affeft im Grunde nur ein 
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erceptionelleer Milderungsgrund ift; allein man vermehrt durch 
diefe Faſſung die Zahl der Fälle, in denen Mord angenommen 


und aljo auf Todesftrafe erfannt werden muß. Faßt man nur. 


den Mord pofitiv, fo tft dies zwar infofern irrationell, als der 
Vorbedacht im Grunde die regelmäßige Geftalt des Vorſatzes ift; 
allein man verringert durch diefe Faſſung die Zahl der Todes- 
urtbeile, weil nun überall, wo der Vorbedacht nicht ausdrücklich 
nachgemiefen ift, nur wegen Todtſchlags verurtheilt werden kann. 
Für diefe legte Methode bat fi dag R.-G.-B. entfchieden. Mit 
Net. Denn wenn der Beweis einen Zweifel übrig läßt, ob 
Mord oder Todtihlag vorliege, fo muß man Todtſchlag an- 
nehmen. Diefer Sag würde auch nah Abſchaffung der Todes- 
ftrafe noch für die eben genannte Methode ſprechen. Sie führt 
aber allerdings zu einer Verſchiebung der natürlichen Begriffs- 
grenzen von Mord und Todtihlag und eben dadurch zu manden 
Schiefheiten und Schwierigkeiten. 

In den 88. 211 und 212 des R.G.⸗B. wird zunädft der 
Mord als die vorjägli und mit Ueberlegung, fodann der 
Todtſchlag als die vorfäglid, aber nit mit Ueberlegung 
ausgeführte Tödtung definirt. Hiernach iſt Todtichlag die Nor⸗ 
malform vorſätzlicher Tödtung, alſo ſchlechtweg die vorjägliche 
Tödtung. Das „nit mit Meberlegung‘, als ein nur negatives 
Merkmal, ift gar nicht befonders nachzuweiſen, jondern die Frage 
nach der Eriftenz eines Todtſchlages ift bereits bejaht, jobald eine 
vorſätzliche Tödtung nachgewieſen tft. Dagegen bedarf das „mit 
Weberlegung” einer bejonderen und ausdrüdlihen Feftftellung. 
Bis diefe zu Stande gelommen tft, bleibt die Präfumtion ftehen, 
daß bloßer Todtichlag, d. h. vorſätzliche Tödtung ohne den er⸗ 
ſchwerenden Umftand der Ueberlegung, vorliege. Erſt der 
Nachweis, daß zu der Vorfäglichfeit noch die Weberlegung hinzu⸗ 
gekommen jet, begründet die Annahme des Mordes, als einer 
gejeglich ausgezeichneten Art vorſätzlicher Tödtung. 

Somit bleibt allerdings der pofitive Sat ftehen, daß da, 
wo der Affelt bewieſen ift, nur Todtſchlag angenommen werden 
darf. Es fommt aber der negative Sat hinzu, daß auch da, wo 
der Affekt nicht bewieſen ift, Todtichlag angenommen werden muß, 
wenn die Ueberlegung nicht bewieſen ift. 

Ad 2 kommen folgende Punkte in Betradt. 

a) Der Todtichlag ift vorjägliche Tödtung. Er ſetzt auch 


a 
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eine auf den tödtlichen Erfolg gerichtete Abficht voraus und 
unterſcheidet fih dadurch von der vorfätlichen Körperverlegung 
mit tödtliher Folge ($. 226). Vorſatz und Abficht find ohne 
Ueberlegung nicht möglich: das „nicht mit Weberlegung” bezeichnet 
daher nicht die Abweſenheit aller Ueberlegung. 

b) Der Gefeßgeber vermeidet Den Ausdrud Vorbedadt; er 
jagt nur „mit Ueberlegung”, alfo mit Bedacht: er läßt alfo die 
Frage offen, ob zu einem bedachten oder befonnenen Vorſatze ein 
gewiffer Zeitraum zwiſchen dem gefaßten Beſchluſſe und der Aus- 
führung erforderlich fei. 

Hierbei muß man die Beweisfrage genau von der Be- 
griffsfrage trennen. Wenn zugegeben werden Tann, daß ein 
längerer Zeitraum zwiſchen Beihluß und Ausführung ein An⸗ 
zeichen befonnenen Wollens zu fein pflegt, fo tft Damit noch nicht 
eingeräumt, daß er ein begriffliches Merkmal defjelben fet Die 
Theorie hat Lebteres felbft bei dem Gebrauche des Ausdruckes 
„Vorbedacht“ durchaus nicht als entſchieden betrachtet. 

68 ift einerfeits möglid, daß ein Zuftand der Aufregung, 
welcher die befonnene Weberlegung ausjchließt, längere Zeit 
andauere. Dabei fommt e8 auf die Beichaffenheit des aufregen- 
den Vorfalls und des Temperamentes der Perfon an. Mancher 
Borfal ift an ſich geeignet, eine fo tief gehende Aufregung zu be- 
wirken, daß fie nicht fehnell wieder beruhigt werden kann; und 
manches Temperament ift fo geartet, Daß es nad) lebhaften Ein- 
drüden erft allmälig wieder ing Gleichgewicht kommt. Es ift 
andererjeits möglich, daß fih ein befonnenes Wollen mit ſo⸗ 
fortiger Ausführung verbinde. Der Verbrecher fanıı allerdings 
die Unthat lange mit fih berumgefchleppt, Tann die Mittel der 
Ausführung mit Mühe und Anftrengung berbeigejchafft, kann feinen 
ganzen Scharffinn und feine Lift aufgeboten haben, um das Ver⸗ 
brechen auszuführen. Er kann dafjelbe aber auch ohne viele Um⸗ 
ftände, nach kurzer Meberlegung, mit faltem Blute begangen haben. 
Wer einen Wanderer auf der Landftraße mit einem Beutel Geld 
antrifft und nun ſogleich den Entſchluß zu tödten bei der Sand 
hat, kann ein eben fo hart gefottener Sünder jein als jener An- 
dere, der erft einen vollftändigen Plan vorher entwirft. Mancher 
bedarf, um fein Verbrechen mit der erfinnlichiten Bosheit auszu⸗ 
führen, nur weniger Augenblide der Weberlegung; Andere da⸗ 
gegen überlafen ſich erft einem langen dumpfen Hinbrüten. 

31* 
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Hieraus folgt, daß die Zeit ein zu äußerlider Maßftab für 
die Ausmeſſung der Tiefe und Kaltblütigfeit des Vorſatzes tft: 
daß man daher den Ablauf einer längeren Zeit nicht zum Be» 
griffsmerfmal des „mit Weberlegung” machen darf. 

Allerdings giebt es gewiſſe der Ausführung vorangebende 
Handlungen, welche mit ziemlicher Sicherheit auf befonnene Ueber- 
legung fließen laſſen: Auflauern mit Waffen in einem Hinter- 
halte, Annahme eines Banditenlohns, Verabredung der Aus- 
führung. - Der Gefebgeber hat aber das Merkmal der Ueber⸗ 
legung nicht an irgend einen bemeifenden Umstand geknüpft, und 
der Richter der Thatfrage hat daher frei zu erwägen, welchen Um⸗ 
ftänden er in concreto beweiſende Kraft beimefjen Tolle. 

c) Mm den 88. 175 und 176 des Preuß. Stfgb. hieß es: 
„wer vorfäglih und mit Meberlegung tödtet” und „wer vorfäß- 
lich, jedoch nicht mit Ueberlegung tödtet”. In den SS. 211 und 
212 des R.-©.-B. heißt e8 dagegen: „wer vorfäglich tödtet, wird, 
wenn er die Tödtung mit Ueberlegung ausgeführt bat“ und 
„wer worfäglich tödtet, wird, wenn er die Todtung nicht mit 
Weberlegung ausgeführt hat.” Durch diefe Faflung verboll- 
ftändigt der Geſetzgeber feinen Gedanken, daß es nicht auf die 
Ueberlegung vor der Ausführung, jondern auf die Ueberlegung 
bei der Ausführung ankomme. Eine mit Ueberlegung ausge 
führte Tödtung iſt hiernach Mord, auch wenn früher der Beſchluß 
zu tödten im Affelt gefaßt wurde; und eine tm Affelt ausg 
Tödtung ift hiernach Todtihlag, auch mwenn?früber der Beſchluß 
zu tödten mit Meberlegung gefaßt wurde. Man darf dabei aber 
nicht an bloße Gleichzeitigfeit von Ueberlegung und Ausführung 
und von Affelt und Ausführung denken. Das Entſcheidende tft 
vielmehr, ob die Ausführung in dem überlegten oder in dem nicht 
überlegten Borfage ihren Uriprung babe. Im Verlaufe der 
Ausführung geräth auch mohl der Faltblütigfte Mörder in einen 
aufgeregten Zuftand, der aber nicht Urſache, ſondern Wirkung 
der Ausführung iſt, und der daher Die mit Ueberlegung unter- 
nommene Tödtung auch nicht mehr zum bloßen Todtfchlage herab⸗ 
ſetzen kamm. Man würde indeß doch ſchon zu meit gehen, wenn 
man aufftellte, daß ein während der Ausführung einer bereits 
mit Weberlegung unternonmenen Tödtung eintretender Affekt den 
Begriff des Mordes nicht mehr aufhebe. Dies läßt fi vielmehr 
nur von ſolchen Affelten behaupten, Die durch das Schreckliche der 
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That jelbft oder durch den Kampf mit dem Schlachtopfer in ben 
Thäter gewedt werden. Im Uebrigen hat man vielmehr zu er- 
wägen, daß das Gefeß, indem es fchlechtweg fagt „ausgeführt“, 
die ganze Ausführung bezeichnet. Tritt alfo während des über⸗ 
legten Unternehmens ein andermeitiger Affelt ein, ohne welchen 
e3 wohl nicht bis zur Vollendung der Tödtung gelommen mwäre, 
fo läßt fih die ganze Ausführung nicht mehr mit Sicherheit auf 
Meberlegung zurüdführen und es tft dann nur Todtſchlag er- 
wiefen. 

d) Die Gefeßgeber haben immer nur nach der auf die Aus⸗ 
führung felbft gerichteten Ueberlegung gefragt und nur unter» 
ſchieden, ob vor oder bei der Ausführung Ueberlegung obwaltete. 
Erheblich jedoch und zwar beſonders, um den Unterjhied der auch 
beim Todtfchlage vorhandenen Weberlegung von der den Mord 
Sorakterifirenden nicht blos quantitativ, jondern qualitativ zu 
faſſen, ift auch die Frage, ob der Thäter vor und bei der That 
nur bis zur Ausführung ſelbſt geblidt, oder ob er feinen Blid 
darüber hinaus auf Folgen und Zwede der Ausführung ge 
* richtet habe. Die Ausführung ſelbſt, als eine beabfichtigte, nimmt 
auch der Todtichläger nothwendig mehr oder weniger in feine 
Weberlegung auf. Nichts ift aber wohl mehr geeignet, die Bejon- 
nenheit der Weberlegung zu beweiſen, als eine vom Thäter an⸗ 
geftellte Vorausberechnung, welde jhon Folgen und entfernte 
Zwecke der That in ſich aufgenommen hat. Auch geitaltet fich die 
Rückwirkung der That auf den Thäter und nicht minder das Ver- 
halten des Thäters nach der That weſentlich anders, je nachdem 
eine ſolche Borausberechnung ftattgefunden bat oder unterblieben 
it. Im erften Falle tft der Thäter durch den Erfolg feiner That 
nicht überrafcht: er wird aljo jeine Ruhe behalten, die Spuren 
feiner That verdeden, feine Reue empfinden, leugnen, heucheln 
und den Gewinn feines Verbrechens einzuftreichen juchen. Im 
zweiten Falle fieht er nur den Erfolg, welcher ihm erft die ganze 
Schwärze feiner That offenbart: er wird alſo aus der Faſſung 
gebracht, verräth fich leicht, wird geneigt zur Reue und zum Ge- 
ſtändniß.˖ Im erften Falle werden meiftens fchon die Mittel der 
Ausführung fo gewählt fein, dab die Entvedung möglichſt er- 
Schwert werde (Gift); im zweiten Falle wird feine vworfichtige 
Auswahl der Mittel ftattgefunden haben, jondern e8 wird zur 
offen tödtenden Waffe oder zum erften beiten Gegenftande ge» 
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griffen fein. Im erften Falle wird meiftens Eigennuß, wie beim 
Raubmorde, im zweiten Rache als Beweggrund gewirkt haben. 

Die Frageftellung 
ift am meiften geeignet, ſowohl das beiderfeitige Verhältniß von 
Mord und Todtſchlag, als aud die Momente des Thatbeftandes 
beider zum vollen Bemußtfein zu bringen. 

a) Der Todtfchlag ift das Genus vorfätlicher Tödtung, ob⸗ 
wohl ihm das Gejeg einen ſpecifiſchen Namen giebt; Mord ift eine 
Species vorfägliher Tödtung. Die Frage nad Mord oder Todt- 
ſchlag kann daher als eine einzige geftellt werden. Sie lautet 
dann dahin: „St der Angeklagte ſchuldig, den X. vorſätzlich 
und zwar mit Weberlegung getödtet zu haben?“ Die Ber- 
neinung diefer Frage ift Verneinung fowohl des Mordes, ala auch 
des Todtfchlages; zunächſt des Todtichlages, als der vorſätzlichen 
Tödtung, ſodann aber eben damit auch) jchon des Mordes. Die 
Bejahung des „vorfäglich" bei Verneinung des „mit Weberlegung” 
ift ein „Schuldig des Todtſchlages.“ Die Bejahung der ganzen 
Frage tft ein „Schuldig des Mordes.‘ 

b) Das Gejeg knüpft dag Merkmal der Ueberlegung an die 
Ausführung. Streng genommen muß e8 daher in diefer Ver⸗ 
Müpfung in die Frage aufgenommen werden. Die Frage lautet 
alfo nicht: „Sit der Angeklagte jchuldig, den &. vorjäglih und 
zwar mit Ueberlegung getödtet zu haben?” fondern: „Sit der 
Angeklagte ſchuldig, den X vorfäglic getödtet, und zwar Die 
Tödtung mit Meberlegung ausgeführt zu haben?" Eine Nich⸗ 
tigfeit läßt fich indeß nicht annehmen, wenn das „ausgeführt” 
aus der Frage meggeblieben if. Denn es jagt nichts Neues, 
fondern betont nur etwas ſchon ohnehin in der Frage Enthaltenes. 
Die Fragen nämlich, ob man vorjäglich und zwar mit Ueberlegung 
getödtet und ob man vorſätzlich getödtet und zwar die Tödtung 
mit Ueberlegung ausgeführt habe, find von gleidem Inhalt, jo 
daß es alfo nur darauf ankommt, ob den Geſchworenen überhaupt 
Har gemacht ift, in welcher Verbindung das Geſetz den Erſchwe⸗ 
rungsgrund der Heberlegung auffafle. 

c) Die Gemeinſamkeit der Schuld beichräntt ſich bei meh⸗ 
teren Teilnehmern auf die vorſätzliche Tödtung, während das 
rein fubjeftive Moment der Weberlegung, durch deſſen Hinzutritt 
fi die oorfätliche Tödtung zum Morde fteigert, eine Bejonder- 
beit der einzelnen Mitſchuldigen ift, nach welcher aljo auch bei 
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jedem bejonders gefragt werden muß. Schon nad den allge 
meinen Grundjägen über Mitthäterfchaft kann von zwei Mit- 
thätern der eine ein Mörder, der andere ein Todtichläger fein. 
Aber auch Anftifter und Gehülfen dürfen nicht als Anftifter 
und Gehülfen eines Mordes oder Todtſchlages beurtheilt werden, 
je nachdem der Thäter einen Mord oder einen Todtſchlag be> 
gangen bat, jondern die Beurtbeilung muß fi nad der Anweſen⸗ 
heit oder Abwefenbeit der Ueberlegung bei ihnen felbft richten. 
Verſchiedenheiten der Abſicht des Thäters übertragen ſich freilich 
auf die That und damit auch auf die Theilnehmer, Verſchieden⸗ 
heiten des Vorſatzes find aber ohne Einfluß auf die That, find 
Daher ebenjo unübertragbar auf die Thellnehmer wie Jugend⸗ 
lichkeit und Rückfälligkeit. 

Die Strafbarkeit 
ſchattet ſich nicht nur innerhalb des Mordes und innerhalb des 
Todtſchlages von Fall zu Fall ganz allmälig ab, ſondern geht auch 
vom Todtſchlag zum Morde, wenn das Geſetz nur den letzteren 
poſitiv formulirt, in einer die Grenze fait verwiſchenden Allmälig⸗ 
feit über. Selbft bei den leichteften Todtſchlägen gejchieht die 
vorſätzliche und abfichtliche Tödtung nicht ohne alle Weberlegung: 
die Meberlegung wird daher bei den jchwerften Fällen des Todt- 
ſchlages ziemlich ftarf hervortreten. Bleibt nun allerdings die 
befonnene Ueberlegung des Mörders, melde fih die Tödtung 
gegenftändlich macht und nicht unter der Herrichaft des Affektes 
fteht, immer no an ſich qualitativ von der Ueberlegung des 
Todtſchlägers verſchieden, fo verliert fie fih doch für die Bes 
obachtung oft fait ganz ins blos Quantitative, in ein bloßes 
Mehr der Ueberlegung. Die Anflagen auf Mord führen fehr 
häufig zu Berurtheilungen wegen Todtichlages, und in den Straf- 
anftalten tft es nicht möglich, die Todtfchläger im Allgemeinen 
pſychologiſch von den Mördern zu unterjcheiden. 

innerhalb des Todtſchlages mwird das Geſetz dadurch 
dieſer Allmäligfeit gerecht, daß es in den leichteften Fällen nicht 
nur bis zu fünfjährigem Zuchthaus, ſondern unter mildernden 
Umftänden felbft bis zu ſechs Monaten Gefängniß ($. 213) herab» 
zugeben, in den jchwerften Fällen aber bis zu funfzehn Jahren 
Zuchthaus aufzufteigen geftattet. Die Zulaffung von ſechs Monaten 
Gefängniß bei nicht provocirtem Todtfchlage ift ſogar eine fehr 
bedenklich übertriebene Milde. Bei dem Uebergange zum 
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Morde ımd innerhalb des Mordes läßt das Gejek aber die 
Allmäligkeit ganz außer Rechnung. Mit Weberfpringung der 
Iebenslänglichen Zuchtbausftrafe gelangt es plößlich zur Todes⸗ 
ftcafe, läßt innerhalb des Mordes gar Feine Schuldunterfchtebe 
gelten und erkennt auch mildernde Umftände nicht an. 

Bei diefem Zuſtande der Geſetzgebung, der nur durch die 
Abſchaffung der Todezftrafe berichtigt werden Tann, tft es ganz 
ungehörig und eine Verkennung der menſchlichen Ratur, wenn 
man die Geſchworenen mit dem berbften Tadel überhäuft, weil 
fie ihren bejahenden Wahrſpruch nur in den feltenften und ſchwer⸗ 
ften Fällen auf Mord ausdehnen, ihn aber in ber Regel auf die 
Normalform vorjäglider Tödtung, den Todtichlag, beichränten. — 

Das R.⸗G.⸗B. bedroht 

1) den Mord ($. 211) mit dem Tode, 

2) den gemeinen Todtſchlag ($. 212) mit Zuchthaus nicht 
unter 5 Jahren, 

3) den provocirten Todtichlag und den Todtſchlag unter 
mildernden Umſtänden ($. 213) mit Gefängniß. nicht 
unter 6 Monaten, 

4) vie vorjäglide Tödtung bei Unternehmung einer 
ftrafbaren Handlung ($. 214) mit Zuchthaus nicht unter 
10 Jahren oder Iebenslänglihem Zuchthaus. Im Falle des 
Mordes tritt aber auch bier ſelbſtverſtändlich Todes⸗ 
ftrafe ein. 

Zum provocirten Todtſchlage wird vorausgefegt(R.-G.-B. 
&. 213): 1) daß eine Mißhandlung oder ſchwere Beleidigung dem 
Thäter jelbft, oder einem feiner Angehörigen zugefügt wurde; 
2) daß fie ihm ohne eigene Schuld widerfuhr, jo daß fein Zorn 
ein gerechter war; 3) Daß Die durch den Todtichlag geübte Reak⸗ 
tion gegen die aufrelgende Handlung auf der Stelle eintrat, d. h. 
daß zwiſchen der Aufregung und der durch den Todtſchlag gelbten 
Bergeltung Fein Raum zur Beionnenheit lag. Die wegen der 
Aufreizung angeordnete Milderung tritt übrigens beim Todtjchlage 
an Afcendenten nit ein (R.-G.-3. 8.215; vgl. Preuß. Strafr 
gejegb. $. 196 Ab}. 2). Bon den früheren Deutichen Geſetzbüchern 
iſt die Provokation nicht nur beim Todtichlage, fondern auch bei 
der ber Körperverletzung als Milderungsgrund anerkannt worden!. 


1 Sn DEREN g auf provocirte Körperverlegung vgl. Sachſen 1838, 
Art. 134, Württemberg Art. 264, Braunſchweig $. 160, Öannover 
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IV. Qualificirte Tödtung. 


Seit der Aufhebung der qualificirten Todesftrafen ift der 
Unterjchted des einfachen und des qualificirten Mordes faft für 
alle Gejegbücher bedeutungslos geworden. Der Todtſchlag aber 
tft auch nach dem älteren Rechte nur felten als qualificirt betrachtet 
worden. Gifttödtung und Bermandtentödtung find unter 
den qualificirten Tödtungen faft allein noch von einiger Wichtigkeit. 

1. Die dolofe Gifttödtung iſt meiftens, aber nicht noth⸗ 
wendig, Giftmord. Sie ift eine heimtückiſche That, die regel- 
mäßig den Borbedadt in fi jchließt. Es läßt ſich indeß nicht 
leugnen, daß auch eine Gifttödtung aus Affekt denkbar fei, zumal 
wenn das Gift zur Hand und die Möglichkeit einer fofortigen Bei- 
bringung gegeben war. 

Das Gift kann ganz unvermerft und heimlich beigebracht 
werden. Seine Wirkung ift ebenfalls eine verſteckte; es giebt 
fogar Gifte, die kaum eine Spur zurüdlaffen. Der zu Vergiftende 
Tann fih demnach der Hand feines Mörders ſchwer entziehen; und 
der Vergifter kann, wegen der Verborgenheit von That und Wir- 
fung, oft nicht leicht zur Verantwortung gezogen werden. Das 
Heimtückiſche des Giftmordes bekundet die höchite Niederträchtig- 
keit. In der Leichtigkeit und Heimlichkeit der Begehung liegt 
ſogar für den Verbrecher ein bedenklicher Reiz zur Wiederholung, 
wie denn der Giftmord, ähnlich dem Diebftahle, nicht felten zum 
förmlichen Gemohnheitsverbrechen wird. 

Die große Gefährlichkeit und Nichtswürdigkeit des Giftmör- 
ders ift von ben alten Gefeßgebungen bei der Strafausmellung 
immer berüdjichtigt worden. Schon das Römische Recht erflärt 
den Giftmord für ftrafbarer als den offenen Mord: „Plus est, 


hominem extinguere veneno, quam occidere gladio !.“ Aehn- 


Art. 242, Darmftadt Art. 264, Baden 8. 233, Thüringen Art. 133, 

Breußen 8.196, Sad fen 1855, Art. 172; Bayern 1861, Ast. 235. Weber 

probocizten zobiigt 8: Sachſen 1838, Art. 123; Württemberg 243 
[4 


a 
raunſchweig 146, Hannover 23l, Dazmftabt 250, Baben 210, * 
singen 123, —*& 177, Sachſen 1856, Art. 156; Bayern 1861, 


1 L.1Cod. de maleficis. Das Gift wird auffallend häufig von 
grauen angewendet. Es hat diefe Erfcheinung ihren Grund in ber 
hwäche des Weibes, bie zur offenen Gewalt nicht ausreicht. Nach Livius 
(VII, 14) fam im Sabre 428 der Stabt die erfte Unterfuchung wegen Sift- 
mifcherei zu Rom vor. Es wurden bier auf einmal 170 vornehme Frauen 
wegen Siekmorbes verurtheilt. 
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lihe Ausſprüche wiederholen fih im Deutſchen Rechte. Nach 
dem Sachſenſpiegel trifft Die Strafe des Feuertodes Thon Den- 
jenigen, der auch nur mit Vergiftung „umgeht”!. Und die 
Karolina ſchließt fi diefem Standpunkte an, indem fie ſchon 
den Verſuch der Vergiftung, wenn er nur eine körperliche Be⸗ 
ſchädigung verurſacht hat, mit der Strafe des vollbrachten Ver⸗ 
brechen belegt?. Schleifung zur Richtftatt und Reiben mit glühen- 
den Zangen follen bei dem Giftmorde die Strafe des Mordes 
verichärfen®. Doc hob die gemeinrechtliche Praxis ſchon feit 
Carpzow die Strafe des vollendeten Mordes für den verfuchten 
Giftmord ſchlechtweg auf*. 

Dem gemeinrechtliden Standpunkte ſchloß fih das allgemeine 
Preußifche Landrecht an. Es ſchärft die Strafe des Giftmordes 
durch Schleifung zur Richtitatt, fordert aber hierbei vollendetes 
Verbrechen 6. Im älteren Defterreihiichen Geſetzb. Th. I. 8. 118 
wird der Giftmord zwar genannt, aber nicht mehr ausgezeichnet. 
Das Bayriſche Strafgefegb. von 1813 betrachtet ihn dagegen als 
qualifictrtien Mord und ftraft ihn als folden mit verjchärfter 
Todesitrafe®. 

Unter den neueren Geſetzbüchern fließen fih manche 
noch ziemlich eng der gemeinrechtlichen Behandlung der Gifttödtung 
an. Namentlich jtelt Baden im $. 243 den Sat auf, daß, bet 
eingetretenem Tode des Vergifteten, der Thäter, der in der un⸗ 
beftimmten Abficht handelte, zu tödten oder an der Geſund⸗ 
beit zu befhädigen, mit dem Tode geftraft werden fol; und 
der $. 244 fügt hinzu, daß jelbft dann, wenn die Abficht zu tödten 
gänzlich fehlte und nur die Abſicht zu befhädigen vorhanden 
ivar, bei eingetretenem Tode auf lebenslänglides Zuchthaus 
erfannt werden dürfe”. Sm den meiften anderen Geſetzbüchern 

1 Ssp. 11. 13. Man ftellte die Bergiftung mit ber Zauberei zu- 
jemmen; fo L. Rip. tit. 83. $. 1 und nicht minder ber Ssp. und der 

2 8.-8.-D. Art. 130. Leyser sp. 609 no. 15 forbert einen Dfei- 
benben Schaden. Bol. Feuerbach 3 41. Wänhter,Lehrb. 175, Rr. 79. 

8 Boehmer, Elem. jur. crim. 8. 338. Duiftorp $. 264. 

4 Carpzov, qu. 21.no. 42: — „adeoque poena rotae tunc demum 
obtinet, si mors secuta sit.“ 

5 Br. Lanbr. II. 20 88. 857—872, 

6 Bayern 1813, Artt. 6. 74. 147. 150. 

T Thilo ©. 218. fgg. Einige Berwandtichaft mit den VBeftimmungen 


t 
Badens haben die Württembergs Art. IE (Oufnagel, Strafgejek- 
Bug ©. ), Art. 240 (Hufnagel ©. 222 fgg.) und die Darmſtadts 
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wird zwar ebenfalld der Anwendung des Giftes bei Körperver- 
legungen und Tödtungen als eines befonderen Schärfungs- oder 
Strafmehrungsgrundes erwähnt. Es beziehen fich diefe Beftim- 
mungen aber meiften® weniger auf den Giftmord und auf den 
Berfuch eines folden, als auf die Fahrläffigkeit mit Giften und 
auf den Fall der vorſätzlichen Geſundheitsverletzung durch Gift. 
Auch tft nicht zu leugnen, daß die Gleichftellung des Verfuches 
mit der Vollendung fich ſelbſt bei dem Giftmorde nicht rechtfertigen 
läßt, ebenjomwenig als die Gleichitellung des Giftmordes mit dem 
Gifttodtſchlage. Da nun für den vollendeten Giftmord, nad dem 
gegenwärtigen Standpunkte der Gejeßgebung, nur auf einfache 
Todesftrafe erfannt werden Tann, jo treten auch Verſuch des Gift» 
mordes und Gifttodtihlag im Ganzen unter die allgemeinen 
Regeln der Lehre von Mord und Todtfchlag !. 

2. Parricidium, Sowie Herren- Verwandten⸗ und 
Gattenmord. 

Nah der Lex Pompeja de parricidiis ift Parricidium die 
Tödtung an Eltern, nahen Verwandten und Verſchwägerten, am 
Ehegatten und am Patrone ?. 

Der Art. 137 der Karolina faßt ebenfalls den Mord ar 
gewiſſen Perjonen, die mit den in der L. Pompeja genannten 
ziemlich übereinftimmen, als eine einheitliche Gefammtheit zuſam⸗ 
men, der man den Namen „Herren-, Verwandten, und Gatten» 
mord“ beizulegen pflegt. Er bedroht mit der verfhärften 
Strafe des Mordes: den Mord an hoben und treffliden 
Verfonen, an des Thäters eigenem Herrn, am Ehegat- 
ten und an nahe gefippten Freunden. Unter den hoben 
und trefflihen Perſonen verſteht das neuere gemeine Recht die 
Mitglieder der landesherrliden Familien, die Mediatiſir— 
ten und die fungirenden StaatSminifter. Des Thäters eigener 
Herr ift der Lehnsherr, der Lehrherr und der Brotberr. 
ALS Ehegatte gilt auch noch der von Tiſch und Bett Getrennte. 
Zu den nabe gefippten Freunden zählt man, unter Berufung auf 

1 Sehr reich ift: Mittermaier, das Verbrechen der Vergiftung in 
feiner Bedeutung für Selehaebung, tzafrecht und Strafverfahren, im Archiv 
des Preuß. Strafrechts, Band 1 

2 „Lege Pompeja de — tenetur, qui patrem, matrem, avum 
aviam, fratrem, sororem, patronum, patronam occiderit.“ Paull. V. 24. 
Ein ausführlicheres Berzeichniß ber Berfo onen befind eh Hi inL.1.D.de lege 


Pompeja de parricidiis. Im engeren Sinne veriteht man unter Parri- 
cidium nur den Elternmord. 
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die Lex Pompeja, alle Hicendenten und Defcendenten, 
Seitenverwandte bis zum vierten Grade, Stief- und 
Schwieger-Eltern und »-Kinder!. Kaum der Erwähnung be- 
darf es, Daß dies Verbreden nur mit der Kenntniß des nahen 
perſönlichen Verbältnifies begangen werden Tann. 

Die Aufhebung der qualificirten Todesftrafen bat bier eine 
ähnlihe Wirkung geübt, wie bei dem Giftnorde. Das Preu- 
ßiſche Strafgeſetzbuch, welches eine durch den Berluft der bür- 
gerliden Ehre geihärfte Todesfkrafe Tennt, hat freilich hier einen 
Fall gefunden, wo e3 von der Berfhärfung Gebrauch machen Tann. 
Es läßt diefelbe eintreten bei der Ermordung eines leiblichen 
Aſcendenten oder des Ehegatten. Weberdies ftraft e8 den 
bloßen Todtſchlag, wenn er an einem leibliden Aſcendenten 
verübt wurde, mit dem Tode? Aus dem R-G.-B. ift nur deö 
$. 215 zu gedenfen, nach welchem der an einem Afcenbenten be 
gangene Todtſchlag mit Zuchthaus nit unter 10 Jahren 
oder mit lebenslänglidem Zuchthaus beftraft wird, ohne 
Bulaffung mildernder Umftände. Hierneben kann allerdings, 
nah der allgemeinen Beftimmung des $. 32, immer noch auf ben 
Berluft der bürgerlichen Ehrenrechte erfannt werden. 

3. Banditenmord oder Assassinium heißt die um Lohn 
verübte Tödtung. Der Dingende heißt Assassinator, der Ge⸗ 
Dungene Assassinus oder Bandit ®. 

4. Meuchelmord heißt die hinterliftige Tödtung, nament- 
lich wenn fie mit einem Benehmen verbunden mar, das ein be- 
Tonderes Bertrauen in dem Hingeopferten erweden follte*. 

5. Raubmord (Latrocinium) ift Mord als Mittel zur Ent- 
wendung’. Er ift zugleich der ſchwerſte Fall des Raubes und einer 
ber ſchwerſten Fälle des Mordes. Bon einen bei Gelegenheit 

1 „g noehmer, Obss. ad Re er .23. obs. EN Tittmann, Handb. 


5.158. fog. Wächter, Lehrb a 
gt —— 8. 175 Abſ. 2.8.179.. FR Defeereik 125. Darm: 


% Die heciligt ten. ob — in der That als ne Zöstun kung 
u Dh a fei, haben jede praktiſche Bebeutung einge 


au Sn ergebe, wohl aber in ber gemein ee Henri; —— — 
et Sie —* 


aus, w 
es ill. Sp. Ir. 18. Öftfrief. Land⸗, 
Dei- und Stehlrecht, Ausgabe von Wicht &. 
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eines Raubanfalles durch eine unvorhergeſehene Berkettung der 
Umftände veranlaßten Todtſchlage tft er weſentlich verſchieden. 


V. Kindestddtung. 

Kindestödtung heißt die vorfägliche (überlegte oder unüberlegte) 
Tödtung eines neugeborenen unebelichen Kindes durch die Mutter. 

Das Römiſche Net giebt diefem Verbrechen feine abgeſon⸗ 
derte Stellung. Man ftrafte e8 Anfangs nad) der Lex Corne- 
lia de’ sicariis!, fpäter nad) der Lex Pompeja de paricidiis ?. 

Aeltere Germaniſche Rechte ſahen in demfelben eine be⸗ 
ſonders ſchwere Mißthat®, und eine alte Deutfhe Gewohnheit 
ftrafte die Kindesmörderin durch Lebendigbegraden und Pfählen *. 
Im Anſchluſſe hieran läßt die Karolina eben diefe Strafe wenig⸗ 
fiens noch bei dem Heberhbandnehmen von Kindesmorden zu. 
Für jonftige Fälle verordnet fie das Ertränten. 

Unter den gemeinrechtlichen Juriften entſpann ſich nun 
Streit über die Auslegung der Karolina. Im Allgemeinen mar 
man aber weit davon entfernt, in der eigentlichen Kindestödtung 
eine . g. privtlegirte Tödtung erbliden ®. 

Seit der Aufflärungszeit hebt man dagegen mit Erfolg 
die eigenthümlichen Beweggründe der Kindestödtung hervor. 
Zu ihnen gehört zuerft das ſchon von Leyſer? angedeutete Motiv 


1 L. 8. Cod. ad leg. Corn. de sic. (9, 16): „Si quis necandi infantis. 
piaculum aggressus aggressave sit, sciat se capitali supplicio esse pu- 
niendum.“ 

2 L.1. ad leg. Pom. de parr. (48,9): „Sed et mater, quae filium 
fiiliamve occiderit, ejus legis poena afficitur.“ 

3 Die L. Wisigoth. VL 3. $. 7. verorbnet Tod eaftrafe, und in ben 
milberen Fällen Blendung. Bgl.L. Fris. V. Wilda S. 727 fog- 

4 Noch die Hennebergſche Lanbesorbnung von 1539, Buch 8, Kap. 3, 
ſpricht aus: „Eine jede ee die ihr eigen Kind, Blut und Fleiſch verthut, 
umb bes willen, baß fie ihre Schande mit des Kindes Tode verbergen will, die 
ſoll lebendig vergraben und ein Pfahl durch fie gefchlagen, doch auf vielfältige 
Yürbitt begnabet und ertränft werben.” Ganz ebenio die Tirolifche Landes⸗ 
ordnung von 1573, Buch 8, Zit. 41. Allgemein war in Deutſchland bie Ges 
wohnbeit des fäpteng nit. Dienbrüggen, Alam. Strafe. $. 99. 

5 8.:6.:. Art. 131. Solgendorft im Sanbb. 8. III. ©. 449. 

6 Dies beweifet namentlich Wächter in jjeiner jorofättig earbeiteten 
ee des Kindesmordes, Lehrbuch II. S. 151—162. Bel. Archiv 

T Leyser, Med. ad pand. sp. ll. med. 8. Leyfer fpricht aber nicht 
blos von der Töd durch bie ter, fonbern auch von der durch den 
Vater, und will bei beiden, wenn bie Töbtung zum Zwecke ber conservatio 
—— et existimationis geſchehen ſei, ſtatt der poena culei die Schwert⸗ 

e. 
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der zu rettenden Geſchlechtsehre; ſodann die troftlofe Lage 
der einfam und hülflos Gebärenden, die Niemand herbei- 
ziehen kann, der ihr in ihrer Leibesnoth beiftehen könnte, weil 
jeder Helfer möglicher Weife auch ein Verräther wäre; ferner die 
phyſiſche und pſychiſche Aufregung, die mit der Niederkunft 
überhaupt, bejonders aber unter folden Umftänden, verbunden zu 
fein pflegt; endlich die Furcht, das Kind nit einmal er» 
nähren. zu Fönnen, da e8 von Demjenigen, dem die Pflichten 
des Vaters und Verſorgers obliegen, verlaffen worden tft!. 

Alle dieſe Gründe werden nicht überall zugleich und in gleicher 
Stärke vorhanden fein. Regelmäßig bleibt aber doch von ihnen 
fo viel übrig, um die Kindestödtung in ein milderes Licht zu jeßen 
als die gemeine Tödtung. Dadurch ift die jüngere gemein» 
rechtliche Praxis und die neuere Gefetgebung veranlaßt 
worden, die Kindestödtung als ein bejonderes, milder zu ſtrafendes 
Berbrechen zu behandeln. Bei der Feftitellung des Thatbeftandes 
Schloß fih das gemeine Recht an die Anfangsmworte des Art. 131 
der B.-G.-D.: „tem 1) melches Weib, 2) ihr Kind, das Leben 
und Gliedmaßen empfangen bat, 3) heimlicher, 4) boshafter williger 
Weiſe ertödtet.“ 

Der Thatbeſtand ſetzt voraus (R.G.⸗B. 8. 217) 

co) als handelndes Subjekt die Mutter. Jede andere 
Perſon, welche die That verübt, iſt nach den allgemeinen Grund⸗ 
ſätzen über Mord und Todtſchlag zu ſtrafen. 

8) Objekt des Verbrechens iſt nur ein lebendiges, un» 
eheliches Kind. 

Ein „lebendiges", aber nicht nothwendig ein lebensfähiges, 
d. h. ein zum längeren Fortleben ausgerüftetes. Kann man an 
einem Todtkranken noch einen Mord begehen, jo kann man es 
auch an einem ſehr ſchwächlichen Kinde. — Wenn indeß aud) der 
Thatbeftand von der Lebensfähigkeit nicht abhängig gemacht 
werden darf, fo muß diefelbe doch von beträchtlichem Einfluß auf 
das Strafmaß jein?. 


1 Jordan, über Begriff und Strafe des Kindesmordes, Heidelberg 1844. 
Chauveau et He&lie, Theorie du code pe@nal, 1852, Vol. III. p. 398 
et suiv. 

2 Chauveauet Heliea.a.D. S. 401 fgg. Die meiften Geſetzbücher 
afen bie Tödtung eines nicht lebensfähigen Kindes nur wie einen 
erfuc bes Kindesmordes, obne zu unterfcheiben, ob die Be 35 

keit fich auf zu frühe Geburt oder auf eine Mißbildung gründet. l. 
beſonders Darmſtadt 260, Baden 219. Württemberg will nur bei zu 
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Ein „uneheliches“. An diefem Erforderniſſe halten die ge⸗ 
meinrechtlihe Doftrin und Praxis und die fämmtlichen neueren 
Geſetzbücher, mit Ausnahme des Defterreihtifchen, des Braun» 
ſchweigiſchen und des neuen Bayriſchen!, entjchieden feft. 
Auch paßt die Begründung der milderen Behandlung der Kindes- 
tödtung im Weſentlichen nur auf den Fall einer unehelichen Ge- 
Durt?. Unehelich tft aber nicht blos das Kind einer unverhei- 
ratheten, jondern aud das außerehelih empfangene Kind einer 
verheiratheten. Frau. Nur kann man, ohne Widerfint, dasjenige 
Kind bier nicht ala ein uneheliches betrachten, das von dem Ehe⸗ 
manne jelbft jhon vor der Ehe erzeugt, aber während der Ehe 
geboren tft°. 

y) Die Tödtung muß in, oder gleih nad der Geburt 


erfolgt fein. 

Eine während des Geburtsaftes erfolgende Tödtung ift nicht 
mehr Abtreibung, jondern Sindestödtung, jobald die fonftigen 
Merkmale diefes Verbrechens da find. 

„Gleich nach der Geburt.” Darunter ift derjenige Zeitraum 
zu verfteben, in welchem der Zuftand der Erregtheit und der 
eigenthümlichen Motive der Kindestödtung noch fortdauert. Das 
richterliche Gutdünken hat zu ermefien, ob der Zeitpunkt, wo das 
Verbrechen den Charakter der Kindestödtung abftreift, bei der 


früher Geburt die bloße Verſuchsſtrafe, bei Mikbildung aber die Strafe der 
Vollendung, wegen ber en des Demeilens einer auf Mißbildung gegrün= 
deten Leb ebensunfähigt chſen 1855, Art. 169, fett bei PT EL 
die Strafe uf Mr Sat herab. Bol. im — Bayern 1813 
1861, 231. Sachſen 1838, 126. Württemberg 249. annover 238. 
Darmßadt 258. Baden 215. Thüringen 125. Preußen 180. 
efterreich 139; doch fol bei der Tbdtung eines unebelichen Kindes 
* milbere Strafe eintreten. Braunſchweig 149, mit ‚pleicer Nebenbe⸗ 
ee den Motiven des Braunichiw. Shrafoß, fol die Rüdficht auf 
k > Gele echtöe ehre nicht mehr ſchwer in's icht fallen, weil die Zahl der un⸗ 
ehelichen Kinder ſo groß ſei und der gemeine Mann die —288 ( Schwänge⸗ 
rung faft gar nicht mehr ala Schande betrachte. Dies ift übertrie ayern 
legt fo fehr das —S — auf die Einwirkungen bes Ge⸗ 
burtsaktes, daß es deshalb auch der Aebtung eines ehelichen Kindes 
bloßen Kindesmord nn: Stenglein II. S. 2 
2 Der aufgeregte Zuftand ber ehelichen Mutter eines neugeborenen 
Kindes tft natürlich nach allgemeinen Grundjäßen zu würdigen. 
5 Dies Lebtere iſt in den Pa Sefekbüdern nicht ausdrücklich gefagt. 
Pc wie Sadfen 1 meijen allerdings ausdrücklich darauf 
bin. Aber auch ohne —— inweis Tann die Sache wohl nicht zweifel⸗ 
eh fein; wie man benn 3. B. in Breußen, troß des Mangels einer An 
en Beitimmung, I einen Biweifel egte; vgl. Soltpammer, Mat. II. 
Obpenteff zu 5. 180 des Preuß. Strafgeſetzbuchs. Derfelbe zu $. 217 
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Begehung der That ſchon erreicht war oder nit. Mit Unrecht 
haben manche Gejeggebungen bier an die Stelle eines freien, ver- 
ftändigen Ermeſſens mechaniſche Zahlenbeitimaungen gejegt!. 

d) Berheimlihung der Schwangerihaft und heimlidde Nieder- 
funft werden von der Mehrzahl der Geſetzbücher und Schriftfteller 
nicht gefordert. Auch das R.-G.-B. fordert fie nicht. 

Die P.G.⸗O. ftellt freilich das Erforderniß der Heimlichkeit 
der Tödtung auf. Aehnlich fordert das Hannoverſche Geſetz⸗ 
buch eine heimliche amd Hülflofe Niederfunft?. Nach allen anderen 
neueren Geſetzbüchern fällt dagegen jowohl das Requifit der Ber- 
heimlihung der Schwangerichaft, als das der heimlichen Nieder⸗ 
kunft meg. Man bat fih allgemein überzeugt, daß durch die Auf- 
ftellung diefer Erforderniffe der Begriff der Kindestödtung zu jehr 
verengt und der Richter oft ohne Grund zur Verhängung der 
harten Strafe des Mordes genöthigt wird ®. 

Nah $. 217 des R.G.⸗B. beträgt die Strafe Zuchthaus 
nicht unter 3 Jahren, unter mildernden Umftänden Gefängniß 
nicht unter 2 Jahren, wobei indeß zu merken ift, daß im Falle des 
Todtſchlags Thon nad) dem allgemeingültigen $. 213 auf Gefängnik 
bis herab zu 6 Monaten erfannt werden Tann. 

Den ftärfiten pſychologiſchen Gegenſatz bilden unter den 
Kindesmörderinmen einerjeits diejenigen, die aus wahrem Scham⸗ 
gefühl gehandelt haben, andererſeits diejenigen, die ihr Kind nur 
deshalb getödtet haben, um ſich den Ausfchmeifungen auch ferner 
unbejchwert und ungeftört hingeben zu können. Bei den erfieren 
bleibt tiefe Reue wohl niemals aus. 


Zweiter Titel. 


Abtreibung 
(RAB. 88. 218-220). 


Die Stoiſche Philoſophie, der die Römiſchen Juriſten huldig⸗ 
ten, erklärte die Leibesfrucht für einen Theil der Mutter, wie die 
Früchte ein Theil des Baumes feien; fie erfannte den Embryo als 


1Bayern 1313 betrachtet dad Kind ala neugeborenes 3 Tage (Art. 159); 
Sachſen 1838, 126, 1855, 159, Württemberg 249, Braunſchweig 149, 
Baden 215, Thüringen 126, vierundawanzig Stunden nad) ber Ge= 
burt. Hannover, Darmftadt, Preußen, Bayern 1861 und R.-G.:B. 
beftimmen bie Zeit Big. 

2 Hannover 233. 234. Bothmer, Erörterungen I. ©. 174 

3 Mittermaier, Archiv VI. 8.323. Befonders aber die Berathungen, 
die bei der Abfaffung ber neueren Gefeßbücher gepflogen worben find. 
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ein jelbftändiges Weſen nicht an!. Dem entſprechend konnten die 
Römischen Juriſten die Abtreibung einer Leibesfrucht nicht alg ein 
Verbrechen gegen das embryoniſche Leben, namentlih nicht ala 
Mord betrachten. Nur fofern die Gefundheit der Mutter da- 
bet duch einen Dritten verlegt, oder fofern dem Vater die 
Ausfiht auf Nahlommenfhaft verfümmert wurde, konnte 
jeit Septimius Severus die abactio partus extra ordinem ges 
ftraft werden ?. 

Das Kanoniſche Recht unterfcheidet, ob der Embryo ſchon 
Leben empfangen hatte oder nicht (num jam erat vivifica- 
tus conceptus). Die Abtreibung eines ſchon belebten Embryo 
galt als ein Verbrechen der Tödtung; war hingegen in ber 
Leibesfrucht das Leben noch nicht erwacht, fo wiirde der procu- 
tor abortus nicht als homicida betrachtet ®. | 

Dieſelbe Unterſcheidung des Abtriebes eines [don belebten 
und eines noch unbelebten Embryo findet fih in den Volks⸗ 
rechten* und in der Karolinad. Letztere firaft die Abtreibung 


1 Plut. plac. philos. V, 15. — L. 9. $. 1. D. ad leg. Falc. (35, 2): 
‚Partus nondum editus homo non recte fuisse dicitur.“ L.1.8.1. 

. de inspic. ventre (25, 4): „Partus mulieris portio est vel viscerum, 
Carrara, Parte speciale, Vol I. H 1249 fgg. 

2 1.4. D. de extraord. crim. 47, 11): „Divus Severus et Antoninus 
(Sohn des Sept. Sever.) rescripserunt, eam, quae data opera abegit, a 
praeside in temporale exilium dandam: indignum enim videri potest, 
impune eam maritumliberis fraudasse.“ Bgl. L. 39. D. de poen. 
( . 


) 

3 Bgl. Cap. 20. X. de homicidio unb Causs. 32. qu. 2. can. 8: „Non 
est homicida, qui abortum procurat, antequam anima corpori sit 
infusa.“ 

4 Die irrthümliche Meinung, daß die Seele erft einige Zeit ei der Em- 
pänenis mit dem Körper vereinigt werde, rührt aus einem, ſich an eine 
ojatiche Stelle (2. B. Mofe, Kap. 21, 8. 22—25) anfchließenden Ausfpruch 
des Auguftinus, der in das Dekret bes Gratian überging. C. XXXIL qu. 2. 
c. 8. Cap. 20. X. de homic. (5, 12.) Man unterfchieb dabei weiter die Abtrei- 
bung eined männlichen und die Abtreibung eines weiblichen Kindes. Dist. 
V. pr.: „— lege praecipiebatur, ut mulier si masculum pareret XL., si 
vero feminam LXXX diebus a templi cessaret ingressu (Levit. 12). 
Gloss. in h. l.: „quia tot diebus mortuus est partus ante infusionem 
animae, sed foetus femineus LXXX diebus. Gl inL.4D. de extra- 
ord. crim. (47, 11): ante XL dies, quia ante non erat homo, 
ostea tenetur de homicidio secundum legem Moysis vel legem 
ompejam.“ — Die Germaniſchen Volksrechte untericheiben, ob man 
an ber —* ſchon erkennen konnte, utrum vir an femina fuit (Alam. 92); 
ob ber Embryo jam fuit formatus in lineamenta corporis (eod.). L 
L. Sal. XXVI, db. L. Bajuv. VO, 18,19 8.1.2.3. L. Wisig. VI, 4. . 
Landr. III. 79. 


B=®-D, Art, 188: „8 jemandt einem weibsbildt — — ein lebendig 
Kind abtreibt —. So aber ein find, das noch nit lebendig wer —.” . 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 392 
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eines lebenden Kindes als Tödtung, bei Männern mit dem 
Schwerte, bei Weibern mit dem Ertraͤnken; dagegen bebrobt fie 
die Abtreibung eines noch nicht lebendigen Kindes nur mit 
einer arbiträren Strafe!. 

Diefer Unterſcheidung liegt jedoch ein Irrthum zu Grunde, 
der freilich weder von den Verfaſſern der Kanones, noch von 
denen der Deutihen Rechtsquellen zuerft ausgegangen iſt. Die 
Annahme ift falſch, daß die Leibesfrucht erft während des Ver⸗ 
laufes der Schwangerihaft das Leben empfang. Das Leben 
entzündet fi vielmehr im Augenblide des Zeugungsaftes und 
der Embryo tft daher von feiner Empfängniß an lebendig ®. 
Die neueren Geſetzbücher haben zwar die Irrthümlichkeit 
der angegebenen Unterſcheidung erkannt. Sie fordern indeß mit 
Recht, der Karolina folgend, zum Thatbeſtande einen leben⸗ 
digen Embryo? „Einen Embryo”: jo daß an einer bloßen 
Mola das Verbreden nicht möglich if. Einen „Tebendigen”: fo 
daß das Verbrechen an einer bereit3 abgeftorbenen Frucht nicht 
mehr begangen werden kann. Diele Forderung gilt auch für das 
R.⸗G.⸗B., obwohl fie in demfelben nicht ausgeſprochen tft. 

Hat ein Dritter das Verbrechen ohne Zuftimmung der Mutter 
begangen, fo ift nicht blos der Embryo, fondern auch die Mutter 
als Gegenftand des Verbrechens anzufehen. Stimmte die Mutter 
bei, fo iſt der Dritte einfach als ihr Mitfhuldiger an dem 
Verbrechen gegen den Embryo zu beurtbeilen. 

Gleichgültig ift e8, ob innere oder äußere Mittel ange 
wendet murden. Es muß nur eine die Niederkunft herbeiführende 
Einwirtung auf den Organismus der Mutter ftattgefunden haben. 

Das gemeine Recht fordert zwar als Erfolg die vor- 
zeitige Entbindung, hält aber nicht für nöthig, daß das ab- 


1 . Dal. Wächter, Lehrb. II. S. 178. Henke, —5 — Il. S. 68 fgg. 
ee Lehrb. der gerichtl. Mebicin, 55. 96 und 9 

ie Karolina fordert „ein lebendig Find“ ehr den Baup tftraffall. Bol. 
Babern 1813, Artt. 172. 173, Sachſen 1838, 128. 129; eh chſen 1856, 
160.161. Württemberg 258-255. Hannover 236, 237. iin. Defer 
155. Darmftapt 281285. Baden 251255. Thüringen 127 
zeich 144—148. Preußen 181.182. Bahern 1861, Art. 848, Der ii 
eigene ene Ausbrud ber neueren Gejegbücher i Relbenfrugt Deber bie 
“ eg R a oh A gbgefiozdenen —— fech a ven und * 

rchiv Tür Preu S. 638. e ola begründet gar 

Yeine Schwangerfhaft: Orfila, Borfefungen 1. er. Mende, bie ch⸗ 
liche Frucht, 9. Fabrice, Lehre von er Kindedabtr veibung und vom 
Kinbesmord, 1868. Holtzendorff im — II. (1874) ©. 456 
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getriebene Kind, infolge der Abtreibung, vor oder nach der Ent- 
bindung geftorben fet!. Anders die neueren Geſetzbücher. 
Diefe machen den Tod des Kindes zum Merkmale ber Boll 
endung. Das Kind muß nämlich entweder ſchon im Mutter 
leibe getödtet, oder infolge der bewirkten Fehlgeburt 
geftorben fein. 

Das Delitt kam mm mit Dolus verübt werden. Fahr⸗ 
läffige Abtreibung würde fih nur als eine an der Mutter be- 
gangene Körperverlegung ftrafen lafjen. 

Im R.⸗G.⸗B. finden fih folgende Strafftufen. 

1. Abtreibung (oder Tödtung im Mutterleibe) durch bie 
Mutter felbft, oder duch Andere mit ihrer Einwilligung 
$. 218: Zuchthaus bis zu 5 Jahren. 

2. Berihaffung oder Anwendung der Mittel mit Einwil- 
ligung der Mutter, aber gegen Entgelt $. 219: Zuchthaus bis 
zu 10 Jahren. 

3. Abtreibung ohne Willen oder Willen der Mutter 

. 220: 


a. im Allgemeinen Zuchthaus nicht unter 2 Jahren, 
. b. bei Tod der Mutter Zuchthaus nicht unter 10 Jahren, ober 

Iehenslänglich. 

Nur in dem Falle 1. find mildernde Umftände zugelafien. 
Diefer Fall tft in feinen Motiven der Kindestödtung verwandt, 
fofern er nicht, was auch vorkommt, von Ehefrauen an ihren ebe- 
lichen Leibesfrüchten begangen wird. 

Sehr viele Abtreibungen bleiben unentdedt. 


Dritter Titel 


Ausſetzung. 
(R.-.:8. $. 221.) 
Dem Bater ftand nad älterem Römiſchen Rechte, wenn 
auch nicht unbedingt, die Befugniß zu, fein neugeborenes Kind 
zu töbten oder auszuſetzen ?. Infolge des Einfluffes chriſtlicher 


1 Martin, Sehe. 5.136. Wbegga.a.D. Heffter $. 267. 
2 &8 wird ng von einem todten oder unreifen Kinde 
bert, das feinen Tod durch bie Abtreibung findet. Bleibt bad Kind am & 
jo tan nur bie Strafe ebeö Verſuches einiveien. Stenglein II. 288 nimmt 
zad Bapriic ch em Rechte, fchlechtiweg mit dem Abgange ber —— 


3 Rein ©. 441, 439, u 
32* 
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Grundfäge wurde dagegen duch Konftantin die Ausfegung für 
ein Parricidium erflärt!. Balentinian und Valens wieder 
bolten im Jahre 374 n. Chr. das Verbot, unter Androhung der 
Kapitalftrafe?. 

Das Kanoniſche Recht erweitert den Begriff der Ausſetzung 
dahin, daß das Verbrechen nicht nur von Eltern, fondern aud 
von Fremden, nicht nur an Kindern, fondern au an anderen 
Hülfsbedürftigen (languidi) begangen werden Fünne®. 

Dennod bat das gemeine Recht immer nur von Kindes» 
ausſetzung geſprochen, nicht aber von der Ausfegung anderer Hilfs 
bedürftigen. Es ftellt die Forderung, daß das Verbrechen von 
einem Verpflegungspflichtigen, von einem Afcendenten, mider ein 
bülfgbedürftiges Kind begangen wurde #. 

Sn den neueren Geſetzbüchern findet man dagegen die 
Kanoniſche Anordnung wieder. Site fprechen ſchlechtweg von der 
Ausfegung hülflofer Berfonen, und zwar braucht die Hülf- 
loſigkeit nicht in dem jugendlichen Alter, fondern fie kann auch 
in Krankheit oder Gebrechlichkeit ihren Grund haben®. 

Die Abſicht des Thäters geht dahin, dem Hülfsbedürf⸗ 
tigen die Hülfe, deren er bedarf, zu entziehen. Man kann 
noch weitere Abfichten hegen; man kann fich etwa der Verpflegung‘ 
pflicht gänzlich entziehen, das Vermögen des Kindes an fich bringen, 
den Familienftand des Kindes unterdrüden wollen; alle dieſe 

1 Rein ©. 445, | 

2 L.1.Cod. Theod. ad leg. Corn. de sic. (9, 14). L. 8. Cod. eod. 
(9, 16): „Si quis necandi infantis piaculum aggressus sit, sciat se Ca- 


itali supplicio esse puniendum.“ L. 2. Cod. de infant. expos. pl. 
ov. 158. 

3 C.1,X. de infantibus etlanguidisexpos. (5,11). Wilba, Straf: 
echt der Germanen, S. 725, 

4 Abegg $. 331. B.-8.:D. Art. 132. 

5 R.:0.:9. 221. Bayern 1838, Artt. 174—177. 370. Bayern 186], 
Artt. 246.247. Sachfen 1838, Art. 131; Sachen 1855, Art. 163. Würt: 
temberg Artt. 256-259. Braunfhweig 156. Hannover 239. A. 
Darmftabt 286290. Baden 260-266. „Breuben 183. Thüringen 
130. Defterreich allein, im 8.149, beſchräntt ſich auf die Bebrohung ber 
Ausſetzung von Kindern, die jedoch auch von anderen Berfonen ald von® 
begangen werben kann. Bayern, —AãA Württemberg, Hannovet 

en und das R.-G.:8, behandeln bie 


weisen ihr einen abgejondberten Blag an. Die meiften Gef —*— 


Leben; 2) uöfetung mit Wahrjcheinlichleit der Rettung; 3) Und 
jegung mit Un wahrſch 
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weiteren Abfihten find aber zum Verbrechen der Ausfegung nicht 
nöthig und geben demfelben nicht feinen eigenthümlichen Typus. 
— Berbindet ſich mit der Ausſetzung die Abſicht zu tödten, fo 
liegt nicht mehr bloße Ausfegung vor, jondern ein Tödtungs- 
verbrechen, — bald ein verfuchtes, bald ein vollendetes, je nach⸗ 
dem der Ausgeſetzte am Leben bleibt oder ftirbt. 

Bollendet ift Die Ausſetzung, ſobald der Verpflichtete den 
Hülfsbedürftigen feiner hülflofen Lage überlaffen hat. Dies 
geſchieht noch nicht durch das bloße Niederlegen eines auszu⸗ 
ſetzenden Kindes fondern erft durch Entfernung von demfelben!. 

Das R.-G.-B. unterfcheidet in $. 221 zwei Handlungen: 

1) Ausfegen einer wegen jugendlichen Alters, Gebrechlichfeit 
oder Krankheit hülflofen Perſon; 
2) Berlaffen einer folden Perſon in hülflofer Lage. 

Das Ausfegen involoirt Schon den Dolus; bei dem Verlaſſen 
hingegen hebt das Geſetz das Erforderniß der Vorſätzlichkeit aus⸗ 
drüdlich hervor. Das Ausfegen, als eine an ſich rechtswidrige 
Thätigkeit, ift bet Jedem ftrafbar; das Verlaſſen ift aber nur 
ſtrafbar bei ſolchen Perjonen, melden eine Pfliht zur Hülfe 
obliegt. Dieje Pflicht ift entweder a) darin begründet, daß der 
KHülflofe bereits thatfächlich unter der Obhut“ des Thäters ſteht, 
oder b) darin, daß der Thäter für deffen „Unterbringung, Fort» 
Ihaffung oder Aufnahme zu forgen bat.” Die unter b ange- 
führten Worte enthielt das Preuß. Strafgb. nicht. Man bat fie 
im Weſentlichen aus dem Art. 163 des Sächſ. Strafgb. aufge- 
nommen „um die Fälle zu treffen, in denen nach Landesgejeben 
gewiſſen Perſonen eine Pflicht zur Aufnahme auferlegt ift, 3. 3. 
Gaftwirthen bei kranken Neifenden, Hebammen bei Freifenden 
Schwangeren.” 

Die Strafbarkeit fteigert fi 1) je tiefer die Pflicht des 
Handelnden zur Pflege und Erhaltung des Ausgefehten, 2) je 


1 Bahartä, vom Verſuche I. S. 70. Suben, vom Berjuche, S. 487. 
Brackenhoeft, Archiv. des Kr. 1847, S. 256 f. erflärt fi dahin: „Die 
Mutter, die ihr Kind ausſetzen will, beginnt bie Herſtellung bes objektiven 
Thatbeitandes in dem Augenblide, wo he unter Umftänden, die ber Abficht 
einer Rückkehr mwiderftreiten, von dem Kinde bur Erweiterung bes räumlichen 
Gebietes zwiſchen ihr und bemfeiben Rh zu ernen beginnt, bat aber das 

Verbrechen noch nicht vollendet, fo —* e das Kind noch durch Nach- 
laufen, ober durch Sea chrei, welche⸗ Dritten bie verlaffende Mutter 
Tenntlih macht, die erbindun ra Ben leinen aufrecht erhalten 
kann.“ Holgendorffim Hanbb. LI (1874 
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größer die Hülfsbedürftigkeit des letzteren, 3) je bedeutender der 
eingetretene Schade war. Nach dem R.⸗G.⸗B. 8. 221 beträgt die 
Strafe: 
1) tm Allgemeinen Gefängniß nicht unter 3 Monaten, 
2) bei Berübung durch leiblide Eltern Gefängniß nicht 
unter 6 Monaten, 
3) wenn ſchwere Körperverlehung die Folge war: Zucht⸗ 
haus bis zu 10 Jahren, 
4) wenn Tod die Folge war: Zuchthaus nicht unter 3 Jahren. 


Dritter Hauptabſchnitt. 
Siebzehnter Abſchnitt 


Körperverlegung!. 
(R.:G.:8. 88. 223233.) 


Erfter Titel. 
Geſchichtliches. 

Nach Römiſchem Rechte konnte man im Allgemeinen wegen 
einer Körperverletzung mit der Actio legis Aquiliae Schadens- 
erſatz (für Kurkoſten, Verſäumniß ꝛc.) fordern?. War die Ber- 
letzung dolos, fo ward fie zur Injurie?. Mitunter kam fie als 
Crimen vis in Betracht‘. Kriminell ſtrafbar war aber die Kör⸗ 
perverletung als ſolche bei den Römern nicht. 

Wenn man vom alten Kompoſitionenſyſteme abfieht, fo be⸗ 
droht auch das Deutſche Recht die Körperverletung keineswegs 
als ſolche; es hebt nur einzelne Fälle als ftrafbar hervor’. 


1 Jagemann im Archiv des Kr. 1844, ©. 1-47; 1845, ©. 214-238. 
Berner, Srpereriegung, im Gerichtsſaal 1866, S. 270-312; 1867, S.1— 
45. Hälſchner Syſtem II ©. 128. Sqmarse, über den Thatbeftand der 
Körperberletung, indbefondere über den Dolus, in ber Sächſ. Ger.-Beit. X. 
©. 65; auch im Kommentar zu Abſchn. 17 des R.G.⸗B. Wichtig Geyer in 
Holtzend. Handb. II.(1874) ©. 517—564; dazu Geyer im Gerichtöjfaal XXVL 
(1874) ©. 272 fag. u. 321 je. 
2 L. 13. pr. L. 5. 6.7. D. ad leg. Aquil. 
‚3L5$81L7$%.281L.8L.15.pr.D. de injuris. $. 9. Inst. de 


injur. 

L. 10. 8.1. D. ad L. Jul. de vi publ.: „Hac lege tenetur et qui 
convocatis hominibus vim fecerit, quo guis verberetur et pulsetur, 
neque homo occisus sit.“ Ebenſo L. 2. D. ad leg. Jul. de vi priv. (48, 7). 

5 Sn den Rechtsbüchern erben namentid ermundungen unb 
Lähmungen genannt. ügian. Lanbgebr. IL (von Wunden und 
Beinbröken, Bämeniffen ıc.). XLIL Ssp. D.16.$.2. Beſonders ange- 
führt ift die Berftörung oder Abhauung von Gliedern (Mund, Augen, Obren 
Nafe, Zunge, Hände, Füße, Bähne, Zehen) im Schwp. und im Ssp. (a. a. D. 
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Kamen indeß doloſe Körperverlegungen vor, Die fih unter die 
Begriffe anderer Verbrechen nicht unterordnen ließen; war ins⸗ 
bejondere die Störung der Gefundheit jo viel bedeutender als die 
Verlegung der Ehre, daß der Fall nach Deutſcher Auffaſſung nicht 
mehr als bloße Injurie behandelt werden Tomte: fo verhängte 
der gemeinrechtliche Gerihtsgebraud, trok des Mangels 
ausdrüdlicher Geſetze, eine arbiträre Strafe!. Fahrläffige 
Körperverlegungen gaben gemeinrehtih nur zu Entſchädi⸗ 
gungsanfprüden und, wo es herkömmlich war, zur Forderung 
eines Schmerzengeldes Anlaß. 


Zweiter Titel. 


Miphandlung; leichte, jchwere, gefährliche Körper: 
verlegung. 


Reben der Schädigung der Geſundheit fteht die Mißhand⸗ 
lung. Sie ift, wie Die Ehrverlegung, nur dolos möglich und 
umfaßt jede Störung des Förperliden Wohlbefindeng, 
Hauptfählih Die Erregung eines Schmerzes. Obwohl fie auch 
duch pfuchtiche Mittel, 3. B. durch Herbeiführung eines Schreckens, 
begangen werden Tann, fo erfolgt fie Doch gewöhnlich Durch eine 
Thätlichleit. Ste grenzt einerſeits an die Geſundheitsſchädigung, 
andererſeits an die Realinjurie. 

Rah ihren Folgen unterfcheidet das R⸗G.⸗B. ſchwere und 
leichte Körperverlegungen?. Die leichten defintrt es nit. Zu 
den ſchweren ($. 224) rechnet es Diejenigen, weldhe zur Folge 
haben, daß der Zerlegte 


8.5.) Bol. Grimm, Nechtsaltertb. S. 628 fgg. Abegg, Unterſuchungen 
S.34. Wilda ©. 729 fg. j 
1 Roßhirt, Lehrb. S. 418. Nr. 4. Martin, 88.128.132. Wächter, 


Rebrb. S 

3 Dis ‚Sgme: engeld ift ein Reſt bes A ae yſtems, der fick 
in ber Säch Trars erhielt und fich n ben © zafgeiegbüchern 
Sadiend, Braun hen a Erasingens 137 findet. Algo. 
Breuß. Berfonen bom —e — oder 


vom —S Bi Bürgerft ae x 25. I. Tit. 6 8. 112. —— — be⸗ 
ſtimmte über das Schmerzengeld eine beſondere —— Der Anſpruch 
war echte. er Tonnte daher durch Begna= 


a8 
(act 186 j0p) aufashubenmerben Dal. Krug zum Sächſ. Stfgb. Rap. 5. 


(Art 

ie Klafien, aber oft in viel größerer Anzahl (in Sadjend, in 
Württemberg, Hannover und Braunfhimweig 4, in Darnfab t und 
Thüringen 5, in Baden fogar 6) finden fich in allen beutfcjen Gefegbüchern. 
Breußen unterfchieb leichte, erhebliche und ſchwere Berlegungen. Das 
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1) ein (für das organische Leben, nicht für die individuellen 
Berufsgeihäfte) wichtiges Glied des Körpers, 

2) da8 Sehvermögen auf einem oder beiden Augen, 

3) das Gebör, 

4) die Sprade, d. b. das Vermögen zum artikulirten 
Reden, 

5) die Zeugungsfähigkeit verliert; oder 

6) in erheblicher Weife dauernd entjtellt wird; oder in 

7) Siechthum, welches feinem Begriffe nad eine gewiſſe 
Dauer vorausſetzt, 

8) Lähmung (3. B. des Rüdenmarks) oder 

9) Geiftesftörung, die ih Dur den Eintritt von Wahn- 
vorftellungen befundet, 
verfällt. | 

Es handelt fich hiernach bei den ſchweren Körperverlegungen, 
abgejehen von den durch die drei allgemein gehaltenen Ausdrüde 
Entftellung, Siechthum oder Lähmung bezeichneten Zuftän- 
den, entweder um ein Glied, oder gar um einen Sinn, oder 
endlich jelbft um die Geiſtesthätigkeit. 

Darüber hinaus geht nur das ganze Leben. In der That 
hebt das R.⸗G.⸗B. im $. 226, abgefondert von den ſchweren 
Berlegungen, als ſchwerſten Fall denjenigen hervor, mo durch 
die Körperverletung der Tod des Verletzten verurjacht wurde. — 

Eine Mittelftufe, die gefährliche Körperverlegung $. 223 a, 
it duch die Novelle aufgeftellt worden. 
| Das Preuß. Stfgb. von 1851 unterſchied urfprünglih au _ 

nut leichte und ſchwere Körperverlegung auf dem Eintheilungs- 
grunde der Folgen. Das praktiſche Bedürfniß trieb aber fpäter 
zur Aufitellung einer dritten Klaffe, der Klaſſe der erheblichen, 
wobei man die Folgen als Eintheilungsgrund fefthielt. Die 
Unficherheit der Merkmale der erheblichen Körperverletung bes 
ftimmte den Reichsgeſetzgeber diefe Klaſſe aufzugeben. So 
famen die erheblichen Körperverletungen größtentheils unter die 
leihten, Tonnten alfo 1) nur leicht beftraft und 2) nur auf 
Antrag verfolgt werden, zwei Umftände, welche die perfönliche 
Sicherheit und die obrigfeitlide Autorität gefährdeten. 
Dieſen Mipftänden fucht die Novelle von 1876 abzubelfen. Sie 


R.eG.⸗B. ftrich die erheblichen, die jebt zum Theil unter bie leichten, zum 
heil unter bie —— zum Theil unter die ſchweren fallen. J 
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vermeidet aber die ſchwierige Abgrenzung nach den Folgen, ver⸗ 
läßt dies Fundamentum divisionis und faßt die neue Mittel- 
ftufe der Körperverlegungen unter dem Geſichtspunkte der Gefähr- 
lichkeit auf (nach den angewandten Mitteln oder nad) der Be- 
gebungsart). 

Zu den gefährlichen Körperverlegungen rechnet $. 223 a 
diejenigen, welche begangen werben 

1) mittels einer Waffe, insbeſondere eines Meſſers oder 
eines anderen gefährliden Werkzeuges!; oder 

2) mittel8 eines hinterliftigen Weberfalles, beſonders 
mittels Auflauerns; oder 

3) von Mehreren gemeinſchaftlich Mitthäterſchaft); oder 

4) mittels einer da8 Leben gefährdenden Behandlung. 

Me leichten Körperverlegungen, melde in dieſer Weiſe 
qualificirt find, fallen jeßt unter die gefährlichen; alle in gleicher 
Weiſe qualificirten ſchweren Köperverlegungen aber fallen vor wie 
nach unter die ſchweren. 

Zur Verfolgung der gefährlichen Körperverlegung bebarf 
+8 Teines Antrages; die ordentliche Strafe tft zwar ſchwerer 
als die der leichten Körperverlegung ($. 223 a, $. 223), unter 
mildernden Umftänden tft aber eine ebenſo erheblide Mil- 
derung wie bei der leichten geitattet ($. 228). 


Dritter Titel. 
Fahrläſſigkeit, Böswilligfeit, Provokation. 

Leichte vorſätzliche, ſowie leichte und ſchwere fahrläffige Kör- 
perverlegungen werden, nad dem R.⸗G.⸗B. $. 232, nur auf An⸗ 
trag verfolgt, infofern nicht die Verlegung mit Uebertretung einer 
Amts, Berufs- oder Gewerbspflicht verbunden ift. Dieſe Gleich- 
ftellung der ſchweren fahrläffigen mit den Teichten vorſätzlichen 
Berlegungen rechtfertigt fih Dadurd, daß bei den erfteren das 


1 Das Geſetz Tpricht Tide Iogifch, indem es Werkzeug ftatt Mittel 
fagt und indem e8 gefährliche Aeriheuge neben Meffern als eine Species 
von Waffen aufführt. Nicht jedes Mittel ift ein Werkzeug (vgl. Lehrb. 
8. 89), aber jebes Wertgeug ift ein Mittel: das Geſetz meint ſchlechtweg 
Mittel, % B. einen zur Körperverlegung verwendeten ſchweren Stein. Nicht 
jedes gefährliche Werkzeug, 3. B. eine Feuerzange, ift eine Waffe, aber 
jede Waffe ift ein gerährtines Werkzeug: gefährliches Werkzeug das 
Genus, Waffe eine Species. Die Iogifche Faflung würde lauten: „Durch 
eigen Mittel, insbeſondere durch eine Waffe, ein 
eſſer.“ 





——— — — — rn 
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ſchwerere Gewicht ber objektiven Seite der Handlung durch das 
leichtere der ſubjektiven Seite ausgeglichen wird. 

Für das Strafmaß ift von großer Wichtigkeit, ob eine Körper⸗ 
verlegung 1) mit Vorſatz und Ueberlegung, oder ob fie 
2) mit Vorſatz, aber ohne Ueberlegung begangen murde. 
Nah manchen Geſetzbüchern, wie nah dem neuen Bayriſchen und 
nad) dem neuen Belgiſchen, begründet diefer Unterfchted, ähnlich 
wie bei den Tödtungsverbreden Mord und Todtichlag, bejondere 
Stufen der Körperverlegung, mogegen andere, Denen fi) das 
R.⸗G.⸗B. angereiht hat, feine Würdigung dem rihterlidhen Er- 
meffen anbeimftelen. Das Preußiſche hatte einen Mittelweg 
eingeichlagen, indem es bei leichten Verlegungen im $- 190 eine 
Abftufung aufftellte und die analoge Anwendung derfelben auf 
erhebliche und ſchwere Verlegungen dem Ermellen Des Richters 
überließ. 

Die Brovofation, melde gleichfalls bei der Körperver- 
legung wie bei der Tödtung berüdfichtigt werden muß, ift im 
R.-G.-B. bei der Körperverlegung in die „mildernden Uns 
fände” aufgegangen ($. 228) und bat nur noch bei Der Tödtung 
eine bejondere Würdigung behalten ($. 213). 


Bierter Titel. 

Verſuch, Vollendung, Theilnahme, Raufhandel. 

Sm denjenigen Fällen, wo die Geſetze eine vorſätzlich zu⸗ 
gefügte Verlegung und eine beftimmte daraus entjtan- 
dene Folge zu Merkmalen des Thatbeitandes machen, tft ein 
Verſuch nit denkbar; fo im Falle des 8. 224 des R. G.⸗B 
Nie aber Tann das Borbandenfein der vorfägliden Verlegung 
und der im Geſetze bezeichneten Folge die Strafe dieſes Geſetzes 
begründen, wenn die Folge eine nicht mehr vorausfehbare, 
alſo rein zufällige und nicht zurechenbare war. Die entgegenge 
Jette, in der Tradition der Praris Preußens und Sachſens wur⸗ 
zelnde Anſicht beruht nicht nur auf einer Verleugnung der erſten 
Grundſätze des Rechts, ſondern hat auch lange Zeit hindur in 
der That zu den empörendften Ungerecdhtigfeiten geführt!. Wenn 
demnach eine ganz leichte Körperverleßung, bei der vielleicht felbit 
der befonnenfte Menfch ſich Feine ſchwere Folge als möglich denken 


1 Beugnifie bierfür bei Berner, Kritik, 1869, S. 50. 





Körperverlegung. 507 


fonnte, eine ſchwere Folge gehabt bat: fo ift nicht die Strafe der 
ſchweren, jondern nur die der leichten Körperverlegung aufzu- 
erlegen. 

Kommt es bei dem Thäter (mie in dem angef. $. 224 des 
R.G.B.) nur auf die vorfätlide Zufügung einer Ver⸗ 
legung und auf eine gewiſſe, Daraus bervorgegangene Folge 
an, die nicht beabfichtigt zu fein braucht: fo tft auch die auf dieſe 
Folge gerichtete Abficht Fein Erforderniß der Theilnahme. Der- 
jenige ift alſo ſchon wegen Bethülfe zu einer fchweren vorſätz⸗ 
lihen Körperverlegung zu ftrafen, welcher, ohne zu der ſchweren 
Folge belfen zu wollen, nur bei der vorfätlichen Verletzung, wo⸗ 
durch die ſchwere Folge herbeigeführt ward, Hülfe leiftete; Der- 
jentge ift als Anftifter zu einer ſchweren vorfählichen Körper- 
verlegung zu flrafen, der, ohne die ſchwere Yolge zu beabfichtigen, 
den Anderen zu der diefe Folge bewirkenden vorfäßlichen Ver⸗ 
letzung beftinmte. 

Um den Begriff des Verfuches bet den ſchweren Körper⸗ 
verlegungen anwendbar zu maden, haben neuere Geſetzgeber, 
wie 3. B. der Sachſens, neben jene Geſetze, welche nur vorjägliche 
Berlegung und ſchwere Folge fordern, andere Geſetze geftellt, in 
denen vorausgeſetzt wird, daß die Folge in der Abjicht des 
Thäters lag. Auch das R.-G.-B. hat dieſen Weg betreten ($. 225). 

Wenn bei einem Raufbandel, d. h. bei einer Schlägerei 
unter mehr als zwei Perfonen, Jemand eine Körperverlekung er⸗ 
litten bat, vieleicht gar getödtet worden tft, jo tft hierfür der 
Thäter felbft verantwortlich, nicht aber einer der Anderen, fofern 
fih deſſen Mitverantwortlichleit nicht aus den allgemeinen 
Grundfähen über Theilnahme herleiten läßt. In manchen neueren 
Geſetzbüchern findet man indeß, wegen der Gefährlichfeit von 
Raufhändeln und der dabei obwaltenden Schwierigkeit des 
Beweiſes der bejonderen Thäterſchaft, Präfumtionen aufgeftellt, 
die nichtS Anderes bezwecken, als eine Beftrafung aller bei dem. 
Raufhandel thätig geweſenen Berfonen für diejenigen Ver⸗ 
legungen, deren Urheber fih nicht ermitteln laſſen!. 
Einen richtigeren Weg haben die Gefeßbücher fir Braunſchweig, 
Preußen, Sachſen 1855, Bayern 1861 und das Deutſche 
Reich eingefhlagen. Sie bedrohen nämlich jchon die Bethei- 


16a jen 1888, 136. Württemberg 266. Hannover 245. Darm 
ftadt 274. 275. Baden 240-242. Defterreich 157. 
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ligung am Raufbandel als folde, wenn dabei nambafte 
Berlegungen vorgelommen find!. Nur müfjen diefe Verlegungen 
eine Folge des Raufhandels geweſen (dur den Raufhandel 
„verurſacht“) fein. Hierin ift Folgendes enthalten. 

1. Liegt die Verlegung oder gar Tödtung nur neben dem 
Raufhandel, ohne Durch ihn verurſacht worden zu fein, jo fällt 
jene Strafe fort. Sie hätte tn der That feinen vwerftändigen 
Sinn mehr. Denn nur unter der Vorausfegung fonnte der Ge 
jeßgeber den Eintritt der Strafe des Raufhandeld von dem Ein- 
tritte einer ſchweren Körperverlegung oder des Todes einer Per- 
fon abhängig machen, daß die ſchwere Verlegung oder der Tod 
in dem Raufbandel ihren Entftehungsgrund hätte. Wenn alſo 
einer der Streitenden zur Zeit des Raufbandels und am Orte 
defjelben ſtürbe, weil feine Lebensuhr gerade abgelaufen wäre; 
wenn er, ohne daß der Raufhandel die Urſache davon ift, gerade 
jegt vom Schlage tödtlich getroffen würde; wenn ihn in Ddiefem 
Augenblide die Kugel eines am Raufbandel nicht Betheiligten von 
fern ber niederftredte: To würde dies die Raufhändler nicht ſtraf⸗ 
bar machen. 

2. Eine ganz andere Frage tft e8 aber, ob die gefeglich vor- 
ausgefegte Verlegung oder Tödtung eine doloſe oder fahrläf- 
fige Folge des Raufhandels gemejen fein müfje, oder ob auch die 
zufällige Folge ſchon genüge. Lebteres ſcheint wiberfinnig zu 
jein aus denfelben Gründen, welche es unzuläffig machen, Jemand 
wegen einer vorjäglichen fchweren Körperverlekung zu ftrafen, 
wenn er die ſchwere Folge unmöglich vorausſehen Eonnte. Der 
Widerfinn wäre auch bier in der That vorhanden, wenn es ſich 
um bie Strafe der ſchweren Körperverletung oder der Tödtung 
felbft handelte. Allen um diefe handelt es fi nicht. Gegen 
Diejenigen, welche fich im Raufbandel der ſchweren Körperverletung 
oder der Tödtung ſchuldig gemacht haben, tritt vielmehr die volle 
Strafe dieſer Verbrechen ein, nicht die bloße Strafe des Rauf⸗ 
bandels. Es handelt ſich nur um die von diefer befonderen Ber- 
Ihuldung unabhängige Strafe der Betheiligung am Rauf⸗ 
handel. Sit lettere eine ſchuldhafte, jo tft den Grundſätzen der 


1 Das R.-6.-8.$. — Tod oder eine ſchwere gzorperrerigege 
voraus. Braunſchweig Preußen 1 1%. Thüringen 132, Sad: 
jen 1855, 173. Bayern 1851, : echt ging bier bon 


Das gemeine R 
bem berühmten Art. 148 CCC, aus. 
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Zurechnung genügt und die Strafe des Raufhandels begründet, 
auch wenn jene ſchwere Folge, um deren Zurechnung es ſich hier 
gar nicht handelt, eine zufällige fein ſollte. Wenn die Gefähr- 
lichfett des Raufbandels und die Schwierigleiten des Beweiſes zur 
Bedrohung des Raufhandels bet ſchwerer Verlegung oder Tödtung, 
geführt haben, fo darf man bei jenen Folgen, die eben aus der Ge- 
fährlichkeit des Raufhandels hervorgehen und bei denen gerade: 
die Schwierigkeiten Des Beweiſes hervortreten, offenbar nicht den 
Beweis einer individuellen Schuld (Vorjäglichkeit oder Fahrläſſig⸗ 
feit) fordern: man würde fonft Die Ratio legis verleugnen. 


Fünfter Titel. 
Verlegung durd Gift. 

Die P.⸗G. O. ſtraft Denjenigen, der Jemand dur Gift ar 
Leib oder Leben dolos beſchädigt, gleich einem „fürgeſatzten 
Mörder” mit dem Rade (Art. 130). Bon der ſpäteren gemeinrecht» 
lihen Praris wurde die abfichtlihe bloße Gefundheitsihädigung 
duch Gift, nach dem Zeugniſſe Mittermaiers, mit Zuchthaus 
nicht über 20 Jahre belegt. 

Unter den neueren Deutfchen Gejeßbüchern erwähnen manche 
der Bergiftung gar nicht (fo Defterreih, Thüringen, Sadjen); 
Das R.G.⸗B., wie das Preußilche, enthält zwar nicht beiondere 
Beftimmungen über Giftmord, wohl aber foldhe über abfichtliche 
Geſundheitsbeſchädigung durch Gift $. 229. Es jegt zum 
Thatbeitande voraus: | 

ca) als Mittel Gift oder andere Stoffe, welche Die Gefund- 
beit zu zerftören geeignet find. Bet diefer jehr brauchbaren 
Definition kommt gar nichts mehr darauf an, ob das angemwendete 
Mittel von der Naturwiſſenſchaft Gift genannt wird oder nicht, 
wenn es nur in der That ein die Geſundheit zerftörendes (nicht 
blog ungejundes) war. 

ß) Es muß eine vorſätzliche Beibringung des Stoffes, 
defien Natur der Thäter kannte, mit der auf Gejundheits- 
beihädigung gerichteten Abſicht erfolgt fein. Heimlichkeit, 
vom gemeinen Recht und felbft noch vom neuen Badiſchen Gejeh- 
buch gefordert, tft nach dem R.⸗G.⸗B. nicht nötbig. 
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Sechsſster Titel. 
Aerztliche Kunſtfehler. 

Die früheren Strafbeſtimmungen über Quackſalberei und 
über Hülfsweigerung von Medicinalperſonen find, auf 
Grund der Deutſchen Gewerbeordnung $. 144 Abſ. 2, vom R⸗G. B. 
aufgegeben worden. 

Bei den durch Ärztliche Fehler entflandenen Körperver- 
letzungen unterjcheidet die Karolina, Art. 134, treffend den Fall 
des Unfleißes von dem der Unkunſt!. 

Unfleiß beißt die ſchuldhaft unterlafiene Anwendung von 
Kenntniſſen oder Geſchicklichkeiten, in deren Befite man ſich be» 
findet. Eine durch Unfleiß herbeigeführte Körperverlegung verfällt 
unzweifelhaft der Strafe fabrläffiger Körperverlegung. 

Unfunft befteht entweder in Unmwiffenheit (befonders bei 
inneren Heilungen) oder in Unfertigfeit (beſonders bei Opera⸗ 
tionen). Hauptſächlich wo ein Nachtheil für den Körper durch 
Unkunſt herbeigeführt worden tft, pflegt man von Kunftfehlern 
zu reden. Dieſe find, da Jedermann die gemeinen Kenntniſſe 
und Fertigkeiten feines Faches ſich anzueignen verpflichtet tft, 
wenigftens in denjenigen Fällen ftrafbar, mo die Antvendung der 
gemeinen Kenntniffe und Fertigkeiten ſchon ausgereicht hätte, um 
die Schädigung zu vermeiden. Aus der einem Arzte ertheilten 
Approbation fließt für denjelben nicht das Recht, die nöthigen 
Kenntniſſe und Fertigkeiten in jedem einzelnen Falle, der in feinem 
Berufskreiſe liegt, bei fich zu präfumiren und Daher allemal ohne 
befondere Vorbereitung und ohne Mitwirkung anderer Kımftver- 
fändigen ang Werk zu geben; vielmehr hat fih aud der Ap⸗ 
probirte in allen einzelnen Fällen noch ſelbſt Darauf zu prüfen, ob 
er die gerade bier erforderlichen Kenntniſſe und Geſchicklichkeiten 
befige. Hat er diefe Pflicht verabſäumt, fo verfällt auch die Durch 
Unkunſt berbeigeführte Körperverlegung der Strafe fahrläffiger 
Körperverlegung. Durch die Nothivendigkeit jchneller Entſchließung 
kann indeß ein jonft ſchuldhafter Fehlgriff entſchuldigt werden. 

Die fahrläffige Körperverlegung, welche vom Arzte ausging, 


1 2gl. L. 6.8.7. D. de off. praes. (1, 18): „Sicuti medico imputari 
eventus mortalitatis non debet, i quod per imperitiam com- 
misit, imputari ei debet.“ Au 5 et 7. Inst. de leg. Aquil. (4, 8). 
L. T. 8. '8.D. ad leg. Aquil. (9, 2). 
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kann nah dem R.⸗G.B. 8. 230 der erhöhten Strafe unterworfen 
werden, melde der Abſatz 2 dafelbft für ſolche fahrläffige Ber- 
letzungen anordnet, Die mit Verabfäunmung einer befonderen Amts⸗, 
Berufs- oder Gemwerböpflicht verbunden find !. 

Bet der Beurtheilung eines ärztlihen Kunftfehlers muß man 
fowohl der Eigenthümlichfeit des Kranfheitsfalles, als auch der 
Eigenthümlichkeit des Arztes, der feinen befonderen mediciniſchen 
Standpunft einnehmen darf, gerecht werden. Da aber ein ratio» 
nelles Heilverfahren ohne allgemeine Grundfäge nicht denkbar ift, 
jo kann e8, troß jener Eigenthümlichkeiten, an einem allgemei- 
nen Maßftabe für die Beurtheilung der Thätigkeit eines Arztes 
nicht fehlen. Dieſer liegt in der Erfahrung der Jahrhunderte 
und in der feftftehenden Kenntniß einer Reihe von Naturgejegen, 
welche zu ignoriren feinem eigenthümlichen Standpunkte erlaubt 
iſt. Die techniſche Nichtigkeit eines mediciniſchen Verfahrens, 
das zu einer Schädigung geführt hat, zu prüfen, tft Aufgabe medt- 
ciniſcher Sahverftändiger; die ſtrafrechtliche Würdigung der 
Fahrläſſigkeit gebührt Dagegen dem durch das techniſche Gut- 
achten gehörig aufgeflärten Richter. 


Siebenter Titel. 
Strafverfolgung und Strafe. 


Das R.-G.-B. ftellt folgenden Straffäte auf. 
1. Leichte vorfägliche Körperverlegung $. 223: 

“ a) im Allgemeinen Gefängniß bis zu 3 Jahren oder Geldftrafe 
bis zu 1000 Mark, 

D) gegen Afcendenten: Gefängntß nicht unter 1 Monat. 
2. Schwere vorjägliche Körperverlegung 88. 224. 225. 

: a) ohne Beabfichtigung der ſchweren Folgen $. 224: Zuchthaus 
big zu 5 Jahren oder Gefängniß nicht unter 1 Jahr, 

- b) mit Beabfichtigung der ſchweren Folgen $. 225: Zuchthaus 
von 2 bis zu 10 Jahren. 
3. Schwerſte vorfägliche Körperverlegung, mit unbeab- 


: Die Raivität von Aerzten fchten in dem Amenbement zu gipfeln: 

„Wenn der Thäter zu ber Aufmerkſamkeit, welche er außer Augen ſetzte, ver⸗ 

möge feines Amtes, Berufes oder Gewerbes befonberö verpflichtet war, fo 

kann, ansgenommen beiapprobirten Medicinalperſonen, die Strafe 
werden.“ Dr. Löwe fand aber ſogar, daß bie berufämißige Ausübung 

einichläfere und baber einen Milderungsgrund darbiete (et 

quando dormitat)! Bgl. Sten. Ber. von 1870, S. 661663. 


omerus ali- 
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fihtigtem Tode $. 226: Zuchthaus nicht unter 3 oder Gefängnif 
nicht unter 3 Jahren. 

4. Gefährlide vorſätzliche Körperverlegung $. 223 a: 
Gefängniß nicht unter 2 Monaten. Sie tft abgefondert anzuführen, 
weil fie auf einem bejonderen Eintheilungsgrumde ruht. 

5. Raufbandel $. 227: 

a) Betheiligung: Gefängniß bis zu 3 Jahren. 

b) Mitwirkung mehrerer Verlebungen zu einer der vorausge⸗ 
jegten Folgen (Tod oder ſchwere Körperverlebung): Zucht⸗ 
haus bis zu 5 Jahren. 

Bei ſchweren und ſchwerſten vorſätzlichen Körperverlegungen 
ohne Beabfihtigung der [hweren und ſchwerſten Folgen, 
auch im Falle eines Raufbandels, läßt der Geſetzgeber mildernde 
Umftände zu, fofern die Handlung nicht gegen Afcendenten ge 
richtet war $. 228. Die Strafen finfen alsdann fo: 

a) bet ſchwerer Körperverlegung, im Falle eines Raufhandels 
jelbft bet eingetretenem Tode einer Perjon ($. 224 und 227 
Abi. 2), auf Gefängniß nicht unter 1 Monat; 

b) bet fchweriter Verlegung (mit Tod, $. 226) auf Gefängniß 

nicht unter 3 Monaten. 

6. Vergiftung $. 229: 

a) im Allgemeinen Zuchthaus bis zu 10 Jahren, 

b) bei ſchwerer Körperverlegung Zuchth. nicht unter 5 Jahren, 

c) bei Tod Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebenslänglid). 
6. Fahrläſſige Körperverletung $. 230: 

a) im Allgemeinen Gelditrafe bis zu 900 Mark oder Gefängnik 

bis zu 2 Jahren; 

b) bei verlegter Amts-, Berufs» oder Gemerbspflicht kann die 
Strafe auf 3 Jahre Gefängniß erhöht werden. 

In Betreff der Strafverfolgung hält der Gejeßgeber, um 
fich nicht eines nachtheiligen Eingriffes in die Familienverhältniſſe 
ſchuldig zu maden, den Grundfag, daß leichte vorſätzliche und alle 


Umftänden jogar bis zu Drei Monaten herab, bat der Geſetzgeber aller: 
dings bie Möglichkeit gegeben, ſelbſt in denjenigen Fällen nicht zu hart zu 
ftrafen, wo ber Tod eine zufällige Folge war. Für die übrigen Fülle ber 
tödtlichen Körperverletzung tft aber dieſe Milde des Geſetzes in hohem Grade 

efährlih. Sten. Ber. von 1870, ©. 666, 667. (Leonhardt, Lasker, 
Bland, Zud, Hoverbech). 


1 Sen bie Bulafiung ber bloßen Gefängnißftrafe, unter milbernben 
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fahrläffige Verlegungen nur auf Antrag geftraft werden follen,. 
felhft bei den an Aſcendenten verübten Verlegungen feft. 
Analoge Anwendung finden bei den leichten Körperver- 
letzungen folgende vier Beitimmungen über Beleidigung. 
1. Bei Verlegung von Ehefrauen oder Hauskindern können 
auch die Ehemänner und die Väter auf Berfolgung 
antragen $. 232. 195. 

2. Bet Berletung eines Beamten ꝛc. während der Berufsübung 
Tann auch der Borgejepteden Antrag ftellen 88.232.196. 

3. Iſt bei wechfelfettigen Verlegungen von einem Theile auf 
Beitrafung angetragen, jo ſoll der andere Theil, bei Verluft. 
feines Rechts, den Antrag fpäteftens vor Schluß der 
Verhandlung in erfter Inſtanz ftellen, tft hierzu aber. 
auch dann bereiitigt, wenn zu jenem Zeitpunkte die drei⸗ 
monatliche Frift Shon abgelaufen 88. 232. 198. 

4. Mildere Strafe oder Straflofigfeit bei Retorſion 
leichter Körperverlegungen mit leichten Körperverlegungen 
oder mit Beleidigungen, oder umgekehrt 88. 233. 199. Man, 
bat das Syſtem der Aufrechnung auf die rahrläffigen 
Körperverlegungen ausgedehnt !. 

Ueber die dem Berlepten zu erlegende Geldbuße, für welche 
alle Berurtheilte ala Gefammtichuldner haften, vgl. R⸗G.⸗B. 8.231, 
Lehrb. $. 119. Nr. 3. Weil die Buße nit Strafe, ſondern Ent- 
Schädigung tft, fo kommt bei ihr auf den Unterfchied vorfäglicher 
und fahrläffiger Körperverlegung Nichts an. 


Bierter Hauptabſchnitt. 
Achtzehnter Abſchnitt 
Verbrechen und Vergehen wider die perſönliche Freiheit. 

(R.=©.:B. 88. 234241.) 

Erfter Titel. 

Menſchenraub“. 

(R.-©.:8. $$. 234. 235.) 
Kraft der L. Fabia de plagiariis erlitt bei den Römern 
Derjenige eine Kapitalftrafe, der einen Anderen rechtswidrig in 


1 Sten. Ber. von 1870 ©. 669 (Eve it 
2 Geyer bei Holtzend. II. 1874) S. 596 fgg. 
Berner, Strafreht. 9. Aufl. 
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Sklaverei verfete oder erhielt!. Das Kanoniſche Recht erklärt 
Denjenigen für einen todeswürdigen Verbrecher, ber einen Men⸗ 
ſchen ftiehlt und verlauft?. Die Germaniſchen Volkarechte 
laſſen Syreiheitsberaubungen und Menſchenhandel durch beträcht⸗ 
liche Geldſtrafen büßen?⸗. Das Schwäbiſche Landrecht ver- 
pönt den Menſchenhandel mit dem Tode“. Die Reichageſetze 
betrachten das Rauben und Fangen von Menſchen ala eime Art 
des Landfriedensbruchesd. Die Karolina ſchweigt. Deshalb 
lehnte fih die gemeinrehtlihe Praxis vorzugsweiſe an das 
KRömtiche Recht, obwohl das NRömifche Plagium nur unter ber 
Vorausſetzung Römiſcher Sklaverei denkbar iſt. 

Ein abgeſonderter Begriff des Menſchenraubes konnte ſich 
auf der Grundlage der gemeinrechtlichen Quellen nicht bilden 
Erſt die neuere Doktrin und Geſetzgebung haben ihn feſtzu⸗ 
ſtellen geſucht 
Zum Menſchenraube iſt hiernach erforderlich, daß man ſich 
einer Perfon bemaͤchtigt und fie dem Schutze der Ihrigen oder 
des Staates entzogen habe®. 

Das R.⸗G.⸗B. ſtellt den Menſchenraub und den ſ. g. Kin⸗ 
derraub, mit genauer Angabe des Thatbeſtandes, in folgender 
Weiſe neben einander. 

1. Menſchenraub, d. t. derjenige Fall, wo man ſich eines 
großjährigen oder minderjährigen Menfchen durch Lift, Drohung 
oder Gewalt „bemädtigt“, um ihn in hülflaſer Lage auszu- 
ſetzen, oder in Sklaverei, Leibeigenſchaft, oder in auswärtige 
Kriegs⸗ oder Schiffsdienſte zu bringen: Zuchthaus (F. 234). 

2. Wer eine minderjährige Perſon durch eines der eben 
genannten Mittel ihren Eltern oder ihrem Vormunde „ent⸗ 
zieht“, ohne damit eine der sub 1 angegebenen Abſichten zu ver⸗ 
binden, wird 


11L.6.$.2.L.7.D. delege Fabia de plagiariis: „Plerumque in 
metallum damnantur.“ Geib, Lehrb. I. S. 52. 

2 Cap. 1. X. de furtis (6, 18): „Qui furatur hominem et vendiderit 
eum, convictus noxae morte moriatur.‘“ Nach Exod. XXI 6. Bgl. Ca- 
pitul. VI cap: 9. 


a. 227. 
8 R-A.v. 1512, IV.8.6. Landfr. von 1521, VIL $ 8 fan, 
6 Bayern 1813, Artt. 197200. Sadıfen 1838, Artt. 145, 146; 1855, 
194.19. Württemberg 274. Braunſchweig 169. Hannover 250. 251. 
Darmftadpt 229. Baden 267 fag. Deftereih %.91. Preußen 204 fgg. 
Thüringen Kap. VI. 8. 140 fog. Bayern 1861, 251. 
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a. in der Regel mit Gefängniß, 

b. wenn aber die Handlung in der Abſicht geſchieht, die Perſon 
zum Betteln, oder zu gewinnſüchtigen oder unſitt⸗ 
lichen Bweden oder Beſchäftigungen zu gebrauchen 
(3. 8. in Bordellen, oder zur Seiltänzerei), mit Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren beftraft ($. 235). 


Zweiter Titel, 
Entführung. 
(R.-8.:8. 88. 236—238.) 
Bis auf Konſtantin ftrafte man die Entführung (raptus) nur 
‚als Vis. Konftantin jegt auf den Raptus virginum, viduarum 
vel uxorum fapitalftrafe!. Die Entführung einer Haustochter 
galt den Römern hauptſächlich als ein Verbrechen gegen den Vater, 
die Entführung einer Ehefrau hauptſächlich als Verbrechen gegen 
den Mann?. Der einmwilligende Vater oder Ehemann verfiel in- 
deß ebenfalls ſchwerer Strafe®. | 
Das Kanoniſche Recht bedroht die Entführung bet Kleri⸗ 
fern mit dem Verluſte des Ranges, bei Laien mit dem Anathem *. 
Im Webrigen jchließt es fih dem Römiſchen Rechte an. Doc 
hebt es die Strafbarkett der Entführung der einwilligenden Braut 
auf, eine Beitimmung, in welcher, gegenüber den ftarren Römt- . 
ſchen Begriffen der Potestas, die ſelbſtändige Geltung der Per⸗ 
ſonlichkeit des Weibes durchbricht. 


ı L.1.2. Cod. Theod. de raptu virg., vid. vel ux. — L.5. 8.2.L. 6. 
D. ad leg. Jul. de vi publ. L. 8. Cod. eod. Rein bezweifelt, daß L. Jul. 
de vi die Entführung bebrobt habe. 

* L. un. Cod. h. t. (9, 13) pr. 8.1.8. 2: „ut huic poenae omnes sub- 
jaceant sive volentibus dive nolentibus virginibus, sive aliis 

eribus tale facinus fuerit erpetratum.‘ 

ns Die um bie Entführung wiffenden Eltern wurden, nad) Konftantind Ge- 
—ã foegen ih ihres kuppleriſchen Benehmens (si ‚Patientiam praebuerint) 

ad leg. Jul. de adult. — Ein Iondere® Gefet über 
virg. 1.16. erlieh Ju Hntan: Inst. IV. 1 18,8 L. un. Cod. de raptu 
4. Cod. de episc. Nov. 128. c. 42. 

4 C.1.C. XXXVI. qu. 1: ‚Eos, qui rapiunt mulieres sub nomine 
simul habitandi, aut cooperantes, aut Conniventes raptoribus, decrevit 
sancta synodus, ut, siquidem clericisunt, decidant propriogradu, 
si vero laici, anathematizentur,“ 

6 C.6.X.h.t. (5, 17): „Respondemus, quod eum ibi raptus dicatur 
admitti, ubi nil ante de nuptüs agitur, iste raptor dici non debet, cum 
habuerit mulieris assensum, etprius eam desponsaverit, quam 

overit.“ Das Concil, Trident. sess. 24. cap. 6 macht hier einige Uns 
terfheibungen: Matth. de crim. 48, 4, cap. 2. no. 16. 

33% 
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Unter den Germanifhen Volksrechten enthalten dag 
Saltiche, das Weſtgothiſche, das Friefiihe, das Sächſiſche, das 
Anglifche, das Langobardiihe und das Alamanniſche bejondere 
Anordnungen über den Frauenraub!. Sowohl er, als auch die 
Entführung des zuftimmenden Frauenzimmers gegen den Willen 
ihres Mundmwaldes, unterlag firengen Strafen?. Während des 
Mittelalters wird das Verbrechen häufig mit der Notbzucht zu⸗ 
fammengefaßt®. Die Karolina fließt fih zwar ausdrüdlich 
dem Römiſchen Rechte ant, kann aber doch nicht ohne Rüdficht 
auf das Kanontiche Recht und auf die Deutihen Gemohnbeiten 
ausgelegt werden ?. 

Sn den meiften neueren Geſetzbüchern ift der Begriff der 
Entführung, unter Abſchneidung mancher gemetnrechtlichen Kontro⸗ 
verjen, im Weſentlichen ebenſo aufgefaßt worden, wie in der ent- 
widelten gemeinrechtlichen Doftrin. 

Bon allen neueren Gejegbüchern unterfcheidet fich jedoch das 
gemeine Recht dadurch, daß e8 nur bei unbefcholtenen Frauen- 
zimmern den Begriff der Entführung gelten läßt. Iſt die Weg» 
geführte Feine unbeicholtene Perſon, jo bleibt die Wegführung 
nur als Vis, Gefangenhalten, oder vielleicht alg Menfchenraub 
ſtrafbar; die geichlechtliche Seite, die dem Verbrechen der Ent- 
führung fein eigenthümliches Gepräge giebt, kommt alsdann, nach 
der gemeinrechtlichen Anficht, nicht mehr in Anichlag®. Es ift nicht 
zu leugnen, daß die Unterfcheidung der Entführung von anderen 
Freiheitsberaubungen durch die Aufhebung diefes Merfmales viel 
von ihrem ſtark markirten Gepräge verloren bat. 

Das Charakteriſtiſche der Entführung liegt, nach der heutigen 
Auffaflung, in der Verbindung des entzogenen Schutzgebietes 
mit der geſchlechtlichen Abſicht, welche entweder auf Ehe⸗ 
lihung oder auf Unzucht gerichtet if. Am ftrafbarften tft die 
Entführung wider den Willen der Entführten; minder ftrafbar die 


ı Milda ©. 841. 842. Geyer bei Holkend. III. S. 611. 
3 nlbe ©. 845 fgg. Dfenbrüggen, Nlamann. Strafr. 1 Der 
Baupig uptgefichtspuntt der Strafbarleit war der angel in die — 
ſeg Brüggen, alt. der Langobarden, 1863, 8. 41. 42. 
Recht IV. 7. Hamburger Statuten IV 26. Bol Heffter, 
Rote u — Bliva 6.8 Is 
=D. Art. 118, iv zu bie Tatjerlichen Rechte bermieien wird. 
6 alte D. &. 67. Roßhirt, Geichichte III. S. 96. 100. 
6 Das Erforderniß ber Unbefcholtenbeit kann allerdings nur auf 
ledige Frauen bezogen werben. 
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Entführung mit ihrer Zuftimmung, aber doch noch ſtrafbar als 
Verlegung des Willens der Eltern oder des Bormundes: wo⸗ 
gegen die Strafbarleit verſchwindet, wenn die zuftimmende Weg- 
geführte unter Niemandes Gewalt mehr fteht. 

Bom R.⸗G.⸗B. find die Unterfchiede der Strafbarleit durch 
folgende Anordnungen zum Ausdrud gebradit. 

1. Entführung wider Willen des Weibes ($. 236): 

a. zur Unzucht — Zuchthaus bis zu 10 Jahren, 
b. zur Ehelidung — Gefängniß. 

2. Entführung mit Willen des Weibes ($. 237): Ges 
faͤngniß. 

In dieſem Falle wird aber Minderjährigkeit des ent⸗ 
führten und zwar unverheiratheten Weibes vorausgeſetzt, ſowie 
Mangel der Einwilligung der Eltern oder des Vormundes. 

Sm allen Fällen wird nur auf Antrag verfolgt ($$. 236. 
237), und wenn der Entführer die Entführte gebeirathet hat, erft 
nad erflärter Ungültigkeit der Ehe ($. 238). 


Dritter Titel, 
Freiheitsentziehbung. 
(R.:8.:8. $. 239.) 

Wer einen Menſchen in anderer Abficht, als um ihn zum 
Sklaven zu machen, gefangen hält, verfällt der Strafe der L. 
Julia de vi publica!. 

Sn den Gejegen des gemeinen Deutfchen Rechtes ift zwar, 
wenn man die furze Erwähnung unjeres Gegenftandes im Reichs⸗ 
abſchiede von 1512, Tit. IV, 8. 6 abrechnet, von der Gefangen 
haltung nicht bejonders die Rede. Die gemeinrechtliche Praris 
hielt ſich jedoch, nach den Strafbeftimmungen über Injurien 
und nad den Römiſchen Geſetzen über das Crimen vis, zur 
Beftrafung berechtigt ?. 

Größere Aufmerkſamkeit haben diefem Verbrechen die neueren 


1 L.5.pr. D. ad leg. Jul. de vi publ. (48, 6): „qui hominem dolo 
malo incluserit, obsederit‘ — — (eadem lege tenetur). L. 8. eod.: 
„Lege Julia de vi publica cavetur, ne quis reum vinciat, impe- 

iatve quominus Romae intra certum tempus adsit.“ ®gl. L.1. Cod, 
de privat. carcerib. inhib. 

3 Dft behandelte man bie rechtäwibrige Einfperrung als In jurie, wo⸗ 
gesen ſich ſchon erklaͤrt Erhard, Handbuch bed Churſächſiſchen peinlicden 

echtes, Theil J. $. 308. 
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Geſetzbucher zugewendet. Sie bedrohen nicht nur das widerrecht⸗ 
liche Einſperren, ſondern auch jede andere Art rechtswidriger Be⸗ 
raubung der perjönlichen Freiheit !. 

Das Gefangenhalten muß ein abſichtlich widerrechtliches 
fein. Bloße Fahrläffigkeit genügt nicht. Aber auch die Abſicht⸗ 
lichkeit tft nicht ausreichend, wenn die Abficht nicht auf das Wider- 
rechtliche gerichtet war. Es fällt demmach nicht unter den Begriff 
diefer Mißthat ein blos objektiv unberehtigtes Feithalten, 
3. B. eines vermeintlichen Diebes. 

Die Widerrechtlichfeit fällt weg bei der Ergreifung eines 
Verbrechers auf friſcher That und bei dem nothwendig ge⸗ 
wordenen Gefangenhalten eines Geiſteskranken?. 

Nicht blos durch ein längeres Gefangenhalten wird der 
Thatbeſtand begründet, ſondern auch durch eine augenblickliche 
Haftnahme, duch falſche Angaben, welche die unbegrün- 
dete Verhaftung bewirken ſollen “und in der That be⸗ 
wirken, durch bösmillige Bewirkung der Aufnahme eines 
geiftig Gefunden in ein Irrenhauss. 

Das R-G.B. würdigt die Momente der Strafbarkeit in 
folgenden drei Strafjägen: 

1. Einfache Freiheitsentziehung: Vergehen — Gefängniß; 
2. Freiheitsentziehung über eine Woche oder mit [hwerer 
Körperverlegung: Verbreden — Zuchthaus bis zu 10 


1 Unter den neueren Öeiekgebungen bat zuerft dad Preuß. Landre ! 
das ieh a e Gefangenbalten beſonders bedroht, und ba end 
Se 2 om an(Bapcen 1813, Artt. 192—196). Vgl. Sachfeni 

Sachſen 1855, Artt. 197. 199. Württemberg 275—277, 
det. I ee 170. Hannover 249. Darmftadt 301. 302, Baden 
275-277. nnd en 150. Preußen 210. Defterreich 93. 94 rechnet 
die unbefugte Gef ngengaltung zur öffentlichen Gewalttbätigfeit; ähn⸗ 
lich dem Röm ihen R echte. Sachſen 1855, 197. Bayern 1861, 255. 
2 8gl.b —8 reuß. Strafgb. 8.211. Das R.-G.:B. hat biejen S. 
mit feinen Bezeichnungen derjenigen Fälle, wo Wiberrechtlichleit nicht vor⸗ 
handen jet, iweggelailen. Eltern und beren Stellvertreter, melde daß 
Züchtigungsre einer der Geſundheit ihrer Untergebenen nachtheilig 
oder bon nfperrung mißbrauchen, jolen, nach Art. 199 des Sant. 
Stra —*— von 1 wegen Körperverletzung geſtraft werden. Vom 
Mißbrauche des — — rechtes handeln auch Bayern 1813, 
Art. 206; Hannover 242 raunſchweig 170. Es zeigen ſich in der 

raxis oft Schwierigfeiten in ber Beurtheilung des mißbrauchten 
uchtigungsrechtes, namentlich in Betreff des Erforderniſſes ber wider- 
rechtlichen Abficht bei der Einfperrung; vgl. Hufnagel, Kommentar IL 


53 fg 
te ba pflegt je ER geahndet zu werben. Siehe ber 
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Jahren, bei mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 1 
Monat; 

3. Freiheitsentziehung mit Tod: Zuchthaus nicht ımter 3 
Jahren, bei mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 3 
Monaten. 

Ad 1 und 2 if man davon ausgegangen, baß bei einer 
durch eine Privatperfon ausgeäbten Sreiheitsentziehung während 
der erften Woche der Unfreibeit noch allenfalls angenonmten 
werden Tünne, der Thäter habe die Verhaftung von der 
Behörde beftätigen laſſen wollen, daß aber diefe Annahme 
bei Freiheitsberaubung „über eine Woche“ nicht mehr mög- 
lich ſei 


Vierter Titel 


Crimen vis, Nöthigung und Drohung. 
(R.-6.:8. 88. 240. 241.) 

Im älteren Römifchen Rechte findet ſich noch fein allgemeiner 
wegr des Crimen vis. Man zog einzelne Gemaltthätigfeiten 
wegen der Eigenthümlichkeit ihres Inhaltes unter ver- 
ſchiedene ftrafrechtliche Geſichtspunkte, ftellte fich jeboch nicht auf 
jenen allgemeinen Standpunft, von dem aus die Gewalt als 
ſolche ſchon ftrafbar eriheinen konnte. 

Nun brachen aber gegen das Ende der Republik die bürger⸗ 
lichen Unruhen ein. Gewaltthätigfeiten nahmen überhband. Da 
genügten die befchränkten alten Sagungen nicht mehr. Seit Diefer 
Zeit treten ſchnell nach einander verjchtedene Leges de vi auf: 
Lex Plautia 665 a. u., Lex Lutatia 676, Lex Pompeja 702, 
Lex Julia Caesaris 708. Auch dieje Geſetze heben indeß nur 
einzelne, meift politiihe Richtungen der vis heraus, von 
denen man gerade bejonders fürchten zu müfjen glaubte *. 

Dana erfolgten die berühmten Leges Juliae Augusti de 


1 Cic. pro Tull. 4: „apud majores nostros — nihil opus fuisse judi- 
cia de vi coactis armatisque hominibus.“ Wächter, über dad Crimen 
u Deucd Archiv bes Kr. ©. 635, XII. 341, XII 1. 19%. 374. Rein 

34 fgg. Ines Archiv des Kr. 1854, ©. Te Köftlin, Abhandl. 
— fgg. Geyer bet ei polgend. II. (1874) ©, 56 

2 Wächter (dio 10) ftellt in Abrebe, ba nn neben der L. Plau- 
tia nad gine L. Lutatia gab. Dagegen Rein ©. 738 und Bakhariä, 
Arch. 1 S. 559. Piohtiger war dbieL. Pompej a; Dienbrilg en, Rebe 
für Milo, S. 42 praefat ein ©. 740, Geib, Lehrb. J. ©. 4 6 
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vi publica et de vi privata!. XTroß ihres weiteren Umfanges 
verpönen auch fie noch keineswegs jede Gemalt. 

In der ſpäteren Katferzeit erweitert fich, hHauptfächlich durch 
die Einwirkungen der juriltiihen Interpretation, der Umfang des 
Begriffes der ftrafbaren Gewaltthätigfeiten noch mehr, während 
gleichzeitig der Unterfchied der vis publica und der vis pri- 
vata verwiſcht und Die allgemeine Bezeichnung „violentia“ 
gebräuchlich wird ?. 

- Suftinian ftellte die Unterſcheidung der vis publica 
und der vis privata wieder her, aber nicht in der urfprüng> 
lichen Weiſe. Er zählt Fälle zur vis publica, die das alte Recht 
al$ vis privata betrachtete: Durch diefen Wechjel werden die ge⸗ 
Thichtlihen Unterfuchungen über die Grenzen der vis publica und 
der vis armata ſehr erfchiwert®. 

Wichtiger noch war die in das Juſtinianiſche Recht aufge- 
nommene Beitimmung, daß jede widerrehtlihe Gemalt ge 
ftraft werden folle, ſei e8 alS vis publica fei e8 als vis privata: 
„Hoc jure utimur, ut quidquid omnino per: vim fiat, aut 
in vis publicae, aut in vis privatae crimen incidat+.“ Dadurch 
bat das Crimen vis im Römiſchen Rechte eine ähnliche aushülf- 
liche liche Stellung gewonnen, wie der Stellionat. Und wenn man 


—5 — die Annahme einer beſonderen Caſariſchen und einer beſonderen 
Fre hen Geſetzgebung de vi enticheiden fich Sigoniuß, Ernefti, 
Loew, Betermann, Wächter, Abegg. Dageg en nur Eine, 
ab joer Cäfarifce Gefeßgebung an Bratejuß, Onrad ‚Radai. NRadı 
urcht von Rein läßt fi OR Ri Ja 5 Sicherheit ent cheiben. 
ter, Archiv Rein S. 752. 754. Weber den 
Ramen v vie entiaL. 8. Cod. — t. war: Pd Theod. IX. 10. 
8 Wächter XII. ©. 236—241. 196 fg. Rein S. 754. Zur vis publica 
gehörten jetzt: „Amtsmißbrauch, Waffentragen, Waffenanſammeln, Erregen 
einer turba, seditio, eines tumultus, oder auch nur Verſuch, Störung eines 
Leichenbegäingniffed, Raub bei Feueräbrunft, Entführung, Nothzucht, perfön- 
liches Einfperren oder Zwang zu einer Leiſtung.“ Visarmata und vis publica 
waren nicht identiſch; mand« Fälle unbewarfneter Gewalt gehörten zur vis 
publica, wie umgekehrt mande Säle ie bewafgeter Gewalt 3 ur bloßen vis pri- 
yata 38 wurden. l. ad leg. Jul . de vi publ. und 
ad 1 dee. Jul. de vi oatar .5. D. de vi publ. 
2.pr. D. deR. . Hebnlich L. 6. Cod. da leg. Jul. de vi publ.: 
„Quoniam. multa facinora sub uno violentiae nomine con- 
tinentur.‘“ Die aushülfliche Richtung des Crimen vis wird von Wächter 
au ſehr beſchränkt; hierin richtiger Abegg $. 186. — Da im Laufe ber Dei 
manche Arten ber vis als befondere Verbrechen bedroht wurden, ohne daß die 
Anwenbbarfeit des Strafgeſetzes über vis bei diefen Arten aufhörte, jo konnte 
die Antlage wegen vis nic felten mit anderen Antlagen ton 
Turriren; der A ager it wählte dann bie ihm genehmſte und ficherfte Anklage. 
Dal. Rein ©. 736.7 


der 
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erwägt, daß Gewalt und Trug die beiden Grundformen find, auf 
die fih alle Verbrechen zurüdführen laſſen, jo wird man leicht er» 
meſſen, welche wichtige Rolle die Begriffe von vis und stellionatus 
in dem lüdenbhaften Romiſchen Strafrechte fptelen mußten. 

Das gemeine Deutfhe Recht, ebenfalls fehr Tüdenhaft 
und überdies ohne einheimische umfaſſende Straffagungen wider 
die Gewalt, mußte den Römischen Begriff des Crimen vis 
aufnehmen, wenn es auch die Römiſchen Strafen nicht an⸗ 
wenden konnte. Es bat ihn aber Durch Ausſcheidung mancher ge⸗ 
waltthätigen Verbrechen, die es als febftändige Arten behandelt‘, 
nit unbeträhtlih eingeengt. Noch meiter tft die Aus⸗ 
Ihöpfung des Inhaltes des alter Crimen vis in den neueren 
Geſetzbüchern gegangen, die jo weit als möglich die verfchiedenen 
Arten der Gewalt als jelbftändige Verbrechen aufzuftellen fuchen. 
Damit ift das Crimen vis in den neueren Gejehbüchern zur ſ. g. 
Nöthigung zufammengeichrumpft 2. 

Nach 8. 240 de8 R.G.⸗B. kann Nöthigung nicht blos, wie 
nach $. 212 des Preuß. Stfgb., duch Bedrohung mit einem 
Berbrehen oder Bergeben, fondern auch durch phyſiſche 
Gewalt verübt werden, was der Natur der Sache entſpricht. 

Die Nöthigung muß eine „widerrechtliche“ fein, ſei es 
durch die NRechtswidrigleit der Gewalt oder Drohung an fich, ſei 
e3 durch die Rechtswidrigfeit des erzwungenen Duldens, Thuns 
oder Unterlaffens?. Im erfteren Falle kann die abgenötbigte 


1 Namentlich Amtsmißbrauch, Raub, Notbzucht, nis rung, Selbfthülfe, 
Sehreilung, Einjperrung, Nenſchenraub, Aufruhr. — lteren Deutſchen 
te kommt der Begri —— — be * der Römiſ en vis am 
ten; en Archiv ©. 351 II. S. 6 Nr. 8; Wilda 
raktiker des 16. und I Jahrhundert 2 jatofien ſich ſchon der 
— 2— Geſetzgebung über vis an; 

2 Darmſtadt Tit. 17 Art. 1er Dr —8 1852 8. 57 und Baden 
278 ip peechen von Gematttätigteit, bie N bergen Gefegbilcher nennen baj- 

felbe Delikt nung Bayern bezeichnet die That als Vergewa 
tigung 1816, Alle, mit Ausnahme bes Preußifchen, ſchließen fich 
fern Begriff der Gewalt an, ben das gemeine Recht im Laufe ber 

e. 


Zeit 

mi bezeichnet bie Zuntie, in denen die Rechtswidrigkeit 
bes Bivanges bervorteeten muß, Sachſen 1855, Art. 201: „Wer außer den 
in diefem n Gefehbuce beſonders erwähnten Füllen, um Jemanden zu einer 
Handlung, Duldung ober Unterlafjung zu beftimmen, Gewalt oder Drohungen 
anmwenbet, wird, wenn entweder bie Gewalt oder Bebrohung eine 
zehtöwibrige tft, oder der Andere durch die Gewalt oder Be— 
drohung zu etwas Unzehtem oder Unfittlidem beftimmt werben 
Toll, wegen Nöthigung — — beftraft.” Krug bemerkt babei: „Die Nöthi- 
gung tft ein ſubſidiäres Verbrechen. Ste jet entiweber eine vechtäiwibrige 
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Handlung eine erlaubte fein. Wil fih der Nöthigende einen 
rechtswidrigen Vermögensvortheil verihaffen, fo begeht er eine 
Erprefiung $. 253. 

Bollendet tft das Vergeben erft mit dem erzwungenen Dul- 
den, Thun oder Unterlaſſen. 

Neben der Nöthigung pflegt in den Geſetzbüchern noch ein 
befonderes Delift der bloßen Bedrohung angeführt zu werden. 
Die Abſicht, den Anderen zu einem Thun, Dulden oder Unter» 
laſſen zu beftimmen,-fält bier fort. Während aber zur Nöthigung 
die Androhung eines Vergehens genügt, fordert das Gefe bier 
Androhung eines Verbrechens $. 241. 

Nöthigung und Bedrohung werden beide jeit der Novelle 
von Amtswegen verfolgt. Nöthigung: Gefängniß bis zu 1 
Jahr oder Geldftrafe bis zu 600 Mark; Bedrohung: die halbe 
Gefängniß⸗ oder Geldftrafe der Nöthigung. Nöthigung: Verſuch 
fteafbar; Bedrohung: Verſuch ftraflos. 


Fünfter Hauptabſchnitt. 

Verbrechen und Vergehen wider das Vermögen. 

Sm 8 Abſchnitten (19—26) behandelt unſer Geſetzbuch Die 
Verbrechen und Vergehen gegen das Vermögen, wo möglich je 
zwei und zivei verwandte tn denjelben Abſchnitt ftellend. 1. Die 
erite Familie bilden die vier ftrafbaren Aneignungen; voran 
die beiden ohne Gewalt gegen die Perfon begangenen: Diebftahl 
und Unterſchlagung (Abſchn. 19); nach ihnen die beiden mit Gewalt 
gegen die Perſon begangenen: Raub und Erpreiiung (Abſchn. 20). 
Diefer Familie ſchließen ſich, vermöge ihrer fubfidiären Stellung, 
Begünftigung und Hehleret an (Aſchn. 21). 2. Die zweite Fa⸗ 
milie bilden die vier betrugartigen Fälle: voran der Betrug 
jelbft am Arm der Untreue (Abſchn. 22), in feinen Gefolge zu⸗ 
nähft die Urkundenfälſchung (Abſchn. 23), ſodann der Bankbruch 
(Abſchn. 24). Diefer Familie ſchließt ſich als Clausula generalis 
an: der ftrafbare Eigennutz (Abſchn. 25), dem man Die Verlegung 
fremder Gehetmnifje beigefellt hat, welche tm Preuß. Stfgb. $. 155 
bei den Ehrverlegungen fland. 3. Die dritte Familie bilden die 
Sachbeſchädigungen Abichn. 26). 


Gewalt, oder ein rechtäwibriges Biel voraus, und unterfcheibet ſich dadurch 
. bon ber erlaubten Rötbigung, 3. B. eines Knechtes zur Arbeit, eines 
Eindringling3 zur Entfernung u. f. w. 
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Diebitahl und Unterfchlagung. 
(R.=6.-8. 88. 242—248,) 


Erſter Titel 
Diebſtahl. 
(R.-8.:8. 58. 4225, 247. 248) 

I. Einleitung!. 

1. Römtiches Recht. 

Sm feiner ausgebildeten Form entfpricht der Römiſche Begriff 
des Furtum derjenigen Definition, die Paulus L. 18. 3. D. de 
furtis von demfelben aufgeftelt hat: „Furtum est contrectatio 
rei fraudulosa, lucri faciendi gratia, vel ipsius rei, vel 
usus ejus possessionisve.“ Die Auslegung diefer Stelle 
giebt einen ziemlich vollſtändigen Weberblid über Die Römtfchen 
Merkmale des Furtum. Der Ausdrud Furtum jelhft, abgeleitet 
von ferre, enthält ſchon die Forderung einer bewegliden Sade 
als Objektes des Verbrechens. Contrectatio fraudulosa ift die 
diebiſche Förperliche Ergreifung des Gegenftandes. „Lucri 
faciendi gratia“ charakteriſirt die diebiſche Abſicht. In den 
folgenden Worten liegt dann die dreifache Richtung angegeben, 
tn der fich dieſe diebiſche Abficht, nach Römiſcher Auffafſung, offene 
baren kann. Entweder ift fie nämlich auf die Aneignung der 
Sache felbft gerichtet: Furtum rei ipsius. Oder fie tft auf die 
bloße Benutzung der Sache gerichtet: Furtum usus. Oder end» 
lich fie tft nur gerichtet auf die Vortheile des Bejiges, wie 
namentlich in dem Falle, wo dem Pfandgläubiger von dem Schuld- 
ner die verpfändete Sache, die Diefem gehört und an der er darum 
ein Furtum rei ipsius augenſcheinlich gar nicht begehen Tann, 
entzogen wird: Furtum possessionis 3. 

1 Klien, Revifion ber Grundfſ. über das Benbrehen bes Diebftahls, 
Nordhauſen 1806, Th. I. Birnbaum im N. Archiv des Kr. 1834, ©. 1. 
Dollmann, bie Entwenbung nach den Duellen bes gem. R., Kempten 1834. 
Wächter in Weistes Rechtöler. voce Diebftahl, 85. II. &. 354. Temme, 
die Lehre vom Diebftahl nach Preuß. R., Berlin 140, Köftlin, Abhand⸗ 


lungen 1858, S. 1 Egidy, das Verbrechen des Diebftahls, Es 


N, 1859. Häl , Soft 
—— Merkel 8 kn II. 1er, 618-714. 


er beftritten. Bgl. L.1.8. 8. 54. pr. und 
g1 De 8. —8 8. 16. Inst sn 8.2. bie Beifpiele eineb 
urtum possessionis entfalten auch L. 20.8.1. D. eod.L. 58. 8. ult., L. 


D. eod. 
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Seit der Aufhebung der Kapitalftrafe, Die von den XII Tafeln 
auf das Furtum manifestum geſetzt wurde, mar das Furtum bei 
den Römern ein bloßes Brivatdelift. Man befchränfte ſich auf 
Geldftrafen, und diefe wurden nur dann auferlegt, wenn der 
Beftohlene oder fein Rechtsnachfolger klagte. Man unter- 
ſchied zwei Klagen: 1) die Condictio furtiva, d. h. die Klage auf 
Herausgabe der geftohlenen Sache, beziehungsweiſe auf Zah⸗ 
lung des Werthes; 2) die Actio furti, d. h. die Klage auf die 
Privatftrafe (Duplum, Quadruplum), mit der die Infamie 
verbunden tit!. 

Für einzelne ſchwere Arten des Diebftahls führte man jedoch 
im Laufe der Zeit die Eriminelle Behandlung ein. So nament- 
ih für das Stehlen von Vieh unter gemwiffen Borausfegungen 
(Abigeatus), für den Diebftahl aus Bädern (Furtum balnearium), 
für die Sepulcri violatio und für das Crimen expilatae heredi- 
tatis?. Sowohl in diefen, als in manchen anderen Fällen (gegen 
die Expilatores, qui sunt atrociores fures, gegen die Saccularii 
et Directarii, gegen die Effractores, gegen die Fures nocturni) 
trat eine cognitio extraordinaria und mitunter eine fehr 
ſchwere Strafe ein?. Endlich gab man es bei jedem anderen 
F. rei ipsius in die Wahl des Beftohlenen, die Actio furti oder 
die ertraordinäre Kriminalklage anzuftellen *. 

2. Deutiches Recht. 

Sm älteren Deutſchen Rechte war Heimlichkeit mefentliches 
Merkmal des Diebſtahls. Hierin und nicht in dem Mangel an 
Gewalt lag der Unterfchted vom Raube. Nur an der Sade 
ſelbſt konnte ferner nad Deutſcher Anfiht ein Diebftahl be» 
gangen werden und jchon früh wird er mit ſchweren öffentliden 
Strafen bedroht. 


1L.1.L.5.L.11. D. condict. furt. (13,1). 8. 19. Inst. obl. ex del. 


1). 
2 L. 14. pr. .1. D. de abigieis (47, 14). L. 1. D. de fur. balneariis 
{47, 17). L.3. 8.7. D. de sep. viol. (47,12), Cf.L. 11. eod. Nov. 184. 
cap. 13. — L.1.D. expilatae hered. 19). 

81L.1.8.1.2. deeffr. et exp. (47, 18), L. 2 eod. 

*L. 94. D. h.t.: „Meminisse oportebit, nunc furti plerumque 
criminaliter agi et eum qui agit in crimen subscribere (die Form ber 
feiminellen Anlage), non quasi publicum sit judicium, sed quia 
visum est, temeritatem agentium etiam extraordinaria animadversione 
coörcendam. Non ideo tamen minusis, qui velit, poterit ci- 
viliteragere.“ Hat man aber einmal bie eine Bertolg ngsart gewählt, 
jo Tann man nicht mehr zur anderen übergeben. L. 58.8.1. D. furt. (47, 2). 
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Somohl in den Rechtsſpiegeln, als in den Stadtredten. 
finden fich für den Diebftahl zahlreiche Strafgemohnbeiten. 
Die Strafen fteigerten ſich oder ſanken, je nachdem der Diebftahl 
bei Nacht oder bei Tage, mit oder ohne Waffen, mit oder ohne 
Brechen und Steigen verübt wurde; auch je nachdem man der 
Dieb auf der That ergriff, oder erft nachträglich ermittelte. Ebenfo 
wurde bereits grundjäglic auf die Beichaffenheit des Ortes und 
der geftoblenen Sachen gejehen. Es erhöhte die Strafbarkeit, 
wenn der Diebftahl an befriedeten Orten oder wider befriedete 
Sachen verübt worden war. Es wurde insbeſondere der Diebitahl 
an Adergeräth, der Diebftahl aus Kirchen, Kichhöfen, Mühlen ꝛc. 
ſehr hart geahndet!. Hingegen übte die Italieniſche Praxis 
in dieſer Lehre feinen fo großen Einfluß als fonft. 

Die Karolina hatte dieſe Erbichaft Deuticher Strafgewohn⸗ 
beiten, welche allerdings auch ſchon mit Römischen Beftandtheilen 
untermifcht waren, anzutreten. Das alte Merkmal der Heimlich- 
keit kennt fie nicht mehr. Sie jucht den ſchwankenden Gerichts⸗ 
gebrauch zu befeftigen und hebt die Arten des Diebftahls genauer 
beroor 2. Auf diefer Grundlage fonnte ſich die Lehre vom Diebr 
fahl im gemeinen R. ſachgemäß fortbilden. Der Webergang 
von bier aus zu den neueren Geſetzbüchern ift ein fließender. 
Sie ſtimmen in Begriff und Thatbeftand ſowohl mit dem ge» 
meinen R. al8 auch unter einander überein®. In der Auffaflung 


1 Manches zählt Jakob Grimm auf: Deutiche Rechtsalterthümer, 1854, 
©. 636. 637. ——8 u vergl. : Eropp, der Diebftahl nach dem älteren 
Recht der freien Städte Semburg, Lübel und Bremen; in den Triminaliftifchen 
Beiträgen von Hudtwalker und Trummer IL Rr.1.u.10. R. Schmid, 
de furto secundum leges antiquiss. Germanor., Jenae 1829, Rlein= 
ſchrod, abhanbl. aus dem peinlichen R. ae 8 63 16. Häberlin, 
de jure crim. speculi sax. et suev. 1835, sqq. Kos irt, Ge— 
—** II. S. ßze ee Man e ae . 127.1 

Die Einwirtungen des Römischen Rechtes auf ie P.⸗G. =D. Beigen 
fih in manchen Artikeln ganz deutlich. Bol. Artt. 157. 158.165. Aus 
Aufnahme der zahlreichen, Schon vorhandenen Deutichen Strafgewohnbeiten 
erflärt fich die ange Reihe von Artikeln, weige bie B.:0.-D. dem Diebftahle 
widmet. Wächter, in Weiskes Rechtslex. Bd. II. 
. 3 Dur 4 Verſchiedenheit des Wertiautes in den neueren Geſetz⸗ 
a dur Eu über die Mebereinftimmung ber Sache nicht täufchen 

ache jelbft tft in der That jo unwandelbar bem Volksbe— 

— * N daß yore Sejeggebung irgend etwas Belangreiches 
daran ändern kann. Eine geſetzliche Definition tft bier fogar ent= 
bebrlich, wie ſich denn auch das She fienburgi get eſetz über Pad ha 
vom 4. Januar 1839, einer folchen enthalten hat. ndiger Pra 
wird fi übrigens durch eine —— — der in einem Geſetz⸗ 
buche aufgeftellten, vielleicht ungeſchickten Erklärung des Diebſtahles dazu be⸗ 


der Stufen und Arten des Diebftahls weicht indeß die neuere 
Geſetzgebung und befonders das R.-G.-B. ſtark vom gemeinen R 
ab. Dies zeigt fi in folgenden Stüden. 

a. Man unterfcheidet nicht mehr, wie die CCC. Art. 157, 
heimlichen und offenen Diebftahl. 

b. Der Betrag des geftohlenen Gegenflandes begrinde 
nicht mehr verſchiedene Arten des Diebſtahls. Nach der CCC. 
Art. 157 hieß ein Heiner Diebſtahl der von weniger als fünf 
Gulden. Die neueren Geſetzbücher änderten zwar den Betrag, 
behielten aber doch meift das Princip der Unterſcheidung nad) dem 
Betrage bei. Im R.⸗G.⸗B. tft, wie im Preuß. Stfgb., der Betrag 
nur noch Zumeflungsgrumd !. | 

c. Nah der gemeinrechtlihen Auffafiung und nach den mei 
ften neueren Gefeßbüchern war. für die Verfolgung und Beſtrafung 
der Unterſchied von Hausdiebftahl und Familiendiebftahl 
weientlih. Hausdiebftahl war Diebftahl von Hausgenofien, die nicht 
zur Familie gehören (Dienftboten, Gejellen, Lehrlingen, Haus 
lehrern); man verfolgte ihn von Amtswegen und firafte ihm par 
tikularrechtlich ftrenger als den gemeinen Diebftahl. Familien» 
diebftahl iſt nach gemeinem R. Diebftahl des Ehegatten oder eines 
nädften Erben (CCC. Art. 165), nach neuerer Auffaflung Dieb 
ftahl eines nahen Familiengliedes; man verfolgte ihn nur auf 
Antrag und ftrafte ihn nicht ſtrenger, eher milder als den gemeinen 
Diebftahl. 

Das R.⸗G.⸗B. faßte im 8. 247 Hausdiebftahl und Familien⸗ 
diebſtahl zufammen, entftellte aber den Hausdiebſtahl bis zur Um 
kenntlichkeit, indem es ihn als Diebftahl an Perſonen bezeichnete, 
in deren „Lohn oder Koft" der Thäter fich befindet. Aus dieſer 
Berzerrung tft der Hausdiebftahl durch die Novelle von 1876 
wieder bergeftellt worden. Nach der jetzigen Faſſung des $. 247 
muß man jo unterjcheiden. 

a. Famtliendtebftahl iſt der Diebftahl an Angehörigen 
im Sinne des $. 52. Den Angehörigen werden gleichgefellt 
DBormünder, Erzieher und Lehrherren, weil fie ſich in eine 
famitienantigen, väterlichen Stellung befinden. 
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ß. Hausdiebſtahl ift der Diebftahl von Hausgefinde. 
Er allein ſetzt „häusliche Gemeinſchaft“, d. h. eine ſolche Hausge- 
nofjenfchaft voraus, welche dem Thäter freien Zutritt zu den Ge- 
genftänden gewährt. 

Ad « wie ad 4 wird nur auf Antrag verfolgt und die 
Zuridnahme des Antrages tft zuläffig. Bei dem Diebflahl von 
Lehrlingen oder von Hausgefinde werden aber Sachen un- 
bedeutenden Werthes vorausgefegt; find alſo Sachen von 
bedeutendem Werthe geftoblen, fo wird von Amtswegen verfolgt. 
Sn der Konjequenz des hierin enthaltenen geſetzgeberiſchen Ge- 
dankens märde e8 liegen, auch bei allen ſchweren Diebftählen 
($. 243) von Amtöwegen zu verfolgen, doch hat der Gefeßgeber 
dies zu beftimmen verjäumt. 

Der Familiendiebſtahl ift ebenſowenig durch einen niedrigeren, 
als der Hausdiebitahl durch einen höheren Straffa ausgezeichnet. 

y. Diebftahl unter Ehegatten oder an Ablümmlingen 
iſt ſtraflos. 


d. Die Vermuthung der Unverbeſſerlichkeit des mehr⸗ 
mals ruckfälligen Diebes bat man Überall aufgegeben. Von 
der CCC. Art. 162 wird fie am den mit dem Tode bedrohten 
„Dritten Diebftahl” gefnäpft. Daß man darunter den Rückfall 
und nicht die bloße Wiederholung zu verftehen habe, beweiſet 
Thon die Bezeichnung des Diebes als eines mehrfach verleumbten, 
ein Ausdrud, welcher ſich auf einen beim britten Diebftahl erft 
als Dieb belannt werdenden und zum erften Mal vor Gericht 
kommenden Menſchen gar nicht beziehen läßt und welcher mithin 
die beitimmte VBorausfegung früherer Verurtheilungen enthält !. 
Des Allg. Preuß. Lande. (II. 20. 8. 1160) tnüpfte die Prä- 
fumtion der Unverbeflerlichleit erſt an den vierten Diebftahl 
(dritten Rückfall), auf den es lebenslängliche Zuchthausſtrafe fette. 
Schon die ſpätere gemeinrechtliche Praxis, mehr noch die neuere 
Geſetzgebung machte ſich von diejer Präſumtion los, wenngleich 
fie den Ruckfall, bejonder8 den zweiten, in der Strafbarfeit aus- 
zeichnete. Das R⸗G.⸗B. 8. 244 ftraft Denjenigen, der ſich als 
Dieb, Räuber, Duaji-Räuber (SS. 252, 255) oder Hehler 
im zweiten Rüdfall befindet: 


ı: 1 ®gl. au Damhouder, Praxis rer. crim. Cap. 110. Nr. 80. 31. 32, 
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a. wegen einfaheu Diebſtahls mit Zuchthaus bis zu 
10 Jahren, 

ß. megen ſchweren D. mit Zuchthaus nicht unter 2 Jahren. 

Sind mtldernde Umftände vorhanden, fo tritt 

a. beim einfahen D. Gefängniß nicht unter 3 Monaten, 

ß. beim ſchweren D. Gefängniß nicht unter 1 Jahre ein. 

Ueber die geſetzlichen Vorausfegungen der Rückfallsſtrafe 
handelt der Allg. Th. des Lehrbuches. 

II. Begriff und Thatbeftand. 

Nach dem $. 242. des R.G.⸗B. begeht einen Diebitahl, „wer 
eine fremde bewegliche Sache einem Anderen in der Abſicht weg⸗ 
nimmt, Ddiejelbe ſich rechtswidrig zuzueignen.” Hierin liegen 
folgende Erfordernifie. 

a. Gegenitand. 

E3 muß fih vor Allem um eine „Sache” handeln, worunter 
nur eine Förperliche zu verftehen tft. Furtum usus und F. posses- 

sionis ftehen außerhalb des Diebſtahlsbegriffes (R.-G.-B. 8. 289). 

Die Sache tft nothiwendig eine „fremde“, d. h. in fremden 
Eigenthbum. Am Miteigenthum ift ein Diebftahl nur ſoweit mög- 
lich, als die Sache dem Miteigenthümer und Thäter nicht gehört, 
fo daß man bei der Strafzumeffung den ihm gehörigen Antheil 
vom Objekte abredinen muß; und auch nur dann, wenn ber 
Thäter nicht felbft den Gewahrſam hat, mwidrigen Falles er nur 
noch eine Unterſchlagung verüben Fönnte. 

Die Sache iſt endlich eine „betwwegliche”, d. h. fie kann von 
ihrem Drte entfernt werden. Die civilrechtliche Eintheilung in 
bewegliche und unbewegliche Sachen enticheidet bier nicht. So 
können auf der Wurzel ftehende Bäume ſehr wohl Gegenftand 
des Diebftahls fein, wenn fie vom Thäter zuvor gefällt werben. 
Auch Windmühlen, fogar Häufer gelten als bewegliche Suchen, 
fobald der Thäter fie nur fortzubeimegen weiß. 

ß. Wille. 

Die Abficht des Diebes richtet ſich auf „rechtswidrige Zur 
eignung,” d. b. der Dieb will die Sache mie ein Eigen- 
tbümer befiten, obwohl er weiß, daß es eine fremde iſt 
und der Inhaber nit eingemilligt bat. 

Sn dem häufig aufgeftellten Erforderniſſe der „gewinn⸗ 
ſüchtigen Abſicht“ liegt Wahres mit Falſchem gemiſcht. Auf die 
Befriedigung einer Sucht nach Gewinn kommt es ſo wenig an, 
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daß mit Recht von Anderen bemerkt worden ift, es fei ein Diebftahl 
gewejen, wenn der heilige Krispin den Reichen das Leder ftahl, 
um e3 den Armen zu ſchenken. Er mußte erſt für ſich erwerben, 
fich felbft das Leder aneignen, bevor er es verſchenken Eonnte; 
und au die vorübergehende Aneignung iſt ſchon ausreichend 
zur Begründung des Diebſtahls. Der Geivinn, auf den die 
diebiſche Abſicht fich richtet, braudt nur in der Sache jelbft 
zu befteben, deren Vermögenswerth dem Berechtigten genommen 
wird!. — Dagegen iſt e8 fein Diebftahl, wenn der Thäter auch 
die Sache felbft weder für fich noch für Andere geiwinnen, jondern 
fie nur in den Nutzen des Eigenthümers verwenden will, fo 
daß ihr Vermögenswertb dem Eigenthümer gar nicht verloren 
gebt, wie namentlich bei dem ſ. g. „Kutterdiebftahle"?. Auch dann 
Tann man feinen Diebftahl annehmen, wenn Jemand eine fremde 
Sade nimmt und dabei fogleih den Vermögenswerth in 
baarem Gelde niederlegt?. 

y. Handlung. 

Die Sache muß „einem Anderen meggenommen‘ werden. 
Hierunter iſt jede Thätigkeit zu verftehen, Dur die der 
Uebergang aus dem fremden Gewahrjam in den eigenen 
bewirft wird. Ob dies durch Ergreifen oder in anderer Weiſe 
geichieht, ift gleichgültig: es tft demnach Wegnahme vorhanden, 
wenn Jemand ein fremdes Faß Wein anfticht und den Wein in 
ein Gefäß, das feinen Gewahrſam begründet, fließen läßt; oder 
wenn er Brenngas aus fremdem Gewahrſam in den feinigen 


1 Der alte Streit über gewinnfüchtige Abficht kam bei ber eo faflung 
des R.⸗G.⸗B. wieder zur Sprache. Vgl. Berner, Kritif 1869, 8.6569. Reben 
der eibgeorbneten Dr. Bähr und Dr. Dteber in den Berhanbl. des Reichs- 
vage 1370, ©. 673 fgg., Ullmann, über den Dolus beim Diebftahl, Mann- 
heim 1870. Bgl. bier, wie beiden anderen Merkmalen: Mertela.n.D. 

2 Darunter pflegt man ben Fall zu verftehen, mo der Pferdeknecht 
ohne Erlaubniß Sutter aus den Borräthen bes Herrn nimmt, um 
bie be reichlicher zu füttern. Hier find früher oft Urtheile zum 
Haarſträuben gefällt worben. Jreuben hat dieſen Fall, im 8. 349, Nr. 7, 
unter die nebertretungen in Bezug aufdas Vermögen geſtellt. Ebenſo 
das R.:6.:8. 8. 370, Nr. 6. 

5 Vgl. Temme, Lehrb. bes Freuß Strafr., S. 898.899. Die Steafges 
fegbücher von Bayern (1813) 209, Württemberg 316, Hannover 279, 
Darmftadt 254, Breußen 215, dem Deut. Reiche $. 242 fordern nur eine 
auf vehtäwibrige ueignung gerichtete Abficht; wogegen in anberen Ge- 
jenbüghern, namentlich in denen Sachfen3 272, Thüringens 213, Baden 

6 und Deſterreichs, nicht blos von Zueignung, fondern von Gewinn 
oder Bortheil die Rebe ift. 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 34 
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leitet. Ob der „Andere Gigenthümer, oder Befiger, oder nur 
Detentor ift, gilt ebenfalls gleid. 

Sachen, die nicht im Gewahrfam eines Anderen find, können 
nicht geitohlen werden. Unter dem Gemwahrfam ift aber mır 
die Verfügungsgemwalt über die Sache zu verftehen; der Unter 
ſchied von juriſtiſchem Befite und bloßem Naturalbefite tft dabei 
ohne Belang. 

Eine verlorene Sade iſt nicht mehr im Gewahrſam und 
fann daher vom Finder nicht gejtohlen werden. Nur muß fie 
auch ſchon wirklich verloren, d. h. aus der Verfügungsgewalt 
ihres Inhabers verfchwunden fein. Entfällt Jemandem eine 
Sache und ein Anderer greift num fofort zu: jo tft Dies allerdings 
Diebitahl, weil die Sache noch nicht aus der Verfügungsgemalt 
ihres Inhabers gekommen war, jondern erit duch Das Zugreifen 
des Thäters der Verfügungsgemalt des Inhabers entzogen wurde. 
— €3 ift bier der Unterfchied der blos liegen gebliebenen 
von den verlorenen Sachen wichtig. An einer blos liegen geblie 
benen Sache läßt fih noch ein Diebftahl denfen!. Doch darf 
man bier feine zu ſcharfen Grenzlinien ziehen und muß bas 
Meiste der richterlihen Abſchätzung des konkreten Falles überlafien. 

Am Wilde im offenen Walde, an Fifhen im offenen 
Waſſer ift ein Diebftahl nicht möglich, weil es am Gemahrfem 
fehlt. Wohl aber tft Diebftahl möglich am eingezäunten Wilde, 
ſowie an Fiſchen in Teihen oder Behältern?. 

Der Eigenthümer, der feine Sache von einem Anderen 
tragen läßt und daneben gebt, giebt den Gewahrjam nicht 
auf. Auch der Gaftwirth oder Chambregarnie-Bermiether nicht, 
der einen Gaft oder Miether in einem mit Möbeln verfehenen 
Zimmer wohnen läßt®. 

1 Wächter im Rechtälerifon IL. ©. 360.390. Seufferts Blätter für 
Regtöantvenbung, 1838, ©. 211 fag. Arnold im Archiv bes Nr. 18%, 
©. 586 fog. Ein in einem öffentlichen Lokale Hängen gebliebener Mantel, 
ein auf der Treppe ftehen gebliebenes brennendes Licht zc. find Feine 
veriorenen Gegenftände, daher Gegenftände eines möglichen Diebftahles. 
3 Diebftahl tft etwas Anderes, als Berlegung des Jagdrechtes 
oder des Fifchrechtes, die oft mit Unregt Wilddiebſtahl und Fiſchdiebſtahl 
enannt wird. — Für das Fangen von Blutegeln gelten ähnliche Grund⸗ 
fäte: es ift Fein Diebftahl, wenn es aus offenen Waftern, allerdings Dieb: 
Stahl, wenn es aus einem zur Qugt beftimmten Teiche geſchieht. Ari 
für Beeuß. Strafe. III. ©. 133. 718. 
3 Bol. Archiv des Kr. 1852, ©. 540 fgg. Helie, Theorie du code 
penal (1852) Vol. V. p. 20.30. Stenglein, Kommentar II. ©. 345 [86- 
eſonders die Anmerkungen bafelbft. 
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6. Bollendung. 

Es find bier zwei entgegengejekte und eine mittlere Theorie 
zu unterfcheident. 

Schroff einander gegenüber ftehen Die Kontreftations- 
theorie und die Ablationstheorie. | 

Die Kontreftationsthbeorie erklärt Thon das diebiſche 
Angreifen oder Berühren (Contrectatio) für eine Vollendung 
des Berbrechend. Sie nimmt ar, daß die Römer welter Nichts 
als dies unter Contrectatio verftanden haben. 

Die Ablationstheorie erfennt exit in dem Wegbringen 
der Sache (Ablatio rei) die Vollendung des Diebftahles; ja es 
geben manche Anhänger diefer Theorie bis zu der Forderung, der 
Dieb müfje die Sache bereits in Sicherheit (in den locus desti- 
natus oder intra praesidia sua) gebracht haben. 

Diefe beiden Theorien geben über das Maß hinaus. Richtig 
tft allein die mittlere Theorie, die den Namen der Apprehen- 
ftonstheorie führt. Nach ihr ift der Diebftahl vollendet, ſo⸗ 
bald der Thäter die Sachen tn Befit genommen (apprehendirt) 
bat, d. b. duch jeden Aft der körperlichen, natürlichen Beſitz⸗ 
ergreifung. Belikergreifen tft mehr als bloßes Berühren und 
Angreifen, weniger als Wegtragen. Es genügt, wenn der Dieb 
die Sachen eingeftedt, oder tn Körbe gethan, oder zufan- 
mengebunden, oder auh nur zum Wegtragen auf einen 
Haufen gepadt bat. Iſt auf ſolche Weiſe die rechtswidrige 
Beſitznahme ſchon erfolgt, jo thut eg Nichts mehr zur Sache, wenn 
der Dieb überrafcht und dadurch genöthigt wird, feine Beute 
am Orte der That zurüdzulafien; der Diebftahl ift dennoch 
vollendet. 

Der Verſuch ift ſtrafbar nach 8. 242 des R.G.⸗B. 

III. Arten. Schwerer Diebftahl. 

Das R.-G.-B. hat die Anordnungen über den Diebitahl ſehr 
vereinfacht, noch weit mehr als das Preußiſche. Lebteres kannte, 
außer dem einfachen und dem fehweren Diebftahl, noch als Mittel- 
flufe den Diebftahl unter erfhmerenden Umftänden (8.217), 
zu welchem es vornehmlich rechnete: 1) den Diebitahl an Aderges 
rätbichaften oder Aderthieren vom Felde, an Thieren von der 
Weide, Wild aus der Umzäunung, Leinen von der Bleiche; 2) den 
Diebftahl an geernteten Früchten vom Felde; 3) den Diebitahl 
an geihlagenem Holz aus dem Walde; 4) den Hausdiebſtahl; 


34* 
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5) den Diebftahl gegen einen Gaft im Gafthaufe; 6) den Dieb- 
ftahl in einem bewohnten Gebäude entweder bei Nacht oder von 
Mehreren begangen. Dieſe ganze Klaſſe tft weggefallen; den 
Fall unter 6 bat man indeß in engerem Umfange unter die 
ſchweren Diebftähle geftellt ($. 243 Nr. 7). Inter dem milberen 
Namen einer bloßen „Entwendung” ahndet das R.-G.-B. den 
Diebitahl an geringen Nahrungs» gder Genußmitteln, zum 
alsbaldigen Verbraud, im 8.370 Nr. 5 als bloße Uebertretung 
mit Geldftrafe bis zu 150 Mark oder mit Haft!. Beim Holz- 
diebſtahl behält es den befonderen Vorſchriften das Bundes- 
oder Landesftrafrecht3 ihre Geltung vor (Einf.-Gef. 8. 2)2. In 
dem vom Diebitahl handelnden Abjchn. 19 Fennt es aber nur 
zwei Klaffen, von denen die erfte zu den Vergehen, die zweite 
zu den Verbrechen zählt. Auf diefe beiden Klaſſen find auch 
der Rückfalls⸗Diebſtahl ($. 244), ſowie der Familien» und der 
Sausdiebitahl, für melde letzteren nicht im Strafmaß, fondern 
nur in der Art der Verfolgung befondere Anordnungen eriftiren 
($. 247), zurüdzuführen. Die beiden Klaſſen find folgende: 

A. Einfader Diebitahl: ſchlechtweg Gefängniß ($. 242), 
woneben indeß auf den Berluft der bürgerlichen Ehrenredte er 


1 Ueber den kleinen Sructbiebftent oder Mundraub B.-G.:D. Art. 167. 
Der Name „Diebitahl” darf nach ven R.-©.:8. für dieſen Gall nicht mehr ge- 
Braucht werden, obwohl die Merkmale des Diebftahls vorhanden find; noch 
ipeniger iſt dieſe Bezeichnung zuläffig bei dem unbefugten tterverbrauch 
8. 370 Nr. 6, der nicht einmal unter den Begriff des Diebſtahls fällt 
2 Als Holzdiebſtahl bezeichnet das Preuß. Recht den Diebftahl an 
Holz in Forften oder auf anderen Grundftüden, auf welchen daffelbe haupt: 
fächlich der Holznutzung wegen gezogen wird, wenn ed entweber: 
1) noch nit vom Stamme oder Boden getrennt, oder 
2) durch Zufall abgebrochen oder umgewworfen, und mit beffen Zu: 
richtung noch nicht der Anfang gemacht worden ift, oder 
3) in Spähnen, Abraum oder Borke befteht, auch dann, wenn fid 
biefelben bereits in Holzablagen, welche jedoch nicht umſchloſſen 


ind, befinden. 

o —A über Holzdiebſtahl finden auch Anwendung auf den Dieb⸗ 

fs! an anderen noch nicht eingefammelten Walbprobuften (Fork: 
iebftabl). Bol. Breuß. Gef. vom 2. Juni 1852, den Diebftahl an Holz 
und anderen Walbprobuften betreffend. 

Den Diebftahl an gefälltem Hol, bat man in Deutfchland bald ald 
gemeinen Diebſtahl, bald noch ſtrenger geftraft, Letzteres nach dem Grundiat 
ber ſchwereren Strafbarkeit des Diebftabls an auffichtslofen Sachen; den 
Diebftahl an fteebendem Holz (eigentlichen Holbiebftahl) dagegen milder. 
Ssp. 11.28, Bgl. CCC. Art. 172. Preuß. Holzdiebſtahlsgeſetz vom 7. Zum 
1821. Das Preuß. Gefek vom 2. Juni 1852 läßt die Strafe des Vierfachen 
unter erihwerenden Umſtänden bie Strafe des Sechöfachen, beim britten und 
ferneren Rückfall aber die Strafen des gemeinen Diebſtahls für ben Holbieb: 
ftahl eintreten. ‚ 
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kannt werden kann ($. 248). Mildernde Umftände find nicht zu- 

gelaſſen, weil da8 Gefängniß ohne Minimum angedroht tft, wie 

dies bet Vergehen die Regel bildet. Zu den am mindeften ftraf- 
baren Fällen gehört der dem Mundraub verwandte Diebftahl ar 

Brennmaterial zum fofortigen Verbrauch, auch der Diebftahl 

an Sachen von fehr geringem Wertbe. 

B. Schwerer Diebftahl. 

Abgefehen von der ergänzenden Beitimmung bes $. 248, 
wonach neben der wegen Diebitahls erkannten Zuchthausftrafe 
auf Zuläffigfeit von Polizeiaufſicht erkannt werden Tann, 
giebt über diefe Klaſſe der $. 243 folgenden ebenſo vollftändigen 
als überfichtlihen Aufſchluß: 

„Auf Zuchthaus bis zu zehn Jahren tft zu erkennen, wenn 

1) aus einem zum Gottesdienfte beftinnmten Gebäude Gegen- 
ftände geftohlen werden, welche dem Gottesdienfte gewidmet 
find; 

2) aus einem Gebäude oder umſchloſſenen Raume mittels Ein- 
bruchs, Einfteigens oder Erbrechens von Behältniffen 
geftohlen wird; 

3) der Diebitahl dadurch beivirkt wird, daß zur Eröffnung 
eines Gebäudes oder der Zugänge eines umfchloffenen 
Raumes, oder zur Eröfnung der im Innern befindlichen 
Thitren oder Behältniffe falſche Schlüffel oder andere zur 
ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beftimmte Werkzeuge an- 
gewendet werden; 

. 4) auf einem Öffentlihen Wege, einer Straße, einem öffent- 
lihen Plate, einer Waflerftraße oder einer Eifenbahn, oder 
in einem Boftgebäude oder dem dazu gehörigen Hofraume, 
oder auf einem Eifenbahnhofe eine zum Neifegepäd oder 
zu anderen Gegenftänden der Beförderung gehörende Sache 
mittel8 Abſchneidens oder Ablöſens der Befeftigungs- 
oder Verwahrungsmittel, oder durch Anwendung falſcher 
Schlüffel oder anderer zur ordnungsmäßigen Eröffnung 
nicht beftimmter Werkzeuge geſtohlen wird; 

5) der Dieb oder einer der Theilnehmer am Diebitahle bei 
Begehung der That Waffen bei fich führt; 

.. 6) zu dem Diebftahle Mehrere mitwirken, welche fih zur fort- 
gelegten Begehung von Raub oder Diebftahl ver- 
bunden haben, oder 
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7) der Diebitahl zur Nachtzett in einem bewohnten Ge- 
bäude, in welches fih der Thäter in diebiſcher Abficht 
eingeſchlichen, oder in welchem er fih in gleicher Abficht 
verborgen hatte, begangen wird, auch wenn zur Zeit des 
Diebſtahls Bewohner in dem Gebäude nicht anweſend find. 
Einem bewohnten Gebäude werben der zu einem bemohn- 
ten Gebäude gehörige umſchloſſene Raum und die in einem 
ſolchen befindlihen Gebäude jeder Art, ſowie Schiffe, melde 
bewohnt werden, gleich geachtet. 

Stnd mildernde Umstände vorhanden, jo tritt Gefängnik- 
ſtrafe nicht unter drei Monaten ein.” 

Der Erläuterung bedürfen nur die 7 ſchweren Diebftähle". 

Erfter ſchwerer Diebſtahl (Kirchendiebitahl). 

Bum Kirchendiebftahl (Sacrilegium im e. ©.) rechneten die 
Römer das Entwenden einer Res sacra, aber nicht die Entwen- 
dung einer profanen Sache ex loco sacro?. Nah Ranonijhen 
Rechte genügt dagegen die Heiligkeit des Ortes oder der Sade?. 
Ihm Schloß ſich, Durch eine faft wörtliche Ueberſetzung des can. 21. 
Caussa 17. qu. 4., die Karolina ant. Auf die Entwendung einer 
Monftranz fegt fie den Feuertod. 

Nah den neueren Geſetzbüchern übt zwar die Heiligkeit des 
Drtes oder der Sache Einfluß auf das Strafmaß, Doch nimmt der 
Kirchendiebſtahl nicht mehr die ihm gemeinrechtlich angewieſene 
beroorragende Stellung eins. Geſchah der Diebftahl nicht in 
einem zum Gottesdienfte beftimmten Gebäude, fo wird er von 
manden Gejegbüchern gar nicht mehr als Kirchendiebſtahl aufgefaßt. 

Sp beſchränkt denn auch das R.⸗G.⸗B. den Begriff auf den 
Fall des Zufammentreffeng der Heiligkeit des Ortes mit der 
Helligkeit der Sache. Es fordert nämlich 

a. ein zum Gottesdtenft (wenn auch nur zum privaten) be 
fiimmtes Gebäude, zugleich aber auch 


1 Schwarze, bie Lehre vum auögezeichneten Diebftahl, Erlangen 1863. 

2 Severus und Antoninus erklärten ausbrüdlich, ein ſolcher Diebſtahl fei 
Nichts als ein Furtum: L. 5. D. ad leg. Jul. peculatus, et de residuis, et 
de sacrilegiis (48, 13). 

5 Caussa 17. qu. 4. can. 3 sqgq. Extra V. 17. 

4 2.0.0. Artt. 161—165. Bgl. Bamb. Artt. 198—201. 

5 Sachſen 1838, 227.228. Sachſen 1855, 277. Württemberg, 228. 
228. Hannover 287. Braunſchweig 215.218. Darmftadt 364. 366. 
Baden 385. Thüringen 218. Defterreich 174. 175. Breußen 218. 
Bayern 1861, Art. 274 Nr. 1. 
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b. Gegenftände, welche dent Gottesdienfte gewidmet, d. h. zum 
Ritual beftinmt find (3. 8. Abendmahlsbecher, nicht Gejangbücdher). 

Zweiter ſchwerer Diebftahl (Einbrud, Einfteigen, Er- 
brechen). 

„Bei dem einfachen Diebitahl wird der gewöhnliche, bei dem 
ſchweren Diebftahl der geſchützte Gewahrfam verlegt" (Schwarze). 
Dies tft der leitende Gedanfe, aus welchem gegenwärtig die vom 
Gefete nicht mehr definirten Ausdrüde „Einfteigen‘, „Einbrechen”, 
„Erbrechen” und „falſche Schlüſſel“ aufzufaffen und frei zu mür- 
digen find. Die früheren Definitionen find nicht mehr bindend, 
wohl aber beachtenswerth. u 

a. Es muß geftohlen werden entweder aus einem Gebäude, 
oder aus einem umfchloffenen Raume. Das Gebäude braucht 
nicht verihloffen zu fein. Umſchloſſen ift ein Raum nur dann, 
wenn er ringsum geſchloſſen ift, jo daß man ein Hinderniß 
überwinden muß, um hinein zu kommen!. 

„Aus“ einem Gebäude bedeutet nicht, daß der Dieb das 

Gebäude betritt; er kann auch von außen hineingreifen. 
Bb. & muß gejtohlen merden mittel3 Einbrudes, Ein- 
fteigens oder Erbrechens von Behältniffen. Einbrud fteht 
im Gegenfag zum Erbrechen von Behältniffen. Die Behältniffe 
müflen fih in einem Gebäude oder umschlofienen Raume be- 
finden. Zum Einfteigen genügt nicht bloßes Heranfteigen, fon- 
dern. erſt der Eintritt in den erfliegenen Ort. Das Steigen 
aber kann nicht nur ein Emporfteigen, fondern aud) ein Herab- 
fteigen fein. 

Die Karolina Art. 159 faßt den Diebftahl durh Einbruch 
oder Einfteigen mit dem bewaffneten Diebitahle unter der Bezeich- 
nung „gefährlicher Diebitahl” zufammen. 

Dritter Ihwerer Diebitahl (falſche Schlüffel). 

Es handelt fih hier um Eröffnung a) eines Gebäudes, oder 
b) der Zugänge eines umfhloffenen Raumes, oder c) der im In⸗ 
neren befindliden Thüren, oder d) der im Inneren befindlichen 
Behältniſſe. 

Die Eröffnung muß erfolgt ſein durch falſche Schlüſſel oder 
andere zur ordnungsmäßigen Eröffnung nicht beſtimmte Werkzeuge, 
3. B. Dietriche oder Hafen. Nur der zur ordnungsmäßigen Er⸗ 


1 Häberlin, Archiv des Kr. N. F., 1857, ©. 285. 
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Öffnung dienende Schlüffel tft der richtige, jeder andere ein faljcher, 
auch der verlorene, an deſſen Stelle der Eigenthümer einen ande 
ren zum ordnungsmäßigen Gebrauch anfertigen Tieß. 

Bierter ſchwerer Diebftahl (Transport). 

a. Ort der Begehung: Transportwege (Öffentliche Wege, 
Straßen, Eifenbahnen, öffentlihe Plätze, Waflerftraßen) oder 
Transportanftalten (Boftgebäude, Poſthöfe, Eifenbahnhöfe),. Die 
Ausdehnung auf „Dampfihiffe und Wartehallen” wollte die Reichs⸗ 
tagstonmiſſien nicht. 

b. Objekt: Transportgegenſtande (Retfegepäd oder andere zu 
beföcbernde Saden). 

c. Handlungsmeife: Abfchneiden oder Ablöfen (4. B. Abbin- 
den) der Befeitigungs- oder VBermahrungsmittel; oder Anwendung 
falſcher Schlüffel, Dietriche 2c. 

Sünfter [hwerer Diebftahl (bewaffneter Diebftahl). 

Die Waffen können jein: a) Waffen fchlechtiveg, b) Werkzeuge 
oder Mittel, die erft vom Diebe enentuell zu Waffen beſtimmt find, 
ohne an fi diefe Beftimmung zu haben. Bet der erften Klaffe 
ift fein Zweifel möglich, bei der zweiten Klaſſe kommt Alles auf 
die Umftände des einzelnen Falles an. 

L. 54.8.2 D. de furtis nennt Alles Maffe, quod nocendi 
caussa habetur. In der CCC. Art. 159 werden die Waffen 
des Diebes haraktertfirt als Werkzeuge, „Damit er jemand, der 
ihm Widerſtand thun wollt, verlegen möcht.“ Das R.⸗G.⸗B. ver- 
langt nur Beifihführen der Waffen, worin zivar die Forderung 
bewußten Thuns, nicht aber die Forderung einer eventuell auf 
Tödtung oder Verwundung gerichteten Abficht Liegt. 

Sechſter ſchwerer Diebftahl (Banden-Diebftahl). 

Diejer Diebftahl wird begangen von einer Diebesbande oder 
Räuberbande, nicht von bloßen Komplottanten. Nicht ganz glück⸗ 
lich gewählt tft der Ausprud „zur fortgejegten Begehung ver» 
bunden.” Er tft aber verftändlih. Eine Verwerfung der Theorie 
vom fortgejegten Verbrechen enthält er gewiß nicht?. 

Siebenter ſchwerer Diebftahl (Nachtzeit, bewohntes Ge⸗ 
bäude, Einfchleichen). 


1 Ueber Waffen: Jicinsky, Defterr. Allg. Ger.=Beit. 1860, Nr. 126. 127. 
gäljoner, Syſt. Th. II. S. 477. Fuchs, Archiv f. Breuß. Strafr. XVIL 


be 2 Bol. Schwarze, Kommentar zu 8. 248, gegen Oppenhoff. 
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Charakteriftiih find bier Die Zeit der Begehung, der Drt der 
Begehung und die Art der Vorbereitung. 

a. Zeit der Begehung: Nachtzeit. Damit iſt weder nur die 
Abweſenheit des Sonnenlichts, noch nur die Schlafengzeit gemeint. 
Die Abmejenheit des Sonnenlicht3 reicht während des Winters 
tief in das Tagesleben, die Schlafenszeit im Sommer tief in das 
Tageslicht hinein. Nur das Zufammentreffen von Dunkelheit 
und Schlafengzeit erfüllt den Begriff der Nachtzeit. Die Nacht 
zeit wechſelt demnach mit den Jahreszeiten und hängt zugleich mit 
den verſchiedenen Ortsgemohnbeiten in Betreff der Schlafenszeit 
zuſammen. Man darf aber den Begriff der Nachtzeit doch nicht 
bis zu dem Grade relativ fallen, daß man für jedes Haus, nach 
der in demfelben üblichen Schlafenszeit, eine beſondere Nachtzeit 
annimmt, fondern bat fih an die Durchfchnittliche Schlafenzzeit 
des Ortes zu halten!. Ä 

b. Ort der Begehung: zunächſt ein bewohntes Gebäude, au 
bei Abweſenheit der Bemohner, — ſodann die zu einem bewohnten 
Gebäude gehörigen umſchloſſenen Räume mit allen darin befind- 
lihen Gebäuden (Hof und Garten mit den Hintergebäuden und 
Ställen), — endlih bemohnte Schiffe. Die Bemohnung eines 
Theiles reicht für Das ganze Gebäude bin, wenn derfelbe nur mit 
den übrigen Theilen in Durchgangsverbindung ftebt. " 

c. Art der Vorbereitung: Einjchleichen oder Verborgenhalten, 
Beides in diebifher Abficht. Nicht Hierbei, ſondern nur bei der 
Ausführung ift Nachtzeit nöthig. Ob Einfchleichen oder Verborgen- 
halten Schon al8 Anfang der Ausführung zu betrachten ſei, hängt 
von der Beihaffenheit des einzelnen Falles ab (3. 3. von der 
Berwegenbeit oder Muthlofigfeit und Unſchlüſſigkeit der PVerfon). 

Nächtlichfeit allein macht den Diebftahl noch nicht zu einem 
ſchweren. Es müſſen die drei Merkmale zufammentreffen: e3 
handelt fih aljo nur um qualiftcirten nädtliden Dieb- 
ſtahl. 
Zum Einſchleichen genügt nicht heimliches Eingehen in 


1Der häufig zur Erklärung der Nachtzeit gebrauchte Ausdruck „Nachts 
Schlafenszeit“ leivet an dem Fehler, das zu erflärende Wort „Racht” mit zu 
enthalten. Inkonſequent Mertel, wenn er S. 683 auf die Nachtruhe Ge- 
wicht legt, S. 684 aber allein die Dunkelheit entfcheiden läßt. Im tief- 
ften Winter iſt e8 um 4 Uhr Rachmittag dunkel; gewiß kann man ba aber 
noch nicht von „NRachtzeit” und von „nächtlichem“ Diebftahl reden. Der $. 104 
der Reichs⸗Strafproceßordnung über Nachtzeit ift bier nicht anwendbar. 
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diebifcher Abficht, denn Heimlichkeit qualificht einen Diebftahl 
nit. Das Einſchleichen muß fich vielmehr als eine bejfondere 
Borbereitungshandlung darftellen, gerichtet entweder auf das 
Erſpähen der Gelegenbeit, oder mindeitens auf das Er- 
lauern der Zeit zum Stehlen. Das vornächtliche Einſchleichen 
bildet den Hauptfall. Es eignet ſich bejonders zum Qualifikations⸗ 
grund. Mein unfer Geſetzbuch fordert die Vornächtlichfeit nicht, 
fondern tft nur jo gefaßt, daß man in dem Einjchleihen eine 
befondere Borbereitungshandlung fehen muß!. Am rationellften 
wäre es, das Einſchleichen nur als Vereitelung des nädt- 
lichen Verſchluſſes zum Merkmal ſchweren Diebftahla zu er- 
heben und e3 fo dem Einbrechen, dem Einfteigen und dem Deffnen 
duch Nachſchlüſſel gleichzuftellen. Dann könnte man fagen: „Der 
Verſchluß des Haufes für die Dauer der Nacht giebt faktifche und 
ſtrafrechtlich garantirte Sicherheit gegen den von außen ein- 
dringenden Dieb, da diefer erft durch Einbruch, Einfteigen oder 
Nachſchlüſſel den Verſchluß unwirkſam macht; der Verſchluß ift 
aber machtlos gegen Denjenigen, der die verſchlußfreie vornächt⸗ 
liche Zeit zum Einſchleichen benutzt: und deshalb muß dieſes 
Einſchleichen gleich den anderen Formen der Vereitelung des Ver⸗ 
ſchluſſes bedroht werden“. Bet einer ſolchen Faſſung des Geſetzes 
würde dann ſelbſt das vornächtliche Einſchleichen noch nicht 
genügen, ſobald es in ein bei Nacht unverſchloſſenes Haus 
erfogte. Nach dem Terte der Nr. 7 unſeres $. 243 iſt Dagegen 
nicht nur das vornächtliche Einſchleichen in ein bei Nacht un⸗ 
verjchlojjenes Haus genügend, jondern auch derjenige macht 
fih des Einjchleihens fchuldig, welcher während der Nacht in 
ein gerade offen jtehendes Haus fchlüpft, um dort die Gelegen- 
heit zu eripähen oder die Zeit zu erlauern. 


Zweiter Titel 
Unterfählagung. 
(R.:6.:8. 88. 246-248.) 
In der Karolina Art. 170 wird zwar die Unterfchlagung 
vom bom Diebſtahl unterjchteden, aber ihm doch in der Strafbarkeit 


1 Bl. da Bal. gagegen Sachſen 1855, Art. 278.Nr.4. Hannov. Gefeg dom 
20. April 1857 zu Art. 292 des Stfg b. Bei Mager, Ardiv XX. 11879) 
S. 75. Unzutreffend ift Merkels Yuffaffung bes Einſchleichens a. a. D. 


8 Archiv f. gem. u. Preuß. Strafr. XX. (1872) &. 78 a. €. 
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gleichgeftellt, was, befonders da nah Röm. R. die Unterfchlagung 
zum Furtum gehört, zu zahlreichen Streitigfeiten über die Selb- 
ftändigfeit des Begriffes der Unterfhlagung führte!. Diebftahl 
und Unterſchlagung fallen in der That jomohl nach der Abficht 
als nah dem Objekt zufammen; der Unterjchted liegt nur darin, 
daß der Dieb nimmt, der Unterfchlagende behält. 

Sp fordert denn auch das R.G.⸗B. 8. 246 zur Unter⸗ 
ſchlagung gerade wie zum Diebftahl „eine fremde bewegliche Sache” 
und „rechtswidrige Zueignung”, indem es die ganze Eigenthüms- 
lichHeit der Unterſchlagung darein jegt, daß der Zueignende Die 
Sache ſchon „int Befig oder Gewahrfam hat." Desgleichen wird 
die Familtenunterfchlagung, die Hausunterfchlagung, die von Aſcen⸗ 
denten oder vom Ehegatten verübte Unterfchlagung gemeinſam 
mit dem Diebitahl und ganz nach Analogie des Diebftahls be- 
handelt ($. 247), au in Betreff der Ehrenrechte für beide Miß- 
thaten daſſelbe beftimmt ($. 248). Ausfchließlih der Unter⸗ 
Ihlagung ift überhaupt nur der eine $. 246 geividmet. Er ftellt 
zwei Arten der Unterſchlagung auf: 

1) Einfache Unterichlagung: Gefängnik bis zu 3. Jahren; 
2) Unterfhlagung anvertrauter Saden: Gefängniß bis zu 

5 Jahren. 

Sn beiden Fällen find mildernde Umſtände zugelafien 
($- 246). 

In beiden Fällen kann auf Berluft der bürgerlichen Ehren⸗ 
rechte erkannt werden (8. 248); allein der Richter wird im erſten 
Falle von dieſer Befugniß nicht leicht Gebrauch machen. 

Ein Forderungsrecht iſt keine Sache, alſo auch kein Objekt 
der Unterſchlagung, nur ein Objekt der Untreue ($. 266, Nr. 2). 
An fungiblen Sachen, die einem Anderen übergeben worden find, 
bejonders an Geld, ift eine Unterfehlagung infofern möglich, als 
nah der Natur des vorliegenden Gejhäftes, Das Eigenthum ar 
der Species auf den Empfänger nicht übergegangen tft; man kann 
daher zwar nicht dargeliehene, wohl aber deponirte Gelder unter- 


1 Die CCC. ſpricht nur von ber Unterfchlagung an vertrauter Sachen. 
Die bunte Gejchichte der Entwidelung des Unterſchiedes von Diebftahl und 
— bei Hälj ner, ten Tb. 2. 494. —— Ebrtgaupt 
u Weiskes Rechtslex. III. S. 360. Köftlin, Abhandl. S 
Gerichtsfaal XXI. (1869) ©. 115. Stemann, ter. 
ſchla ung un Untreue, Kiel 1870. Beſonders Merkel bei Holgend. II. 
(1874) ©. 689 fgg. 
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fohlagen!. Der . g. FZunddiebftahl, begangen an verlorenen 
Saden, fällt unter die einfache Unterfchlagung; ebenfo die Un- 
terfchlagung zugelaufener Thiere, angeſchwemmter Sachen. Ob 
eine Sache eine „anvertraute” fei, hat der Vertreter Des Bundes- 
zathes (Leonhardt) im Reichstage für eine Frage Des gemöhn- 
lihen Lebens erflärt. 

Zu leugnen ift nicht, daß die Enticheidung über das Daſein 
einer Unterſchlagung oft nach ſpitzfindigen civilrechtlichen Diſtink⸗ 
tionen erfolgt iſt, bei denen man das Weſen und die Aufgabe des 
Strafrechts verkannt hat. In den Motiven findet man hierüber, 
ſowie über die wichtigen Aenderungen, die das R.-G.-B. vorge 
nommen bat, Aufichluß; wir heben folgende Punkte hervor. 

1. Eine Aufzählung der in den 88. 225 und 226 des Preub. 
Strafgb. angeführten Arten der Aneignung der fremden Sade 
(Veräußerung, Verpfändung, Verbraud, bei Seite ſchaffen, Ab- 
leugnen bei der Obrigkeit) hielt man für entbehrlih. Die Praris 
ſei im Zweifel geblieben, ob diefe Aufzählung nur eine Eremplifi- 
Tation oder eine Beſchränkung des Thatbeftandes bedeute. Ebenfo 
jet bezüglich einzelner jener Arten mit Recht der Zweifel angerest 
worden, ob fie unter allen Umftänden eine Unterſchlagung be 
gründen. Bejonders gilt dies von der Verpfändung, da bier 
der Thäter die Sache vielleicht wieder einlöfen und dem Eigen- 
thümer zurüdftellen wollte; je nach der Willensrihtung des Ver⸗ 
pfänder8 werde bald Unterſchlagung, bald nur unerlaubter Ge 
brauch einer fremden Sache anzunehmen fein. Gleiche Bedenken 
ergeben fih in Bezug auf das „bei Seite ſchaffen“, während 
wiederum das „Ableugnen” oder „Berheimlihen‘ einer 
Sache wohl im einzelnen Falle ein Beweisgrund für die Abſicht 
der Unterſchlagung fein kann, nicht aber als ein Montent dei 
Thatbeitandes behandelt werden darf. 

2. Die gewinnſüchtige Abficht hat man gerade wie beint 
Diebftahl weggelaſſen; ebenfo die Worte des Preuß. Strafgejehb. 
„zum Nachtheil des Eigenthümers, Beſitzers oder In⸗ 
habers“, da die durch Unterſchlagung Geſchädigten auch Andere 
als der Eigenthümer, Befiger oder Inhaber fein können. 

Alle diefe Vereinfahungen werden indeß den Streitfragen, 
für deren Löfung das Gele Feine Fingerzeige enthält, auf ihrem 


ı Hal im Archiv f. . Strafe. 8b. XV. S. 1. Beſonders 
Dpperkoft un Shane | preuß afr — 
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alten Tummelplag der Unterfchlagungslehre ſchwerlich ein Ende 
machen. 


Zwanzigſter Abſchnitt. 


Raub und Erpreſſung. 
(R.-.-8. $$. 249256.) 


Erfter Titel. 


Raub. 
(R.-©.-8. $$. 249252. 256.) 


Das Nöm. Recht ſah in dem Raube ein Furtum. Er blieb, 
wie das Furtum überhaupt, bloßes Privatdelift, auch nachdem 
duch die Prätoriſche Actio vi bonorum raptorum ein felbftän- 
diger Begriff der Rapina anerfannt war!. Seit der Lex Julia 
de vi fonnte man indeß den Raub In Waffen und bei Feuers- 
brünften al8 Crimen vis friminell verfolgen? Die fpäteren 
Kaiſer heben den Straßenraub hervor und bedrohen den Raub in 
Waffen mit dem Tode®. 

Sm den Germaniſchen Volfsrechten wird der Räuber wegen 
‚der Offenheit feiner That minder ftrafwürdig gefunden als der 
feige heimliche Dieb*. Dagegen wird ſowohl in älteren Reichsge⸗ 


1 Gaius IIl. $. 209. 

2 1.3.8.2.3.5.D. ad leg. Jul. de vi publ. (48, 6). 

8 1.28. 8.10. D. de poenis (48, 19). Grassatores find Straßenräuber. 
Zahlreiche Stellen bet Rein, aus benen Rein den Schluß zieht, „baß ber Latro 
Waffen führen und auf Raub bedacht fein muß.” 

4 Caesar,B.G.6, 23: „‚Latrocinia nullam habent infamiam, quae 
extra fines cujusque civitatis fiunt; atque ea juventutis exercendae ac 
desidiae minuendae caussa fieri praedicant.“ Grimm, Rechtsalter⸗ 
thbümer, 1854, ©. 634. 635: „Raub war fo wenig als Todtſchlag im 
Deutihen Altertbume eine ftet8 entehrende Handlung; man kann 
ihn, wie Tobtichlag dem Morde, dem heimlichen Diebitahle entgegenjeten, und 
hauptfächlich leterer galt dem Alterthume als ein Verbrechen. Nur ein Ueber⸗ 
maß von Gewalt, oder an Wehrloſen verübte Gewalt, machte den Raub un= 
rechtlich.“ Raubritter und Strandräuber haben lange genug im Be- 
mußtfein diefer rohen altgermanifchen Grundſätze gewüthet. Der nesnam 
(Küftenraub) galt ſogar im Norden für befonders ehrenvoll. — Nach 
Alamanniſchem Rechte wird der Raub aus einer Kirche mit dem zwie— 
jegen, ber Diebftahl aus einer Kirche mit dem neunfachen Werthe gebüßt; 
L. .V,1,2: „siper furtum — novempliciter componat; — si 
vero per vim (per virtutem) hoc raptor abstulerit, dupliciter com- 

onat.“ yi anderen Volksrechten findet A} eine Gleichftellung von Dieb= 
h Lund Raub. Das Buvgundiſche Volksrecht We der große Dieb- 
ſtahl folle mit dem Leben, der Heine mit dem neunfachen Erſatze, ber Raub 
gräc alls mit dem neunfachen Erjake gebüßt werben; L. Burg. IX. Das 
ngelfächfifche Recht (Ine’s Geſege cap. 10) ftrafte minbeftens ben Raub. 
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fegen als in den Rechtsbüchern dem Räuber der Tod gedroht! 
Die Karolina behält die Todesftrafe bei, fagt aber Nichts über 
den Begriff des Raubes?. Im gemeinen Rechte zeigten fich daher 
Bedenken über die Auffaffung deſſelben und feine Stellung im 
Rechtsſyſtem. 

Bon den neueren Geſetzbüchern wird zwar der Raub im Al- 
gemeinen als Entwendung mitteld Gewalt gegen die Perjon auf- 
gefaßt, häufig aber unter die Verbrechen wider Die perjönlige 
Freiheit geftellt und fchon mit der Anwendung der Gewalt als 
vollendet bezeichnet, was der Römischen Auffaffung ſchweren Raubes 
als eines Crimen vis entjpriht?. Gegenwärtig ftellt man ihn 
unter die Verbrechen gegen das Vermögen und hält ihn erft mit 
der Wegnahme für vollendet *. 

Der ftolz auf den Dieb herabblidende Räuber kommt nur 
noch in Romanen vor. Seder Räuber tft heute auch ein Dieb 
und erfabrungsmäßig gehören die Räuber der Gegenwart zur 
Hefe des Diebsgefindelsd. — 

a. Gerade wie zum Diebftahl fordert das R.G.⸗B. $.249 
zum Raube, daß man „eine fremde bewegliche Sache einem Anderen 
in der Abficht wegnimmt, fich diefelbe rechtswidrig zuzueignen.“ 
Den Unterfchied ſetzt es lediglich darein, daß Die Wegnahme er 
folgt „mit Gewalt gegen eine Berfon oder unter Anwendung von 
Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib oder Leben.” 

b. Die gezwungene Berfon braucht nicht die des Eigen 


nicht härter al den Diebftahl. Vgl. Wilda ©. 570. 914. Der Ausbrud 
Raub kommt fehr Hufia für Diebftahl vor; vgl. Wilda ©. 912. 910.M. 
Grimm a. a. D. Dfenbrüggen, Alam. Strafr. 8.129. Dfenbrüggen, 
das Strafrecht der Sangobarben, Schaffhauſen 1863, —8 

1 Landfr. von 1187, 8.19. Henrici treuga 1230, c. 13. Ssp. 11.13. 
8.5: „Wer den Mann erfchlägt, ober fängt, ober beraubt — — —, bem foll 
man das Haupt abfchlagen”; nah Rob. Sachße IL. 14.8.5. Schwaben: 
jpiegel (madj Sahberg) 22 1742. 234. 249. Rehtöbud Rupredtd I. 
31—34 (Audg. von Maurer ©. 269.) 

2 CCC. Art. 126: „Ein jeber boßhaftiger überwundener Räsher ſoll nah 
vermöge unferer Vorfahren und unferer gemeinen Kaiferlichen Rechte mit bem 
san ert, ober wie an jebem Orte Gewöhnheit tft, doch am Leben geſtraft 
werden. 

3 Sp auch Sachſen 1838, womit ſich jedoch die Sächſ. Prarxis nicht be 


freundete. 
4So Preußen, Bayern 1861, das R.G.⸗B. Sachſen 1855 Grube 
den Raub jiar noch unter bie Verbrechen gegen bie perfönliche Freiheit, ſieht 
aber feine Bollendung doch erft in der Wegnahme oder Erzwingung ber Heraus: 
gabe des fremden Gutes. 
5 Bol. Savigny, Zeitſchr. für gefch. Rechtsw. V. Nr. 9. Schwarze, 
de crimine rapinae ex principiis juris communis, Dresd. 1839. Breiten- 
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thümers, nicht die des Inhabers, nicht einmal Die eines MWächters 
zu fein. Sn den Motiven wird bemerklich gemacht, Daß jede Per⸗ 
fon genüge, fofern nur die gegen fie gerichtete phyſiſche oder pſychi⸗ 
ſche Gewalt geeignet ift, den Widerftand des Inhabers zu be- 
feitigen, mie 3. B. die Bedrohung eines Angehörigen. Durch die 
pſychiſche Gewalt müſſen aber, was von der phyſiſchen nicht gilt, 
„Leib oder Leben” der Perſon „gegenwärtig” gefährdet fein. 

c. Nur wenn die Gewalt das Mittel der Wegnahme war, 
Itegt Raub vor. Folgt die Gewalt erft nad, fo bat man Gemalt 
zufammentreffend mit Diebitabl. Dies tft unzweifelhaft, wenn 
der ertappte Dieb Durch Die Gewalt nur feine Berfon vertheidigte. 
Es iſt auch anzunehmen, wenn er fich durch die Gewalt im Beſitz 
der bereit3 geftoblenen Sachen zu behaupten fuchte. Den lette- 
ren Fall ftellt man indeß dem Raube glei (räuberiſcher Dieb- 
ftahl $. 252). 

Unfer Strafgeſetzbuch ftraft den Raub überall mit Zuchthaus, 
alſo als Verbrechen, läßt auch überall Polizeiaufſicht zu. Es 
unterfcheidet aber drei Stufen: 

1. Einfadher Raub $. 249. 

Die Strafe tft in der Regel ſchlechtweg Zuchthaus. Da 
indeß die angemwendete Gewalt fehr unbedeutend und auch das 
Objekt geringfügig fein kann, fo hat man bei mildernden Um- 
ftänden Gefängniß nicht unter 6 Monaten zugelaffen. 

2. Schwerer Raub $. 250, 
in fünf Fällen: Raub in Waffen, Bandenraudb, Straßen- 
taub, nädtlider Raub in einem bewohnten Gebäude, in Das 
man fich eingeichlichen hatte, in das man gewaltſam (duch Eins 
bruch oder durch Gewalt gegen Verfonen) eingedrungen war, oder 
in dem man ſich dolos verborgen hatte; endlih Raub im Rüd- 
fall. 

Strafe: Zuchthaus nicht unter 5 Jahren, bei mildern- 
den Umftänden Gefängntiß nicht unter 1 Jahr. 

3. Schwerfter Fall (mit Martern, ſchwerer Körper- 
verlegung oder Tod): Zuchthaus nit unter 10 Jahren oder 
lebenslänglich $. 251. 


bach, das Verbr. des Raubes nad Röm. Recht, München 1839. Köftlin 
Abhandl. S. 389. Hälfchner, Syftem IL. S. 528. Schwarze in Weiskes 
Rechtslex. Bd. IX.©.1. Merkel bei Holgend. II. ©. 714 fag. 
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weiter Titel 
Erpreffung. 
(R.-6.:8. 88. 253256.) 

Eine Erpreffung verübt Derjenige, der in der Abficht, ſich 
oder Anderen einen rechtswidrigen Vermögensvortheil zu ver- 
Ihaffen, Jemanden zu einem Thun, Dulden oder Unterlaffen 
zwingt!. 

Bei den Römern wurde die Concussio erft in der Kaifer- 
zeit beſonders hervorgehoben, weil man nun die alten Bedrobun- 
gen des Crimen repetundarum und die Actio quod metus 
caussa ungenügend fand. Das Römiſche Recht giebt aber Feine 
Definition, fondern führt nur einzelne Fälle der Concussio an, 
namentlich die Erpreſſung durch Mißbrauch oder Vorſpiegelung 
einer öffentlichen Machtbefugniß? und die Erpreffung durch An- 
drohung einer Kriminalllage?. Durch die Richtung der Abſicht 
auf einen Vermögensportheil unterfchied fi) die Concussio von 
dem Crimen vis* 

Das gemeine Recht entiwidelte auf diefer Römiſchen Grund- 
lage einen ziemlich ſchwankenden Begriff der Erprefiung oder Kon⸗ 
fuffion. Man unterfcheidet Concussio publica und Concussio 
privata. jene befteht in dem Mißbrauche einer Amtsgewalt 
zum Zwecke der Erpreſſung; fie gehört nicht unter die Privat- 
verbrechen, ſondern unter die Amtsverbrechen. Diefe hingegen ift 
die von einer Privatperfon verübte Erpreffung; von ihr allein 
ſoll bier die Rede fein. 

1 Burdharbi im Archiv bed Kr. 1846, ©. 300 (über Areuben). Mitter: 
maier in Demmes Annalen Bd. VIIL ‚©. 207. Köftlin, Abh. S. 407. 
——— Syſtem U. S. 532. John, Entwurf mit Motiven, 1bes Seite 

Dertet bei Holtzend. III. ©. 724 fag. 

D. de concuss. (47, 18): „Si simulato praesidis jussu 
coneussio intervenit, ablatum ejusmodi terzore restitui praeses provin- 
ciae jubet et delictum co&rcet.“ L. 6. $. 3. D. de o ve: (1, 18). 
L. 4. 5. Cod. ad leg. Jul. rep. (9, 24). Paull. rec. sent. 25, 12: „qui 
insignibus altioris ordinisutuntur militiamque confingunt, 
quo guem terreant vel concutiant.‘ 

ter konkurrirte die Ronkuffionäklage m mit ber Öffentlichen Anklage aus: 
ber L. orn. de falsis L, 2 de calumnia ſpricht von einem 
ähnlichen Falle, wo die Strafe der calumnia eintreten fol. 

4 Mittermaier in Demmes Annalen Bb. VII. ©. 220. 221, wo ber 
ſchon früher von Anderen mwiberlegte, aber doch noch von manchen Neueren 
wieder begangene Irrthum befeitigt wird, DaB auch die erzwungene Eingehung 
einer Ehe Erpreflung fei. Der Bermögensvortheil iſt auch nach Röm. Rechte 


nothwendig. — An manchen Stellen kommt Concussio in einem weiteren 
Sinne vor, ſchlechtweg als Bedrückung. 








Raub und Erpreflung. 545 


Sn den neueren Geſetzbüchern dehnte man den Begriff 
aus, gab ihm aber eine ziemlich übereinſtimmende Faſſung!. 
Das Preußtihe Recht engte ihn ein, indem e8 die Bedrohung 
bes Anderen mit einem Verbreden oder Vergeben zum 
Merkmale der Erpreffung flempelte?. Diefe Beſchränkung hat 
das R.⸗G.⸗B. aufgegeben; e8 erachtet jede Drohung, durch 
welche ein wirkſamer Zwang auf den Anderen ausgelibt wird, für 
genügend. 

a. Gegenftand der Erpreifung ift nicht blos, wie beim Raube, 
eine Sache, jondern auch jeder andere Vermögensvortheil. Es 
genügt der Zwang zur VUebernahme einer Verbindlichkeit, 3. 8. 
zur Ausftelung eine8 Schuldſcheins, zur Unterzeichnung einer 
Quittung. 

b. Der Vermögensvortheil muß ein rechtswidriger fein. 
Selbſthülfe iſt nicht Erpreſſung. 

c. Die Handlung iſt Nöthigung im Sinne des 8. 240, nur 
mit dem Unterfchtede, daß Drohung mit irgend einem Nachtheile 
genügt. (Wächter, über Gewalt bei Erprefiung, Leipz. 1875.) 

d. Bollendet ift die Erpreffung mit dem erzmungenen Thun, 
Dulden oder Unterlaffen. Der Vermögensvortheil, auf den 
die Abficht allerdings gerichtet fein muß, braucht nicht erlangt zu 
fein ($. 253). 

Das R.⸗G.⸗B. unterjcheidet drei Fälle; 

1. Einfache Erprefjung $. 253. 

Sie wird, als Vergeben, mit Gefängniß nicht unter 1 Monat 
geftraft. Strafbar tft auch der Verſuch, d. b. derjenige Fall, mo 
der Thäter zwar die Gewalt oder Drohung anwendet, aber das 
Thun, Dulden oder Unterlafjen bei dem Anderen nicht bewirkt. 

2. Schwere Erpreffung $. 254. 

Sie erfolgt durh Drohung mit Mord, mit Brandftiftung 
oder mit Ueberſchwemmung. Sie wird, als Berbreden, mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren geftraft. 

3. Räuberifhe Erpreffung $. 255. Ste erfolgt 

entiveder a) Durch Gewalt gegen eine Perjon, 


1 Sachſen 1838, 166. Sachfen 1855, 282. Württemberg 313, 
Sraunihmei 177. Hannover 334. 335. Darmftabt 349852. 
Baden 4 . Defterreih 98. Thüringen 155. 

. 3 Breußen 
Berner, Strafrecht. 2. Aufl, 3D 


J 
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oder b) unter Drohungen mit gegenwärtiger Gefahr für Leib 
oder Leben, 
und zieht in beiden Fällen die Strafe des NRaubes nad fid. 
Wegen Erprefiung kann 1) neben dem Gefängniß auf Ver⸗ 
luft der Ehrenrechte, 2) neben dem Zuchthaus auf Polizei- 
aufficht erfannt werden $. 256. - 


Einundzwanzigfter Abſchnitt. 


Begünftigung und Hehlerei. 
(R.:6.-8. 88. 257263.) 
Eriter Titel. 
Begünftigung. 
(R.-6.:8. $. 257.) 

Das R.⸗G.⸗B. beihränft den Begriff der Begünſtigung (vgl 
Lehrb. 8. 107 Nr. I a.) auf Verbrechen und Vergehen. & 
bezeichnet die begünftigende Handlung als einen „dem Thäter 
oder Theilnehmer nach der Begehung geleifteten Beiftand.” Diele 
Handlung kann verübt fein in zweierlei Abficht: 1) in der Ab⸗ 
fiht den Thäter oder Theilnehmer der Beitrafung zu entziehen; 
2) in der Abficht ihm die Vortbeile des Verbrechens oder Ver⸗ 
gehens zu fihern. Im Falle 1 ift die von „Angebörigen" 
(vgl. R⸗G.⸗B. $. 52 Abf. 2) ausgehende Begünftigung ftraflos. 
Im Uebrigen droht das Gejet: 

a) im Allgemeinen Geldftrafe bis zu 600 Mark oder Gefängnib 
bis zu 1 Jahr, 

b) wenn der Begünftiger feines Vortheils wegen handelte: 
ſchlechtweg Gefängniß. 

Aus der accefiorifchen Stellung der Begünftigung leitet das 
R.⸗G.⸗B. den richtigen Sag her, daß die Strafe der Begünſtigung 
weder der Art noch dem Maße nad jemals eine ſchwerere fein 
dürfe, als die auf die Handlung felbft angedrohte!. 


Zweiter Titel. 
Hehlerei. 
(R.:G.:8. $$. 268—262) 
Das Römiſche Recht flellte den Hehler eines Diebes ode 
Räubers, nicht minder den Hehler einer geftohlenen oder geraub⸗ 


1 Geib II. ©. 317. 383. Hälſchner, Syſtem IL ©. 6586. Schüft, 





- 
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ten Sade im Ganzen auf gleiche Linie der Strafbarkeit mit 
dem Diebe oder Räuber‘. 

Diefelbe Gleichſtellung begegnet ung in ben Germani- 
Then Volksrechten?. Desgleihen jagt der Sachlenfpiegel: 
„Die welche Diebftahl oder Raub hüten, oder die Andere mit 
Hülfe dabei beftärken: werden fie deß überwunden, man foll über 
fie wie über jene richten”?, Auf diefer Grundlage erwuchs 
das Deutihe Sprühmort: „Der Hebler tft nicht beſſer als der 
Stehler.” 

Bon der Karolina wird im Art. 40 eine ausführlide Er- 
Härung der Hehlerei gegeben: „tem fo einer wiſſentlich und ge- 
verlider weiß von geraubtem oder geftolnem gut beut oder 
theil nimmt, oder fo einer die theter willentlich oder geverlicher 
weiß etzt oder drenkt, auch die theter oder obgemeldet unrecht gut 
gar oder zum theil wifjentlich annimpt, heimlich verbirgt, beher- 
bergt, verfaufft oder vertreibt, — — iſt auch ein anzeigung pein⸗ 
lich zu fragen.” Es fand nun zwar die Anficht ihre Bertheidiger, 
daß dem Hehler die Strafe des Diebes aufzuerlegen feit; Doc 
erlangte diefe Anficht nur für die gewerbsmäßige Hehlerei bie 
Zuftimmung der gemeinrechtlihen Praxis, während man fi im 
Uebrigen mit einer arbiträren Strafe begnügte?. 

Manche der neueren Gefegbüder handeln von der Hehlerei 
nicht befonders, ſondern laſſen die allgemeinen Grundfäge über 
Begünftigung enticheiden. Andere, in einer richtigeren Würdigung 
des praftiihen Bedürfniſſes, ftelen einen abgefonderten Begriff 
der Hehleret auf®. | 


Lehrb. Geyer bei iend II. ©. 417 498. Den größten Reichthum bie⸗ 
tet, wie raft überall, penbof 1 

LL. 49. §. 1. D. furt. (47, 2). L. 14. Cod. furt. (6, 2). Inst. IV, 1, 4: 
„omnes qui scientes rem furtivam susceperint vel celaverint, furtinec 
manifesti obnoxii sunt.“ Ulpian. L. 8. 8.3. D. incend. (47, 9): 
Ka eRec non minus delinquunt quam aggressores.“ Paullus V, 

14: „Receptores aggressorum itemque latronum eadem poena 
affıciuntur, qua ipsi latrones; sublatis enim susceptoribus gras- 
santium cupido conquiescit.“ L.1.Cod. Theod. de his qui latro- 
nes (9, 29): „par atqueipsosreos poena expectet.“. 

2 Childeb. II. pactum 598. c. 3; Chlot. decret. 596. c.5; L. Burgund. 
XLVIJ, 1. 2. 3; Decreta Tassil. de popular. legib. c. 7. 

3 Ssp. IL 13 (nach Robert Sache 14) $ 6. 

4 Leyser, Spec. 555.1. Hellfeld, jurispr. forens. $. 1992. 

5 Duiftorp € 378, 

6 Bon einem befonderen Delikte ber Seplerei hanbeit Defterreich 185. 
196; Preußen 237; Württemberg Sachſen 1855, 292. 298; 
Thüringen 221; Bayern 1861, 308; 8.8.8. 8. 258 fgg. Weber die⸗ 

35* 
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Das R.⸗G.⸗B. faßt die Hehlerei als eine abgejonderte Art 
der des eigenen Vortheils wegen verübten Begünftigung auf. Es 
unterfcheidet und fraft folgendermaßen: 

1. Hehlerei in Bezug auf Berfonen $. 258. 

Sie beiteht in einer dem Thäter oder Theilnehmer eines 
Verbrechens oder Vergehens (nicht einer Webertretung) geleifte 
ten Begünfttgung, jet e8 um ihm die Vortheile feiner That zu 
fihern, fet e8 um ihn ber Beitrafung zu entjtehen. Sie be- 
ſchränkt fih indeß auf Diebftahl, Unterfhlagung, Raub 
und raubgleihe Verbrechen, mährend Begünftigung Tchlechtiveg 
bei allen Verbrechen und Vergeben möglich if. Von der allge 
meinen Begünftigung ($. 257) unterjcheidet fie ſich Dadurch, daß 
fie nothwendig ein Handeln des eigenen Bortheils wegen 
vorausfegt. Wegen diefer Vorausfegung findet die Strafe auf 
dann Anwendung, wenn der Thäter ein Angehöriger tft ($.258 
a. E.), wogegen beim Wegfall derfelden VBorausfegung nur eine 
bei Angehörigen ftraflofe allgemeine Begünftigung vorliegt ($. 257 
Abſ. 2). 

Die Strafe ift, wenn der Begünftigte begangen bat 

a. einen einfachen Diebftahl oder eine Unterſchlagung: 
Gefängniß; 

b. einen ſchweren Diebftahl, einen Raub oder ein raub⸗ 
gleiches Verbrechen (88. 252. 255): Zuchthaus bis zu 5 
Jahren, —bet mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 
3 Monaten. 

2. Hehlerei in Bezug auf Sachen (Partirerei) $. 259. 

Diefe Sachen müfjen duch eine „ftrafbare Handlung” 
(Berbrechen, Vergeben, Uebertretung) erlangt fein. Daß dem 
io fet, muß der Hehler gewußt haben; das Geſetz erflärt aber 
dies ſubjektive Merkmal auch dann ſchon für erfüllt, wenn der 
Handelnde auf jene Art der Erlangung den Umftänden nad 
I&hließen mußte. Der Hehler muß ferner nicht minder, wie in 
dem unter 1. genannten Falle, feines Vortheilg wegen har 
bein. Die Hehlerei beiteht unter diefen VBorausfegungen darin, 
daß man jene Sachen verheimlicht, anfauft, zum Pfande 


fen praftifch wichtigen Begriff vgl. vornehmlich die Brattiter (Oppenhofl, 
Sole iu e Rüberfl Aus Daffaner, Eyfem II ; Rerkel bei 
en 
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nimmt oder ſonſt an ſich bringt, oder zu deren Abſatze bei 
Anderen mitwirkt. — Strafe: Gefängniß. 

3. Gemwerbs- oder gemohnheismäßige Hehlerei, 
gleichviel ob In Bezug auf Berfonen, oder in Bezug auf Sachen 
($. 260): Zuchthaus bis zu 10 Jahren. 

4. Zweiter Rückfall ($. 261): 

a. in ſchwere Hehlerei, d. h. in eine foldhe, die fih auf einen 
ſchweren Diebftahl, einen Raub oder ein raubgleiches Ver⸗ 
brechen ($$. 252. 255) bezieht: Zuchthaus nicht unter 2 
Jahren, — bei mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 
1 Sabre; 

b. in leichte SHehlerei, d. h. in eine folche, die ſich auf eine 
andere ftrafbare Handlung bezieht: Buchthaus bis zu 10 
Sahren, bei mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 
3 Monaten. | 
Rüdfall fett nicht Gewohnheitsmäßigkeit, Gemohnheitsmäßig- 

keit nicht Rüdfall voraus. Ein ſchon mehrfach Beitrafter braucht 
fein Gewohnheitsverbrecher, ein noch nie Geftrafter kann ein Ge» 
mohnbeitsverbrecher fein. Andererfeits tft aber die bloße Ge- 
wohnheitsmäßigkeit auch vom gemerbsmäßigen Betrieb zu unter» 
fcheiden. Bei jeder SHehlerei Tann auf Bolizeiauffiht und, 
felbft wo nur mit Gefängniß geftraft wird, auf Verluft der 
bürgerliden Ehrenrechte erfannt werden ($. 262). 

Daß die Strafbarkeit des Hehlers der des Stehlers gleich 
ftehe, kann tm Allgemeinen nicht zugeftanden werden. Der Hehler 
verhält fih paffto, wo der Dieb aktiv if. Der Hehler hindert 
die Weberführung des Diebes und nimmt nad) der That an den 
Bortbeilen Theil: der Dieb verübt die That ſelbſt. Nur wenn 
die Hehlerei gewerbsmäßig getrieben wird, mag ihre Strafbar- 
feit der des Diebftahles gleichfommen. 

Die hohe Strafbarkeit der Hehlerei tft übrigens nicht in Ab⸗ 
rede zu ftellen. „Ohne den Hehler Fein Stebler"!. Sehr viele 
Diebftähle würden ungejchehen bleiben, wenn die Diebe nicht 
wüßten, daß fie an den Hehlern einen Hinterhalt haben; und es 
ift gerade der Hehler, der, ohne fich einer perjönlichen Gefahr aus⸗ 
zujeßen, den größten Theil der Vortheile des Diebftahles zu ge» 
nießen pflegt. - 


1 „sublatis enim susceptoribus grassantium cupido conquiescit.‘* 
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Betrug und Untreue. 
(R.G.⸗B. 88. 263—266.) 


Erſter Titel. 
Betrug. 
(R.-6.-8. 88. 2632685.) 

I. Geſchichtliches. 

Im Römifchen Recht bildet die L. Cornelia de falsis, haupt- 
Tächlich gegen Teftament3- und Münzfälſchung gerichtet, den Aus 
gangspunft der Lehre vom Falsum. Während der Kaiferzeit blieb 
zwar die L. Cornelia die Grundlage, doch kamen zahlreiche Fälle 
(Quasi-Falsa) hinzu. Gemeinfamer Charafter der Falsa und 
Quasi-Falsa war die Verlegung der Fides publica!. Die ſtraf⸗ 
würdigen betrügliden Handlungen, melde ſich unter die Falsa 
und Quasi-Falsa nicht einordnen ließen, fuchte man unter den 
Aushülfsbegriff des Stellionatus zu bringen ?. 

Die Karolina bietet ebenfowenig als die Deutfchen Reichs⸗ 
gefege allgemeine Satungen über Betrug und Fälſchung. Aus 
den Strafbeftimmungen der CCC. über Münzfälſchung, Fälſchung 
öffentlicher Urkunden, Markfteinverriidung, Fälſchung von Maß, 
Gewicht und Kaufmannswaaren ıc. ließen ſich allgemeine Begriffe 
nicht, abziehen. Bet diefer Mangelhaftigkeit der Deutſchen Duellen 
mar der Anſchluß an das Römiſche Recht natürlich, obwohl bei 
der Unklarheit der Begriffe Falsum und Stellionatus und ihre 
beiderfeitigen Grenzverhältnifies Verwirrung nicht ausbleiben 
fonnte. 

Berfehlt waren die Verſuche, einen allgemeinen Begriff der 
Fälſchung als einer Verlegung des „Rechtes auf Wahrheit" auf 
zuftellen. Haltbarer geftaltete ſich der Begriff des Betruges, 
wenngleich man über die Grenze zwiſchen dem ftrafbaren Betrug 
und dem Civilunrechte nicht ins Reine fam?. 


ı Tit. Dig. de lege Corn. de falsis (48, 10). Cod. lib. 9. tit. 21-2. 
Auch $. 7. Inst. de publ, jud. Rein &. 774 fg. Zumpt I.2: Eule 
niſche Geiet b. Kap. 4. 
ig. steilionatus (47, 20), Rein S. 329 20 fop- 386. , 
Dogmengefeicht bei s allaneı u Il. fag. Weberhaubt: 
Cucumus im Archiv des K Eſ er bie Üchre vom ftraf- 
baren Betruge und bie Fälfe hung, Zürich 1840, Temme, die Lehre 19, 
ftrafb. Betruge nach Preuß. R., Berlin 1841. Köftlin, Abh. 1858, ©. 1 
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Die Auffaſſung des Betruges, welche ſich im R.⸗G.⸗B. findet, 
kann nur aus der Geſchichte des Preuß. Strafgb. verſtanden 
werden. 

Man faßte einerſeits das Allgem. Preußiſche Landrecht, an⸗ 
dererſeits den Code penal ins Auge. Das Landrecht (II. 20. 
8§. 56) ſtellt, wie das gemeine R. und die meiſten neueren 
Deutſchen Geſetzbücher, einen allgemeinen Begriff des Betruges 
auf, indem es jede Veranlaffung eines Irrthums, wodurd Jemand 
an feinem Rechte gekränkt merden fol, als ftrafbaren Betrug be- 
zeichnet. Der Code penal hingegen (II. 2. Sect. 2.) beſchränkt 
fih anf Bedrohung einzelner Arten des Betruges. Es fragte 
fih, welches von beiden Geſetzbüchern den richtigen Weg einge- 
ſchlagen babe. 

1. Für die Franzöſiſche Auffaffung wurde geltend gemacht, 
daß der Betrug an fi nur ein Mittel zum Verbrechen, aber nicht 
ſelbſt Schon Verbrechen ſei. Täuſchung fet noch nicht firafbar, 
weil es ein Recht auf Wahrheit nicht gebe. Auch die dadurch 
bewirkte Bermögensverlegung ſei nocht nicht ſchlechtweg ſtraf⸗ 
bar, denn fonft müßte eine Reihe im gewöhnlichen Leben vorkom⸗ 
mender Handlungen geftraft werden. 

2. Für die landrechtlihe Auffaffung wurde Dagegen geltend 
gemacht, daß zwar eine allgemeine Begriffsbeitimmung über ftraf- 
baren Betrug manches Bedenkliche habe, weil fi die Grenze 
zwifchen dem Cioilbetruge und dem ftrafrechtlichen Betruge nicht 
ſcharf ziehen lafle. Bei der Aufſtellung blos fpecieller Betrugs- 
ftrafen würden indeß Lüden entitehen. Man müfle bier Vieles 
dem richterlichen Ermeſſen anheimitellen. Es fünne fi nur darum 
handeln, gewiſſe Anhaltspunkte für das Letztere aufzuftellen. 
In diefer Hinficht werde e8 aber genügen, wenn man den Begriff 
des ftrafbaren Betruges auf die argliftige Täufchung beichränte; 
denn dadurch werde angedeutet, daß nicht jede Täufchung, nicht 
jede im gewöhnlichen Leben vorkommende Empfehlung einer Sache 
als ftrafbarer Betrug betrachtet werden foll. 


Ortloff, Lü hung unb Betru Freund, Lug und Trug, 


vom Standp. des Strafr. und ber © Steh Bereit Berlin 1863, Merkel, 
Reim. an. II., die Lehre dom N kraft. Betruge, 1 7. Gryzincki, Studien 


en ſtr bazen Beug, 7 emberg 1870 (189 Seitm), Merkel bei Holtzen⸗ 
—* — (1874) &. 760 - 180. 
ı Verathungsprotokolle der Komm. des Stantärath II. &. 393 —895. 
Befeler &.457 fog. Goltdammer, Mat. II. S. 534 fgg. 
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Sp entſchied man ſich denn. für Aufftelung eines allge- 
meinen Begriffs des Betruges. 

Weber die Erfordernijfe diejes Begriffs ward aber noch 
viel geftritten. 

1. Es fragte fi, ob der ftrafbare Betrug auf Betrug am 
Bermögen zu befhränten ſei. Gegen diefe Beſchränkung wurde 
behauptet, daß auch andere betrügeriiche Rechtsverlegungen, z. 3. 
die Herbeiführung einer ehelichen Verbindung Durch arglifige 
Täufhungen über die Eigenfchaften und Verhältniffe Der Perfon, 
nicht ſtraflos bleiben dürften. Die Entſcheidung fiel aber dennod) 
für die Beſchränkung aus, weil man fonft die mannigfachften Ber- 
brechen, welche bisher weder Geſetzgebung noch öffentliche Meinung 
unter Betrug ſubſumirt hätten, darunter begreifen könnte. 

2. Es fragte fih ferner, ob die Abſicht zu ſchaden aus⸗ 
reiche, oder ob man gewinnſüchtige Abficht fordern folle. Man 
entjchted fih für das Lebtere. Wer einen Anderen nur in der 
Abſicht ihm zu Schaden in einen Irrthum verjege, fünne ſich zwar 
einer ftrafbaren Handlung, 3. B. einer Vermögensbeſchädigung 
nicht aber eines Betruges ſchuldig machen. 

3. Man gab-e8 auf, den betrügeriihen Willen mit arg- 
liftig zu bezeichnen. Dean entjchied fi dahin, den Begriff des 
Betruges auf das Vorbringen von „Thatſachen“ zu bejchränten 
damit”anpreifende oder tadelnde Aeußerungen, melde nur als 

Urtheile erfeheinen, ausgeſchloſſen feien. 

| 4. Es fragte ſich jchlieglih, ob Erregung eines Irrthums 
nöthig fei, oder ob Benutung eines Irrthums ausreiche. Das 
Lettere ward verneint. Wer bei einem Rechtsgeſchäfte infolge 
eines Irrthums, an deſſen Entftehung der Andere nicht Schuld 
jet, einen Schaden erleide, müſſe dieſen fich felbft beimefjen. Nur 
jei bloße Benutzung eines Irrthums nicht gleichbedeutend mit 
Unterdrüdung wahrer Thatſachen; denn diefe fee ein Verhindern 
der Erfenntniß der Wahrheit durch pofittves Handeln voraus. 

Sp gelangte man dahin, tm $. 241 des Preuß. Strafgb. 
folgenden Begriff des Betruges aufzuftellen: „Wer in gewinn⸗ 
füchtiger Abficht das Vermögen eines anderen dadurch beichädigt, 
daß er durch Vorbringen falfcher oder durch Entftellen oder Un 
terdrüden wahrer Thatfachen einen Irrthum erregt, begeht einen 
Betrug.” 

Hiermit ſtimmt $. 263 des Reichsſtrafgeſetzbuches im We⸗ 
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fentlichen überein. Er ftellt einen allgemeinen Begriff des Be- 
truges auf und hält im Ganzen an denfelben Erfordernifien feit. 
Bermögensportbeil auf der einen und Vermögensbeihä- 
Digung auf der anderen Seite werden einander in gleicher Weiſe 
gegenübergeftellt; der Vermögensvortheil ſoll beabfichtigt, die 
Bermögensbeihädigung fol eingetreten fein, ohne daß gejagt 
wird, ob legtere auf Abficht oder Fabhrläffigfett müffe zurüdigeführt 
werden können, oder ob auch bloßer Zufall genüge. Ganz ebenjo 
wie im Preuß. Stfgb. wird gefordert, daß der Irrthum fi auf 
Thatfahen beziehe. Die Abweichungen liegen in drei Stüden. 
1. Das R.⸗G.⸗B. erkennt, mit der früheren Rechtſprechung, aus- 
drüdlih an, daß Betrug auch zum Vortheil eines Dritten geübt 
werden fünne. 2. Das R.⸗G.⸗B. Tennzeichnet den beabfichtigten 
Vortheil ausbrüdlich als rechts widrig. 3. Das R.-G.-B. fpricht 
aus, daß auch durch Unterbalten eines Irrthums Betrug be⸗ 
gangen werden könne; gerade dies fet die gefährlichfte Form der 
Betrügereien. 

Nun ftellte aber das Preuß. Stafb. neben diejen allgemeinen 
Begriff des Betruges im $. 243 fieben Arten qualificirten Be- 
truges, nämlich 1) den Betrug durch falſche Maße oder Gewichte, 
2) den Betrug bei Verkauf von Gold oder Silber, 3) den Betrug 
durch Verringerung von Geldftüden, 4) die gemohnheitsmäßige 
oder mit dem Slipper verabredete Verausgabüng verringerter 
Münzen, 5) das betrügliche Ausgeben von Geldpadeten, welche 
mit einem öffentlihen Stegel verfchloffen und mit Angabe des 
Smbalts verjehen find, 6) die Veränderung von Grenzzeichen, 
7) die Vernichtung, Beihädigung oder Unterdrüdung fremder 
oder gemeinjchaftlicher Urkunden. Der 8. 244 fügte als eigen- 
thümlihen und [hwerften Fall den Aſſekuranz⸗Betrug hinzu. 

Das R.⸗G.⸗B. hat den qualifictrten Betrug des $. 243 
nit aufgenommen. Es hält die Fälle 1, 2 und 5 des $. 243 
für genügend gededt durch den allgemeinen Begriff des Betruges. 
Derſelben Anfiht war freilich auch der Preußiihe Gejeggeber; 
nur glaubte er diefe Fälle firenger bedrohen zu müſſen, weil bei 
ihnen nicht blos ein Einzelner, ſondern das Publikum gefährdet 
eriheint. Unter die Urkundenfälihung und unter die Münz 
verbrechen bat das R.G.⸗B. die Fälle 3, 4, 6 und 7 verwieſen. 
Geftricden hat es die betrügerifche Hinausſchiebung einer Zwangs⸗ 
vollftredung, verübt durch falſche Deklarirung einer Poſtſendung. 
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Diefer Fall war durch Novelle vom 14. April 1856 als Nr. 6 in 
den $. 243 des Preuß. Stfgb. eingefhoben worden, fo daß nun 
die alten Fälle 6 und 7 zu Fällen 7 und 8 wurden. 

II. Dogmatiſches. 

a. Die Abſicht des Betrügers charakterifirt fich wejentlich 
duch ihre Richtung auf rechtäwidrigen Vermögensvortheil. Der 
Betrüger will ſich Gewinn verfchaffen. Es liegt nicht nothwendig 
in feinem Plane, dem Anderen Schaden zuzufügen. Er würde 
dies in den meiften Fällen wohl gern vermeiden, wenn er feinen 
Bortheil ohne Nachtheil für den Anderen erreichen koͤnnte. Frag. 
lich bleibt indeß, wiefern der Schade des Anderen den Betrüger 
muß zugerechnet werden können. Huldigt man der falſchen Anficht, 
daß das N.-G.-B., wenn es nicht ausdrüdlich Abſicht oder Fahr⸗ 
lölfigfeit fordert, auch zufällige Folgen zurechne, fo tft e8 folge- 
recht, mit Puchelt und Anderen anzunehmen, daß nicht einmal 
Borausfehbarkeit des Schadens nöthig fei. Verwirft man aber 
dieſe Anficht, jo muß man wenigſtens Möglichfeit des Bemußt- 
ſeins von einem bevorftehenden Schaden (Unvorfichtigkeit) fordern. 
Die Praris geht noch einen Schritt weiter, indem fie Bewußt⸗ 
fein der Möglichleit des Schadens (Frevelhaftigfeit) verlangt. 

b. Bermögensvortheil. 

In zweifacher Hinficht unterjcheidet fih der Betrug vom 
Diebftahl, vom Raube und von der Unterfchlagung ganz ebenfo 
wie die Erprefiung. 1. Der Dieb nimmt die Sache, der Räuber 
nimmt die Sade, der Unterichläger behält fie: der Betrüger 
läßt fie fid übergeben, gerade wie der Erprefler. 2. Die Ab- 
ficht des Diebes, des Räubers und des Unterfchlägers richtet ſich 
ftet8 auf Zueignung einer Sache, mogegen die Abficht des Be- 
trügers, ganz ebenſo wie Die des Erpreſſers, auf jeden beliebigen 
Bermögensvortheil abzielen kann. 

Der Ausdrud „Vermögensvortheil“ umfaßt alle Arten 
vom Vermögensrechten. Folgt man bei der Aufzählung dieſer 
Rechte der theoretiihen Ordnung, fo muß man davon ausgehen, 
daß diejelben entweder 1) wie Beſitz, Eigenthum und dingliche 
Rechte an einer fremden Sache, dem Sachenrechte, oder 2) dem 
echte der Forderungen, oder 3) dem Erbrechte, oder endlich 
allenfalls auch noch 4) wie 3. B. ein Beweismittel, dem Procep- 
rechte angehören. Wil man hingegen ein die bunte Mannig- 
faltigleit der Betrugsfälle abſchilderndes Bild geben, fo kann man 
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etwa jagen, daß der Bermögensoortheil auch in einem Darlehen, 
einem Kredit, einem Exekutionsaufſchub, einer vorzeitigen 
Zahlung ꝛc. beftehen fünne. Die erfte Art der Aufzählung hat 
den Vorzug fireng logiſchen Zuſammenhanges und erleichtert die 
Ueberfiht; die zweite macht mehr mit der Biegſamkeit Des Betrugs⸗ 
begriffes vertraut. 

Ein „Bermögensportheil” tft aber nicht mehr anzunehmen, 
wenn der Thäter den Gewinn durch ein entiprechendes Leiſten 
oder Geben erreiht. Man kann daher Denjenigen nicht als Be- 
teüger ftrafen, welcher Durch eine Täuschung eine Arbeit erlangt, 
die ihm einen angemeflenen Arbeitslohn abwerfen ſoll; ebenfo- 
wenig Denjenigen, welcher Tinem Anderen eine Waare zu einem 
angemefjenen Preiſe aufſchwatzt. Der Vortheil hört auf, jobald 
Gewinn und Entgelt auf gleiher Höhe ftehen. Hierbei 
muß man indeß wohl unterfcheiden, ob der Thäter den Vortheil 
gegen Entgelt erreichen, oder ob er für den bereits er» 
reichten Vortheil nur nachträglich ein Entgelt entrichten 
will. Im erfteren Falle würde der Vortheil gar nicht als Mo⸗ 
ment des Betruges zur Eriftenz gelangen, im lekteren wäre hin⸗ 
gegeit der Thatbeftand erfüllt und es könnte ſich höchſtens noch 
um ſ. g. thätige Reue handeln. 

„Rechtswidrig“ endlich tft der Vermögensvortheil nicht im 
Falle bloßer Selbfthülfe; rechtswidrig aljo nicht die erlangte 
Herausgabe der eigenen Sache, die erlangte Befriedigung einer 
fälligen Forderung, der erlangte Schadenserfat. 

c. Beihädigung des Vermögens eines Anderen. 

Schädigung perjönlider Nechte begründet nicht Betrug. 
Es iſt Vermögensbeſchädigung nöthig. Sie bildet das Gegen- 
ſtück zum Vermögensvortheil und kann daher an denjelben 
Gegenftänden eintreten. Diefe Identität tritt in den meiften 
Betrugsfällen fo auf, daß der Schade des Betrogenen ſich in den 
Bortheil des Betrügers verwandelt, daß alſo 3. 3. der Betrüger 
die hundert Mark befommt, um melde er den Anderen betrügt. 
Unfer Gejegbuch verlangt aber weder, Daß Schade und Bor» 
theil in gleidem Werthe fteben, noch auch nur, das Schade 
und Vortheil an demſelben Gegenftande ftattfinden. Der 
Schade kann alfo groß, ber Vortheil gering fein; der Schade kann 
an dem einen, der Vortheil an einem anderen Gegenftande ein- 
treten. 
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AS Vermögensbeichädigung ftellt ſich zunächſt jede dauernde 
oder vorübergehende Verminderung des Vermögens dar. 

As Vermögensbeichädigung ift fodann die dem Vermögen 
geraubte Sicherheit, 3. B. die Entziehung einer Hypothek oder 
eines Beweismittels, aufzufaflen. 

Auch die Entziehung einer Chance, weldhe ein Bermögens- 
recht bildet, tft eine Vermögensbefhädigung, 3. B. der Verkauf 
eines ſchon werthlofen Lotterielooſes. 

Nicht minder kann ein Geſchenk, ein milder Beitrag, ein 
Almojen Gegenftand eines Betruges fein. Die äußere Frei- 
twilligfeit einer Gabe hebt ja die Rechtswidrigkeit ihrer Erlangung 
nicht auf, wenn der innere wahre Wille des Gebers verlegt wurde. 
Bei Almofen muß man freilich erwägen, ob die Vorfptegelungen, 
ähnlich den Marktichreiereien beim Verkauf, nur in die Klaſſe der 
gewöhnlichen bettleriihen Redensarten über Elend und Bedürftig- 
feit fallen, oder ob fie fih auf beftimmte Thatfachen (einen be> 
flimmten Unglüdsfall, ein beftimmtes Gebrechen, eine beftimmte 
Krankheit) beziehen. In der Vorausſetzung, daß Fälle der legteren 
Art unter die allgemeinen Beſtimmungen über Betrug fallen, bat 
das R.G.⸗B. die hierauf zielende bejondere Strafbeftimmung des 
$. 118 im Preuß. Stfgb. geftrichen. — 

Der Beſchädigte braucht nicht der Getäufchte zu fen. Man 
kann die Beihädigung „eines Anderen” 3. B. durch Täuſchung 
des Richters, der über das Vermögen dieſes Anderen zu ent- 
ſcheiden bat, herbeiführen. Unwahres Behaupten oder Leugnen 
im Proceſſe genügt freilich zum Betruge nicht, wohl aber die 
Anwendung betrügerifher Beweismittel. 

d. Der Betrüger beichädigt das Vermögen „Dadurch“, „DaB 
er durch Borfptegelung falſcher oder durch Entftellung oder Unter- 
drüdung wahrer Thatfachen einen Irrthum erregt oder unter- 
halt.“ 

In dem „Dadurch“ liegt die Forderung urſächlichen Zuſammen⸗ 
hanges zwiſchen der Täufchung und der Vermögensbeſchädigung. 
Thut der Getäujchte das ihn Schädigende ſchon aus eigenem An- 
teiebe, jo ift er zwar getäufcht und geihädigt, aber nicht Durch 
die Täuſchung geſchädigt, mithin nicht betrogen worden. 

Zur Täufhung muß eine Thätigkeit geübt werden, ein 
Vorſpiegeln, ein Entftellen, ein Unterdrücken. Zum letteren ge 
nügt nicht bloßes Schweigen, wohl aber Verheimlichung geiviffer 
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Thatſachen und Beitärkung des Anderen in einem vorhandenen 
Irrthume. 

Unter das Vorſpiegeln, Entſtellen oder Unterdrücken von 
„Thatſachen“ fallen nicht marktſchreieriſche Anpreiſungen, hin⸗ 
gegen allerdings falſche Verſicherungen über das Vorhandenſein 
beſtimmter Eigenſchaften einer Waare. Thatſachen ſind Vor⸗ 
handenes, vorhanden Geweſenes, Geſchehendes und Geſchehenes. 
Verheißungen für die Zukunft find demnach nicht Vorſpiegelungen 
von Thatjachen. 

Die Irrthumserregung braucht nit durch Worte, fondern 
fann dur jede täufchende Thätigfeit bewirkt werden (faliche 
Mürfel, Waaren von falſchem Anſchein, weiter begebener bezahlter 
Medien. Schriftlider Betrug konkurrirt nicht mit Fälſchung, 
wenn er durch täufchenden Gebrauch echter Urkunden oder folcher 
falicden Urkunden begangen wird, welche nach $. 237 nicht Gegen- 
ftand einer Urkundenfälihung fein Fünnen. 


e. Zum Verſuch genügt das Vorſpiegeln, Entftellen oder 
Unterdrüden von Thatſachen; Entftehung des Irrthums iſt nicht 
nöthig, noch weniger begonnene Vermögensbeihädigung. Die 
Bollendung tritt erſt mit der Vermögensbeſchädigung ein. Der 
Verſuch aber ift ftrafbar. — 

Das R.⸗G.⸗B. ift über die ſchwierigen Einzelheiten der Lehre 
vom Betruge hinweggegangen und bat fih auf folgende drei 
Strafläße beihräntt: j 

1. Einfader Betrug $. 263, ein Vergeben: Gefängniß, wo⸗ 
neben auf Geldftrafe bis zu 3000 Marf, fowte auf Verluſt 
der bürgerlichen Ehrenrechte erkannt werden fann; unter 

mildernden Umftänden nur die Geldftrafe; nur auf Antrag 
zu verfolgen, wenn verübt gegen Angehörige, Vormünder 
oder Erzieher. 

2. Betrug im zweiten Rüdfall 8. 264, ein Verbrechen: 
Zuchthaus bis zu 10 Jahren, zugleich Geldftrafe von 150 
bis zu 6000 Mark: unter 

mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 3 Monaten, 
woneben auf Geldftrafe bis zu 3000 Mark erkannt werden 
fann. 

3. Berfiherungsbetrug (duch Brandfliftung oder verur- 
ſachte Strandung) $. 265, ein Verbrechen: Zuchthaus bis 
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zu 10 Jahren und zugleich Geldſtrafe von 150 bis zu 6000 
Mark; unter 

mildernden Umftänden Gefängniß nicht unter 6 Monaten, 
woneben auf Geldftrafe bis zu 3000 Mark erkannt werden 
fann. 

Der Berfiderungsbetrug tft ein eigenthümlich geftaltetes 
Verbrechen, welches nicht nach dem allgemeinen Begriffe des Be⸗ 
truges ($. 263) ausgelegt werden darf. Er fett die Abficht voraus, 
die VBerfiherungsfumme rechtswidrig zu gewinnen, erfordert aber 
zur Vollendung nicht wirklich eingetretene Beihädigung des Ver⸗ 
mögens eines Anderen. Wird er dadurch begangen, daß der 
Thäter ein Schiff finfen oder firanden macht, fo muß das Schtif 
entweber a) als folches, oder b) in feiner Ladung, oder c) im 
Frachtlohn verfihert fein. Wird er gemeingefährlich begangen, 
fo konkurrirt er mit dem gemeingefährlichen Verbrechen der Brand- 
ftiftung oder verurſachten Strandung ($. 306 fag., 323). 


Zweiter Titel. 
Untreue. 
(R.-0.:8. 8. 266.) 

Berlegungen von Verträgen, felbft wenn fie dolos begangen 
werden, find im Allgemeinen nicht ftrafbar. Das Römiſche und 
Das gemeine Deutſche Recht halten bier den civilrechtlihen Zwang 
zur Erfüllung und zum Schadenserfage im Allgemeinen für aus⸗ 
reihend. Nur diejenige Vertragsverlegung gilt ihnen als ftraf- 
bar, durch die ein befonderes Treuverhältniß gebrochen wird. 
Als Verträge aber, die auf einem foldden Treuverhältniffe ruhen, 
betrachtet das NRömtiche Recht das Mandat, das Depofitum, 
die Tutel und die Societät. Es beitraft die Treulofigfeit des 
Mandatars, des Depofitars, des Vormundes und des Geſellſchaf⸗ 
ters mit einer Infamte, die fhon infolge der blos civilrecht- 
lichen Berurtheilung eintreten foll!. Die Untrene des Depofitars 
wird vom Art. 170 der P. G. O. dem Diebftahle in der Straf- 
barfeit gleichgeftellt. 

Aus demfelben Geſichtspunkte bedrohen die neueren Ge- 
fegbücher vor Allem bie Untreue der Bormünder und Kura- 
toren?, Daneben aber auch noch die Untreue mander anderen 


L. 1. 6. $. 5—7. D. de his qui not. infamia. 
R Bayern (1818) Art. 295. Baden 589.540. Hannover 219. Darm= 
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Perfonen!. Eine fefte Begriffögrenze wird dabei mitunter ver- 
mißt. Eine folde zieht aber, wenigftens hinfichtlih der Ber- 
Ionen, daß Preußiſche Strafgeſetzbuch. Es bedroht nämlich nur 
die Untreue folder Berfonen, die, wie 3. B. die Mäller und 
Teftamentserehutoren, mit einem gewiſſen öffentliden Cha- 
rakter befleidet find®. Dem bat fih das R.G.⸗B. angefchlofien, 
indem es im $. 266 anordnet: 

Degen Untreue werden mit Gefängniß, neben welchem auf 
Berluft der bürgerlihen Ehrenrechte erfannt werden Tann, beftraft: 

1) Vormunder, Kuratoren, Güterpfleger, Sequefter, Maſſen⸗ 
verwalter, Vollſtrecker legtwilliger Verfügungen und Ver⸗ 
malter von Stiftungen, wenn fie abfichtlich zum Rachtheile 
der ihrer Auffiht anvertrauten Berfonen oder Sachen handeln; 

2) Bevollmächtigte, welche über Forderungen oder andere Ver⸗ 
mögensftüde des Auftraggebers abfichtlih zum Nachtheile 
deſſelben verfügen; 

3) Feldmefler, Verfteigerer, Mäfler, Güterbeftätiger, Schaffner, 
Wäger, Meier, Brader, Schauer, Stauer und andere zur 
Betreibung ihres Gewerbes von der Obrigkeit verpflichtete 
Perjonen, wenn fie bei den ihnen übertragenen Gefchäften 
abſichtlich Diejenigen benachtheiligen, Deren Gejchäfte fie bes» 
jorgen. — Vgl. Bund.-Gew.-Drdn. $. 36. 


ftabt 407. Württemberg 347. 353. Sachſen (1855) 362, mo von dem 
Amtömikbrauche der Staatsdiener und anderer in befonderen Öffent- 
lichen Pflichten ftehenden Berfonen die Rede ift; die Untreue diefer Perfonen 
ift allerdings den Amtsverbrechen ber Staatsdiener verwandt. 

1 Bayern 1818, Hannover, Baden fprechen nur von Bormündern 
und Ruratoren. Darmftadt nennt außerdem Drafjeturatoren, Güter: 
pfleger, Teftamentsvollftreder, im Derbältnifie au ber ihnen anver⸗ 
tranten Mafle. Bayern (1813) und Didenburg (1814) u eiden bon 
dem Verbrechen ber Bormünder und Kuratoren das Bergehen der 
Bevollmächtigten, Verwalter, Gefhäftsführer, Depofitarien 
und Gefellihaftsgenoffen. Bayern 1361 Art. 3831 hat den Art. 295 
des Strfgb. von 1813 verbeffert und erweitert. 

2 Die Untreue bloßer Privatbeamten, überhaupt bie Untreue derjenigen 
Berfonen, bei denen die Berpflichtunggur Treuelediglich aus Privat: 
verhältnifien entipringt, hat das Preuß. Strafgb. nicht beſonders bebrobt. 
Man ging davon au, daß es Privatſache Desjentgen fet, ver Privat- 
verträge ſchließt, ſich ſelbſt vorzuſehen; ber Staat habe die Untreue 
nur bei den Berfonen zu ftrafen, bie unter Öffentlicher Autorität 
wirken und von dem Staate dem Bublitum zur Beforgung gewiſſer Angelegen- 
beiten beſonders bezeichnet werben. — Ueber Beltrafung des Arbeitsver⸗ 
tragsbruches: Gutachten von Knauer, Rofcher zc., Leipz. 1874. Lüder, 
die krim. Beltraf. des Arbeitsvertragsbr. Erlangen 1875. — Vieber Untreue 
im SB: Stemann, Unterfchlagung und Untreue, Kiel 1870. Merkel bei 
SHolgend. II. S. 781. — Löning, Vertragsbruch, Bb. I 1876. 
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Wird die Untreue begangen, um fi oder einem Anderen 
einen Vermögensportheil zu verfhaffen, fo kann neben 
der Gefängnißftrafe auf Gelditrafe bis zu dreitaufend Mark 
erfannt werden.” 

Aus dem letten Abſatze diefer Beſtimmung folgt nicht, daß 
auch andere Gegenftände als das Vermögen Objelt der Untreue 
fein fünnen, fondern nur, daß die |. g. geminnjüchtige Abſicht 
einen Straferhöhungsgrund bildet. Vom Preußiſchen Straf- 
gejeßbuche unterfcheidet fih das R⸗G.⸗B. dadurch, Das es 
1) unter Nr. 3 die Zahl derjenigen Berfonen, welche, als von der 
Obrigkeit verpflichtete, fich der Untreue ſchuldig machen können, 
aus 8. 36 der Deutichen Gewerbeordnung ergänzt, und 2) unter 
Nr. 2 die Strafvorſchrift gegen Privatbevollmächtigte, welche über 
Forderungen oder andere Vermögensftüde des Auftraggebers ab⸗ 
fichtlih zum Nachtheile defjelben verfügen, neu aufgenommen bat. 


Dreiundzwanzigfter Abichnitt. 
“ Urkundenfälſchung. 
(R.:0.:8. $$. 267—280.) 

Im gemeinen Rechte bildete ſich, freilih unter großer 
Meinungsverjchiedenheit, eine Scheidung des Betruges und der 
Fälſchung, die mit der Roömiſchen Scheidung von Falsum und 
Stellionatus keineswegs überall zufammentrifft. Man ftellte den 
Betrug als Gattungsbegriff auf und theilte ihn dann in die beiden 
Arten: eigentlicher Betrug und Fälſchung. AS Unteriheidungs- 
merkmale ftellte man Folgendes auf: Die Fälſchung bethätigt fich 
an einem äußeren Gegenftände, entweder einen falſchen Gegen- 
ftand Ichaffend, oder einen wahren Gegenftand ändernd; der Be- 
trug, im engeren Sinne, bedarf Dagegen zu feiner Bethätigung 
eines äußeren Gegenftandes nicht, da er in der bloßen Ausfage 
einer Unwahrheit beitehen kann. Bejonders hervorgehoben wurde 
dabei die Urkundenfälſchung!. 


1 Abegg, Lehrb. $. 197. — Litteratur: Den erften Berfuch, Betrug 
unb Faͤlſchung nach Analogie von Stellionatus und Falsum zu unterfcheiben, 
madıte Cucumus im N. Archiv bes Kr. X. S. 31 fgg. und 681 fgg. Ueber 
bie verfchiedenen Auffaffungen Breuf gen, Beiträge zur Lehre vom ftrafb. 
Betruge und ber all ung Gießen 1837, S. 26. Mittermaier in Demmes 

1. (1838) ©. 28. Eicher, die Lehre vom ftrafbaren Betruge 
und von ber lung, Zürich 15. Jagemann, ung und 
Betrug, mit Beifpielen, im Archiv bes Kr. 1846, S. 206. Goltdammer, 
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Auf diefem Wege gingen die neueren Strafgejeßbücher fort. 
Namentlich ftellte Württemberg einen allgemeinen Begriff der 
Fälſchung auf, nad) welchem Derjenige einer Fälſchung ſchuldig tft, 
der zum Nachtheile der Rechte eines Anderen, um durch Täufchung 
diefen in Schaden zu bringen oder fi einen Vortheil zu Ichaffen, 
eine unechte Sache verfertigt, oder eine echte verfälicht, und von 
der gefäljchten oder verfälichten Sache Gebrauch madht!. Obwohl 
bier fchlechtweg im Gelege von einer Fälſchung von Sachen bie 
Rede tft, nahm die Praris doch an, daß e8 feine Fälſchung von 
Saden, im Gegenjabe einer Fälfhung von Urkunden, 
gebe, daß vielmehr das Fäljchen oder Verfälihen von Sachen 
im Allgemeinen nur ftrafbar jet, wenn es unter den Begriff des 
Betruges falle?. An diefer Auffafiung darf um fo mehr feſt⸗ 
gehalten werden, als die eigenthümlich geftalteten Fälſchungen, 
3. B. die Münzfälihung, ihren abgefonderten Blab in der Ge⸗ 
feßgebung, wie im Syſteme, beanjpruchen. Und man kann es des⸗ 
halb nur vollfonmen billigen, wenn das Preuß. Recht den Begriff 
der Fälſchung aus der alten Verworrenheit befretet und dafür 
ſchlechtweg Urkundenfälſchung geſetzt hat ?. 

Der Begriff der Urkunde iſt dabei nicht zu eng aufzu⸗ 
faſſen. Zwar wird man als Regel fordern müſſen, daß die Ur⸗ 
kunde ein Beweisſtück für Rechte oder Rechtsverhältniſſe 
fei®t. Auf Schriftlichkeit, die allerdings das Gewöhnliche bildet, 


Materialien Th. 2, 1852, ©. 5635. Eine BZufammenftellung von Entſchei⸗ 
dungen über bie „eihebliceren Fragen giebt das Archiv für Preuß. Strafr. 
Bd. II, 1854, S. 259 Teg, Dazu bie Faälle in den jpäteren Jahrgängen (jorg- 
fältig an 3 in den Regiſtern) und in Oppenhoffs echtpredung, Im Im 
Archiv f. Preuß, Straft. zo beſonders Geßler B 
Kräwel 8b. XI. ©. Benglei bed Preuß. Stfgb. mit dem 6* 
ebenda Bd. XIX. 1871, S. 81 echtsfall ber intell, Urkundenfälſchung, 
abgehandelt von Fuchs, ebenda 1871, S. 417. Auf den Entwickelungs⸗ 
EG de der prob. osiekarbung gebt ein Geßler, Berigtsſagt Jahr 
Ueber die gragitellung nach 8. 26 — 
3*8 ft, ‚Behtprehung 3b. 12 (1871) ©. 303. Sherke j* —28 


1 Württemberg Art. 356. Außerdem wurde nur von Braunſchweig 
die Aufftellung eines allgemeinen Begriffes der Se ee: Die übri- 
gen Geſetzbuͤcher zählten nur einzelne Arten ber Fall Zung auf. Würts 
temberg, Braunſchweig, Bayern 1813 und Dldenburg 1814 trennen 
dabei die öffentlichen von den Privatfä angungen. Hannover rechnet die Pri- 
bakfälgungen Ei den ausgezeichneten Betrügereien, bie öffentlichen Fälſchun⸗ 
gen zu den rechen wider Treue und Glauben. 

2 Weber die Württemb. Praxis: Hufnagel, Strafgefegbuch, 1845, 
©. 380. 381. 

3 Verhandl. bei Goltdammer, Materialien. 

4 in Breußen hatte man Anfangs ben Begriff ber Urkunde dahin abge⸗ 

Berner, Strafreht. 9. Aufl. 36 
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ann man fich aber nicht beſchränken. Es genügen vielmehr auch 
andere, von menſchlicher Hand gefertigte Zeichen, beſonders Sie⸗ 
gel, Stempel, Kerbholzzeihen, auch der Anſchlag des 
Waldhammers. | 

Es tft entweder Verfälſchung, oder fälfhlihe Anfer- 
tigung nöthig. Der bloße Gebraud einer durch einen Anderen 
gefälfehten Urkunde kann nur unter den Begriff des Betruges 
fallen!, wird aber von manden Gejehbüchern (fo vom R.-G.-©. 
in den 88. 267. 270. 273) der Urkundenfälihung gleich geftraft?. 

Sinfichtlich des Punktes der eintretenden Vollendung unter- 
ſcheidet fih die Fälſchung fehr augenfälig vom Betruge. Der 
Betrug ift erft mit der Benachtheiligung des Anderen voll- 
endet, weil erſt hiermit die Rechtsverlegung in die Wirklichkeit 
tritt; die vollbrachte VBorfpiegelung Tann für fih allein nur einen 
Verſuch. des Betruges bilden. Die Fälſchung hingegen ift 
Ihon mit der objektiven Darftellung der Täuſchung voll 
endet, ohne daß die objektiv verwirklichte Wahrbeitsentftellung 
eine weitere Wirkung gehabt zu haben braudt. Doch fordert 
man nach manchen Geſetzbüchern, um die Ernftlichfeit der ver— 
brecheriſchen Abficht zu erfennen, daß von der falſchen Ur⸗ 
funde wenigſtens Gebrauch gemacht feid; und man läßt des⸗ 


faßt, daß darunter jede Schrift zu berftehen war, bie zum Beweiſe einer 
Thatfache dienen fann. Dies wurde ſpäter bedenklich gefunden. Bejonders 
hielten die Rheinischen Suriften eine Feſtſtellung des Begriffes „Urkunde” 
unumgänglich. Der 8.247 des Stfab. fagte deshalb: „Urkunde ift jede Schrift, 
welche pom Beweiſe von Verträgen, Berfügungen, Verpflichtungen, Befreiungen, 
ober überhaupt von Rechten oder Rechtsverhältnifſen von Erheblichkeit ift.” 
Trotz diefer Definition bat e8 der Gefeßgeber für nöthig gehalten, im $. 248 
den Sal beſonders zu nennen, wo Jemand ein mit fremder Unterfchrift ver- 
febenes Papier ausfüllt. 

1 Sp wird-die Sache auch aufgefaßt vom Württemb. Strafgb. Art. 357. 

2 Dies findet fich bereits im gemeinen Rechte. L.2.L.27.8.2. ad Ic: 
Corn. de fals. L.4. Cod. si reus vel accusator. Bgl. Breußen $. 29. 
Sachſen 285 und Bayern 1861, Art. 176 Abi. 2. 

3 Ueber den Punkt der vollendeten ee find die Geſetzbücher ber: 
ſchiedener Anficht. Alle zwar halten eine jtattgehabte zäuihung nicht 
für nöthig, fondern geben zu, daß die Vollendung von bem Eintreten oder 
Nichteintreten der Täufchung unabhängig ft. Manche verlangen dagegen 
auch nicht einmal den Gebrauch des falfchen Gegenftanbes; jo Sachſen 
(1838), Hannover, Bayern 1813 und DIdenburg 1814. Andere (unter 
denen auch Sachſen 1856, 285) halten den Gebrauch für nöthig; fo 
Württemberg, Breußen. Braunſchweig, Darmftabt, Baden forbern 
den Gebrauch in manchen Fällen, in anderen wieder nicht. Bei der Münz: 
fälſchung und in demjenigen Falle, wo Jemand die Aufnahme unrich- 
tiger Verhandlungen, Ertlärungen ober Thatjachen in öffent- 
liche Urkunden bewirkt (bie f. g. intelleftuelle Fälſchung bes Sramöifgen 
Rechtes), wird auch im Breuß. Strafgefehb. der Gebrauch nicht gefordert, im 
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halb nur die Verſuchsſtrafe eintreten, wenn der Gebrauch noch 
nicht ftattgefunden hat. Lebteres tft auch der Standpunkt des 
R.⸗G.⸗B. 

Als qualificirt betrachtet man die Fälſchung öffentlicher 
Urkunden; nicht minder die ſchon in der Lex testamentaria et 
nummaria bervorgehobene Fälſchung letztwilliger Verfügun- 
gen; nad) den Anforderungen des neueren Verkehres mit Werth- 
papieren und Wechſeln aub die Fälſchung diefer!. Das 
R.G.⸗B. ſtraft die Fälſchung öffentlicher Urkunden im $. 268 
doppelt fo ftreng, als die Fälſchung von Brivaturkunden, wo⸗ 
gegen im Falle des $. 267 die Deffentlichteit der Urkunde nur 
innerhalb der allgemeinen Strafe der Urkundenfälihung einen 
Zumeſſungsgrund bildet. 

Das R.-G.-B. droht im Allgemeinen nur mit Gefäng- 
niß ($. 267), in den ſchweren Fällen aber mit Zudthaus, 
und zwar bei Privaturlunden bis zu 5, bei öffentlichen 
Urkunden bis zu 10 Jahren, moneben auf Geldftrafe (bei 
Privaturfunden, bis zu 3000, bei öffentlichen Urkunden von 150 
bis zu 6000 Mark) erkannt werden kann ($. 268). 

Auch das R.-G.-B. beſchränkt den allgemeinen Begriff der 
Fälſchung auf Urfundenfälfdung Es ftimmt mit der oben 
entwidelten Theorie überein und hat das Preußifche Recht mehr- 
fach abgeändert. Seine Auffafjung tft Diele. 

1. Die im Preußiſchen Strafgeſetzbuche enthaltene Definition 
von Urkunden läßt e8 fallen und jpricht in feinen einzelnen An- 
ordnungen nur entweder ſchlechtweg von öffentliden Urkun- 
den, oder von ſolchen öffentlihen oder Privaturfunden, 
die zum Bemwetje von Rechten oder Rechtsverhältniffen 
erheblich find. 

2. Den Begriff der Urkunde beſchränkt es nicht auf Schrift, 
fo daß aljo nicht blos an Schriftftücen, fondern auch an anderen 
Bemeisitüden für Rechte oder Rechtsverhältniſſe, 3. B. an Kerb⸗ 
bolzzeihen, Urkundenfälſchung begangen werden Tann. 

3. Es fieht in der Urkundenfälihung nicht eine bloße Art 


nebrigen aber die Forderung des Gebrauches als Princip feſtgehalten. Bal. 
Bayern 1861, Art. 176. 

1 Bayern 1813, Art. 266. 337. 425. ürktemberg 218 Zi. Baden 
423434. Braun hweig 131. 132. 229,230, Hannover 196. 197. 216, 
317. Darmftadt 389. Sadien 1853, 2855. Defterreih 199 d., 
201 a. Preußen 251. Bayern 1861, achtes Hauptftüd, Art. 176 fgg. 

36* 
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des Betruges, fordert daher auch nicht gewinnfüchtige Abſicht, 
fondern nur rehtswidrige Abficht, weil ihm die Urkunden⸗ 
fälſchung nicht blos als ein vermögensgefährliches, fordern allge 
mein als ein rechtögefährliches Mittel der Täufchung ericheint. 
Die geminnfühtige Abficht betrachtet es als einen Straf- 
erhöhungsgrumd. 

4. Deffentlie Urkunden brauden gar nit zum Be- 
weife von Rechten oder Rehtsverhältniffen zu dienen; 
dienen fie aber dazu, jo ift dies wieder ein Straferh öhungs⸗ 
grund. 

5. Die Fälſchung von Legitimationspapteren lediglid 
behufs befferen Fortkommens tft, al3 milderer Fall der Ur⸗ 
fundenfälihung, unter die Mebertretungen ($. 363) geitellt 
worden. 

6. Iſt eine nicht bedrohte Urkundenfälſchung begangen, ſo 
kann ſie nur als Mittel zu einem anderen Delikt, beſonders zum 
Betrug, geſtraft werden. 

7. Hervorgehoben werden: 

a) die Urkundenfälſchung in gewinnſüchtiger Abſicht oder 
zur Schädigung eines Anderen $. 268. 

b) das gefälfchte Blanket $. 269. 

c) die dolofe Herbetführung falſcher öffentlider Beur⸗ 
Fundungen (f. g. intellektuelle Fälfchung) 88. 271. 272. 273, 
vgl. 348. 

d) die Vernichtung, Beihädigung oder Unterdrüdung frem⸗ 
der Urkunden, in der Abfiht einem Anderen Nachtheile 
zuzufügen, fowie die Grenzfälfhung und die Fälſchung 
von Waſſerſtandszeichen $. 274. 

e) die Fälſchung von Stempeln, Poſt⸗ oder Telegraphen- 
Marken 2c. 88. 275. 276. j 

f) das falfhe ärztliche Zeugniß zur Täuſchung von Behr 
den oder von Verficherung3-Gefellichaften 88. 277. 278.279. 
In der Regel iſt dem R.-G.-8. die Urkundenfälſchung eit 

Vergeben ($$. 267. 269 2c.), in den ſchweren Fällen ein Ber 
bredden ($. 268), vereinzelt eine bloße Webertretung ($. 369). 
Sie gehört zu denjenigen Straffällen, welche durch das moderne 
Glücksritterthum ſehr vermehrt und mannichfaltig geſtaltet wor⸗ 
den ſind. 
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Vierundzwanzigſter Abſchnitt. 
Bankbruch. 
(R.:©.:8. 88. 281.283.) 

Bankbruch oder Banfrott (von banco rotto) im weiteſten 
gemeinvechtlihen Sinne heißt das Unvermögen feine Schulden zu 
bezahlen. 

Das Bermögen befteht darin, daß der Wille über einen Kreis 
von Objekten, mittelbar oder unmittelbar, berriht. Der Wille 
des Bankbrüchigen bat eine ſolche berechtigte Herrſchaft, eine ſolche 
Erweiterung feiner Perſönlichkeit auf die Außenwelt, nicht mehr. 
Dieſer Wille iſt vielmehr aus der Welt der Objekte vertrieben 
und auf die eigene Perſon zurückgedrängt. Ja die Perſon iſt 
ſogar noch außerdem in der Welt der Objekte Etwas ſchuldig. 
Sowohl das Römiſche, als auch das Deutſche Recht gingen daher 
auf die Perſon ſelbſt los und gaben dieſelbe dem Gläubiger zur 
Schuldknechtſchaft, zu Hand und Halfter. 

Allein dies hatte keine ſtrafrechtliche Bedeutung; es war 
Nichts als eine privatrechtliche Folge. Und nach dem gemeinen 
Deutſchen Rechte iſt der Bankbruch als ſolcher nur in dem 
einzigen Falle ſtrafbar, wenn er betrüglich herbeigeführt 
wird und der Schuldner zugleich entflieht. Für dieſen 
Fall des betrüglichen Bankbruches wollen die Reichsgeſetze die 
Strafe des Diebitahl3?, doch war die Praxis milder?. Der 
blos vorgefpiegelte Bankbruch ward gemeinrechtlich, je nach 
Unmftänden, al Betrug oder Fälſchung behandelt. 

Diefe dürftigen Beftimmungen Tonnten der Neuzeit nicht ges 
nügen. Es mußte von den neueren Gejeßgebungen tiefer auf die 
Sache eingegangen werden. Dabei fam man denn, mit den bier 
einfchlagenden ſtrafrechtlichen Fragen, in die lebhafte Steönnuung 
der handelsrechtlichen und focialen Fragen, welche fich nicht 
blos in den Gejeten über den Bankbruch, fondern auch in denen 


1 "öklin, Abhandl. S. 362 fgg. Derfelbe im Archiv für Preuß. 
Strafr — und VI. Verhandl. des Reichstages von 1870, ©. 717 fgg. 
„©.-D. ſchweigt. Bgl. aber bie Reigöpoligeigrbnung bon 
1648, Fri .8. 1, und von 1577, &it.23 8. 1 und 2, mit dem Reichsſchl. von 
1670, wo die beiden Bedingungen der en feftgehalten werben, daß 
man 1) gefährlicher und betrüglicher Weife in Abnehmen und Verder⸗ 
ben gr Emmen, und 2) hernach ausgetreten fei. 
Duiftorp, von der Strafe der Banfrottirer, in den Beiträgen 
Nr. xın Tittmann, Hanbb. Bd. IL 8. 501, S. 506 der 2. Aufl. 
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über Geldwucher, Handelswucher (Dardanariat) und Münzuer- 
brechen fühlbar macht. 

Es fragte fih bei dem Bankbruche hauptſächlich, bet welchen 
Perſonen derfelbe als ftrafbar anzufeben jet. 

Die Vorichriften des Preußiſchen allgemeinen Landrechts 
über den Bankbruch, die auf andere Gejeßgebungen und auf ſtraf⸗ 
rechtliche Schriftfteller, namentlih auf Tittmann, bedeutenden 
Einfluß geübt haben, lauten allgemein und berüdfichtigen den 
bejonderen Gewerbebetrieb des Thäters nur in einzelnen Bgie 
hungen!. Auch in den Gefegbüchern für Sachſen (1838, 257— 
260; 1855, 305—308), Thüringen (242— 244), Braunſchweig 
(233—236) und Defterreich (199 f.) findet fich der Begriff de 
ftrafbaren Bankbruches auf Nichtfaufleute ausgedehnt. 

Württemberg (364-367), Hannover(221— 224), Darm⸗ 
ftadt (403—406), Baden (467. 468), Bayern 1861 (328. 329) 
fafjen dagegen den Bankbruch im Weſentlichen als ein Verbrechen 
der Kaufleute auf, indem fie fih dem Franzöſiſchen Rechte 
anschließen. Ebenfo das Preußiſche Strafgeſetzbuch von 1851 
($. 259 fag.), welches Hanbelgleute, Schiffsrheber und Fabrikbe⸗ 
figer nennt. Nach Art. 18 des Preuß. Einf.-Gef. zum Deutihen 
Handelsgefegbude follen unter den Worten „Handelsleute, 
Schiffsrheder und Fabrikbeſitzer“ diejenigen Perſonen verftanden 
werden, die der Art. 4 des Handelsgeſetzbuchs als Kaufleute 
bezeichnet. Bei diefem Ausdrude und diefer Auffaffung iſt das 
R.⸗G.⸗B. ftehen geblieben. Man bat angenommen, daß die Rot- 
mendigfeit einer befonderen Verpönung des Bankbruches auf der 
im Bankbruche liegenden Verlegung des Handelskredits 
berube, und daß deshalb der Begriff des ftrafbaren Bankbruches 
auf ſolche Perſonen zu befchränfen fei, denen die Gejege einen 
ſolchen Kredit möglich machen. Ebenfo hat man das Zahlung®- 
unvermögen und den Bankbruch im eigentlichen Sinne vn 
einander gejchleden. 

Das R.⸗G.⸗B. fordert zum Bankbruch: 

1) Kaufleute, d. h. nach Art. 4 des Handelsgeſehbuchs Per- 
fonen, melde gewerbsmäßig Handelsgeſchäfte betreiben, 
— aljo auch Handwerker mit gewerbsmäßigem Handelsbetriebe, 
nicht minder Apothefer, desgleichen die Mitglieder einer offenen 


1 Allg. Landr. für die Preuß. St. Th. I. Tit.20 8. 14521487. Title 
mann % 1.8. io, Preuß ’ s 
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Handelsgeſellſchaft, auch die perſönlich haftenden Mitglieder 
einer Kommanditgefellichaft, Dagegen nicht die bloßen Kom⸗ 
manbitiften, die ftilen Gejellihafter und die Theilhaber einer 
Aktiengeſellſchaft. 

2) Zahlungseinſtellung. 

Man muß auseinander halten Unzulänglichkeit des Ver⸗ 
mögens, Zahlungsunfähigkeit, Konkurseröfnung und Zahlungs» 
einftelung. Unzulänglichfeit des Vermögens jeht voraus, dag 
die Paſſiva die Aktiva überfteigen. Sie tft häufig, aber nicht im- 
mer und nicht nothmendig der Grund der Zahlungsunfähig- 
feit, welche letztere vielleicht nur dadurch veranlagt wird, daß 
das ganz wohl zulängliche Vermögen augenblidlich nicht verfügbar 
iſt. Zahlungsunfäbigkeit ift ferner wieder der gewöhnliche Grund 
der Zahlungseinftellung; aber auch ein Zahlungsfähiger kann 
feine Zahlungen einftellen und damit das gefegliche Merkmal des 
Begriffes Bankbruch erfüllen, da das Gejeh nur die Thatſache 
der Zahlungseinftellung fordert und davon abfieht, ob die Zah⸗ 
Iungsunfäbigfeit eine wirkliche oder eine vorgefpiegelte fei. End⸗ 
lich bat die Bahlungseinftellung in der Regel die Konkurs⸗ 
eröffnung zur Folge, aber der Konkurs unterbleibt auch mit- 
unter, weil man die Vermögensmaſſe nicht mehr hinreichend be- 
findet. Es kommt weder auf die Unzulänglichfeit des Vermögens, 
noch auf die Bahlungsunfähigfeit, noch auf die Konkurseröffnung, 
ſondern einzig auf die Zahlungseinftellung an!. 

Die Zufammenfaflung der Merkmale „Kaufleute und „Zah⸗ 
Iungseinftellung” ergiebt den allgemeinen Begriff des Bank⸗ 
bruchs im gefeglihen Sinne. Er theilt ſich auf dem ftrafredt- 
lihen Gebiete in zwei Arten, nämlih 1) den betrügliden, 
2) den einfachen Bankbruch. Zwiſchen beide ftellt das Straf- 
geſetzbuch 3) gewille Handlungen Dritter im Intereſſe des 
Bankbrüchigen. 


1. Betrüglicher Bankbruch 8. 281. 
Die ſtrafrechtlichen Beſtandtheile in ihm ſind einmal der 
Mißbrauch des Handelskredits, ſodann der gegen die 
Gläubiger geübte Betrug. 


- A Meber den Bd bes Bablungseinftellung Oppenhoff Rechts⸗ 
ſprechung Bd. 12, 187 


— — — m me — ——— — — — — 
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Er feßt die Ahficht voraus, die Gläubiger zu benadtbei- 
ligen, und zwar fie zu benaditheiligen durch eine der im Ge- 
feße angegebenen Handlungen: a) Berheimlichung oder Be 
feitigung von Vermögensſtücken, b) Anerfennung oder Aufftellung 
erdichteter Schulden oder Nechtögefchäfte, c) Unterlaffung der 
Führung geſetzlich nothwendiger Handelsbücher, d) Vernichtung 
oder Verheimlichung der Handelsbücher, oder Derartige Fuhrung 
derielben, daß man den Bermögengitand nicht überfeben Tann. 

Zur Führung von Handelsbüchern verpflichtet Das Deutiche 
Handelsgeſetzbuch Art. 28 alle Kaufleute, mit Ausnahme der 
im Art. 10 angeführten Kleinkrämer, nämlich der Höfer, Trödler, 
Haufirer und ähnlicher Handelsleute von geringem Gemerbe- 
betrtebe, ferner der Wirthe, gewöhnlichen Fubrleute, gemöhn- 
Iihen Schiffer, und Berfonen, deren Gewerbe nicht über den 
Umfang des Handmwerfsbetriebes hinausgeht. 

Es iſt für den Thatbeftand gleichgültig, ob Die im Geſetze 
aufgezählten Handlungen vor oder nad der Zahlungseinftellung 
ftattfonden, fobald fie nur in der Abficht vorgenommen wurden, 
die Gläubiger in ihren vechtmäßigen Forderungen zu beeinträd» 
tigen; immer aber kann erft dann der betrügliche Bankbruch al 
begangen angejeben werden, wenn Beides zugleich, eine jener 
Handlungen und die Zahlımgseinftellung, vorliegt. Der That 
beftand wäre demnach nicht erfüllt, wern ein bei Seite gefchafftes 

Bermögensftüd im Augenblide der Zahlungseinftellung ſchon wie 
der berbeigefchafft wäre. 

Die Strafe tft Zuchthaus; unter mildernden Umftänden Ge⸗ 
fängniß nicht unter 3 Monaten. 


2. Einfadher Banfbrud $. 283. 

Die ftrafrechtlichen Beftandtheile in ihm find der Mißbrauch 
des Handelskredits und die leihtfinnige Verfürzung der 
Gläubiger. Doch braucht der Leichtfinn nicht befonders nad 
gewiefen zu werden, fondern es genügt, daß man eine ber im 
Gefege angeführten Handlungen begangen habe. Ebenſo⸗ 
wenig wird gefordert, daß diefe Handlungen die Urſache der 
Zahlungseinftellung feien. Sie beftehen darin, daß man a) durch 
Aufwand, Spiel oder Differenzbandel übermäßige (d. t. den Ver⸗ 
mögensperhältniffen nicht entfprechende) Summen verbraudht Pat 
oder ſchuldig geworden ift, b) die geſetzlich nothwendigen Handel 
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bücher nicht geführt, oder ſie verheimlicht, vernichtet oder ſo un⸗ 
ordentlich geführt hat, daß ſie keine Ueberſicht des Vermögenszu⸗ 
ſtandes gewähren, oder c) die Bilanz in der geſetzlichen Zeit nicht 
gezogen bat (vgl. D. Handelsgeſetzbuch Art. 29-31). Die 
Bilanz muß ſchriftlich gezogen jein und in einem fürmlichen 
Abſchluß beitehen, der den Stand des Vermögens vor Augen 
ftelt; bloße Vorbereitungen und auch der Abſchluß der einzelnen 
Eonti erfeten die Bilanz nicht. 
Die Strafe tft Gefängniß bis zu 2 Jahren. 


3. Strafbare Handlungen Dritter im Intereſſe des 
Bankbrüchigen $. 282. 

Das Gejeh flraft mit Zuchthaus bis zu 10 Jahren, unter 
mildernden Umftänden mit Gefängniß oder mit Geldftrafe bis zu 
6000 Mark, Denjenigen, der a) im Intereſſe eines Kaufmannes, 
welcher feine Zahlungen eingeftellt hat, Vermögensftüde deſſelben 
verheimlicht oder bei Seite geihafft hat, oder b) tm Intereſſe 
eines Kaufmannes, welcher feine Zahlungen eingeftellt hat oder, 
um fi oder einem Anderen Vermögensvortheile zu verichaffen, 
erdichtete Forderungen im eigenen Namen oder durch vorgefchobene 
Perſonen geltend gemacht hat. 

Diefe Handlungen find als für jich beftehende Verbre> 
ben, nicht als Theilnahbme am Bankbruch aufufaflen; die 
Theilnahbme wird vielmehr nach den allgemeinen Grundſätzen be- 
handelt. Ste fegen die bereits erfolgte Zahlungseinſtellung 
voraus. Möglich find fie nicht nur bei einem betrüglichen, ſon⸗ 
dern auch bet einem einfachen Bankbruche des Kaufmannes, in 
deſſen Intereſſe gehandelt wird, da fie nicht ein Einverftändniß 
mit demſelben involviren; fie erfordern aber, wie der betrügliche 
Bankbruch, die auf Benachtheiligung der Gläubiger ge- 
richtete Abſicht, reihen ſich deshalb dem betrüglihen Bank⸗ 
bruche an und find aus eben diefem Grunde mit Zuchthaus bes 
droht. 


1A. M. ift dad Preuß. Obertr. bei Dppenh. Rechtſprechung 1872 
3b. XII. ©. 15 . Meyer, S. 245: „Im Intereſſe des Gemeinfchuld- 
ners banbelt ber häter, wenn er ln auf Roien ber Geſammtheit der 
Gläubiger einen Vermögensvortheil verichaffen will. 


570 Drittes Buch. Fünfundzwanzigfter Abſchnitt. 


Indem der Reichstag von 1870 die Beſchränkung des Be 
griffes Bankbruch auf Kaufleute für das Strafgefegbuch annahın, 
ließ er nur einftweilen das Preußiſche Necht fortgelten, damit 
feine Lücke im Strafgejeßbuche bliebe. Aber es tauchten wichtige 
Bedenken auf, ob bei einer Deutſchen Konkursordnung dieler 
Standpunkt feftzubalten fein werde, zumal da feit Der Aufhebung 
der Schuldhaft, dur Neichsgeiet vom 29. Mai 1868, dad 
Bedürfniß heroorgetreten jet, auch gegen Nichtfaufleute die Mo- 
biliarerefution in höherem Maße ficher zu fielen. Die nunmehr 
publicitte D. Konfursordnung bat die einfhlagenden Straf 
beſtimmungen in dreifacher Richtung erweitert: 

1. Ste dehnt die Strafen auf Nihtfaufleute aus. 

2. Sie ftraft den Schuldner wegen Begünftigung ein- 
zelner Gläubiger ($. 211). 

3. Site ftraft den Gläubiger, welcher bei Abftimmungen 
der Konkursgläubiger feine Stimme verfauft ($. 213). 

Ueberdies find die Straffagungen der Konkursordnung mit 
dem ganzen Konkursrecht, wie e8 am 1. Okt. 1879 in Kraft treten 
ſoll, in Einklang gebracht worden. 


Fünfundzwanzigfter Abſchnitt. 


Strafbarer Eigennug und Verlegung fremder 
Geheimniſſe. 
(R.-©.:8. 88. 284-302.) 

Unter dem ſtrafbaren Eigennuße verfteht der Gefepgeber im 
Allgemeinen Verlegungen der Vermögensrechte, meiſt aus 
gewinnſüchtiger Abficht, die ſich aber in der Regel doc nicht 
unter den Betrug unterbringen laſſen, weil die zum Betruge er 
forderlihe rechtswidrige Täufhung fehlt. Früher hat mar 
die meiften diefer Delikte von mehr polizeilicher Beſchaffenheit 
auh Vergehen gegen die Güterpolizei genamnt. 

R.⸗G.B. führt in unferem Abfchnitte folgende Handlungen auf: 
1) Gewerbsmäßiges Glüdsipiel 8. 284, 
2) Geftattung oder Verheimlichung von Glücksſpielen an öffent 

lichen Berfammlungsorten durch deren Inhaber $. 285, 

3) unerlaubte Veranftaltung von öffentlichen Lotterien und 

Ausfpielungen $. 286, 

4) falfche Waarenbezeichnung oder Vertrieb falfch bezeichneter 


. AG 
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Maaren $. 287, erjegt durch Markenſchutz⸗Geſ. vom 30. Nov. 

1874 8 14, 

5) Berfürzung der Gläubiger bei Zmangsvollftredungen 8. 288, 
6) Furt. usus, possessionis $.289, 

7) Gebrauch von Pfandſachen durch öffentl. Pfandleiher $. 290, 
8) Aneignung verſchoſſener Munition 2c. $. 291, 

9) unberechtigtes Jagen $. 292, 

10) daflelbe in qualificirter Form $. 293, 

11) gewerbsmäßiges unberechtigtes Sagen $. 294, 

12) unberechtigtes Fiſchen oder Krebſen zur Nacht, bei Fackellicht, 
oder unter Anwendung fchädlicher oder erplodirender Stoffe 
Kokkelskörner, ungelöichter Kalk, Dynamitpatronen) 8. 296, 

13) unbefugtes Fiſchen, verübt von Ausländern in Deutichen 
Küftengewäflern $. 296 a. (Nov. v. 1876), 

14) Anbordnahme gefährlicher Gegenftände $. 297, 

15) Entlaufen mit der Heuer, oder Verbergung, um fi dem 
übernommenen Schiffsdienfte zu entziehen 8. 298, 

16) unbefugtes Deffnen von Briefen oder anderen verfchloffenen 
Urkunden $. 299, 

17) unbefugte Offenbarung von Privatgeheimniffen duch Rechts⸗ 
anwalte 2c., Aerzte, Hebammen, Apothefer $. 300, 

18) gewinnfüchtige Benutzung des Leichtfinns oder der Un⸗ 
erfahrenheit Minderjähriger durch Ausftellen-Laflen von 
Schuldſcheinen, Wehjeln, Empfangsiheinen, Bürgfchafts- 
Inſtrumenten oder anderen verpflichtenden Urkunden, auch 
duch Erlangung mündlicher Zahlungsverfpredden $. 301, 

18) dieje oder ähnliche Fälle qualifichtt duch Abnahme des 
Ehrenwortes, eines Eides ıc. $. 302. 

Augenſcheinlich bildet dieſer Abfchnitt eine Clausula generalis, 
in welcher man Varias caussarum figuras zufammengefaßt hat. 
Die Nummern 16 und 17 fallen unter die Verlegung fremder 
Geheimnifje, unter welchen der Geſetzgeber hauptſächlich das Brief- 
geheimniß, ſowie ärztliche und Adoofatur-Geheimniffe verfteht. 


Sechsundzwanzigſter Abſchnitt. 
Sachbeſchädigung. 
(R.-6.-8. SS. 302—305.) 
Nah der Grundanſchauung des Römischen R. begründet 
Sachbeſchädigung nur eine Obligatio ex delicto (Actio legis 
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Aquiliae, Damnum injuria datum). Nur einzelne Fälle, bei 
denen das öffentliche Intereſſe mehr in den Vordergrund trat, 
wurden extra ordinem beftraft: fo das Abhauen Fruchttragender 
Bäume, die Verlegung der Mauern und Thore, die Verlebung von 
Gräbern, von Waflerleitungen und Brunnen!. Die Karolina 
ſchweigt. Für einfache (vorſätzliche und fahrläffige) Sachbeichäbi- 
gung gab es daher gemeinrechtlih nur eine Klage auf Schadens 
erfag. Schwere doloje Fälle ahndete indeß die gemeinrechtlide 
Praris mit einer -Poena arbitraria?. In der neueren Gefch- 
gebung fuchte man die ſchweren doloſen Fälle nach den Beweg⸗ 
gründen (Rache, Bosheit, Muthiwillen) als firafbar auszu⸗ 
zeichnen?, und, als man das Unjuriftifche diefer Abgrenzung er- 
kannt hatte, ging man zur Bedrohung aller vorfäglichen Saf- 
befhädtgungen über «. 

1. Einfade Sachbeſchädigung $. 303, 
d. h. „vorfäglihe und rechtswidrige" „Beihädigung oder Jer- 
ftörung” einer fremden Sache: Geldftrafe bis zu 1000 Mark oder 
Gefängniß bis zu 2 Jahren. 

Verſuch ftrafbar, Verfolgung nur. auf Antrag. 

2. Schwere Sachbeſchädigung $. 304, begangen entweder 

a) an Gegenftänden religtöfer Pietät (an Gegenfländen 
„der Verehrung einer im Staate beftehenden Religionsgeſelſſchaft, 
oder an Sachen, die dem Gottesdienfte gewidmet find, oder an 
Grabmälern”, nit an Gräbern ($. 168), oder 

b) an Gegenftänden, die im allgemeinen Intereſſe der 
Deffentlichfeit übergeben find („Öffentlichen Denkmälern, oder 
om Gegenftänden der Kunft, der Wiſſenſchaft oder des Gewerbes, 


1 Rein ©. 842. U. Pernice, die Lehre von den Sachbeſchädigungen 
nad Röm. R., 1867. einwich Waentig, Über bie Haftung für fremde um 
erlaubte Handlun en, 187 

2 en der a De Sehe bei G. J. Fr. Meister, 
Principia ed. IU. 1797 damno injuria dato). 
älterem Deutfchen Red e haben manke Sadıen, vornehmlich dem Aderbau ge: 
widmete, ihren beion scen geieven, der durch ihre Beicyädigung —* 


wird. Wild s Köftlin Abhandl. S. 169 fgg. O enbrüggen, 
Alam. Strafe. 5 — 
Sadjen, Hannover, — 7 üringe 
r So beſonders Bayern 186 * Teuß. Stfgb. $.281 und 


dad R.-G.:3. Ueber bie abet fig * Sa chbeſchabi nn Banbeit aus dem 

Geſichtspunkte der Oemeingefä elichfeit der Ab T des R.:0.:8. — 

Litteratur: Köftlin, Abhandl., 1868, ©. 169. — die vermögens 

be häbigung, 1867. Hä atjdnen Syuft. II. 1868, ©. 538. John, € Enhousf 
mit Motiven, 1868, ©. Shüße, Lehrb. S. 498 
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welche in öffentlichen Sammlungen aufbewahrt werden oder öffent⸗ 
lich ausgeſtellt ſind, oder welche zum öffentlichen Nutzen oder zur 
Verſchönerung öffentlicher Plätze oder Anlagen dienen”). 

Vorausfegungen der Strafbarkeit wie ad 1: „vorſätzlich und 
rechtswidrig“, „beichädigt oder zerſtört.“ 

Strafe: Gefängntß (primo loco) bis zu 3 Jahren oder Geld- 
ftrafe bis zu 1500 Mark, event. Berluft der bürgerl. Ehrenrechte. 
Berfuh natürlich wieder ftrafbar. 

3. Shwerfter Fall: Zerſtörung von Bauwerken 8. 305. 

Das Bauwerk („ein Gebäude, ein Schiff, eine Brüde, ein 
Damm, eine gebaute Straße, eine Eifenbahn oder ein anderes 
Bauwerk!) braucht nicht ein öffentliches, fondern nur fremdes 
Eigenthum zu fein. Vorſätzlichkeit und Rechtswidrigkeit, auch 
Strafbarfeit des Verjuches: wie ad 1 und 2. Das Geſetz ſpricht 
aber bier nur von gaͤnzlicher oder theilweifer „Zerftörung,” fo daß 
eine Beihädigung, welche fich nicht bis zur Zeritörung jteigert, 
nur unter 1 und 2 fallen kann. 

Strafe: Gefängniß nicht unter 1 Monat, — nicht alternativ 
Daneben Gelditrafe wie ad 1 und 2, aber auch nicht event. Verluft 
der Ehrenrechte wie ad 2. — 

Im Preußiſchen Stfgb. trug zwar der Titel 25 (Th. II.) die 
Ueberſchrift „VBermögensbefhädigung,” doch handelte der Inhalt 
nur von Sachbeſchädigung. Das R.⸗G.⸗B. hat eine Ausdehnung 
der Strafbarkeit auf Beſchädigung von Rechten nicht gewollt und, 
dem Inhalte des Geſetzes entiprechend, bie Ueberſchrift Eagbe 
ſchädigung“ gewählt. 


Biertes Bud). 
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Gemeingefährlide Berbreden und Vergeben. 
(R.:©.:8. 88. 306-330.) 


Erfter Titel. 
AUllgemeines!. 


Unter gemeingefährlihen Verbrechen verfteht man ftrafbare 
Handlungen, die einen gewiflen Grad der Wahrjcheinlichkeit in 
fih tragen, entweder Berfonen, oder Güter, oder Perfonen und 
Güter zugleich, in einem größeren Umfange zu bejchädigen. Man 
darf aber aus diejer allgemeinen Charafteriftit fo wenig als aus 
anderen allgemeinen Kategorien unbedingte Folgerungen für den 
Begriff und den Thatbeftand der einzelnen abzubandelnden Ver⸗ 
brechen ziehen, hat fich vielmehr bei ihnen ausſchließlich an die ſie 
beſonders betreffenden Angaben zu halten. 

Zu den gemeingefährlichen Verbrechen gehört die Entfeſſelung 
der elementariſch verwüſtenden Naturkräfte des Feuers und des 
Waſſers: die Brandſtiftung und die Verurſachung einer 
Ueberſchwemmung. Daneben nennt das R.-G.-B.: 

1) Verurſachung von Erplofionen, melde, wenn fie bie 
gänzliche oder theilweiſe Zerftörung einer Sache herbei 
führt, der Inbrandſetzung der Sache gleichgeachtet werden 
88 311. 325; 

2) Gefährdung von Eifenbahntransporten 88. 315. 316. 
319. 320. 325; 

3) Beihädigung von Telegraphenanftalten 88. 317. 318. 
319. 320; 

4) Serftörung ıc. von Wafjerbauten ıc. 88. 321. 325. 326; 

5) Berftörung von Schifffahrtszeihen 88. 322. 325. 326; 


Geiſtvolle Arbeit von Schaper bei Holkend. II. (1874) S. 859-912. 
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6) verurſachte Strandung von Schiffen 88. 323. 325. 326; 
7) Brunnenvergiftung $$. 324. 325. 326; 
8) wiſſentliche Verbreitung von Seuchen 88. 327. 328; 
9) Nichterfüllung öffentl. Lieferungsverträge bei Rriegs- 
‚gefahr oder Nothſtand $. 329; 
10) Verlegung von Regeln der Baufunft 8. 330. 

Bei diefen Handlungen ift regelmäßig nicht nur die vorſätz⸗ 
liche, fondern auch die fahrläffige Verübung bebroht. Bei 
vorſätzlichen gemeingefährlihen Verbrechen ift regelmäßig 
Bolzeiaufficht zuläffig (R.-G.-8. $. 325). 

Im Allgemeinen hat dag R.G.⸗B. ſich auch hier dem Preußi⸗ 
ſchen angefchloffen. Nur hat e8 1) die Verlegung von Regeln der 
Baufunft unter die gemeingefährliden Straffälle geftellt, während 
da3 Preußiſche Strafgefeßbudh fie den Körperverlegungen ein- 
ordnete; und außerdem hat e8 2) weſentliche Aenderungen in den 
Strafen vorgenommen. Das Preußifche Strafgefegbuch drohte 
bet ſechs gemeingefährlicden Verbrechen (Brandftiftung, Ueber⸗ 
ſchwemmung, Eifenbabngefährdung, Zerftörung von Fenerzeichen, 
Strandung, Brumnenvergiftung), wenn fie vorſätzlich verübt 
werden und duch fie ein Menſch das Leben verliert, Tchlechtiveg 
mit dem Tode, einen auf Tödtung gerichteten „unbeftimmten 
Dolus“ vermuthend. Dagegen verwirft das R.-G.-B. diefe 
Vermuthung; es hält die Todesftrafe nur in den Fällen für ges 
rechtfertigt, mo der Thäter erweislich mit Vorfab und Ueber- 
legung den Tod eines Menſchen herbeigeführt hat, und glaubt 
alsdann auf die allgemeinen Beitimmungen über Mord verweiſen 
zu müſſen. Wo ein vorfäglich verübtes gemeingefährliches Ver⸗ 
bredden den Tod einer Perſon herbeigeführt hat, ohne daß die 
Abficht zu tödten erivtefen werden Tann, beichränft e8 die Strafe 
auf Zuchthaus, das indeß in den ſchwerſten Fällen bis zur Lebens⸗ 
Länglichfeit fteigt. 


Zweiter Titel. 
Brandftiftung. 
(R.-6.:8. $$. 306811. 325.) 
I. Geſchichtliches. 
Sehr ftreitig ift e8, ob ſchon die Zwölf Tafeln Straffagungen 
über da8 Incendium enthalten haben. Die Quellen bieten bier» 
über nur eine einzige Stelle, die zwar dem vierten Buche des 
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Gatus zum Zmölftafelgefete angehört, aber wohl nicht wirklich 
die Normen des Zwölftafelgeſetzes berichtet. Nach dieſer Stell 
teifft Feuertod Denjenigen, der ein Gebäude oder einen neben 
einem Haufe befindlichen Getreidebaufen angezündet bat; mogegen 
nur leichtere Züchtigung oder bloßer Schadenserjah eintreten fol, 
wenn der Brand durch Fahrläſſigkeit herbeigeführt wurde ?. 

Seit der Lex Aquilia fonnte man das Incendium als ein 
Damnum injuria datum behandeln?. Dies führte aber nur den 
ciollrechtlichen Schadenserjag herbei *. 

Später werden einige Arten der Brandftiftung unter die 
Strafbeftimmungen der Lex Cornelia de sicariis und der Lex 
Julia de vi gezogen. Diefe Brandftiftungen ftehen dann, meiſtens 
als Mittel, in Verbindung mit der Tödtung oder mit der Ge⸗ 
waltthat. 1) Wenn das Incendium, und zwar in Rom felbft, 
als Mittel zu einem Verbrechen gegen die Lex Cornelia de 
sicariis gebraucht wird, fo findet die Strafe dieſer Lex flatt?. 
2) Wer bei einem Auflaufe oder Aufruhre (in coetu, concursu, 
turba, seditione) eine Brandftiftung vornimmt, verfällt der Strafe 
der Lex Julia de vi publica®. 

Sm der Raiferzeit faßt man die Brandftiftung aus dem allge 
meinen Gefichtspunfte eines gemeingefährliden Verbrechens 


1 Waechter, de crimine incendii, Lips. 1833, p. 7—30. %gl. im 
Allgem. Sofate r, Über das Verbrechen der Brandftiftung, im N. Archiv des 
Kr. V. (1822) ©. 74 fg, Bosingen, Beitrag zur Theorie der Branbfrftung, 
im Archiv bes Kr. 1843, ©. fgg. —1 rechtliche Erörterungen 1. 
5.292. Dienbrüggen, bie Branditiftung in den Strafgejegbüchern Deutſch⸗ 
lands und der Deutichen Schweiz, Leipzig 1854. Kommentare von Dppen: 
hoff und Smarze. Schaper bei Holtend. III. S. 870888. 

2 L.9. D. de incendio (47, 9). Gaius lib. IV. ad legem XII tabula- 
rum: „Qui aedes acervumve frumenti juxta domum positum combus- 
serit, vinctus, verberatus igne necari jubetur, si modo sciens prudensgue 
id commiserit; si vero casu, id est negligentia, aut noxam sarcire Ju 
tur, aut, si minus idoneus sit, levius castigatur. Appellatione autem 
aedium omnes species aedificii continentur.“ u 

L. 27. 8.5. D. ad leg. Aquil. (9,2): „Tertio autem capite alt 
eadem lex Aquilia, ceterarum rerum praeter hominem et pecudem 0C- 
cisos, si quis alteri damnum faxit, quod usserit, fregerit, rupent in- 
juria, quanti ea res erit in diebus triginta proximis, tantum aes domin® 
dare damnas esto.“ Noch präcifer fpricht Coll. tit. 12 9.1: „Item st In 
sulam meam adusseris vel incenderis, Aquiliae actionem habeb0; 
idemque est, si arbustum meum vel villam meam.“ 

4 „Quanti ea res erit in diebus triginta proximis, tantum aes 
domino dare damnas esto.“ L.27.8.5.Lc. qd 

6 „In urbe Roma propiusve mille passus facta.“ L. 1. pr. D. a 
leg. Corn. de sic. (48, 8). 8 und 
v —* 5. D. ad leg. Jul. de vi publ. (48, 6). Paull. V. 26.594 
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auf. Man unteriheidet Daher nach der Gefährlichkeit des an- 
gezündeten Gegenftandes. Die Brandlegung an einem ein- 
zeln ftebenden Gebäude wird milder geftraft, als die Brand- 
legung in einer Stadt!. Den Feuertod droht man Demjenigen, 
der in einer Stadt aus Feindihaft oder Beuteluft eine 
Brandftiftung verübt?. Auch Brandftiftungen aus Fahrläffig- 
feit ließ man nicht mehr ftraflog®. 

Das ältefte Germaniſche Recht erblidt in der Brandſtif⸗ 
tung, wenn nicht bejondere Umftände hinzutreten, nur eine privat- 
rechtliche Shadenszufügung, wie die Lex Aquilia*. Die Ver- 
brennung von Gebäuden wurde urfprünglih nur jeder anderen 
Berftörung derfelben gleich geachtet. Doch mußte bei der Ver⸗ 
brennung bemohnter Gebäude den darin befindlichen Menſchen 
noch eine Buße für die hervorgerufene Lebensgefahr und zugefügte 
Beleidigung entrichtet werden. 


Bon den Königen wurde die Strafe des Königsbannes 
angeordnet®. Bei den Sachen trat fogar Todesftrafe ein”. 
Auch hebt man ſchon früh die nächtliche Brandftiftung ber- 
vor 8. 

Später wird die Brandftiftung allgemein als ein eigen- 
thümliches und ſchweres Verbrechen behandelt, namentlich der 
Mordbrand, worunter man gewöhnlich die heimliche, nächt⸗ 


1 In beiden Füllen tritt zwar Kapitalftrafe ein, in dem erfteren aber 
eine minder harte. L.12.D. de incendio: „Qui data operaincivitate 
incendium fecerint, si humiliori loco nati sunt, bestiis objici solent; 
si in aliquo gradu id fecerint, capite puniuntur, aut certe in insulam 
deportantur. L. 10. D. ad leg. Corn. de sicariüis: „Si quis dolo malo 
insulam meam adusserit, capite plectetur quasi incendiarius.‘“ Beibe 
Stellen find von Ulpian. 

2 1.28. $. 12. D. de poenis: „Incendiarii capite puniuntur, qui ob 
inimicitias vel praedae caussa incenderint intra oppidum, et 
plerumque vivi exuruntur; qui vero casam aut villam, aliquo lenius.“ 

8 L.11. D. de incendio: „Si fortuito incendium factum sıt, venia in- 
diget, nisitam lata culpa sit, ut Juxuria aut dolo sit proxima.“ 
261. L. 9.8.8. D. deincend. L.28. 8. 2. D. de poenis. Belonbers aber 
Coll. XII. 5: „Ei, qui non data opera incendium fecerit, plerumque 
ignoscitur, nisiin lata et incauta negligentia vel lascivia fuit.“ 

4 Bol. beſonders L. Bajuv. XI.3. Wilda ©. Mi. 

5 Wilda S. 942. 

6 Capitul. de banno 772.c.6. Hlothar. I. capit Lang. 835. c. I. 

7 L. Saxon. V. 2. 

8 L.Sal.tit.18.8.1: „Si quis casam intus dormientibus homi- 
nibus incenderit.“ L.Rip. 17.8.1: „Si quis pernoctem latenter 
incenderit.‘“ Auch in den Legg. Alam, Bajuv., gl. et Werin. wird das 
„noctu“ oder „in nocte“ bei der Branbffiftung nambaft gemadit. 

Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 37 
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lie, aber auch die mit befonderer Bosheit und mit Ge⸗ 
fährdung von Menſchenleben verübte Brandfiiftung ver- 
jtand !. . 

Sehr kurz fertigt die B.-G.-D. die Branditiftung ab. Sie 
jagt im Art. 125 ganz lakoniſch: „Item die boshaftigen über- 
wundenen Brenner jollen mit dem Feuer vom Leben zum Tode 
gerichtet werden." Die ältere Praxis bezog die hier ange- 
drohte Todesitrafe auf jede Dolofe Brandftiftung, die ſpätere 
nur auf die ſchwere, befonders auf den in der L. 28. S. 2. 
erwähnten Fall der Branditiftung aus Feindſchaft oder 
Beuteluft?. 

Der ausgebildeten gemeinrehtlihen Doktrin liegt haupt⸗ 
Tahlih das Römische Necht zu Grunde. 

Sn den neueren Geſetzbüchern herrſcht zwar große Ver⸗ 
jchtedenheit einzelner Anordnungen. Die Grundauffaflung der 
Sache ftimmt aber dennoch mit der gemeinrechtlichen überein, und 
die ftarfen Abweichungen haben nur in übermäßiger Kafuiftif der 
gefeglihen Beitimmungen ihren Urjprung. Ein allgemeiner Be- 
griff der Brandftiftung pflegt in den Gefegbüchern gar nicht mehr 
aufgejtellt zu werden 3. 

II. Dogmatifches. 

In der gemeinrechtlichen Theorie war man zu der Erfenntniß 
gelangt, daß die Anzündung eines Gegenftandes nur dann eine 
von der Sachbeſchädigung gejonderte Bedeutung gewinne und 
unter den Begriff der Brandftiftung zu ftellen fei, wenn fie ent- 
weder mit Gefahr für die Berfon Anderer (oder auch nur 
eines Anderen), oder mit gemeiner Gefahr für Eigenthbum 
verbunden ift. 

Diefen Grundgedanten des gemeinen Rechtes hat die neuere 
Geſetzgebung feftgehalten. Sie ift indeß der Anficht gewesen, daB 
der aus demſelben fich ergebende allgemeine Begriff der Brand- 


i Ssp. 11.13. 8.4.5. Schwsp. 174 a. (Zaßberg). Der Sachſenſpiegel 
fagte: Mort berner fol man radebrechen; wer aber bernet (brennt) ohne 
Mortbrand, dem fol man bas ir ar PA Der Schwaben: 
fpiegel: „Swer tageß ober nachtes heimlichen brennet — dazz heizzet 
mortbrand: den joll man radebrechen.” 
2 Sente, Handb. Bd. III. ©. 98. 99. 

5 Bayern 1813, 247. Sadfen 1838, 171. Württemberg 378, 
Braunihweig 204. Hannover 1831. Darmftadt 411. Baden 546. 
Thüringen 161. Preußen 285. Defterreih 166. Sachſen 1855, 208. 
Bahyern 1861, 347. 
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ftiftung für die Praris zu unbeſtimmt jet und daß es für den 
Thatbeftand minder ſchwankender Merkmale bedürfe. Deshalb 
hat fie 1) eine genaue Abgrenzung der Gegenftände ber 
Brandftiftung vorgenommen, jodann 2) den allgemeinen Begriff 
der Brandftiftung in einzelne Fälle aufgelöft, endlich 3) mit 
den von ihr angeführten Gegenftänden der Brandftiftung Fil- 
tionen der Gefährlichfeit verfnüpft. 

Die Gegenftände der Brandftiftung nennt das R.-G.-B. 
in den 88. 306 und 308. 

Sm $. 306 finden fich diejenigen Gegenftände, bei deren 
Anzündung Gefahr für Menfhenleben wahrſcheinlich ift, 
nämlih 1) ein zu gottesdienftlihen Verfammlungen be- 
ftimmtes Gebäude, 2) ein Gebäude, ein Schiff oder eine Hütte, 
melde zur Wohnung von Menden dienen, 3) eine Räum- 
lichkeit, melche zeitmetfe zum Aufenthalt von Menſchen dient, 
und zwar zu einer Zeit, mo Menſchen tn derjelben ſich auf- 
zubalten pflegen. Bei der erften Klaſſe trifft die Heiligkeit des 
Gebäudes mit feiner Bedeutung als Berfammlungsort von 
Menſchen zufammen. Bet den beiden anderen fommt mir die 
Bedeutung als Wohnort oder Aufenthaltsort von Menfhen in 
Betracht. 

Im $. 308 finden fich dagegen diejenigen Gegenftände, deren 
Anzündung nur entweder werthvolles fremdes Eigenthum 
teifft, oder doch nur eine entfernte (mittelbare) Gefahr für 
Menſchenleben berbeiführt, welche darin befteht, daß das Feuer 
fi einem der unter Nr. 1 bis 3 des $. 306 genannten Gegen- 
ftände mittheilen könnte. Das Gefeh zählt bier auf: (unbe⸗ 
wohnte) Gebäude, Schiffe, Hütten, Bergwerke, Magazine, Waaren⸗ 
vorräthe, welche auf dazu beftimmten öffentlihen Plätzen lagern, 
Vorräthe von landwirthichaftliden Erzeugniflen oder von Bau- 
und Brennmaterialien, Früchte auf Dem Felde (in größerer Mafle), 
Waldungen und Torfmoore. 

Ein beachtenswerther Unterfchied liegt aber in der Art, wie 
der Geſetzgeber die Begenftände des $. 308 im Vergleich mit denen 
des 8. 306 behandelt. Mit den letteren verknüpft er ſchlechtweg 
die Fiktion einer Gefahr für die Perſon Anderer; er fordert Daher 
auch Nichts meiter, als daß fie zu einer jener drei Klafien des 
$. 306 gehören. Bei den erfteren verlangt er dagegen im $. 308, 
den Beweis, daß fie entweder den Charakter fremden Eigen» 
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thums tragen, oder nach ihrer Beſchaffenheit und Lage geeignet 
find, das Feuer den unter Nr. 1 bis 3 im $. 306 bezeichneten 
Räumlichkeiten mitzutbeilen. 

Die Abgrenzung der Gegenftände in den 88. 306 und 308 
gilt ſowohl für die vorſätzliche, als für die fahrläſſige Brand⸗ 
erregung. Beihädigung anderer Gegenftände als derjenigen, Die 
in den 88. 306 und 308 namhaft gemacht find, tft nur Sachbe- 
Thädigung (R.-G.-B. $. 303 ıc.). 

Das Geſetz ftuft dann die Strafbarkeit hauptfählich nach der 
fubjeltiven Seite (Borfag, Zahrläffigfeit) ab, nimmt indeß im 
8. 307 auf die Folgen (unter Nr. 1 und 3), ſowie auf tdeale 
Konkurrenz mit verfuhten Mord, Raub oder Aufruhr (unter 
Nr. 2) befondere Rüdficht. 

Hiermit ergiebt fih für das R.⸗G.⸗B. folgende Klaſſifi— 
kation: 

1. Vorſätzliche Brandſtiftung (oder Brandftiftung 
ſchlechtweg) — ein Verbrechen — 

a) an werthvollem fremden Eigenthum, oder bei nur mit⸗ 
telbarer Gefahr für Perſonen 8. 308: Zuchthaus 
bis zu 10 Jahren, 

b) bet unmittelbarer Gefahr für Perſonen $. 306: 
Zuchthaus bis zu 15 Jahren, 

c) wenn die im $. 306 gefennzeichnete Brandftiftung den Tod 
eines zur Zeit der That in den angezändeten Räumlichkeiten 
befindlihen Menſchen „verurfacht” hat; oder die Brand- 
ftiftung in der Abficht auf Mord, Raub oder Aufrubr 
begangen worden tft; oder der Branpdftifter böswillig Löſch⸗ 
geräthſchaften entfernt oder unbrauchbar gemadt bat 
$. 307: Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder 
lebenslänglid. 

' Nur in dem unter a. vermerkten Falle find mildernde 
Umftände zugelafien (Gefängniß nicht unter 6 Monaten). 

Sm allen Fällen vorſätzlicher Branditiftung ($$. 306. 307.308) 
Tann aber neben der Zuchthausſtrafe auf Zuläffigkeit der Polizei⸗ 
aufſicht erfannt werden $. 325. 

2. Fahrläſſige Herbeiführung eines Brandes (ber 
in den 88. 306 und 308 bezeichneten Art) 8. 309 — ein Ver⸗ 
gehen — 
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a) im Allgemeinen Gefängniß bis zu 1 Sabre oder Geld- 
ftrafe bis zu 900 Marl, 
b) bet verurfachtem Tode Gefängniß von 1 Monat bis zu 3 
Jahren. 
3. Leichtſinn mit Feuer 8. 368 Nr. 5 und 6 — eine 
Webertretung — Geldftrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 
14 Tagen. 


Nah gemonnenem Einblid in die leitenden Gedanken, die 
Spftematif und die Strafftufen des Gefehes erörtern wir einige 
wichtige Punkte des Thatbeftandes. 

1. Borfäglide Brandftiftung. 

a. Gegenftand. 

Fiktionen und Präjumtionen führen im Strafrecht leicht zu 
Verletzungen der Gerechtigkeit. Dies gilt auch von den Fiktionen 
der Gefährlichkeit, welche das Geſetz mit den von ihm aufge- 
zählten Gegenftänden der Branditiftung verknüpft. Zuchthaus 
bis zu 15 Jahren tft nicht die gerechte Strafe für die muthwillige 
Anzündung einer auf freiem Tahlen Felde ftehenden Strohhütte, 
wenn der Thäter fich zuvor überzeugt hat, daß fie leer jei, mag 
fie immerhin zeitweiſe zum Aufenthalt eines Menſchen dienen 
und mag auch die That zu einer Zeit erfolgen, während welcher 
diefer Menſch fich in der Hütte aufzuhalten pflegt ($. 306 Nr. 3). 
Das Geſetz hätte neben ſolchen Filtionen wenigftens mildernde 
Umftände zulafien follen. Bei feiner gegenwärtigen Faflung kann 
der Richter nur durch eine beträchtliche Strafminderung einige 
Abhilfe ſchaffen, wenngleich er bei der Zuchthausſtrafe ftehen 
bleiben muß. 

Der Richter würde ſich aber einer mechaniſchen, den Grund- 
gedanten der geſetzlichen Fiktion verkennenden Auslegung fchuldig 
maden, wenn er den $. 306 Nr. 3 auch in dem Falle zur 
Anwendung bräcte, wo jene Hütte dem Thäter felbft gehört 
und nur ihm jebit zum Aufenthalt dient; denn jene Fiktion iſt 
nur Fiktion einer Gefahr für die Perfon Anderer. Die An- 
zündung der eigenen Sache, wenn dadurch nichts Fremdes ges 
fährdet wird, enthält an fich nichts Strafbares. Wer eine ihm 
gehörige und nur von ihm bewohnte Hütte auf freiem Felde ab- 
brennt, etwa um fie ſchnell wegzuſchaffen, wäre ein Opfer kurz⸗ 
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fidtiger Buchſtaben⸗Interpretation, wenn er als Brandftifter be⸗ 
handelt würde. 

Dagegen wäre die Beitrafung aus $. 306 fofort begründet, 
wenn der Thäter fein eigenes, zwar auch einzeln ftehendes, aber 
nicht von ihm allein bewohntes Haus In Brand gejegt hätte. 

Weberall endlih, wo die Abficht vorläge, die Feuerlaffe zu 
betrügen, wäre Verfiherungsbetrug vorhanden, der in dem zulegt 
genannten Falle mit der Brandftiftung ideell zufammentreffen 
würde (R.-©.-8. $. 265). 

8. Dolus, 

Es tft vorfäglide Anzündung und Bewußtſein um den 
vom Gefete angegebenen Charakter des angezündeten Ge⸗ 
genftandes nöthig. Die Abſicht braucht dabei nur auf Erregung 
der Feuersbrunſt, nicht auf Herbeiführung einer Gefahr für 
Perfonen oder einer gemeinen Gefahr für das Eigenthum gerichtet 
zu fein. Im Falle des $. 307 Nr. 1 darf die Abficht gar nicht 
auf den Tod gerichtet fein, weil ſonſt ein ganz anderer Straffall, 
nämlich Konkurrenz von Mord und Branditiftung, vorläge. Für 
die Strafausmelfung iſt e8 aber allemal von der allergrößten 
Wichtigkeit, ob gemeine Eigenthumsgefahbr oder gar Berjonen- 
gefahr in der Abficht des Thäters lag oder nit. Die Fiktionen 
gelten nur dem Thatbeftande; in dem weiten Strafrahmen des 
Geſetzes iſt ein Mittel dargeboten, die Webel ber Fiktionen einiger- 
maßen auszugleichen. 

y. Bollendet tft die Brandftiftung erft, wenn das Feuer ben 
Gegenftand ſelbſt ergriffen und ihn in Brand gejegt hat. 

Bloße Anzündung der Zündftoffe und Brennmateria- 
lien genügt alſo einerſeits zur Vollendung nicht. 

Ein Auflodern des Feuers tft andererfeits nicht überall 
nothwendig; ja daſſelbe kann fogar bei der Natur mancher Ge- 
genftände (Linnenwaaren, Steinfohlenlager) nicht eintreten. Ob 
aber bloßes Glühen und Glimmen ſchon als eine Verſetzung ber 
Sade „in Brand” zu betrachten und ob demnach Bollenbung 
oder bloßer Verſuch anzunehmen jei, muß nach der Beihaffen- 
heit des einzelnen Falles beurtheilt werden; in ber Regel 
wird man doch ben Ausbrud der Flamme zur Bollendung 
fordern müſſen. 

d. Nach der nicht ganz unbedenklichen Vorſchrift des $. 310 
fol Straflofigfeit felbft nach der Vollendung eintreten, wenn 
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ber Thäter den Brand, noch bevor derfelbe entdedt und ein wei⸗ 
terer Schaden entftanden war, gelöfcht hat. 

2. Fahrläſſige Branderregung und Leihtjinn mit 
Feuer. 

a. Bei dem Schweigen des Geſetzes über den zur Strafbar- 
feit erforderlichen Grad der Fahrläſſigkeit ift der Richter zu warnen, 
daß er nicht jede Uinvorfichtigkeit, wie fie auch einem beſonnenen 
und behutiamen Menſchen wohl einmal begegnet, zur Annahme 
einer fteafbaren fahrläjfigen Branderregung ausreichend halte!. 
Die Entihädigungspflicht wegen Fahrläffigleit reicht meiter als 
die Strafbarfeit (vgl. S. 97 dieſes Lehrb.) 

ß. Für die fahrläffige Branderregung aus Frevelhaftigkeit 
paßt die im $. 309 angedrohte Gefängnißftrafe, für die fahrläffige 
Branderregung aus bloßer Unvorſichtigkeit, jo weit man fie liber- 
haupt noch ftrafen kann, die Geldftrafe. 

y. Fahrläffige Branderregung ſetzt den Eintritt des Bran⸗ 
des voraus. Einen Verſuch giebt es ja bei bloßer Fabrläffigfeit 
nicht. 

6. Wie aber die verſuchte Brandftiftung ſich zur vollendeten 
verhält, fo verhält ſich der Leichtfinn mit Feuer zur fahrläffigen 
Branderregung. Die Billigkeit wird mitunter fordern, daß ber 
Richter die begangene Fahrläſſigkeit, wenn ihre Folge nicht unbe- 
dingt den Charakter eines Brandes trägt, mit der nur polizeilichen 
Strafe des Leichtfinnes mit Feuer ahnde, — überhaupt ins Auge 
falle, ob ſich der Fall nicht unter eine des blos ſicherheitspolizei⸗ 
lihen Stafdrohungen des $. 368 Nr. 3. 4. 5. 6. 7. 8. unter- 
bringen lafle. 


Dritter Titel. 
Deberfhäwemmung. 
(R.:6.-8. 88. 312—314. 325.) 

Denſelben Charakter, wie die Brandftiftung, trägt die Ver⸗ 
urfachıng einer Ueberſchwemmung. Nur die verwüftende Natur⸗ 
kraft ift eine andere. 

Die ſtrafbare Ueberſchwemmung befteht in der Erregung 
einer Waſſergefahr für die Perſon Anderer, oder einer ge» 
meinen Waffergefahr für dag Eigenthum. 


1 „sitam lata culpa fuit, ut luxuria, aut dolo proxima sit.“ L. 11. 
D. de ıncend. 
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Es fehlt für dieſes Verbrechen an gemeinrechtlichen Straf⸗ 
normen. 

Das Römiſche Recht enthält zwar Strafgeſetze wider das 
Zerſtören und Durchſtechen von Waſſerdämmen. Sie beziehen 
ſich indeß nur auf die Nildämme in Yegypten!. Die L. un. 
Cod. de Nili aggeribus verhängt fogar die Strafe des Feuer» 
todes. Dieſe Strafbeitimmung erklärt ſich aus den eigenthüm⸗ 
lichen Verhältniſſen Aegyptens zum gelammten Römiſchen Staate. 
Aegypten war die Kornlammer des Nömifchen Reiches. War 
in Aegypten die Ernte eine gefegnete, jo hatte das ganze Reich 
feine Noth; mißrieth die Ernte in Aegypten, jo fühlte man dies 
überall im Reiche. Die Fruchtbarkeit Aegypten? bing aber 
von der regelmäßigen Pertodicttät der Nilüberſchwemmungen ab. 
Wurde das Austreten des Nilmaffers ſchon vor der Zeit be- 
wirkt, noch ehe das Wafler die Höhe der Nildämme erreicht 
batte, fo war e8 um die Ernte des Jahres geſchehen; und dies 
führte leicht für das ganze Reich einen Getreidemangel herbei. 
Daher bezeichnen die Quellen Denjenigen, der die Nilbämme 
durchſticht, als einen Verbrecher, der faft die Sichertheit des Nö- 
mifchen Reiches felbft (propemodum securitatem ipsius imperii) 
angreife®. Ä 

Da die Geſetze dieſe Strafbeitimmungen ausdrücklich auf 
Aegypten beſchränken, jo konnten fie gemeintechtlih in Deutich- 
land nicht als gültig angefehen werden. Andere gemeinrechtliche 
Geſetze waren aber nicht da. Das gemeine Recht hat daher an 
dDiefer Stelle eine Lücke, die freilich da, wo Deichungen nöthig 
waren, Durch bejondere Deihordnungen ausgefüllt wurde ®. 

Dieje Lüde des gemeinen Rechtes bat duch die neueren 
Geſetzbücher ihre vollftändige Ausfüllung erfahren. Alle Geſetz⸗ 
bücher enthalten Anordnungen wider das in Rede ſtehende Ver⸗ 


1 L.10. D. de extraord. crim. (47, 11): „In Aegypto qui chomata 
rumpit vel dissolvit (hi sunt aggeres, qui solent aquam Niloticam con- 
tinere), aeque plectitur extra ordinem, et pro conditione sua, 
et pro admissi mensura. Quidam opere publico aut metallo 
plectuntur.‘“ 

2 L. un Cod. de Nili aggeribus (9, 38): „flammis eo loco consu- 
matur, in quo vetustatis reverentiam et propemodum ipsius imperii 
securitatem appetierit.“ 

3 Unter ben gemeintechtlichen Schriftftellern gebt Martin, Lehrb. 8. 181, 
genauer auf die Sache ein. Nach Feuerbach wäre die Verurſachung einer 

eberſchwemmung gemeinrechtlich als Damnum injuria atum zu 
behandeln; Lehrbuch 5. 369. Dies ift ganz unpaſſend. 
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brechen. Und zwar behandeln fie es ſämmtlich nah der Ana⸗ 
logie der Branditiftung!. 

Diefe Analogie würde zur Unterfcheidung folgender drei 
Fälle führen: 1) vorfätliche Ueberſchwemmung mit Gefahr für die 
Perſon Anderer; 2) vorfählihe Ueberſchwemmung mit gemeiner 
Gefahr für Eigenthum; 3) fahrläffige Ueberſchwemmung mit 
Gefahr für die Berfon Anderer oder mit gemeiner Gefahr für 
Eigenthum. 

Das R.⸗G.⸗B. hat indeß das Erforderniß gemeiner Ge» 
fahr auch) bet der Berfon aufgeftellt, wohin es nicht gehört. Es 
unterjcheidet fo: 

1. Borjägliche Ueberſchwemmung mit gemeiner Gefahr für 
Menſchenleben: 

a) im Allgemeinen Zuchthaus nicht unter 3 Jahren, 
d) wenn dadurch der Tod eines Menſchen verurſacht wird: 
Zuchthaus nicht unter 10 Jahren oder lebenslänglich, 
g 312. 


2. Vorſätzliche Ueberſchwemmung mit gemeiner Gefahr für 

Eigenthum: 
a) im Allgemeinen Zuchthaus, 
b) wenn der Thäter nur ſein Eigenthum ſchützen wollte: Ge⸗ 

fängniß nicht unter 1 Jahre, 8. 313. 

3. Fahrläſſige Ueberſchwemmung .mit gemeiner Gefahr für 
Leben oder Eigenthum: | 

a) tm Allgemeinen Gefängniß bis zu 1 Jahre, 
b) wenn dadurch der Tod eines Menſchen verurfacht wird: Ge- 

fängniß von 1 Monate bis zu 3 Jahren, $. 314. 

Es fragt fich bei diefer Faflung, was gejchehen fol, wenn 
eine Ueberſchwemmung nicht mit gemetiner Gefahr für Men- 
ſchenleben, jondern nur mit Gefahr für einige beſtimmte Menfchen 
oder für einen Menſchen herbeigeführt wurde? 


Neben der wegen vorjägliher Ueberſchwemmung erkann⸗ 


1 Bayern 1813, Art. 254. Sachſen 1838, 180; 1855, 216. Wiürt- 
temberg 386, Nr. 1. Hannover 188 fgg. Braunfhweig 209 fag. 
Darmitadt 420. Baden 563 fgg. Thüringen 169. nen 290 fog. 
Defterreich behandelt das Verbrechen der verurfachten Ueberſchwemmun 18 
als öffentlihe Gewaltt inätigteit; s 85. Bol. — 87. 31 
337. 422. Bayern 1861, 
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ten Zuchthausftrafe Tann allemal auf Zuläffigleit der Polizei- 
aufſicht erfannt werden, $. 325. 


Seitdem das menschheitliche Bewußtſein in einem telegraphiſchen 
Nebe fein Nerveniyitem gewonnen hat, giebt es auch ein „Tele- 
graphen-Strafredt." Das R.⸗G.⸗B. ſchützt den Betrieb nicht 
nur der Staatstelegraphen, fondern auch der Privattelegraphen, 
wenn lettere zu Öffentlichen Zwecken dienen 88. 317, 318; es 
ahndet überdies ftreng Die Verabſäumung des Berufes der ange 
ftellten Perſonen, welche ſowohl bei Vorfätlichkeit als bet Fahr⸗ 
läſſigkeit dienftunfähig erklärt werden können: $. 319 nad) der 
Novelle von 1876. Dambach, das Telegraphen-Strafredt, 
Gerichtsſaal 1871, ©. 241 fag. und Schaper, Gefährdung von 
Trägern des Weltverkehrs, in Holgendorffs Handbuch Bo. TIL 
©. 893 fgg. 
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Verbrechen und Vergehen im Amte. 
(.G.-B. SS. 36180.) 


Erſter Titel. 
Allgemeines. 


Amtsverbrechen heißen die kriminellen Verletzungen 
einer Amtspflicht. Es gehören zu denſelben auch diejenigen 
gemeinen Verbrechen, die von den Geſetzen aus dem Geſichts⸗ 
punkte der verlegten Amtspflicht aufgefaßt werden, wie 
3. B. die von einem Beamten bei der Ausübung feines Amtes 
begangenen Körperverlegungen (gemifchte Amtsverbrechen) !. 

Diejenigen Amtswidrigkeiten, die nicht vom Strafrichter, ſon⸗ 
dern nur von der Disciplinarbehörde geahndet werden, ftellt marı, 
unter dem Namen der Disciplinarvergehen, den Amtöver- 
brechen gegenüber. Ihre Abgrenzung tft minder fcharf und wechſelt 
mit den Bebürfniffen der Staatsgewalt. In Preußen Hagt man 
über die Unbeftimmtheit der Disciplinargefege und die Formlofig- 
feit des Disciplinarverfahrens, wodurch die Möglichkeit einer 
bejonder8 gegen richterliche Beamte ungehörigen Maßregelung 
gegeben iſt. 


1 Die meiften Gefegbücher bezeichnen es als einen Erſchwerungs⸗ 
rund, wenn ein Beamter fein Amt ur Segehung eined gemeinen 
erbrehens mißbraudt: Bayern 1818, Art. 352; Didenburg 1814, 

357; Württemberg 400, Braunfhmweig 253; Darmftant 445. Bal. 
annober 872. — Litteratur: Schwenten, die Amtövergehen, ihre 
nterf. u. Beftrafung im discipl. und gerichtl. Wege nach gem. und beionberen 

en Recht, nad bes Berf. Tode herausgeg. von Kulenkamp, Kaflel 1848. 

Heffter, über Verbrechen und Disciplinarvergehen ber Staat3- und Kirchen- 

diener, im N. Arch. XII. ©. 48 fgs- 155 5.18 .; fortgefett 1863, &. 422. Bub» 
deu, in Weiskes Rechtslexikon, I. ©. 09. Dollmann, Umtöperbrechen 

und Amtsvergehen, im Deutfchen Staatswörterbuch Bd. I. ©. 219-229. 

Zucker, Amtöverbrechen, Prag 1870. Meves bei Holgenb. III. ©. 916 fgg. 
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Im Abſchn. 28 des R.⸗G.⸗B. finden ſich diejenigen „Ver⸗ 
brechen und Vergehen im Amte“ kriminell bedroht, für welche 
eine bloße Disciplinarſtrafe ungenügend erſchien. Das 
Geſetz behandelt hier: 1) Beſtechung 88. 331—335; 2) Beugung 
des Rechts 8. 336; 3) Kirchliche Trauung ohne Heirathsurkunde 
8. 337; 4) Abſchließung einer Doppelehe $. 338; 5) Nöthigung 
duch Mißbranch der Amtsgewalt $. 339; 6) Körperverlegung bei 
Ausübung des Amtes 8. 340; 7) unberechtigte Freiheitsentziehung 
8. 341; 8) Hausfriedensbruch bei Ausübung des Amtes $. 342; 
9) Bivangsmittel in einer Unterfuhung $. 343; 10) Antrag oder 
Beſchluß auf Unterfuhung gegen einen Unſchuldigen $. 344; 
11) unbefugte Strafoolfftredung $. 345; 12) Nihtverfolgung 
einer ftrafbaren Handlung, Nichtvollſtreckung einer erfannten 
Strafe ꝛc. 8. 346; 13) Befreiung eines Gefangenen $. 347; 
14) falſche Beurkundung 2c. 8. 348; 15) dafjelbe mit der Abficht 
auf Vermögensoortheil, oder mit der Abficht Anderen zu ſchaden 
8. 349; 16) Unterfchlagung amtlich empfangener oder amtlich ver- 
wahrter Gelder 8. 350; 17) dafielbe mit Fälfchungen und Bes 
trügereien $. 351; 18) Erhebung von übermäßigen Gebühren zc. 
durch Beamte, Advokaten ıc. 8. 352; 19) Erhebung von über- 
mäßigen Steuern 2c. $. 353; 20) Eröffnung von Briefen oder 
Padeten duch Poftbeamte $. 354; 21) Veruntreuung von Tele- 
grammen durch Telegraphen-Beamte $. 355; 22) Prävarikation 
eines Rechtsbeiſtandes $. 356; 23) Verleitung, Konnivenz 2c. von 
Seiten eines Amtsvorgeſetzten 8. 357. 

Unter Beamten verfteht das R.G.⸗B. ($. 359) alle Ber- 
fonen, welche entweder 1) im Dienfte des Reiches oder 2) im 
unmittelbaren oder mittelbaren Dienfte eines Bundes- 
ſtaates angeftelt find, wenn auch nur vorübergehend, und gleich» 
viel ob vereibet oder nit. Reichsbeamter im Sinne des 
Reichsgeſetzes vom 31. März 1873 tft jeder Beamte, welcher 
entweder vom Katfer angeftellt, oder nad) Vorſchrift der Reichs⸗ 
verfaffung den Anordnungen des Katjers Folge zu leiften ver- 
pflichtet iſt. Zu den mittelbaren Staat3beamten gehören die 
Beamten der Gemeinden (alfo auch Magiftrate, nicht Stadt 
verordnete); nicht minder die Beamten der Kreiſe, Provinzen; 
aber nicht Hofbeamte und andere Privatbeamte. — Auch Notare 
werden zu den Beamten gezählt, Advokaten und Awalte hin- 
gegen ausgeſchloſſen. 
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Die Theilnahme eines Nihtbeamten an dem Amtsver- 
brechen eines Beamten ift nad) den allgemeinen Grundjägen über 
Theilnabme zu beurtheilen (R.-©.-8 $. 50). 

Man unterjcheidet Amtsverbrechen, Die von Beamten ver» 
Thiedener Art, und Amtsverbrechen, die nur von Beamten 
einer beftimmten Art (von Beamten der- Polizei, der Rechts⸗ 
pflege 2c.) verübt werden Fünnen. 

Jeder Neihsbeamte ift verpflichtet, fein Amt der Ver⸗ 
faflung und den Gejegen entſprechend gewiſſenhaft wahrzunehmen 
und durch jein Verhalten in und außer dem Amte der Achtung, 
die jein Beruf erfordert, fih würdig zu zeigen. Ein Reichs⸗ 
beamter, welcher diefe Pflichten verlegt, begeht ein Dienftver- 
geben und hat die Disciplinarbeftrafung verwirkt. Die 
Disciplinarftrafen für Reichsbeamte beftehen in: 1) Ordnungs⸗ 
trafen, 2) Entfernung aus dem Amte. Die Drdnungsftrafen 
find a) Warnung, b) Verweis, c) Geldftrafe, bei bejoldeten 
Beamten bis zum Betrage des einmonatliden Dienfteinfommeng, 
bet unbejoldeten bis zu 90 Mark. Geldftrafe kann mit Ber- 
weis verbunden werden. Die Entfernung aus dem Amte kann 
beitehen: a) in Strafverfegung (Verfegung in ein anderes Amt 
von gleihen Range mit Verminderung des Dienfteinfommens 
um hoͤchſtens ein Fünftel, oder mit Geldftrafe von höchſtens einem 
Drittel des jährlichen Dienfteinfommens); b) in Dienftentlaffung 
(mit Berluft des Titel8 und in der Negel auch des Penfiong- 
anſpruchs). So will e8 das Reichsgeſetz betr. die Rechtsver⸗ 
bältnifje der Reihsbeanten, vom 31. März 1873, Reichsgeſetzbl. 
©. 61 fgg., 88. 72-75. 


Zweiter Titel. 
Befttehung. 
(R.-6.:8. $$. 331835.) 

Beſtechung iſt gemeinrechtlich einerfeit3 die Gewährung, 
andererjeits die Annahme eines Vortheiles, Durch den auf eine 
Amtsthätigkeit eingewirft werden Toll. 

Die Gewährung des Vortheiles heißt aktive, die An⸗ 
nahme deflelben paſſive Beſtechung. Letztere, für ſich allein 
betrachtet, tft ein Amtsverbrechen, das in der Negel nur von 
Beamten verübt werden kann. Erftere ift ein Delift gegen die 
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Staatsverwaltung und kann auch von jedem Nihtbeamten 
begangen werden. 

Das Römische Recht, welches in diefer Lehre die Hauptquelle 
des gemeinen Deutichen Rechtes bildet, befigt ſchon aus der älteren 
Zeit der Nepublif Strafgefege gegen die Beftehung!. Die Pan⸗ 
deften theilen den praktiſchen Kern derfelben in der Lex Julia 
repetundarum mit, da die Beftechung nah Römifcher Auffaflung 
eine Art des Crimen repetundarum tft?. Manches tft durch die 
Novellen hinzugefügt und verbejlert morden?. 

Das Kanoniſche Recht enthält nur allgemeine Mißbilli- 
gungen der Beftechung, befonders in Beziehung auf Geiftliche *. 

Einige Ergänzungen der Römiſchen Geſetze ſchöpft das ge 
meine Recht aus dem $. 46 des 8.-G.-Bifitationsabihiedes 
von 17135. 

Den beftochenen Beamten trifft, nach dem Romiſch⸗Deutſchen 
gemeinen Rechte, der VBerluft des Amtes, nebit einer im Ver⸗ 
hältniſſe des Beitechungsvortheiles auffteigenden Geldftrafe®. 
Die etwa gezahlte Beftehungsfumme verfällt dem Fiskus. Den 
beftochenen Strafrichter trifft das Ertl und die Einziehung 
des ganzen Vermögens’. Der Beitehende wird aß Mit⸗ 
urheber betrachtet und deshalb denjelben Strafen, jo weit fie 
auf ihn angewendet werden können, unterworfen. Er verlegt 
zwar nur eine allgemeine Bürgerpflicht, nicht, wie der Beamte, 
eihe befondere Amtspfliht. Allein dieſer Unterjchied in der 
Strafbarkeit gleicht fich bei der Beftrafung dadurch aus, daß ihn 
nicht, wie den Beamten, der Verluft des Amtes trifft®. Wer 
in einem bürgerliden Rechtsſtreite den Richter befticht, ver» 
liert den von ihm verfolgten Rechtsanſpruch ®. 


1 Rein ©. 605 fag. Heineccii antiquit. Rom. synt. ed. Haubold, 
1823, Ib. IV. it. 18, R. 72— 
2 Dig. lib. 48. tit. 11. Col. bb. 9. tit. 9. tit. 27. 

8 Nov. 17. c.1. Nov. 82.c.7et9. Nov. 124. c. 2. 

° C.126.C.1. qu. 1. — C. 6 et 71. C. XI. qu.3. — C,15.C.XIV. 
qu. 5.—C. 10. X. de vita et honest. cleric. 8, 2 C.11. 8.4. de rescript. 
in Vito An 3). C.1. de sentent. in VIto (2, 1 

Die B.-©.- —— Vgl. — ha art. 205. CCC. 8. 2, 

0 Doppelter des erft beriprodenen, eigen Werth des 

ſchon geleifisten Boris, geiben bem ——— 
Viſ.⸗Abſch. von 1713, 8. 

Dar ie Behanbtang ger —— und des Beftochenen als Mit- 

urbeber zu desiom Selgerungen führen kann, bemerkt Mitiermaier zu 


Feuezbach 5. 
8 de poena jud. (7,49. L.1.$.3. De de caluminator. 
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Unangemefjen war der gemeinrechtlicde Grundſatz, daB Der- 
jenige, der in einen bürgerlichen Rechtsſtreite den Civilrichter be⸗ 
ftoden bat, fih noch durch rechtzeitige Anzeige feines Vergehens 
ftraflos machen fünne!. 

Sn den neueren Gejegbüdern ift der Begriff der Be- 
ftehung auf mande Nihtbeante, denen man eine öffentliche 
Funktion anvertraut hat, ausgedehnt worden. Außer der eigent- 
lichen Beftehung kennen fie auch ein Delikt der ftrafbaren Ge- 
Thenfannahme bei fchon erledigten Geſchäften, während das 
gemeine Recht diejen Fall nur bei Richtern annimmt (K.⸗G.⸗Viſit.⸗ 
Abi. von 1713, $. 46: „es fei vor oder nad gefprochenem 
Urtheil”). 

Das R.⸗G.⸗B. ftellt einen allgemeinen Begriff der Beſtechung 
nicht auf, doch laſſen fich in feinen Beftimmungen über die Arten 
der Beftechung folgende gemeinfame Grundzüge erfennen. 

1. Die Beftehung wird vornehmlich begangen an oder von 
Beamten ($. 359), außerdem auch an Mitgliedern der bewaff⸗ 
neten Macht ($. 333), an oder von Schiedsrichtern, Ge⸗ 
Ihmworenen oder Schöffen ($. 334). 

2) Ueberall wird vorausgejeht eine Beziehung der ftrafbaren 


. Tchätigleit auf eine in das Amt oder den Dienſt ein- 


Thlagende Handlung. 
3. Die Thätigfeit befteht überall 

a) bei der pafjiven Beftehung in dem Annehmen, Fordern 
oder Beriprehenlafien von Geſchenken oder anderen Bor- 
theilen; 

b) bei der aktiven Beſtechung in dem Anbieten, Beripre- 
hen oder Gewähren von Geſchenken oder anderen Bor- 
theilen. 

Für alle Arten der Beitechung wird der Grundſatz aufgeftellt, 
Daß das Empfangene oder der Werth deilelben dem Staate 
verfallen fol (8.335, vgl. $.40). Auf das blos Verfprocene 
oder Geforderte bezieht fich dies nicht. 
(3,6). L. 2. 8. 2. D. de condict. ob turpem caussam (12,5). L. 7. Cod, 
quando provocare (7, 
1 Nov.124. c.2. €8 ſoll dem Beftechenben, vermöge der Anzeige, bie 
Blorte ber Strofofiget offen ftehen, damit die „bereitigte andere Bartei wo 


einen falſchen Richterſpruch beeinträchtigt werde. In der 
— at abe dieſe Straflofigfeit des denuncirenden Beftechenden, nach dem 


Zeugniſſe MRittermaiers, nur dazu gedient, Bosheiten gegen Beamte 


auszuüben. 
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Das Gele unterjheidet aber drei Arten der Beftehung, 
zmei nach der Abficht (SS. 331—333), eine nach den Perfonen 
($. 334), nämlich: 

1) Beftehung zu einer an fich nicht pflichtwidrigen Handlung, 
nur in paffiver Form ftrafbar $. 331; 

2) Beftehung zu einer amts⸗ oder dienſtpflichtwidrigen Hand⸗ 
lung: 

a) palfiv $. 332, 
b) attiv $. 333; 
3) Beftechung richterlicher Perſonen; 
a) paſſiv $. 334 Abſ. 1, 
b) aftiv $. 334 Abi. 2. 

Der leichtefte Fall ift der des 8. 331, der ſchwerſte der 
des 8. 334. 

Bei dem leichteften Falle ($. 331), welder ih nur auf 
Beamte bezieht, tritt nur Geldftrafe bis zu 300 Marf oder 
Gefängniß bis zu 6 Monaten ein. Die Strafbarkeit kann bier 
vornehmlich dann eine geringe fein, wenn der Beamte ohne Amts⸗ 
gemalt ift und eine blos mechaniſche Thätigfeit übt. 

Bei dem mittleren Falle ($$. 332. 333) ift die paſſive Be- 
ftehung im Allgemeinen mit Zuchthaus bis zu 5 Jahren, unter 
mildernden Umftänden nur mit Gefängniß ($. 332), — die aktive 
Beſtechung im Allemeinen nur mit Gefängniß, eventuell mit Ver⸗ 
luft der bürgerlichen Ehrenrechte, unter mildernden Umftänden 
aber nur mit Geldftrafe bis zu 1500 Marf ($. 333) bedroht. 

Bei dem ſchwerſten Falle ($. 334) ftraft das Gefet die paf- 
five Beitechung ſchlechtweg mit Zuchthaus, die aktive im Allge- 
meinen auch ſchlechtweg mit Zuchthaus, unter mildernden Um⸗ 
ftänden aber nur mit Gefängniß. Wohl zu merken; Das Geſetz 
unterfcheidet bei richterliden Perſonen nicht, ob die Beſtechung 
zu einer pflichtmidrigen oder pflichtmäßigen Handlung ftatt- 
gefunden babe; e8 fallen alſo auch die im $. 331 genannten 
Handlungen unter den $. 334. „Wenn der Richter Geſchenke ge- 
‚nommen bat, jo mag er nun judiciren wie er will, er iſt ein be⸗ 
flochener Richter. Wir wollen, daß die Anklage nicht mit dem 
Beweiſe belaftet werde, der Richter habe Gefchente angenommen, 
die ihn wirklich beftimmt haben in diefer oder jener Weile zu ur- 
theilen, weil eben diejer Beweis nicht zu führen iſt“ (Antragfteller 
Dr. Bähr). 
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Wir knüpfen an diefe Ueberſicht eine Erläuterung einiger 
Einzelheiten. 

1. Während andere Gejegbücher die Gefhentannahme für 
erledigte Gefhäfte neben der Beſtechung bedrohen, hat das 
R.G.⸗B. fie in den Begriff der paffiven Beftehung felbft aufge 
nommen. Es Spricht nämlich in den 88. 331 und 332 von der 
Annahme 2c. von Geſchenken 2c. „für“ eine Handlung, ohne zu 
unterfcheiden, ob die Handlung eine auszuführende oder ausge⸗ 
führte iſt. Dieſe Gleichftellung der eigentlichen Beſtechung mit 
der nachträglichen Geſchenkannahme verwirrt die Begriffe im 
Volksbewußtſein, ſchwächt den Charakter der Beftechung ab und iſt 
in feinem Falle gerecht. Am menigften ift fie am Orte im $. 331, 
wo eine nit pflihtwidrige Handlung in Rede fteht, zumal 
bet bloßen Unterbeamten. Wenn übrigens, wie in den Ber- 
handlungen des Reichstages ausgeſprochen ward, Trinfgelder 
niemals unter die firafbaren Geſchenke fallen, jo wird von der 
gefeglichen Beftimmung ($. 331) in ihrer Anwendung auf Unter- 
beamte nicht viel übrig bleiben, da bei Trinfgeldern dem Edelmuth 
feine Schranke gejekt tft. 

2. Außerordentlihe Honorare für Advokaten und An- 
walte fallen nicht unter die Beſtechung (R.⸗G.⸗B. 8: 359 a. E.). 

3. Zur Vollendung der Beſtechung gehört nicht, daß die 
beeinflußte Amtsthätigkeit Schon ftattgefunden habe. 

4. Iſt durch die Beftehung eine an fich ftrafbare Hand⸗ 
lung des Beamten hervorgerufen worden, fo finden die Grund- 
jäbe über Konkurrenz und über Anftiftung ihre Anwendung. 


Dritter Titel, 


Beugung des Rechtes. 
(R.-©.:8. 8. 386.) 
Beugung des Rechtes iſt die abfichtliche Ungerechtigkeit in der 
Zeitung oder Entſcheidung einer Civil» oder Straflache!. 
Erforderniß des Verbrechens tft ungerechte Abficht?. Bloße 


1 Ueber verweigerte oder gehemmie Rechtspflege enthält eine 
politifch wichtige Beftimmung der Art. 77. der Berf. des Deutſchen Reich. 
2 Den Dolus malus verlangt ſchon das Römifche Recht. L. 18. 8. 1. 
D. de judiciis: „Judex tunc litem suam facere intelligitur, cum 
dolo malo in fraudem legis sententiam dixerit. Dolo malo autem 
videtur hoc facere, si evidens ejus arguatur vel gratia, vel inimicitia, 
vel etiam sordes.* Wichtiger als die Römiſchen Beftimmungen, find dem 
Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 38 
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Nachläſſigkeiten des Nichters find Feine Beugung des Rechtes. Cs 
fehlt zwar für fie im gemeinen Rechte nicht an Straflagungen ’; 
am angemefjenften üiberläßt man fie jedoch der bloß disciplinari⸗ 
ſchen Ahndung. 

Subjelt des Verbrechens tft in der Regel der Richter. Die 
meiften Gefegbüicher haben den Thatbeitand jedoch auf andere 
Beamte ausgedehnt, denen eine richterlihe Befugniß in 
gewiffen Grenzen eingeräumt 1fl?. Das R⸗G.⸗B. S. 336 
ftelt die bei Kompromtifen entſcheidenden Schiedsrichter den 
Richtern glei. Die Erweiterung des Begriffes Der Beugung des 
Rechtes auf Geſchworene widerſpräche aber dem Weſen des 
Schwurgerichts und ließe ſich gar nicht Durchführen ?. 

1) Sn Civilſachen 
wird eine Beugung des Rechtes begangen, mern der Richter zum 
Bortheil oder zum Nachtheil einer Partei ungerecht verfährt. 
Die Ungerechtigkeit braucht nicht In einem ungeredhten End⸗ 
urtheile zu beitehen, wiewohl dies der Hautpfall der Beugung 
des Rechtes ift; fie kann auch im Laufe Des Proceſſes begangen 
werden *. 

2) Sm Strafſachen 
beiteht die Beugung des Rechtes in der abfichtlichen gejegwidrigen 
Benachtheiligung oder Begünftigung des Angeſchuldig— 
ten, jei e8 in der Führung der Unterfudung, fei e8 in der 
Fällung des Sprudes. 

Strafmwürdiger als bei dem Civilrichter, tft im Allgemeinen 

einen Recht Deutfche Reicht 8.-6.:D. 1555, Th. IL. 
un 58.886 $1 a pr N 5% ar 157. Das Erfo * des 
Dolus —* nr in allen. irren Geſe —2— Bayern 1813, 360. 450. 
Württemberg 437 fg. Darmftadt Braunichweig 279. 280. 
Hannover ent ji © Deterreig 102, Breußen 314. Thü: 
ringen 316. Sa fen 1838, fen 1855 —— Bahern 1861, 377, 
dem Art. En — reuß. Strafgb. ——æ— R.-.-8. $. 336, faft. ganz 
mw , 

—— die Sabrläffigteit bes Kriminalrichters bezieht ich P.G.⸗ 

2 Goltbammer Il. ©. 618 führt an: Adminiftrativbeamte, bie in Bor- 
Ruip- Sachen, bei Regulirung des Interimiſtici in Kirchenbauſachen ſich des 

er gegen ens ſchuldig machen können. 
er Preuß. Entwurf von 1860 enthielt eine Strafbeſtimmung wider 
Geſchworene, die gegen ihre Webergeugung I ſchuldig ober nichtſchuldig er⸗ 
klären. Mit Recht wurde dies von der Kr on ber II. Kammer le. 

4 Die Verlegung ber Civilrichterpflicht wird gen Sinne bei ri- 
men syndicatus genannt. Im weiteren und urfprünglichen 


ſich biefer Ausdrud auch auf andere Beamte. 8.:0.:08. von 1556, a m 
zit. 59.8.6. 3.:R.-9.$.157. DuFresne, Glossar. s. v.syndicare. 
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die Beugung des Rechtes bei dem Kriminalrichter. Denn wäh⸗ 
rend e8 fich im Eivilprocefje gemeiniglih nır um das Vermögen 
und nur um ein Privatinterejfe handelt, ftehen im Kriminalproceſſe 
Vermögen, Ehre, Freiheit und Leben, und überdies das öffentliche 
Intereſſe auf dem Spiele. Die zu große Milde des Strafrichters, 
obwohl ebenfalls durchaus ftrafwürdig, Tann indeß doch mitunter 
auf einer weit geringeren Stufe der Strafbarkeit ftehen, als die 
von einem Civilrichter begangene Rechtsbeugung; und mit gutem 
Grunde hat das gemeine Recht jene Romiſche Anordnung ver- 
mworfen, nach welder den zu nachfichtigen Strafrichter Infamie 
treffen foll!. | 

Das R.⸗G.⸗B. jet auf die Beugung des Rechtes, begangen 

a) durch einen Beamten (nicht blog Richter) oder Schiedsrichter 

b) bei der Leitung oder Enticheidung einer Rechtsſache (auch 
Strafſache) 

c) durch vorfätliche Parteilichkeit zu Gunſten oder zum Nach» 
theile einer Partei: Zuchthaus bis zu 5 Jahren ($. 336). 

Konkurrirt Beſtechung, fo kommt $. 334 mit feiner dreimal 
fchwereren Strafe zur Anwendung. Ein Mißverhältntß aber ift 
es, daß Beitehung bei nicht pflichtwidrigen richterlichen Hand⸗ 
lungen mit Zuchthaus bis zu 15, die Beugung des Rechtes hin⸗ 
gegen, abgejehen von Beftehung, wenngleich vielleicht aus den 
nichtswürdigften Gründen verübt, nur mit Zuchthaus bis zu 5 
Jahren geahndet werden kann. 


Vierter Titel. 
Verlegung von Vorſchriften über Schließung und 
Einjegnung der Ehen. 
(R.:.:8. 88. 337. 338.) 

1. Rah Rheiniſchem Recht ift zur bürgerlichen Gültigkeit der 
Che die Aufnahme einer Heirathsurfunde duch die Perſonen⸗ 
ſtands⸗Beamten erforderlich und erft nah Erfüllung diefes Er⸗ 
fordernifies darf die firhlide Trauung vorgenommen merden. 


11L.8.$8.2. Cod. ad leg. Jul. de vi publ. vel. priv.: „Judicem vero 
nosse oportet, quod gravi infamia sit notandus, si violentiae crimen 
apud se probatum distulerit, seu omiserit, vel impunitate donayerit, aut 
molliorem, quam praestituimus, poenam protulerit.“ Auch 
die B.-6.:D. ſpricht im Art. 150 von der ungerechten Nachficht bes ande 
richters als einer Ichweren Verſchuldung, will aber nicht die Strafe 
der Infamie. 

38* 
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Die vor diefem Zeitpunkte vorgenommene Tirdlide 
Trauung wurde nun im Art. 12 $. 5 des Einf.-Gef. zum Preuß 
Stfgb. für den Bezirk des Rheiniſchen R. mit Geldftrafe big zu 
300 Mark, event. mit Gefängniß bis zu 3 Monaten bedroht !. Das 
R.⸗G.⸗B. hat diefe Anordnung aus dem Einf.-Gef. in Den Bejon- 
deren Theil $. 337 aufgenommen und fie damit auf alle Gebiete 
des Reiches Übertragen, wo die obligatoriiche Civilehe gilt ?. Durd 
das Preuß. Geſetz vom 9. März 1874 wurde die obligatorilche 
Civilehe auf das Gebiet des ganzen. Preuß. Staates, Durch das 
Reichsgefe über die Beurkundung des Perjonenftandes und die 
Eheſchließung vom 6. Febr. 1875 aber auf das Gebiet des ganzen 
Deutichen Neiches ausgedehnt ?. 

2. Hieran hat das R⸗G.⸗B. die Beſtimmung gereibt ($. 338), 
daß ein Religtonsdiener oder Perjonenitands-Beamter, der wif- 
fentlih den Abſchluß einer bigamiſchen Ehe bewirft, mit 
Zuchthaus bis zu 5 Jahren geftraft werden fol. Nach dem 
Reichsgejeh vom 6. Februar 1875 Tann jedoch innerhalb des 
Deutihen Reiches eine Che rechtsgültig nur noch vor den Per⸗ 
fonenftandsbeamten gejchloffen werden, jo daß der SS. 338. des 
R.⸗G.⸗B. die Religionsdiener nicht mehr trifft. 


Fünfter Titel, 
Nöthigung durd Aisbraug der Amtsgewalt 
(R.G.-⸗B. 8. 339.) 

Unter dem Crimen repetundarum veritand das Roͤmiſche 
Recht hauptiählih die Beftehung und die Erpreffung im 
Amte, dann aber auch jeden gewinnſüchtigen Amtsmiß- 
braudt. Das gemeine Recht konnte mit den Römiſchen Beſtim⸗ 
mungen über Repetunden, bei den eigenthiimlich Deutichen Amtse 
verhältnifien, nicht viel anfangen, wiewohl es aus denjelben einen 
allgemeinen Begriff des Amtsmißbrauches zu entwickeln ſuchte?. 


: Aehnlich Bahern 1861 8. 390 in Betreff der P 
r Breußen DAUER b — 1847 (ebenen, v. 23. Juli 1847 


l. zu 'biefen de an) ntare bon Hinſchius (1874 u. 1875). 
v. — 1875, welcher an die Stelle des $. 337 


® 5 eſetz: *  ulia repetund. Tit. Dig. < de lege Jul. rep. (48, 11). 
ei gg. 
5 Feuerbach Lebrh. 8. 479. 
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Lebterer iſt in den neueren Gejeßbüchern durch bejondere Be⸗ 
drohung einzelner mißbräuchlicher Amtshandlungen jehr ein- 
geengt worden!. Das in der Ueberſchrift genannte Delikt bildet 
einen Ausbülfebegriff. 

Um den Staatsangehörigen Fräftigen Schub gegen Ueber⸗ 
griffe von Beamten zu gewähren, bat das R.-G.-B. die Strenge 
des Preußifchen ($. 315) beibehalten. Den Thatbeftand hat es 
aber abgeändert. Während nämlich das Preußiſche Strafgejegbuch 
nur von einem, in der Abficht der Nöthigung geübten Mißbrauch 
- ber Amtsgemwalt fpricht, dehnt das R.-G.-B. im $. 338 den Thatbe- 
ftand auf die bloße Androhung eines „beitinmten” Mißbrauchs 
der Amtsgewalt aus. Das Merkmal eines beftimmten Miß- 
brauches bielt man bei der Androhung für nöthig, weil Yegtere 
fonft zu fehr ing Gebiet der allgemeinen Redensarten fällt, um den 
Thatbeitand eines ſchweren Vergehens zu begründen, deſſen Strafe 
ſchlechtweg Gefängniß tft und bei dem auch der Verſuch ſchon ge- 
fteaft wird. Die Abſicht geht auf widerrechtliche Nöthigung eines 
Menſchen und zwar zu einer Handlung, Duldung oder Unterlaflung, 
gerade wie bei dem Vergeben der Nötbigung überhaupt ($. 240). 

Mißbrauch der Amtsgemwalt zur Verhinderung der Ausübung 
ftaatsbürgerlicher Rechte (FF. 106. 107), zur Verhinderung der 
Ausübung des Gottesdienftes ($. 167) oder zur Erpreſſung ($. 253) 
ahndet das R.-G.-B. ſchon dann mit den Strafen diefer Delikte, 
wenn der Beamte auch ohne die fonft zu ihrem Thatbeftande nöthige 
Gewalt oder Drohung handelt; es ftellt alfo die mißbräuchliche 
Anwendung der Amtsgemwalt für fi alletn Thon mit Gewalt und 
Drohung auf gleiche Stufe. 


Sechster Titel. 
Berfhiedene Amtsmißbräude befonders in Strafjaden. 
(R.:©.:8. 88. 840347.) 

I. Sn den 88. 340-343 droht das Gele den Beamten 
verihärfte Strafe für Körperverlegung, Freiheitsentziehung und 
Hausfriedensbrud. Einfache Körperverlegung und Hausfriedens⸗ 
bruch find in diefen Fällen nicht erft auf Antrag, fondern als 
Amtsvergehen ſchon von Amtswegen zu verfolgen. Die Beftim- 
mungen über Freiheitsentztehung und Hausfriedensbruch ftehen 


1 Daher der Vorſchlag ihn ganz zu ftreichen. Vgl. Mittermater zu F. 
$. 479 Note III. (14. done ganz zu ſtreich 8 zu F 
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im Zuſammenhange mit den Geſetzen zum Schuße der perjünlichen 
Freiheit (fir Preußen vom 12. Febr. 1850). 

1. Körperverlegung $. 340. 

Die Verlegung muß „vorſätzlich“ fein und von dent Beamten 
„im Ausübung oder in Veranlaffung der Ausübung feines Amtes‘ 
begangen oder herbeigeführt werden. Das Geſetz unterfcheidet 
dann fo: 

a) Einfache Körperverlegung: Gefängniß nicht unter 3 Mo- 
naten, — unter mildernden Umftänden Ermäßigung bis auf 1 Tag 
oder auf Geldftrafe bis zu 900 Marf. (Val. $. 223. Ueber event. 
Unfähigkeit zu Aemtern $. 358.) 

b) Schwere Körperverlegung: Zuchthaus nicht unter 2 Jah⸗ 
ren, — unter mildernden Umständen Gefängniß nicht unter 3 Mo- 
naten. (Vgl. 88. 224. 225.) 

2. Bei unberechtigter Freiheitsentziehung $. 341, 
beftehe fie nun in Verhaftung oder vorläufiger Ergreifung und 
Feſtnahme oder Zmangsgeitellung oder Verlängerung der Haft, 
wird auf die allgemeinen Beftimmungen ($. 239) verwiejen und 
nur der Mindeftbetrag der Strafe auf Gefängniß von 3 Monaten 
erhöht; daneben aber auch event. Unfähigkeit zu öffentl. Aemtern 
von 1 bis zu 5 Jahren angedroht ($. 358). 

3. Hausfriedensbrud $. 342. 

Geihärfte Strafe: Gefängniß bis zu 1 Jahre oder Gelb- 
fteafe bis zu 900 Mark (Val. $. 123). — 

II. Hierauf folgen in den 88. 343—846 vier Sakungen über 
Amtsmipbräude in Straffaden: 

1. Anwendung von Zmwangsmitteln in einer Unter⸗ 
ſuchung, zur Exrprefiung von Geftändnifjen oder Ausfagen 
$. 343, was ji ſowohl auf Angejchuldigte als auf Zeugen, aber 
nicht auf ſolche Zwangsmittel bezieht, welche zur Geftellung oder 
zur Erlangung der Ausfagen von Zeugen zuläffig find: Zuchthaus 
bis zu 5 Jahren, wie bei der Beugung des Rechtes. 

2. Dolofe Eröffnung oder Fortjegung einer Unter- 
ſuchung (zu einem kriminellen, adminiftrativen oder disciplinaren 
Strafverfahren) gegen einen Unfhuldigen $. 344. Der An- 
trag bierauf, ebenſo der Beichluß, vorſätzlich zum Nachtbeile des 
Unſchuldigen gefaßt, wird ſchlechtweg mit Zuchthaus geftraft. Bei 
der Strafzumeffung entjcheidet vornehmlich die Schwere des Gegen- 
ftandes der gegen den Unſchuldigen geführten Unterſuchung. 
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3. Bewirtung einer rehtswidrigen Strafvollftredung 
8. 345. Sie wird 

a) bei Vorſatz ſchlechtweg mit Zuchthaus, 

b) bei Fahrläſſigkeit mit Gefängniß oder der bier erft durch 
das R.G.⸗B. zugelafenen Feftungshaft bis zu 1 Jahre, oder auch 
nur mit Geldftrafe bis zu 900 Mark geahndet (ogl. Preuß. 
Stfgb. $. 320). 

4. Sn vier Fällen wird ein Beamter, welcher vermöge 
feines Amtes bei Augübung der Strafgewalt oder bei Vollftredung 
der Strafe mitzumirken bat, mit Zuchthaus bis zu 5 Sahren, 
unter mildernden Umftänden mit Gefängniß nicht unter 1 Mo- 
nate geftraft $. 346, nämlich wenn er, um Jemand der gejeh- 
lihen Strafe rechtswidrig zu entziehen: 

a) die Verfolgung einer ftrafbaren Handlung unterläßt 
(womit indeß feine unbedingte Verpflichtung der Staatsanmwalte, 
bei jeder Denunciatton einzufchreiten, ausgeſprochen ift); oder 

b) eine Handlung begeht, welche geeignet ift, eine Frei⸗ 
ſprechung oder eine dem Geſetze nicht entſprechende Beftra- 
fung zu bewirken; oder 

c) die Bollftredung der ausgeſprochenen Strafe nicht be⸗ 
treibt; oder 

d) eine gelindere als die erfannte Strafe zur Boll- 
ftredung bringt. 

III. Angehängt ift diefen Gefegen über Mißbräude in Straf> 
fachen eine Beſtimmung über die Befreiung oder das Ent- 
weichenlaffen von Gefangenen $. 347. Dabei liegt der 
Thatbeftand des $. 121 zu Grunde. Wegen der Verlegung der 
amtlichen „Anvertrauung” beträgt“ die geichärfte Strafe a) bei 
Vorfag! Zuchthaus big zu 5 Jahren, unter mildernden Umftänden 
Gefängniß nicht unter 1 Monate; b) bei Fahrläffigkeit Gefängniß 
bis zu 6 Monaten oder Gelditrafe bis zu 600 Mark (nicht mehr, 
wie nad) $. 322 des Preuß. Stigb., event. zeitige Unfähigkeit zu 
öffentlichen Hemtern). — 


1 8.-9.:D. Art. 180 will bier Talion, d. h. die vom Entflohenen felbft 
verwirkte Strafe. 
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Siebenter Titel. 
Falſche Beurfundung. 
(R.-©.:8. 88. 348. 349.) 

AS handelnde Perſon wird vorausgefegt ein Beamter, 
welcher a) in abstracto zur Aufnahme öffentlicher Urkunden be- 
fugt und b) in concreto zuftändig tft. Dieſe beiden Momente 
geben der von dem Beamten ausgehenden Beurkundung ein ſolches 
Gewicht, Daß der Gejehgeber dem Mißbrauche mit beträchtlichen 
Strafen entgegentreten muß. 

Zum Gegenjtande bat die faliche Beurkundung eine recht- 
lih erhebliche Thatfache, d. h. eine foldhe, die ſich auf die Be- 
gründung, Aufhebung oder Veränderung von Rechten oder Rechts⸗ 
pflichten bezieht. Hierher gehören auch falſche Attefte, Legitima- 
tionspapiere und Bälle, jobald ein Beamter fie ausgeftellt bat 
(8. 348, Abi. 1). 

Der falihen Beurkundung, mit Einſchluß der falſchen Ein- 
tragung in öffentliche Regiſter oder Bücher, ftellt das Geſetz bie 
vorfäglihe Vernichtung, Bejeitigung, Beihädigung oder 
Berfälihung einer dem Beamten amtlich anvertrauten oder 
zugängliden Urkunde gleih, ohne wieder das Erforderniß 
geltend zu machen, daß die Urkunde rechtlich erhebliche Thatfachen 
betreffe ($. 348, Abf. 2). 

Gewinnſüchtige Abſicht ift nicht mehr Merkmal des That» 
beftandes, wie fie e8 nad) dem Preuß. Stfgb. $. 324 war. Tritt 
fie Hinzu, oder findet fich Die Abficht einem Anderen zu ſchaden, 
fo fällt die Handlung unter die höhere Strafftufe des $. 349. 
Nämlich: 

1. Die einfache falſche Beurkundung wird, als Vergehen, 
mit Gefängniß nicht unter einem Monat geſtraft 8. 348. 

2. Die gewinn⸗ oder ſchadenſüchtige zieht, als Ver⸗ 
brechen, Zuchthaus bis zu 10 Jahren und zugleich Geldſtrafe 
von 150 bis zu 3000 Mark nach ſich 8. 349. 


Achter Titel. 
Unterſchlagung und übermäßige Erhebung von Steuern. 
(R.-0.-3. 88. 350353.) 
I. Unterfehlagung $$. 350. 351. 
Das Gejeß untericheidet zwei Fälle: 
1) Unterfhlagung, verübt durch einen Beamten an Gel- 
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dern oder anderen Sadıen, die er in amtlider Eigenschaft 
empfangen oder in Gewahrfam hat 8. 350. 

Sie trägt alle Merkmale der Unterfhlagung ($. 246). Sie 
ift aber, wenigftens im Minimum, ftrenger bedroht (mit Gefängniß 
nicht unter 3 Monaten). Auch find die bei der Unterſchlagung fonft 
zugelaffenen mildernden Umftände ausgeſchloſſen. Der Verſuch tft 
ftrafbar, wie bet jeder Art von Unterfhlagung. Das Vergeben 
kann nicht blos von Kaffenbeamten, jondern auch von anderen 
Beamten verübt iperden, fobald diefelben in amtlicher Eigenjchaft 
Gelder oder andere Sachen in Gewahrjam haben, gleichviel ob die 
Gelder oder Sachen Privateigenthum oder öffentliches Eigenthum 
find. Bei manchen diefer Beamten, 3. B. bei Boftillonen, wenn 
diefelben Fleine Beträge von Perjonengeld unterfählagen, tft das 
gejeglihe Minimum von 3 Monaten zu hoch !. 

2) Unrichtige Buch- oder Rechnungsführung oder 
Fälſchung in Beziehung auf die unter 1 bezeichnete Unterſchla⸗ 
gung $. 351. 

Mo diefer Erſchwerungsgrund vorliegt, der das Vergehen 
zum Verbrechen fteigert, tritt Zuchthaus bis zu 10 Jahren ein, — 
unter mildernden Umftänden jebod nur Gefängnik nicht unter 6 
Monaten (verdoppeltes Mintmum des vorigen Falles). 

II. Vebermäßige Erhebung zc. $$. 352. 353. 

Die Erhebung übermäßiger Sporteln zieht nah Römi⸗ 
Them Rechte nur die Strafe des PVierfachen nach ſich?. Den 
Steuereinnehmer, der zu viel erhebt, trifft nach Juſtinianiſchem 
Rechte die Strafe des Doppelten?®. 

Bahlreiche Beftimmungen bieten die neueren Geſetzbücher 
über die verjchiedenen übermäßigen Erhebungen von Steuern, 
Taren, Sporteln, Stempelgebühren, Bergütungen. 

Das R.⸗G.⸗B. bedroht in zwei 88. drei Fälle: 

1) dag übermäßige Sportuliren, d. h. bie Erhebung 
von Gebühren und anderen Vergütungen für amtliche Verrich- 


9 Dambach, Kriminalftatiftil der Boftverwaltung, D. Poſtarchiv 1873 


r. 9. 

2 Hier findet die Eigenthümlichkeit in der Vertheilung ſtatt, Daß nur das 

Tinfadhe an ben Berlegten füllt, während ber Fisfus dag Dreifache einjtreicht, 
ov. . C. 3. 

9 Const. un. Cod. de superexactionibus. - Die neuere gemein⸗ 
rechtliche Praxis wendete indeß dieſe Geldftrafen insgefammt nicht mehr 
an, jonbern ftrafte mit Amtsentziehbung, Gefängniß, Gelbitrafe, überhaupt 
arbiträr. 
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tungen zum eigenen Bortheil, werde es nun von Beamten, 
oder von Advokaten ꝛc. ausgeübt: Gelditrafe bis zu 300 Marf. 
oder Gefängniß bis zu 1 Jahre. Verſuch ſtrafbar ($. 352). 

2) die übermäßige Erhebung von Abgaben (Steuern, 
Gebühren 2c.) für eine öffentliche Kaffe. Sie wird Friminell, 
nämlich mit Gefängniß nicht unter 3 Monaten geitraft, wenn der 
Beamte das rechtswidrig Erhobene ganz oder zum Theil nicht zur 
Kaffe bringt; im entgegengejegten Falle Tann nur disciplinariſch 
geftraft werden ($. 353, Abf. 1). 

3) die Verfürzung der Zahlungsempfänger bei amt⸗ 
lihen Ausgaben. Ste wird ebenfalls Friminell, und zwar mit 
derfelben Strafe geahndet, wenn der Beamte die Ausgaben. als 
volftändig geleiftet in Rechnung ftellt, aljo zum Nactheil der 
Kaffe handelt; im entgegengejegten Falle wiederum nur discipli⸗ 
nariſch ($. 353, Abi. 2). 

In allen drei Fällen kann, neben der Gefängnißftrafe, Ver⸗ 
luft der Fähigkeit zu öffentlichen Aemtern auf 1 bis 5 Jahre ein- 
treten ($. 358). 


Neunter Titel. 
Vergeben diplomatiſcher Perſonen. 
(R.:G.:8. 8. 3334.) 

Es iſt nicht gut, wenn aus einem einzelnen Falle, wie dem 
Arnimſchen, Anlaß zu einem Strafgeſetze genommen wird; noch 
weniger gut, wenn der Vorſchlag zu einem ſolchen Geſetze von 
einer ſchwer gereizten und wuchtigen Perſönlichkeit kommt, welcher 
man überhaupt Nichts, am wenigſten aber Dasjenige abſchlagen 
mag, was ſie zur Führung ihres hochwichtigen Amtes und viel⸗ 
leicht auch als perſönliche Genugthuung glaubt fordern zu müflen. 
Die Vorgeſchichte des Arnim-Baragraphen erregt nicht die Ver⸗ 
muthung, daß derjelbe der reine Ausdrud des objektiv Noth- 
wendigen fein werde. Ein Theil der Bedenken ſchwindet freilich, 
wenn man die in der That nicht abzumeifende Weberzeugung ge 
winnt, daß im Reichstage alle Redner von dem ernfteften Streben 
nach reiner Objektivität Ducchdrungen waren. Das Ergebniß der 
Abftimmung vermag aber nicht alle Zweifel zu befiegen, ob nicht 
doch eine ftrenge Disciplinare Behandlung der für nöthig er- 
achteten Friminellen Behandlung vorzuziehen ſei, da die gewöhn⸗ 
lichen Gerichte zur Prüfung diplomatifcher Fragen wenig geeignet 
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find. Die Bürgſchaft, melde unfer Gefeb in Eriminellen Be⸗ 
fiimmungen fucht, hat man fonft in der richtigen Wahl der diplo⸗ 
matiſchen Perfonen und in der Dienftdisctplin gefunden. 

In den beiden Abſätzen des $. 353 a handelt es ſich um den 
Schuß der auswärtigen Politik des Deutihen Reiches. 

1. Berlegung der Amtsverſchwiegenheit (Abf. 1.) 

Ein Beamter im Dienfte des Auswärtigen Amtes theilt 
widerrechtlich mit: 

entweder a) ihm amtlich anvertraute oder zugänglide Schrift 
ſtücke, 

oder b) eine ihm von ſeinem Vorgeſetzten ertheilte An⸗ 
weiſung. 

2. Ungehorſam gegen amtliche Anweiſungen, irre⸗ 
leitende Berichte (Abſ. 2). 

In einer eigenthümlichen, durch den verantwortlichen Lenker 
der Diplomatie ſchwer zu beaufſichtigenden Stellung befinden ſich 
diejenigen Beamten des Auswärtigen Amtes, welche mit einer 
auswärtigen Miſſion betraut oder bei einer ſolchen be» 
Thäftigt find. Bon ihrem Gehorſam und der Treue ihrer Bes 
richte hängt die Wirkſamkeit des leitenden Staatsmannes in ber 
internationalen Politif ab. Verlegen fie das Bertrauen ihres 
Vorgeſetzten, jo kommt die Entdedung für dieſen in der Regel zu 
ſpät, um die ſchädliche Wirkung abzuwenden. Das Gefeh bedroht 
fie daher in zwei Fällen, nämlich 

a) wenn fie den durch den Vorgeſetzten amtlich ertheilten An⸗ 
weiſungen vorſätzlich zumtderbandeln, 

b) wenn ſie in der Abſicht, den Vorgeſetzten in deſſen amt⸗ 
lichen Handlungen irrezuleiten, demſelben erdichtete oder ent⸗ 
ſtellte Thatſachen berichten. 

In allen Fällen des 8. 353 a wird mit Gefängniß oder 
mit Gelditrafe bis zu 5000 Mark geftraft, fofern nicht nach 
anderen Strafgeſetzen eine jchmerere Strafe, insbeſondere die 
Strafe diplomatischen Landesverrathes, verwirkt ifl. Fälle aber, 
in denen es fi nur um die genannte Geldftrafe handelt, lohnen 
es nicht, den diplomatischen Apparat eines großen Reiches in einer 
Weiſe bloszuftellen, wie es ſich bet einer gerihtliden Ver⸗ 
handlung derjelben nicht vermeiden läßt. 
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Bebnter Titel. 
Bergehen von Poft- und Telegraphenbeamten. 
(R.-©.-8. $$. 354. 355.) 

1. Poftbeamte $. 354. 

Reichspoſtgeſetz vom 28. Oft. 1871 8. 5. (Bundespoftgefet 
vom 2. Nov. 1867 $. 58): „Das Briefgeheimniß tft unverletlich. 
Die bei ftrafgerichtlihen Unterfuhungen und in Konkurs⸗ oder 
ciotlprocefiualiihen Fällen nothwendigen Ausnahmen find durch 
ein Reichsgeſetz feitzuftellen. Bis zu dem Erlaß eines Reichsge⸗ 
jebe3 werden jene Ausnahmen duch die Landesgejete beſtimmt.“ 

Nur unvolllommen wäre der Schub des Briefgeheimmifjeg, 
wenn er nur gegenüber den Poſtbeamten beftände. Das Straf- 
gejeß dehnt daher feine Bedrohung der Poftbeamten auch auf den 
Fall aus, wo diefelben Anderen wiflentli eine Brieferöffnung 
geitatten oder dabei Hülfe leiften. Der Strafſchutz beichränft fi 
überdies nicht auf Briefe, fondern umfaßt auch Packete; er er- 
ftredt fi endlich fowohl auf den Fall der Eröffnung, aß auch 
auf den der Unterdrüdung von Briefen oder Badeten. Regle⸗ 
mentsmäßige Eröffnung unbeftellbarer Briefe fällt aber nicht 
unter das Strafgeſetz. 

Die Strafe ift Gefängniß nicht unter 3 Monaten, event. Un⸗ 
fähigkeit zu öffentlichen Aemtern auf 1 bis 5 Sabre ($. 358). 

2. Telegraphen-Beamte $. 355. 

Gleiher Strafe unterliegen Telegraphen-Beamte, welche 
Telegramme verfälſchen, eröffnen oder unterdrüden oder 
von ihrem Smbalte Dritte rechtswidrig benachrichtigen. 
Ganz unter denjelben Gefichtspunft, wie bei den Boftbeamten, 
fällt{bei den Telegraphen- Beamten die Anderen gewährte Hülfe 
oder Geftattung einer folden Handlung. Die Strafe trifft au 
andere mit der Bedienung oder Beauffichtigung einer „zu öffent- 
lichen Zwecken“ dienenden Telegraphenanftalt betraute Perſonen. 


Elfter Titel. 
Prävarilation; VBerleitung und Konnivenz von Vor⸗ 
gelegten. 
(R.-©.:8. 88. 356. 357.) 
I. Prävarikation $. 356. 
Im Römischen Rechte werden eigentliche und uneigentliche 
Praevaricatio unterfchieden. Die eigentliche Praevaricatio fteht 
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ziwiichen der Calumnia und der Tergiversatio und bedeutet das 
dolofe Beftreben des Klägers, eine falihe Freiſprechung berbei- 
zuführen!. Einer unegentligen Prävarikation macht fich der 
Rechtsanwalt Ihuldig, der in einem Proceſſe den Gegner feines 
Klienten unterftügt, unter Verrath der übernommenen Partei⸗ 
ſache?. 

Hier iſt nur die uneigentliche Prävarikation gemeint. 

Im R.⸗G.⸗B. $. 356 tft zuerſt von einem Vergehen, ſodann 
von einem Verbrechen der Advokaten, Anwalte oder fonftigen 
Nechtsheiftände (4.3. Syndich), welches fie bei den ihnen vermöge 
ihrer amtlihen Eigenſchaft anvertrauten Angelegenbeiten verüben, 
die Rede: 

1. Der Nechtsbeiftand dient überhaupt nur pflihtmwidrig 
tn derfelben Rechtsſache beiden Parteien durch Rath oder Bei⸗ 
ftand, d. h. er macht ſich eines Mißbrauches des Vertrauens 
ſchuldig, fo daß unverfängliche Dienfte, 3. 3. zur Herbeiführung 
eines Vergleiches, ausgejchlofien find: Gefängniß nicht unter 3 
Monaten; 

2. er handelt a) im Einverftändniffe mit der Gegenpartei 
und zugleich b) zum Nachtheile feiner Partei: Zuchthaus bis zu 5 
Jahren. 

II. Verleitung und Konnivenz von Vorgeſetzten $. 357. 

1. Ein Amtsvorgeſetzter, welcher jeine Untergebenen zu 
einer ftrabaren Handlung tim Amte, d. h. zu einer der im Abfchn. 28. 
bedrohten Handlungen, vorfäglich a) verleitet oder b) zu verleiten 
unternimmt, oder c) eine ſolche Handlung wifjentlih geicheben 


1 1 „Accusatorum temeritas tribus modis detegitur et tribus poenis 
subjicitur: aut enim calumniantur, aut praevaricantur, aut tergiver- 
santur. Calumniari est falsa crimina intendere, praevaricari vera cri- 
mina abscondere, tergiversari in universum ab accusatione desistere.‘ 
L. 1. ad SC. Turpill. „Is autem proprie praevaricator dicitur, qui 
publico Judicio accusaverit.“ L.1. $. 1. D. de praevaricatione. 

2 L.1. D. de praevar. (47, 15): „Praevaricator est quasi varicator, 
qui diversam caussamadj juvat, prodita caussa sua.“ 8.0.08, 
dert. 115: „Stem fo ein Brofurator —5 — geverli ci meiie „ieiner partei 
in bürgerlichen ober peinlichen ſachen zum nachtheil und bem wider 
pert zu gut handelte.“ Die neueren Geſetz en verlangen nicht, daß 
es ſich um Broceffe handle. Es kann nad de nen vielmehr in allen 
Nehtsfachen Prävarilation geübt werben, wo Perſonen mit wider 
ftreitenden Inzeuejfen be beteiligt Ind ae ſpricht namentlich 
auch von „foigen Angelegenheiten, die der Rechtsbeiſtand La bei einem 
Gerichte, fondern bei einer —— zu beſorgen — 8 585. 
In di Mit inne ift auch der Ausdruck, Bo ache“ im 8. 
zu nehmen. Bol. hauptſächlich Oppenho 
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laßt (Konnivenz), hat die auf diefe Handlung geſetzte Strafe ver- 
wirkt $. 357, Abi. 1. Im Falle a, folgt dies ſchon aus den all- 
gemeinen Grundjägen über Theilnahme. 

2. Diejelbe Beftimmung findet Anwendung auf einen Beam⸗ 
ten, der, ohne ein Vorgeſetzter zu fein, Doch eine gewiſſe Aufſicht 
oder Kontrolle über Amtsgeichäfte eines Mitbeamten zu führen 
bat, jofern die von dem Mitbeamten begangene Handlung in das 
Gebiet der Aufficht oder Kontrolle fällt $. 357, Abi. 2. 

Neben der Gefängnißftrafe kann in beiden Fällen auf Un- 
fähigkeit zu öffentlichen Aemtern flir die Dauer von 1 bis 5 Jahren 
erkannt werden $. 358. 
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Uebertretungen. 
(R.:0.:8. $$. 360-870.) 


Erfter Titel. 
Allgemeines. 

1. Diefer Abſchnitt ift von großer praktiſcher Wichtigkeit, weil 
feine Strafen meit häufiger als die für Verbrechen, und felbft 
häufiger als die für Vergehen zur Anwendung Tommen. Zu feiner 
Charakteriſtik diene Folgendes. 

Die Polizeiſtrafgeſetze der einzelnen Länder gehen in dieſen 
Abſchnitt, der Fein vollftändiges Polizeiſtrafgeſetzbuch tft, nicht auf, 
fondern greifen ergänzend da ein, wo er Polizetübertretungen 
nicht bedroht. Er jelbft gebt aber auch wieder über die Grenzen 
eines bloßen Polizeiſtrafgeſetzbuches hinaus, indem er nicht ‚blos 
eigentliche Bolizetübertretungen, jondern auch eine Reihe von 
Heinen Rechtsverletzungen behandelt. Er tft einerjeits ein un⸗ 
volltändiges Polizeiſtrafgeſetzbuch, andererjeits mehr als 
ein Bolizeiftrafgefehbud. 

Zu den in unferem Abjchnitte bedrohten Rechtsv erlegungen 
gehören insbeſondere die im legten $. (370) angeführten kleinen 
Eigentbumsverlegungen: Verringerung eines fremden Grund» 
ſtückes, öffentlichen oder Privatweges ꝛc. Durch Abpflügen oder Ab» 
graben; Wegnahme von Erde, Steinen, Raſen aus öffentlichen 
oder Privatwegen 2c.; unberechtigtes Fiſchen oder Krebien; der 
Mundraub; endlich der f. g. Futterdiebftahl, der gleichſam das 
legte Wort des R.G.⸗B. tft. 

Manche Anordnungen unferes Abfchnittes, 3. B. die erften im 
$. 360, gehören ihrer Natur nad in das Reichsgeſetz; andere 
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3. B. Die der SS. 366 u. 368, hätte man der Partikulargeſetzgebung 

überlaſſen follen. 

2. Die allgemeinen Grundfäte, melde das R.-G.-3. in 
feinem erſten Theile aufftelt, find nicht nur auf Verbreden und 
Vergehen, jondern auch auf Uebertretungen anzuwenden. Sowohl 
tn eben diefem, als auch im Ymeiten Theile, und in den Einleiten- 
den Beftimmungen finden fich indeß einige eigenthümliche Grund- 
fäge für Uebertetungen. Hter ihre Ueberſchau: 

a. Regelmäßig werden nur die im Smlande verübten Ueber⸗ 
tretungen geftraft 8. 6. 

b. Ausgeichloffen find bet Uebertretungen Ehrenftrafen und das 
Spiten der mildernden Umftände; nur bei fpecieller An- 
Drohung ift die Einziehung zuläffig $. 40. 

c. Der Mindeftbetrag der Geldftrafe tft bei Webertretungen 
1 Mark 8. 27. 

d. Eine nicht beizutreibende Geldftrafe wird bei Uebertretungen 
in Haft verwandelt $. 28. 

e. Bei Ummwandelung einer wegen Uebertretungen erkannten 
Gelditrafe tft der Betrag von 1—15 Mark einer eintägigen 
Freiheitsftrafe gleichzuachten $. 29. 

f. Straflos find Verſuch $. 43, Beihülfe 8. 49 und Begünfti- 

gung $. 257. | 

g. Die Verfolgung verjährt in 3 Monaten, die Vollſtreckung in 
2 jahren SS. 67. 70. 

h. Bei realem Zufammentreffen findet Strafhäufung ftatt SS. 74. 
17.78. 

i. Beſſernde Nachhaft kommt als eigenthümliches Strafmittel 

fur die verichiedenen Klaſſen der Liederlichen vor $. 362. 

K. In einer Anzahl von Fällen ift die Strafbarkeit einer Ueber⸗ 
tretung von dem Dafein bejonderer Borfchriften abhängig 
gemacht ($. 360 Nr. 2. 9. 10. 12; $. 361 Nr. 6; $. 365; 
8. 366 Nr. 1. 10; $. 367 Ne. 9. 13; $. 368 Nr. 1. 2. 3. 8; 
$. 369 Nr. 1. 3): alsdann hat das Neichsgejeb nur Die Be⸗ 
deutung einer event. Abgrenzung des Strafmaßes. 

. Die Geldftrafe ift bei Webertretungen entweder bis zu 15, 
oder bis zu 60, oder bis zu 100, oder bi8 zu 150 Mart 
angedroht; die Haft entweder bis zu 2, oder bis zu 4, oder 
bis zu 6 Wochen. Der Gefehgeber wechſelt zwiſchen 6 Straf- 
fügen: Geldftrafe bis zu 150 Mark oder Haft (bis zu 
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6 Wochen); Geldftrafe bis zu 150 Marf allein; Haft allein; 
Geldftrafe bis zu 100 Mark oder Haft bis zu 4 Wochen; 
Gelditrafe bis zu 60 Mark oder Haft bis zu 2 Wochen; 
Geldftrafe bis zu 15 Mark allein. 

3. Eine Eintheilung der Uebertretungen giebt das R.⸗G.⸗B. 
nicht, weil es innerhalb der Abjchnitte überhaupt nicht mehr ein- 
theilt. Die im Preußiihen Strafgeſetzbuche enthaltene Einthei- 
Iung läßt ſich aber noch iwiedererfennen. Nach ihr ift fo zu unter- 
ſcheiden. 

a. Uebertretungen in Beziehung auf die Sicherheit des Staates 
und die öffentliche Ordnung. 


Preußen. R.-G.:8. 
34 360 
No. 1-7 ”0. 1,2,4—6, 
No. 9—11 —11, 
„ [4 
No. 8 366 No. 
341 561 No. 4 
342 365 


b. Webertretungen in Beziehung auf die perfönliche Sicher- 
heit, Ehre und Freiheit. 


re . R.:0.:B. 
» 3 185, 61 u. 67 A. 2. 
344 366 


291 
360 No. 12 
370 Ro. 6 


Berner, Strafrecht. 9. Aufl. 39 
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An Ordnung und Leberfichtlichkeit hat das Geſetzbuch in dieſem 
Abfchnitte verloren. Die Zahl der bejonders bedrohten Ueber- 
tretungsfälle beträgt 70; dazu kommt aber noch eine große Zahl 
zujammengefaßter Fälle. 

Geſchichtliches über Polizetübertretungen giebt Heffter im 
Buch 7 feines Lehrb., 6. Aufl. S. 347—279 


Zweiter Titel. 
Uebertretungen des $. 360. 


Borangeftellt hat man in Nr. 1 und 2 Handlungen, die dem 
Hochverrath und Landesverrath verwandt find, nämlich 

1. Aufnahme oder Veröffentlichen von Riffen von Feftungen 
oder einzelnen Feſtungswerken ohne befondere Erlaubniß (vgl. 
R.⸗G.⸗B. 8§. 92); 

2. heimliches oder wider Verbot erfolgtes Aufſammeln von 
Waffen und Schießbedarf (außerhalb des Gewerbsbetriebes). Ge⸗ 
ftaltet fich dies zur hochverrätberiichen Vorbereitung, fo fällt es 
unter $. 86. 

Hieran reiht fih 3. das Auswandern beurlaubter Reſerviſten 
oder Wehrhmänner ohne Erlaubniß. Auswandern tft Verlafien 
des Deutihen Reiches, in der Abfiht die Staatsunterthänigfeit 
aufzuheben. Die Erlaubniß auszuwandern darf, nad $. 15 des 
Bundesge). über Verpflichtung zum Kriegsdienft vom 9. Nov. 
1867, den Referviften und Landwehrmännern in der Zeit, mo 
fie nicht zum aktiven Dienft einberufen find, nicht verweigert 
werden: Daher tft die Strafe im. Grunde nur eine Ordnungs⸗ 
ftrafe wegen verabfäumter Meldung. Vgl. Sten. Ber. von 1870 
©. 468. 

Unter 4. 5. 6. 7 und 8 finden ſich Fälle, die der Fälſchung 
verwandt find: Anfertigen oder DVerabfolgen von Stempeln, 
Siegeln, Stihen, Platten ꝛc. zur Verfertigung von Metall» oder 
Papiergeld ꝛc. oder Stempelpapier, öffentlichen Beicheinigungen 
oder Beglaubigungen, fofern man diefe Verpielfältigungsmittel 
ohne fchriftlichen Auftrag einer Behörde anfertigt, oder fie an 
einen Anderen als an die Behörde verabfolgt; Abdrucken dieſer 
Gegenftände unter denfelben Vorausfegungen; Anfertigung oder 
Berbreitung von Waarenempfehlungsfarten 2c. in der Form von 
Paptergeld; unbefugte Abbildung von Wappen eines Bundes- 
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fürften auf Aushängejchildern oder Etiketten; unbefugtes Tragen 
einer Uniform 2c. und einige kleine Eitelfeitsdelifte. 

Nr. 9 Toll das minder kundige Publitum gegen leichtfinnige 
oder ſchlecht fundixte AffefuranzsUnternehmungen hüten 
und bedroht deshalb die geſetzwidrige Errichtung von Verſiche⸗ 
rungsanftalten (Ausftener-, Sterbe-, Wittwenkaſſen), wobei indeß 
eine auf Erwerb gerichtete Abficht zur Bedingung der Strafbarkeit 
erhoben tft. 

Nr. 10 bedroht die unterlaffene Nothhülfe, unter zwei 
Borausfegungen, nämlich: a) polizeiliche Aufforderung, b) Ab⸗ 
weſenheit erheblicher eigener Gefahr. 

Den allgemeinften Ausdrud enthält Nr. 11: „wer ungebühr⸗ 
licherweiſer rubeftörenden Lärm erregt oder wer groben Unfug 
verübt.” Diefe Beitimmung wird von der Praris mit Recht auf 
Fälle beſchränkt, welche die öffentliche Drdnung ftören. Privatim 
verübter Lärm und Unfug find ftraffrei. 

Nr. 12 handelt von den Gemwerbsübertretungen der Pfand- 
leiber, Nr. 13 von der Thierquälerei, Nr. 14 von unbefugten 
öffentliden Glücksſpielen. 

Sin diefen 14 Fällen tritt die Uebertretungsftrafe nach ihrem 
ganzen allgemeinen Umfange ein: Gelditrafe bis zu 150 Mark 
oder Haft. Daneben kann auf Einziehung der Feſtungsriſſe, 
Waffen⸗ und Munitionsvorräthe, Stempel 2c., der Abdrüde oder 
Abbildungen, der auf dem Spieltiihe oder in der Spielbank be- 
findlichen Gelder erfannt werden, jelbit wenn dieſe Gegenjtände 
nit dem Berurtheilten gehören. 

Die Thierquälerei wurde in Deutjchland zuerit bedroht 
duch dag Sächſiſche Strafgeſetzbuch von 1838, dem fih das 
Thüringiihe anſchloß (Sachen 1838, Art. 310. Thüringen 
306). Im Preußiſchen Strafgefeßbude 8. 340 Nr. 10 ift nur 
das Öffentliche boshafte Duälen oder rohe Mibhandeln von 
Thieren unter Strafe geftellt, wogegen das Sächſiſche Strafe 
geſetzbuch von 1855 im Art. 361 alle Fälle verpönt, wo Jemand 
Thiere muthivtllig quält, oder duch rohe Behandlung derfelben 
ein Öffentliches Aergerniß giebt. Das R.-G.-B. 8. 360 Nr. 13 
fombinirt die Preußische Beitimmung mit der Sächſiſchen zu der 
Formel: „wer Öffentlich oder in Aergerniß erregender Weile Thiere 
boshaft quält oder roh mißhandelt.“ Hiernach beiteht Die Thier- 

39* 
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quälerei entweder 1) in einem boßhaften Duälen, alfo in einer 
Thätigfeit, wodurch der Thäter, in der Regel ohne äußeren Anlaß, 
feine Bosheit befriedigen will, oder 2) in roher Mikhandlung, 
d. h. in einer Handlung, welche in der Regel durch einen Wider- 
ftand des Thieres veranlaßt wird und, weil fie aus Rohheit 
entfpringt, nur eine Gleihgültigfeit des Thäters gegen Die 
Leiden des Thieres bekundet. In beiden Formen tft die Thier- 
quälerei allemal ftrafbar, wenn fie Öffentlich begangen wird, 
die nicht öffentliche aber nur dann, wenn fie in Nergerniß er- 
regender Weiſe erfolgt. 


Dritter Titel, 
Webertretungen des $. 361. Bgl. $. 362. 


Der 8. 361, der Zuchtparagraph gegen die Liederlihen, hat 
e3 unter den Nummern 1—8 mit Uebertretungen zu thun, bei 
denen eine Geldftrafe, mie bei Bettelei, Zandftreicherei 2c., nicht 
vollziehbar oder, wie bei der gewerbsmäßigen Unzucht, nicht paffend 
- fein würde. Er droht daher hier nur mit Haft. 

Bermandt mit einander find die beiden erften von den 9 
Fällen dtefes $., nämlich die Weberfähreitung der polizeiauf- 
ſichtlichen Beſchränkungen und die Rückkehr eines Verwieſenen 
(vgl. R⸗G.⸗B. 39 Nr. 2). 

Bei den folgenden 6 Fällen tft, nach der Strafhaft, die 
bejjernde Nachhaft zulälfig, von welcher der $. 362 Abf. 2 
handelt (Lehrb. $. 120, Nr. 7). Die Strafbaft felbft aber kann 
bier, gegen ihren fonfligen Charakter, mit Arbeitszwang ver- 
bunden werden, meil es fih um Uebertretungen handelt, die aus 
Abneigung gegen Arbeit zu entfpringen pflegen, oder bei denen 
es ſich um Bekämpfung eines Lafters handelt, für welches tm 
Arbeitszmange das beite Heilmittel Tiegt, $. 362 Abi. 1. 

Ueber dieſe Fälle fagen die Motive: „Die Beſtimmungen 
über Landftreicheret, Bettelet, Spiel, Trunt, Müßiggang, 
Arbeitsfhen und MWohnungs-Ertrogung find aus den 
88. 118 und 119 des Preußiſchen St.⸗G. hierher verſetzt worden, 
weil fie in der Defonomte des Geſetzes bier ihre richtigere Stelle 
finden, mo nur geringfügige Gefehesverlegungen mit Strafe be⸗ 
droht werden. Ebenfo tft es angemefjen erachtet, die Strafvor⸗ 
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foriften über gewerbsmäßige Unzucht ($. 146 des Preuß. 
St.-©.) hier aufzunehmen.” 

Einiger erläuternder Worte bedarf e3 zu den Nummern 6 
und 9 des $. 361. 

Ad 6. Die gewerbsmäßige Unzucht ftraft der Geſetz⸗ 
geber nicht fchlechtweg. Er fieht fie als ein unvermeibliches Uebel 
an, und er überläßt der Sittenpolizet, daſſelbe mit geeigneten 
Mitteln einzudämmen. Nur wenn dieſe Damme überfchritten 
find, tritt Strafe ein. Zwar bildet nach der gegenwärtigen Faſ⸗ 
fung, welche die Novelle von 1876 der Nr. 9 gegeben bat, die 
Strafbarfeit gemerbsmäßiger Unzudt die Regel: ausnahms⸗ 
weiſe aber tritt Straflofigfeit ein, wenn die Bolizet ſpecielle 
Duldung und Kontrolle gewährt hat. Der Stnn des Gejehes 
tft folgender. 

1. Strafbar iſt jede nicht unter polizetlicher Aufficht betriebene 
gemwerbsmäßige Unzucht. 

2. Strafbar ift auch Die unter polizeilicher Aufficht betriebene 
gewerbsmäßige Unzucht, wenn dabei die polizeilichen Vorſchriften 
(zur Sicherung der Gelundheit, der öffentlichen Ordnung, des 
öffentlichen Anftandes) überfchritten werden. 

Ad 9. Der Zunahme der von Kindern begangenen Ueber- 
ſchreitungen der Strafgejege glaubte die Novelle von 1876, 
welche die Nr.9 beigefügt hat, nicht Durch Herabjegung der Alters- 
grenze für die Zurechnungsfähigkeit, jondern duch den Grundſatz 
der Berantmwortlichleit der zur Auffiht über die Kinder 
Verpflichteten entgegentreten zu müſſen, „indem dieſe durch 
präſumtives Einverſtändniß, durch ſchuldhaftes Geſchehenlaſſen, 
wenn auch nicht durch Anſtiftung, an den Handlungen betheiligt 
erſcheinen.“ Sp ergänzt dieſe Beſtimmung den $. 55 des R.⸗G.⸗B. 
Sie ſoll befonders den Klagen der Land» oder Forfteigner über 
jene Schaaren Heiner Diebe abhelfen, melde einen beftändigen 
Krieg gegen die Erzeugniffe von Feld und Wald üben, in der 
Negel aber der Strafe entgehen, weil fie das Alter der Zurech⸗ 
nungsfähigkeit noch nicht erreicht haben. Sie wird aber in ihrer 
Anwendbarkeit nicht nothivendig Durch das Alter der Zurechnungs⸗ 
unfähigteit der Heinen Sünder begrenzt, jondern kann auch darüber 
binausreichen, und zwar ſoweit, als die Auffichtspflicht der Eltern 
darüber binausreicht; denn die Grundlage der Steafbeftimmung 
der Nr. 9 ift die Verfäumung der Auffichtspflidt. Die 
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Haftung wegen verfäumter Auffichtspflicht iſt weſentlich verfchteden 
von der Haftung wegen Theilnahme oder Begünftigung, 
wiewohl dabei Eines oder das Andere nicht jelten unnachweisbar 
im Hintergrunde ftehen wird. 

Das Geſetz macht verantwortlich nicht nur für die Mißthaten 
der eigenen Kinder, jondern auch für die anderer zum Gehor⸗ 
fam verpflidhteter Hausgenoſſen; ferner nicht nur für Dieb- 
ftähle, fondern auch für allerhand häufig von Kindern im ſchwei⸗ 
genden Einverftändniß mit den Eltern verübte Schmuggeleien 
(Boll⸗ und Steuer-Defraudationen ıc.). 

Da es fih bier um Repreſſion der Gewinnſucht der Eltern 
zu handeln pflegt, die Fälle der Verantwortlichfeit ſich ohnehin 
fehr eigentbümlich geftalten fünnen, jo geitattet das Gejeß in der 
Nr. 9, abweichend von den Nummern 1—8, ftatt der Haft auf 
Geldftrafe bis zu 150 Marf zu erkennen. 


Bierter Titel. 
Hebertretungen der 88. 363. 364. 365. 


1. Eine Reihe von Urfunden-Fälfhungen wird aß 
bloße Uebertretung behandelt, wenn fie der Thäter deshalb ver- 
übt, um Privatperjonen oder Behörden zum Zwecke feines 
befjeren Fortkommens zu täuſchen. Hieher gehört die Fäl- 
Ihung von Päſſen, Militärabichieden, Wanderbüchern oder fonfti- 
gen Legitimationspapieren, von Dienft- oder Arbeitsbücdern, 
Führungs oder Fähigkeitszeugniſſen. Den Gebraud der falichen 
Urkunde ftellt das Geſetz auch bier der Fälſchung gleid. In 
beiden Fällen wird, aus $. 363, mit Haft oder mit Geldftrafe bis 
zu 150 Mark geftraft. 

2. Um ben im $. 276 behandelten Vergehen des Stempel- 
Betruges vorzubeugen, bedroht $. 364 mit der eben ermähn- 
ten Uebertretungsitrafe das Veräußern oder Feilhalten fchon ge 
brauchten Stempelpapiers. Dabei wird indeß zur Bedingung der 
Strafbarkeit gemacht, daß das Stempelpapier von ber daflelbe 
entmwerthenden Schrift befreit, daß es alſo zum erneuerten Ge- 
brauch geeignet gemacht worden fei. 

3. Der $. 365 jet eine gebotene Bolizetftunde für das 
Bermeilen in Schankftuben oder an öffentlichen VBergnügungsorten 
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voraus. Das Ueberſchreiten diefer Stunde von Seiten eines 
Gaftes ift nicht ohne Weiteres ftrafbar, fondern wird es erft dann, 
warn der Wirth, fein Vertreter oder ein Polizeibeamter ihn zum 
Fortgeben aufgefordert bat. Auch teifft den unfolgfamen Gaft 
nur eine leichte Geldftrafe bi8 zu 15 Marl. Strenger behandelt 
das Gefeh den Wirth, welcher Das Ueberſchreiten der Bolizeiftunde 
duldet; diefer Tann nicht nur mit Geldftrafe bis zu 60 Mark, 
fondern felbft mit Haft bis zu 14 Tagen belegt werden. 

Das Gebot einer Polizeiftunde geht in Preußen von der 
Ortspolizei aus: Gefeh vom 11. März 1850 über die Polizeiver⸗ 
waltung $. 6. unter e. 


Fünfter Titel. 
Webertretungen der 88. 366, 366 a. 


Die Beitimmungen des $. 366 — über Störung der Sonn- 
und Fefttagsfeier, gemeingefährliches Fahren oder Reiten, Ver⸗ 
binderung des Vorbeifahrens, gefährliches Stehenlaffen oder 
Führen von Thieren, Heben von Hunden, Werfen mit Steinen 
oder mit Unrath, gefährliches Aufftellen oder Aufhängen, ebenſo 
Ausgießen oder Auswerfen von Sachen; ferner über die Hinde- 
rung des Verkehrs duch Aufftellen, Hinlegen oder Liegenlaflen 
von Gegenftänden auf öffentlichen Wegen, Straßen, Plätzen oder 
Waſſerſtraßen; endlich über die Weberfchreitung der zur Erhaltung 
der Sicherheit, Bequemlichkeit, Reinlichfeit und Ruhe auf 
Öffentlichen Wegen 2c. erlaffenen PBolizeiverordnungen — find ohne 
wesentliche Aenderungen aus den 88. 344 und 346 Nr. 2 und 3 
des Preußiſchen St.-G. aufgenommen. Schon das Preußiſche 
Strafgeſetzbuch hätte fie wohl befjer weggelafien, weil fie nach den 
Drtsverhältniffen modificirt werden müflen. 

Der 8. 366 a, von der Novelle des Jahres 1876 aufgeftellt, 
gewährt den natürlihen Schugwehren der Gewäſſer, bejonders 
den Dünen und den fie erhaltenden Pflanzungen und fonftigen 
Anlagen, einen ähnlichen Strafſchutz, mie ihn nad $. 321 die 
fünftliden Wehre, die Deiche 2c., genießen. 
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Sechster Titel. 
Uebertretungen des 8. 367. 


Unter 15 Nummern finden ſich hier Anordnungen zum 
Schutze von Leben und Geſundheit. Ihre Ueberſchreitung 
iſt mit der vollen Uebertretungsſtrafe bedroht. Daneben kann 
auf Einziehung der verfälſchten oder verdorbenen Ge— 
tränke oder Eßwaaren, der Selbſtgeſchoſſe, Schlageiſen 
oder Fußangeln, ſowie der verbotenen Waffen erkannt wer⸗ 
den, auch wenn ſie nicht dem Verurtheilten gehören. 

Die beiden erſten Nummern betreffen Leihen und Be- 
erdigungen. Nr. 1 ergänzt den $. 168; Nr. 2 beugt voreiligen 
Beerdigungen vor. 

Sm den Nummern 3—6 bat e8 das Gejeh mit der unerlaub- 
ten Zubereitung, Aufbewahrung oder Veräußerung von Giften, 
Arzeneien und Erplofionsftoffen zu thun; in Nr. 7 mit 
dem Verkauf verfälichter oder verborbener Getränke oder Eß⸗ 
waaren, wobei der Trihinen gedacht wird. Das Legen von 
Selbftgefchoffen 2c. an bewohnten oder bejuchten Orten, ebenfo 
das Schießen oder Feuerwerken dafelbft, tft nur bei polizei- 
licher Erlaubniß ftraflos (Nr. 8. Nr. 9 hat den Fall im Auge, wo 
man Stoß-, Hteb- oder Schußmwaffen, wenn fie in Stöden oder 
Röhren oder in ähnlicher Weiſe verborgen find, einem gejeglichen 
Berbote zumwider feilhält oder mit ih führt. Nr. 10 ift eine 
Präventivmaßregel gegen Verlegungen bei Raufbändeln, 
entfprecdend dem $ 223 Abi. 3. 

Die Karolina unterjcheidet im Art. 136 zweierlei ſchädliche 
Thiere, nämlich 1) oldhe, die zwar von Natur zahm find, aber 
fih im einzelnen Falle ſchädlich „erzeigen“, 3. B. bilfige Hunde, 
Tchlägige Pferde, ftößige Ochſen; 2) folche, die von Natur wild 
find. In demjelben Sinne unterfcheidet die Nr. 11 unſeres 8. 
bösartige und wilde Thiere; indem fie Denjenigen bedroht, 
der ohne polizeiliche Erlaubniß a) gefährliche wilde Thiere Hält, 
oder b) wilde oder bösartige Thiere frei umberlaufen läßt, 
oder in Anjehung ihrer die nöthigen Vorfihtsmaßregeln ver- 
abjäumt. . 

Die Nr. 12, über unverdedte oder unverwahrte 
Gruben, Brunnen, Kellerzc. an Verfehrsorten, bildet den Ueber⸗ 
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gang zu den drei Schlußbeftimmungen über Bauten, 
nämlih 1) über unterlaffene Ausbefferung oder Niederreißung 
einfturzdrobender Gebäude, 2) über Vornahme von Bauten 
oder Bauausbeflerungen ohne die erforderlihen Sicherungs- 
maßregeln, 3) über Bauen und Ausbeſſern ohne die erforder- 
liche polizeilihe Genehmigung, oder mit eigenmächtiger Ab» 
weihung von dem durch die Behörde genehmigten Bauplane 
(Mr. 13. 14. 15). Der Ungehorfam gegen die baupolizeilidhen 
Vorſchriften kann leicht mit Körperverlegung und Tödtung ideell 
zujanmentreffen. 


Siebenter Titel. 
Uebertretungen ber $$. 368. 369. 370. 


In den Nummern 3 bis 8 des $. 368 finden fih die all» 
gemeinen feuerpolizetlihen Anordnungen, mwunderlih auf 
beiden Seiten eingerahmt von den Beflimmungen über Garten⸗, 
Feld», Wald- und Jagdpolizei (Nr. 1 und 2, Nr. 9. 10. 
11); man fteigt von Weinbergen in die ſchauerliche Schlucht der 
Feuerftätten hinab und Flimmt dann wieder zu Weinbergen und 
Gärten empor. Die Strafe geht nur bis zu 60 Mark, oder 
bis zu 14 Tagen Haft. Der Gejeggeber des Deutichen Reiches 
verirrt ſich bis zu Vorfchriften über Raupen und VBogelneiter. 

Mit Geldftrafe bis zu 100 Mark oder mit Haft bis zu 
4 Wochen (die Strafmaß kommt nur einmal vor) beftraft $. 369 

1) Schlofjer, welche unbefugt Schlüffel, Nachfchlüffel, Dietriche, 
anfertigen oder verabfolgen, oder Schlöffer öffnen; 

2) Gewerbtreibende, welche die Vorfchriften über die Maß⸗ 
und Gewichtspolizei verlegen; 

3) Gewerbtreibende, die im Feuer arbeiten, wenn fie die Feuer- 
polizeiliden Gewerbevorſchriften nicht befolgen. 

Sm 8. 370 ift Geldſtrafe bis zu 150 Mark oder Haft auf 
jene Eigenthbumsverlegungen geſetzt, deren bereits in unferem 
ersten Titel, welcher von den Mebertretungen im Allgemeinen 
handelt, gedacht ward. Die Nummer 3 diefes $. gieb Zeugniß 
von dem haushälteriſchen Preußiſchen Sinne, mit welchem das 
ftreitbare Deutſche Reich feinen Kriegsbedarf hütet. 





Regiſter. 


(Die Zahl zeigt die Seite.) 
A. Arbeitshaus 242. 

Arbitrium judicis 278. 
Abbitte 226, Arzt, ‚an —— 478. 
Abegg, Straftheorie 22. Arzt, Runftfehler 510. 
Aberglaube, Einwirkung auf dad Arzt, Zurechnungsfähigteit 

Strafrecht 68. Aerztliche Priva Igebeimniffe —* 

Aberratio delicti 161, 162. Assassinium 4 


Abigent 524. 
Abirrung der Handlung 161, 162. 
Ablationstheorie, Diebftahl 631. 
Abolition 
Abortus procuratio 496. 
Abihredungstheorie 7. 
a redung&zmed 31, 209. 

rift des trafurtheils bei Ehr⸗ 

enger 459. 

ar egung bom Amte 228, 
t 164 Note, 167. 
H 0 ute Straftheorien 14. 
Ab onberung bi ber Verbrecher 233. 
Abtreibung 496 
Aderbaufolonien 243. 
Actio injur. aestimator. 436, 450. 
allen 150. 

Affektwille 165. 
Amerikaniſches Duell 462 Note 1. 
Amneſtie 
Amt, ingriffe i in ein 384, 
Amtzerpreffung 596. 
Amtsmißbrauch 596. 

— in Strafſachen 597. 
Amtsverbrechen 587. 
Androhungstheorie 10. 
Anfang ber Ausführung 179. 
Angelus Aretinus 58. 

Animus hostilis 346. 
Animus injuriandi 445. 
Animus lucri 528. 

Annahme von Gefchenfen 593, 
Anreizung zum —— 10. 





————— weika 
— 


Intit 37, ‚324. 
Anwerben für frembes Militär 387. 
Anzeige, unterlafiene 
Apprebenfionstheorie 531. 


afpleeht, ‚ licchliches 52. 


— Iges Syſtem (Schweig⸗ 
— —— ſtrafbare 201, 
Fe 3 72. 
—2 37 
Au bebung ber Strafgejeke 260. 
Aufrub 
Kuhını zum Verbrechen, Ueber⸗ 
fchreitung beffelben 19 
Auftrag zum * En, Zurüd- 
ufficht, polizeili e‘ 
Augenblidliche Verbrechen 319. 
Ausgeben falichen Geldes 389, 390. 
Ausländer, Verbrechen der 
Auslegung der Strafgejeke 276. 
Auamellund ber Srafe 276. 
Ausmeſſung des Verbrechens 270. 
Ausſetzung —— 499. 
Aus weiſung, (rtsunterſagung, 
Landesverweiſung, Reichsverwei⸗ 
ſung) 234. 


B. 


Babiices Strafebift von 1803 
Bäder (furtum balnearium) 
gambergenfid 61. 

Bande 

ganhitenmozb 492. 
Bankbruch 
—— Veſtech 

Bauers Straftheorie 1 
Baukunſt, —— ungber Regeln 575. 
Bavarici juris Codex 7 


—2 es —8 von 
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Beccaria 72. Carpzow 69. 
Bedrohung, Nothſtand 146. Chriſtenthum 49 
Bedrohung, ſtrafbare 521. einiirent, Berhäitnih zum Straf- 
Befehl, verbindlicher 143. t 38 
Beförderung  Gelnge 375, 599. Sivilfandsurfunde, Fälfchung 
Befreiung von Gefangenen 375. 405, 595. 
Begnadigung Clarus 69. 
Begräbn Au G eienfiches bes Selbſt— Code p£nal 34. 


mörders 
Begrengung(Bofinufi) te 
fchreitung der, 6 
Begünftigung 188, 546. 
Beihülfe, Begriff 196. 
Beibülfe, Sirafbartei 271, 272, 
Beilchlaf 42 
— des Strafur⸗ 
theils bei Ehtberlegungen 459, 460. 
Beleidigung 435. 
Beihämende Strafen 226. 
Beihimpfende Strafen 227. 
Beihimpfung, kirchl. 399. 
Beiondere Strafgefeke, wiefern aus 
dem allg. Strafgſb. zu ergänzen 277. 
Dejlerungthenrie 8. 
— 
Betru 
Bettler, betrü ügerifcher 556. 
Beugung des Rechts 593, 
Beurkundung, falſche 600. 
Bewaffnete Haufen 379. 
—3 — Diebſtahl 536. 





Bewußtloſigkeit 130. 
Ben tfein, Zurechnungsfähigkeit 


Bigamie 407. 
Bigamie, 408 Note ll. 
Bigamie, Berjährung 319. 
Bildung, Einfluß au die Strafe288. 
Blasphbemie (Öotteatäiterung) 398. 
Blutegel, A 29 Note 1. 
Blutrache M 
Bbutſchande 415. 
Böhmer, Fre v. 70. 
Bonifacius 58. 
Bordelle 434. 
Böswillig R.-©.:8. 165 Note. 
Bösmwilligkeit (Dolus) 168. 
Branden m e Öejebe —— 
—B gr ®.:D 
Brandftiftung 574 
Dranbzeicen, Drohung 378, 
Bürgerlicher Tod 227. 
Burgfriedensbrud 377. 
Buße 232. 

C. 


Calumnia 606. 
Carolina 59, 62. 


Compensatio beit Injurien 451 
ote 1 

Compositio 54. 

Concursusad delictum 189. 
Concursus delictorum 2%. 
Concussio 544. 

Confinatio (Beritridung) 7 233. 
Confiscatio bonorum 2 
Consummatio delicti er 
Contrectatio beim Diebftahle 


531. 
Corpus delicti Note 1. 120. 
Crimina 116. 
Culpa, Begriff und Arten 168, 170. 
Culpa, Strafbarteit 270. 
Culpa, wie weit fie dem Strafrechte 
_ angehöre 169, 170. 


D. 


Damhouder 67 Rote. 
Dämme, Durdftehung 583. 
Damnatio memoriae 309, 
Dauerndes Verbrechen 319. 
Dekalog dl. 
Delicta, Kanon. Eintbeil. 117. 
Delicta, Röm. Eintheil. 116. 
Delictum perfectum 182. 
Denkmäler, Beichäbigung 572. 
Denunciation, falſche 397. 
Deprecatio injuriae ſ. Abbitte. 
Deiertion, Berleitung zur 387. 
Desuetudo 260. 
Diebftahl 523. 
Dietriche 535. 
Diplomatifcher Lanbesverratb357. 
Diplomatiihde Perſonen, Ver— 

ehen 602. 
Disciplinarfälle 537. 
Divinum jus 50 Rote 1. 
Dolus, Begriff und Arten 163. 
Dolus, Strafbarfeit 270. 
Doppelehe 407. 
Drohung, Pa tand 146. 
Drobung, ftrafbare 521. 
Duc aut dota 420 Rote 6. 
Duell 461. 

E. 


Effractores 524. 
Ehebrecher, Tödtung des 475. 
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leben 409. — „Anſelm 74, 77. 
Ehebruch, nichtige Ehe 408 Note 1. euerbachs Straftheorie 10, 
en Ehrenfräntungen 450. tes Straftheorie 12. 
Ehre 435 lan ieri 72, 
ehrenerflärung 226, 450, 459. iiabiebitapt 550. 


ee 

Ehrloſe Injurien gegen 440. 

Eidesbruc 895. 

Eigennug, ftrafbarer 570. 

Einbrud 535. 

Eindringen in Wohnungen 376, 

Eindringen von Rotten 377. 

Einführungverrufener Münzen3%. 

Einrede (Beweis) der Wahrheit 455. 

Einſatzſtrafe 296. 

Einſchleichen 537, 538. 

Ein percung, ftrafbare 517, 

Einfteigend5 

Einwil ee Berlegten 141. 

Einziehun 

Eifenbabnen, Beſchädigung 574. 

Enchkbopädiſche Stellung des 
Strafrechtes 

Fa ad 9.518. 

Entla ung, vorläufige 239. 

Entſchluß 165. 

un, bon Leihen und 
Gräbern 

Entwendung in Hungerönoth 145. 
Rote 2. 

Erböbung der m Ftrafe 278 Notel. 

Grpreiiung but 

Erſatz des i ealen Schadens, Straf: 
theorie 12. 

Exceptio veritatis 455. 

Expilatores 524, 

Erplofionen 574. 

Exrterritortaltität 268. 


8% nenfludt 387. 
5 zaſſigreit, Begriff und Arten 
* peläffigteit, ‚ Strafbarkeit 270. 
rläſſigkeit, wie weit ge in das 
Steaite t „geböre 169 
allbeil 
ef en * 397. 


aſdun a 
a PN 526, 6527. 
gmilienrehte, Unterbrüdung 


Farinacius 69, 
ehde 54, 56. 
eftungsbaft 237. 
euer, Leichtfinn mit, 583. 


luchtbeförderung 375, 599. 
ornicatio 421. 
gortgeiegies Berbrechen 2%. 
red um 
a er Malt, 517. 
retheitsftrafen 233 
Ha bedingte 239. 
revel feitl 0. 
riede, Marffriede, Kö nigafviebesß. 
tiedensftörun en 87 
riedlofigfeit 56 Note 1. 
undunterfchlagung 540. 
5 Sadıen, Unterfchlogung, 


Furtum 
— — 529 Note 2. 


G. 


Gasdiebſtahl 529. 
Gattenmorb 491. 
Gandinus 58. 
Gaunerſprache 102 Note 3. 
Gedanken, ftraflos 160. 
Gefangene, Befreiung 375, 
Gefangen alten 51T. 
Gefängnißftrafe 236, 
Gegenſtand des Verbr. 115, 134. 
Ge eimnäfie, neriegung 570. 
Gehülfe, Begriff 1 

Gebülfe, Strafbarleit 271, 272. 
Geittentrantheit, Körgerverl 


Beitenfzantheit, Zurechnung 


Geldunter lagun 539. 

Geldbuße Ei 8 

Geldſtrafe 23. 

F mein nes Recht, gegenwärtige Stel: 
un 

Gemeines Recht, Exrlöfchen 75. 

Gemeingefährlice Berbrechen 


Gemeinzetlice Gefeke 81. 
Genugthuungs —E 

— — eorien 25, 35, 
Gerichtsgebrauch 80. 
Germanenthum 49. 
Germaniſches Recht 54. 
Geſammtſtrafe 297. 

Geſandte, veleibigung 366. 
een 418, 
Geſchenkannahme, ftrafbare 59. 


Regiiter. 


Geſchichtliche Schule 74. 
Geſeitzbücher ber Neuzeit 83, 
Geſundheitsverletzung 503. 
Gewalt 116. 
Gewerbsmäßige Heblerei 549. 

— Glücksſpiel 570. 

— Unzucht 613. 
Gewichte, ungefetliche 617. 
Gewohnheitsrecht 79. 

Gift 509. 
Gifttödtung 489. 
Gsimbeit vor dem Geſetze 52, 


Gleichzeitige Injurien 443. 

Globig und pulter 73. 

Gobler, Juſt. 67. 

Gottesdienft, Störung 200. 

Gottesfriede 52. 

Gräberverlegung 400. 

Grassatores 541 Note 3. 

Grenzfälihung 564. 

Grundſätze des allgemeinen Straf⸗ 
geſetzbuches, wiefern anwendbar auf 
Sperialgejege 277. 

Griechenthum 44. 

Gutachten des Arztes, ſiehe Arzt. 


9. 


Saar, Strafen an Haut u. Haar 


Sale Strafe 238. 

alögerichtsorhnungen 60. 

Yanbelöneielfihaften, Belei⸗ 
digung 42. 

Handlung 158. 

Handlungsbeftand 120 Note l. 

Fa 166 Note l. 

9 a 5 und Berachtungs- Paragraphen 


Haufen, bewaffnete 379. 
Sanlıns der Verbrechen 290. 
auptgehülfe 1%. 
Haupt= und Nebenftrafen 224. 
Hausdiebſtahl 526, 527. 
Hausfriedensbruch 376. 
Hegels Straftheorie 18. 
* lerei 546. 
enkes Straftheorie 18. 
Herausforderung 469. 
Beer Hat 491. 
effifche Salögerichtäorbnumg 66. 
inrichtung, intramurane 20%, 
ochverrath 341. 
olzdiebſtahl 582 Note 1. 
Sültswiltenica ten 9. 
Hungersndth, twendung 145 
Note 2. 
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Jagd, unbefugte 530, 571. 

Jagdbeamte, Widerſetzung 372. 

Ignorantia facti 161. 

— ———— 
oſephiniſches Geſetzbuch 76. 

Impetus 8. 166. ſekbuch 

Inceſt 415. 

Injurie 435. 

Interversio ſ. Unterſchlagung. 

Irttanurandinitun 082, 
rrenhaus, Einiperrung in's 138. 

Serum in Thatſachen 161. 

Irrthum über iafgejehe 266. 

Iſolirungsſyſtem 238. 

Stalienijche yuriäprubeng 67, 72. 

Sugend, Strafmilberung 279. 

Jugend, Zurechnungsfähigfeit 124. 

Suriftifche Berfonen 121. 

Beleidigung 442. 

Jus divinum 50 Rote 1. 


8. 


Kammern, Verbrechen gegen 367. 
Kanoniſches Recht 51, 82. 
Kants Straftheorie 15. 
Kanzelmißbraud 383. 
Kartelltragen 470, 471. 
Kaffenveruntreuung 600. 
Kauffalzufammenbang 158, 478. 
— muß zurechenbar fein 479. 

Kind, Zurechnungäf. 125. 

—, Berantwortlichkeit ber zur Auf: 

ficht Berpflichteten 613. 

Kindesabtreibung 496. 
Kindesausfetung 499. 
Kindesdiebſtahl e eraub) 514. 
Kindestödtung 493. 
—— —————— 403. 
Kirche, ihre Strafthätigkeit 51 
Kirchenbuße 214. 
Kirchendiebſtahl 534. 
Kommentatoren der Karolina 67. 
Kompenfation bei Injurien 451 


Rote 1. 
Komplott 208. 
Konkurrenz ber Verbrechen 290. 
Konfistation 230. 
Konnivenz des Borgefehten 605. 
Kontrektationstheorie 531. 
Körperliche Züchtigung 244. 
Körperverlegung 502. 
Kriminalpolitit 40. 
Kulpa, fiehe Culpa. 
Kunftfebler, Arzt 510. 
Kuppelei 430. 
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L. Mundraub 532, 607. 

Münzgverbrechen 388. 

Landes verrath 353. Murdritum 474. 
Landesverweiſung 234. 
Landfriedensbruch 378. N 
Landzwang 378. 
Lascıvia 170 Rote 2. Nachrede, üble 447. 


Latrocinium 49. 
Latrones 541, Noten. 
Lebensfähigkeit 494. 
Lebensſtrafen 246. 
Lebenswandel 275. 
Reibesftrafen 244. 
Leihenentwendung 400. 
Leichname Oingerichteter 253. 
Lenocinium 430. 
Lethalität 478 Notel. 
Libellus famosus 358. 
Libri terribiles 81. 

Lichte Zwiſchenräume 133. 
Litteratur des Strafrechtes 102. 
Lohnmord 492. 

Luxuria 170 Rote 2. 


M. 


Majeſtätsbeleidi ung 357. 
Maichätönerbreden 337. 
Maß der Strafe 32. 
Matthaeus, Anton 70 Rote 2. 
Medicina forensis 99. 
Medicinalpfufcherei 510. 
Mehrfache Ehe 407. 

— Verjährung 319. 
Mehrung der Strafe 277. 
Meineid 39. 
Menſchenraub 513. 
Meuchelmord 492, 
Meuteret von Gefangenen 375. 
Mildernde Umftände, Syſt. ber 
1 284. 


Milderung ber Strafe 279. 
milltäriiner Landesverrath 356. 
Militärpflicht, Entziehung 386. 
Militär: Stfgb. 385 Note 2. 
Minderung der Strafe 277. 
Minimum der Gtrafe, 
nothwendig 256 Note 1. 
Di eburt, Tödtung 476. 
Mi Dandlung 503. 
Mittel des Verbrechens 156, 180, 
Dittläte Begriff 1. 


wiefern 


Mitthäter, Strafbarleit 271. 
A Begriff 190. 
Miturheber, Strafbarkeit 271. 
Monarchie 55. 

Monſtranz, Entwendung 534. 
Mord 480. 


Nachſchlüſſel 535. 
Nachtwandeln 130. 

Nachtzeit, Tine 537. 
Naturrehtslehrer 68. 
Raturwibrige Unzucht 423, 
Nebenitrafen 224. 

Nefanda venus 423. 
—A 885. 

Nichtige Ehe, Bigamie 408 Note 1. 
Niederkunft, heimliche 496. 
Nicderſchlagung von Strafſachen 


Non bis in idem 309. 

Nöthigung 519. 

Nothhülfe 611. 

Nothſtand 144. 

—An 148. 
Nothwehrtheorie, Straftheorie 9. 
Nothzucht 426. 

Nullum crimen sine lege 255. 


O. 


Zoettripuna eſpaue 80. 

deſetige Beleidigung 459, 460. 

Deffentliches Recht, Strafrecht als 
Theil deſſelben 36. 

SPIEL Strafen 37. 

Deffentlichfeit 275. 

Oldekopp 69. 

Drient 43, 

Ortolans Straftbheorie 26. 

Deiterreic Geſetzbuch von 1808, 


P. 


Palinodia, ſiehe Widerruf. 
Parricidium (Paricidium) 491. 
Partitularzegtlice Ritteratur 


artireret 548. 
artus abactus 4%. 
Pasquill 444. 
Beinli de Gerichtsordn., ! Carolina, 
ein liche Verbrechen 117, 
erduellio 337. 
Perſönliche Eigenfchaften, 
fchiedene der Theilnehmer 199. 
Perſonen, juriftifche 121. 
wiefern beleidigt 442. 


ver: 


Regiiter. 


nk 513. urch. bi., 214. 
önitentiarſyſtem, kir 
— neueres 219, 238. 


—26 „Verhältniß gem Strafr. 40. 


olizeiaufſicht 225, 234. 
PBolizeiübertretungen 38. 
Bofizivität des ben Rechtes 5. 
PFoſtbeam e St 

raemeditatio 165. 
Praevaricatio 601. 

räventionstheorie 10, 

vanger 226. 

raris 80 
—28— Edikte aus dem 18. Jahr⸗ 


nn es ap —— 
Breuhil des —SE 88. 


vbrivatſtrate 37. 

rocuratio abortus 496. 
Procuratio sterilitatis 504. 
Provokation 488, 505. 
Prügelſtrafe 244. 

Pſychologie 100. 

Publikation der Strafgeſetze 256. 


Q. 


Quackſalberei 510. 
Dualifieirte Verbrechen 118 


Rot 
Ouatifieitter Berfuch 188. 
Quasi falsa 
Quellen des Strafrechtes 79. 


R. 
Ra 


che4 
— „Halsgerichtsordn. 60. 
Rapina 

Raptus virginum etc. 515. 

Ralt Pre Rechtöverftändigen 64. 


Raubmord 49. 
Raufhandel 507. 
Realinjurien 444. 
Recantatio injuriae, ſ. Widerruf. 
Rechtloſe, Verbrechen gegen 142. 
nehtonmalker Untreue ber 605. 

ai 68. 

tswidrig R.«G.«B. 165 Note. 

—28* Beleidigung des 364, 365. 
Regenten, Beleidigung fremder 366. 
Reichshochverrath 345. 
Reihaitraigeiehäug 88. 

—  Litteratur 109. 
Relative Straftheorien 7. 
Relegation 213. 
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Religionsverbrechen 3%. 
Remus 67. 
Rentontre 467. 
Repetundarum crimen 5%. 
Retorjion bei Beleidigung 453. 
Reue 279 Rote l. 
niaterligeß Ermeflen 278, 
Riederer 59 
Romanifirende Doltrin 67. 
| e Straftheorie 48. 
Römiſches Strafrecht 45—48, 211. 
zoll 26 Note l. 

fall 302. 
Rückkehr des Vermwiefenen 612. 
Rückwirkung der Geſetze 257. 


©. 


Sachbeſchädigung 571. 
Sacrilegium 534. 
Sächſiſche Juriſten im 17. Jahr⸗ 
hundert 68. 
Salbatorifäe Klaufel 62. 
Säänbung, unf rum 419, 
ändung, un —* Schwächung 


< Banbgemälde 444, 458. 
Sqärtungsrems 287. 
Saite erbrechen auf bdenjelben 


Sgiafutänn: 130. 

lägerei er Raufbandel. 

sat Ale —58— 
r 
—35— engeld 232, "50, 
ſiehe Schandung 

—— verheiml. 496. 
Schwarzenberg, Joh. von 60. 
Seelenkrankheiten 129, 132. 
Sekundant 469. 
Serpfibefreiung 375, III. 
Selbſtmord 139. 
Selbftuerftümmelung 387. IIL 
Sepulcri violatio 400. 
Seuden, Verbreitung 575. 
Sittlichleit, Berbr. gegen bie 114. 
Sodomie 424. 
Spuverän, ftraffrei 268. 
ER Rechte 366. 
Staatsverrath, }. Landesverrath. 
Stand, Stra gperwandlung 268. 
Statiftif 1 
Stellionat 550. 
Steuern, übermäß. Erhebung 601. 
Störung des Öottegbienfte 400. 
RER el FE Fa 
Strafbarfett,.modale 275, 

— objektive 272. 


624 Negifter. 

Strafbarfeit, ſubjektive 270. 

Strafe 207. u. 
Ueberſchwemmung 583. 


Stualernäbun 210, 224. 

Stra EN 278 Rote l. 
Strafgejet 254 

Strafmehrung 277. 
Strafmilderung 279. 
Strafminderung 277. 
lee Verhältniß 3. Straf- 

rechte 40 
—8 „Begriff8. 
Strafrechtstheorien 6. 

— der neueren Geſetzbücher 34,35. 
Strafſchärfung 287. 
Stafunmündigkeit 127. 
Strafverbüßung ſ. Stzafaufzehrs. 
Strafverwandlung2 
Strafzwecke 30, 209, 
Strandung 575. 

Stuprum 419. 
— nec violentum nec vo- 
luntarium 
Subjekt des Verbrechens 121. 
Syndikatsverbrechen 594. 
Syſtem der mildernden Umſt. 284. 


T. 


Taubſtumme 133. 
—A 604. 
Telegraphen, Beſchädigung 586. 
Tengler, Ulr. 59. 
Tergiversatio 605. 


Tha 
Thatbeand, Unterfchied vom Bes 
riff 120, 


len 190. 

Theilnahme am Berbrechen 189. 
Theresiana 76. 

Thierquälerei 611. 
Thronfolger, Beleibigung 360. 
Tod, bürgerlicher 227 

Tod des An efchulbigten 809. 
Zobeöhre e 244, 

Todtſchlag 480. 

zabtlimteit 478. Rotel. 
Tödtung 47 

Tödtung, allgem. Thatbeftand 475. 
Tödtung bed Einwilligenden 141. 
wöhtung des sum Tode verurth. 


Tödtung, fährläſſige 477. 
Tödtung im Raufhandel 507. 
Trennun gtem 220, 236. 
Treu ei 52. 
Zrunfenheit 18 131. 
Tumult, f. Auflauf. 
Tyroler Ralefigordnung 60. 


Hehertvetung, Berbr. u. Berg. 


Mebertretungen 607. 

—— 
nebeliche Verwa bei dem 
Inceſte 418 Note 3. 

Unfreiwillige Schwächung 42. 

Unfruchtbarmachung 

Ungehorſam 370, 

Unsauglige Mittel, Objekte, 19, 


Unterlaffungäberbregen 159. 
Unternehen 8 ſſches 348. 
verrätberi 

Unterfei nn Kindes= 403. 
art —* 

nter ngshe 
Unt —R 
Unvorſichtigkeit 171. 
Unwiſſenheit, ſ. Ignorantia. 
Unzüchtige Handlungen 422. 
Urtehdebrucd 395 
Urbeber 19%. 
Urkundenfälſchung 560. 
Urfache und Beranlaffung 418. 


V. 


Verausgabung qhjder M. 388. 
Verbalinjurien 
Verbergung von Verbrechern 546. 
Verbindungen, ſtrafbare 880. 
—A allg. Begriff 113. 
Verbrechen und Vergehen 119. 
Bereinigungstheorien 22. 
Bela rung im Allgem. 270. 
Verfü vungg zur Unzucht 422. 
— —8 RB letzung 509. 
ergiftung, Körperverlekung 
Vergiftung, Töbtung 489. 
Vergiftung von Brunnen 575. 
Vergütung des idealen Schabens, 
Straftheorie 12. 
Verhältniß des Strafrechted zu 
anderen Gebieten 36. 
Verheimlichung der Schwanger: 
ſchaft und der Niederkunft 496. 
Verbinderte Ausübung des Wahl 
rechtes 367. 
Verhinderter Gottesdienſt 400. 
Verjährung 310. 
Berlaff en Dülfabenürftiger 5 500. 
Berleitung zum Beifchlaf 422 
Berleumdung 447. 
Bermögenzitrafen 280. 





Regifter. . 


Berrufenes Geld 890, I. 

Ver Fr Komplott. 

Beritorbene, Ehrenkränkung 440. 

nertridung 233. 

Berftäimmelnde Strafen 218. 

Ber er Begriff und Arten 174. 

Verſuch, Strafbarkeit 272. 

Vertheidigungstheorie9. 

Veruntreuung 539. 

Verwaltungsrecht, Verhältniß 
zum Strafrecht 36. 

Verwandlung der Strafe 287. 

Verwandtenmord 491. 

Verweis 226. 

Verweiſung aus dem Lande 233. 

Verwirkte Strafen 296. 

Vis absoluta 160. 

Vis major naturae 160. 

Vita anteacta 275. 

Volenti non fit injuria 138. 

Böllerrechtliche Verträge 365. 

Bolt, Verbrechen eines ganzen 122. 

®ollendpung, Consummatio 173. 

Bollziehung der Strafe 308. 

Boltaire 72, 73. 

Vorbedacht 165. 


Borbereitungshanblungen 176. 


Bormund, Untreue 558. 
Vorſatz 165. 


W. 


Waffen beim Diebſtahl 536. 
Wahlen, Verbrechen bei 368. 
Wahnſinn 123, 132. 
Wahnverbrechen 134. 
Warnungstheorie 11. 
Wedde und Buße 57. 
Megnahme, Diebftahl 529. 
Wergeld 54 Note 3. 


Berner, Strafrecht. 9, Aufl. 


625 


Werkzeuge des Berbr., Begriff 156. 
— Konfiskation 131. 
Widerrechtlich R.-G.:3.165 Note. 
Widerruf 226, 450, 459. 
Widerfetung 370. 
Wideritand 370. 
Wiederausgabe f. Münzen 388. 
Wilddiebſtahl 530. 
Wirth, 3. U. Straftheorie 23. 
Wiffentlih R.-©.:8. 165 Note. 
Wormſer Reformation 60. 
MWürderungstlage 450. 


3. 


ahariä, K. S., Straftheorie 16. 
euge, faljcher 393. 

orn 130. 

uchthaus 25 eerſchl 540 
veigrung, Un un . 
ufall 160. agung 
umeſſung der Strafe 277. 
urechnung 158. 
urechnungsfähigkeit 122. 
urechnungsunfähigkeit 129. 
urückhalten von Abgeordneten 


367. 
Zujamm entreffen ber Verbrechen 


— und Rüdfall 307. 

— von DR und a 17 1: 08 
— von Bollendung u. uh 1%. 
wang bei Wahlen 368. ei 


wang gegen Abgeorbnete 367. 
wang, en 16, 

wang, Zurechnu . 

wer ier " 

meifel, In dubio mitius 276. 
weitampf 461. 


626 Regifter. 


Auslegung des Strafgefeßbuches. 


Ein : . 38... Seite 295. 

fuhrungsgeſetz .39... 225, 234. 

x 1... Seite 91, 92. , 40-42 991. 239 
28 =: 7° 94—B. 43 176. 182 


, 44 
Einleitende Beitimmungen: \ 45 
1... Seite 119. 
: . 257-260. 
261, 262. 
262—268. 
261 —262. 
269. 


Erſter Theil: 


.13 ... Seite 251—253. 
‚14,15 = 235, 236. 
.16... 236, 237. 


192—1%. 271, 272. 
196—198. 271, 272. 
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229, 236. - Im zweiten Theil 
229, 230. 8. 80-370 Seite 335 folgt das Lehrb. 
der Legalordnung. 
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Nachtrag. 


1. Eben find erſchienen Beilagen zu Vorleſungen über das D. Straf⸗ 
recht, erfte Lief, au Wächters nee 5 er; ferner bie weite Hälfte 
von Rüdorffs Kommentar, welcher hiermit, greich den Kommentaren bon 
Dppenhoff und Schwarze, für alle Baragraphen des R.-G.-3. citirt wird; end⸗ 
ih Die falſche Ausfage vor Gericht zc. von Franz von Liszt, Graz 1877. 

2. Auf Seite 412 filge bet: „Nach dem Reichögefege vom 6. Febr. 1875 

. 77 it da, wo nach dem bisherigen Rechte auf Separatio perpetua zu er⸗ 
ennen fein würde, Die Auflöſung der Ehe außzufprechen.” 


Officin ber Verlagshandlung. 
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